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Borrede zum zweiten und dritten Bande. 


Mi dem dritten Bande find die Hauptrichtungen der 
Thätigfeit der Bundes-Verfammlung in wichtigen nationalen 
Angelegenheiten, nad) dem Plane des Werkes, für den erften 
Beitraum vom Sahre 1816 bis zum Jahre 1824, dem jcheinbar 
vollfommenen Siege der Reaction in Europa, vorgeführt. Es 
Ichien mir nothmwendig, bei ſchwer und bisher nur Wenigen 
zugänglichem Material, die Urkunden fo viel als immer thunlich 
jelbft ſprechen zu laſſen, und dies um fo mehr, damit auch jeder 
Schein einer Parteilichleit gegen einzelne beutjche Regierungen 
vermieden, und bie Urtheile gerechtfertigt werben, welche Das 
Schluß⸗Kapitel diejes erften Buches im vierten Bande enthalten 
fol. Diefes Echlußkapitel: „Die Stadien der inneren Ent: 
widelung der Bundesverfammlung innerhalb -Diefes erften und 
wichtigen Zeitraums”, wird felbftverftanden auch alle Diejenigen 
Verhandlungen berüdfichtigen, welche an ſich nicht wichtig genug 
erſchienen, um ausführlich und urkundlich vorgeführt zu werden, 
welche aber dennoch Gelegenheit geboten haben, entfcheidende und 
folgenreiche Principien in der Bundesverfammlung aufzuftellen. 


IV 


Ich hatte e8 vorgezogen, in den bisher erfchienenen Drei Bänden 
bei den einzelnen Kapiteln die Kritif der Verhandlungen zu 
unterlaffen, weil ich es für angemeljener hielt, Die gefammte 
Thätigfeit ber Bundesverfammlung jedes Hauptabſchnittes ibrer 
Geſchichte in einem Bilde vorzuführen. Hierzu war ich auch 
durd) die während meiner Arbeiten mir nur nad und nad) 
zugänglich gemachten ‚biplomatiichen Correſpondenzen jener Zeit, 
welche feinen Pla& mehr in abgejchloffenen Abjchnitten finden konnten, 
veranlaßt worden, Es ijt begreiflich, Daß Die Inſtructionen ber 
Sejandten am Bundestage ein bebeitendes Licht auf bie Ber: 
banblungen und Bejchlüfe werfen, 


Marburg, den 25. Juli 1861. 
Dr, 2, Fr. lie. 
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Die helfteiniſche Angelegenheit im erſten Stadium bis zum Jahre 1823. 


In dem Sabre 1822 wurde bei der Bundesverfammlung 
durch ein Comité der Prälaten und Nitterjchaft des Herzog: 
thums Holftein eine Schrift mit Beilagen überreicht, welche fol- 
genden Xitel führte: 

„Denkſchrift der Prälaten und Nitterjchaft, des Herzog: 
„thums Holftein, enthaltend die Darftellung ihrer, in an- 
„erkannter Wirkfamfeit beftehenden, Tandftändifchen Ver- 
„Faltung, indbefondere ihrer Steuergerechtſame. Der hoben 
„deutfchen Bundesverfammlung mit dem Antrage auf hoch: 
„geneigte Vermittelung der practichen Wiederherſtellung 
„ehrerbietigft überreicht.” 
Die Beilagen beftanden: 

a) in einem beglaubigten Auszuge aus einem Protofolle der 
Plenarverfammlung des Corps der ſchleswig—-holſteiniſchen 
Prälaten und Nitterfchaft, wodurch zugleich das Comité 
und der Dr. Schloffer gerechtfertigt werden jollten, Ange— 
legenheit beim Bunde anbängig zu machen. 

b) in einem Exemplar der im Sabre 1797 zu Kiel durdy Die 
Profefjoren Jenſen und Hegewiſch zum Drud beförderten 
Privilegien der ſchleswig-holſteiniſchen Ritterſchaft. 

Dritter Band. 1 
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Die Denkſchrift jelbft, jehließt mit folgenden an die Bundes: 
verfammlung gerichteten Anträgen: 


1. 


Es wolle dieſelbe 

die, in ankannter Wirkſamkeit beſtehende, holſteiniſche 
Verfaſſung in ihrer ganzen, namentlich auch auf die 
Verbindung mit dem Herzogthume Schleswig bezüglichen 
Ausdehnung, in Gemäßheit des Artikels 56 der Wiener 
Schlußacte, ihres Schutzes ihrer vermittelnden Fürjorge 
würdigen, daß dieſelbe, wie ſie ſich einer urkundlichen 
Anerkennung Sr. Majeſtät des Königs von Dänemark 
bereit erfreue, jo auch practiich anerfannt und beachtet, 
dem Lande erhalten, und vornehmlich in Hinficht des 
Steuerbewilligungsrechte8 ungekraͤnkt verbleibe; 


. bei Allerhöchſtgedachter Sr. Majeftät, ald Herzoge von 


Holftein Die Bermittelung dahin übernehmen, daß deu 
holſteiniſchen Prälaten und Ritterichaft die Verficherung 
angebeihe, Daß Diejenigen Beiträge, welche die Flöfter- 
lihen und adeligen Gründe interimiſtiſch und bis zu 
den Bellimmungen des Landtages, außer der orbent- 
lihen Contribution, willig und nad) Kräften zu den 
Staatsbedürfniſſen leiſten würden, ihren Freiheiten un- 
Ihädlich fein, und auf dem Wege der gütlichen Ueber: 
einfunft, nicht aber des Zwanges, von ihnen erhoben 
werden follen; 


. ihre Vermittlung dahin eintreten laſſen, Daß, da Die 


holſteiniſchen Prälaten und Ritterfchaft weit entfernt 
feien, einer Umgeftaltung ihrer Landesverfaflung in 
zeitgemäßer Formen irgend Hinderniffe in den Weg 
legen zu wollen, fie vielmehr die Begründung derſelben 
für das dringendfte Landesbedürfniß erkennen, auch, 
vornehmlich in Hinficht ihrer fehleunigeren hülfreichen 
Herbeiführung, Hoffnung aus der nachgefuchten Ver: 
mittlung ſchöpfen, gedachte bolfteinifchen Prälaten und 
Ritterichaft Doch bis zum erwünſchten Eintritt dieſer 
neuen Verfaſſungsordnung in ihrer rechtlich beftehenden 
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landesherrlich anerkannten Verfafſungsgerechtſame in 
alle Wege geſchuͤtzt, ingleichen ihre Vorjchläge in Hin- 
ficht der einzuführenden Veränderungen vernommen ud 
berüdfichtigt werden, die dermalen in anerfannter Wirk⸗ 
jamfeit rechtlich beftehende Verfaſſung aber, nah den 
Worten des Artifeld 56 der Wiener Schlußacte, anders 
nicht, als auf dem in dieſer Verfaſſung felbft liegenden 
Wege abgeändert werden möge. 

Die Denkſchriſt war in zwei Hauptabjchnitte und dieſe wie 
der in Unterabjchnitte getheilt. Der erite Hauptabfchnitt enthielt 
($. 1-25) die Gejchichtserzählung unter der Rubrik: „Thatbe⸗ 
ſtand, oder hiſtoriſch rechtliche Darftellung der holfteinifchen Lan⸗ 
desverfafjung, mit vornehmlicher Hinfiht auf das Necht der 
Steuerbewilligung, wie folches durch Jahrhunderte und bis auf 
diejen Tag in anerkannter Wirkfamfeit beftehend, jeit dem jahre 
1802 factiſch, vielfach verlegt und unberüdfichtigt gelaſſen wor- 
den; der zweite aber (F. 26— 30) die jo bezeichnete „rechtliche 
Entwidlung, nebft Erflärungen und Anträgen”, 

Der erfte Hauptabjehnitt oder die Gejchichtserzählung war 
wieder in vier Unterabtheilungen A,B, C, D gebracht, von weldyen 
Die erfte unter A in drei $. den Beweis enthalten follte: Daß 
die holſteiniſche Landſchaft fi) im vertragsmäßigen Befike Des 
Steuerbewilligungsrechtö befinde, und dafjelbe theild für fid, 
theils mit der ſchleswigſchen Landſtandſchaft verbunden, anerkannt 
und thätig ausgeübt habe. 

In diefer Hinfiht war fih F. 1 zuvörberft auf den Vertrag 
bezogen, welchen König Chriftian I. von Dänemark, Graf von 
Oldenburg — nachdem er im Jahre 1459 durch freie Wahl der 
Stände von Holftein und Schleswig zur Negierung dieſer Lande 
gelangt wäre — für fi) und feine Nachfolger im Jahre 1460 
mit ihnen eingegangen habe; $. 2. zur Aufzählung mehrerer von 
des Königs Chriftian I. Nachfolgern bis zu Ausgang des 17. ' 
Jahrhunderts, mit hauptjähliher Hinfiht auf das Recht ter 
Etenerbewilligung,, erfolgten Beftätigungen der den Ständen 
durch jenen Vertrag verficheren Privilegien übergegangen, und 

1* 
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endlih F. 3 eine Reihe von Fällen angeführt, in welchen Die 
landſtaͤndiſche Steuerbewilligung wirklich und ungefchmälert aus- 
geübt worden fei. 

Die drei erwähnten SS. enthielten hHauptfächlich folgendes: 

A. Beweis, blaß die holſteiniſche Landſtandſchaft 
im vertragsmäßigen Beſitze des Steuerbewilligungs— 
rechtes ſei, und daſſelbe theils für ſich, theils mit 
der ſchleswigſchen Landſtandſchaft ver bunden, an— 
erkannt und thätig ausgeübt habe. 

§. 1. 

Von dem uralten Steuerbewilligungsrechte in Holſtein und dem 
Grundvertrage der Holſteiner und Schleswiger mit dem olden- 
burgifchen Haufe im Jahre 1460. 

Seit Holftein, ein freie Urland des Sachſenſtammes, durch 
Carl den Großen zum germanischen Reiche gekommen, hätten 
deſſen Herren und Grafen bei jeder wichtigen Vorkommenheit 
die Stimme ihrer Randesälteften befragt. Die Altefte ſchriftliche 
Urfunde, Die die Reclamanten über ihre Landesrechte befäßen, 
ein von den Grafen zu Holftein und Stormann, Herzogen zu 
Schleswig, aus dem Schaumburgifchen Haufe, den Gebrüdern 
Heinrich, Adolph und Gerhard, 1422 ausgegebenes Diplom ſpreche 
die tapferen Mannen im Lande Holftein und alle Einwohner des⸗ 
jelben Landes, außer den zwei Fallen der Ausftattung einer fürft- 
lichen Tochter und einer verlomen Hauptjchlacht, von aller Der: 
pflichtung zu einer Bede frei, mit der Hinzufügung: „haben fie 
und öftere Beben bewilligt und weiter Folge geleiftet, (Heeres⸗ 
folge auf eigene Koſten) das haben fie nicht vermöge alter Ge⸗ 
wohnheit gethan, oder von Rechtswegen, fondern fie haben ſolches 
wegen des großen Bebürfnifjes und unjerer und des Landes 
Noth gethan, welche fie jelbit dafür erkannten, Das wollen wir 
und unfere Erben gegen fie und ihre Erben gern vergelten. Auch 
wollen wir und unfere Erben alle unfere tapfern Männer und 
ihre Erben und Einwohner des Landes Holftein bei dieſer Ge— 
mwohnheit und bei aller alten Gerechtigkeit und Gewohnheit er: 
halten und Tafjen.” 
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Derſelbe Graf Adolph habe 1459 anderweite reversales de 
non praejudicando,, mit Hinweifung auf jene früheren, gegeben: 
Ritterfchaft und gute Mannen im Lande Holftein bätten ihm iu 
jeiner befannten Roth eine freundfchaftlide Bede bewilligt, wozu 
fie nicht verpflichtet, und es ſoll dieſes jenem alten Briefe unver⸗ 
fänglich fein. 

In dieſer Beit wäre Das deutſche Reichsland Holftein bereits 
mit feinem nördlichen Nachbarlande Schledwig in innige Verbin: 
bung getreten, da derſelbe deutſche Graf Adolph zugleich mit 
erblidyem Rechte ald Herzog und dänischer Lehnsfürſt über das 
Land Schleswig regiert habe. Als aber 1459 mit ihm der 
männliche Stamm der bolfteinifchen Schauenburger ausgegangen 
jei, wäre von den Ständen beider Lande zur gemeinfamen Bes 
rathung über die Wahl einer neuen Landesherrichaft fich vereinigt 
worden und Diefe, nicht nad) dem Erbrechte, auf den Lehnsherrn 
Scyleswigs, übrigens Schweiterfohn des Verftorbenen, den Grafen 
von Oldenburg, König Chriftian I. von Dänemark gefallen. 
Beide Landftandfchaften hätten bei Diefer Gelegenheit eine magna 
charta ihrer Landesrechte zu Stande gebracht, und der Rechte 
und Freiheiten, welche der erforene Landesherr 1460, vor ber 
Huldigung, für fi und feine Nachfolger eidlich zugefichert hätte, 
wären viele und mannichfaltige gewejen, eines Theil mehr an 
vorübergehende Bedingungen der Leit gebunden, die meiften 
dauernd heilbringender Art; denn ed habe biefer Fürſt, zugleich 
mit der Anerkennung feiner freien Wahl, für fich und feine Nach» 
folger eidlich verfihert, daß ein jeder Einwohner diejer Lande 
bei feinem Rechte und feiner Freiheit bleiben jolle 2c. und zwar 
habe fich diefe Zuficherung jo wenig allein auf Die landtagenden 
Stände, Prälaten, Ritterfchaft und größeren Städte bezogen, Daß 
vielmehr auch die Feineren Städte, ja Kauf: und Wandersleute 
genanut wären. Allen einzeln aufgeführten Rechten gehe nun mm 
Wichtigkeit Die Zuficherung voran, daß beide Lande ewig beiſam⸗ 
men ungetheilt bleiben jollen, — in Abſicht der Steurbewilligimg 
aber folgende Beſtimmung: „Wir, unfere Erben und Nachkommen 
„jollen und wollen auch feine Schagung oder Bede legen auf 


6 


„die Einwohner Diefer Lande, ſammt und fonderd, ausgenommen 
„unfere eigene Bonden und Lanften, die unverfeßt und unver 
„pfändet find, ohne freundliche Einwilligung und Yulaffung, ein- 
„trächtige Zuftimmung aller Räthe und Mannfchaft Diefer Lande, . 
„geiftlicher und weltlicher.” 

Sn einer zweiten Handfefte vom felbigen Jahre (tapfere 
Verbeſſerung der Privilegien) wären den Landen, wo möglich, 
jährlicdye Zandtage zugejagt worden, und daß feine andere Münze 
gelten folle, al& die, fo in Lübeck und Hamburg gäng und gebe 
jet ee, und am Schluffe babe der Stammvater des holfteinifchen 
Fürſtenhauſes die Befeftigung, Beftätigung, Berbefferung und 
Beſchwörung der Landesfreiheiten zur ausdrüdlichen Bedingung 
für jeden künftigen Landesherrn aus feinem Stamme gemacht. 
Auf folhe Weile — fo fchliegen die Neclamanten — beſtehe 
bier ein Vertrag zwilchen dem erhabenen oldenburgifchen Haufe, 
ihren Landesherren und den Unterthanen Holfteing, in aller Foͤrm⸗ 
lichleit und Stärfe, verbindlih für Die fpätefte Nachkommen: 
ſchaft. 


§. 2. 

Ausführung aller der landesherrlichen Beſtätigungen der Privi- 
Iegien, welche bis zu Ausgang des fiebzehnten Jahrhunderts aus⸗ 
veſteut ſind, mit hauptſaͤchlicher Hinſicht anf das Recht der 
Steuerbewilligung. 


In Folge ſolcher gemeinſamen That, wären bereits unter 
der Regierung des Stammpvaters die Verhaͤltniſſe beider Herzog⸗ 
thuͤmer jo enge geworben, daß fie ihre meiflen Landtage gemein- 
Ichaftlich gehalten hätten, und getrennte Verfammlungen nur als 
jeltener Ausnahmen mehr vorgefommen wären. Auf den mit 
dem Stammovater abgeſchloſſenen Grundvertrag, wären alle Land⸗ 
tagsverhandlungen zurüdgegangen, jede Landtagspropofition babe 
fich ordentlicher Weife mit der Darlegung des etwaigen Steuer 
bedarfs eröffnet, e8 wäre daruͤber berathen und am Ende ein 
Schluß herausgebracht worden. Die Beden wären im Berlaufe 
der Zeit, wie in ten anderen europäifchen Landen, auch in 
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Schleswig. Holftein zahlreicher geworden; allein nichts deſto 
weniger wären fie freiwillige geblieben, und wenn ein eiliger Fall 
oder irgend eine Unordnung eingetreten wäre, hätten die Stände 
nicht verabjäumt, fich Die nöthigen Reverjalen zu erbitten: „daß 
ſolche Leiſtung ihren Freiheiten unfchädlich fein jolle”. Auch die 
auf den Landtagen nicht mitvertretenen, zu Schleswig und Hol- 
ftein gehörigen Nordfrifen und Dithmarfchen, wären Durch ihre bejon- 
deren und beftätigten Privilegien vor willfürlicher Belaftung 
geihükt geweien. Gin Einwand gegen dieſe Anführungen fei 
undenfbar, denn zu Elar ſtehe allem Zweifel entgegen, außer dem 
Beugniffe der feit 1545 erhaltenen Landtagsacten, was Die lange 
Tolgenreihe von landesherrlichen Beftätigungen der Privilegien 
befage, welche unter andern auch namentlich öfter der Freiheit 
ser Steuerbewilligung gedachten, und von denen in der Necla- 
mationgjchrift folgende, meift mit Beziehung auf die mit über: 
gebene Privilegienfammlung, in welcher fie fi) abgedrudt befin- 
den, namentlich ausgezeichnet find: 

1. die de3 zweiten Herzogs aus dem Stamme ber Olden⸗ 
Burger, Königs Johann, für ſich und feinen unmündigen Bruder, 
den Herzog Friedrih, vom Jahre 1482, welche fich gegen Die 
vom königlichen Vater und Seiner Gnaden Vorfahren anfchließe, 
übrigens: als wenn fie bier alle von Worten zu Worten mit 
hineingejchrieben wären. 

2. Königs Chriftian II v. 9. 1513 ebenjo 

3. Königs Friedrich I v. 3. 1524, ſehr ausführlid, und 
beſonders auch in Hinficht auf die Steuerbewilligung vorzüglich 
bemerfungswerth, wie Die] 

4. Königs Chriftian IT für ſich und feine unmündigen Brü— 
der, Johann, Adolph und Friedrich, von 1533, welche eine noch 
ausdrüdlihere Ermahnung und Befeftigung des in den Privi- 
legien begriffenen Steuerbewilligungsrechtes enthalte. 

5. Bon demfelben König und defjen nun mündigen Brüder 
von 1544, zwei Tage bevor er die durch ihre erjehütternden Kol- 
gen unvergepliche Theilung der Herzogthümer mit feinen Brü⸗ 
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dern vollführt habe, von welchen diefe Lande erft 1773 zur Ein- 
heit der Herrschaft unter Die ältere Linie zurückgekehrt wäre. 

6. Königs Friedrih II von 1564. 

7. Herzogs Philipp von 1590. 

8. Herzogs Johann Adolph von 1592. 

9. Königs Chriftian IV von 1593. 

10. Königs Friedrichs IT, mit deſſelben Königs unterfchriebe- 
nem ide, von 1648, 

11. Herzogs Chriftian Albrecht, ebenjo, von 1661. 

12. Königs Chriftian V von 1671. 

Es ift bier am Schluffe die Bemerkung beigefügt, daß der im 
18. Jahrhundert gefchehenen Confirmationen, gleichwie der einen 
aus dem 19. Jahrhundert von des jeßt regierenden Königs Ma— 
jeſtaͤt erfolgten Beftätigung, anderwärtd gedacht werben ſolle. 


$. 3. 
Solgereihe von Belegen für Die wirkliche und ungefchmälerte 


Ausübung der Tandftändifchen Stenerbewilligung. 


Um hierauf nachzuweifen, daß diefe Privilegien fi Jahr⸗ 
hunderte hindurch in der vollftändigen Ausübung befunden hätten, 
wurden von den Reclamanten, den einen Punkt der Steuerbe- 
willigung anlangend, folgende Belege angeführt: 

1. Königs Johann und deffen Bruders, Herzogs Friedrich, 
Duittung über eine von den holfteiniihen Ständen im Sabre 
1498 bewilligte Bede, mit der Verfiherung, daß dieſe Bede gut- 
willig bewilligt fei und allen Gerecdhtigfeiten und Gewohnheiten 
unnachtheilig fein jolle. 

2. Desgleichen von demjelben König, vom Jahre 1506, daß 
ſolche Bede „aus gütiger Unterthänigfeit und nidyt aus Pflicht 
bewilligt und eingeräumt” jei, auch daß ihnen, ihren Erben und 
Nachkommen, Died in den Privilegien in feinem Maaße ſolle 
ſchaͤdlich oder verfänglich fein. 

3. Königs Chriftian III Revers von Jahre 1540, welcher 
rubrizirt iſt: „Söniglicher Durchlaucht Brief, enthaltend Die 
Schapbefreiung der Fürftenthümer Schleswig und Holftein, der 
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Adlihen und Unadlichen, in welchem bezeugt wird, daß Praͤla⸗ 
ten, Ritterſchaft, Mannſchaft und Städte der Fürftenthümer 
Schleswig und Holftein ſich immer und allenthalben, beſonders 
in der letzten Fehde und bisher, nicht allein als gehorfame, treue, 
gutwillige und wohlmeinende Unterthbanen mit ihrem Leib, Gut 
und Blut erzeigt und bewiejen, fondern gegen und wider ihre 
alten Töblichen hergebrachten Freiheiten, Privilegien und Geredh- 
tigfeiten, auch über ihre Pflichten, „allein was zu unterthänigem 
Gefallen, in Betrachtung unferer vielfältigen Bejchwerben” ꝛc., 
den zmwanzigften Bfennig und außerdem zu vielen Malen, von 
ihren Lanften und Bauern Bandbede und dergleichen bewilligt 
und verabfolgen laſſen, „ſolche und dergleichen Wohlthaten von 
den vom Adel im heiligen römiſchen Reiche deutfcher Nation, 
daß fie foldhed ihren Herrn (über ihre gewöhnliche Manndienfte) 
gethan oder erzeigt, nie gehört oder befunden ;“ 

ferner würde unter Dank für jüngft gefchehene abermalige 
Bewilligungen und nad) vielfältigen Verficherungen, daß das Ges 
Teiftete nicht zur Pflicht gezählt werben folle, vom König ver 
fprochen, daß fortan in Nothfällen immer nur die gemeine Land» 
bete, nicht mehr der zwanzigfte Pfennig gefordert werden folle. 

4. Königs Friedrich) I. Revers vom Sahre 1580, ähnlichen 
Inhalts. 

5. Königs Chriftian IV, unter welchem ſchon die Landtags⸗ 
acten fehr vollftändig und in 55 Negierungsjahren (1593—1648) 
53 Landtage bei den Schleswig: Holfleinern gehalten worden, 
habe, bei Gelegenheit einer von dem mitregierenden Herzoge auf 
dem haderslebner Landtage von 1614 außer der gemeinen Land- 
bede geforderten Anlage, gegen welche von den Ständen ihre 
Privilegien vorgejchügt worden, ſich hierüber mit feinen und den 
berzoglichen Gommifjaren berathen und endlih dahin erklärt: 
„daß man biesfalls wider ihren Willen ihnen (den Ständen) 
nichts aufbringen Fönne”, worauf aud die herzoglidhen Com⸗ 
mifjaren in ihrem Berichte an den Herzog die Grundfäße ber 
töniglichen Entſcheidung dahin ausgeſprochen hätten: es wären 
ja die Privilegien von beiden Landesherrn eidlich beftärkt ıc. 
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Die Neclamanten gedenken Hier nun ferner: daß König 
Chriftian IV, jelbft im 30 jährigen Kriege, Teine Frift der Ruhe 
ohne einen Landtag Für Die ganz nothwendigen großen Be⸗ 
willigungen vorbeigehen laſſen: daß, in einem außerorbentlichen 
Falle der Nothwendigkeit einer jofortigen Anlage, ohne Landtag, 
im Sabre 1631 dieſe von der Regierung entfehuldigt, von den 
Ständen aber, unter Wahrung ihrer Privilegien, geleiftet worben 
wäre: daß König Friedrich II, Chriſtians IV Sohn, welcher als 
Herzog die Privilegien beftätigt, und die Huldigung empfangen, 
wie der Vater, auf unveränderte Grundlagen des Verfaffungs- 
werks und nicht allein vor, ſondern auch kurz nach der im König— 
reiche verlangten Unumfchränftheit, mit dem herzoglichen Haufe 
gemeinfchaftlihe Landtage ausgejchrieben hätte: daß fo die Lan- 
besverfaflung aus allen Veränderungen der Zeit unverlekt her: 
gegangen und durch Die Landestheilungen die urfprüngliche Ein⸗ 
heit der Lande nicht verloren gegangen wäre, indem Prälaten 
und Ritterſchaft ungetheilt, alſo unter gemeinfamer Regierung, 
geblieben wären, jedem der beiden Landesherren fein Theil fo 
zerjtreut zugewiefen worden wäre, Daß nicht leicht an die Bildung 
eines gejchloffenen Territoriums zu denken gewejen und vielmehr 
alles zur Erhaltung und Erweiterung der Gemeinſamkeit aufge: 
fordert hätte: daß man auch in anderen Beziehungen der Beit 
gewichen wäre, ohne die Nechtägrundlage zu verlafjen: daß die 
geiftliche Landftandichaft in Schleswig Holftein zwar durch die 
Reformation gefprengt, jedoch in den vier ritterlichen Pröbften 
der gebliebenen vier ftändifchen Klöfter, und nur einiger Prälaten, 
die geiftliche Bank am Landtage Dargeftellt worden fei, daß im 
17. Sahrbundert die Stände zwar wegen ber erft unter kaiſer⸗ 
liher Mitwirkung in der herzoglichen, dann fpäter in der Fönig- 
lichen Linie eingeführten Primogenitur, ihr altes Recht der Wahl 
des Landesfürften aufgegeben hätten; allein feit dem fich in 
mehreren Beftätigungen der Privilegien die Glaufel „außer was 
in puncto electionis darin geändert” befinde, übrigens alles wie 
zuvor : daß dad befondere Verhältniß, Daß der eine Regent in 
Schleswiq⸗Holſtein zugleih König von Dänemark gewejen, zwar 
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eine Union zwiſchen dem Königreiche und den Herzogthfimern 
herbeigeführt habe, übrigens alle Verhältuiffe des Königreichs 
und Herzogthümer Verfaffung, Verwaltung, Gejebgebung und 
Finanzen geſchieden geblieben feien, während ſich die Schleswiger 
immer inniger mit den Holfteinern verbunden hätten. 


B. Beweis, daß aud zur Beit der geflörteren Landtage 
und ebenfall8 auf dem bis dabin letzten ſchleswig— 
holfteinijchen Zandtage von 1711 und 1712, das den 
Ständen grundvertragsmäßig zuſtehende Recht der 
Steuerbewilligung unverloren und anerfannt 
geblieben tft. 


In der zweiten Unterabtheilung der erſten Hauptabtheilung 
unter D ($. 4-8) ift auszuführen gefucht, Daß, ungeachtet durch 
mancherlei näher berührte traurige Greigniffe die Haltung von 
Landtagen gehindert worden ſei, doch auch während dieſes Beit- 
raums und zulekt auf dem zu Stande gekommenen jüngften 
Zandtage von 1744 das fländifche Recht der Steuerbewilligung 
nicht nur nicht verloren, jondern vielmehr anerkannt worden fei, 
und deswegen Folgendes angeführt: 


8. 4. 

Nachtheilige Folgen der Uneinigfeit der beiden regierenden Häufer 
für die Tandesverfaffung, namentlich durch Störung der Lanb- 
tage und der Steuerbewilligung. 

Die 1660 im Koͤnigreich eingeführte Unumfchränftheit habe 
rechtlich Die beiden Herzogthümer nicht berühren können. Dems 
ungeachtet fei diefer Zeitpunkt auf den namentlih das Jahr 
1660, in welchem von Dänemark an das berzogliche Haus, über 
defien Antheil an Schleswig die Souveränität verloren worden 
ſei. Von diefem Jahre Habe ſich ein volles Yahrhundert des 
Zwieſpalts zwijchen beiden in Schleswig-Holftein regierenden 
Häufern und von dieſem wieder die traurige Erſchütterung ihrer 
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landftändifchen Verfaflung zwar nicht den Rechten aber der Aus: 
übung nad) hergeleitet. In diefer Zeit erflärter Feindſchaft oder 
gar des Krieges zwilchen beiden Häufern wären Landtage ganz 
unmöglidy gewejen und wären fie auch zu Stande gekommen, fo 
hätte der Geiſt der Einigfeit auf felbigem gefehlt. Die üblen 
Folgen davon hätten zunächſt die Städte ald den am wenigften 
geſchützten Theil der Tandftändifchen Verfammlung getroffen- 
Prälaten und Nitterjchaft flärfer auf den Landtagen, vermö- 
gender und durch die Nugung der KHlöfter, ingleichen die ihren 
Hoffelderu zuftchende Steuerfreiheit ausgezeichnet, hätten auch 
den Vortheil einer nähern Verbindung ihrer Geſchlechter und feit 
1656 in Kiel Convente gehabt, zwar nicht Iandesherrlich ausge: 
Ihrieben, wie Die Landtage, aber wie die Landesherren bei Der 
Genehmigung felber ausbedungen, ohne Nachtheil der Landtage 
und gerade zum Zwecke der Forderung derjelben. Sie hätten 
in allen ihren Verhältniffen unter gemeinfamer Regierung geftan- 
ben und von Alters her außer den vom Landtage freibewilligten 
Beden Feine einzige Steuer bezahlt, während Die Städte durch 
mancherlei ftehenden Zins und Pflicht von der Grafenzeit ber 
an ehemalige untergeordnete Verhältniffe, aus welchen fie ſich 
langfam zur Landftandfchaft erhoben hätten, erinnert, jeßt wegen 
Mangeld au Verbindung immer vereinzelter und einfeitiger vom 
Beſuch der Landtage abgehalten und auf ſolchen an ihrer frübern 
träftigen Wirkfamkeit gehindert werden Fönne und als in den 
Jahren der Heftigften Gährung König und Herzog einfeitig in 
ihren Städten große Steuern ausgejchrieben hätten, wäre den 
Städten die Landftandfchaft nicht mehr ein Schuß nur eine Aus- 
gabe mehr gewejen. Hätten auch dieſe Erjchütterungen feinen 
Rechtszuftand begründen Fönnen, jo Hätte doch der Geifl ber 
Berfaffung darunter gelitten. Die veränderte Kriegsführung und 
manche andere Umftände hätten das Bedürfniß der Geldbe— 
willigungen vermehrt und die Landitände wohl ermägend, daß bei 
dem fteigenden Gapitalreichthium der Grundbefig nicht mehr 
alleiniger Gegenftand der Befteuerung fein könne, hätten von 
Adkerpflügen und Geldern (Sapitalien) außerordentlich viel be- 
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willig. Um fo wichtiger hätte ihnen die Mitauffiht über die 
landſchaftlichen Lege- oder Landkaſten fein müflen, in welchen 
tie Steuern regelmäßig eingebracht worden. Allein eine der 
nächften Folgen jener unbeilvollen Souveränität fei das Streben 
nach der Theilung der Steuern gewejen, wovon die eine Hälfte 
fortan gleih aus dem Föniglichen Landkaſten in die königliche 
Kaffe zu Rendsburg, die andere in die herzogliche zu Gottorp 
fließen ſollten. MWiederholte Verfuche der Landftände, die Mit 
aufficht über die Steuern in alter Weile zu behaupten, wären 
fruchtlos gemejen. 
8.5. 
Darftellung des gejchichtlichen Hergangs. Bis zum Altonaer 
Vergleiche 1689. 

In den erften zehn Jahren nad) dem Gopenhagener Frieden 
von 1660 ſei ed zwar nicht zu Ausbrüchen, jedoch in die land— 
Ichaftlihen Verhandlungen ein trodenere® und entjchiedeneres 
Verfahren, eine reizbare Mißſtimmung der Landesherrichaften 
und eine Spannung zwifchen Herrn und Stände gefommen. 
Wären zur Zeit der perfönlichen Heeresfolge nud der Mitaufficht 
über den Legefaften Die Stände eine Macht gewefen, jo wären fie jeßt 
allein auf ihr vertragsmäßiges Recht bingewiefen gemwefen. Die 
Unumfchränftheit des Königreichg Hätte factiſch auch auf Die 
ſchleswig-holſteiniſche Verfaſſung gewirkt, Die Beftätigung der 
Privilegien fei nicht mehr vor der Huldigung, ſondern nur 
gleichzeitig nicht mehr eidlih nur an Eides Statt und in zwei 
verschiedenen Exemplaren für Prälaten und Ritterſchaft ımd Die 
Etäbte gefchehen, ungeachtet Die letztern was auch eingewendet 
worden, „inbifjoctable Mitglieder, des nämlichen Körpers und 
Theilnehmer der nämlichen Privilegien”, ihre Landſtandſchaft 
durdy den Beſuch der auch zu Anfang der neuen Regierung zahl: 
teich ausgejchriebenen Landtage thätig ausgeübt hätten. Aber 
mit dem Anfange des Jahres 1672 hätten ſich Die alten Zwi⸗ 
fligfeiten wieder geregt, Landtage im Sahre 1672, 73, 74, 75 
wären ohne Schluß auseinander gegangen oder einfeifig gekün—⸗ 
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digt worden und bie heftigen Fehden zwiſchen dem Könige und 
Herzoge wären erft 1679 durch den Frieden von Fontainebleau 
beendigt worden, in welchem dem Herzoge feine Länder und 
Souverainität wieder hergeftellt worden wären. Zwar hätten in 
den Sahren 1680-82 beide Landesherren über einen Landtag 
correjpondirt, aber man habe fich über die Form nicht einigen 
können, weil der König fich für die Zukunft allein an die Spiße 
derjelben als Höchftregierenden fielen wollen. Ende Mai’ 1684 
habe der König das berzogliche Schleswig überfallen, eingezo- 
gen und Die Hultigung als alleiniger Souverain begehrt, der 
Herzog dagegen proteftirt und dieſer Gewaltzuftand fünf Jahre 
bis zum Altonaer Vergleich vom 30. Juni 1689 gedauert, durch 
welchen der Herzog alles Verlorne, fein Land, feine Souverai- 
nität, Negalien nnd jura colleciarum zurüderhalten hätte, 


§. 6. | 
Schritte der Prälaten und Nitterfchaft zum Schube der Ber: 
faffung. Landesherrlihe Anerkennung Des Steuerbewilligungs- 
rechtes. Entſtehung der ordinären Gontribution 1690, als einer 
interimiftiich bi8 zum Landtage übernommenen Abgabe. 

In diefer unglüdsvollen Periode 1675 hätten indeß die in ihren 
Sonventen häufig verfammelten Prälaten und Nitterichaft für 
die Erhaltung ihrer Verfafjuug richt unverfucht gelafjen und 
von den Bemühungen, welche fie gleich nach Dem Altonaer Vergleich 
für die Wiederherftellung der Landtage aufgewendet hätten und 
von der Anerkennung ihrer Gerechtſame, welche ihnen wirklich 
zu Theil geworden wären, zeugten mehrere der Denfichrift unter 
Num. 1—3 beigedrudte landesherrliche Erlafje der Jahre 1689 
und 1690, aus welchen erhelle, daß die Landesherren dad unges 
ſchmälerte Verfaffungsrecht und namentlid) das Recht der fteuer: 
bewilligenden Landtage nach wie vor als verbindlic anerkannt, 
das dawider Vorgefommene ald außer der Negel vorgegangen 
(„ein Interimswerk“) und als wieder gut zu machen betrachtet, 
nach dem Altonaer Vergleiche aber mancherlei unerledigte Miß— 
helligfeiten zwilchen den Landesherren Die Ausschreibung Des 
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auf wiederholtes Andringen als ganz nahe veriprechenen Land- 
tags verzögert hätten, daß eben wegen dieſer Mißhelligkeiten 
es vor ber Hand blos zu einer Herabjeßung der bis dahin ein- 
geforderten Hohen Gontribution gekommen wäre und zu einer 
proviſoriſchen Feſtſetzung der Beiträge, welche nad Pflugzahl 
einſtweilen, naͤmlich bis zum bevorſtehenden Landtage, zur Lan⸗ 
desdefenfion zu entrichten wären. 

Dieſer letzte Punkt der königlichen Erklärung, welcher bald 
hernach Der Herzog beigetreten wäre, jeder Landesherr wolle fich 
einftweilen und bis zum Laudtage für feinen Theil mit 14 Reichs⸗ 
thaler vom Pfluge in Holftein und in Schleömig mit 1} Reichs 
thaler an monatlicher Bontribution genügen laſſen, gäbe dem 
föniglichen Refcripte vom 28. Februar 1690 noch eine bejondere 
Wichtigkeit, weil jene Gontribution ald ordentliche Pflugftener 
(ordinäre Contribution) von hier an ftehend geblieben bis zum 
jüngſten Landtage und über denfelben hinaus ımerhöhet bis auf 
den heutigen Tag. 

Anmerkungen. 

1. Das Eönigliche herzogliche Refceript vom 31. October 1689 
befagt im Wefentlihen, Daß, ob Die Landesherren gleich gern 
gejehen, daß einige Grleichterung in den bisherigen Gollecten 
hätte zur Hand genommen und auch zu dem Enve ein Landtag 
gehalten werben können, fe dennoch aus gewiſſen erheblichen 
Hinderniffen zu deſſen Anfeßung noch nicht gelangen Fönnten, ſon⸗ 
dern bei den contribuirenden gefährlichen Gonjuncturen vor uns 
umgänglicy hielten wegen der zu der benöthigten Landesdefen⸗ 
fion und deßhalb gemachten Verfaſſung erforderten ſchweren 
Laſten nochmals durch ein Interimspatent einige Contribntion 
vor gedachtem Landtage auf Den noch ſcheinenden und naächſt 
folgenden Monat October und November auszufchreiben, beföhlen 
demnady Brälaten und Ritterſchaft im Schleöwigfchen 3 Rthlr., 
im Holfteinifhen A Rthlr. vom Pflug, für jeglichen Monat ab- 
zuftatten ac. | 

2. Das dedgleichen vom 11. Januar 1690: daß, nachdem 
Die Abjebung eines Landtags wider Verboffen bisher nicht ge 
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Ichehen Lönnen und gleichwohl die unumgängliche Nothdnrft er: 
fordern, daß die Zandesdefenfion ꝛc. beobachtet werde, Regentes 
feinen Umgang nehmen Fönuten abermalen ‚eine Gontribution 
vor Haltung ſolches anzufeßenden Landtages auf den verwichenen 
Monat December wie auch Taufenden Monat Sanuarius durch 
ein Interimspatent auszujchreiben ıc. 

3. Das Eöniglihe Reſcript, Die interimiftifche Feſtſetzung 
einer ohne weitere Ausfchreibung bis zum Landtage zu leiftenden 
Gontribution (jpäter Die ordentliche genannt) betreffend vom 
28. Februar 1690. Seine Mafeftät hätten Sich vortragen laf- 
jen, was Prälaten und NRitterfchaft der Herzogthlimer Schleswig 
und Holftein wegen Crleichterung der bisherigen onerum und 
Augfchreibung eines Landtages auch fonft gebeten. — Es folgt 
nun eine Anerkennung deſſen, was PBrälaten und Ritterfchaft 
bisher geleiftet und der Ausdruck des Wunſches, Daß die Stände 
geſtatten möchten deren Geſuch fofort zu erfüllen. Hierauf ift 
ſich auf Die obwaltenden Umftände bezogen, nad) welchen Präs 
Iaten und Ritterfchaft von felbft ermeſſen mwürben, mie Seiner 
Majeftät es für jest billig höchſt bedenklich fallen müſſe, einen 
Landtag, weldhen Sie fonft den getreuen Ständen gerne gönnen 
würden, zufammen zu berufen. Seine Majeftät wären jedoch 
nicht gemeint die Gonvocation eined Landtages ind Ungewiſſe 
Hinauszuftellen, ſondern könnten falls es der Herzog mitgefällig 
wolle gejchehen Iafjen, Daß in eventum der Xermin Dazu be⸗ 
namt und die Patente ausgelaflen würden zc. folgt eine Herab- 
jeßung der Pflugeontribution 2c. und heißt es weiter: Was im 
übrigen Prälaten und Nitterfchaft wegen einer Fünftig wieber 
einzuführenden allgemeinen Lanbcaffe und mit Herbeiziehung alles 
deffen, jo vor dieſem dazu gehörig geweſen, anführen und ver: 
langen, approbiren Seine Majeftät und wollen nicht ermangelu 
mit dem SHerzoge fi) zu vernehmen, damit ſolches auf bevor: 
ftehendem Landtage zum Effcet gebracht und was dem entzogen, 
bishero vorgegangen, maßen ed nur ein Intetimswerk gewefen, 
redreffirt und das Gollectenwejen wieder auf Den vorigen alten 
Fuß gejeßt werben möge. 
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8. 7. 
Fortführung des geſchichtlichen Hergangs. Bid in das achtzehnte 
Jahrhundert. 

Mit dem Jahre 1694 wäre es zu neuen Feindſeligkeiten 
zwilchen König und Herzog gefommen, in dem Travenbahler 
Frieden vom 18. Auguft 1700 aber zwiſchen Diefen beiden wären 
die alten Verträge zwilchen beiden Häujern förmlich beftätigt, 
beide in Regierungsrechten auf gleichen Fuß gejebt, Prälaten 
und Nitterfhaft alle ihre Gerechtfame bewahrt und beftimmt 
worden, daß die ber Prälaten und Ritterſchaft und gewif- 
jermaßen über einige Städte geführte gemeinjchaftliche unter 
Regierung ferner verbleiben, dagegen die jchon getheilten Städte 
einjeitiger Regierung ftehen ſollten. Was den Städten die 
Landtage Fünftig fein follten, wäre nicht erwähnt; aber die 
Landtagsgerechtfame ihnen nicht entzogen worden, indem es im 
5. Art. wo die Nede von der Xandeövertheidiaung ei, heiße: 
„die Mittel dazu follten auf gemeinen Landtagen nad) der alten 
Dbjervanz herbeigefchafft werden.” Gleih nad dem Travens 
dahler Krieden hätten Praͤlaten und Ritterſchaft ihre Anträge 
auf einen endlich zu haltenden Landtag nicht minder auf Die noch 
unterbliebene Huldigung, mit welcher die Beftätigung der Privi- 
legien verbunden wiederholt, worauf Herzog Friedrich piedert: 
er werde mit dem Könige über den Landtag vorderjamft com: 
municiren, die Huldigung fei für jebt zu verjchieben, weil er im 
Begriffe ſtehe nach Schweden zu reifen. 

$. 8. 

Die verabredete Vereichtung der Landesverfaſſung (Altonaer 
Separatartifel von 1709) Fam nicht zu Stande. Auf dem Land: 
Inge von 1711 und 1712 verftanden ſich die Prälaten und Nits 
terichaft zu einer jährlichen nicht zu erhoͤhenden ordentlichen Con⸗ 
tribution; im Uebrigen ward das Recht der fleuerbewilligenden | 
Zandtage erhalten und anerkannt. 

Endlich ſei leider eine etwas dauernde Vereinbarung beider 
Häufer allein zu dem Zwecke zu Stande gefommen, un gemeins 


Ihaftlich die alte Landesverfaſſung zu unterbrüden. Beide Lan— 
Dritter Theil. 2 
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desherrſchafien hätten fich vereinigt eine ungeheuere außerorbeut- 
Tihe Sontribution auf die Flöfterlihen und adeligen Gründe zu 
legen und wenn Prälaten und Ritterfchaft fich ohne Landtag zu 
nichts verftehen würden, dieſes Recht zu vernichten. Die Dem 
älteren Receſſe vom 17. Auli 1709 angehängten lange ftreng 
verheimlichten der Denkſchrift unter Num. 5 beigebrudten Sepas 
ratartifel hätten mit klaren Worten Die Verabredung enthalten 
daß wenn Prälaten und Ritterfchaft nach PBublicirung des Re: 
ceiles in welchem jene außerorbentlihe Contribution begehrt 
würde, auf einen Landtag dringen follten, ihnen dieſer verweis 
gert, lediglich eine Verfammlung der Prälaten und Ritterſchaft 
und dieſen dabei eine blos berathende Stimme geftattet werden 
Sollte. Der Plan fei indeß durd) die Bemühungen von Prälaten 
und Nitterfchaft unausgeführt geblieben. Gleih nad Publi- 
cirung des Receſſes Hätten fie ernftlid) auf einen Landtag ges 
drungen und ald nad einiger Zögerung jene harten Steuer: 
mandate im Frühling 1711 wirflid) erlaflen worden, hätten Pre: 
laten und Nitterfchaft ihre Bemühungen verdoppelt, wären jedoch 
weil die Ausjchreibung des Landtages bei gegenwärtigen Zeiten 
zu weitläufig fallen dürfte, Tediglich zu einer Zufammenkunft mit 
Iandesherrlichen Commiſſarien dergeftalt unterhandelt, Daß fie 
beftändig auf einen Landtag von Prälaten, Ritterſchaft und 
Städten der alten Landesgewohnheit gemäß, ingleichen auf die 
bisher verjchobene Beitätigung der Privilegien gedrungen, unter 
Gewährung diefer Anträge aber fid) zu allen außerordeutlichen 
Dpfern die in ihren Kräften gelegen zum Voraus willig erflärt 
hätten. Der Landtag wäre endlich wirfli am 14. September 
1711 von beiden Landesherrfchaften gemeinſchaftlich ausgejchrie- 
ben, allein in dem Laudtagspatente zum erftenmale die Ladung 
der Städte ausgelaffen worden und alle Einwendungen Dagegen 
wären unbeachtet neblieben. Auf dem Landtage zu Rendsburg 
hätten Prälaten und Ritterſchaft zunächſt um die Anſetzung eines 
Tages zur Annahme der Huldigung, zu welchem auch Die Städte 
convoeirt werben möchten, ingleidhen um die hergebracdhte Be- 
ftätigung der Privilegien für Prälaten, Ritterjchaft und Stäbte 
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ın Anjebung der Steuern aber darum gebeten, daß man auf 
biefem Landtage fi) wegen der jährlich zu erlegenden Gontri. 
bution auf einen gewiflen Fuß vereinbaren, Prälaten und Rit⸗ 
terichaft aber mit Feiner extraorbinären Gontribution Tünftig bei- 
legen möge, jondern wenn in Kriegszeiten Die Umftände es Tünf- 
tig erfordern follten, foldhe vorher auf einem Landtage proponirt 
und Darüber ein Schluß gemacht werde. Hingegen wären bie 
landesherrlichen Gommifjarien bei der Nothwendigfeit der zu er- 
legenden außerordentlichen Steuer ftehen geblieben, hätten nur 
durdhbliden Taflen, daß durch „Devotionsbezengung” (Bewilli- 
gung) wohl aud das Recht zu einer Berüdfihtigung gelangen 
fönne, hingegen daß im alle der Weigerung anderweite Maf- 
regeln genommen werden wirden. In dieſem Drange hätten 
die Städte beſchloſſen ſich in Abficht der Geldbewilligung mög- 
lihft bereitwillig finden zu laffen, dafern nur die Gerechtſame 
gerettet und befleren Zeiten zur freieren Ausübung vorbehalten 
blieben; fie hätten mehr und mehr, Doch allezeit unter der aus⸗ 
drücklichen Bedingung bewilligt, daB zwar die Verfaſſung aner: 
fannt würde. Endlich hätten die Commiſſarien in Anfehung des 
SteuerpunftS am 25. Januar 1712 die Erklärung gegeben: „daß 
bei Friedendzeiten die ordinäre Gontribution wie fie bisher in 
beiden Fürftenthümern monatlich) entrichtet worden, nicht allein 
nicht erhöhbet, jondern jo weit e8 immer möglidy genildert uud 
bei Kriegäzeiten, wann die Nothwendigfeit erfordert werde, extra: 
ordinäre Auflagen auszufchreiben, ſolche vorhero Prälaten und 
Ritterfchaft auf einer LandtagsverJammlung Dargethan werden 
follten. 

Allein dieſe Refolution der Commiſſarien, in welcher fıbri- 
gend von einem „jonft der Landesherrſchaft unbejchränft zuftes 
henden jure collectandi”, ohne Deutung des „ſonſt“, die Rede 
gewejen, hätte noch fürftlicher Genehmigung bedurft, dieje aber 
gerade alle Envartung getäufcht, indem fie im Uebrigen geneh— 
migend gerade ben wichtigften Punkt von der Ratification aus⸗ 
geſchloſſen Hätte, durch Die Clauſel: „außer was dem Punkt 
wegen der ordinären und egtraordinären Gontribution betrifft, 

2* 
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als weldhen Wir dahin verftanden haben wollen daß die von 
oftermeldeten Prälaten und Nitterfchaft zu erhebente ordinäre 
Gontribution bei Friedenszeiten niemals erhöhet noch bei Kriegs: 
zeiten einige extraordinäre Gontributioned ohne der unumgäng- 
lihen Nothwendigkeit ausgejchrieben, ſolchen Falls aber Prälaten 
und NRitterfehaft dennoch vorher zu einer Landtagsverfammlung 
die nur viele MWeitläuftigkeiten und Unfoften verurfachen würde, 
nicht convocirt werden ſollen.“ 

Prälaten und Ritterſchaft hätten Dagegen eine vom 2. Juni 
1712 datirte Vorftelung übergeben in Abſicht ver michtigften 
Verfaflungspunfte dahin lautend: „die Privilegien — ihre Be: 
flätigung war unterdeffen unterm 27. April 1712 erfolgt — 
wären diesmal nicht eidlich Beitätigt, Doch Hoffen fie, daß 
BVerficherung bei Worte und Glauben ohne Gefährbe gleiche 
Kraft und Wirkung haben werde. Da aber aus fämmtlichen 
Privilegien erbelle, Daß außer der Fräuleinfteuer und der 
bei einer hauptjächlihen Niederlage, den Ständen ohne 
vorherigem Landtage feine Steuer angemuthet werden bürfe, habe 
die in der Ratification gefchehene Aendernng die Stände in Be- 
flürzung gefeßt, weil diefe Aenderung jene ganze Gerechtfame 
und die Landtage aufhebe. Und doch fei Alles wozu fie ſich 
verftanden gerade nur unter der Bedingung der Beftätigung jener 
zugejagt, fie baten deßhalb inftändig jene rechtswidrige Bejchrän- 
fung zurüdzunehmen.” 

Im Sulius 1712 hätten Prälaten und Nitterfchaft von bei- 
ben Landesherrſchaften Die erbetene Verfiherung in einer „Er: 
läuterung der Prälaten und Nitterfchaft gegebenen Ratification 
den Punkt der Contribution betreffend erlangt, welche in den 
von beiden Landesherrſchaften ausgeftellten Urkunden (Privile- 
gienfammlung Seite 246—250) im Wefentlichen ganz gleich und 
dahin gelautet habe: 

1. daß es nicht Die Tandesherrliche Abficht geweſen jet, ihnen 
die Hoffnung auch zur Milderung der ordinären Gontribution zu 
benehmen (hier fehlen in der Reclamationsſchrift die Worte: 
vielmehr wären fie geneigt die gewöhnlichen Contributiones” in 
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Sriebengzeiten, wein und foviel foldyes nur die Defenfion des 
Landes und der Gonjuncturenbefchaffenheit, worüber fie ſich als⸗ 
dann nach Befinden der Umftände weiter expliciven würden, ver- 
flatten Tönnten, zu mildern); 

2. daß auch der Landeöherren Meinung nicht dahin gebe, 
alle Zandtagsverfammlungen für Fünftig aufzuheben, fondern es 
hätten Diefelben in der mehr angezogenen Glaufel nur derent⸗ 
wegen Sich jo explicirt, „weil bei unentbehrlicher Ausjchreibung 
einer extraordinären Sontribution in Kriegäzeiten dann und wann 
ſolche preffante Caſus vorzufallen pflegten daß nicht vorhero 
weitläufige Zufammenfünfte darüber gehalten werben ober jelbige 
einigen Verzug erleiden könnten.“ 

Solcher Geftalt — fo Schließen die Neclamanten dieſen 
Theil ihrer Denkſchrift — wären Die drohenden geheimen Ar: 
tifel Des Altonaer Receſſes unerfüllt geblieben und gerettet in Der 
ſchwierigſten Beit Die Gerechtſame: Die ordinäre Contribution von 
Föfterlichen und adeligen Gründen folle fortan niemals erhöht 
werden. Außerordentliche Contributionen follten außer in drin⸗ 
genden Kriegsfällen nicht anders als nad, gehaltener Landtags: 
verfjammlung ausgejchrieben werden. 

Die Landtagsfagung, auf dem alten Grundvertrage beruhend, 
habe der Urältervater des jetzt regierenden Königs genehmigt 
und befeftigt und fie behaupte ihre rechtliche Verbindlichkeit big 
an einem neuen Landtage. 


In der dritten Unterabtheilung des erſten Hauptabjchnittes 
unter 6. ift darzuthun geſucht, daß ungeachtet feit 1712 kein 
Landtag wieder berufen worden, die fchleswig-holfteiniichen Präs 
laten und Ritterfchaft doch auch während des ganzen 18. Jahr⸗ 
hundert3 in ihrer wohlerworbenen Steuergerechtjame Dem lebten 
Landtagsſchluſſe gemäß gejchügt worden feien. Sie jagen des⸗ 
wegen Folgendes: 
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6. Beweis daß Die fchleswig-holfteinifhen Ptaͤlaten und 
Ritterfchaft auch Das ganze achtzehnte Sahrhundert hindurch in 
ihrer wohlerwordenen Steuergerechtfame dem lebten Landtags» 
beſchluſſe gemäß gejchüßt find, wiewohl feit 1712 fein Landtag 
wieder berufen worden. 


8. 9. 
Nähere Darlegung ber Gerechtſame der Prälaten und Ritter: 
Ihaft, alle Steuern, außer der ordentlichen Contribution, bis, 
zu einem neuen Landtage abzulehnen. 


Alle Zeitumftände, die Grundfäße der Zeit, auch der Her: 
gang auf dem legten Landtage hätten Schwache Hoffnung gegeben, 
daß es jobald wieder zu einem Landtage kommen werde, und 
nur in dieſer Hinficht fei Die Erhöhung Der gemeinen Landbete 
in dem Grade, daß fie in gewöhnlichen Zeiten für das Gtaat$- 
ausfommen genügt und e8 demnach der Prüfungen und Bewilli- 
gungen des Landtages nicht bedurft hätte, ininfern man dadurch 
auf dem Wege der Verfaſſung, auch ohne Landtag, auf einen 
Haren Landtagsſchluß gegründet geblieben wäre, für reiner Ge» 
winn zu uchten gewejen. Mehr, ald Die gemeinen Landbede, or⸗ 
bentlihe Gontribution, nad) dem für die Zeiten hohen Fuße, 
worauf fie jet geweſen, hätte ihnen nun ohne Landtag nicht zu⸗ 
gemuthei werden dürfen, und wären außerordentliche Fälle ein- 
getreten, fo hätten Prälaten und Ritterfchaft auf ihren Conventen 
bejchloffen,, freiwillige Gaben nicht zu verfagen, nur nm das 
Recht zu bewahren. Große Schwierigfeiten hätte Diefem Wer: 
fahren inzwijchen Das jehr zu beobadıtende Verhältniß in Den 
Weg gelegt, Daß feit geraumer Zeit viel adelige Güter in Die 
Hände nichtritterjchaftlicher, weder landtags- nody conventfähiger 
Perfonen übergegangen wären, Die, ohne ihre Zuflimmung, durch 
jene freiwillige Opfer nicht mit belaftet werden Tönnen, weswegen 
Prälaten und Ritterſchaft, um nur die Verfajlungsrechte zu 
wahren, die Anmuthungen der Regierung meift an ſich Fommen 
laffen müſſen. 
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Die rechtliche Verfaflung der Praͤlaten und Ritterichaft hätte 
in Steuerſachen gelautet: 

1. auf das Recht der Steuerbewilligung auf dem fchleswig- 
holfteinifchen Yandtage, gemeinfam mit ihren Mitftänden, und 

2. jeit dem letzten Landtagsſchluſſe, welcher in die Privilegien- 
beitätigung mit aufgenommen worden, auf die Nichterhöhung ber 
ordentlihen, nad Pflugzahl zu entrichtenden Gontribution bis 
zum Landtage abzulehnen. | 

Jede willfürlihe Auflegung einer neuen directen und bleis 
benden Grundfteuer auf Klöfter und — Güter, fei e8 durch Er: 
höhung der ordentlichen Pflugfteuer oder Einführung eines neuen 
Katafterd, ohne ftändifhes Zuthun — würden Prälaten und 
Nitterfchaft für eine Durchbrechung des Grundes ihrer Verfaflung 
haben erfennen müflen, 


6. 10. 
Warum bis 1773 Feine Landtage wieder zu Stande 
fommen Tonnten. 


Fortwährende Streitigkeiten der regierenden Häufer hätten 
während der nädhften ſechszig Jahre des Landtagsrechts nicht 
wieder lebendig werden lafjen, und erft im Jahre 1773, in welchen 
Schleswig: Holftein wieder unter eine Landesregierung, Die Der 
ältern Föniglichen Linie gefommen, wäre das langwierige äußere 
Hinderniß feiner landſtaͤndiſchen Verfaffung aus dem Wege ges 
räumt worden. 


8. 12, 
Vom Befisflande der Prälaten und Nitterfchaft in Hinficht ihrer 
landtagsmaͤßigen Steuergerechtfame. 


Frage es fi, wie der Beſitzſtand der Steuergeredhtfame in 
biefer Ichwierigen Zeit gerettet worden fei, fo laſſe fich, der Natur 
der Sache nad, für nicht von jeder befondern Ausübung reden, 
jendern von der anerkannten Gerechtſame; daß das Rechtsver⸗ 
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haltniß fi) behauptet und practifche Anerkennung erhalten habe, 
laſſe ſich kurz darthun. 

Die ordentliche Contribution ſei unerhöht geblieben, und als 
1717 eine Erhöhung derſelben wirklich ausgeſchrieben worden, 
Prälaten nnd Ritterſchaft aber Dagegen Vorſtellung gethan, wäre 
die ordentliche Gontribution auf dem alten Fuße geblieben, Prä- 
laten und Nitterfchaft hätten aber außerordentliche große Bei- 
träge geleiftet. Der Landtag ſei unvergeffen geblieben, wäre an- 
geregt und anerkannt worden, 3.8. 1721, wo König Friedrich IV 
den Befiß von ganz Schleswig angetreten und die Huldigung 
empfangen, bei dieſer Gelegenheit aber die Ermiederung gegeben 
hätte, daß, wenn die Gonjuncturen darnach wären, einen Landtag 
andzufchreiben, Prälaten und Nitterichaft das Bendthigte Fund 
gethan werden follte. Den jchleswig-holfteinischen Prälaten und 
Nitterfchaft wäre nicht allein Feine ordentliche Grundfleuer, außer 
der hergebradhten, augemuthet worden, jondern überhaupt Feine 
bleibende Steuer, welcher Art fie ſei. ine einzige, die jedoch 
das Herzogthum Holftein nicht angehe, ſei als Anomalie ftehen 
geblieben, eine Kopfſteuer nämlich, wowider auch vom ſchleswig⸗ 
chen Prälat und fpäter 1768 aud vom ganzen fchleswig-hol- 
fteinifchen Corps Gegenvorftellung eingewendet worden, doch ohne 
derfelben weitere Folgen zu geben. 


$. 12. 

Bon Beftätigung der Privilegien im achtzehnten Sahrhundert 
und namentlich auf Anlaß der Wiedervereinigung beider Herzog- 
thümer unter die Herrichaft des Föniglichen Haufes (1773). 
Tractaten von Sopenhagen und Zarsko-Selo. 


Noch während des Iebten Landtages, 1712, während Prä- 
laten und Nitterichaft, jedoch nur diefen, nicht Den Städten, vom 
Könige Friedrich IV und für den minderjährigen Herzog die Pri- 
vilegien beftätigt, auch der letzte Landtagsſchluß mit Darin aufge: 
nommen worden ($. 8), ebenfo von dem Föniglichen Nachfolger 
Shriftian VI im Jahre 1731, wiewohl in zwei getrennten Eyem- 
plaren für Prälaten und Nitterjchaft von Holflein und Schles> 
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wig, für Ießtere mit der Clauſel: „jo weit ſolche (Privilegien) 
Unſerer fouveränen alleinigen Regierung über mehr bejagtes Her: 
zogthum nicht entgegen find.” 

Sener Abjonderung hätten, um nachtbeiligen Yolgerungen 
wegen der gemeinjfamen Landesverfaffung zu begegnen, Prälaten 
und Ritterſchaft beider Herzogthiimer die Bitte um bie ungeftörte 
Fortdauer der uralten Verbindung entgegengefeßt, auch unterm 
27..Quni 1732 vom Könige die Erklärung erhalten, daß Diejer 
nexus socialis ferner beibehalten werden jolle. 

Eine eigene Verkettung der Verhältnifje hätte, wie früher Der 
berzoglihen Privilegienbeftätigung Carl Friedrichs und Garl 
Peter Ulrich's, Prälaten und Ritterfchaft bei dem nächften Re: 
gierungswechſel im Königlihen Haufe auch der Löniglichen Bes 
ftätigung der Privilegien Friedrichs V beraubt, während diejelben 
unter biejer Regierung in Der Ausübung geachtet worden wären. 
Dagegen wären fie im Sabre 1766 vom König Ghriftian VII, 
bald nad) dem Antritte feiner Regierung, beftätigt worden, und 
Schon das Jahr darauf hätte der König in einem proviſoriſchen 
Tractat mit der Kaijerin Catharina von Rußland Die Bebingungen 
des Austauſches und der Zahlung genehmigt, welche bald die 
Wiedervereinigung von ganz Schleswig: Holftein hätten herbei- 
führen follen. 

In dieſem proviforifchen Tractate, d. de Copenhagen den 
34 April 1767, wären, neben der Verzichtleiftung auf den her: 
zoglichen Antheil von Schleswig zum Beften der Eöniglichen Linie, 
die herzoglich Holfteinifhen Lande Dem Könige von Dänemarf 
in feiner berzoglichen Eigenfchaft auf eine Weiſe übergeben wor⸗ 
den, welche einer freien Völferfchaft allein würdig fei. Denn fo 
habe es Artikel 16 Des Tractats gelautet: 

„Da, nach der huldreichen Abficht beider hohen contra- 
„birenden Theile, durch den verabredeten Tauſch in 
„denen zupermutirenden Ländern Niemand, wer er auch 
„\ei, an jeinen Rechten und Befugnifjen gefräntt wer- 
„den und eben fo wenig Die vorhandenen milden Stif- 
„tungen im geringften leiden follen; jo wird in An⸗ 
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„ſehung des Herzogthums Holftein hierdurch, namentlich) 
„von Shrer Föniglichen Majeftät zu Dänemark bewilligt 
„und für Sid, Dero Erben und Succefjores auf Das 
„Bündigfte zugejagt: 

„4. das bejagte Herzogthum Holftein überhaupt und alle 
„Sinwohner deſſelben, jo wie vornehmlich Prälaten und Ritter: 
„ſchaft bei ihren Freiheiten, Vorzügen und Gerechtſamen, welche 
„Ne bisher genoſſen, ungefränft zu laſſen und zu erhalten.” 

2. wären in demſelben Artikel mehreren Körperichaften 
ihre Freiheiten beſonders beftätigt und zugleich Die Den Zuͤnften 
ertheilten Privilegien, als foldye, in Hinficht deren der Landes⸗ 
herr nach den Umſtänden verfahren könne, unterjchieden, Die 
übrigen aber ebenjo beflimmt, ald „beftändig aufrecht zu erhal: 
tende Privilegien” aufgeführt worden. 

Die Eöniglihe Ratification wäre zu Friedrihsburg am 2. 
Julius 1773 erfolgt, die großfürftliche Ceſſionsurkunde am 16. 
November zu Kiel publizirt und an demſelben Tage von dem 
Könige von dem herzoglichen Antheile von Holftein feierlih Be⸗ 
ib genommen worden, am Schluffe des föniglichen Beſitznahme⸗ 
patents vom 16. November 1773 aber die Beflätigung der Pri- 
vilegien aller Eingefeffenen Holfteins, auch jolde noch einmal 
bejonderd und unaufgefordert unterm 13. November 1773 in An 
ſehung der Privilegien der holfteinifchen Prälaten und Ritter: 


Ichaft erfolgt. 


S. 13. 
Verfaſſungslage der Prälaten und Ritterſchaft jeit 1773 Beady- 
tung derfelben von Seiten der Negierung. Errichtung einer 
fortwährenden Deputation der fchleswig-holfteinifchen Prälaten 
und Nitterfchaft. Negulativ für die zu Diefem Corps nicht 
gehörigen Befiger immatrifulirter adeliger Güter. 


Mit dem Jahre 1773 wäre, nad) nun hundert Jahren, zum 
erften Male wieder ein Landtag im vollen Sinne des Wortes 
möglich geweſen und allerdings derjelbe auch bei der Ritterfchaft 
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in Anregung gekommen, inzwijchen hätte man ſich nicht verbergen 
tönnen, daß ed Gründe genug gebe, Anträge diejer Art für den 
. Augenblid zu mäßigen oder zurüdftellen. Es hätten biernächft 
die Manpregeln der Regierung feinen Grund zur Beſorgniß ge: 
geben, daß der Weg der Verfaſſung jolle verlaffen werden. Die 
Regierung hätte Die Errichtung eines beftändigen Ausſchuſſes der 
Nitterfchaft genehmigt, dazu beftinmt, Das Korps außer der Ver⸗ 
ſammlung zu repräjentiren, feine Rechte zu wahren ꝛ⁊c. und dieſe 
fogenannte fortdauernde Deputation der ſchleswig-holſteiniſchen 
Prälaten und Ritterfchaft fei durch ein koͤnigliches Refeript vom 
27. April 1775 unmittelbar anerkannt worden. Un fie waren 
von nun an alle Erlafje der Regierung, die Klöfter und Güter 
angehend, gerichtet worden, ihr auch die Verordnungen, baupt- 
ſächlich in Verfaflungs: und PBolizeifahen, vor der Belaunts 
machung zugegangen, um ihr Bedenken darüber zu eröffnen, und 
der Berfammlungsort ſei Kiel gewejen, wo auch bie in den rits 
terichaftlichen Körper nicht aufgenommenen Beliger adeliger Güter 
zufammengelommen wären, deren Mittheilungen an Prälaten und 
Ritterſchaft ein landesherrliches Regulativ von 1778 normirt 
hätte. | 
6. 14. 

Delege für die im Weſentlichen ungeftörte Ausübung der land⸗ 
tagemäßigen Steuergerechtjame der Prälaten und Nitterfchaft, 
und deren Anerfennnng, bis zum Jahr 1802, 

Auch in Abficht ihrer Steuerverhältnifje hätten Prälaten und 
Ritterichaft Die Beachtung der Schranken nicht verfennen können, 
innerhalb welcher fie, jo lange der Landtag ausblieb, ſich zu 
halten gedrungen waren, und eine Meberficht der hierher gehörigen 
wichtigeren Vorgänge bis zum Sabre 1802 würde darthun, wie 
freiiich nicht in aller Beziehung Sinmüthigkeit ftattgefunden hätte, 
aber Doch, weit entfernt, Daß das Hauptverhältniß verfannt und 
verlegt worden wäre, die ſchleswig-holſteiniſchen Prälaten und 
Nitterfchaft fih aud in Abficht ihrer minder umfafjenden reis 
beiten im Laufe der nächften Sabrzehnte einer mehrentheils ges 
nügenden Berüdfichtigung zu erfreuen gehabt hätten. 
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Eine am 27.Novbr. 1775 in Abficht des geftempelten Papiers er: 
gangene neue Verfügung babe in Hinftcht der adeligen Klöfter, 
Ritterſchaft und Gutsbefiger, nebft deren Untergehörigen, 
ausdrücklich beſtimmt, Daß es bei der ihnen zuftehenden Exemtion 
von dem Gebrauche des geftempelten Papiers bei der wohl her: 
gebrachten Verfafjung, fo weit fie denſelben hierin zu flatten 
fomme, verblieb. 

Eine am 31. Mai 1781 zur nöthigen Verftärkung der See 
macht ausgejchriebene Steuer von 4 Prozent von allen auf lie 
genden Gründen belegten Gapitalien, fei audy den adeligen Klö- 
tern und Gütern angemuthet, die Vorftellung der Deputation 
Dagegen aber nicht gehört worden, weil diefe Steuer nicht die 
Gutsbeſitzer, als folche treffe, jondern dem Gläubiger an den 
Binjen gekürzt werben folle. 

Dagegen hätten ſich Klöfter und Güter für die Entrichtung 
einer im Sabre 1789 begehrten außerorbentlichen Vermoͤgensein⸗ 
fünftes und Nahrungsfteuer, ſowohl weil fie eine von Alters ber 
gebräuchliche Kriegsfteuer, als eine außerorbentliche ein= für alle- 
mal zu entrichtende gewejen, unbedenklich unterworfen und fich 
nur feierlich gegen Die, das jus collectandi der Befißer der Flöfter- 
lichen und adeligen Güter gefährende, bei Anjebung jener Steuer 
in den Elöfterlihen und Gutsdiftricten befohlene Zuordnung eines 
königlichen Beamten verwahrt. 

als im Jahr 1792 eine allgemeine Steuer von A Prozent 
von Gollateral- Erbfcyaften ausgefchrieben, und auch Prälaten, 
Nitterfchaft und Gutsbeſitzern geradehin angemuthet, von der Des 
putation aber dagegen Vorftellung gemacht worben wäre, hätte 
man zwar nad) langen Verhandlungen bagegen höhern Orts 
geltend gemacht, „daß dieſes eine blos perjönliche und nur ein⸗ 
mal von einem ererbten Vermögen zu erlegende Abgabe ſei“; 
allein e8 hätte an der Beit gejchienen, umftändli darauf auf- 
merkfam zu machen, Daß Prälaten und Ritterſchaft auch zu Feinen 
perfönlichen Abgaben ohne Landtag verpflichtet werden Tönnten, 
und ihre desfallſige umftändliche Gegenvorftellung hätte nicht 
allein Feine Mißbilligung erfahren, fondern Die Sache hätte auch 


29 


bei Seite gelegt zu fein geſchienen. Im Sahre 1799_hätte die 
koͤnigliche Rentkammer „zu einem Erfaße der, zur nothwendigen 
Ausrüftung eines Theild der Seemacht in biefem Jahre erforder: 
lichen, außerordentlichen Koſten“ eine außerordentliche Steuer 
ausgefchrieben; Klöfter und Güter wären zu } des Betrags ber 
ordentlichen Gontribution eined Jahres angejeßt geweſen. Zu 
diefer ein- für allemal zu tragenden Kriegsleiſtung, als folcher, 
wären Prälaten und Ritterſchaft ſogleich willig geweſen; allein 
die nene Form hätte ihre DBedenklichfeit erregen müſſen, indem 
darin eine verbedte Erhöhung der ordentlichen Gontribution, alfo 
Gefährbung des letzten Landtagsichluffes, gelegen hätte Es 
wäre deswegen von der Deputation Vorſtellung gejchehen, von 
ihr um Zurücknahme der Abgabe gebeten und fich zu 8 Thaler 
vom Pfluge, alfo mehr ald das Aequivalent, als freiwillige Beis 
fleuer erboren worden, worauf die deutiche Ganzlei rejcribirt 
hätte, e8 habe dem Könige noch nicht umftändlicher Vortrag ge 
Ichehen können, von Sr. Majeftät aber der Antrag genehmigt 
worden, Daß mit einftweiliger Ausſetzung aller Die eigentliche 
Deichaffenheit Der Landesverfaſſung betreffenden Discuffionen und 
Vorbehalt Hoͤchſtdero Iandesherrlihen, fowie aller übrigen Bes 
fugnifie, die gebotenen 8 Thlr. von allen denen anzunehmen, die 
nicht vorzögen, Die angemutbete außerordentliche Abgabe zu Teiften. 
ALS nachgehends im Februar 1801 die fortwährende Deputation 
die vorläufige Anzeige gemacht hätte, daß Prälaten und Nitter- 
Ichaft fih von freien Stüden entjchloffen hätten, zur Ausmittlung 
eined freiwilligen Beitragd zu den gegenwärtigen Staatsbedürf: 
niffen zufammenzutreten, hätte Die Ganzlei unterm 17. März 
rejeribirt, Daß die frühere Erörterung wegen ter von Deputation 
eingereichten Vorftellung zwar noch immer nicht geichloffen fei 
und Se. Majeſtaäͤt deßhalb einftweilen ihre Entſchließung aus: 
fegren, Sie hätten aber der Ganzlei befohlen, der Deputation 
Ihre bejondere Zufriedenheit über jenen Beweis patriotiſcher Ges 
finnungen nnd treuer Anhänglichfeit von Prälaten und Ritter: 
haft an ihren Landesherrn und ihr Vaterland zu bezeugen. 
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Die vierte Unterabtheilung des erften Hauptjchnitts unter D 
beſchaͤftigt ſich mit Erzählung der, feit dem Jahre 1802 einge 
tretenen, factiihen Nichtachtung und gänzlihen Hintanfeßung der 
Steuergerehhtfame, und daß, ungeadhtet ber von dem jetzt 
regierenden König erfolgten Beftätigung der Privilegien, 
noch immer mit der Auflegung brüdender und unbewilligter 
Steuern fortgefahren werde. Es ift bier Folgendes zu erfennen 
gegeben. 


1. Darftellung der, feit dem Jahre 1802 eingetretenen, fac- 
tiſchen Nichtachtung und gänzlichen Hintanfegung der 
Steuergerechtfame, und welcher Geftalt, ungeachtet ber 
unterm 17. Auguft 1816 gefchehenen Iandesherrlichen Be⸗ 
ftätigung der privilegirten, mit der Auflegung drüdender, 
unbewilligter Steuern bis auf den heutigen Tag fortge- 
fahren werde. 

$. 15. 
Verfalfungswidrige Ausfchreibung einer Grund- und Benubungs- 
fteuer, nach einem ebenfalld verfafjungswidrigen Stenerfuße. 
Gegenvorftellungen. 


Nach dem bisherigen hätten Prälaten und Ritterjchaft nicht 
jo unangenehme Erfahrungen machen zu müflen erwartet. Sie 
wären unterrichtet worden, daß die Regierung bejchäftigt fei, den 
Umfang der Staatöbebürfniffe auszumitteln und hätten mit Wil: 
ligkeit der Mittheilung entgegengefehen, weldyen billigen Antheil 
der Staat au von ihnen erwarte. Anfangs Oktober 1802 
wäre ihnen die Eröffnung einer Eöniglichen Rejolution vom 1. 
October geworden, dahin wefentlich lautend: Seine Königliche 
Majeftät gäben der königlichen Deputation zu erkennen, Daß die 
Unterfuhung über die zwedmäßigften Mittel zur nothwendigen 
Verwahrung der Staatdeinkünfte nunmehr beendigt und das Re: 
fultat derjelben in dem angefügten Entwurfe einer Verordnung, 
wegen Ausfchreibung einer neuen Steuer vom Eigenthum und der Be⸗ 
nußung liegender Gründe, enthalten ſei. Der Verfaſſung wäre 
darin gar nicht gedacht geweſen, vielmehr hätte e8 am Schluſſe 
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ber Refolution geheißen: „Wenn glei) gegenwärtig nicht mehr 
von einer außerorbentlichen und ein= für allemal zu entrichtenden 
Schatzung die Rede ift, fondern eine ganz allgemeine und fort 
dauernde Abgabe allerhökhft genehmigt worden, fo geftatteten 
Seine Königlihe Majeftät dennoch in Rüdfiht der Erwartung, 
welche die der fortwährenden Deputatton unterm 17. März d. J. 
mitgetheilte allerhöchſte Rejolution veranlaßt haben möchte, Die 
Communication vorerwähnter Verordnung an die Deputation 
allergnädigft und würben in einer möglichft zu bejchleunigenden 
Aeußerung Darüber einen Beweis von der Ergebenheit von Brä- 
laten und Nitterfchaft gegen das köuigliche Haus und ihre Liebe 
zum DBaterlande finden.” Diefe angekündigte Verordnung einer 
neuen dauernden Grund- und Benußungsfteuer hätte den Frei- 
heiten von Prälaten und Nitterfchaft in jedem Betrachte wider: 
ſprochen. Sie hätte den letzten Landtagsfchluß aufgehoben, weil 
durch fie eine erhöhte Grundftener ohne Landtag eingeführt worden 
wäre; fie hätte das Anfehen aller Landtage aufgehoben und bie 
Autorität der zum Grundgejeß erhobenen revidirten ſchleswig— 
bolfteinifchen LXandesmatrifel von 1652, bei Deren Beftätigung 
die Landesherrſchaft die Verſicherung gegeben hätte, es follten 
fünftighin alle Anlagen allein nad) dieſem Katafter bewilligt wer- 
den (die Pflugzahl). Hier fchweigend zusufehen hätte auf alle 
Hoffnung verzichten geheißen, jemald wieder in den Genuß voller 
Verfafſungsrechte vertragsmäßig einzutreten und ſolche Grwä» 
gungen hätten gefammte Prälaten und Ritterfchaft zu beftimmten 
Gegenſchritten anmahnen müſſen. Sie wären unter den freige- 
bigften Grbietungen gefchehen, allein wie entjchieden der Ent⸗ 
Schluß der völligen Nichtgewährung, der Zertrümmerung ihrer 
Verfaſſung mit einem Schlage gefaßt gewejen das hätte Die auf 
ihre geſammten Anträge endlich erfolgte Entjheidung und das 
zum erftenmale foweit die Landesgefchichte reiche in Schleswig: 
Holftein vom Landesherrn behauptete unumfchränkte Befteuerungs- 
recht Eundgethan. | 
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6. 16. 

Königlihe unmittelbare Rejolution vom 17. December 1802, in 
welcher ein unumjchränktes Befteuerungsrecht zum erftenmale 
ausgefprochen wird. 

Gedachte an Die Deputation von Prälaten uud Ritterfchaft 
in den Herzogtbümern Schleöwig und Holftein auf ihre in ver⸗ 
ſchiedenen Eingaben und Borftellungen angebrachten Bitten und 
Wünfche gerichtete Tönigliche Refolution vom 17. December 1802 
hätte wörtlich dahin gelautet: 


Erſter Punkt. 

„In Ruͤckſicht auf den ihr zu ihrer Aeußerung mitgetheilten 
„Sutwurf der Verordnung betreffend die Ausfchreibung einer 
„neuen Steuer vom Eigenthum und von der Benukung liegender 
„Gründe — daß, da ihre Privilegien feine Befteuerung ohne 
„ihre Einwilligung und auf andere Weife ald nach Matricular: 
„anjchlag zuließen, der Antheil des Betrages, zu den vermehrten 
„Staatsbedürfniſſen von Seiner Majeftät dem Könige beftimmt 
„und ihnen erlaubt werden möchte, Diefe Quote nach der bis: 
„berigen Pflugzahl aufzubringen,“ 

Was Diefen Punkt betreffe, koͤnne derſelbe bei Seiner Maje- 
ftät unftreitigem uneingefchränktem Befteuerungsrechte, das Aller: 
höchftfie nur zur Sicherheit und Wohlfahrt des Staates aus» 
übten, und bei Der mit Den fo ſehr angeftiegenen Staatsbedürf: 
nifjen fleigenden Nothwendigkeit in Erhebung der über das ganze 
Land zu vertheilenden Abgaben gleihförmig zu verfahren, von 
Ihnen, wie geneigt Sie auch wären Prälaten und Ritterfchaft 
in vorkommenden Fällen von Ihrer bejondern Föniglichen Pro- 
tection Beweiſe zu geben, nicht zugeftanden werben, vielmehr 
müfje e8 bei der in gebachter Föniglihen Verordnung enthalte: 
nen Vorſchrift fein Verbleiben Haben und würden Seine Maje- 
ftät au in Anfehung der DVerfertigung einer neuen Landes- 
matrifel als Maßſtabs Fünftiger Abgaben von Grunbftüden, 
Prälaten und Nitterfchaft Ihre Befehle eheſtens zufommen 
laſſen. 
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Zweiter Punkt. 

„Daß die unterm 31. Mai 1731 ausgefchriebene Duartpros 
„zentfteuer die der Abficht zuwider auf die Schuldner zurüd- 
„wirke und mit vielen Nebenbejchwerden verbunden fei, abgeftellt 
werben möge.” 

Sp lange die Berürfnifie des Staated dieſe Abgabe für 
Seiner Majeftät Unterthanen allgemein noch ferner nothwendig 
machten Fönnte ein partieller Erlaß nicht ftattfinden, welchem ges 
mäß Seine Majeſtät au ſchon in demjelben Jahre als die 
Verordnung ergangen auf deren Borftellung von Praͤlaten und 
Nitterjchaft ihre Reſolution abgegeben hätten. 


Dritter Punkt. 

„Daß. Die wegen der Abgabe von Collateral⸗Erbſchaften am 
„12. September 1792 ergangene Verordnung ald mit den Pri: 
„vilegien der adeligen Klöfter und Güter nicht vereinbarlicy bei 
„denjelben Teine Anwendung finden möge.” 

Da dieſe nicht für drüdend gehaltene Auflage für das ganze 
Land vorgejchrieben ſei und Prälaten und Ritterjchaft nach ihren 
Privilegien davon befreit zu werben nicht begehren Fönnten, fo 
müfle in ®emäßheit der aus dem Gottorfifchen Obergerichte be 
reitd im Jahre 1798 abgegebenen Refolution die Verordnung 
auch von ihnen befolgt und was wegen der feit &manirung ber- 
jelben bereit8 eingetretenen Fälle an die Töniglihe Cafe zu er 
legen ſei verorbnungsmäßig berichtigt worden, mobei Seine 
Majeftät jedoch wenn man über einzelne Gegenftände der Ver: 
ordnung fi) mit Geſuchen an Sie wenden follte, dieſe aller 
gnädigft in Erwägung zu ziehen und nad forgfältiger Prüfung 
allee Gründe und Umftände Ihre landesherrliche Rejolution 
darüber zu ertheilen fich vorbehielten. 


Vierter Punkt. 

„Daß Seine Majeftät für die. Zukunft verfügen möchten 
„maß die Deputation von allen die abeligen Klöfter und Güter 
„angehenden Verordnungen, vor deren Smanirung durch Ihre 

Dritter Theil. 3 
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„deutiche Canzlei benachrichtigt und ihr verftattet würde ihre 
„etwaige Bedenklichkeiten dieſem Gollegio darzulegen.“ 

In Rückficht auf dieſen Wunfch hielten Seine Majeftät es 
jeßt für binlänglich Ihren Eollegien und Oberdicafterien, welchen 
Allerböchfte für die Aufflärungen die fie nöthig glaubten nie 
Grenzen febten und die dergleihen Gommunicationen ohne Auto- 
rifation für fih in Fällen, wo es in allgemeinen Rüdfichten 
nüßlid) und zur Vorbeugung von Beſchwerden und Weitläuftig- 
keiten zuträglich befunden worden, bisher nicht verabjäumt haͤt⸗ 
ten ein ähnliches Verfahren für Die Zukunft gleichfalls zu über: 
laſſen. 


S. 17. 
Ferner erfolgloſe Bemühungen der Prälaten und Ritterſchaft. 
Berjagung des rechtlichen Gehoörs. 


Zu gleicher Zeit (15. Dec.) wäre das Steueredict publicirt 
ungeachtet der Proteftationen einzelner Beſitzer alle Worberei- 
tungen zur neuen Kataftrirung getroffen worden. Hierauf hätte 
die holſteiniſche Nitterfchaft, welche zwar die Reichsgerichte als 
ihre lebte Schußwehr betrachten dürfen, um ein im Lande felber 
zu gewährendes rechtliche Gehör über den Inhalt ihrer Steuer: 
verfafjung gebeten, allein eine am 15. April erhaltene Rejolution 
daß auf dieſes Geſuch nicht einzutreten ſtehe, auch dieſe Hoff 
nung niebergefchlagen. Der hierauf viel berathene, ſchon vorbe- 
reitete Schritt an die Reichsgerichte fei in Hinficht auf Die Damit 
verfnüpften Weitläuftigkeiten bei ber ſchon damaligen Lage des 
deutſchen Reichs 2c. unterblieben. 


6. 18. 
Uebermaß verfallungäwidriger Befteuerung ſeit 1802. 

Bon diefem Zeitpuntte an wäre aber der Damm ber Vers 
faflung gänzlich durchbrochen geweien und die Anmuthungen 
hätten in Korm und Inhalt alle Gränzen früherer Gewohnheiten 
überſchritten. Gleich im erften “jahre wären neben außerorbent 
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lichen Pflugfteuern von 4 und 6 Thalern vom Pfluge zuerfl 
außerordentliche Erhöhungen der Grund: und Benußungsfteuer 
zweimal von 25 Prozent erfolgt, nämlich gleicdy im October 1803 
und im Juni 1806. Dieſes wäre der Uebergang zu bleibenden 
Erhöhungen gewefen, aunähft um 50 Prozent, Daun am 8. April 
1808 abermald um 25 Prozent auf 8 Jahre und zugleich am 
374 Prozent auf vierzehn Syahre, An eben dem Tage wäre bie 
mit der Grund- und Benußungsfteuer zugleich ausgejchriebene 
Hausfteuer auf acht Jahre und am A. September 1809 diefelbe 
für beftändig erhöht worden. An eben dem Tage wären ftatt 
der 4 Prozentſtener, 2 Prozent auf alle zinsbare in liegenden 
Gründen ſtehende Capitalien gelegt worden, anderer inbirecten 
und Jonfigen Abgaben nicht zu gedenken. Bine Ermäßigung 
deren Bedürfniß allgemein gefühlt worden wäre, war im Jahre 
1813 wirklich ausgefprocdhen worden, allein in weldyer Beglet- 
tung und von welcher Art wäre fie gewejen! Die größtentbeils 
temporären nur einige jahre mehr laufenden Erhöhungen der 
Grund= und Benupungsflener wären mit geringem Nachlaſſe jept 
für beftändig feitgejeßt worden und Die auf 100 Thaler geichäßte 
Steuertonne wäre in ber beftändigen Landſteuer flatt 225 Schil- 
linge auf 20 Schillinge zu ſtehen gefommen. 


6. 19. 
Hoͤchſte Steigerung der verfaflungswibrigen Steuern durch die 
Errichtung einer Reichsbank vom 5. Januar 1813. 


Jetzt aber in Begleitung einer ſolchen fürwahr nur Jchein- 
baren Ermäßigung bätte eine neue Steuer der Landſteuer an 
Schwere faft gleihfommende, doch unendlich viel drüdender als 
Diefe durch ihre innere Beſchaffenheit den Grundbeftg getroffen. 
Am 5. Januar 1813 wäre die Errichtung einer gemeinjamen 
Neichsbank für die Königreihe und die Herzogthbümer befohlen 
worden; um einen Fonds für dieſe zu gewinnen, wären alle 
liegende Gründe für Schuldner der Reichsbank erklärt worden, 
ihre Schuld Gankhaft) zu 6 Procent von dem ohnehin in jo 
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manchen zauen uvberſcyatzten Steuerwerthe des Grundvermd- 
gens angejebt, Hätte von nun an mit 64 Procent jährlich 
an die Reichsbank verzinfet werden follen, während der Zinsfuß 
von Privatgeldern durch eben Diefe Verordnung auf 4 Procent 
berabgefekt worden wäre. Dieje neue Bankforberung wäre jeder 
andern bypothefariich auf den Grundbefiß haftenden vorange⸗ 
ftelt und den Schuldnern zu ihrer Erleichterung geftattet wor⸗ 
den ihren hypothekariſchen Släubigern nad Maßgabe des ftipu: 
litten Binsfußes die Bankginfen zu kürzen; eine die Verhältniſſe 
zwifchen Schuldner und Gläubiger gefährlich verlegende Korm, 
gegen welche Prälaten und Nitterfchaft ſchon bei Gelegenheit der 
Onartprocentfteuer vergebliche Vorftellung gemacht hätten. Denn 
diefer Ausweg hätte eine grengenlofe Schwächung bes fittlichen 
Grundes, worauf Treue und Glauben ruhten, gedroht und dieſe 
Erleichterung wäre darım zu tbeuer erfauft gemwejen und zu 
theuer erfanft wäre ebenfalld jene andere Erleichterung geweſen, 
die Den bedrängten Herzogthümern dadurch hätte werben jollen, 
daß fie Diefen neuen Zins nit in ihrem Silbergelde, ſondern 
in Papiergeld nad) einem gewillen Silberwerthe hätten abtragen 
dürfen. An dieſe feheinbare Vergünftigung hätte fich die Lau⸗ 
deslaſt eined aufgezwungenen Papiergeldes geknüpft. Die ältes 
ften Briefe des fchleswig-holfteinifchen Landes hätten befagt, es 
jole in diejen Landen feine Münze eingeführt werden als bie 
in Lübed und Hamburg gang und gebe fei. Gegenwärtig aber 
wäre nicht allein die Altonaer Bank, die den Herzogthümern alle 
Vortheile des Papiergelded und feine feiner Gefahren gegeben 
hätte, entfräftet und aufgehoben worden; ein neues nicht zu 
realifirended Papiergeld mit gezwungenem Curſe hätte diefe an 
Silbergeld gewohnten Lande erfüllen jollen, mit mehrfachen 
näher angegebenen unangenehmen Folgen. Allgemeine Freude 
und Anerkennung hätte e8 daher erregt als nachdem die Erfah 
rung geleiftet, was Bitten nicht vermocht durch eine Verord⸗ 
nung vom 30. Suli 1813 den Schleswig-Holfteinern ihr Sifber- 
geld als fortan wieder einziges geſetzliches Zahlungsmittel zu: 
rüdgegeben worben wäre, wiewohl dieſe Zurücknahme durch große 
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abermalige außerordentlih aufzubringende Opfer erfauft werben 
müfſen. Die directe Grundbelaftung aber, die Reichsbankauflage 
fei nicht8 deſto weniger geblieben und laſte ſeit der Zeit als 
eine die Kräfte überfleigende Anmuthung auf den Herzogthümern, 
fie hätte nun den Gharalter einer neuen Grundfteuer angenoms 
men und fei in bie Sopenhagener Reichsbank geflofien. Von 
den für das Geldweſen verheißenen Vortheilen hätte Diefe den 
Herzogthämern Leinen mehr bringen koͤnnen. Die Erfüllung des 
einzigen Verſprechens was für jo viele Verlufte Troft und Ver- 
trauen auf eine beſſere Zukunft hätte geben können, das ſeit 
1813 verheißene jährlich anszufchreibende Budget was nie über: 
ſchritten werben follte, würde heute noch ſchmerzlich vermißt. 

Das (näher angegebene) Refultat der Befteuerung ftelle 
leßtere von der Höhe dar wie fie wohl weniger Grundbefiß er 
trage und Feiner in dieſer plößlichen Steigerung erfahren babe 
und weit mehr ald der vierte Theil des Pachtertrages nach den 
Mittelpreifen von Elöfterlihen und adelihen Gründen werde 
durch Die Direclen ordentlihen Grundftenern verjchlungen. 


$. 20. | 
Endliche Ausfichten auf Wiederheritellung nach dem Kieler Frieden. 
Das Corps erhält die landesherrliche Zufage daß die Beltäti- 
gung der Privilegien erfolgen ſolle. Inzwiſchen nothgedrungene 
Sendung einer Bittjchrift nad) Wien mit der Bitle an Se. Ma⸗ 
jeftät den König um einen zeitgemäßen Landtag. Die Beftäti- 
gung der Privilegien erfolgt. 


Bei einer ſolchen Landeslage ta die Herzogthümer voll 
fommen und erflärt als dänifches Gebiet behandelt worden 
wären, bebürfe e8 wohl faum einer Erwähnung daß Schleswig— 
Holſteins Prälaten und Ritterihaft fruchtlofe Bemühungen für 
die Beſtätigung ihrer Privilegien aufgewendet hätten. Doc 
nah mandyen Leiden, die auch durch den Kieler Frieden vom 
14. Januar 1814 noch nicht Befeitigt worden wären, hätten fie 
von des jeit 1808 regierenden Königs Majeftät im Julius 1814 
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die erfreuliche Zuſicherung erhalten „daß bei ber bevorſtehenden 
Krönung Seine Majeftät gewilligt wären bie Privilegien der 
BPrälaten und Nitterfchaft zu confirmiren.” Inzwiſchen Hätte 
fih Die Krönung ferner verſchoben, der König fei zum Gongreß 
nad) Wien gereift, der alte Zuftand hätte fortgebauert und bie 
privilegienwidrige Steuer hätte rückſichtslos eingetrieben werben 
jollen. Da hätten fidh im Kieler Umschlag am 19. Januar 1810 
Prälaten und Ritterfchaft von Schleswig-Holſtein vereinigt un⸗ 
verzüglich eine Bittjchrift bei dem abwejenden Landeshern 
einzureichen, in welcher eine freimüthige Darftellung der Lan⸗ 
deslage Die angelegentlihe Bitte begründete, um Zurück⸗ 
nahme aller gewaltjamen Maßregeln und zugleich mit Beziehung 
auf den jüngften Landtagsfchluß das Bekenntniß ber Weber: 
zeugung: „baß dem allgemeinen Unglüde nur durch Zuſammen⸗ 
berufung eines den Beitumftänden angemeflenen Landtages abge- 
bolfen werden koͤnne.“ 

Der Erfolg dieſer tiberreichten Bittfchrift wäre die Yurüds 
nahme der gedrohten Steuereintreibung und die Erlaubniß für 
Nitterichaft und Gutsbeſitzer gewejen dem Könige bei der Rüd- 
kehr auf der Durchreiſe Durch die Herzogthümer ihre Bitten 
münblidy vorzutragen. Die zu dem Ende Deputirten hätten fie 
bei diefer Gelegenheit die Bitte um einen Landtag, mithin um 
eine landfländifche Bertretung beider Herzogthüimer erneuert, 
allein feine günftige Entſcheidung erhalten, auch der Kroͤnungs⸗ 
tag fei vorübergegangen, die Beftätigung der Privilegien abge- 
lehnt und vielmehr gegen die Deputirten von den Miniftern die 
Abſicht ausgeſprocheu worden Schleswig von Holftein zu trennen 
und nur durch mündlicdye Nachrichten hätten die Holfteiner er- 
fahren Daß ihr Herzog dem deutſchen Bunde beigetreten ei. 
Zwar hätte die Deputation durch Ganzleifchreiben vom 9. Sep: 
tember 1815 eine für Prälaten und NRitterfchaft im Allgemeinen 
beruhigende Verficherung wegen Beftätigung des ſchleswig-holſtei⸗ 
nijchen nexus socialis erhalten, auch hätten fie zugleich auf 
offizielem Wege von vorfeienden innern Cinrichtungen im Her⸗ 
zoathume Holftein zum Behufe des Beitritts zum deutſchen Bunde 
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erfahren, doch Hätte alles noch in eine weite Kerne geftellt ge- 
ſchienen und nichts von dem Inhalte der Berfaflung verlautet. 

Der Auguft 1816 hätte endlich die Erfüllung lang gebegter 
Hoffnungen gebracht und die Brivilegienbeflätigung ſei unterm 
17. Auguft 1816 in zwei getrennten Gremplaren für Brälaten 
und Ritterſchaft von Holftein und Schleswig erfolgt. 


$. 21. 
Königliche Confirmatio Privilegiorum. 


Der inhalt der erftern iſt wörtlich jo angegeben: „Wir 
confirmiren und beftätigen alfo alle und jede von Unſern hoͤchſt⸗ 
jeliden Königlichen Herren Vorfahren ermeldeten Prälaten und 
Ritterichaft des Herzogthums Holftein ertbeilte Privilegien, Frei⸗ 
beiten, Rechte und Gerechtigfeiten, wie felbige von Unſers höchſt⸗ 
feligen Herrn Vaters, Königs Chriftian VII Majeftät, unterm 
31. März 1766 und i3. November 1773, allerhödyft beftätigt 
worden, in allen ihren Puncten, Clauſeln und Inhaltungen hier 
mit und in Kraft diejes beſter⸗ und beftändigermaßen allergnädigft, 
dergeflalt und aljo, daß Unfere gehorjame Prälaten und Ritter: 
haft dabei zu allen Zeiten geruhig gelafjen, auch Träftigft ge⸗ 
hust und gehandhabt werden follen 2.” Der Inhalt der für 
Schleswig Prälaten und Nitterfchaft fo: „Wir confirmiren und 
beftätigen alfo alle und jede von Unfern höchftieligen Föniglichen 
Herren Vorfahren ermeldeten Prälaten und Ritterfchaft des Her: 
zogtbums Schleswig ertheilte Privilegien, Freiheiten, Rechte und 
Gerechtigkeiten in allen ihren Buncten, Elaufeln und Inhaltungen, 
jo weit Unferer fouveränen alleinigen Regierung über mehr: 
befagtes Herzogthum nicht entgegen find, hiermit ıc.” (wie bei 
Holftein). 


‘. 22. 
Wichtigkeit diefer Privilegien-Beftätigung. 


Die ungemeine Denkwürdigkeit diefer Privtlegien-Beftätigung 
hätte durch verſchiedene Umftände, welche derjelben theils in der 
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Zeit vorangegangen, theild auf dem Fuße gefolgt wären, noch 
cineu Zuwachs erhalten. Die Beftätigung fei nach dem erklärten 
Beitritte des Königs zum deutfhen Wunde gefchehen, alfo nad) 
der Genehmigung der Artikel der Bundesacte, insbeſondere des 
breizehnten. Wäre hiermit eine landſtaͤndiſche Verfafſung für 
das beutfche Bundesland Holftein unverkennbar gMobt geweſen, 
fo hätten Dagegen die dem ritterfchaftlichen Körper gerade jebt 
eingehändigten Diplome dafür Gewähr geleiftet, daß dieſe neue 
Geftaltung aus der Wurzel ihrer, rechtlich nie veralteten, jet 
durch Iandesherrliche Anerkennung in neues Leben zurüdgerufenen 
Landesverfaſſung hervorgehen folle. Beide Lande würden ungetrennt 
bleiben; fie würden fich ihres alten Steuerbewilligungsrechtes im 
vollen Umfange der Ausübung Fünftig erfreuen. Dies jei jet Die 
allgemeine Hoffnung gewejen, und ald zwei Tage nad) der Beftäti- 
gung der Privilegien eine Commiſſion zur Einrichtung der ftändifchen 
Berfaflung von Holftein in Die Refidenz berufen worden, hätten alle 
Baterlandöfreunde die Gefühle der danfbarften Verehrung für Den 
Landesvater empfunden. Dem erwünfchteften Ausgange hätte faft nur 
ein Hinderniß entgegenzuftehen gefchienen, wenn die alten Stände 
jeßt mit zu einfeitigem Streben auf ihre bejonderen Auszeich: 
nungen und die Formen früherer Zeiten drängen, und gleidy zu⸗ 
nächft, wenn fie etwa, auf den Elaren inhalt des jüngften Land⸗ 
tagsjchluffes hin, fofort ſich allen feitdem wider Recht auferlegten 
Steuern zu entziehen bejchlöffen. Allein daß dieſes nimmermehr 
geichehen würde, dafür wäre den Mitgliedern des ritterfchaftlichen 
Körperd ihre eigene Gefinuug, ihre Liebe zum Lande Buͤrge ge- 
weſen. Nicht die entferntefte Nügung diefer Art ſei vor Den 
Thron gefommen dieſes Zeugniß erwarteten Prälaten und Ritters 
jchaft von ihrem Könige. 
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§. 23. 


Schritte der Prälaten und Ritterfhaft zum Zwecke ver Wieder 
berftellung, imgleicyen zur Wahrung der alten Landesrechte bei 
der, in Folge des Artifeld 13 der Bundesacte vorbereiteten 

holſteiniſchen Verfaſſung. 


Was ſie Igethan, wäre Folgendes geweſen. Sie hätten um⸗ 
term 8. October 1816 gebeten, daß ihnen und den holfteinifchen 
Landen überhaupt, nad) dem beftehenven noch neuerdings aner- 
fannten Grundvermögen, auch wegen des Landesnutzens, feine 
neue Verfaffung, ohne Einziehung fowohl ihrer Erklärung als 
des Gutachtens felbfterwählter Männer aus den übrigen Landes⸗ 
theilen, vorgejchrieben werden möge. Diefe ihrer Denkfchrift 
unter Nr. 7 beigebrudte Vorftellung bei Zeiten einzulegen, wäre 
Ihon darum Pflicht für fie geweſen, weil die zur Verfafiungs- 
commiflion auch aus dem ritterfchaftlichen Körper berufenen Männer 
lediglich al8 Einzelne dort aufgetreten, zu feiner Mittheilung an 
die Prälaten und Ritterſchaft autorifirt, ja jogar zum Schweigen 
verpflichtet gewejen wären. Da ferner fi aufs Neue das höchft 
beunrubigende Gerücht verbreitet hätte, als jei gleichwohl eine 
Trennung des Herzogthums Schleswig von dem altverbundenen 
Holftein im Werfe, jo hätten fie auch Dagegen dringende Vor⸗ 
fiellung gethan. Allein die fehnfüchtig erwartete Entſcheidung 
hätte gezögert, während zu derſelben Beit, nicht blos dem Ge- 
richte, ſondern aud der That nach, die Höfterlichen und abeligen 
Gründe durdy Steueranmuthungen getrennt worden wären, unb 
rückſtaͤndige und laufende Steuern durch Execution hätten einge: 
trieben werden follen. Die fortwährende Deputation hätte deß⸗ 
halb in mehreren Eingaben gebeten, daß die Execution zurüdge 
Balten, Brälaten und Ritterſchaft aber erlaubt werben möchte, 
mit den nicht reeipirten Gutsbeſitzern zuſammen zu treten und unter 
fih eine Ginigung über dad Maas der Abgaben zu treffen, 
welches fie gegenwärtig glaubten übernehmen und in beftimmten 
Terminen abtragen zu können. 
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§. 24. 
Mißbilligung diefer Schritte. Execution wegen Landfteuer. 


Alle drei, nady beiter Weberzeugung zum Landeswohle ge: 
thanen Schritte hätten indeß gänzlich des Erfolgs verfehlt. Die 
wegen der Verfaſſung und des Herzogthums Holftein wären bis dieſen 
Augenblid ohne Refolution geblieben, und Die wegen der Steuern 
hätten einen harten Abfchlag erfahren, weil „Seine Majeftät fich 
nicht bewogen finden fönnten, Die erbetene Erlaubniß zur Haltung 
einer General: Berfammlung der Gutöbefiker, zum Behufe einer 
Berathung über herrſchaftliche Abgaben, zu ertheilen.” Als die 
fortwährende Deputation, im Auftrag ihres Corps, abermals 
vorgeftellt und dieſesmal beftimmter auf die Privilegien hinweis 
jend, das königliche Wort der Beftätigung in Anſpruch genommen 
hätte, wäre ihr, neben der allgemeinen Berficherung, daß auf Die 
almählige Minderung der Abgaben Bedacht genommen werben 
jollte, unterm 18. April 1817, die, jede Hoffnung lähmenve Re 
folution gegeben worden: 


„Bir können aber Prälaten und Witterfchaft und den 
„übrigen fchleswig-bolfteinifchen Gutsbefitzern nicht ges 
„fatten, eine jeparate Verhandlung fiber diefen und 
„ähnliche, Die Gefammtheit der Unterthanen in Unfern 
„Herzogtbümern Schleswig und Holftein betreffenden 
„Gegenftänden anzuftellen und durch 'ſolche den ftän- 
„diſchen Berathungen in Holftein, über welche Unſere 
„mähere Refolution zu erwarten iſt, vorzugreifen.” 
Schon vor diefer Entſcheidung wäre die Execution wegen 
der Landfteuer, während bes Ofterfefte, eingetreten. Die forts 
währende Deputation hätte ſogleich (26. April) deren Aufhebung 
erbeten, und daß ein unparteiiſches Gericht beauftragt werben 
möchte, Die Rechtsfrage wegen der Landfteuer und Reichsbank 
auf dem Wege Rechtens zu entfcheiden. Die darauf erfolgte 
Refolution vom 7. Juni wäre abjchlägig gewefen, und das ans 
gegebene Motiv des Abfchlags: „Daß Wir zwar feinem Unferer 
getreuen Unterthanen den Schuß ber Geſetze und rechtliches Gehör 
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verfagen, daß aber die Landesverfafiung feiner Grörterung 
auf dem Wege Rechtens unterworfen jein könne”, babe den Ges 
fidhtöfreiß der Bittenden nur noch mehr verbuntelt. Vergeblich 
hätten Brälaten und Ritterfhaft im Herbſte defielben Jahres 
verjucht, durch eine Deputation in die Reſidenz ihre Verhaͤttniſſe 
aufzuflären, und da alles mißlungen, hätte unterm 27. März 
1848 die Deputation im Namen und Auftrage ihres Corps und 
der übrigen Buköbefiger, in Bezug auf die abermals angebrohte 
&gecution wegen ber Landſteuer, eine förmliche Proteftation ein" 
gelegt, indem der Weg ber Vorftellung von nun an zu verlafien 
geweien wäre. 


6. 25. 

Die Beichwerben gewinnen fogar Zuwachs durch die Ginführung 
Der Nationalbank u. ſ. w. Alle Hoffnung fchneidet ab die, ohne 
weitere Reſolution eintretende, executive Gintreibung der 
Nationalbankfteuer. 


Keineswegs hätte man fich jedoch ſchon am Ende der Krän- 
fungen von Recht und Eigenthbum befunden. Auch der Meinung, 
daß die Rechte und Brivifegien, wenigflend von der Beit ber 
töniglichen Beftätigung an, geachtet werben würden, Habe der Er⸗ 
folg nicht entiprocdhen. Denn es fei am 6. April 1818 eine 
königliche Urkunde erfchienen, in Folge deren Die Reichsbank mit 
dem 1. Auguſt in eine Nationalbank übergeben follte, was auch 
ſeitdem gejchehen fei. Die Einrichtung diefer Nationalbanf wäre 
folgende geweſen. Sie hätte die jämmtlichen Activa und Paſſiva 
der vormaligen Reichsbank übernommen. Bankintereſſent hätte 
jeder fein follen, deſſen Banfhaft 100 Reichsbankthaler oder mehr 
betrüge, oder der durch Ginjchlüffe einen diefer Summe entfpre: 
chenden Antheil fi erwürbe. Den Sintereffenten wäre eine Aus» 
ficht auf Tünftige Ausbeute gegeben und zugleich für freimillige 
Einſchüfſe eine Subferiptton vorbereitet worden. Die Verwal: 
tung der Bank wäre fünf Directoren, die für die Leitung der 
laufenden Geſchaͤfte beftimmt, und fünfzehn Repräfentanten über- 
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geben worden, „welche die ganze Intereſſentſchaft repräfentiren,, 
jollten. Die Ernennung der Repräjentanten wäre mittelbar in 
ber Regierung Händen geblieben, indem ſolche durch eine gewifle 
Zahl von der Regierung aus den Bankinterefienten ausgewählter 
Wahlcommittirten ernannt worden. Dieſe Nepräfentanten: hätten 
vier der Directoren ernennen follen, den fünften Borfigenden habe 
fi die Regierung vorbehalten. Zur Ausarbeitung einer Octroi 
und eines NReglements für die Nationalbant wären von der 
Regierung andere Männer beftellt, ihnen jedoch zwei Repraͤſen⸗ 
tanten beigeordnet worden. 

Die Feſtſetzung, daß Directoren und Repraͤſentanten in oder 
nahe bei Copenhagen wohnen ſollten, hätte erwarten laſſen, daß 
ber Grundplan dieſer Intereſſentſchaft fi) auf das Königreich) 
befchränfen ſolle. Auch hätte das Eöniglihe Patent vom A. Juli 
1818 den Schleswig-Holfteinern bedingungsweife verftattet, aus⸗ 
zutreten. Allein Die Beichaffenheit diefer Betingungen habe zwar 
denjenigen, welche ihre Bankſchaft ausbezahlen würden, einige 
Erleichterung verheißen, weil das Patent den Abtrag in Papier: 
geld und königlichen oder Bank-Obligationen erlaubt hätte; in⸗ 
zwifchen Hätten fich wenige in dem Falle befunden, diefen Abtrag 
leiften zu Fönnen. Somit wäre der Mehrzahl, welche dennoch 
nicht Intereſſent der ihrer ganzen Einrichtung nach rein⸗daͤniſchen 
Nationalbank bleiben wollen, nur der andere Ausweg geblieben, 
nad) welchem fie dadurch aus der bisherigen Verbindung mit ber 
Bank gefegt würden, daß fie von ihrer Bankhaft fo lange jähre 
lich 6 Prozent in baarem Silber entrichteten, bis der auf fie 
fallende Theil der Zettel, und Obligationsſchuld der Ban, 
welcher zur öffentlichen Runde kommen follte, völlig getilgt fein 
würde. Allein, von allen andern abgejehen, wären nirgends 
Grundlagen gegeben gewejen, die, auch wenn alles Vergangene 
verfchmerzt würde, ihrer Zukunft einen Sicherſtand verheißen 
hätte. Sie alle wären innig fiberzeugt geweſen, ver Koͤnig wolle 
das, am 5. Januar 1813 verheißene, jährliche Budjet wahrhaft 
veranftalten; inzwilchen ſei daflelbe nie erſchienen. Ebenmäßig 
jet nicht zu zweifeln, daß es am A. Juli 1818 die Tandesherrliche 
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Abficht geweien, den Belauf der auf Schledwig-Holftein fallenden 
Papierfchuld in klaren und billigen Beſtimmungen zur öffentlichen 
Kunde zu bringen, auch ferner, daß von dem für beide Herzog⸗ 
thümer neu zu errichtenden „Bankinflitute zur Abtragung der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Bankſchaft“, jene 6 Prozent wirflih nur 
zu diefem Zwecke der völligen Auseinanderjeßung mit der Reichs: 
bank und fuccefiiven Abtragung der fehleswig-holfteinifchen Bettel- 
oder Obligationsfchuld verwendet würden, allo, daß die fichere 
Ueberzeugung entftände, in einer beflimmten Friſt von Jahren 
dieſe niederdrüdende Laſt aufhören zu fehen. Allein gerade der 
Mangel jener, die Deffentlichkeit vorbereitenden Wege, müfje es 
Prälaten und Ritterfchaft aud) hier erklären, daß weder die Elare 
Angabe des Belaufd jener Schuld, voch die Feſtſetzung eines 
ſolchen beftimmten Termins bis anf diefen Tag, nach nun vier 
Jahren, and Licht getreten ſei. Hätte den Privilegien noch ir: 
gend eine landfländifche Kraft eingewohnt, fo hätten Prälaten 
und Nitterfchaft eine ſolche neue Steuerbeläftigung und Ginrich- 
tung, von welchen auch ihrer fortwährenden Depution durchaus 
feine vorläufige Mittheilung gefchehen, nicht ſtillſchweigend über 
fi) ergehen laſſen koͤnnen. Rur erwähnte Deputation hätte am 
6. November 1818, im Auftrage des Corps und der Gutsbe⸗ 
figer, Proteft eingelegt, erftend gegen die Reichsbankhaft über- 
haupt, in Gemäsheit früherer Proteftationen und Des auch in 
diefer Hinficht, wiewohl vergeblich, erbetenen öffentlichen Gehoͤrs, 
und zweitens namentlich gegen Die, in dem Patent vom 4. Ju⸗ 
lius 1818 feſtgeſetzte, praͤcluſiviſche Frift zur Erklärung wegen 
der Suterefjentichaft der einzelnen Gutsbeſitzer an die National« 
bank, Die Deputation hätte nody hinzugefügt, Daß, falls etwa 
einzelne Slöfter oder Gutsbeſitzer fich zu einer Zahlung in Hin» 
fiht der Reichsbanfhaft genöthigt ſehen jollten, dieje ihren Ver⸗ 
hältnifjen abgezwungenen Leiftung lediglich als eine Privathand⸗ 
lung und keineswegs als eine Verlafjung der von ihrer Geſammt⸗ 
beit nie aufzugebenden Grundſaͤtze angefehen werden dürfe. Dieſe 
Proteſtation wäre inzwiſchen von der ſtaͤrkſten Mißbilligung ge⸗ 
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troffen worden, vornehmlich durch Folgende Worte des Böniglichen 
unmittelbaren Reſcripts vom 5. Dezember 1818: 

„Es ift- eine in jeder Hinfiht unzuläfiige Handlung, wenn 

„Untertbanen durch Proteftationen, welche fie bei den Lan⸗ 

„descollegien und Behörden einreichen, erklären, daß Die von 

„dem Landesherrn über das Steuerweſen und andere Ge 

„genftände erlafienen Geſetze und Anordnungen für fie Feine 

„verbindende Kraft haben, und daß fie in Befolgung der 

„ſelben allein der Macht weichen. Wir Lönnen daher die 

„erwähnte und die früher am .27. Mai d. J. gegen bie Bei⸗ 

„teeibung der Landfteuer an Unſere Ganzlei gejandte Pro⸗ 

„teitation, für dieſes Mal nur aus Töniglicher Gnade unge 

„ügt laſſen. Wir befehlen aber Prälaten und Ritterfchaft 

„biermit alles Ernfteg, daß fie, bei Vermeidung Unferer Uns 

„guade der jonft nöthigen unangenehmen Verfügungen, fi 

„Tünftig eines jeden folchen Schritts, fowie einer jeden Ber: 

„weigerung des ben über das Steuerwefen und andere Ges 

„genftände erlaflenen Geſetzen und Anordnungen ſchuldigen 

„Beborfams gänzlich enthalten follen. Wenn aber wider 

„Erwarten Prälaten und Ritterfchaft dieſem unfern Befehle 

„micht unbedingt die ſchuldige Folge leiften follten, jo haben fie 

„zu gewärtigen, daß, außer der von jedem einzelnen Theile 

„nehmer der Webertretung den Umftänden nad) etwa vers 

„wirkter Strafe, die ihnen auf ihr allerunterthänigftes Ans 

„ſuchen durch die allerhöchfte Rejolution vom 27. April 

„1775 aus Gnaden bewilligte Vergünftigung, eine fortwähs 

„rende Deputation haben zu dürfen; fofort und ohne Wei- 

„tere von Uns werde zurüdgenommen und die Deputation 

„Jolcher Geſtalt ganz werde aufgelöfet werden.” 

Hätte nun zwar die Depution gewagt, unterm 20. Jänner 
1819 in Ehrfurcht zu bemerken, daß nicht fie, fondern ihre Com⸗ 
mittenten der Vorwurf treffen würde, falld ein geſetzwidriger 
Schritt durch mipfällig gewordene Binzelne gejchehen jei; dabei 
aber in der Kürze wieber nachzuweiſen, daß hier wirklich nichts 
unternommen worden, als was ein in der Landesverfaſſung un- 
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vergänglich gegrünbetes Recht nicht unerlaubt, ſondernwas die Pflicht, 
ja der in der Eonfirmation zu ihnen felber ausgesprochene fönigl. Wille 
geböte; jo ſei doch überall feine weitere Rejolution auf ihre erneuerte 
inftändige Bitte, auch um rechtliches Gehör, erfolgt, noch hätte das 
zugleidy an die höchfte Behörde eingefandte Gutachten eines allgemein 
anerfannten auswärtigen Rechtsgelehrten irgend eine Berüdfichtigung 
erwartet. Bielmehr hätten fich anderweitige Berleßungen gehäuft, 
zu welchen namentlidy gerechnet werben müſſe, Daß am 5. Octbr. 
1810 die aus der Föniglidhen Kaffe vorgejchoffenen Depot⸗, Haus⸗, 
Häuergelder nicht nach Pflugzahl, fondern nad dem Maaßſtabe 
repartirt worden wären, welcher der Grund» und Benußungsfteuer 
zum Grunde liege. Auf ihre Gegenvorftellung hätte die Depus 
tation Die Refolutton erhalten, daß auf ihren Antrag nicht ein 
geireien werben fönne (3. Deck), wogegen dad Plenum unterm 
11.. Detober 1819 ebenmäßig Proteft eingelegt hätte. Bu Ende 
bes verfloflenen Jahres (1821) hätte die Sache ihr Aeußerſtes 
erreicht. Schon im Jahre 1820 wären Execution ankündigende 
Mahnbriefe der Stenercafje, wegen der Nationalbankzinfen, an 
bie Klöfter und Güter eingegangen; allein es wäre diefer Sorge 
damals noch durdy die fihhere Nachricht abgewendet worben, daß 
dieſe Maaßregeln allerhoͤchſten Orts nicht genehmigt ſei. Nun 
ſeien abermals Mahn⸗ und Drohbriefe ergangen, und, ohne daß 
auch nur eine Reſolution auf die letzte Vorſtellung eingegangen, 
ſei die Execution gegen das Ende des Jahres 1821 wirklich ein⸗ 
getreten und ed werde in dem. Augenblid der Stellung dieſer 
Denffchrift mit der gewaltfamen Gintreibung noch fortgefahren. 


Der zweite Hauptabjchnitt der Beſchwerde-Schrift befchäftigt 
fih mit der rechtlichen Entwidlung und enthält zugleich die an 
bie Bundesverfammlung gerichteten Anträge. 
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§. 2%. | 
Pflicht der holſteiniſchen Prälaten und Nitterfchaft, ſich an bie 
deutſche Bundesverfammlung zu wenden. — Darlegung der 
Gompetenz der hohen Bundesverfammlung. 


1. 

In diefer Hinficht jagen Prälaten und Ritterfchaft zuvoͤrderſt, 
Daß in ihrer uralten Landſtandſchafr der Grund liege, warum 
die Vertretung ihrer unlerbrüdten Gerechtſame von ihnen nicht 
abgewiefen werden koͤnne noch dürfe. 

Moſer von der deutichen Reichsftände Landen, ©. 843, ſage, 
daß fle nach anerfannten deutſchen Rechten befugt und verpflichtet 
wären, die landſtaͤndiſche Verfaſſung nicht untergehen zu laffen, 
und baß fie, in deren Hände die Landesgerechtſame dermalen 
allein gelegt fei, der Zukunft die Gewißheit hinterlaffen müßten, 
daß von ihnen Alles aufgewendet worben fei, was das Recht 
aufhellen und erhalten, vom Lande ihre Gefinnung bethätigen 
fönne, der Landesherrihaft ihre Gefehlichkeit. Seit ihnen Das 
rechtliche Gehör verſagt worden jei, hätten fich ihre Verfammlungen 
mit den Hülfen beichäftigt, welche die deutſche Bundesordnung 
dem gekraͤnkten Rechte deutjcher Unterthanen darbiete. Daß in 
beutjchen Landen ein Zufluchtsort für unterdrüdte Gerechtigkeit 
zu finden fei, dürfe — ohne Vergehen nicht bezweifelt werben, 
und in diefer Hohen Verfammlung, weldye den fidhtbaren Mittels 
punct des Bundes der Deutjchen darftelle, müffe ein Schuß und 
ein Xroft wohnen, oder ed wäre wahr, was die Feinde der 
Deutſchen jagten, ihnen wäre nichts Gemeinjames geblieben, als 
das trübe rathloſe Gefühl ihrer Zerjplitterung. 

Die Reclamanten beziehen fih auf den 2. Artikel der Bun- 
desacte, nach welchem auch bie, ohne Gerechtigkeit nicht denkbare, 
innere Sicherheit Deutfchlands, Zweck des Bundes ſei; auf den 
Ausfpruch der Bundesverfammlung in der 19. Sitzung 1817, 
S. 205, daß fie ſtets ihrer Pflicht eingedenk Bleiben werde, inner- 
halb der ihnen vorgezeichneten Schranfen, ſich ‚jelbft bedraͤngter 
Unterthanen anzunehmen, und au ihnen die Ueberzeugung zu 
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verfchaffen, daß Deutfchland nur darum mit dem Blute Der 
Völker von fremdem Joche befreiet, und Länder ihren recht: 
mäßigen Negenten zurüdgegeben worden, damit überall ein recht: 
licher Zuftand an die Stelle der Willfür treten möge; ferner, 
auf die Würdigung des 11. Artifeld der Bundesacte, durch Die 
holfteinslauenburgifche Bundestagsgelandfchaft in der 32. Sitzung 
von 1817, $. 206; auf mehrere Stellen der provijorischen Com— 
petenzordnung vom 12, Junius 1817, namentlich die SS. 3. 2, 
3, 4.2, 3, 5.1, 2,3, a, b; darauf, daß zu den, den Untertbanen 
gejchehenen Zuſagen, gegen deren Nichterfüllung bei hoher Bun— 
deöverfammlung Hülfe zu ſuchen fei, unftreitig die nad) Art. 13 
der Bundesacte in allen Bundesftanten einzuführende Iandftän- 
diſche Verfaſſung gehöre, und daß, da diefer Artikel in Holftein 
unerfüllt geblieben fei, fi) audy Die zur Entwerfung ber Ber: 
faflung im Sahre 1816 berufene Commiſſion feit lange nicht 
mehr verfanmle, jo daß fie, in der Hoffnung der baldigen Er- 
fülung, ſogar NRüdjchritte gethan hätten, die dringende Landes— 
noth auch ſonſt unberedhtigte Untertbanen gewiß rechtfertigen 
fönne, wenn fie in Hinficht der Volziehung des 13. Artifeld an- 
regende gejegliche Schritte thäten. 

Inzwiſchen — jo fahren Neclamanten bier fort — 
handele e8 fih bier nicht zunächſt davon; Holſteins Yall 
fei diefer, daß, ftatt der Entwerfung einer neuen Verfaſſung, ihre 
alte Iandftändifche Verfaſſung, welche Durch Die jüngfte Beftätigung 
der Privilegien, Die ſogar nad) dem Föniglichen. Eintritte zum 
deutichen Bunde erfolgt jei, wahrhaft zugleich als die neue an: 
erfannt und in Wirkſamkeit geſetzt fei, Daß dieſe nicht blos ver: 
legt, jondern factiſch vernichtet und Das rechtliche Gehör über 
den Inhalt derfelben verweigert jei. Es bebürfe feines Beweiſes, 
daß, wenn hohe Verfammlung es fi) auch verjage, gegen dieſe 
Verlegung der Grundgejege des Bundes, bei welchen Die innere 
Sicherheit defjelben höchſt gefährdet fei, aus eigenem Antriebe 
einzufchreiten (&. 4 und 5), dieſelbe ſich mindeftend für wohlbe: 
fugt erflärt habe, ſich der Verlegten auf ihre Bejchwerdeführung 
thätig anzunchmen, wie denn aud) 1818 das eingeholte Öutachten 

Dritter Theil. A 


80 


eines der erften beutjchen NechtSichrer, des Dr. Martin, unbe- 
denflich ausgeiprochen habe, „daß die Hohe deutiche Bundesver- 
jammlung, nad) Lage der Umftände, völlig competent jei, um den 
Necurs der holfteinischen Prälaten und Nitterfchaft wegen ihrer 
Anſprüche auf Erhaltung ser dortigen Landeöverfallung anzu: 
nehmen, und ſich, wenigftens für die Geftattung Des rechtlichen 
Gehörs in dieſer Rechtöfadye, gehörig zu verwenden.“ 


2 


Durch die, eine nene Epoche in der Entwidelung der Bun- 


besgejeßgebung bezeichnende Wiener Schlußacte vom — 


1820, wäre die Competenz der hohen Bundesverſammlung in 
Iandftändischen Verfafjungsangelegenheiten noch näher begründet 
worden. Zwar fcheine der 61. Artifel der Schlußacte, weil 
Holfteind Verfaffung nicht unter Die Garantie des Bundes ge- 
ftellt fei, Prälaten und Nitterfchaft die Hoffnung auf die Hülfe 
hoher Bundesverfammlung zu entziehen und diefe nur im Falle 
offenbarer Widerjeplicyfeit des Landes, weldye der Himmel gnädig 
aller Orten verhüten wolle, competent zu werben. Allein Dem 
deutjchen Bundestage fei Durch Die Wiener Schlußacte die innere 
Verfaffung der Bundeslande gar nicht gleichgültig gemacht. Der 
61. Artikel der Schlußacte nehme felbft die Aufrechthaltung der, 
tiber den 13. Art. der Bundesacte, im 54. der Schlußacte feft: 
geſetzten Beftimmungen von den Bejchränfungen aus, die er fonft 
für die Wirffamkeit der Bundesverfammlung enthalte; der 13. 
Art. der Bundesacte fei Durch den 54. der Schlußacte noch durch 
ein Sol verftärft worden, und allenthalben ergebe fi, daß 
hoher Bundesverfammlung, auch in Abficht der Lande, Deren 
Verfaffungen nicht unter die Garantie des Bundes geftelt find, 
ein Verfaſſung ftiftendes Geihäft anvertraut fei, von welchem 
eine gewiſſe Thätigfeit, auch auf Erhaltung der geftifteten Vers 
fallung abzweckend, unzertrennbar zu fein jcheine. 
Es wären bierbei Gradationen erſichtlich: 
1. Die der Garantie des Bundes übertragenen Verfaſſungen 
babe derfelbe im Ganzen und im Einzelnen zu wahren, 
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und feine Veraͤnderung an demſelben koͤnne ihm ent: 
gehen, ohne feine Genehmigung bleiben. 

2. Su Anjehung der nah dem 55. Art. der Schlußacte 
nen eingeführten, der Garantie des Bundes jedoch nicht 
fpeziell unterworfenen Verfaſſungen, babe vderjelbe die 
Aufrechthaltung im Ganzen zu bewirken, ohne ſich der 
Sorge beftändiger Obwache im Einzelnen zu unterziehen, 
während 

3. in Abficht der Länder, in welchen bereits eine Verfaſſung 
anerfannt beftehe und alſo nur eine Modification ein- 
treten fönne, die Wiener Scylußacte, Art. 56, eine 
eigene Beftimmung enthalte, und dieſer dritte Kal 
trete bei Holftein, bei deſſen Prälaten und Ritterjchaft, 
ein. 

Ihre Verfaffung, welche die Landeöverfafjung jelber fei, fei 
ihnen vom Könige, jogar nad) beffen Eintritt in den deutſchen 
Bund, beftätigt; fie wären wirklich von ihrer Landesherrſchaft 
anerkannte Landflände, jeit man zu dem lebten Yandtage fie allein 
berufen hätte. So gewiß fie eine, allen Stäuden zufagende, Lanz: 
desverfaflung wünjchten, fo ficher ftehe e8 ihnen zu, alle Gerecht⸗ 
ſame ihrer Lage geltend zu machen, damit nur auf verfaflungs- 
mäßigem Wege am alten erprobten Grunde geändert, am wenigften 
aber ſolcher willfürlich vernichtet werde, um Berfafjungslofigkeit 
an die Stelle zu eben. 


Die angezogenen Bejebartifel wären demzufolge nicht zu den 
in der Auslegung zweifelhaften zu zählen, welche die hohe Bun— 
desverfammlung erft dem Bundeszwecke gemäß zu erklären habe 
(Art. 17 der Scylußacte) ; denn es ſei Dargethan, daß ihre Ber: 
faffung landſtändiſch und in anerfanuter Wirkſamkeit fei, Die 
durch factifche Unterdrüdung nicht aufgehoben werben Eönne. 

4. 

Prälaten und Mitterfchaft hielten e8 daher weder an ber 
Zeit, die klare Gompetenz durch allgemeine Grörterungen über 
den Bundeszweck (Klüber’3 öffentliches Recht des deutjchen 
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Bundes, $. 158), oder dur Folgerungen aus andern Artikeln 
der Bundesgefeßgebung (3. B. den 31. der Schlußacte, vergl. 
mit Dreich, die Schlußacte der Wiener Minifterial-Eonferenzen, 
G. 30, a. Nudhard des deutſchen Bundes, ©. 73) nad) der 
ratio legis weitläufiger zu begründen, nody weniger glaubten fie 
ih in dem Falle, die landftändische Sphäre ihrer Körperichaft 
überhaupt verlaffen zu müſſen. Sie würden fonft auch ale 
Einzelne ihre Befugniß, aufzutreten, zu vechtfertigen wifjen, als 
privatrechtlich verlegte Grunds und Qutsbefißer, deren Realrechte 
in jeder Hinficht gefränft worden, und bie mit ihrer Bejchwerde: 
führung vom erbetenen rechtlichen Gehör abgewiefen worden 
wären. Wohl fei die Steuerbewilligung allein das Recht des 
Landtages, aber widerredhtliche Steneranmuthungen dürfe aud) 
der Einzelne ablehnen, injofern er auf den Landtag angewiefen 
jei, und fein Recht gegen erlittenen Zwang auf den geeigneten 
Wegen verfolgen. Der Art. 29 der Schlußacte nehme gegen 
Auftizverweigerung in Schuß. Zwar koönne es fcheinen, als wären 
Holfteind Prälaten und Ritterjchaft gerade nur ald Einzelne aufs 
zutreten berechtigt, weil der Sprachgebrauch nur eine fehleswig: 
holfteinifche Nitterfchaft kenne, Die in dieſer gemifchten Eigenfchaft 
bei hoher Bundesverfammlung weder auftreten noch empfangen 
werben könne. Allein, wie eng verbunden auch Brälaten und 
Nitter von Holftein und Schleswig wären, fie hätten darum 
nicht aufgehört, für fich in alter Art zu beſtehen. In der erften 
Beit, wo beide Lande zufammen gekommen wären, jelbft noch im 
Anfange der oldenburgijchen Periode, wären ihre Landtage noch 
geſchieden gewejen. Seit die Landftandjchaft aber ſich zu gemein» 
famen Berfammiungen, bald in dieſem, bald tn jenen Herjog- 
thume, zu halten verftändigt hätten, hätten Doch mehrere einfeitige 
Dbliegenheiten, durch welche Schleswig an das dänifche Holftein an 
das deutſche Neich gefnüpft geweſen, bewirkt, Daß ihre rechtliche 
Gemeinſchaft fi) nicht auf alle Verhaͤltniſſe erftreden Können. 
Dergeftalt wären unbedenklich wegen einfeitiger Angelegenheiten 
auch einfeitige Landtage berufen worden, 3. B. 1572, wegen ber 
bentjchen Reichs- und Kreisanlagen, 1599 wegen Anliegen bes 
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niederfähfifchen Kreiſes. Die Privilegien beider Lande wären 
ſogar feit lange in getrennten Urkunden beftätigt worden, und 
im ganzen 18. Jahrhundert hätte man das eine Konfirnationg- 
Diplom an Prälaten und Nitterichaft des Herzogthums Holftein, 
das andere an die des Herzogthums Schleswig gerichtet gejehen, 
ebenſo in der neueften Beftätigung; der Tandesherrlichen Erlaſſe 
zu gejchweigen, welche zu Zeiten, nach Befchaffenheit der Sache, 
nur an Die eine oder andere Nitterjchaft ergangen wären. Auch 
enthalte die Fönigliche Betätigung des nexus socialis keineswegs 
die Aufhebung der beiden Nitterfchaften, als für fich beftehender 
Gemeinheiten, ſondern gerade lediglidy die landesherrliche Aner: 
. kennung der Gerechtjame, kraft welcdyer beide als Ein Körper 
handeln und in gemetnfamen Verhandlungen einen Schluß nad 
Stimmenmehrheit ausmitteln dürften. 


g. 77. 


Rechtfertigung der Beſchwerde und erhobenen VBeichwerbeführung, 
aus dem Standpunfte des Rechte. 


1. 


Es walte — jo fahren die Neclamanten, um ihre Bejchwerbe 
auch aus dem Standpunkte des Rechts noch mehr zu begründen, 
fort — zwiſchen den SHoffteinern und ihrem Regentenbaufe ein 
Bertragsverhältnig — der, mit den Regierungsrechten unauflög- 
lich verbundene, im Jahre 1460 zu Riepen errichteten, ſeitdem 
unzähligemal bejtätigte Grundvertrag — ob. Es fei von ihnen 
auf das daraus entflandene Landesrecht nie verzichtet, vielmehr 
auf dem lebten Landtage daſſelbe neu beftätigt und ihnen vor: 
nehmlich das Recht förmlich verfichert worden, Feine Steuer, außer 
der ordentlichen Contribution, ohne vorherige Verwilligung des 
Landtages, zu entrichten ($. 8). Keine zu Recht beftändige Auf 
hebung dieſer Gerechtjame ſei eingetreten, und hätte nicht ein- 
treten Pönnen, weil jeit 1712 kein Landtag geweſen. Eine reiht: 
mäßige Aufhebung wäre bei der 1802 volführten Durdybrechung 
der beftehenden Ordnung (8. 15 und 16) überall nicht beab- 
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fihtigt worden, indem plößlich, ohne Weiteres, ein allgemeines 
Beftenerungsrecht für Prälaten und Ritterſchaft, der Wille, un- 
umſchraͤnkt zu befteuern, ausgeſprochen. Bid dahin, von 1712 
bis 1802, hätte das Recht in erflärter Anerkennung von beiden 
"Seiten und Ausübung beftanden, feit 1802 habe es aber nicht 
an förmlihen Gegenvorftellungen, Bejchwerbeführungen und 
Proteftationen gefehlt. 


2 


Eine Veränderung der Uniftände durch welche der Grund: 
vertrag entfräftet worden wäre, an ſich ein bedenflicher Aufbe: 
bungsgrund von Rechten, ſei gleichfalls auch feit dem lebten Land⸗ 
tage im Sabre 1712 nicht eingetreten. Die bedeutende Verän- 
derung im Sahre 1773 ($. 12) fei von der Beltätigung des 
Zandesgerechtfame begleitet gewejen und der jeßt alleinige Lan⸗ 
desherr der Holfteiner fei in feine andere Gerechtjame getreten 
ald die zupor vor ihm mit dem Mitregierenden getheilt worden 
wären. Die Auflöſung des dentjchen Reichs im Sabre 1806 
hätte auch feine Veränderung der Art hervorgebradht und Daß 
Holfteind Ancorporirung dieſe Folge nicht haben müfjen, wäre 
längft durch die Verhältniffe Schleswigs, was nie zum deutſchen 
Neiche gehört hätte, in ſchlagendem Beiſpiele gezeigt worden. 
Für Prälaten und Ritterfchaft hätte Dad Holftein von feinen 
Berhältniffen zum deutſchen Reiche Iosfprechende Patent vom 
9. September 1806 nur in der Mitte einer Reihe von mannidy 
fahen Durchbrechungen geftanden und es wäre für fie gleich- 
gültig gewefen, ob unter dem Vorwande eines nirgends nachge- 
wiejenen unumfchränften Beitenerungsrechted wie vom 17. Dec. 
1802 ($. 19) oder wegen der num plößlic mit dem Neiche an- 
geblich Hinfinfenden Landesverfaſſung, die alfo 1802 doch noch 
exiitirt haben müßte, gültige Nechte vernichtet worden wären. 
Ihre Körperfchaft hätte inzwilchen nach wie vor beitanden, ihre 
Gonvente wären zufammengetreten , Die fortwährende Deputation 
hätte fich verJammelt, das Landgericht wäre beftehend geblieben 
und jo wäre der fichtbare Zuſammenhang mit früheren Jahr⸗ 
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hunderten, wenigſtens der Form nach, noch nicht ganz unterbrochen 
geweſen, als die königliche Beſtätigung der Privilegien vom 17. 
Auguſt 1811 denſelben durch völlige Wiederankennung hergeſtellt 
und in dieſer Hinſicht alle Wuͤnſche befriedigt haͤtte. 

Eben ſo wenig finde gegen ihre Gerechtſame der Einwand 
der Verjaͤhrung ſtatt, indem dieſelbe theils ſich auf Verfaſſungs⸗ 
rechte nicht erſtrecken laſſe, theils wegen der verſchiedenen Be— 
ſchwerdeführungen nicht eintreten können, und endlich auf jeden 
Fall durch die neueſte Privilegien-Beſtätigung von 1816 wieder 
würde aufgehoben worden ſein. 


3. 

Es gelte ſonach hier einen Grundvertrag, welcher, ſo lange 
die alten Reichsgerichte beſtanden, durch einſeitiges Ableugnen 
ſeiner Exiſtenz (1802) an feinem Anſpruche auf practiſche Gültig: 
feit nichts verlieren fönne , des aber auch in dieſer Hinficht auf 
die Gejeßgebung des neu errichteten deutichen Bundes im vorigen 
Glanze ftrahle, da die vor zwanzig Jahren ausgeſprochene Ver: 
fennung, durch cine Spätere Tandesberrliche Anerkennung, in der 
Art, wie foldye die firengfte Auslegung des 56. Artifeld der 
Wiener Schlußacte nur heifchen Fönne, weggetilgt worden ſei. 
Erwägen Prälaten und Nitterichaft die Worte der landesherr⸗ 
lichen Beftätigung vom 17. Auguft 1816, jo Fönnten fie nicht 
umbin, anzunehmen, daß es des Königs Wille gewefen, Durch Die 
Beltätigung den Vorfa der Wiederherftellung nicht blos im 
Allgemeinen zu erklären, ſondern gleich in der Art an den Tag 
zu legen, daß namentlich Die Verletzungen der Steuergerechtjame 
wieder gut gemacht werben follten. So viel ſei freilidy ſchon an 
ih Elar, der Landesherr, welcher dieſe Privilegien überhaupt nur 
beitätige, müfje die Zurücknahme des Wortes, welches im Jahre 
1802 ausgeſprochen worden: „Uneingeſchränktes Beſteuerungs⸗ 
recht” — in ſeinem gerechten Sinne beſchloſſen haben; deun ohne 
diefe Zurüdnahme bliebe der Brief, auf welchem Statthalter und 
Obergeridht und ſämmtliche Landesbeamten verpflichtet find, 
„darüber feftiglich zu halten und Dagegen nicht? zu verhängen, 
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noch, daß ed von andern gefchehe, zu geftatten” ein leeres Wort; 
es müſſe der König anerkannt Haben, daß die Landſteuer, die 
Reichsbankhaft, nicht rechtsbeftändig angemuthet worden, daß fie 
das nur Durch die Berufung eined Landtages, wenigftend ber 
Trälaten und Nitterfchaft und deſſen freie Yuflimmung , hätte 
werden Eönnen, und durch feine der Acte einverleibte bejchränfende 
Slaufel würden diefe Erwartungen bejchränft, während Die 
GSlaufel: „Wir beftätigen — wie felbige von Unferes höchftjeligen 
Herrn Vaters Majeftät unterm 31. März 1766 und 13. Rovbr. 
1773 allerhöchſt beftätiat worden”, Feinen Zweifel übrig laſſe, 
daß bier der Stand von 1766 und 1773, da Brälaten und 
Nitterfchaft feine abgedrungene Steuer gekannt hätten, als der 
wahrhaft verfaflungsmäßige bezeichnet werde, deſſen Zurüdführung 
die Landesherrſchaft beabfichtigte. 

So ungweidentige und für den Augenblid fogar unerwartete 
Schritte, durch welche zwar feine neuen Rechte gegeben, aber doch 
bie ſchon zuftehenden beftätiget worden wären, hätten die freudige 
Meberzeugung erweden müſſen, daß nun auch die wirflidye Wie 
derherftellung erfolgen werde; aber auch allgemeine Ueberraſchung, 
als folche, ohne irgend eine Aufklärung über die Urfache, nicht 
erfolgt wäre. 

4. 

Hier jagen Prälaten und Nitterfchaft: es wolle gewohnter 
Ehrfurcht nicht geziemen, in Diejenigen Verhältniſſe forſchend ein- 
zudringen, welche ſich leßter Zeit zwiſchen Die in der Beftätigung 
der Privilegien enthaltenen Zufagen und deren Erfüllung geftellt 
haben möchten; fie beklagen, daß ihnen fein Aufjchluß Darüber 
und dadurch) die Gelegenheit zur wechfeljeitigen Annäherung ge- 
geben worden fei; fie erklären ſich über ihr Thun in ihrem Ges 
wiffen beruhigt; fie behaupten nochmals, daß ihnen das erbetene 
rechtliche Gehör nicht hätte abgejchlagen werden können; fie wie- 
derholen, wie willkürlich und widerrechtlich man gegen fie ver: 
fahren und fuchen hierauf ihre Anfprüche auch aus dem Stand- 
punfte der Billigfeit und natürlihen Verpflichtung zu recht— 
fertigen. 
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8. 28. 


Fernere Rechtfertigung aus dem Stanbpunfte der Billigfeit und 
natürlichen Verpflichtung. 


Ihre Sache, fo fagen fie ferner, fei nicht blos Die gerechte, 
fondern auch die gute und billige. 

Sie hätten Die Landeslaſt redlich mitgetragen, und öffentlich 
hätten ſie es bereits ausgeſprochen, wie wenig es ihre Abficht 
jei, fi) ihrer Gerechtſame und Deren Beftätigung zum Nachtheil 
ihrer Zandsleute zu bedienen. Nicht lange nad) Beftätigung der 
Privilegien, am 26. April 1817, habe die fortwährende Depu: 
tation, in Folge eines einftimmigen Bejcyluffes beider Verſamm⸗ 
lungen, folgende, auch Durch den Drud bekannt gewordene, Er: 
Härung zum Protokolle gegeben: 


„Prälaten, Nitterichaft und übrige Gutsbeſitzer, um feinen 
„Zweifel über die untadelhaften Abfichten übrig zu laſſen, von 
„welchen fie. in ihren bisherigen Schritten geleitet worden, be: 
„Ihließen unter einander und erklären: daß ihre Weigerimg, die 
„Rüdftände der Yandfteuer und der Reichsbankzinſen zu entrichten, 
„abgefeben von der Unmöglichkeit dieſer Leiftung aus den Er- 
„trage der Güter, darauf fi) gründe, daß diefe Abgaben nicht 
„auf eine verfalfungsmäßige Art und in hergebrachter Form an 
„geordnet worden; denn an Bereitwilligfeit, verfajjungsmäßig zu 
„den Bedürfniffen des Staates beizutragen, habe es den Guts- 
„befigern bei feiner Gelegenheit, wo neue Steuern in Anregung 
„gekommen, geiehlt, wie fie ſolches oft nicht nur erflärt, ſondern 
„andy thätig bewieſen; 

„daß jene Weigerung, nach erfolgter allerhöchſter Beſtaͤtigung 
„der Privilegien vom 17. Auguſt v. J., auch deshalb ihnen 
„nöthig geſchienen, um ihrem klar in den Privilegien enthaltenen 
„und ſonach mit beftätigten und nun auch förmlich anerkannten 
„Rechte, von Steuern, welche fie nicht bewilligt, befreit zu fein, 
„nicht zu vergeben; fo fehr fie es beflagten, wenn dadurch ihren 
„Mitbürgern, die in ihrer Lage weniger begünftigt, verfafiungs- 
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„mäßige Rechte in Aufpruch zu nehmen, irgend ein Zuwachs von 
„Laſten werben Eönnte; 

„daß fie, gleich ihren Mitbürgern, von der Hoffnung und 
„dem Vertrauen belebt, daß die Verfaffung dieſer Lande, Deren 
„Wiederaufrichtung fie von der Huld und Gerechtigkeit ihres ge- 
„Liebten Landesherrn erwarten dürften, auf Liberalen Grundfäßen 
„und einer allgemeinen Landesvertretung gegründet fein werde, 
„19, daß vor Allem den Vertretern das Recht der Steuerbewilligung 
„gelicyert bleibt, Feinesweg& die Abſicht haben. in der fünftigen 
„directen Grundfteuer, nady welchem Maaßſtabe diefe auch ver: 
„faſſungsmäßig angeordnet werden und durch Bewilligung der 
„Stände zu der hergebrachten ordinären Gontribution hinzufommen 
„möchte, irgend eine Bevorzugung vor dem übrigen Laude zu 
„begehren,” | 

Uebrigend ſei ed nicht die Schuld von Prülaten und Ritter: 
ſchaft ($. 8), daß die Städte im Gebrauch ihrer Landftandichaft 
Beeinträchtigung erlitten Hätten, und fie wären einverftanden, 
daß nicht blos ſämmtliche Städte, fondern auch die Vertretungen 
von Aemtern und Landſchaften zum verfafjungsmäßigen Gehöre 
gelangen müßten, wenn die Lande ſich der Segnungen einer 
wohleingerichteten Verfaſſung erfreuen follten. Die Ritterſchaft 
wolle nur die Steuern ablehnen, die ohne Bewilligung des Land— 
tags den Klöſtern und Gütern anfgebürdet worden. Das Ueber: 
maas der Steuern fei allerdings Prälaten und Nitterfchaft ein 
mächtiger Antrieb geworden, ihre Gerechtfame firenger zu ver: 
folgen. Es fei für alle unerfchwinglich, und werde e8 — bier 
find einige nähere Umftände berübrt — täglich noch mehr werden, 
alles zu leiſten, was verlangt werde; aber aud) Prälaten und 
Ritterfchaft würden das Möglichſte thun, fobald fie nur ihre 
Leiftungen an die Landesgerechtfane und an eine Ueberſicht der 
Verwendung fnüpfen könnten. Die Selbfterhaltung verbinde fich 
bei ihnen mit den theuerften vaterlaͤndiſchen Antrieben. 
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$. 29. 
Nochmalige Erörterung der beiden Hauptanliegen der Prälaten 
und Nitterjchaft und des gefammten Landes, audy dem 
gemäße Anträge. 


1. 


Das Bertrauen des gefammten Landes jei auf zwei Net: 
tungsmittel gerichtet, deren Gewährung Prälaten und Ritterfchaft 
der gerechten Berüdfichtigung des Königs, unter der Vermittlung 
hoher Bundesverfammlung, zu verdanken hofften: nämlich auf 
die Fortdauer der grundgejeßlichen Verbindung des holſteiniſchen 
Bundeslandes mit dem Herzogthum Schledwig, und zweitens auf 
dad Recht der Steuerbewilligung für den Landtag Schledwig- 
Holſteins. 

Zwar nur als der dem deutſchen Bunde verwandte Theil 
des Corps der ſchleswig-⸗holſteiniſchen Praͤlaten und Ritterſchaft 
wären fie befugt, bier aufzutreten. Als holſteiniſche Praͤlaten 
und Ritterſchaft vertbeidigten fie bier die den Holſteinern feit 
einem Jahrhundert in befondern Diplomen beftätigten, übrigens 
beiden Nachbarlanden gemeinfamen Privilegien; Doch verſchuldeten 
fie gewiß feine Verlegung der deutfchen Bundesordnungen, wenn 
fie Diejes ihnen jo theuere Verbältniß der vorzüglichen Beachtung 
und Würdigung der hohen Bundesverjammlung empfohlen. Für 
die fchleswiger Untertbanen würde diefer Schritt unzulaͤſſig und 
ſtrafbar fein; allein der Holfteiner und namentlich Holfteins Präs 
laten und Ritterjchaft dürften bier behaupten, daß ihre ftändijche 
Berbindung mit dem Herzogthum Schleswig ihr theuerſtes Recht, 
glei den übrigen Rechten ihrer Landſtandſchaft, auf den Schuß 
der deutfchen Bundesverfammlung angewiefen ſei. Diefe Wahrs 
beit ſtehe um fo unbeftreitbarer da, weil fie in dem Falle wären, 
nicht allein auf den Grundvertrag und deſſen in jeder Confir⸗ 
mation enthaltenen Anerkennung binzeigen zu bürfen, jondern 
außerdem noch hinzuzufügen hätten, daB von des Könige Mas 
jeftät unterm 9. September 1815 die ungeftörte Kortdauer des 
zwilchen Prälaten und Ritterſchaft von Schleswig und Holftein 
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beftehenden nexus socialis bereit3 beftätigt worden fei. Da diejer 
wichtige Erlaß nach dem 14. Julius 1815, ald an welchem Tage 
der König feinen Beitritt zum deutſchen Bunde durch Ratification 
der Acte erklärt hätte, erfolgt feie, jo erhelle umjomehr, daß 
Prälaten und Ritterfchaft Holfteind durchaus nicht in den Genuß 
ihrer Gerechtſame gelegt werden Fönnten, ohne zugleich dieſes, 
ihrer in anerfannter Wirkſamkeit beſtehenden Verfaſſung inwoh⸗ 
nenden Recht, welches nach Art. 56 der Schlußacte nur ver- 
faſſungsmäßig abgeändert werden dürfte, ungeſchmälert zu ver- 
langen. Es liege in dem Begriffe des Bundes, der auch die 
Außere Sicherheit zu ſchützen verjpreche, daß diefer feine Glieder 
auch gegen das Ausland vertrete, deren Rechte im Auslande 
wahre, die Hoheitsrechte des Herzogd von Schleöwig aber wür: 
den hierdurdy umjoweniger gefährdet, da hier dermalen durchaus 
nur von Dermittlung, Feineswegs von Urtheilsvollziehung im 
Auslande, die Rede fei. In allem Uebrigen möchte ihnen in- 
zwijchen erlaubt werben, fidy für jebt auf eine, ihrer Denkſchrift 
unter Nr. 9 beigedrudte, am 8. October 1816 allerhödyften Orts 
eingereichte Vorftellung zu beziehen, unter Vorbehalt ausführlicher 
Rechtsbegründung, falls über diefe, auch durch Die allgemeine 
Stimme des Landes geheilizte Gerechtfame irgend ein rechtlicher 
Zweifel, jo wenig fie Davon Ahndung hätten, nody fund werden 
follte. 
2. 

Auf das ausführlichite aber jei — Jo jagen die Reclaman- 
ten — im biftorifchen Theile dargetban, daß die Steuerbe: 
willigungen in Holftein von jeher bei den Landfländen gewefen, 
daß fie im Grundvertrage der Schleswiger und Holjteiner mit 
dem König Chriftian I. ausdrüdlich bedungen worden ($, 1), 
daß man, diefem Grundvertrage gemäß, Sahrhunderte lang, unter 
nie beftrittener Anerkennung von Seiten der Landeöherrichaften, 
mit freier Bewilligung verfahren ($. 2, 3, 12), daß die Land- 
ftände dieje thenere Gerechtfame auch in der landtagslofen drang: 
vollen Beit bewahrt hätten ($. A— 7), daß fonah von Brä- 
Taten und Ritterjchaft dieſe Gerechtſame auch auf den jüngften 
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Landtag mitgebracht worden mären, daß fie auf Diefem zwar ben 
ungfinftigen Zeitumftänden nachgegeben und fich für die Zukunft 
zu einer gewiflen ftehenden Grundftener, ordentlichen Gontribution, 
verpflichtet, allein im Uebrigen die Anerkennung ihres Steuerbes 
willigungsrechts und die bindende YZuficherung erhalten hätten, 
daß ihnen feine Leiftungen außerdem, ohne Verwilligung des 
jchleswig=holfteinifchen Landtages, zugemuthet werben follten 
($. 8); und daß diefe Verfafjungslage bis 1802 ungefränkt und 
anerfannt beftanden hätte ($. 9—14). Diejer rechtliche Erfund 
auf die Grund» und Benubungsfteuer, jet Landſteuer, ingleichen 
auf Die jeßt in eine Nationalbank umgejchaffene Reichsbankſteuer 
bezogen und angewandt, führe zu Den Rejultat, daß Prälaten 
und Ritterſchaft und bie übrigen Beſitzer adeliger Güter, ſolche 
zu entrichten, rechtlich fchuldig ſeien, auch umfomehr Anjprudy 
auf den Schutz des Bundes in diefer ihrer Verfallung hätten, 
als ſolche durch eine Fönigliche Urkunde zu einer Zeit fei anere 
fannt worden, wo Holftein Ichon im deutfchen Bunde geftanden 
hätte ($. 21, 22). 

Einwendung wäre in biefer Darftellung nicht von ihnen 
widerlegend berüdfichtigt worden, weil man beren feine glaub: 
bafte entgegengeftellt babe, und wenn 3. B. behauptet werben 
wollte, daß lediglich, vermöge des landesherrlichen Vorbehaltd 
im jüngften Zandtagsrecefle, in Kriegsfällen Steuern aufzulegen, 
diefes feit 1802 gefchehen, jo jei weder die Landſteuer noch Die 
Bankiteuer jenem Vorbehalt zu unterordnen möglich. 


3. 

Obwohl nun dem fo ſei, und die Höchft bedrängte Lage fo 
Bieler unter ihnen eine völlige Ablehnung diefer Steuern bis 
zum eröffneten Landtage wohl rechtfertigen würden, da fie einmal 
als Körperschaft zu verfahren genöthigt wären; jo hielten Präs 
laten und Ritterſchaft, in Webereinftimmung mit den Übrigen 
Butsbefißern, es doch mit ihrem Pflichtgefühle für das ganze 
Land verträglicher, wenn fie, ohne ihrem Recht zu vergeben, den 
Inbegriff ihrer Anträge an die hohe Bundesverfjammlung dahin 
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und fo ausfprähen, wie im Anfange dieſes Vortrags bereit? 
herausgehoben wurbe. 
6. 30. 
Schlußwort. 
In einem Schlußwort über der Holfteiner Volkseigenthüm⸗ 
lichkeit, fprechen Brälaten und Ritterfchaft ihre Zuverficht auf 
die Hülfe der Bundesverfammlung aus. 


Die Commiſſion gab nun ein Gutachten über diefe Be: 
jchwerben, worin bejonders zu bemerken war, daß fie über den 
Zegitimationspunft der Beſchwerdeführer mit einer gegen |pätere 
Beiten fehr nachſichtsvolle Weile urtheilte. Es wäre zu wünjchen 
gewejen, daß die Buntesverfammlung bei Ipäteren Bejchwerden 
der Stände mit derſelben Unbefangenheit über dieſen Punkt 
geurtheilt hätte. — Die Gommilfion ſprach ſich folgender- 
maßen aus: 

„Die fo bezeichnete Denkſchrift der Prälaten und Nitter- 
Ihaft des Herzogthums Holfteins ift mit ihren Beilagen von 
einem von Stiel aus unterm 1. November 1822 datirten, an hobe 
Bundesverjammlung gerichteten Schreiben begleitet worden, unter 
welchem die Namen von fünf fich jo nennenden Mitgliedern des 
Comités der holſtein iſchen Prälaten und Nitterfchaft (von Ahle⸗ 
feld, von Neventlow, von Rantzau, Moltfe, von Holftein) ge- 
zeichnet find, von weldyen Die diefjeitige Eingabe im Namen ihres 
Corps geichäbe, während bei hoher Bundesverfamnlung die 
wirkliche Ueberreichung von leßterwähntem Schreiben, der Dent: 
Schrift und deren Beilagen, im Namen befagten Gomited, von 
dem Oberſchul- und Stubdienrathe, Dr. Schloſſer hier, bewirkt 
worden ift. Fragt fi) nun, wie die in Diefer Ungelegenbeit, 
wenigfteng beziehungsmweife und zum Xheil, in fremden Namen 
aufgetretenen Berjonen ihren Auftrag dazu nachgewieſen haben, 
jo hat ſolches urkundlich, Durch einen mitübergebenen beglanbigten 
Auszug aus einem Protokoll einer Plenarverfammlung der Herren 
Prälaten und Nitterfchaft vom 10. October 1822, gejchehen 
jollen, worin zugleich die Legitimation ſowohl des Comites ſelbſt, 
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ald des Dr. Schloffer enthalten ſei. Mangelhaft erſcheint aller: 
dings zunächſt wenigftend nach allgemeinen Regeln, die Beglau- 
binung ſelbſt des Protocol: Nuszugs, indem fie nur mit dem 
Privat: oder Familien-Siegel des präfidirenden Herrn PBrälaten, 
Verbitterd des adeligen Kloſters Itzehoe, Kanımerherrn und Land: 
raths von Ahlefeld, und keinem öffentlichen, von dem Landes: 
Syndicus mit gar feinem verfehen worden ift, 
(von Trüßfchler) Anweifung zur vorfichtigen und förm⸗ 
lichen Abfaſſung rechtlidyer Aufläbe, infonderheit über 
Handlungen der willfürlihen Gerichtäbarkeit, 5. Aufl. 
Reipzig 1819. 1. Hauptabtheilung, 3. Hauptitüd, 
S. 118 (wenigſtens anologiſch) 
und fie lautet übrigend unter dem unten näher erwähnten Pro- 
tocol-Auszuge wörtlich jo: 
„daß vorftehente Erklärung und Bevollmädhtigung niit 
der im ritterfchaftlichen Protocol! vom 10. Detober dieſes 
Jahres enthaltenen wörtlich übereinftimme, bezeuge ich 
hiermittelft durch meine Namensunterſchrift und beige- 
drudtes Pettſchaft. 
Kiel den 10. Oktober 1822. 
v. Ablefeld. 
L. S. 
Jahn, 
als fungirender Landes⸗Syndikus. 
Indeß mag man annehmen, daß jener ſcheinbare Fehler es 
nach der dortigen Verfaſſung nicht ſei, und geht zu dem Inhalt 
des Protokolls über, was, zum Behufe der Beurtheilung des in 
Frage ſtehenden Rechtfertigungspunkts, Hier wörtlich eingerüdt 
wird, und ſo lautet: 

III. Das am heutigen Tage den 10. October 1822 ver: 
ſammelte Plenum der jehleöwig=holfteinifchen Prälaten 
und Ritterichaft genehmigte ferner, daß, zum Zwecke 
der Ausführung der bei der hohen Bundesverfammlung 
zu thuenden Schritte, folgende Erklärung und Bevoll⸗ 
mächtigung dieſem Protokolle einverleibt werde: 
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„Das am 28. März 1822, nad) gehöriger Einladung, 
verjammelte Plenum des Corps warb ausdrüdlich zu 
dem Zwede berufen, daß in demfelben über die fofortige 
Ergreifung des Recurſes an die hohe deutſche Bundes: 
verfammlung, welcher Recurs bereit früher berathen 
und bejchloffen war, ein Beſchluß gefaßt werde.” 

In dieſem Pleno gaben ihre Stimmen theils perſönlich, 
theild durch gehörig Bevollmächtigte, folgende Mitglieder 

(folgen 21 Namen). 
Als Mandatarien legitimirten fid) 
(folgen A Namen von Bevollmächtigten und 
mehrere zum Theil Collectiv-Ramen von Be⸗ 
vollmäcdytigenden.) 

Eine große Stimmenmehrheit eutjchied dahin, daß der vom 
Corps der jchleswig-holiteinifchen Prälaten und Nitterichaft als 
nothgedrungen anerkannte Recurs der holfteiniichen Prälaten und 
Ritterichaft an die hohe deutſche Bundesverfammlung nunmehr 
von Prälaten und Nitterichaft des Herzogthums Holftein zum 
Zwecke der practiihen Handhabung der in anerfannter Wirkſam⸗ 
feit beftehenden Verfaſſungsgerechtſame des Corps fofort zu er: 
greifen ſei. Nachdem dieſer Bejchluß gefaßt war, hielten e8 ber 
Prälat und die Ritterſchaft des Herzogtbums Schleswig ihrer 
Stellung, als nicht zum deutſchen Bunde gehörig, angemefjen, 
fi) von den weitern Beratbungen in diefer Hinficht zurückzuziehen. 
Vrälaten und Nitterfchaft des Herzogthums Holftein erwählen 
hierauf in demjelben Blend des 28. Maͤrz d. J. aus ihrer Mitte ein 
Comité aus vier Mitgliedern der Ritterſchaft und einem bot: 
fteinifchen Prälaten, als Praͤſes, beftehend,, welche8 Comité mit 
der Ausarbeitung der NRecursfchriften und der Annahme und Be: 
vollmädtigung von Gejchäftsführern zu dieſem Behufe beanf- 
tragt ward. 

Nachdem nun in der heutigen Sißung des 10. Octobers 1822 
von dem nach herkömmlicher Einladung verfammelten Corps der 
Schleswig-holfteinifchen Prälaten und Ritterfchaft die der deutſchen 
hohen Bundesverfammlung zu übergebende Drudjchrift betitelt ıc. 
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durch das Comité vorgelegt, von dem Corps genehmigt und ge 
prüft worden, jo ertheilen die holfteinifchen Prälaten und Ritters 
Ihaft nunmehr dem obgedachten Gomite, beftehend aus 
Seiner Excellenz, dem Herrn geheimen Gonferenzrathe von 
Ahlefeld, Verbitter des adeligen Kloſters zu Prentz, 
dem Herm Kammerherrn, Grafen von Reventlow auf Bit: 
tenberg, 

dem Herrn Kammerherrn, Grafen von Rantzau auf Roftorff, 

dem Herrn Grafen von Moltke auf Rütjchau und 

dem Herrn Grafen von Holftein auf Watro-Neverftorff, 
die Vollmacht, diefe Denkſchrift, nachdem folche zu dieſem Behufe 
zum Drude befördert worden, fofort im Namen der bolfteinischen 
Prälaten und Nitterfchaft der hohen deutſchen Bundesverfamm- 
lung mit einem ehrerbietigen Beijchreiben zu übergeben, auch 
forthin Die Prälaten und Ritterſchaft des Herzogthums Holftein 
in dem ihr anvertrauten Gejcyäfte bei der hohen Bundesverſamm⸗ 
lung zu vertreten. 

Die holſteiniſche Prälaten und Ritterſchaft bevollmaͤchtigen 
ferner biermittelft den Oberſchul- und Studienrathe, Herrn 
Dr. Schloffer in Frankfurt, bei der hohen deutjchen Bnndesver- 
fammlung die Reclamation der holfteinifchen Prälaten und Ritter 
ichaft, zum Bwede der, durch hohe Bermittelung und geeignete 
Einjchreitung diefer erlauchten Verſammlung zu erwirkenden, 
practiichen Handhabung und Aufrechthaltung der von Sr. Ma- 
jeftät dem Könige von Dänemark, ald Herzoge von Holftein, 
unterm 17. Auguft 1816 urkundlich anerkannten Verfaflung und 
verfafjungsmäßigen Gerechtſame und Abftellung alles deſſen, was 
damit in Widerſpruch Bisher vorgenommen worden, zu übers 
reichen, und im Berlaufe der ferneren Entwicklung dieſer Reclas 
mationd= Angelegenheit bis zu deren Erledigung, Namens Prä- 
Iaten und Ritterjchaft, das Erforberliche bei der dentſchen Bun⸗ 
desverſammlung zu erklären und einzureichen, und Diefe Sache 
nach befter Einficht und nad Maaßgabe der von dem zu dieſem 
Ende niebergejeßten Eomite bemjelben etwa zu erthellenden In⸗ 
fiructionen zu vertreten. 


Dritter Theil. 5 


Lech Gerp6 beikirh, daß Tie verkehrte Grfiirunn im 
esiense zr3 Tım Teutrirke amischrben werten ur? nadtem 
inhe Terd tes itiisceeten Frünen, S T. Herra ven She 
wir, T Rameriurtriirt zer Er: Keime münden 
tech des Sochmatzor parerlürt weiten, bee gu erde bes 
Bersried am Tee bebe Testite Perteirenizwniegg: ermit:.ım 
Grır:2 yam termeren zıemriree Gefrzade erzbir)g wer 
ten tele. 

(gr. I eben amit:se Ferizıtizer;) 


Sir e:ne Ärengrıkter.: de Ventibe:iung ter im 
Zraze femmentez Rekrrerı:azraäpunlte, Titten 
fi irmeti beı tom Beik!ziie Destlaseıren Gerpä, 
keeienößritr geidam, a.äberter Cerr.imiktiiung 
Ted Gemudd — dre resBr.-Sb.riieri Kerr war Taille 
mır tıeien beiten — e:z:ge Mizze: ergeben Zemm, 
med Tem ertrra zrkei:rz, we bei Tue amilııra Bee 
Serued am Tor bebe Furzteirrrizmmrz: berziins zur beifurgen 
werten ir, elme Ted Turaber ccuen Kadure: ge cuchr'we, 
za wenn ei war mwezer beit: ta m DI Riy nn) am 
gehe Scmmmrsmeihcten erihceren biz, 25 ter Go ger 
beben Lumtriserizmuim; vn Zelpchenz wäre werten Vefle, 
fe füxıte weier, ba ter Usbelseriär zur rer Ber’ztang be 
regen Sirıperihrtz, ter ZerTdi euzüchen, eb Araber Tr Sem: 
meumebchet beich ẽen werten [rsmen, tem befmniub jchr 
anzcheae Reis yeiriee Tor Eiccmmnrumeheher: yar mehr Yin cm 
matiniıhed wur mrikmweared Girelibr"urde erzuum, md 
ei, wei Tei rimihe Aude wegen ter mm Zroine euer 
Gournte zei der Exmmmemmelr ber datien een Dixzubeilen 
zersetuet, ietaz-h ui Tem al ber Diet mei Eiyntunad amd 
ber Gemrnte beiden wife weärm. ver weder arm vom 
ber issinzen Brgel te} gememmen Secherd cune Bimalne yamnadı: 
fe. tur aber, mer alle ulsslmen Wir jetem mehr aupemagm 
mern Zell, ter Zirgei mehr beikünge abE anübele. 
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D. Runde, Beiträge zur Grläuterung rechtlicher @egenftände. 
Göttingen 1799. 1. Bd. I. $. 17, — und die in 


D. Haubold (Gaudlitz) diss. etc.de finibus inter jus singulorum 
et universitatis regundis. Lipsiae 1804. Cap. 3. 6.2 — 
genannten Rechtslehrer. 


Legt man biernächft zweitens bei der Benrtheilung ber Be: 
vollmädtigung des Comites auch die Regeln zum Grunde, Die 
bei der Errichtung eined Gemeinde -Syndicats beobachtet werben 
müfjen, ſo erhellet ebenfowenig aus dem übergebenen Protocolle, 
Daß alles, was mindeftend die gemeinen Rechte hierunter vors 
Ichlagen, in Acht genommen worden fei, namentlich nicht: Die 
gehörige Zuſammenberufung aller Glieder, Das Erſcheinen wenig: 
ftend von zwei Drittheilen, und daß von diejen die meiften in 
die Wahl des Comités gewilligt haben, daß Rechte Minders 
jähriger oder fonft Pflegbefohlener gehörig gewahrt wurden 
u, |. w. 

Dürfte indeſſen hohe Bundesverfammlung in dieſem Falle, 
wo von einer förmlichen Nechtäörterung, zu der ohnehin diesorts 
nur die Einleitung gegeben werden koͤnnte, und auch noch nicht 
einmal von diejer die Rede ift, ohnehin geneigt ein, bierunter 
nicht das ftrengrichterliche Maas anzulegen, fo möchte auch noch 
die beſondere Rüdficht eintreten, daß bier Hülfe gegen angebliche 
Beeinträchtiguugen von Öerechtjamen ober Privilegien einer Cor⸗ 
poration gejucht wird, was aud) dem Einzelnen, der zu berjelben 
gehört, nicht zu verfagen fein dürfte, und es kann für dieſe Ans 
ficht die Stimme eined der angejehenften, jebt lebenden Rechts: 
gelehrten, des Oberhofgerichtsraths Dr. Haubold in Leipzig, an⸗ 
geführt werden, der in der fchon vorhin angezogenen trefflichen 
Abhandlung im zweiten Abjchnitte, de causis juris singulorum 
überjchrieben, fidy unter andern, 8. 2, jo ausdrüdt: 


Singulos socios obligari ad finem universitatis pro viribus 
adjuvandum damnumque ab ea avertendum, non est, 
prolixe demonstretur. Jam vero cui officlum, aliqued 
impositum est, ei non potest non licere, quidguld sub 
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officii ratione comprebenditur, Hinc quatuor maxume jura 
singulis vindicare audeo: 

1, 2, 3, jus interpellandi eos, qui adversus universitatis 
privilegium aliquid ausi sunt. Cujusmodo privilegia in 
plerisque universitatibus proxume spectant ad singulorum 
utllitatem, etc. etc. 


4. jus impediendi, quo minus universitas dissolvatur etc. 


Unter diefen und den fonft bier obwaltenden Umftänden 
dürfte Daher der in Frage gebrachte Rechtfertigungspunft umſo⸗ 
mehr, und auf jeden Fall wenigftend vor jebt, auf ſich beruhen 
fünnen. 

Man wendet fich daher zu der Hauptfache, und glaubt fich 
in der That dermalen lediglich auf Die Unterjuchung der Frage 
bejchränfen zu Tönnen, ob hohe Bundesverfammlung in Anjehung 
der an fie gelangten Bejchwerde zuftändig fei, indem, je nachdem 
dieſe zu bejaben oder zu verneinen fein wird, im erfteren Falle 
die Erklärung der koͤniglich dänischen, herzoglich Holfteinijchen 
Regierung vorerft zu veranlaffen, im leßteren aber die Recla⸗ 
manten ſofort abzuweifen fein möchten. 

Dei Beitimmung der Gränzen der Wirkſamkeit hoher Bun⸗ 
deöverfammlung in Srrungen der vorliegenden Art, dürften haupt: 
jächlich folgende Feftjeßungen der Bundes: und Schlußacte ganz 
unzweidentig mehr und minder eingreifen, während die, von denen 
es wenigſtens zweifelhaft fein möchte, bier übergangen wor: 
den find. 

Artikel 13 der Bundesacte vom 8. Juni 1815. Syn 
allen Bundesftaaten wird eine landſtaͤndiſche Verfaffung 
Statt finden. 

Dann wendet ſich der Berichterftatter zu den einjchlagenden 
Artikeln der Wiener Schlußacte und führt den Worten nach den 
Art. 2, 4, 9, 17, 25, 31, 53, 44, 55, 56, 57—60 (dieſe letʒtern 
mit dem Bemerken, daß fie Faum hier einichlagend ſeien), 61 
und endlich Die Art. 26, 27 an. Darauf fährt er in feiner Des 
Duction fort: 
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Sind dieſes die hier vorzüglich und unftreitig einzugreifen 
fcheinenden bundeögefeglichen Beftimmungen, jo gilt es nur ber 
Frage: inwiefern Die Beichwerde der holfteinischen Prälaten und 
Ritterfchaft darunter fubjumirt und dadurch die Zuſtändigkeit 
hoher Bundesverfammlung, welche anzunehmen, begründet wer: 
den Tönne? 

Vergleicht man die von Prälaten und Ritterjchaft geſchehenen 
Schlußanträge mit den Geſetzen und Beichlüflen des Bundes, 
auch den font obwaltenden Umftänden, jo dürfte die Zuftändig 
feit Diefer hohen Verſammlung theil8 durch den 13. Artikel der 
Bundesacte, verbunden mit dem 31., 53. und 54. der Schluß⸗ 
acte, theild Durch den 56. Artikel der Schlußacte, ald binlänglich 
begründet erjcheinen, um ſich die Erklärung der koͤniglich-herzog⸗ 
Iihen Regierung über die im Mittel Tiegende Beſchwerde zu 
erbitten. 

Sompetenz nach dem 13, Artikel der Bundesacte, 
53 und 54 der SchlIußacte. 

Denn follen nad dem 13. Artifel der Bundesacte, verbunden 
mit dem 54. der Schlußacte, in allen Bundesftaaten Tandftändifche 
Berfafjungen ftattfinden, Die Bundesverfammlung aber, nad) dem 
31. und 53. Artikel der Schlußacte, in ſolchen und ähnlichen 
Fällen befugt und verpflichtet fein, für die Vollziehung der Bun- 
desacte und anderer Bundeögefebe, Befchlüffe u. |. w. zu wachen; 
fo Tann es feinem Zweifel unterliegen, daß felbige auf- und un: 
aufgefordert dergleichen bundesgenofjenschaftliche Pflichterfüllungen 
bei den bohen Bundesregierungen in Anregung bringen Fönne 
und folle. Zwar ift durch die Bundesgefeßgebung für die Her- 
ftellung Tandftändifcher Verfaffung Feine Zeit gejeßt; allein theils 
dürfte dann Die Regel ihre Anwendung finden, Daß bei Rechts⸗ 
verhältnifien, Die von Feiner Zeitbeftimmung abhängig gemacht 
wurden, Das Recht fofort wirklich werde und die Erfüllung, jedoch 
nah Billigkeit, oder, wie der Juriſt Paulus in der L. 105. 
D de solutionibus et liberationibus (46, 3) ſich ausprüdt, cum 
allquo temperamento temporis, fofort verlangt werden koͤnne, 

L. 213 pr. D. de verborum significat. f 
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L. 14 D. de B. I. 

L. 105 D. de solutionibus. 

Thibaut, Syſtem des Pandectenrechts, $. 127. 

Glück zu Helfeld, $. 334. 

Bucher, das Recht der Forderung. Leipzig 1815. $. 44. 
theild wurde ſchon in der 26. Sikung des Jahres 1818, $. 127, 
unter andern wegen der Erfüllung des 13. Artifeld der Bundes⸗ 
acte ein einmüthiger Beſchluß gefaßt, nach welchem hohe Bun⸗ 
beöverfammlung binnen Jahresfrift von allen Bundesregierungen, 
bei welchem bis dorthin die Vollziehung des 13. Artikels der 
Bundesacte noch Anftand gefunden hätte, die Anzeige erwarte, 
wie jolche unterdeſſen gefchehen oder eingeleitet worden fei. Als 
nämlich in der 58. Sigung von 1817, $. 416, von den groß: 
herzoglich medlenburgifchen Regierungen die Garantie des Bundes 
für eine getroffene Veranftaltung über die Mittel und Wege um 
fünftige Streitigkeiten zwiſchen Herrn und Ständen über die 
Berfaflung, die Grundgefeße, deren Anwendung und Die Ausübung 
der landesherrlichen Gewalt ꝛc. zu bejeitigen, gejucht, und bei 
diefer Gelegenheit Der Antrag mit dahin gerichtet wurde, daß 
ſaͤmmtliche Geſandſchaften über die Erfüllung des 13, Artikels 
in den Staaten ihrer hohen Regierungen fich erklären und Die 
Bundesverfammlung davon in Kenntniß jegen möchten, jo wurde 
diefes auch beichloffen, und die Hierauf auch von Holſtein⸗Lauen⸗ 
burg ($. 26 der 7. Sigung des Yahres 1818) eingegangenen 
Anzeigen hatten den in der 26. Sibung 1818, $. 127, unter 
andern mitgefaßten Beſchuß zur Folge: 

„Was Hiernächft der bei diefem Anlaffe von Ihren Königs 

lichen Hoheiten den Großherzogen von Medlenburg- Schwerin 

und Medlenburg:Strelig ausgedrüdten Wunſch, wegen 

näherer Angabe über die Erfüllung des 13. Artikel der 

Bundesacte in den deutſchen Bundesftaaten betrifft, fo 

bat die Bundesverfammlung aus den Erklärungen ber 

Bundestagsgejandtfchaften jener Staaten, welche durch 

die von ihnen angeführten unverwerfliden Gründe noch 

zur Zeit an der volftändigen Erfüllung des 13. Artikels 
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der Bundesacte verhindert werden, mit gerechter Beruhigung 
die Verſicherung entnommen, daß die betreffenden Res 
gierungen diefen Artikel der Bundesacte, auf eine, feinem 
hohen Zwecke angemefjene Weife in Vollziehung zu bringen 
und Dabei jede nicht in der Sache gegründete Verzögerung 
zu vermeiden, kraͤftigſt entjchlojjen und beflillen find, auch 
nicht unterlafjen wollen, der Bundesverſammlung binnen 
Jahresfriſt die geeigneten Mittheilungen von ben ferneren 
Ginleitungen in den ftändifchen Einrichtungen, von deren 
Fortgange nnd wo möglich von ihren allerfeitigen endlichen 
Refultate zu machen, welchen dieſelbe jofort vertrauensvoll 
entgegen ſieht“. 

Würde diefer Beichluß für hohe Bundesverfammlung ſchon 
binreihen, um aus eigener Bewegung bei ber hohen Regierung 
Holfleind, wie bei jeder andern, in bemjelben Falle ſich bes 
findenden, nad) einem faft fünfjährigen Zeitverlaufe, erwähnte 
Anzeige in Anerinnerung zu bringen, jo kann dies um fo weniger 
beim Eintritt einer Veranlafjung, wie die von Holfteind Prälaten 
und Nitterfchaft gegeben if, einem Zweifel unterworfen fein. — 
Zwar haben legtere — nachdem ©. 53, $. 26. ihrer Denkſchrift 
von ihnen ausbrüdlich geäußert worden war, „daß, da ber 
13. Artikel der Bundedacte in Holftein unerfüllt geblieben jei 
und fi) auch die zur Eutwerfung der Berfaflung im Jahre 1816 
berufene Gommiffion jeit lange nicht mehr verfammle, fo, daß 
fie in der Hoffnung der baldigen Erfüllung ſogar Rüdjchritte 
gethan hätten, die dringende Yandesnoth auch jonft unberecdhtigter 
Untertbanen gewiß rechifertigen fönnte, wenn fie in Hinficht der 
Bollziehung des 18. Artifeld anregende gejegliche Schritte thäten” — 
alsbald, aus leicht zu erflärenden Gründen, wieder eingelentt 
und bemerkt, daß es in Holftein nicht der Entwerfung einer 
neuen Berfaflung gelte, auch ihren vorzüglichiten Antrag, 8.29, 3, 
ihrer Denffchrift nur auf den 56. Artifel der Schlußacte gegründet 
und dahin gerichtet: Hohe Bundesverfammlung wolle ihre, in 
anerfannter Wirkſamkeit beftehende, holſteiniſche Verfaſſung in 
ihrer ganzen, namentlid auch auf Die Verbindung mit dem 
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Herzogthume Schleswig bezüglichen Ausdehnung, in @emäßheit 
des Artikels 56. der Wiener Schlußacte, Ihres Schutzes, Ihrer 
vermittelnden Fürforge würdigen, daß Diejelbe, wie fie ſich einer 
urfundlihen Anerkennung Seiner Majeſtaͤt des Königs bereits 
erjreue, jo auch practiich anerfannt und beachtet, dem Lande 
erhalten und vornehmlid in Hinficht des Stenerbewilligungs: 
rechtes ungefränft verbleibe. 

Es möchte darum fcheinen, als könne die Commpetenz hoher 
Bundesverſammlung in dem vorliegenden Falle nicht aus dem 
13. Artikel der Bundesacke hergeleitet werden. 

Indeß haben die Reclamanten ſich einmal wirklich mit darauf 
bezogen und, daß derſelbe in Holſtein noch unerfüllt ſei, angeführt; 
es jchließt aber auch der 13. Arkifel den Fall, in weldyem 
Holſteins Prälaten und Ritterfchaft ſich zu befinden behaupten, 
gar nicht aus, — nicht zu gebenten, was hohe Bundesverfammlung, 
wenn auch Durch die vorliegende Beſchwerde zunächft dazu bewogen, 
Ihon nad) obigen im Jahr 1818 von ihr gefaßten Bejchluffe bei 
der koͤniglich dänischen herzoglich bolfteiniichen Regierung in An⸗ 
regung zu bringen, wohl befugt fein würde. 

Es fragt ſich hiernaͤchſt, wie der 56. Artikel der Schlußacte 
bier eingreifen möchte, um auch daraus Die Competenz hoher 
Bundesverſammlung für den vorliegenden Gegenſtand abzuleiten. 
&3 lautet derfelbe obgedachter maßen bahin: 

„Die, in anerkannter Wirkfamfeitbeftehenden, Iandftändifchen 
Berfaflungen koͤnnen nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
wieber abgeändert werben”. | 

Wird die Eönigliche Privilegien-Beftätigung vom 17. Auguft 
1816 nicht im Verlauf der weitern Erörterung diejer Angelegenheit 
in ein anderes Licht geſetzt, jo dürften allerdings die früheren 
Gerechtſame der Prälaten und Ritterfchaft Dadurch neu befräftigt 
und Die Anwendbarkeit des 56. Artikels der Wiener Schlußacte 
darauf begründet worben fein, — und man findet darum vor 
der Hand fein Bedenken, die Gompetenz hoher Bundesverfammlung 
anch aus jenem Grunde für begründet zu erachten. Ohne jene 
fönigliche Beftätigung würde man, auch angenommen, Daß Die 
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Privilegien der Stände Holfteind bis zur Aufnahme dieſes 
Staates in den deutſchen Bund rechtlich, unverlet geblieben wären, 
beßwegen zweifelhaft gewejen fein. Auch läßt man hierbei 
jedenfalld den Punft wegen der Verbindung mit Schleswig noch 
bet Seite liegen, 

Es hat nämlich gefchienen, daß Die Beftimmung des 56. Artikels 
der Schlußacte nur von den feit Errichtung der Deutjchen Bundes- 
acte in Wirkſamkeit getretenen oder erhaltenen Ständeverfafjungen 
zu verſtehen jei, indem nur jo der 56. Artikel mit dem vorher 
gehenden 56. in ein gehöriges Einverſtaͤndniß gebracht werben 
fönne. Denn, jagt diefer: „den fouveränen Fürften der deutſchen 
Bundesſtaaten bleibt überlafien, diefe innere Landesangelegenheit, 
mit Berüdjihtigung ſowohl der früherhin gejeglich beftandenen 
ftändilchen Rechte, ald der gegenwärtig obwaltenden Verhältnifje, 
zu ordnen, jo ergibt fi daraus, Daß zwar die früherhin gejeglich 
beftandenen Verhaͤltniſſe bei Erfüllung des 13. Artifeld der 
Bundesacte und 54. der Schlußacte berüdficht werben können, 
aber nicht müfjen. Auch würde ohne dieſe Erflärung das Wort 
„wieber” vor abgeändert werden im 56. Artikel der Schlußacte 
überflüffig fein, und einen Pleonasmus enthalten, während der 
dort enthaltene Zujaß im 55. Artikel der Schlußacte: „ala der 
gegenwärtig obwaltenden Verhältniffe” der großen Allgemeinheit 
des 13. Artikels der Bundesacte und 56. der Schlußacte, um 
zeits und jachgemäßeren Berfafjungen den Eintritt ind Leben zu 
erleichtern, ſehr vortheilhaft ſein möchte. 

Bon der bier angebeuteten, der Berichtigung gern unter 
worfenen Anftcht, jcheint auch Dreſch in der erften Fortjegung 
des öffentlichen Rechte des deutſchen Bundes, Tübingen 1821. 
8. 30. Anm. A. audgegangen zu fein, wenn er zu dem 56. Art. 
der Schlußacte Die Bemerkung macht: damit ift denn Die Un⸗ 
verlegbarfeit der bisher gegebenen Verfaſſung ausgeſprochen, die 
Furcht vor Sinfchreitungen gehoben ıc. 

Wenn fonach anerkannt wird, daß, wie fi Die Sache vor 
jegt darftelle, Fein Bebenfen für die hohe Bundesverjammlung 
obwalte, auch auf den Grund des 56. Artikels ſich jo weit für 
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„Das am 28. März 1822, nad) gehöriger Einladung, 
verfammelte Plenum des Corps warb ausdrüdlich zu 
dem Zwede berufen, Daß in demjelben über die jofortige 
Ergreifung des Recurſes an die hohe deutſche Bundes- 
verfammlung, welcher Recurs bereitö früher berathen 
und bejchloffen war, ein Befchluß gefaßt werde.“ 

In diefem Pleno gaben ihre Stimmen theils perjönlich, 
theild Durch gehörig Bevollmächtigte, folgende Mitglieder 

(folgen 21 Namen). 
Als Mandatarien legitimirten ſich 
(folgen A Namen von Bevollmächtigten und 
mehrere zum Theil Collectiv-Ramen von Be: 
vollmächtigenden.) 

Eine große Stinnmenmehrheit entjchted dahin, daß der vom 
Corps der fchleswig-holfteinifchen Prälaten und Nitterfchaft als 
nothgedrungen anerkannte Recurs der holfteiniichen Prälaten und 
Ritterichajt au die hohe deutſche Bundesverfammlung nunmehr 
von Prälaten und Ritterſchaft des Herzogthums Holftein zum 
Bwede der practiihen Handhabung der in anerfannter Wirkſam⸗ 
feit beftehenden Verfafjungsgerechtiame des Corps fofort zu er: 
greifen fei. Nachdem dieſer Bejchluß gefaßt war, hielten es ber 
Prälat und die Ritterfchaft des Herzogtbums Schleswig ihrer 
Stellung, als nicht zum deutjchen Bunde gehörig, angemeſſen, 
fih von den weitern Berathungen in dieſer Hinficht zurückzuziehen. 
Vrälaten und NRitterfchaft Des Herzogthums Holftein erwählen 
hierauf in demſelben Pleno des 28. Maͤrz d. J. aus ihrer Mitte ein 
Comité aus vier Mitgliedern der Ritterſchaft und einem hol— 
ſteiniſchen Prälaten, als Präfes, beſtehend, welches Comité mit 
der Ausarbeitung der Recursſchriften und der Annahme und Be: 
vollmächtigung von Gejchäftsführern zu dieſem Behufe beauf- 
tragt ward. 

Nachdem nun in der heutigen Sitzung des 10. Octobers 1822 
von dem nad) berfömmilidyer Einladung verfammelten Corps der 
ichleswig-holfteinifchen Prälaten und Ritterfchaft Die der deutjchen 
hohen Bundesverfammlung zu übergebende Drudjchrift betitelt ıc. 
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durch dad Comité vorgelegt, von dem Corps genehmigt und ge 
prüft worden, jo ertbeilen die bolfteinifchen Vrälaten und Ritters 
Ihaft nunmehr dem obgedachten Gomite, beftehend aus 
Seiner Excellenz, dem Herrn geheimen Gonferenzrathe von 
Ahlefeld, Verbitter des adeligen Klofters zu Preng, 
dem Herrn Kammerherrn, Grafen von Reventlow auf Bit: 
tenberg, 

dem Herrn Kammerherrn, Grafen von Rantzau auf Roftorff, 

dem Herm Grafen von Moltke auf Rütfchau und 

bem Herrn Grafen von Holftein auf Watro-Neverftorff, 
die Vollmacht, dieſe Denkſchrift, nachdem folche zu dieſem Behufe 
zum Drude befördert worden, jofort im Namen der boffteinifchen 
Prälaten und Nitterfchaft der hohen deutſchen Bundesverfamm- 
lung mit einem ehrerbietigen Beijchreiben zu übergeben, auch 
forthin die Prälaten und Ritterſchaft des Herzogthums Holftein 
in dem ihr anvertrauten Gejchäfte bei der hohen Bundesverfamme 
lung zu vertreten. 

Die holſteiniſche Prälaten und Ritterſchaft bevollmaͤchtigen 
ferner Hiermittelft den Oberſchul- und Studienrathe, Herrn 
Dr. Schloſſer in Frankfurt, bei der hoben deutſchen Bundesver⸗ 
fammlung die Reclamation der holfteinifchen Prälaten und Ritters 
haft, zum Zwecke der, durch hohe Bermittelung und geeignete 
Einfchreitung dieſer erlauchten Verfammlung zu erwirkenden, 
practiihen Handhabung und Aufrechthaltung der von Str. Ma- 
jeftät dem Könige von Dänemark, ald Herzoge von Holftein, 
unterm 17. Auguft 1816 urkundlich anerfannten Verfaflung und 
verfafftungsmäßigen Gerechtfame und Abftellung alles beiten, was 
damit in Widerſpruch Bisher vorgenommen worden, zu über: 
reihen, und im Berlaufe der ferneren Entwidlung diejer Recla⸗ 
mationd= Angelegenheit bis zu deren Erledigung, Namens Prä- 
Iaten und Ritterjchaft, dad Erforderliche bei der dentſchen Bun⸗ 
desverfammlung zu erklären und einzureichen, und dieſe Sache 
nach befter Einfiht und nach Maaßgabe der von dem zu Diefem 
Ende niebergefebten Eomite demſelben etwa zu ertheilenden In⸗ 
fiructionen zu vertreten. 


Dritter Theil. 5 
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Das Corps beſchloß, daß die vorftebende Erklärung in 
extenso aus dem Protofolle ausgehoben werden und nachdem 
ſolche durch den präfivirennen Prälaten, S. T. Heren von Ahle 
feld, mittelft Namensunterſchrift und Siegel beglaubigt, ingleichen 
durch das Landſyndicat paraphirt worden, dem zum Zwecke des 
Recurſes an die hohe deutſche Bundesverjammlung erwählten 
. &omite zum ferneren angewiefenen Gebrauche eingehändigt wer 
den folle, 


(Folgt die oben erwähnte Beglaubigung.) 


Kür eine firengrichterlihe Beurtheilung der in 
Frage fommenden Rechtfertigungspunfte, dürften 
ſich ſowohl bei dem Befchluffe desflagenden Corps, 
Diefen Schritt zuthun, als bei der Bevollmädtigung 
des Comités — die des Dr.Schloſſers ſteht und Fällt 
mit dieſen beiden — einige Mängel ergeben. Denn, 
was den erſtern anbelangt, ſo heißt es in dem erwähnten Pro⸗ 
tocolle vom 28. März vorigen Jahres, daß ſchon früher der 
Recurs an die hohe Bundeeverfammlung berathen und bejchloffen 
worden fei, obne jedoch darüber einen Nachweis zu enthalten, 
und wenn es zwar weiter heißt: daß am 8. März v. 9. eine 
große Stimmenmehrheit entjchieden hätte, daß der Gang zur 
hoben Bundesverſammluug in Vollziehung geſetzt werden folle, 
jo Pönnte wieder, bei der Unbefannifchaft mit der Verfaffung bes 
regten Körperjchaft, der Zweifel entitehen, ob ſolcher durch Stim⸗ 
menmehrheit bejchloffen werben Zönnen, indem bekanntlich jehr 
angejehene Rechtsgelehrte die Stimmenmehrheit gar nicht für ein 
natürliche8 und nothwendiges GBejellichaftsrecht erfennen, und 
jelbft, was Das roͤmiſche Recht wegen ber zwei Drittheile einer 
®emeinde und der Stimmenmehr bei diejen zwei Drittheilen 
verorbnet, lediglich auf den Fall der Wahl eines Syndicus aus 
ber Gemeinde beſchraͤnkt willen wollen, von welcher allein von 
der fonftigen Regel des gemeinen Rechtes eine Ausnahme gemacht 
fei, die aber, wie alle Ausnahmen, für jeden nicht ausgenom⸗ 
menen Fall, die Regel mehr beflätige als aufhebe. 
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D. Runde, Beiträge zur Grläuterung rechtlicher Begenftände. 
Söttingen 1799. 1. Bd. I. $. 17, — und die in 


D. Haubold (Gaudlitz) diss. ete.de finibus Inter jus singulorum 
et universitatis regundis. Lipsiae 1804. Cap. 8. $.2 — 
genannten Rechtslehrer. 


Legt man hiernächft aweitend bei der Beurtheilung ber Be: 
vollmächtigung des Bomited auch die Regeln zum Grunde, die 
bei der Errichtung eined Gemeinde - Syndicate beobachtet werden 
müflen, ſo erhellet ebenſowenig aus dem übergebenen Protocolle, 
daB alles, was mindeſtens die gemeinen Rechte hierunter vors 
Ihlagen, in Acht genommen worden fei, namentlich nicht: Die 
gehörige Zufammenberufung aller Glieder, das Ericheinen wenig: 
ſtens von zwei Drittheilen, und daß von diefen die meiften in 
bie Wahl des Comités gewilligt haben, daß Nechte Minders 
jähriger oder fonft Pflegbefohlener gehörig gewahrt wurden 
u. |. w. 

Dürfte indeffen hohe Bundesverfammlung in diefem Falle, 
wo von einer förmlichen NRechtäörterung, zu der ohnehin diesorts 
nur die Einleitung gegeben werden Fönute, und auch noch nicht 
einmal von dieſer die Rede ift, ohnehin geneigt ſein, hierunter 
nicht das firengrichterlihe Maas anzulegen, jo möchte auch noch 
die beſondere Rückſicht eintreten, daß bier Hülfe gegen angebliche 
Beeinträchtigungen von Öerechtiamen oder Privilegien einer Cor⸗ 
poration geſucht wird, was aud) dem Einzelnen, der zu berfelben 
gehört, nicht zu verfagen fein dürfte, und es kann für dieſe Ans 
fiht die Stimme eined der angejehenften, jebt lebenden Rechts⸗ 
gelehrten, des Oberhofgerichtsraths Dr. Haubold in Leipzig, aus 
geführt werden, der in der fchon vorhin angezogenen trefflichen 
Abhandlung im zweiten Abjchnitte, de causis juris singulorum 
überfchrieben, ficy unter andern, $. 2, jo ausdrüdt: 


Singulos socios obligari ad finem universitatis pro viribus 
adjuvandum damnumque ab ea avertendum, non est, 
prolixe demonstretur. Jam vero cui officium, aliqued 
impositum est, ei non potest non licere, quidquid sub 
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oficii ratione comprehenditur. Hinc quatuor maxume jura 
singulis vindicare audeo: 

1, 2, 3, jus interpellandi eos, qui adversus universitatis 
privilegium aliquid ausi sunt. Cujusmodo privilegia in 
plerisque universitatibus proxume spectant ad singulorum 
utllitatem, etc. etc. 


4. jus impediendi, quo minus universitas dissolvatur etc. 


Unter diefen und den fonft bier obwaltenden Umftänden 
dürfte daher der in Frage gebrachte Nechtfertigungspunft umſo⸗ 
mehr, und auf jeden Fall wenigftend vor jeßt, auf ſich beruhen 
können. 

Man wendet fi) daher zu der Hauptſache, und glaubt fidy 
in der That dermalen lediglich auf die Unterfuhung der Frage 
bejchränfen zu Zönnen, ob hohe Bundesverfammlung in Anſehung 
der an fie gelangten Beſchwerde zuftändig jet, indem, je nachdem 
diefe zu bejahen oder zu verneinen fein wird, im erfleren Falle 
die Erklärung der koͤniglich dänischen, herzoglich bolfteinifchen 
Regierung vorerſt zu veranlafien, im lebteren aber die Recla⸗ 
manten fofort abzuweiſen fein möchten. 

Dei Beftimmung der Gränzen der Wirkſamkeit hoher Bun⸗ 
desverſammlung in Srrungen der vorliegenden Art, dürften haupt» 
fächlich folgende Feftjeßungen der Bundes- und Schlußacte ganz 
unzweideutig mehr und minder eingreifen, während bie, von denen 
es wenigfitend zweifelhaft fein möchte, bier übergangen wor: 
den find. 

Artifel 13 der Bundesace vom 8. uni 1815. In 
allen Bundesftaaten wird eine landfländiiche Verfaſſung 
Statt finden. 


Dann wendet ſich der Berichterftatter zu den einjchlagenden 
Artikeln der Wiener Schlußacte und führt den Worten nach Den 
Art. 2, 4, 9, 17, 25, 31, 53, 44, 55, 56, 57—60 (dieſe Iebtern 
mit dem Bemerfen, daß fie kaum bier einjchlagend jeien), 61 
und endlich Die Urt. 26, 27 an. Darauf fährt er in feiner Des 
Duction fort: 
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Sind dieſes die hier vorzüglich und unftreitig einzugreifen 
fcheinenden bundesgeſetzlichen Beſtimmungen, fo gilt es nur der 
Frage: inwiefern die Beichwerbe der holſteiniſchen Prälaten und 
Ritterfichaft darunter Jubjumirt und dadurch die Zuftändigfeit 
hoher Bundesverfammlung, weldhe anzunehmen, begründet wer: 
den fönne? 

Vergleicht man die von Prälaten und Ritterfchaft gefchehenen 
Schlußanträge mit den Gejegen und Beichlüffen des Bundes, 
auch den jonft obmwaltenden Umftänden, fo dürfte die Zuftändig 
feit diefer hohen Verſammlung theils durch den 13. Artikel der 
Bundesacte, verbunden mit dem 31., 53. und 54. der Schluß- 
acte, theild Durch den 56. Artikel der Schlußacde, ald hinlänglich 
begründet ericheinen, um ſich die Erflärung der koͤniglich-herzog⸗ 
lihen Regierung über die im Mittel Tiegende Beſchwerde zu 
erbitten. 

Competenz nad dem 13. Artifel der Bundesacte, 
53 und 54 der Schlußacte. 

Denn follen nach dem 13. Artikel der Bundesacte, verbunden 
mit dem 54. der Schlußacte, in allen Bunbesftaaten landſtaͤndiſche 
Berfafjungen ftattfinden, die Bundesverfammlung aber, nach dem 
31. und 53. Artikel der Scylußacte, in folden und ähnlichen 
Fällen befugt und verpflichtet fein, für die Vollziehung der Bun⸗ 
Desacte und anderer Bundesgefebe, Beichlüffe u. |. w. zu wachen; 
jo kann es feinem Zweifel unterliegen, daß jelbige auf- und un: 
aufgefordert dergleichen bundesgenoſſenſchaftliche Pflichterfüllungen 
bei den hohen WBundesregierungen in Anregung bringen koͤnne 
und folle. Zwar ift Durch Die Bundesgefeßgebung für die Her- 
ſtellung landſtändiſcher Verfafjung feine Zeit geſetzt; allein theils 
Dürfte dann die Regel ihre Anwendung finden, daß bei Rechts: 
verhältniffen, die von Feiner Beitbeflimmung abhängig gemacht 
wurden, das Recht jofort wirklich werde und die Erfüllung, jedoch 
nach Billigfeit, oder, wie der Juriſt Paulus in der L. 108. 
D de solutionibus et liberationibus (46, 3) fi ausdrüdt, cum 
aliquo teımperamento temporis, fofort verlangt werden Tönne, 

L. 213 pr. D. de verborum significat. 
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L. 14 D. de B. I. 

L. 105 D. de solutionibus. 

Thibaut, Syſtem des Pandectenrechts, $. 127. 

Glück zu Helfeld, $. 334. 

Bucher, dad Recht der Forderung. Leipzig 1815. $. 44. 
theild wurde jchon in der 26. Sikung des Jahres 1818, $. 127, 
unter andern wegen der Erfüllung des 13. Artifeld der Bundes: 
acte ein einmütbiger Beichluß gefaßt, nach welchem hohe Bun» 
besverfammlung binnen Jahresfriſt von allen Bundesregierungen, 
bei welchem bis dorthin die Vollziehung des 13. Artikels ber 
Bundesacte noch Anftand gefunden hätte, die Anzeige erwarte, 
wie ſolche unterdeffen gefchehen oder eingeleitet worden ſei. Als 
nämlih in der 58. Sigung von 1817, $. 416, von den groß: 
berzoglich medlenburgifchen Regierungen die Garantie des Bundes 
für eine getroffene Veranftaltung über die Mittel und Wege um 
fünftige Streitigkeiten zwiſchen Herm und Ständen über die 
Berfallung, die Grundgefeße, deren Anwendung und die Ausuübung 
der landesherrlihen Gewalt ꝛc. zu bejeitigen, gefucht, und bei 
biefer Gelegenheit der Antrag mit dahin gerichtet wurde, daß 
jämmtlihe Belandfchaften über die Erfüllung des 13. Artikels 
in den Staaten ihrer hohen Regierungen fich erflären und bie 
BundesverJammlung davon in Kenntniß ſetzen möchten, jo wurde 
dieſes auch bejchlofjen, und Die hierauf auch von Holftein-Lauen- 
burg ($. 26 der 7. Sikung des Jahres 1818) eingegangenen 
Anzeigen hatten den in der 26. Sikung 1818, $. 127, unter 
andern mitgefaßten Beichuß zur Folge: 

„Was hiernächft der bei dieſem Anlaffe von ihren Koͤnig⸗ 

lichen Hoheiten den Großherzogen von Medlenburg-Schwerin 

und Medlenburg-Strelig ausgedrückten Wunſch, wegen 

näherer Angabe über die Erfüllung des 13. Artifeld Der 

Bundesacte in den deuntſchen Bundesſtaaten betrifft, jo 

hat die Bundesverſammlung aus den Erklärungen ber 

Bunbestagsgefandtichaften jener Staaten, weldye burdh 

die von ihnen angeführten unverwerflichen Gründe noch 

zur Zeit an ber vollfiändigen Erfüllung des 13. Artikels 
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der Bundesacte verhindert werden, mit gerechter Beruhigung 
die Verſicherung entnommen, daß die betreffenden Re 
gierungen dieſen Artikel der Bundesacte, auf eine, feinem 
hoben Zwede angemefjene Weife in Vollziehung zu bringen 
und Dabei jede nicht in der Sache gegründete Verzögerung 
zu vermeiden, kraͤftigſt eniſchloſſen und befliſſen find, auch 
nicht unterlafien wollen, der Bundesverſammlung binnen 
Sahresfrift Die geeigneten Mittheilungen von den ferneren 
Ginleitungen in den ftändifchen Einrichtungen, von deren 
Fortgange nnd wo möglich von ihren allerjeitigen endlichen 
Rejultate zu machen, welchen diejelbe ſofort vertrauensvoll 
entgegen ſieht“. 

Würde diefer Beihluß für hohe Bundesverfammlung ſchon 
binreichen, um aus eigener Bewegung bei der hohen Regierung 
Holfleind, wie bei jeder andern, in demfelben Kalle fi) bes 
findenden, nad) einem faft fünfjährigen Zeitverlaufe, erwähnte 
Anzeige in Anerinnerung zu bringen, fo fann dies um jo weniger 
beim Eintritt einer Veranlaſſung, wie die von Holſteins Prälaten 
und Ritterſchaft gegeben ift, einem Zweifel unterworfen fein. — 
Bwar haben legtere — nachdem ©. 53. 8. 26. ihrer Denkſchrift 
von ihnen ausdrüdlich geäußert worden war, „Daß, ba der 
13. Artikel der Bundesacde in Holftein unerfüllt geblieben ſei 
und fich audy die zur Entwerfung der Verfafiung in Jahre 1816 
berufene Commiſſion jeit lange nicht mehr verfammle, fo, daß 
fie in der Hoffnung der baldigen Erfüllung ſogar Rüdjchritte 
gethan hätten, die dringende Yandesnoth auch fonft unberechtigter 
Unterthanen gewiß rechtfertigen könnte, wenn fie in Hinficht der 
Bollziehung des 18. Artikels anregende gefeßliche Schritte thäten” — 
alsbald, aus leicht zu erklärenden Gründen, wieder eingelentt 
und bemerkt, daß es in Holftein nicht der Entwerfung einer 
neuen Berfafjung gelte, auch ihren vorzüglichften Antrag, $.29, 3, 
ihrer Denffchrift nur auf den 56. Artikel der Schlußacte gegründet 
und dahin gerichtet: Hohe Bundesverfammlung wolle ihre, in 
anerfannter Wirkſamkeit beftehende, boifteinifche Werfaflung in 
ihrer ganzen, namentlih auch auf die Verbindung mit dem 
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Herzogthume Schleswig bezüglichen Ausdehnung, in Gemäßheit 
bed Artikel 56. der Wiener Schlußacte, Ihres Schubes, Ihrer 
vermittelnden Fürſorge würdigen, daß diejelbe, wie fie fidh einer 
arfundlihen Anerkennung Seiner Majeftät des Königs bereits 
erirene, jo auch practiich anerfanıt und beachtet, dem Lande 
erhalten und vornehmlid in Hinficht des Stenerbewilligungs- 
rechtes ungefränft verbleibe. 

Es möhte darum fcheinen, als Fönne die Competenz hoher 
Bundesverſammlung in dem vorliegenden Falle nicht aus dem 
13. Artikel der Bundesacke hergeleitet werben. | 

Indeß haben die Reclamanten ſich einmal wirklich mit darauf 
bezogen und, daß derjelbe in Holftein noch unerfüllt fei, angeführt; 
ed Ichließt aber auch der 13. Arkikel den Kal, in welchem 
Holfteing Prälaten und Ritterfchaft fih zu befinden behaupten, 
gar nicht aus, — nicht zu gedenken, was hohe Bundesverfammlung, 
wenn auch durch die vorliegende Beſchwerde zunächft dazu bewogen, 
ſchon nach obigem im Jahr 1818 von ihr gefaßten Beſchluſſe bei 
der koͤniglich daͤniſchen herzoglich Holfteinifchen Regierung in Anu⸗ 
regung zu bringen, wohl befugt fein würbe. 

Es fragt fi Hiernächft, wie der 56. Artikel der Schlußacte 
bier eingreifen mödte, um auch daraus bie Gompetenz hoher 
Bundesverfammlung für den vorliegenden Gegenftand abzuleiten. 
Es lautet derjelbe obgedachter maßen dahin: 

„Die, in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden, landſtaͤndiſchen 
Verfaffungen Eönnen nur auf verfaflungsmäßigem Wege 
wieder abgeändert werden”. 

Wird die königliche Privilegien-Beitätigung vom 17. Auguft 
1816 nicht im Verlauf der weitern Erörterung dieſer Angelegenheit 
in ein anderes Licht gejeßt, jo dürften allerdings die früheren 
Gerechtſame der Prälaten und Ritterfchaft dadurch neu befräftigt 
und die Anwendbarkeit bes 56. Artifeld der Wiener Schlußacte 
darauf begründet worben fein, — und man findet darum vor 
der Hand fein Bedenken, die Gompetenz hoher Bundesverfammlung 
andy aus jenem Grunde für begründet zu erachten. Ohne jene 
Eönigliche Beftätigung würde man, auch angenommen, daß Die 
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Brivilegien der Stände Holfteind bis zur Aufnahme dieſes 
Staates in den deutſchen Bund rechtlich unverlegt geblieben wären, 
deßwegen zweifelhaft gewejen fein. Auch läßt man bierbei 
jedenfalld den Punkt wegen der Verbindung mit Schleswig nod) 
bei Seite liegen. 

Es hat nämlich gefchienen, Daß die Beftimmung des 56. Artikels 
der Schlußacte nur von den feit Errichtung der deutjchen Bundes- 
acte in Wirkſamkeit getretenen oder erhaltenen Ständeverfaflungen 
zu verftehen fei, indem nur fo Der 56. Artikel mit dem vorher 
gehenden 55. in ein gehöriges Ginverfländnig gebracht werben 
fönne. Denn, fagt diejer: „ven fouveränen Fürften der deutſchen 
Bundesftaaten bleibt überlaffen, diefe innere Landesangelegenheit, 
mit Berüdfichtigung ſowohl der früherhin geſetzlich beitandenen 
ſtaͤndiſchen Rechte, ald Der gegenwärtig obwaltenden Verhältnifle, 
zu ordnen, fo ergibt fi) Daraus, daß zwar die früherhin geſetzlich 
beftandenen Verhaͤltniſſe bei Erfüllung des 13. Artifeld der 
Bundesacte und 54. Der Schlußacte berüdficht werden koͤnnen, 
aber nicyt müfjen. Auch würde ohne dieſe Erklärung das Wort 
„wieder“ vor abgeändert werden im 56. Artikel der Schlußacte 
überflüffig fein, und einen Pleonasmus enthalten, während Der 
dort enthaltene Zuſatz im 55. Artikel der Schlußacte: „ald der 
gegenwärtig obwaltenden Berhältniffe” der großen Allgemeinheit 
des 13. Artileld der Bundesacte und 56. der Schlußace, um 
zeits und fadhgemäßeren Verfafjungen den Eintritt ins Leben zu 
erleichtern, ſehr vortheilhaft jein möchte. 

Bon der hier angebeuteten, der Berichtigung gern unter: 
worfenen Anficht, jcheint auch Dreſch in der erften Fortſetzung 
des öffentlichen Rechts des deutſchen Bundes, Tübingen 1821. 
F. 30. Anm. A. ausgegangen zu fein, wenn er zu dem 56. Art. 
der Schlußacte die Bemerkung macht: damit ift denn die Un- 
verlegbarkeit der bisher gegebenen Verfaſſung ausgejprochen, bie 
Furcht vor Einfchreitungen gehoben ꝛc. 

Wenn ſonach anerfannt wird, daß, wie fi) Die Sache vor 
jegt darftelle, fein Bedenken für die hohe Bundesverſammlung 
obwalte, auch auf den Grund des 56. Artikels ſich jo weit für 
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eompetent zu erkennen, um vor ber Hand fich die Erklaͤrung ber 
töniglic”herzoglichen Regierung zu erbitten; jo entſteht hierbei 
nur noch die Frage, ob dieſes Erſuchen fih auch auf den Antrag 
der Reclamanten, wegen ihrer Verbindung mit dem, dem deutjcher 
Bunde fremden, Herzogthume Schleswig mit erftreden koͤnne. 
Die koͤniglich-herzogliche Regierung wird von felbft geneigen, 
diefen Punkt in ihrer Erklärung nicht zu übergehen, im übrigen 
in ihrer Iandeöherrlihen Weisheit und Yürlorge gewiß nicht 
geneigt fein, eine Trennung zu befchließen, die das Wohl eines 
Theil ihrer Unterthanen gefährdete Man will gern zugeben, 
daß jene Berbindung bisher zur Verfaſſung Holfteind gehört 
haben mag; allein einmal fann die Stimme der ſchleswigſchen 
Prälaten uud Ritterfchaft bier förmlich nicht vernommen werben, 
es fönnen ferner Verbindlidykeiten, deren Erfüllung der Bund von 
bem Herzoge von Holftein zu erwarten berechtigt wäre, den Ent⸗ 
Ichließungen des Königs von Dänemark, Herzogs von Schleswig, 
feine Gränzen jeßen, und es hat darum am Angemeflenften ges 
ſchienen, dieſes Verhältniß, mindeſtens vor jeßt, nicht beſonders 
zu erwaͤhnen, vielmehr im Allgemeinen die Erklaͤrung der koͤnig⸗ 
lich herzoglichen Regierung Holſteins über die Beſchwerde der 
bolfteinifchen Praͤlaten und Ritterſchaft ſich zu erbitten. 

Wenn endlich Prälaten und Ritterſchaft noch die Vermittelung 
hoher Bundesverfammlung begehren, daß ihnen die Regierung 
Darüber, daß, was von ihnen interimiftifch und bis zum Landtage, 
nach ihrer Meinung verfaffungswibrig, werbe geleiftet werben, 
ihren Rechten, unnachtheilig fein jolle, eine Verficherung ertheife, 
und daß Holfteins Prälaten und Ritterichaft bis zum erwünjchten 
Eintritt einer zeitgemäßeren Verfaſſungsordnung, welcher fie 
irgend ein Hindernig nicht in den Weg legen wollten, in ihrer 
rechtlich beftehenden Tandesherrlih anerkannten Verfaſſungsge⸗ 
rechtſame in alle Wege geichüßt, ingleichen ihrer Vorjchläge in 
Hinficht der einzuführenden Veränderungen vernommen und bes 
rüdfihtigt werden, die dermalen in anerkannter Wirkfamfeit 
rechtlich beftehende Werfaffung aber, nad den Worten des ' 
56. Artikels der Wiener Schlußacte, anders nicht als auf Dem 
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in dieſer Verfaffung ſelbſt liegenden Wege abgeändert werben 
möge, fo ift man der Meinung geweſen, daß beide Anträge erſt 
nad) Ginlangung der mehr berührten Erklaͤrung der koͤniglich⸗ 
berzoglichen Regierung in nähere Erwägung zu ziehen fein dürften, 

Hat man endlich die in einigen Stellen der ofterwähnten 
Denfichrift mit eingefloffenen Klagen über verweigertes rechtliches 
Gehör mit Stilfchweigen übergangen, fo find ſolche deßwegen 
von der Beachtung hoher Bundesverſammlung noch nicht ausge 
Schloffen und dermalen nur um deswillen übergangen worden, 
weil Praͤlaten und Ritterfchaft fie in ihren Schlußanträgen nicht 
weiter aufgenommen hatten. 

In wie fern künftig auf die Frage, wegen der Unſtatt⸗ 
baftigfeit der Statthaftigkeit, ja Nothwendigkeit rechtlicher Gehoͤrs⸗ 
verftattung, zurüdgelommen jein möchte, wird aus der Erklärung 
der Eöniglich-herzoglichen Regierung und der, nah Maßgabe 
derfelben etwa eintretenden, weitere Srörterungen der Sache ſich 
ergeben. 

Gegenwärtig richtet man, allem Bisherigen zufolge, den 
unmaßgeblihen Antrag auf einen Beichluß hoher Vundesver⸗ 
fammlung, daß felbige, in Bemäßheit ihrer durch Bundes» und 
Schlußacte begründeten Competenz, der koͤniglich dänijchen her: 
zoglich bolfteinslauendurgifchen Herrn Bundesgelandten erfuche, 
die Erklärung feines allerhöchften Hofes über den Inhalt der 
oftbewährten Denkſchrift binnen ſechs Monaten gefälligft zu bewirfen. 


In der 17. Sigung vom 19. Juni 1823 erklärte fih nun 
die daͤniſche Regierung, durch ihren Geſandten, wie folgt: 

Ich Hatte gehofft, daß bei Prüfung der von Prälaten und 
Ritterſchaft des Herzogthums Holftein angebrachten Denkſchrift, 
die verehrlihe Commiſſion die Ueberzeugung gewinnen werde, 
daß die Gompetenz diefer hohen Verſammlung in dem vorliegen- 
den Kalle nicht begründet jei, und mid demnach darauf vorbe⸗ 
reitet, einige Berichtigungen der in der Denkfchrift angeführten 
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Thatfachen vorzulegen. Die abweichende Anfidht der Commiſſion 
nöthigt mid) aber, anf ihren Vortrag und Die Gründe einzugeben, 
nach welchen fie die Kompetenz diejer hoben Verfammlung für 
begründet erachtet. 

Sch beginne meine Yeußerung mit derjelben Bemerkung, mit 
weldyer in dem Vortrage die Erörterung über den Legitimations- 
punct gefchloffen worden ift, nämlich: daß für jegt dieſer auf 
fi beruhen koͤnne. 

Die nachfolgenden Bemerkungen haben den Zweck zu zeigen, 
daß die verehrlihde Commiſſion in ihrem Gutachten über Be 
gründung und Umfang der Gompetenz weiter gegangen ift, als 
Die vorliegende Beſchwerde und die Anträge, wozu fie geführt, 
nad den Geſetzen des Bundes. redhtfertigeu Eönnen, weiter als 
auf eine einfeitige Darftellung, ohne Praͤjudiz für die koͤnigliche 
Regierung, gelchehen Fonnte. 

Bon den vielen Bundesgejehftellen die bier angeführt find, 
und ganz unzweideutig mehr ober minder eingreifen follen, hebe 
id) zuvörderft einige aus, worüber in dem Vortrage ſich nichts 
weiter findet, als deren eigener Wortlaut, und geftehe dabei eine 
nähere Beziehung derfelben auf den Beichwerdefall nicht zu er- 
fennen. Ich glaube daher auch meinerſeits mid) Darauf befchränfen 
zu koͤnnen, diejelben felbft reden zu Laffen. (Folgen die Art. 2, 
25 und 29 der Schlußacte.) 

Nach der im Gutachten näher motivirten Meinung, iſt es 
auch nur der Art. 13 der Bundesacte, verbunden mit dem 31., 
53. und 54. der Schlußacte und zweitens der Artikel 56 der 
Schlußacte, weldye die Competenz der Bundesverfammlung in 
der vorliegenden Angelegenheit „vergleicht man die Endanträge 
der bolfteinifchen Prälaten und Ritterſchaft“ mit den Geſetzen 
und Beichlüffen des Bundes, auch den ſonſt obwaltenden Um⸗ 
ftänden Hinlänglicy begründen, um die Erklaͤrung meines aller- 
höchften Hofes zu erbitten. 

Es iſt jedoch klar, daB von einer practiichen Anerkennung 
irgend einer alten Verfaffung des Herzogtums Holftein, welche 
durch den 56. Art. der Schlußacte begründet werben foll, und 
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von Verleihung einer neuen Berfaffung, nad dem Art. 13 der 
Bundesacte, nicht zu gleicher Zeit die Rebe fein kann. Dieſes 
ift der Maaße einander entgegengeießt, daß die Erfüllung bes 
Einen die Erfüllung des Andern, und die Kompetenz ber Buns 
beöverfammlung fir den einen Yal die für den andern aus⸗ 
ſchließt. 

Befaͤnde ſich die frühere Verfaſſung des Herzogthums Hol⸗ 
ſtein in anerkannter Wirkſamkeit, ſo waͤre die Folge davon: daß 
von der Bundespflicht meines allerhoͤchſten Hofes, den 13. Art. 
zu erfüllen, und von der Obliegenheit der Bundeöverfammlung 
dafür zu jorgen, daß derjelbe nicht unerfüllt bleibe, durchaus 
nicht mehr die Rede fen Tönnte, fondern nur davon, daß Diele 
in anerkannter Wirkſamkeit beftehende Verfaffung nit auf uns 
verfaflungsmäßigem Wege abgeändert werde. Diefe Vorjchrift 
des 56. Art. der Schlußacte würde, wäre fie anwendbar, e8 der 
Töniglichen Regierung unmögli machen, an die Stelle der er: 
loſchenen Verfaſſung eine neue zu feßen. Seine Majeftät der 
Köntg hätten ebenjowenig das Recht ald die Verbindlichkeit den 
13. Artikel der Bundesacte noch in Ausführung zu bringen. 

Wird der 13, Art. der Bundesacte als unerfüllt angefehen, 
fo kann nicht zugleich von Präeriftenz und Gewähr einer Der 
faſſung die Rede fein, in Rüdfiht deren der Grundſazz gälte, 
daß fie nicht auf verfaffungsmäßigem Wege abgeändert wers 
ben darf. 

Da diefe Schlußfolgerung ald richtig nicht wohl verfannt 
werben kann, fo dürfte dies allein fchon hinreichend fein, um 
den Befchluß diefer hohen Verfammlung auf eine Reclamation 
zu beflimmen, deren Petitum in den verjchiedenen Gegenftänden 
weldye copulativ darin aufgenommen worden find, ſich ſelbſt 
widerſpricht und aufhebt. Es ergiebt fidh nämlich hieraus die 
Unmöglichkeit, Die Kompetenz in diefer doppelten Beziehung für 
begründet zu balten. — Die Gründe des bierauf gerichteten 
Anfpruch8 der Commiſſion find mir Daher nicht einleuchtend, und 
um fo weniger, als es den Anfchein hat, daß diefer Widerſpruch 
derfelben nicht entgangen ift. 
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Was mir zu diefer Vermuthung Anlaß giebt, ift die Stelle 
des Vortrags, wo es heißt: „zwar haben leptere (Prälaten und 
nRitterichaft) nad) dem ©. 53, 8. 26, von ihnen ausdrücklich ges 
„außert worden war, daß der 13. Artilel der Bundesacte in 
„Holftein unerfült geblieben fei, und ſich auf die zur Entwerfung 
„der Verfaſſung im Sabre 1816 berufene Commiſſion jeit lange 
„nicht mehr verfammele, fo daß fie in der Hoffnung der baldigen 
„Erfüllung fogar Rückſchritte gethan hätten, die dringende Lan- 
„desnoth auch fonft unberechtigte Unterthanen gewiß rechtfertigen 
„eönnte, wenn fie in Hinficht der Vollziehung des 13. Art. ans 
„regliche gejegliche Schritte thäten, alsbald, aus leicht zu erklären: 
„ven Gruͤnden, wieder eingelenft, (jo heißt ed in dem Vortrage) 
„und bemerkt, daß e8 in Holftein nicht die Entwerfung einer 
„neuen Verfaſſung gelte, auch ihren vorzüglichfteu Antrag, 8.29, 3, 
„ihrer Denkſchrift, nur auf den 56. Art. der Schlußacte gegründet 
„und dahin gerichtet 2c.” 

Dies führt die Commiſſion zunaͤchſt felbft auf die Bemer⸗ 
fung, daß es fcheinen möchte, als Fönne die Competenz der Bun⸗ 
desverfammlung in dem vorliegenden Falle nicht aus dem 13. 
Art. der Bundesacte geleitet werden. Es wird jedoch Diefer Bes 
merkung fofort entgegengejegt, daß die Reclamanten ſich einmal 
mit darauf bezogen, und daß nächfidem der 13. Art. den Fall, 
in welchem Holfteins Präfaten und Ritterfchaft fi) zu befinden 
behaupteten, gar nicht ausjchlöffe, auch die Bundesverfammlung, 
ohne den gegenwärtigen Anlaß, ſchon nad dein in dem Jahre 
1818, bei Gelegenheit der großberzoglich medlenburgifchen Motion 
gefaßten Bejchluffe befugt gewejen wäre, bei der Föniglichen 
Regierung Die Vollziehung des 13. Artikels der Bundesacte in 
Anrege zu bringen. 

Dies find die Gründe, welche bei der Begutachtung den 
Anftand wieder gehoben haben, ber in Betreff der gleichzeitigen 
Begründung der Gompetenz nad) dem 13. Art. der Bundesacte 
und dem 56. der Schlußacte, wie es fcheint, vorübergehend ent- 
fanden war. 

Die Commiſſion wendet ſich hierauf im Sefonbern zu der 
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Frage, wie der 56. Art. der Schlußacte bier eingreife, und be 
zeichnet die unter dem 17. Auguft 1816 erfolgte Beitätigung der 
Privilegien der holfteiniihen Prälaten und Ritterfchaft ald ein 
Greigniß, weshalb, wenn dafjelbe nicht in ein anderes Licht ge 
ftellt werde, fie vor der Hand kein Bebenfen finde, die Sompetenz 
ber Bundesverfammlung nach dem 56. Art. der Schlußacte für 
begründet zu erachten. 


Es wird aus der feit Errichtung des Bundes gefchehenen 
Beſtätigung die Folge abgeleitet, daß der Inhalt des 55. Art. 
der Schlußacte, wonach früherbin gefeglich beftandene Rechte bei 
Erfüllung des 18. Artikel der Bundesacte beriidfichtigt werben 
tönnten, aber nicht müßten, in Rüdfiht Holfteind feine An- 
wendung mehr finde, und feinen Grund gegen die Gompetenzbe- 
fimmung nad) dem 56. Art. der Schlußacte abgebe, vielmehr hier: 
unter der vorliegende Fall, ald eine bisher gegebene Verfaflung 
betreffend, zu ſubſumiren jet. 


Es dringt fi) wieder die Frage auf, wie auch bei dem 
Refultate dieſes Raifonnements, mit dem ich freilich nicht einver- 
fanden fein kann, unbeachtet geblieben ift, DaB bie Argumentation 
für die Zugrundelegung des 56. Artifeld der Schlußacte bei der 
Gompetenzfrage die des 13. der Bundesacte in demjelben Maaße 
entfernt, wie vice versa. 


Uebrigens dürfte Nachflebendes gegen die Gompetenzbe- 
flimmung nad) dem 56. Art. der Schlußacte ſchon jeßt genügend 
erfcheinen. Nähere Ausführung und Beweis deſſelben muß ich 
— wenn fi ein nach den Geſetzen des Bundes und der Gom- 
petenz diefer hoben Verſammlung geeigneter Anlaß dazu ergiebt — 
der Erflärung meines allerhöchften Hofes vorbehalten. 


Wer fih darauf beruft, daß eine landſtaͤndiſche Verfafjung 
in anerkannter Wirkſamkeit jei, wirb vor allen Dingen angeben 
müfjen, worin dieje Verfaflung befteht, wie weit der Wirkungs⸗ 
kreis der Stände gebt, und welche Befugnilfe der Landesherr 
hat. Dieſes tft im vorliegenden Falle nicht angegeben, und nur 
gejagt worben, Daß die Landſtaͤnde Holſteins einft im Weflge des 
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Steuerbewilligungsrechte8 waren. Das hat denn freilich feine 
Richtigkeit. 

König Chriſtian I. ertheilte im Jahre 1660 dem Lande Pri- 
vilegien, worin es heißt: „Wir, Unfere Erben und Rachkommen 
follen und wollen auch feine Schagung und Bede legen auf bie 
Einwohner diefer Lande ſammt und fonderd, ausgenommen 
Unfere eigenen Bonden und Lanften, Die unverfeßt und unver- 
pfändet find, ohne freundliche Einwilligung und Zulafſſung und 
einträchtige Zuftimmung aller Räthe und Mannfchaft Diefer Lande, 
geiftlicher und weltlicher.” Die Landesprivilegien wurden von 
Regenten zu Wegenten bis zum Anfange des 18. Jahrhunderts 
beftätigt; allein der Lauf ber Zeit führte Die wefentlichiten Vers 
änderungen in der Wirkſamkeit der damaligen Stände, und na: 
mentlich ihre8 Steuerbewilligungsrechte& herbei. Der weftphälifche 
Friede und die ſeitdem fortgefchrittene Entwidelung der Terri⸗ 
torialhoheit, die Errichtung flehender Heere, welche die Einfüh- 
rung flehender Grunbabgaben nad fi) zog, und auch Die Bes 
ftimmung des Reichsabſchieds von 1654, $. 180, „daß die Land» 
ſaſſen zum Defenfiondwerfe unweigerlich Beitrag leiften müßten“ 
äußerten auch auf Holftein ihren nothwendigen Einfluß. 

Sp erflärten ſchon die Landftände auf dem zu Kiel 1663 
im uni gehaltenen Landtage in ihrer Neplid, „ob Die von ihnen 
„zu bewilligenden Gelder freiwillige oder fehuldige Beifteuer 
„wären, darüber wollten fie nicht ftreiten, fie wollten jedoch ohne 
„Nachtheil ihrer Privilegien annehmen, daß es reichsſchlußmaͤßige 
„Schuldigkeit jet.” *) 

Im Sahre 1675 iſt der letzte Landtag gehalten, der un- 
vollendet abgebrochen ward. Durch die Steuermandate vom 
34. October 1689 und 11. Sanuar 1690 ſprachen die Landes⸗ 
beren jchon ihre Befugniß aus, wenn nad) ihrem Erachten fein 
Landtag gehalten werden könne, Steuern auszufchreiben, ohne 


*) Ch. Hegewiſch, Geſchichte der Herzogthůmer Schleswig und Holftein. 
—* IV, ©. 211. 
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die Landſtände um ihre Einwilligung gefragt zu haben. — 
Darnach iſt es auch ferner gehalten, und es ſind die Land⸗ 
ſtände nie wieder zuſammenberufen worden. Nur einmal wur: 
den Prälaten und Ritterfchaft in den Jahren 1711 und 1712 
convocirt, al& fie wiederholt um Erlaffung oder Milderung einer 
ihnen auferlegten Steuer gebeten hatten, während von ten 
Aemtern und Städten verbältnißmäßig ſchon viel mehr be- 
zahlt worden, Bei dieſer Verfammlung, welde — wie foldhes 
aus Dem Sonvocationspatente hervorgeht — weder von den Lan: 
besherrfchaften, noch von Prälaten und Ritterfchaft als ein Land: 
tag angejehen worden ift, noch werden konnte, ward Prälaten 
und Ritterſchaft eröffnet, Daß der Landesherrichaft Das unbe: 
Ichränkte Beſteuerungsrecht (jus collectandi) zuftehe; und was 
die gejebgebende Gewalt betrifft, ſagten Prälaten und Ritter: 
ſchaft, als fie um Abänderung gewiller Gonftitutionen baten: 
„ſo willen Prälaten und Ritterfchaft ſich in aller und 
„tieffter Unterthänigkeit ganz wohl zu befcheiden, daß 
„die potestaslegislatoria für und an fih Sr. königlichen 
„Majeſtät und hochfürſtlichen Durchlaucht allerdings 
„zuſtehe, ihnen dagegen nichts als obsequii gloria 
„übrig ſei.“ 

Dei dem Schluſſe der Verſammlung ward Praͤlaten und 
Ritterfchaft eine landesherrliche Nejolution vom 27. April 1712 
eröffnet, welche beſtimmt: daß die von Prälaten und Ritterjchaft 
zu erbebende orbinäre Gontribution bei Friedenszeiten niemals 
erhöhet, noch bei Kriegszeiten einige egtraordinäre Kontributionen 
ohne unumgaͤngliche Nothwendigkeit ausgefchrieben, ſolchen Falls 
aber Wrälaten und Ritterfchaft dennoch vorher zu einer Landtags⸗ 
verfammlung, die nur viele Weitläufigfeiten und Koften verurjachen 
würde, nicht convocirt werben jollten. Dieſe Rejolution und bie 
damalige Bellätigung der Privilegien, welche ausdrücklich nad 
Maaßgabe defien, was bei diejer Verſammlung verhandelt wor: 
den, erfolgt ift, ward noch von Prälaten und Ritterjhaft aus: 
drücklich anerkannt; fie fagen in ihrer zu Dem Ende am A. Juni 
47123 den landesherrlihen Commiſſarien eingereichten Erklärung: 


Dritter Theil. 6 
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„Weile jedoch wir völlig perfuadirt, daß in der Conſervation 
„unfer aller und gnädigften Herrſchaft beharrlichen unſchaͤtz⸗ 
„baren Gnade unfere größte Wohlfahrt in diefer Welt be 

„Ttehe, wir e8 auch für den höchſten Ruf erachten, als aller: 

„und gehorjamfte Untertbanen jederzeit erfunden zu werben, 

„al8 acceptiren wir die ertheilten Eöniglichen und fürftlichen 

„aiplomata confirmationis, wie aud) Die ratificationes mit 

„aller und demüthigftem Reſpect.“ 

Es ward indefjen fpäterhin Prälaten und Ritterichaft auf 
ihr Anſuchen erklärt, Daß es nicht Die Intention geweſen, Prä- 
laten und Ritterfchaft alle Hoffnung auf Milderung der ordinären 
Gontribution zu nehmen und daß es auch die Meinung nicht 
gewejen, alle Yandtagsverfammlungen in totum aufzuheben, fon- 
dern man habe ſich nur deshalb jo explicirt, weil bei unentbehr- 
Iiher Ausſchreibung einer extraordinären Gontribution in Frie- 
dengzeiten dann und wann joldye prejlante Caſus einzutreten 
pflegten, daß nicht vorher weitläufige Yufammenkünfte darüber 
gehalten oder jelbige einen Verzug leiden Eönnten. 

Es fällt in die Augen, daß dieſe Erklärung an der Refolution 
vom 27. April 1712 nichts Anderte. Es ift Thatfache, daß jeit 
1712 weder ein Landtag gehalten ift, noch einmal Prälaten und 
Nitterichaft convocirt worden find, Die Landesherrichaft fchrieb 
vielmehr, ſo oft es erforderlich ward, Steuern aus, und orbnete 
im Zaufe des 18. Jahrhunderts, neben der ordinären Contribution, 
mehrere Steuern allgemein an. Alle Untertbanen (Prälaten und 
Nitterfchaft nicht ausgenommen) bezahlten dieſe Abgaben ohne 
Widerſpruch. Erſt im Jahre 1802 ſuchte ein Theil der Praͤ⸗ 
Iaten und Ritterſchaft fi) der Damals angeordneten Benutzungs⸗ 
fteuer von allen liegenden Gründen zu entziehen, Ihre Verſuche 
wurden durch Die Nefolution vom 17. December 1802 ernftlich 
zurüdgeiviejen, indem der König fie auf fein unbefchränftes Be⸗ 
fteuerungsrecht verwies. Darauf bejchlofjen Prälaten und Ritter- 
ſchaft, in einer am 18. Januar 1803 gehaltenen Generalverfammlung, 
daß fie — was fich freilich von jelbft verſtand — fid) Diefe Refolution 
zur ſchuldigen Nachlebung und Richtſchnurdienen zu laſſen hätten 
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Deffen ungeachtet reichte ein Theil der Ritterfchaft im März 
defielben Jahres ein Geſuch ein, daß ihnen bei dem höchften 
Landesgerichte rechtliches Gehör über ihre Steuerfreiheit geftattet 
werden möge, welches natürlich nicht geftattet werden konnte. 
Diefer Schritt fand auch bei der Ritterfchaft jo wenig ungetheilten 
Deifall, daß eine bedeutende Anzahl von Mitgliedern, gleichzeitig 
mit jenem Geſuche, Eingaben an Die Regierung jandte, wodurd) 
fie ausbrüdlich erklärte, daß fie feinen Theil an jener Vorftellung 
hätte, und den allerhöcften Anordnungen in Betreff der Grund⸗ 
und Benugungsfieuer die gebührende Yolge leiten würde. — 
Und eben fo machten die ſehr zahlreichen, zur recipirten Ritters 
Schaft nicht gehörenden Beſitzer ritterfchaftlicher Güter — wies 
wohl fie gleiche Realrechte wie jene befißen — in einem bejondern 
Sr. Mafeflät dem Könige unter dem 7. März 1803 überreichten 
Schreiben, die Anzeige: „daß fie auch nicht den entfernteften Ans 
tbeil an diefem Schritte genommen”, 

Damals fland der Recurs an die ehemaligen Reicyögerichte 
noch offen; ein Theil Der Ritterfchaft deutete auch Die Abſicht an, 
diefen Recurd zu ergreifen, fand es aber doch für gut, biefes 
nicht zu thun, und entrichtete nun mit den übrigen Mitgliedern 
nicht allein die Grund: und Benutzungsſteuer, jowie fie 1802 
ausgejchrieben war, fonbern auch die jpäterhin angeordneten 
Erhöhungen derjelben ohne weitern Widerjpruch. 

Unter ſolchen Verhältniffen erfolgte im Jahre 1806 die Auf: 
löſung des deutjchen Reichöverbandes, in Deren Folge die Ein- 
verleibung des Herzogthums Holftein in die dänische Monarchie, 
als eines integrirenden Theils derjelben, durch ein königliches 
Patent vom September deſſelben Jahres erflärt ward. Es be: 
dürfte nur der Hinweilung auf dieſes einzige Ereigniß, wodurd 
die Souveränitätärechte, weldhe Sr. Majeftät in Dänemark zu- 
fliehen, auf das Herzogthum Holftein ausgedehnt und, von dem 
angegebenen Beitpunfte bis zur Errichtung des deutſchen Bundes, 
ausgehbt wurden, um fiber den Ungrund der Anführungen von 
Prälaten und Ritterfchaft in Rüdficht der ununterbrochenen Fort: 
dauer ihrer ſtaͤndiſchen Gerechtfame Feinen Zweifel übrig zu laſſen. 

6* 
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So verhält es fi) mit der angeblih anerkannten Wirk⸗ 
jamfeit der holfteinischen Landesverfaflung, und dieſe ift aud 
durch die Sonfirmation der Privilegien der Prälaten und Ritter- 
Ichaft auf feine Weife herbeigeführt. In welchem Sinne die 
Gonfirmation der Privilegien zu nehmen ift, geht ſchon aus dem 
Verfahren der Landesherren im Sabre 1712 bei der damaligen 
Beitätigung der Privilegien hervor. Unter demſelben Dato nämlid,, 
unter welchem die Natification der von den landeöherrlichen 
Commiſſarien an Prälaten und Ritterichaft ertheilten Rejolution 
erfolgte, welche jedod) gerade in dem Punkte der Steuern ab» 
weichend, dasjenige beftimmte, was oben angegeben worden, 
warb au Die Konfirmation der Privilegien expedirt, worin aus⸗ 
drüdlich feſtgeſetzt ift: Die Privilegien würden nur nad) Maßgabe 
deflen confirmirt, was bei der in Diefem und dem vorigen Jahre 
gehaltenen Landtagsverſammlung verhandelt worden, und hätten 
die Landesherren, in allergnädigfter Gonfideration der von 
Prälaten und Ritterſchaft geleifteten Dienfte, aus ſonderbarer 
Gnade foldye Privilegien dahin verbeilert und extendirt, daß fie 
und ihre Nachkommen, außer dem vorigen ungebinderten Genuß, 
auch fi) deſſen allen, was ihnen mittelft einer Commiſſional⸗ 
Reiolution vom 25. Sanuar d. J., welche hiermit auf gewifje 
Weife ratihabirt werde, zufolge gehabter Inftructioenn und Ordres 
verjprodyen worden, zu erfreuen haben follten. 

Die Commilftonal-Refolution und die NRatification derſelben 
beſchraͤnken aber ausdrüdlih den Wortinhalt der früheren Pri⸗ 
vilegien, und wenn die Landesherren in der Beflätigung Diefe 
bejchränfende Commiffional- Refolution eine Verbeſſerung der 
Privilegien nennen, jo geht daraus ganz Deutlich hervor, daß fie 
die Privilegien nur in jo weit als rechtsgültig betrachteten, als 
fie zur Beit der Konfirmation aud) wirklid) in Ausübung waren. 
Unter dieſer Vorausſetzung und mit Rüdjiht darauf, daß bie 
Zandesherren in dem Beitraume von 1675—1711 nad) eigenem 
Ermeſſen und ohne Landtage zu halten, mehrmals Steuern aus- 
gejchrieben Hatten, tft e8 auch einleuchtend, daß für Prälaten 
und Ritterichaft das Verfprechen, Die ordinaͤre Gontribution in 
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Friedenszeiten nicht zu erhöhen und ohne Nothwendigfeit feine 
extraordinäre Sontribution auszufchreiben, eine Verbefjerung ihrer 
Privilegien war. 

Diefes führt unmittelbar auf den entfcheidenden Gelichtspunft 
bei Beurtbeilung der Gonfirmation der Privilegien. Die vors 
maligen Landesprivilegien find nicht Prälaten und Ritterjchaft 
für fih, fondern Prälaten, NRitterfchaft, Städten und Ständen 
und gefammten Einwohnern ertheilt, und früherhin auch eben 
diefen beftätigt worden. Letzteres ift aber fchon feit beinahe 
hundert Jahren nicht mehr gefchehen. Der König Chriftian VI. 
hat am 12. März 1731 zwar die Privilegien der Prälaten und 
Nitterichaft beftätigt, nicht aber die Privilegien der vormaligen 
Landftände, deren in den Gonfirmationspatenten durchaus Teine 
Erwähnung geſchieht. Eben jo wenig beziehen ſich die jpätern 
Gonfirmationspatente, aud nicht das am 17. Auguft 1816 von 
Sr. Majeftät ertheilte, auf die Privilegien der vormaligen Land⸗ 
fände, jondern lediglich auf fpecielle Vorrechte von Prälaten 
und Ritterfchaft. Daß aber die Beftätigung folder Vorrechte 
nicht in Folge baben Tann, daß durch jelbige eine veraltete 
Landesverfofjung wieder zur anerkannten Wirkſamkeit gebracht 
werbe, ift zu einleuchtend, ald daß es einer weitern Ausführung 
bedürfe. Hieraus geht auch hervor, daß die landesherrliche 
Zuſage, bei Mebernahme des vormald großfürftlichen Antheils 
von Holftein, daß Holftein und alle Einwohner defjelben, jowie 
vornehmlich Prälaten und Ritterſchaft, bei ihren Freiheiten, Vor⸗ 
zügen und Gerechtigfeiten, welche fie bisher genoſſen, ungefränft 
gelafjen werben jollten, in Beziehung auf eine damals Tängft 
nicht mehr exiſtirende Landſtandſchaft von Feiner Wirkſamkeit fein 
fonnte. 

Das BVBorftehende zeigt zur Genüge, welche Bewandniß es 
mit der unter dem 17. Auguft 1816 von Sr. Majeflät ertheilten 
Sonfirmation der Privilegien habe. Sie wurde zu einer Zeit 
vollzogen, welche der föniglichen Regierung öftern Anlaß gegeben 
hatte, die jeit einem Jahrhundert hergebrachten landeöherrlichen 
Rechte auf unangemeſſene Anträge von Prälaten und Ritterſchaft 
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auszuführen und ſomit wird Niemand annehmen wollen, daß bie 
Abficht bei der legten Konfirmation weiter gegangen fei, als die 
Privilegien der Prälaten und Nitterjchaft, und zwar in dem 
Gehalte zu beftätigen, ber ihnen nach der Einwirkung von Ers 
eignifjen, Zeitverhältniſſen, veränderten Staatseinrichtungen und 
Bedürfniſſen bid auf den gegenwärtigen Augenblic geblieben war. 
Schon im Begriffe von Konfirmation liegt nur eine ſolche Be 
fräftigung eines beitehenden rechtlichen Zuftandes der Dinge. 
Könnte Die Eönigliche Konfirmation der Privilegien einen andern 
Sinn, eine andere Erklärung zulaffen, naͤmlich eine folche, wo⸗ 
durch die Spuren der Geſchichte vertilgt und der Fortgang der 
Zeit wieder rüdgängig gemacht würde; wollte man zugeben, daß 
Prälaten und Ritterfchaft ſich ohne weiterd an die Stelle der 
alten Landſtaͤnde jeßen, und fi) deren Rechte anmaßen Eönnten, 
jo ift fein Grund vorhanden, weßhalb dieſelben nicht Die alte 
Freiheit der Steuerbewilligung in ihrem vollftien Umfange nach 
dem angeführten Privilegio König Ehriftian I. vom Sabre 1460, 
deſſen Kraft die Föniglihe Beftätigung vom jahre 1816 gleich: 
mäßig wieder belebt haben mwürbe, oder gar das Necht über 
Krieg und Frieden zu bejchließen, was auch in ihren Privilegien 
lag”), reclamiren, flatt ihre Korderung auf dem Status quo 
von 1773 zu moderiren, 

Weit entfernt demnach, daß Zwed und Bedeutung der 
föniglihen Gonfirmation, wie dieſe Konfirmation felbft, dahin 
gehend, alles für null und nichtig zu erklären, was bis dahin 
beitanden, würde ich glauben, die Anerkennung und Richtigkeit 
des Satzes vorbereitet zu haben, den ich der Anficht der Commiſſion 
über die Kompetenz der Bundesverfammlung nach den 56. Art. 
der Schlußacte entgegen ftellen muß. 

Die frühere Verfaflung des Herzogthbums Holflein befindet 
fih nad der Zöniglihen Konfirmation ber Privilegien vom 
17. Auguft 1816 eben jo wenig in anerkannter Wirffamfeit, als 
fie fi) vor derjelben in Wirkſamkeit befand. 


*) Bergl. Privilegien Sammlung ©. 59. 
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Ich erlaube mir nun noch einen Augenblid die Aufmerkſamkeit 
diefer hohen Verſammlung für die Suppofition in Anfprudy zu 
nehmen, daß der Fall, welchen der 56. Artikel der Schlußacte 
unterftellt, wirklich vorhanden wäre, Diele Suppofition führt 
zunachft auf Die Bemerkung, daß alsdann die Bundesverfammlung 
außer dem Falle jpecieller Sarantie oder ausgebrochener Unruhen 
zur Handhabung des Inhalts jenes Artiteld durch Die Bundes⸗ 
gefeßgebung nicht weiter auctoriſirt iſt. 


Abgeſehen Hiervon würde, wenn die frühere Verfaflung 
Holfteind fih in anerkannter Wirkſamkeit befände, die Folge 
davon fein, daß eine Verfaſſung wieder hergeftellt würde, bie 
ben gegenwärtigen Staatöverhältniffen nicht mehr entjpräche, eine 
Berfafjung, wonach die Landftandfchaft auf Prälaten, ritterſchaft⸗ 
lihen Gutsbeſitzern und einer Anzahl von Städten beruhte, und, 
außer den Eöniglichen Tanddiftricten, der dritte Theil des Herzog- 
thums Holftein, mit den Städten Glüdftadt und Altona, durch⸗ 
aus nicht vertreten war, kurz alle Vortheile fih auf Seiten 
des privilegirten Adels, alle Nachtheile fi) auf Seiten des 
Bürger- und Bauerftandes finden. Daß die Einwohner, felbft 
der ehemals repräfentirten Städte, nicht in den Wunſch von 
Prälaten und Ritterjchaft einftinnmen werden, Dafür bürgt, außer 
früherer Erfahrung, der Umftand, daß ſolche Städte auf Land⸗ 
tagen nicht mehr Stimmrecht hatten, als jedes einzelne ritter- 
Ihaftliche Individuum, wie lebtere8 nur eine Virilſtimme. 


Gine ſolche Verfaffung würde auf unverfaflungsmäßigem 
Wege nicht wieder abgeändert werben Tönnen. 

Das heißt, es würden Snftitutionen, Die den Forderungen 
und Verhältniſſen der Zeit, der gleichen Vertheilung der Staats: 
laſten, kurz jeder vernünftigen, durch Die heiligfte Regentenpflicht 
gebotenen Rüdficht auf Die Befteunerungsfähigkeit der Unterthanen 
entiprechen, in wie weit fte beftehen, über den Haufen geworfen, 
in jo weit fie Durch Die Erfüllung des 13. Artikels der Bundes- 
acte noch in der Abficht Des Königs liegen, feiner Macht wie 
jeinem Willen entzogen fein. — 
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Freilih Tautet der Schluß des Antrags der Reclamanten 
wie folgt: 

„da endlich die holfteinifchen Prälaten und Nitterfchaft 
„weit entfernt find, eine Umgeflaltung ihrer Landesver⸗ 
„fallung in zeitgemäßere Formen, irgend ein Hinderniß 
„in den Weg legen zu wollen, fie vielmehr Die Begründung 
„derſelben für das dringendfteQandesbebürfniß erfennen, auch 
„vornehmlich in Rücficht ihrer fchleunigeren Herbeiführung 
„Hoffnung aus der nachgejuchten Vermittelung jchöpfen, 
„ſo wolle eine hohe Bundesverfammlung bochgeneigteft 
„dahin vermitteln, daß die hiefigen Prälaten und Ritter: 
„haft Doc bis zum erwünfchten Eintritte Diefer neuen 
„Berfaffungsordnung in ihrer rechtlich beftehenden, landes⸗ 
„herrlich anerkannten Verfaffungsgerechtfame in alle Wege 
„geſchützt, ingleicher ihre Vorfchläge in Hinficht der ein- 
„zuführenden Veränderungen vernommen und berüdfichtigt 
„werden, Die dermalen in anerfannter Wirkfamfeit rechtlich 
„beitehende Verfafjung aber, nach den Worten des 56. Art. 
„der Schlußacte, anders nicht als auf dem in dieſer 
„Verfaſſung ſelbſt Tiegenden Wege abgeändert werben 
„möge“. 

Prälaten und Ritterſchaft werden in Betreff der zeitgemäßen 
Umgeftaltung einer Berfaffung, welche fie jelbit ſehr bezeichnend 
ihre nennen, weldye aber das Land gewiß nicht feine nennen 
möchte, jo deutlich, Daß wer ganz klare Worte verfteht, gerade 
hierdurch von der oft gedachten Schlußfolge noch mehr überzeugt 
werden muß, daß für Se. Majeftät die Erfüllung des 13. Art. 
der Bundesacte durch Begründung der Competenz der Bundes- 
verfammlung nad) dem 56. Art. der Schlußacte fortan unmöglich 
gemacht wäre, es fei denn daß eine neue Verfaflung von 
Untertbanen nehmen ftatt fie ihnen zu geben, als Erfüllung des 
13. Art. der Bundesacte, als Vorfchrift und Geift der Bundes 
geſetzgebung, angejehen werden koͤnnte. Daß Dies die Folge fein 
würde, wenn je ein Antrag wie Der von Prälaten und Ritter 
ſchaft berüdlichtigt werben könnte, daß felbft von Errichtung einer 
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Berfaflung auf dem Wege des Vertrags da nicht mehr die Rebe 
fein Zönnte, wo die mit ihrem Souverän paciscirende Claſſe der 
Unterthanen, neben dem Befibe einer fie wie feine vernünftige 
begünftigenden, in anerkannter Wirkſamkeit befindlichen Verfaflung, 
noch den Bundesſchutz für die Fortdauer dieſes Beſitzes hätte, 
muß jedem, der die Anträge von Prälaten und Ritterfchaft in 
ihren von ihnen ſelbſt ſchon Hinlänglich bezeichneten Folgen er- 
wägt, zur Evidenz werden, 

Daß rechtliches Gehör in einer Stantsfache, wie der von 
Cognition über das Befteuerungsrecht der Eöniglichen Regterung 
auf den Grund der Privilegien, wohl ehemals bei den Reiche» 
gerichten, nicht aber bei den Landesgerichten ober bei einem aus⸗ 
wärtigen Spruchcollegio für fie gefunden werben koͤnne, muß ſchon 
ganz einfach aus der allgemeinrechtlichen Begrängung hervorgehen, 
welcher der Begriff einer Prozeßſache unterliegt, worunter Seine 
Majeſtaͤt Allerhöchftibre Souveränitätsredyte zu begreifen nicht 
gemeint fein koͤnnen. 

Es ift bereits angeführt worben, hier wie in der Denkſchrift, 
Daß, als im Sabre 1802 Prälaten und Nitterfchaft wegen ver- 
meintlicher Verlegung ihrer Privilegien durch Die Verordnung 
einer Grund⸗- und Benutzungsſteuer der Recurd an die Reichs⸗ 
gerichte offen fland, fie vorzogen den Rechtsweg nicht zu betreten, 
und ſich dieſer Steuer unterivarfen. 

Daß in diefer Beziehung der Bundesverfammlung nicht 
zufteht, Die Kompetenz der Neichögerichte zu erjeßen, weiter als 
die Artikel 60. und 61. der Schlußacte ihre Dazwiſchenkunft 
begründen, tft gleichfallö bereit3 angeführt worden und keinem 
Zweifel unterworfen. 

Erwägt man noch den 55. Artikel der Sclußacde: „den 
fouveränen Fürſten der Bundesftaaten bleibt überlafien, dieſe 
innere Landesangelegenheit, mit Berüdfichtigung ſowohl der 
früherbin geſetzlich beitandenen ſtaͤndiſchen Rechte, als der gegen» 
wärtig obwaltenden Verhältniffe zu ordnen“, in feinem Zuſammen⸗ 
hange mit dem nachfolgenden 56. Artikel, jo leuchtet ein, daß die 
Vorausſetzungen des Falles, den lekteren unterftellt, nicht in der 
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Gonfirmation der Privilegien der Prälaten und Ritterjchaft ge⸗ 
funden werden Tönnen. 

Es behält vielmehr die Beftimmung des 55. Artifeld ber 
Schlußacte für das Recht wie für Die Bundespflicht der Fönigl. 
Regierung ihre volle Wirkſamkeit, den 13. Artifel der Bundes: 
acte in Vollzug zu ſetzen, und wird biernach, unter möglichfter 
Berüdfichtigung älterer Rechte, die künftige Verfaſſung des 
Herzogthums Holftein dem ulturftande des Landes und einen 
übrigen Verhältnifjen und Bedürfniffen angepaßt, allein als ein 
Gejeß erjcheinen, nicht aber ald ein mit einem der ehemaligen 
Stände abgejchloffener Staatsvertrag. 

Die Zeit betreffend, wann die neue DVerfafjung gegeben 
werden wird, muß ich für den Fall, daß ber Bund zur Eins 
forderung einer Erklärung hierüber Anlaß findet, weldyen jedoch 
bie vorliegenden Anträge von Prälaten und Ritterfchaft ausge 
führtermaßen nicht begründen, und wobei daher der Föniglichen 
Regierung Feine andere Linie vorgezeichnet werben dürfte, als 
denjenigen Regierungen, weldye die Ausführung des 13. Artikels 
der Bundesacte nicht beendiget haben, foldhe Erklärung zwar 
meinem allerhöhften Hofe vorbehalten, gleichwohl, mit Beziehung 
auf das erftattete Gutachten, bereit3 bemerken, daß Vorſchriften 
des römifchen Rechts nicht wohl geeignet fein möchten, in Rück⸗ 
füht der Zeit der Erfüllung des 13. Artifeld der Bundesacte eine 
Norm abzugeben. 

In jofern übrigens auch des Herzogthums Schleswig erwähnt 
ift, glaube ich bemerken zu müfjen, daß eine ſolche Erwähnung 
als völlig unftatthaft betrachtet werben muß, indem e8 weltfundig 
ift, daß gebachtes Herzogthum weder mit dem ehemaligen Deutjchen 
Reiche in irgend einer Verbindung geftanden hat, noch zu den 
deutſchen Bundesftaaten gehört, und daß folglich Die für Diefe 
vereinbarten Verhältniffe ihre Wirkſamkeit auf dieſes Land nicht 
erftreden können. 

Indem die Tönigliche Regierung zur Vollziehung des 19. 
Artileld der Bundesacte wie bundesgeſetzlich verpflichtet, fo Be: 
rechtigt ift, holſteiniſche Prälaten und Ritterjchaft auch in Ddiefer 
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Rückſicht Wünfche in ihren Anträgen ausgeſprochen haben, welche 
legtere indeflen in ihrem anderweitigen Gegenftande ein Petitum 
enthalten, das mit der Erfüllung des 13. Artikels der Bundes- 
acte für Hofftein in Widerfpruch fteht, fo muß ich darauf antragen, 
Reclamanten mit ihreneAnträgen abzuweiſen. 

Hierauf wurde von der Bundesverfammlung befchloffen: 

Die Erklaͤrung der Königlich daͤniſchen, herzoglich Holfteins 
und lauenburgiſchen Gefandtichaft der Reclamations⸗Commiſſion 
zur weiteren Erörterung und zum Vortrage zuguftellen. 


Die jo entſchiedene Grfläyung Dänemarks verurfachte eine Ver⸗ 
theidigung des Bundestagsausſchuſſes. Jedoch Eonnten fich Die Mit 
glieder deſſelben zu einer übereinftimmenden Erklärung nicht einigen. 
Jeder derſelben gab Daher fein Votum befonders. Zuerſt der Berichte 


erftatter, Graf Beuft, dann Frhr. von Wangenheim und endlich 
Schr. v. Leonhard. Wir laflen num zuvörderſt das Buladhten 
des Grafen v. Ruſt Er ſagte: 

Der Zweck der Erklärung der koͤniglich⸗herzoglichen Geſandt⸗ 


ſchaſt iſt von ihr ſelbſt dahin angegeben, zu zeigen, daß man in 
dem Gutachten über Begründung und Umfang der Competenz 
hoher Bundesverjammlung weiter gegangen fet, ald die vorliegende 
Beichwerde und ald auf eine einjeitige Darftellung, ohne Präjudiz 
für die fönigliche Regierung, gejchehen koͤnnen. 

Sie fließt mit dem Antrage: die Reclamanten mit den 
ihrigen abzumelfen, und enthält im Weſentlichen Folgendes : 

1. Es ſei widerjpredhend, Die Competenz der Bundesvers 
ſammlung zugleich durdy den 13. Artikel der Bundesacte und den 
56. der Schlußacte begründen zu wollen. 

2. &3 exiftire feine landſtaͤndiſche Verfaſſung Holfteine, auf 
deren Beftehen in anerkannter Wirkfamfeit Die Landflände Hol- 
fteins ſich beziehen könnten, und ed habe nur gejagt werben koͤnnen, 
daß die Landſtaͤnde Holfteins fich einft im Beſitze des Steuerbes 
willtgungsrechts befunden Hätten, was ihnen allerdings im Jahre 
1460 von König Chriſtian I. ertheilt worden ei. 

3. Dieſes Steuerbewilligungsrecht jei aber erlofchen und es 
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ift dafür in ber gedachten gefandjchaftlihen Erklärung Mehreres 
angeführt worden. Denn, indem nicht in Abrede geftellt worben 
ift, daß die Landesprivilegien bis zu Anfang des 18. Jahrhun⸗ 
derts von Regenten zu Regenten beftätigt worden wären, fährt 
jene Erklärung jo fort: der Lauf der Zeit habe die mwejentlichften 
Veränderungen in die Wirkfamfeit der Stände und namentlicd) 
ihres Steuerbewilligungsrecht3 herbeigeführt. Der weſtphaͤliſche 
Friede und die ſeitdem fortgejchrittene Entwidelung der Landes: 
hoheit, die Errichtung ſtehender Heere, welche die Einführung 
ftehender Grundabgaben nad) ſich gezogen hätte, und auch die 
Beftimmung des Reichsabſchieds von 1654, 8. 180, „daß bie 
Landſaſſen zum Defenfionswerfe unmeigerliche Beiträge leiſten 
müßten”, hätten auch auf Holftein ihren nothwendigen Einfluß 
geäußert. 

So hätten ſchon die Landſtände auf dem im Junins 1663 
zu Kiel gehaltenen Landtage in ihrer Replik geäußert: ob die 
von ihnen zu bewilligenden Gelber freiwillige oder jchuldige Bei: 
fteuer wären, Darüber wollten fie nicht ftreiten, fie wollten jedoch, 
ohne Nachtheil ihrer Privilegien, annehmen, daß es reichsſchluß⸗ 
mäßige Schuldigfeit jet. 

Im Sabre 1675 fei der lebte Landtag gehalten und un⸗ 
vollendet abgebrochen worden. Durch die Steuermandate vom 
31. October 1689 und 11. Januar 1690 fprächen die Landes: 
bern jchon ihre Befugniß aus, wenn nad) Ihrem Erachten feine 
Zandtage gehalten werben Eönnten, ohne der Landftände Eins 
willigung Steuern auszuſchreiben. Darnach fei es auch ferner 
gehalten und die Landflände wären nie wieder zufammen berufen 
worden. Nur einmal wären Prälaten und Ritterſchaft in den 
Jahren 1744 convocirt worden, als fie um Erlaß oder Milderung 
einer ihnen auferlegten Steuer gebeten hätten, Wei dieſer, nad) 
dem Gonvocationspatent weder von der Landesherrſchaft noch 
von Prälaten und Ritterſchaft ald ein Landtag angefehenen Ver: 
ſammlung wäre Prälaten und Ritterfchaft eröffnet worden, daß 
der Landesherrſchaft das unbejchränfte Beſteuerungsrecht zuftehe, 
und wegen Der gejeßgebenden Gewalt hätten Prälaten und 
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Ritterfchaft erklärt, Daß fie fid) zu bejcheiden wüßten, daß ſolche 
an und für ſich Seiner Eöniglihen Majeftät und hochfuͤrſtlichen 
Durchlaucht allerdings zuftehe, ihnen dagegen nichts als obsequii 
gloria übrig Jei. 

Beim Schluſſe der VBerfammlung wäre Brälaten und Ritter: 
haft eine Iandesherrliche Reſolution vom 27. April 1712 eröffnet 
worden, welche beitimme: daß die von Prälaten und Ritterfchaft zu 
erhebende ordinäre Sontribution bei Friedendzeiten niemals erhöht, 
noch bei Kriegszeiten einige extraordinäre Contribution ohne un- 
umgäugliche Nothwendigkeit ausgefchrieben, foldhenfall$ aber Prä- 
laten und Ritterfchaft dennoch vorher zu einer Landtagsverſamm⸗ 
lung, Die nur viele Weitläufigkeiten und Koften verurfachen würde, 
nicht convocirt werden jollten. 

Diefe Refolution und die damalige Beftätigung der Privi- 
legien, welche ausdrücklich nach Maaßgabe deffen, was bei Diefer 
Berfammlung verhandelt worden, erfolgt fei, wäre von PBrälaten 
und Ritterſchaft ausdrüdlich anerkannt und in ihrer zu dem Ende 
am A. Juni 1712 den landeöherrlichen Sommifjarien eingereichten 
Erklärung gejagt worden: daß fie die ertheilten Töniglichen und 
fürftli)en diplomata confirmationis, wie auch bie ratificationis 
mit aller- und demüthigften Nejpecte acceptirten. 

Später wäre indeß Prälaten und Ritterfchaft erklärt worben, 
es fei nicht die Meinung gewejen, ihnen alle Hoffnung auf Mil- 
derung der Gontribution zu nehmen und die Landtagdverfamn- 
lungen in totum aufzuheben, jondern man habe fih nur deßhalb 
jo exrplicirt, weil bei unentbehrlicher Ausſchreibung einer extra- 
ordinären Contribution in Friedenszeiten (? Schreibfehler Kriegs⸗ 
zeiten) dann und wann folche preſſante Caſus einzutreten pflegten, 
dag nicht vorher weitläufige Zufanmmenfünfte barüber gehalten 
oder jelbige einen Verzug leiden könnten. 

Diefe Erklärung hätte an der Rejolution vom 27. April 1712 
nichts geändert. Seit dieſem ſei Fein Yandtag gehalten worden, 
noch eine &onvocation von Prälaten und Ritterfchaft erfolgt. 
Die Landesherrichaft habe, jo oft es erforderlich gewefen, Steuern 
ausgefchrieben und im Laufe des 18. Jahrhunderts, neben ber 
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orbinären Gontribution, mehrere Steuern allgemein angeorbnet. 
Alle Untertanen (Prälaten und Ritterfchaft nicht ausgenommen) 
hätten diefe Abgaben ohne Widerſpruch bezahlt; erſt im Jahre 
1802 hätten Prälaten und Ritterjchaft fi) der Damals angeord- 
neten Benußungsfteuer von allen liegenden Gründen zu entziehen 
geſucht, als fie aber durch Rejolution vom 17. December 1802 
zurüd und von dem König auf fein unbejchränftes Befteuerungs:- 
recht verwiefen worden, in einer am 18. Januar 1803 gehaltenen 
Generalverfjammlung befchloffen, fi jener Reſolution zu fügen. 
Defjen ungeachtet hätte ein Theil der Ritterfchaft — viele, auch 
die zur recipirten Ritterichaft nicht gehörigen DBefiger ritterfchaft- 
liher Güter, hätten ihre Nichttheilnahme an dieſem Schritt aus: 
drücklich erflärt — im März 1803 über Steuerfreibeit rechtliches 
Gehör bei dem hoͤchſten Landesgerichte angefucht, aber nicht erhalten, 
den damals offen geflandenen Necurs an die Reichögerichte aber 
nicht ergriffen und die 1802 ausgefchriebenen Steuern nebft den 
Ipäteren Erhöhungen bezahlt. 

Im Sabre 1806 fei das deutſche Reich aufgelöft und Hol- 
ftein bi8 zur Errichtung des deutſchen Bundes der bänifchen 
Monarchie einverleibt worden, und ſchon die Hinweifung auf 
diejed Ereigniß würde genügen, um den Ungrund des Anführeng, 
in Hinfiht der ununterbrochenen Fortdauer der ftändifchen Ge- 
rechtfame in Frage, darzuthun. 

4. Durdy die Iandesherrlihe Konfirmation der Privilegien 
ber Prälaten und Ritterfchaft fei Die angeblich anerfannte Wirk: 
ſamkeit der Holfteinifchen Landesverfaſſung eben jo wenig berbeis 
geführt worden. 

Die Confirmation Friedrichs IV. vom Jahre 1712 hätte Die 
Privilegien nur nad) Maaßgabe defjen confirmirt, was bei ver 
in diefem und dem vorigen jahre gehaltenen Landtagsverfamm- 
Tungen verhandelt worden, und hätten die Landesherrn jolche 
Privilegien dahin verbeifert und eytendirt, daß Prälaten und 
Nitterihaft und ihre Nachkommen, außer dem vorigen ungehin- 
derten Genuß, auch ſich deſſen allen, was ihnen mittelft einer 
Sommiffiond- Refolution den 25. Januar 1712, weldye hiermit 
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auf gewiſſe Weiſe ratihabirt werde, zufolge gehabter Inftructionen 
und Ordres verfprochen worden, zu erfreuen haben jollten. Die 
Gommiffiong: Refolution und die Ratification derſelben hätten 
aber ausbrüdlih den Wortinhalt der früberen Privilegien bes 
fchränkt, und wenn Die Landesheren in der Beflätigung dieſe be 
ſchränkende Commiſſions⸗Reſolution eine Verbeſſerung der Privis 
legien genannt hätten, jo gehe Daraus ganz deutlicdy hervor, daß 
fie die Privilegien nur in foweit als rechtägültig betrachtet hätten, 
als fie zur Beit der Confirmation auch wirklid in Ausübung 
gewejen wären. 

Da von 1675 bis 1711 oft Steuern ohne Landtage nach 
eigenem Ermeſſen landesherrlich ausgejchrieben worben wären, 
jo fei e8 auch einleuchtend, daß für Prälaten und Ritterfchaft 
das Berfprechen, die ordinäre Gontribution in Friebendzeiten 
nicht zu erhöhen und ohne Nothwendigfeit Feine extraordinäre 
auszuſchreiben, eine Verbeſſerung ihrer Privilegien geweſen fei. 

Diefes führe unmittelbar auf den entjcheidenden Geſichts⸗ 
punft bei Beurtheilung der Gonfirmation der Privilegien. Die 
vormaligen LZandesprivilegien wären nicht Prälaten und Ritters 
Schaft für ſich, ſondern Prälaten, Ritterfchaft, Städten und Stäns 
den und gejammten Gimvohnern ertheilt, und früherhin auch eben 
diefen beftätigt worden. Ä 

Letzteres ſei aber jchon beinahe hundert jahre nicht mehr 
gefchehen. König Ehriftian VI. habe am 12. März 1731 zwar 
die Privilegien der PBrälaten und Ritterfchaft betätigt, nicht aber 
die Privilegien der vormaligen Landflände, und eben jo wenig 
bezögen fich die jpäteren Gonfirmationspatente und auch nicht 
das am 17. Auguft 1816 von des jeßigen Könige Majeftät er: 
theilte, auf die Privilegien der vormaligen Landftände, fondern 
lediglich auf fpezielle Vorrechte von Praͤlaten und Nitterjchaft. 
Die Beftätigung ſolcher Vorrechte koͤnne eine veraltete Landes⸗ 
verfaffung nicht wieder zur Wirffamfeit bringen und es gebe 
daraus zugleich hervor, daß die Iandesherrliche Zujage, bei Ueber⸗ 
nahme des vormald großfürftlichen Antheild von Holftein, daß 
Holftein und ale Ginwohner deſſelben, jowie vornehmlich Prä- 
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laten und Ritterjchaft, bei ihren Vorzügen, Freiheiten und Ge: 
rechtigkeiten, welche fie bisher genofjen, ungekränft gelaffen wer⸗ 
den jollten, in Beziehung auf eine damals laͤngſt nicht mehr 
egiftirende Landftandfchaft von feiner Wirkſamkeit fein koͤnnen. 

Die Fönigliche Confirmation vom 17. Auguft 1816 fei zu 
einer Zeit ertheilt worden, wo die Regierung ihre Rechte gegen 
unangemefjene Anträge von Prälaten und Ritterjchaft ausführen 
müfjen, und werde niemand annehmen, daß die Abficht weiter 
gegangen fei, als die Privilegien von Prälaten und Ritterfchaft 
jo zu beflätigen, wie fie nach der Einwirkung von Ereiguiſſen, 
Beitverhältniffen, veränderten Staatdeinridhtungen und Bedürf- 
niffen bis dahin geblieben wären. Könnte die Föntgliche Confir⸗ 
mation von 1816 einen weiteren Sinn zulafien, jo würde aud 
nichts hindern, Die volle Herftellung des Privilegiums Königs 
EhriftianL von 1460 anzunehmen, ftatt jene auf den Status quo 
von 1773 zu mobderiren. 

Die frühere Verfaſſung des Herzogthums Holftein befinde 
fih nach der königlichen Confirmation der Privilegien vom 17. 
Auguft 1816 ebenjowenig in anerkannter Wirkſamkeit, als fie ſich 
vor berfelben in Wirffamfeit befunden hätte. 

5. Wäre von lebterem aber auch ja das Gegentheil und 
träte der des 56. Artikels der Schlußacte ein, jo würde Dod Die 
Bundesverfammlung, außer dem Fall fpezieller Garantie oder 
ausgebrochener Unruhen, zur Handhabung jenes Artikeld nicht 
ermächtigt ſein. 

6. Eine andere Folge von jener Vorausſetzung würde die 
Wiederheritellung einer in jeder Hinficht zeitzungemäßen Ver⸗ 
faſſung fein. 

7. Rechtliches Gehör könne in einer Staatsfadye der vor- 
liegenden Art nicht verftattet werden, und die Bundesverſamm⸗ 
lung nicht weiter, ald der 60. und 61. Artikel der Schlußacte 
ihre Dazwifchenkunft begründeten, Die Competenz der Reichsge⸗ 
richte erſetzen. 

8. Die Beflimmung des 55. Artifeld der Schlußacte behalte, 
für das Recht, wie für die Bundespflicht Der Föniglichen Regierung, 
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ihre volle Wirkſamkeit, den 193. Artikel der Bundesace ik 
Bollzug zu jeßen und würde hiernach, unter möglichfter Berüch 
fihtigung älterer Rechte, Die künftige Verfafſung "des Herzogs 
tbums Holftein dem Gulturftande des Landes und feinen: übrigen 
Berhältniffen und Bebürfnifien angepaßt, allein als ein Gefeh 
erfcheinen, nicht aber ald ein mit einem der ehemaligen Stänbe 
abgeſchloſſener Staatsvertrag. Wegen der Zeit müfle ber konig⸗ 
lien Regierung die Erklaͤrung vorbehalten werden ; bie UAntraͤge 
von Prälaten und Ritterſchaft könnten keinen Anlaß, dieje aufs 
zufordern, begründen, und römijche Geſetze bier Feine Rorm 
abgeben. 

9. Die Einmiſchung Schleswigs ſei ganz unftatthaft. 

Sp weit die vorläufige Erflärung der koͤniglich-herzoglichen 
Geſandtſchaft, von welcher für ihren allerhöchſten Hof eine nähere 
Ausführung und Rachweilung für den Fall füch vorbehalten wor 
den ift, Daß ein nach den Gefjeßen des Bundes und der Com⸗ 
petenz diefer hohen Verſammlung geeigneter Anlaß dazu ſich 
ergäbe. 


Gutachten. 
— 


Die dem Vortrage, weil er zum Theil mißverſtanden worden 
fein dürfte, in der Erklaͤrung der koͤniglich⸗herzoglichen Geſandt⸗ 
ſchaft hie und da gemachten Vorwürfe übergeht man, ungeachtet 
jene Erklärung ſich wohl auch darauf hätte beſchränken koͤnnen, 
die Fönigliche Konfirmation vom 17. Auguft 1816 in ein anderes 
Licht zu flellen, und zu zeigen, daß Die Bedingung nicht vorhan⸗ 
den fei, auf weldyer die Annahme der Kompetenz hoher Bundess 
verfammlung in dieſer Angelegenheit nach dem 56. Artikel der 
Schlußacte berubte. DiefleitS will man daher lediglich feine unziel« 
feglicyen Anfichten fiber Die einzelnen Bemerkungen der Geſandt⸗ 


ſchaft eröffnen. 
Ad 1. 


Der Widerfpruch, den das dieſſeitige Gutachten darin ent« 


halten fol, daß die Kompetenz hoher Bundesverfammlung gleich 
zeitig aus dem 13. Art, der Bundesacte, verbunden mit Dem 
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54."ber Schlußaste und dem 56. der leytern — dieſes geſchah 
nur unter einer gewillen Vorausſetzung — begründet werben 
ſolle, kann man nicht dafür erfennen. Der Sinn war biefer. 
Jeder deutſche Bundesftaat ſoll nach dem 13. Artikel der Bundesacte, 
verbunden mit dem 54. der Schlußacte, eine landftändiiche Ber: 
faflung haben. Iſt eine neue von ihm eingeführt, oder, was der 
Wirkung nach gleich ift, eine ſchon beſtandene erhalten worden, 
io ol ſie nach dem 56. Artifel nur auf verfaffungsmäßige Welfe 
wieder abgeimdert werden können. Angenommen nun, eine 
Regierung hätte eine beſtandene oder beſtehende Verfaffung er: 
neuert, aber weder dieſe noch eine neue ind Leben treten laſſen, 
jo wären auch Die drei gedachten Artifel zugleich von ihr uner- 
füllt geblieben, und ed möchte in einer Klage Darüber nicht wider- 
fprechend fein, Die Zuftändigfeit Hoher Bundesverfammlung gleich» 
zeitig aus jenen verschiedenen Gefepbeitimmungen gu einem Zwecke 
abguleiten, der nicht weiter ging, als ſich die Erflärung ber 
koͤniglich⸗ herzoglichen Regierung zu erbitten. 
Ad 2, 

Daß Holſtein keine Tandftändifhe Verfaſſung babe, weil 
deſſen Landftänden einft nur dad GSteuerbewilligungsrecht zuge 
fanden worden wäre, dürfte jchon im Allgemeinen, und von den 
beiondern Verhaͤltniſſen Holſteins abgeſehen, fein ganz ficheren 
Schluß fein, In wenig deutjchen Staaten, deren ftändifche Ver⸗ 
faflung aus früherer Zeit herrührt, beruht diefe auf gejchriebenen 
Gonftitutionen, wie fie Die neuere Zeit geboren hat, uhd es kann 
ihnen deöwegen, eine landftändische Verfaſſung nicht abgeſprochen 
werden. In mehreren find Die Rechte der Landfkinde meift anf 
einem durch Landtagsabſchiede, landesherrliche Buficherungen und 
Nenerje janktionirten Herkommen gegründet, beſtehen ia ‚mehr 
und weniger ihnen ertheilten einzelnen Befugniſſen. 

Hingegen möchte in Holftein eine öffentliche Verfaffung recht 
foͤrmlich entſtanden, der Unterverwerfungsvertrag, über deſſen 
Rothwendigkeit zur Entitehung ber Herrſchergewalt bie Theorie 
fireitet, nebit dem. Verfaffungsvertrage wirklich Da ſein. Denn 
als am A. Dezember 1459 mit dem @rafen und Herzoger Adolph 
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aus dem ſchaumburgiſchen Haufe der maäͤnuliche Stamm der 
holſteiniſchen Schauenburger ausging und die Landſtandſchaften 
von Schlewig und Holftein den König Chriftian 1 von Dänemarf 
zu ihrem Tünftigen Negenten wählten, fo geftand dieſer ihnen 
Dagegen, nebft der allgemeinen Beitätigung aller früheren Rechte 
und Freiheiten jämmtliher Bewohner jener Lande, zum 
Theil wor der Huldigung, die $. 1 der Denffchrift, näher ange- 
gebenen Rechte zu. Dieſes ift auch in der Erklaͤrung der Fönig- 
lich-herzoglichen Geſandtſchaft nit in Abrede geftellt, und nur 
in dem mit 3) bezeichneten Theile derſelben Die gänzliche oder 
theilweife Aufhebung "jener Befugniffe darauthun gejucht worden. 
Ad 3. 

Die Rechte der Stände, namentlidy in Anſehung des Steuer: 
bewilligungsredhts, jollen verloren gegangen fein durch den Lauf 
der Zeit, in Folge des weftphälifchen Friedens, der beftehender 
Heere und durch gewifje andere in ber gefandfchaftlichen Erklärung 
erwähnten Umftände. 

Auf den Lauf der Zeit möchte fich vergeblich berufen worden 
jein, und fände auch Verjährung bier ftatt, wenigftens zu Allge- 
mein. Der weftphälijche Friede hat, in Rückſicht auf Das deutſche 
Reich, wo er Landflände fand, fie im Gegentheil ald einen Be 
flandtHeil Der deutſchen Landesverfaſſung befeftigt, (Osnabrücker 
Friede, Art. V. S. 23,8. X. 8 11; XVOL 4 Goͤnners 
deutſches Staaterecht, $. 251) und am wenigften, was in Hol: 
fein beftand, unbeachtet gelafjen, wie fi in einem andern Falle 
aus deſſelben (Dsnabrüder Frieden, Art. VII, $. 5) ergiebt, in 
welchem die holſteiniſchen Lande von der fonft allgemein in 
Deutſchland gebotenen Aufhebung des Ginlagers ausdrück⸗ 
lid ausgenommen wurden, in den Worten: Sed haec omnia 
Holsatiae censtitutione salva et illaesa. An der Grrichtung ſte⸗ 
bender Heere.und der Beftimmung ded $. 180 des Reichsab⸗ 
ſchieds von 1654 ıc. mußte das Steuerbewilligungsredht in Frage 
fo. wenig jcheitern, als heute an dem 58. Artikel der Schlußacte: 
Der Unterjchied zwiſchen nothwendigen und freiwilligen Land⸗ 
feuern, den ſchon das alte deutſche Staatsrecht kannte, ift richtig, 
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hebt aber dad Steuerbewilligungredht nicht nothwendig auf und 
kann aud) bei den nothwendigen Steuern, 3. B. dur bie Wahl 
der Befteuerungsart, wirkſam werben (Leiſt, deutſches Staatsrecht, 
G. 206-209). 

Die angeführte auf dem Landtage zu Kiel im Jahre 1663 
von den Ständen geſchehene Aeußerung, dürfte, ſchon ihrer 
Faſſung nad, ganz unpräjudiciell geweſen ſein, und aus dem 
erfolglo8 auseinander gegangenen Tandtage von 1675 ebenfomenig 
etwas folgen. Den Steuerausjchreiben vom Sabre 1689 und 90 
möchte im Allgemeinen die Ungültigkeit einfeitiger Vernichtung 
vertragsmäßiger Rechte entgegenftehen; Die Beruhigung der Stände 
dabei ift nicht nachgewiejen, fie werden für ein Werk der Roth 
erklärt und enthalten die Vertröftung auf Zandtage, während ben 
Greigniffen der Jahre 1744 wohl nur Die nähere und feftere Be- 
flimmung für die Zukunft: „die Damalen feftgeftellte orbinäre 
Gontribution von Elöfterlichen und adeligen Gründen in Friedens: 
zeiten ſolle Fünftig nicht erhöhet, eher vermindert, außerordentliche 
Gontributionen in Sriegäzeiten aber, außer in ganz dringenden 
Fällen nicht ohne Zuſtimmung ded Landtags ausgeſchrieben wer: 
den ꝛc.“ rechtlich als Folge, als Modification der früheren Ver: 
fafjung zuzueignen fein dürfte. Denn daß außerdem ein unbe- 
ſchraͤnktes Beſteuerungsrecht der Regierung, was durch einfettige 
Behauptungen und Beſtimmungen gegen beftehende Verträge wohl 
nicht erworben werden koͤnne, von den Betheiligten ausdrücklich 
oder durch ein qualiftcirtes Stillſchweigen anerfannt worden wäre, 
möchte, wenigftend zur Zeit, nicht nachgewiejen worden fein. Der 
nad Auflöfung des deutſchen Reichs dem Königreiche Dänemark 
erfolgten Einverleibung Holfteind — möchten auch die in ver- 
ſchiedenen deutſchen Staaten nach Innen geltend gemachten Wir: 
tungen der erlangten Souveränität rechtlih großen Zweifel 
unterlegen haben — will man jene bier nicht abfprechen, fie 
möchten aber nad) dem Gefichtspunft, auß welchem man bie 
königliche Privilegien - Gonfirmation vom 17. Auguft 1816 be: 
machten zu koͤnnen glaubt, wieder erloſchen ſein. 


101 


Ad A. 

Da ferner von dem Herrn Gefandten bemerkt wird, daß 
durch die landesherrlihe Konfirmation der Privilegien der Prä- 
laten und Ritterſchaft die anerfannte Wirkfamfeit der Holfteinischen 
Landesverfaflung nidht herbeigeführt worden fei 2c., fo ift eine 
nähere Erörterung des Sinne nothwendig, in welchem Die 
Tänigliche Gonfirmation vom 17. Auguft 1816 zu nehmen fein 
möchte. Es ift dazu erforderlich, auf die frühern landesherrlichen 
Gonfirmationen bis zum Jahre 1671 zurüdzugehen. 

In dem Jahre 1671 beftätigte König Ehriftian V. die Pri⸗ 
vilegien, Freiheiten und Begnadungen , wie fie, von Alters ber 
von Grafen zu Zürften, von Fürften zu Königen, von Königen 
zu Kürften in allen ihren Punkten, Clauſeln und Artikeln, von 
dem einen Privilegien zum andern begriffen, verjchrieben, vers 
fiegelt, begnabet und gegeben ſeien, allermaßen biefelben wohl 
hergebracht, außer was in puncto electionis und — — im 
Herzogthum Holftein eingeführten Primogeniturrechts darin ge: 
ändert u. ſ. w. (Privilegienfjammlung von Janſen und Hegewiſch 
S. 221—23). 

Königs Chriſtians V. Nachfolger, König Friedrich IV., bes 
ftätigte unterm. 27. April 1712 die Privilegien mit und unter den 
väterlichen Nefervaten vom jahre 1671 und nad) Mafgebung 
deſſen, fo Bei der 4711/12 gehaltenen Landtagsverſammlung ver: 
haubelt worden (Privilegienfammlung ©. 243 --246). 

König Friedrihs IV. Nachfolger, König Chriftian VL, be 
fätigte am 12. März 1731 (unbedingt) alle und jede von feinen 
föniglichen Vorfahren Prälaten und NRitterfchaft ertheilte Pri⸗ 
vilegien (Privilegienſammlung ©. 254). 

Ihm folgte Friedrich V. und deſſen Nachfolger, Koͤnig 
Chriſtian VII., wurden am 31. Maͤrz 1766 und 13. Nov. 1773 
alle und jede, Praͤlaten und Ritterſchaft des Herzogthums Hol⸗ 
ſtein ertheilte Privilegien, Freiheiten und Gerechtigkeiten in allen 
ihren Punkten, Clauſeln und Inhaltungen ꝛc. (Privilegienſamml. 
S. 267 und 269), von des jetzt gnadigſt regierenden Königs 
Friedrichs VI. Majeftät aber felbige ganz in dem Maße beftätigt, 
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ſolches von Allerhoͤchſtdero Herrn Vaters Majeftät unter dem 
31. März 1766 und 13. Rov. 1773 geichehen ſei ($. 21. der 
Denkſchrift und des Vertrags.) 

Ungeachtet num Die Beftätigungen der Könige CHriftian VI. 
und VII. ingleichen die neuefte von des jegigen Koͤnigs Majeftät 
die Beziehungen auf das, was auf der landtagsverfammlung vor 
171112 gefchehen fei, nicht ausdrücklich enthalten, jo will man 
doch annehmen, daß dieſes in der allerhöchſten Föniglichen Abficht 
gelegen, und es ift barım nothwendig, dem Gedaͤchtniſſe zu er- 
nenern, worin jene landtäglichen Verhandlungen beftanden haben. 

Durch die, der Denfichrift unter Nr. 5. beigefügten geheimen 
und Geparat-Wırtifel des Altonaer Receſſes von 1709, war 
landesherrlich verabredet worden, daß, wofern Praͤlaten und 
Ritterfchaft nach Publicirung des Receſſes, durch welchen ihmen 
eine große Kontribution aufgelegt werben follte, auf einen Land⸗ 
tag dringen würden, ihnen diefer verweigert und lediglich eine 
Verfammlung der Prälaten und Ritterſchaft gefattet werden 
ſalte, auf welcher fie nur ein votam consultativum hätten, und 
irgend einen Gingriff in die landesherrlichen Xerritorial- und 
Hoheitsredhte ſich nicht erlauben dürften. Wuͤrden fie fid) nicht 
fügen, jo follte die VBerfammlung alsbald difjolvirt werden. 

Gleich nach Publicirung des Neceffed drangen Prälaten und 
Ritterfchaft auf einen Landtag, und als nady einiger Verzögerung 
die ſtrengen Steuermandate wirklidy erlaffen wurden, verboppelten 
fie ihre Bemühungen, erhielten aber nur die verabrebete BVer- 
ſammlung zu Schleswig. Hier unterbandelten fie fortwährend 
mit den landesherrlichen Gommifjarien um einen Landtag von 
Prälaten, Ritterjchaft und Städten, ingleihen um bie Betätigung 
der Privilegen. Endlich wurde unterm 14. Septbr. 1711 eine 
Landtagsverfammlung, jedoch nur von Prälaten and Ritterſchaft 
nach Rendsburg ausgefchrieben, (Anlage 6° S. 80 der. Denk; 
ſchrift). Auf folcher begehrten Prälaten und Ritterſchaft einen 
Tag zur königlichen Huldigung und die landesherrliche Brivilegien- 
beftätigung, beides für fih und die Städte, in Abſicht der 
Steuern aber diefed: daß man auf diefem Landtage fi wegen 
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der jährlich zu erlogenden Gontribution auf einen. gewillen rk 
vereinbaren:, Prälaten und Nitterfchaft aber mit Eeiner extem 
ordindären Gontribution Tänftig belegen.möge, ſondern, wenn ia 
Ariegszeiten die Umſtaͤnde es erfordern ſollten, foldye vorher auf 
einem Landtage proponirt und ein Schluß darüber. gefaßt werbe. 
Nach vielen fruchtloſen Bemühungen, verwilligten die Stände 
mehr und mehr, doch allezeit unter der ausdrücklichen Bedingung, 
daß zuvor die Verfaflung anerfannt würde. Endlich gaben Die 
&ommiljarien in Amfehbung des Stenerpunktes am 25. Jan. 1712 
folgende Erklärung: — ad Pr. 3. daß Regentes geneigt: — 
das der aller- und gnäbdigften Herrſchaft fonft unbeſchraͤnkt zur 
ftehende ius eollectandi dahin zu moberiren, daß bei Friedens; 
zeiten. bie ordinaͤre Gontribution, fo wie fie bisher in beideu 
Fürſtenthümern monatlich entrichtet worden, nicht allein nicht ews 
böhet, fondern, foweit es immer möglich, gemildert und bei 
Kriegszeiten, wenn bie Nothwendigkeit erforbern wird, extras 
orbinäre Auslagen auszuſchreiben, joldye vorher auf einer Land: 
tagsverſanunlung Brälaten und Ritterihaft dargeihan werben 
Diefe Nefolution wurde unterm 27. April 1712 Ianbes⸗ 
herrlich genehmigt, jedoch, was den Punkt wegen der vordinären 
nud extraorbinären Gontribution betraf, in der Maße: „ald 
weihen Wir dahin verftanden haben wollen, daß. die, von 
Praͤlaten und Nitterjchaft zu erhebende, orbinäre Gontribution 
bei Friedenszeiten niemals erhähet, noch bei Kriegäzeiten einige 
extraordinäre Gontributionen, ohne Die unumgängliche Noth« 
wendigkeit ausgefchrieben, folden Falls aber Prälaten und 
Nitterfchaft dennoch vorher zu einer Zandtagsverjammlung, die 
nur viele Weitläuftigfeiten und Unkoſten verurfadyen würde, nicht 
convocirt werben follen ıc. | | | 
Prälaten und Ritterſchaft thaten gegen dieſe beſchränkende 
Ratification dringende Vorftellung, bezogen fid) auf ihre Pri— 
vilegien,, nach welchen, außer der Fräuleinftener und der bei 
einer hauptſaͤchlichen Riederlage, den Ständen ohne vorherigen 
Landtag Feinerlei Steuer amgemuthet werben dürfe, ingleichen, 
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daß von ihmen alles, wozu fte ſich verftänden, gerabe nur unter 
der Bebingung der Beitätigung jener Privilegien zugeſagt worben 
fei,.und baten um Zurücknahme jener Bejchränkung. 

Hierauf ward ihnen, nad) einigen Zwiſchenacten, unter dem 
19. Juli 1712 eine Iandedherrlihe Reſolution des Inhalts zu 
Theil: daß es nicht Die landesherrliche Abficht gewejen ſei, ihnen 
die Hoffnung au zur Milderung der orbinären Contribution zu 
Benehmen, und daß des Laubesheren Meinung audy nicht dahin 
gehe, alle Landtagsverfammlungen für Fünftig aufzuheben, fondern 
es hätten Diefelben in der mehr angezogenen Blaufel nur derent⸗ 
wegen fih jo explicirt, weil bei unentbehrlicher Ausjchreibung 
einer extraordinären Gontribution in Kriegäzeiten dann und wann 
ſolche preflante Caſus vorzufallen pflegten, daß. nicht vorhero 
weitläufige Zufammenfünfte darüber gehalten werben oder joldye 
einigen Verzug: leiden Eönnten (Denkjchrift und Vertrag F. 8. 
und Privilegienfanmlung an den in jener angeführten Orten). 

Sp weit, wad anf der Landtagsverfammlung von 1711/12 
verhandelt und beſtimmt wurde, und es möchte, ſolchen allem 
nad, der jüngiten Föniglicdhen Gonfirmation vom 17. Auguft 1846 
in Anſehung des Befteuerungspunftes ſchwerlich ein anderer, als 
der Sinn beigelegt werden können: Prälaten und Ritterſchaft 
von Neuem zu verfidhern, Daß die ordinäre Gontribution von 
Höfterlihen und adeligen Gründen fortan niemals erhöhet, eher 
wo möglidy vermindert, außerordentliche Gontributionen aber, 
außer in dringenden Kriegöfällen, nicht anders, als nad ge 
baltener Landtagsverſammlung auögefchrieben werben follen. 

| Ad 5. 

Wenn bier der hohen Bundesverfammlung die Befugniß 
abgefprochen werden foll, über die Erfüllung bed 56. Art. der 
Schlußacte zu wachen, jo dürfte dieſes mit dem 9. 17. 31. u. 33. 
faum in Einlaut zu bringen fein, während 

Ad 6. 
die Behauptung zwar gern zugegeben, indeljen die darin aus⸗ 
geiprochene Beforgniß Durch die Erklärungen der Reclamanten 
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(find fie, wie nicht zu zweifeln ift, aufrichtig gemeint) größtentheils 
befeitigt wird. | 

Wenn ferner ' - 

Ad 7. 

von Der Föniglich herzoglichen Gefanbtfchaft bemerkt wird, daß in 
dieſer Staatsſache rechtliches Gehoͤr nicht verftattet, Die Competenz 
ber ehemaligen Reichögerichte. durch Die hohe Bundesverfammlung 
nicht erfeßt und von dieſer nicht weiter eingejchritten werben 
tönne, als ihr das Necht dazu durch die Art 60. und 61. der 
Schlußacte gegeben werbe, fo dürfie Bier der Drt zu folgenden 
Bemerkungen fein. 

Faͤnde hohe Bundesverfammlung jept oder Fünftig ihre 
Competenz in der Sache an fi) auch nach dem 56. Artikel ber 
Schlußacte gegründet, die Verhältniffe aber zu eigner jofortiger 
Entſcheidung nicht geeignet, jo möchte ihr die Befugniß, darüber 
ein gerichtliches Verfahren einzuleiten, wohl kaum abzufprechen 
fein, wogegen, in dem Falle, daß den von den Reclamanten in 
Anſpruch genommenen Rechten der Character des Verfaſſungs⸗ 
mäßigen abgeiprochen würde und man nur fie als gewifje Pri⸗ 
vifegien betrachtete, fie allerdings — findet hierunter nicht in 
Holftein eine ganz bejondere und abweichende Verfaffung flatt, 
was nach ber Verpflichtung des Obergerichts zu Glückſtadt, über 
die allergnädigfte Privilegien-Bonfirmation feftiglich zu halten, um 
ſo weniger zu erwarten iſt — den Gegenftand einer richterlichen 
Grörterung abgeben möchten, und hohe Bundesverfammlung fidh 
dafür felbft zu verwenden haben dürfte Denn jo gewiß bie 
Ausübung des Rechtd der Beſteuerung an fich eine Regierungs⸗ 
ſache tft, jo gewiß find die aus beſonderen Gründen von einzelnen 
phyſiſchen oder moraliichen Perfonen in Anfpruch genommenen 
Steuerbefreiungen feine Staatsjache, zu dem Privatrechte deſſen, 
der fie behauptet, gehörig und darum zu einer rechtlichen Er⸗ 
oͤrterung geeignet. 

Wenn endlich 

Ad 8. 
für den Fall, DaB von hoher Bundesverfammlung eine anerkannte 
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Stäudeverfallnng nicht angenommen würde, ‚nur dem Kabel, 
wegen der Diefjeitigen Beziehung auf römische Geſetzſtellen, mit 
der zwiefacyen Bemerkung begegnet wird, daß das römische Recht 
bier nur beftätigt, was die Vernunft ſchon 'gebietet (ratio scripta) 
und übrigens es bekannt genug ift, daß, wo ber Gegenftank 
zwar eine Staatsjache, die zu enticheldenbe Frage aber Feine 
dem Staaterecht eigenthümliche Sache ill, auch in biefem Die 
fremden Rechte ihre volle Anwendung finden, namentlich wenn 
von Verträgen, Verjährung, Rechtsmitteln, Gradesberechmung und 
Prozeßgang die Rebe ift (Goͤnners deutsches Staatsrecht, 8. 25), 
jo möchte 
Ad 9. 

der letzte Punkt der gefandtichaftlichen Erklärung durch das, was 
hierüber in dem erften gutachtlichen Vortrage geſagt wurde, bereits 
feine Erledigung finden. 

Man hat unter dieſen Umſtaͤnden ſich durch die Erklärung 
der: Böniglich -berzoglichen Geſandtſchaft nicht neranlaßt.finden 
koͤnnen, feine bei dem erften Vortrage in Dex Sache gedukerten 
Anfichten zu ändern, und da von der Geſandtſchaft ſich eine 
nähere Erklärung vorbehalten worden ift, Darauf, ausragen- zu 
fönnen geglaubt, fich dieſe binnen ſechs Monaten zu erbitten.‘ . 

Sollte hohe Bundesverfammlung indeß die Meinung von 
der Anwendbarkeit des 58. Artikels der Schlußacte,auf Den vors 
liegenden Fall, beſonders aud) un deswillen ‚nieht, theilen, weil 
die von des Königs Majeftät PBrälaten und Ritterſchaft am 17. 
Auguft 1816 neu beftätigten Gerechtſame den: Charakter einer. 
förmlichen Verfaſſung nicht hätten, "wie ſolche gedachter Yrtifel 
der Schlußacte voraudfege; jo möchte Die Löniglich -Hergogliche 
Regierung durdy Allerhoöchſtderen Gefandtichaft zu erjuchen fein; 

4. die hohe Bundesverſammlung bimmen einer gewiſſen 

Friſt in Kenntniß ſetzen zu laſſen, wie im Herzogthume 
Holſtein der 13. Artikel der Bundesacte erfüllt wor⸗ 
den ſei; 

2. den Privilegien der Praͤlaten und Ritterſchaft des Her: 

zogthums Holfteing, namentli in Anfchung bes Steuer- 
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bewilligungsrechts, in der ihnen unterm 17. Auguſt 1816 
nen zugefierten und unter 3, dieſes Gutachtens näher 
zu denten verjuchten Maaße auf Leine Weije die Wirk—⸗ 
ſamkeit zu entziehen; aud) 

3. m dem Falle, daß über deren Umfang zwilchen der aller: 
höchſten Negierung des Herzogthums Holftein und Präs 
faten und Ritterfhaft eine Verjchiebenheit dev Meinungen 
obwalten follte, Teßteren auf Verkangen, und waltet 
bierumter nicht geſetzlich im Herzogthume Holftein eine 
beſondere abweichende Verfaſſung ob, von welcher der 
hohen Bundesverfammlung Wiſſenſchaft zu geben wäre 
das rechtliche Gehör deswegen nicht zu verſagen. 

Graf von Beuft. 


Non noch größerer Bedeutung war aber dad Gutachten bed 
württembergiichen Geſandten v. Wangenheim; es bildet den voll 
kommenen Wendepunkt in den Berfafjungsjachen am Bundestage 
und gab Oeſterxeich die Veranlaſſung zu, .einer förmlich, gemalt 
ſamen Behaundlung der Geſchäftsordnung“). Wir laſſen es im 
Wejentlihen folgen: 

v. Wangenbeims Butadten. 

v. Bangenheim prüfte zuerft Die von Dänemark angefochtene 
Sompetenz der Bundesverfammlung und beganı feinen Bericht 
mit ber gewiß richtigen Bemerkung, daß nicht der oder 
jener das Berfafjungswerk in Deutjchland betreffende Artikel 
der Wiener Schlußacte, fondern alle dieſe Artikel zufammenges 
nommen mit dem 53. an der Spige die Competenz Der Bundes⸗ 
verjammlung begründeten, daß aber der 54 Art. in Verbindung 
mit dem 53. allein genüge, um jede in Berjafjungsangelegen: 
heiten bei der Bundesverſammlung angebrachte Bitte Betheiligter 
in Berathung zu nehmen und darauf zu beſchließen. 

Drurch den Art. 13 der Bundesacte und die Art. 53 und 54 
der Schlußacte jei die Competenz der Bundesverjammlung in. 


*) Siehe unten die öfterreichifche Abflimmung. 
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der Art begründet, daß fie befugt fei, jchon von Amtswegen über 
die Erfüllung der darin entflandenen Beflimmungen zu wachen. 
Wenn fie aber dazu befugt jet, fo fei fie noch ausbrüdlicher 
dazu ebenfowohl beredhtigt als verpflichtet worden, auf die von 
den Betheiligten gejchehene Nahmweifung, daß eine land» 
ſtaͤndiſche Verfaffung den in jenen Artiteln enthaltenen Bes 
fimmungen zuwider, nicht Statt finde, die Erfüllung jener 
Beftimmungen zu bewirken. Was die Bundbesverfammlung 
zu thun habe, um dies zu bewirken, fei mit Ausnahme eined 
Falles, der aber kaum vorfommen werde, auf vollftändige 
Weiſe bejtimmt. (Der ausdrüdlich nicht, implicite aber immer 
au, vorgejehene Fall, fei der, daß in irgend einem Bundes» 
ftaate eine Verfaſſung weder ezgiftire, noch je exiftirt babe.) 
Außer dieſem Falle habe fich der Gefeßgeber mehrere verjchiedene 
Falle gedacht, den naͤmlich, daß in irgend einem Bundesſtaate 
zwar in früheren Seiten, eine Iandftändifche Verfaſſung exiftirt 
habe, die aber nicht mehr in anerkannter Wirkſamktit beftehe; 
dann deu, daß In irgend einem Bundesſtaate eine landſtaͤndiſche 
Verfaſſung in anerkannter Wirkſamkeit beftehe, und endlich Den, 
daß eine landſtaͤndiſche Verfaffung von dem Bunde beſonders 
garantirt oder ſo auch nicht garantirt ſein könne. 

Wir laſſen nun die für das Bundesrecht und deſſen Fort: 
bildung außerordentlich wichtige fidy hieran fchließende Deduction 
Wangenheims wörtlich folgen: 

In Beziehung auf den erften Fall, den nämlich, daß in 
früheren Beiten zwar in irgend einem Bundesſtaate eine land⸗ 
fländifche Verfaſſung exiftirt habe, die aber nicht mehr in aner- 
fannter Wirkſamkeit beftebe, feßt der 55. Artifel der Schlußacte 
feft: „den fouveränen (d.5. von fremder Obergewalt uns 
abhängigen) Fürften der Bundesſtaaten bleibt überlafien, 
dieje innere Angelegenheit (der Wiederherftellung einer landſtän⸗ 
bischen Verfafjung, zwar ohne Ginmifchung des Bundes, jedoch) 
mit Berüdfichtigung ſowohl der früheren gefeßlich beftandenen 
ſtändiſchen Rechte, als Der gegenwärtig obwaltenden Verhaͤlt⸗ 
niffe, zu oronen“, 
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Sch habe bier in den Text bes 55. Artikels Die in Paren- 
theje gefegten Worte eingejchaltet, um den Sinn dieſer gejeglichen 
Beftimmungen Har audzufprechen und denjelben gegen ein Mip- 
verftändniß zu fichern, zu welchem ein von dem Herrn Referenten 
(Seite 357 der Protofolle) gebrauchter Ausdrud bie Veranlafjung 
geben könnte, Ich äußerte die Beforgniß, daß durch jenen Aus: 
drud ein Mißverftändniß des an fich Flaren Artikels veranlaßt 
werden könne, fchon während der Berathung über den erflen 
Vortrag, bei der Stelle, wo der Herr Referent jagt, daß (nach 
einer, jedoch nur noch problematischen, Erklärung des 56. Ar- 
tikels der Schlußacte) Die früberhin gefeglich beftandenen 
Berhältniffe bei der Erfüllung des 43. Artifeld der Bundes⸗ und 
des 54. der Schlußacte zwar berüdfichtigt werden könnten, 
aber nicht müßten. 

Aus dem bier aufgeftellten Gegenſatze zwiſchen „können“ 
und „müffen*, dürfte vielleicht die Behauptung abgeleitet wer- 
den wollen, daß e8 bei der Erfüllung jener beiden Artifel ledig: 
lich in die Willfür der Regierungen geftellt fei, ob fie dabei 
die früherhin gejeglich beſtandenen ſtändiſchen Nechte berüd- 
fichtigen wollen oder nicht. Ber nun diefe Behauptung etwa 
aufftellen möchte, dürfte fih, zur Befräftigung derſelben, auch 
noch anf den Schlußſatz des 53. Artifeld berufen, nach welchem 
die Anwendung der, in Gemäßheit der, im zweiten Abfchnitt 
der Bundesacte übernommenen Berbindlichkeiten, getroffenen 
allgemeinen Anordnungen auf die einzelnen Fälle den 
Regierungen allein überlafjen worben ift. 

Allein dieje Behauptung wird Leicht als eine ganz unbegrün⸗ 
dete dargeftellt werden Fönnen. 

Denn zuvör derſt ift ausdem Zufammenhange, in welchen 
die einzelnen Säbe des 53. Artifeld mit einander ftehen, der 
Sinn des Schlußfapes deſſelben jo deutlich als möglich beftimmt. 
Sener Artikel fagt: Obwohl die Regel jede Einwirkung des 
Bundes in die innere Staatdeinrihtung und Staatövermaltung 
ausfchließt; jo fol dodh, ausnahm sweiſe, diefer Einfluß des 
Bundes auch auf jene Gegenftände der innern Staatseinrichtung 
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und Staatöverwaltung ausgeübt werben, in Beziehung auf. welche 
fi Die Bundeöglieder im zweiten Abſchnitt der Bundesacte über 
bejondere Beftimmungen vereinigt haben, Durch welche ges 
wife Verhältniffe und Rechte der Unterthanen beftimmt, zuge 
fihert und ‘gewährleiftet werden follen. Damit aber die Aus: 
nahme nicht die Regel untergrabe; fo foll dem Bunde nur 
jo viel Necht eingeräumt werden, ald dazu gehört, um die Er- 
füllung der in jenen Beftimmungen übernommenen Verbinde 
lichfeiten bei den einzelnen Regierungen zu be wirken, während 
diefen — Den einzelnen Regierungen — allein, d. 5. obne 
weitere Einmifhung Des Bundes in das Einzelne, 
überlafjen bleibt, die Anwendung der in Gemäßbeit der 
übernommenen Berbindlichfeiten getroffenen Anordnungen, wo⸗ 
durch jene wirklich erfüllt wurden, ficher zu fielen. Daß aber 
mit dem Schlußſatze des 53. Artikels nur dieſe Siderftel- 
lung der richtigen Anwendung jener allgemeinen Anordnungen, 
durch rehtlihe Anſtalten im Innern der Bundesftaaten, 
nicht aber die VBefugniß der Regierungn zu einer willfär: 
lihen Entfcheidung, gemeint gewejen fein müfje, gebt nicht nur 
aus der Natur der Sache, fondern auch ganz beftimmt aus dent 
63. Artikel der Schlußacte hervor, in weldyem in Beziehung auf 
den Rechtszuſtand der ehemaligen Reihsftände und des ehemaligen 
Reichsadels — eines. Nechtözuftandes, der ebenfalls in die Ka⸗ 
tegorie der im 58. Artifel erwähnten bejfonderen Beſtimmungen 
gehört — feitgefeßt ift, Daß Die über die Auwendung ber in 
Semäßheit des 14, Artifeld der Bundesacte erlaffenen Vers 
ordnungen ober abgejchlofjenen Verträge entftehenden Streitig- 
feiten, in einzelnen Kallen, an die competenten Behoͤr⸗ 
den des Bundesstaates, in welchen die Belißungen der Be: 
rehtigten gelegen find, zur Entſcheidung gebracht werden 
und fomit jeder einfeitigen legiölatorijchen Erklärung ent 
zogen find. | 
Wenn nun biermit als erwielen anzunehmen fein dürfte, daß 
der SchIußfaß des 53. Artifeld nicht nur für Die Behauptung: 
es ſei Tediglih der Wilfür der einzelnen Wegierungen 
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überlaffen, .ob- fie Bei ver Erfüllung des 13. Artikels der Bun⸗ 
desarte die früberhin gejeßlich beftandenen landſtändiſchen 
Rechte berudfichtigen wollen. oder nicht wollen, jondern fogar 
dagegen [pricht, fo geht jodann das Hinfällige derjelben auch 
ſchon aus dee Wortflellung im dem 55. Artikel der Schluß⸗ 
acte von felbſt hervor. 

Die ganze Faſſung dieſes aus einem Haupt⸗ und einem 
Zwiſchen⸗Satze beſtehenden Artikels widerſpricht jener ſchon 
durch den Zweck der ganzen, das Verfaſſungswerk in Deutſch⸗ 
land betreffenden, Geſetzgebung verworfenen Behauptung auf das, 
allerbeftimmtefte. ' 

Der Hauptfaß febt, in Beziehung auf das, was, gegen 
die Regel, daß der Bund in innere Angelegenheiten der Staaten 
nit einwirken fol, in den Artifeln 53 und 54 aus nahms⸗ 
weife demjelben dennoch eingeräumt und, unbejchadet Diejer 
Ausnahme, den einzelnen Regierungen Doch wieder allein übers, 
laflen wurde, feſt: 

„Den fouveränen (von fremder Obergewalt unabhängigen) 
Fuͤrſten der Bundesſtaaten bleibt überlafen, dieſe (Die 
Erfüllumg des 13. Artileld der Bundesacte betreffende). 
innere Landesangelegenheit (jelber und ohne Einmiſchung 
des Bundes) zu ordnen.“ 

Dagegen aber: giebt der Bund auch wieder Ziel und 
Ma aß für das, wad.bei dem Drduen dieſer innern Landes⸗ 
angelegenheit den fouveränen Fürſten überlafjen bleibt, indem, 
ber Zwiſchenfſatz des Artikels vorſchreibt, daß dieſe innere 
Landesangelegenheit 

„mit Berüdfihtigung ſowohl der früherhin 

geßetzlich beſtandenen ſtändiſchen Rechte, als 

Der gegenwärtig obwaltenden Verhältniſſe“ 
geordnet werben ſoll. 

Sollte jene Behauptung, daß die einzelnen Regierungen bei 
dem Drduen dieſer innern Landesangelegenbeit die älteren ſt än⸗ 
diſchen Rechte nach ihrem Gutdünken berückſichtigen oder auch 
nicht berückjichtigen könnten, durch die Wortftellung den Schein 
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der Wahrheit, den ihr der Zweck der ganzen Geſetzgebung nicht 
weniger, ald die ausgeſprochene und wohl begründete Abneigung 
der Gejeßgeber, Berfaffungen aus bloßen Verſtandes be: 
griffen und ohne Rüdfiht auf das, was ſich in der Vorzeit 
auf nothwendige und noch fortwirfende, nicht bloß vorübergehende 
Weiſe, geftaltet hat, entfliehen zu laffen, auf das allerungweifel: 
haftefte abſpricht, Dennoch gewinnen; jo mußte der Artifel doch 
ganz anders und etwa jo gefaßt fein: „Den fouveränen Fuͤrſten 
ber Bundesftanten bleibt überlafjen, diefe innere Landesange⸗ 
legenbeit zu ordnen, und Dabei fomwohl die früherhin beftan- 
denen fländifchen Rechte, ald Die gegenwärtigen Verhältniffe zu 
berücfichtigen.” 

immerhin gewährt der richtig interpretirte 55. Artikel ben 
Regierungen einen jehr weiten, obgleich beſtimmt abgegränzten 
Spielraum; der weite Umfang diefed Spielraumd und die be 
ftimmte Gränze deſſelben, find aber beide gleich wohlthätig. 
Jener erleichtert den Regierungen, die ſich im Kalle des ges 
nannten Artikels befinden, die Loſung Der Aufgabe: das Vor: 
recht, das, im Laufe der Zeiten, vieleicht zum Unred)t gewor⸗ 
ben, da, wo e8 wirklich zum Unrecht geworben tft, durch Gleich: 
ſetzung ber Nichtbevorredhteten mit ben Bevorrechteten, zu ber 
Würde des Rechts zu erheben; dieſe aber verhindert, daß 
mit dem Vorrechte der Einzelnen nicht auch das Recht Aller 
zu Grunde gehe; denn ſehr wahr ift, was ein holfteinifcher Schrift« 
fteller jagt: „Uubefonnene nur verjchleudern einen Schaß, weil 
er nicht das modische Bepräge hat. Vorrechte Dürfen 
zwar den Rechten, aber aud nur allein den Rechten 
weiden. 

Dagegen verordnet, in Beziehung auf den zweiten Kal, 
wenn nämlich in irgend einem Bundesſtaate eine Tandftändifche 
Berfafjung in anerkannter Wirfjamfeit befleht, der 56. Artikel 
der Schlußade: „Die in anerfannter Wirkſanmkeit be 
ftehbenden Tandftändifhen Verfaſſungen können nur 
auf verfaffungsmäßigem Wege wieder abgeändert 
werden. 
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Dieſe Beftimmung ift, wie die Verhandlungen des Wiener 
Congreſſes im Jahre 1814 und 1815 beurfunden, offenbar aus 
der Ueberzeugung hervorgegangen, daß es für ein neues Recht 
feine Bürgſchaft geben könne, wenn das alte Recht fpurlos 
verſchwinden dürfte. 

Daß jene Beitimmung aus diejer Ueberzeugung wirklich her⸗ 
vorgegangen fei, werde ich |päter, Dur Die zu Wien in ben 
Sahren 1814 und 1815 über dieſe und ähnliche Gegenftänve 
ftatt gehabten Verhandlungen, nachweifen. Niemand aber er- 
ichrede vor diefer Beftimmung; auch der nicht, welcher, in dem 
Alten nur Veraltetes, im alten Vorrechte aub ur- 
jprünglides Unrecht zu erbliden, fi) hat verführen 
laſſen. 

Das Alte war, zu ſeiner Zeit, neu; das Vorrecht war, 
zu ſeiner Zeit, ein gutes Recht; daß, in anderer Zeit, das 
Alte veraltet, das. Vorrecht zum Unrechte geworden ſein kann; 
wer läugnet es? 

Wer möchte aber behaupten, daß nicht auch auf dem ver- 
faflungsmäßigen Wege, wenn gleid) vielleicht ein wenig langfamer, 
das Veraltete zwedinäßig umgeftaltet, Das Unrecht dem Rechte 
zum Opfer gebracht werden Eönne? Nur der, welcher an ber 
Kraft, welche die Wahrheit auf das menſchliche Gemüth übt, 
ganz und gar verzweifeln zu müfjen wähnt! Die Wahrheit und 
das Recht üben, weil fie göttlichen Urjprungs find, eine beinahe 
unwiderftehliche Kraft, die fi) nur darum fo jelten in ihrer 
ganzen Yülle zeigt, weil die Menfchen, weldye durch fie wirken 
zu wollen vorgeben, damit etwas ganz anderes, als die Aner- 
fennung der Wahrheit und des Rechtes üben, nämlidy den eige- 
nen, mit jenen größtentheil uuverträglichen, Vort heil bezweden; 
wo aber wäre Das Volk oter wo wären aud) Die Stände des 
Bolfes aufzumweifen, welche der Regierung widerflanden hätten 
oder auch nur hätten wiberftehen wollen, die Wahrheit nm 
Recht, zur rechten Zeit und rein, in ihren Staatseinrid): 
tungen realifiren wollte? Wo dieſes Beſtreben nicht gelang 
— das lehrt die Gefchichte — da fehlte es entweder an dem 
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reinen und feften Willen, oder an der Klugheit der Negierungs- 
organe. 

ch halte daher die gejegliche Beftinmung dieſes 56. Artikels 
für fehr weife; wer fie dafür aber auch nicht Halten möchte, dem 
müßte doch die richtige Anwendung derjelben, jo lange fie 
gejegliche Kraft behält, heilig bleiben, da aus dem Nachtheiligen 
eines gegebenen Geſetzes nicht auf deſſen Ungültigkeit gejchloffen 
werden kann. 

In Beziehung auf den dritten Fall, den nämlich, wenn 
der Bnnd die befondere Garantie einer, in einem Bundes: 
ftaate eingeführten, landſtändiſchen Verfaflung übernommen bat, 
(denn die Uebernahme der allgemeinen Garantie Liegt ſchon 
in dem Dafein der, das Verfaſſungswerk in Deutichland betref: 
fenden, gejeglichen Beflimmungen und in den für alle Fälle 
geltenden Beftimmungen der Artikel 7 und 31 der Schlußacte —) 
beitimmt der Artikel 60 derjelben: „Sie (die Bundesverfamm- 
ung) erhält dadurch die Befugnig, auf Anrufen der Betheiligten 
die Verfaſſung aufrecht zu erhalten, und Die über Auslegung 
oder Anwendung derjelben entflandenen Irrungen, jo fern 
dafür nicht anderweitig Mittel und Wege gefeßlich vorgefchrieben 
find, dur gütlide Vermittlung oder compromtffa- 
riſche Entſcheidung beizulegen.” 

In einem ſolchen Falle hat demnach die Bundesverſamm⸗ 
lung das Recht, in eine Prüfung der garantirten Verfaſſung 
einzugeben, den Sinn der einzelnen Artikel zu erörtern, und 
die Frage: ob der einzelne Fall, der zur Irrung Veranlafjung 
gegeben hat, richtig oder unrichtig unter die Vorfchrift der Ver: 
fafjung ſubſumirt worden ſei, zu entſcheiden: denn fie ſoll, wenn 
gütliche Ausgleichung nicht zu erzielen ift, ald Schiedärichter ent: 
jcheiden. Aber auch in einem jolcyen Falle, darf fie unaufge- 
fordert, weber vermittelnd, noch ſchiedsrichterlich entſcheidend, 
eintreten, wenn zur Ausgleichung joldyer Irrungen anderweitige 
Mittel und Wege vorgejchrieben find. 

Wenn hingegen über Die Auslegung und Anwendung 
einer Iandftändifchen Verfaſſung, Deren bejondere Garantie der 
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Bund nicht übernommenhat, Irrungen entflehen (und dies iſt 
der vierte nnd letzte der im Geſetze vorgefehenen Fälle); jo Hat 
die Bundesverfammlung, auf Anrufen der Betheiligten, nur bie 
über den 13. Artifel der Bundesacte in der Schlußacte feftge: 
ſetzten Beilimmungen aufrecht zu erhalten. Sie muß Deus 
nad nad) dem Artikel 53 bewirken, daß die übernommene Ver⸗ 
bindlichkeit, nad) welcher jede Landftändifche Verfaſſung — fei fte 
eine altsbeftehende oder neu wieder hergeftellte — flattfinden 
jol, erfüllt ımb die Anwendung ber getroffenen allgemet- 
nen Anordnungen auf Die einzelnen Fälle, jedoch ohne Ein— 
mifhung des Bundes in Die Beurtheilung derfel- 
ben, gefichert werbe. 


Wenn nun in einer landſtändiſchen Verfaflung die Mittel 
und Wege, wodurch jene Anwendung geflchert und entftandene 
Irrungen ausgeglichen werden follen, gejeßlich nicht beftimmt 
fein ſollten; jo hat fich Die Verſammlung auf Die Fürforge zu 
bejchränfen, daß foldhe Mittel und Wege gegeben 
und eröffnet werden. 


Nur dann, wenn die Nichterledigung folcher Irrungen die 
innere Sicherheit gefährden, Widerfeßlichfeit gegen die Obrigfeit 
erregen, oder gar Aufruhr herbeiführen ſollte, follen, außer den 
in der Bundesverfaflung liegenden Mitteln, gütliche 
Ausgleihung und compromiffariihe Entſcheidung, nad 
Umftänden, auch die im 26. und 27. Artifel der Schlußacte vor: 
gejehenen Maßregeln in Anwendung fommen. 


Alles Dies fcheint unzweidentig aus den Worten des 61. Ar 
tikels hervorzugehen, welche jo Tanten: Außer dem alle der 
übernommenen bejondern Garantie einer landftänbifchen Ver: 
fafjung und der Aufrehthaltung Der über den 18. Ar— 
titel Der Bundesacte bier feftgejebten Beffimmuns 
gen, ift die Bundesverfammlung nicht berechtigt, in landſtaän⸗ 
difche Angelegenheiten oder in Streitigkeiten zwiſchen den Landes⸗ 
berren und ihren Ständen einzuwirfen, jo lange foldye nicht Den 
im 26. Artifel bezeichneten Charakter annehmen, in welchem Kalle 
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Die Beftimmungen dieſes, jo wie des 27. Artikels, auch hierbei 
ihre Anwendung finden. 

Diefer Artikel kann, nad) Allem, was biöhierher auseinander 
gefeßt wurbe, den Bund und. deſſen Einwirkung nur von bem 
eigenen, unmittelbar vermittelnden, oder ſchieds⸗ 
rihterlih entſcheidenden Einſchreiten, Teinesweges 
aber davon ausjchließen, daß er, falld über tie Auslegung 
oder Anwendung einer nicht beſonders garantirten Verfaſſung 
Streitigkeiten entftänden, und in diejer Mittel und Wege, folche 
zu befeitigen, gejeßlich nicht vorgefchrieben fein jollten, Die Aus: 
mittlung und den Gebrauch jener Mittel und Wege, Deren Exi⸗ 
ftenz, felbft bei beſonders garantirten Verfafjungen, um bie 
Entſcheidung von Bundeöwegen überflüffig zu machen, ald wahr: 
ſcheinlich vorausgeſetzt worden, verlange und erforderlichen 
Falls bewirfe Denn nit der Willkühr, fondern bem 
Rechtsſinne der Regierungen follte ein freier, der unmittele 
baren Einwirfung des Bundes, jo lang ald immer möglich, uns 
zugänglicyer Spielraum für wohlthätige Einrichtungen im Innern 
ihrer Staaten gefichert bleiben. Dem Bunde aber liegt für fei- 
nen Zweck nicht nur an der Herftellung, fondern eben fo viel 
an der Aufrechthaltung der hergeftellten Verfaſſungen und 
ihrer fortjegten Wirkjamfeit. Diefer Zweck des Bundes kann 
ohne Durchgreifende Anwendung der in der Verfaſſung liegenden 
Grundfäße auf die Staatsangelegenbeiten, hinſichtlich welcher 
den Stärden gewiſſe Rechte eingeräumt find; er kann, ohne 
beftimmte Einrichtungen, durch welche diejenigen Hindernife, 
weiche fi) der burchgreifenden Anwendung. jener Grundſaͤtze ent: 
gegenftelen, unmöglich erreicht werden. 

Die Annahıne, daß der Bund, bei nicht befonders aaran- 
teten Verfaffungen, fih um die Mittel und Wege, die Anwen: 
dung der ihnen feitgefeßten Bellimmungen zu jihern, aud), 
erforderlihhen Falls, gar nicht, oder Doc, nicht früher befüms 
mern dürfe, als bi8 aus der geftörten Anwendung ber verfafjungs- 
mäßigen Grunbiäße, Unortnung und MWiderfeplichkeit eingeriffen 
feien, würde nicht allein Die @ejeßgeber im Bunde, gegen alle 
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Regeln der nterpretation, mit ſich felber und mit ihrer eigenen 
Geſetzgebung in einen unauflösbaren Widerſpruch verfeßen, fon 
dern auch die Stände und übrigen Unterthanen eines Landes, in 
welchen eine nicht bejonders garantirte Verfaffung verlegt und 
ihnen Dagegen die (von der richterlidhen noch immer verfchies 
bene) rechtliche (ſchiedsrichterliche) Hülfe verfagt wuͤrde, zur 
Widerjeplichkeit und zur Unruheftiftung gleichfam herausforbern. 

Jene Aunahme muß aljo, als eine durchaus unzuläffige, ver 
worfen werden, da, wie bie Reclamanten (S. 64 der Denffchrift) 
mit Recht jagen, unter den verſchiedenen Rechtöverlegungen Dies 
jenige, welche eine Gerechtſame in einem gegebenen Falle aus 
den Augen ſetzt, unftreitig noch die geringere ift, während der, 
welcher das Rechtsverhaͤltniß überhaupt gar nicht kennen und alle 
Erörterung defjelben verjagen wollte, dadurch nicht bloß das ein: 
zeine Recht, jondern die allgemeine Grundlage alles Rechts 
im Staate, aufheben würde. 

Sollen nun dieſe aus den gejeßlichen Beſtimmungen der 
Schlußacte, wie id) hoffe, ungeziwungen abgeleiteten Grundſaͤtze 
auf den vorliegenden fpeciellen Kall angewendet und der Antrag 
der Sommilfion darnach beurtheilt werben; jo muß biefer Anwen⸗ 
dung ımd Prüfung eine Rüderinnerung an das Petitum der Res 
clamanten vorangehen. 

Dos Anſuchen ver, aus Brälaten unb Ritterſchaft gebildeten, 
Koͤrperſchaft geht dahin: 

1. vie hohe Bundesverſammlung wolle ihre, in anerkann⸗ 
ter Wirkſamkeit beſtehende, holſteiniſche Verfaflung in ihrer 
ganzen, namentlich auch auf die Verbindung mit dem Herzogthume 
Schleswig bezüglichen Ausdehnung, in Gemäßheit des Arti— 
fels 56 der Wiener Schlußacte, ihres Schußes, ihrer ver: 
mittelnden Fürjorge würdigen, daß biefelbe, wie ſie jich einer 
urkundlichen Anerkennung Seiner föniglihen Majeſtät, 
ihres allergnädigften Landesherrn, bereits erfreue, 
jo auch practiſch anerkannt und beachtet, dem Lande erhalten, und 
vornehmlich in Hinfiht des Steuerbewilligungsredhts 
ungefränft verbleibe; 
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2. die hohe Bundesverfammlung wolle "bei Seiner Majeftät 
dem Könige, al8 Herzoge von Holftein, Die Vermittlung auf dem, 
nach ihrer (der Verfammlung) Weisheit, geeigneteften Wege dahin 
übernehmen, daß den holfteinifchen Prälaten und Ritterſchaft die 
Verficherung angebeihe, daß diejenigen Beiträge, welche bie Flöfter: 
lichen und adeligen Gründe interimiftifch und bis zu ben Beſtim⸗ 
mungen des Landtages, außer der orbentlichen Gontribution, willig 
und nach Kräften zu den Staatsbeduͤrfniſſen Ieiften werben, ihren 
Freiheiten unjhänlich jeie und auf dem Wege des gütlichen Ueber- 
einfommens, nicht aber des Zwangs, von ihnen erhoben werden 
ſollen; 

3. da endlich die holſteiniſchen Prälaten nnd Ritterſchaft weit 
entfernt feien, einer Umgeftaltung ihrer Landesverfaſſung in zeit 
gemäßeren Formen irgend Hinderniß in den Weg legen zu wollen, 
fie vielmehr die Begründung derjelben für das dringendſte Landes» 
bedürfniß erkennen, auch, vornehmlich in Hinſicht ihrer ſchleunige⸗ 
ven hülfreichen Herbeiführung, Hoffnung aus der nachgeſuchten 
Vermittlung jchöpfen; jo wolle eine. hohe Bundesverſammlung 
bochgeneigt dahin vermitteln, daß fie (Prälaten und Ritterſchaft) 
doch, bis zum erwünſchten Eintritte dieſer neuen Verfaſſungs⸗ 
ordnung, in ihrer rechtlich beſtehenden, landesherrlich anerkannten 
Verfaſſungsgerechtſame in alle Wege geſchützt, ingleichen 
ihre Vorſchlaͤge in Hinſicht der einzuführenden Veränderungen 
vernommen unb berüdlichtigt werden, Die dermalen in anerfann- 
ter Wirkſamkeit rechtlich beftehende Verfaſſung aber, nach den 
Worten des Artikels 56 der Wiener Schlußacte, anderd nicht, 
als auf dem in diefer Berfaflung felbft liegenden Wege, abge: 
ändert werben möge. 

Die Reclamanten glauben dieſes Anſuchen hiſtoriſch und 
rechtlich begründet zu haben, 

Bei der Prüfung dieſer hiſtoriſchen und rechtlichen Beleuch⸗ 
tung, ſtellte ſich als ganz unzweifelhaftes Reſultat dar: 

1. daß die, aus Prälaten und Ritterjchaft gebildete, Körper 
Ichaft als betheiligte anerkannt werden müfle, ſchon deßwegen, weil 
die Regierung die Errichtung eines beftändigen Ausſchuſſes der Ritters 
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ichaft, ſeit 1775, anerfennt,Jwelcher dazu beſtimmt ift, das Corps, 
anßer den Verfammlungen, vorzuftellen, feine Rechte zu wah⸗ 
ren und das Nöthige für die Convente! des Corps, ohne übri: 
gens auf deſſen Verfaſſung irgend Einfluß zu haben, vorzuberei⸗ 
ten; die, Sonventesjaber, ohne Nachtheil der Landtage und 
gerade” zum Bwede der Förderung derſelben, feit 1656, mit lan⸗ 
desherrlicher Genehmigung eingeführt waren.*) 

2. daß die Nachweiſung: eine Tandftändifche Verfaſſung 
finde, den-in den Artikel 13 der Bundes: und Artifel 54 der 
Schlußacte enıhaltenen bundergejeglichen Beftimmungen zumiber, 
in ungefränfter, obwohl urfundlicy angeblich anerkannter, Wirk: 
ſamkeit nicht ftatt, auf hinreichende Weile gegeben jei. 

Da dies nun, nad $. A diefed Gutachtens, hinreicht, die 
Sompetenz”, der Bundesverſammlung in der Art zu begründen, 
daß bie. Beichwerde von ihr angenommen und die Erfüllung 
jener bundesgeſetzlichen Beftimmungen bewirkt d. h. eine land- 
ftändifheVerfafjung ins practifche Leben gerufen werbe: 
fo dürfte in diefer Beziehung, der Antrag der Commiſſion — 
obwohl er vielleicht Hinter dem zurüdblieb, was er, dem Geſetze 
zufolge, noch außer der abverlangten Erflärung des bänijchs 
holſteiniſchen Gouvernements, hätte enthalten koͤnnen — vollkom⸗ 
men gerechtfertigt erfcheinen. 

Es fam aber auch noch darauf an, zu prüfen: ob die Be 
banptung der Neclamanten, daß in Holftein eine landſtaͤndiſche 
Verfaſſung, in anerfannter Wirkjamkeit beftehe, gegründet ſei 
oder nicht ? 

Erſchien dabei diefe Behauptung völlig gegründet; jo mußte, 
in $olge bes 53,, 54. und 56. Artifeld ($. 1, 2, 3 und 8 des 
Gutachtens) darauf angetragen werben, dafür zu forgen, daß bie 
in anerfannter Wirkjamkfeit flehende landſtändiſche Ver⸗ 
faffung in practifche Wirffamfeit gejegt und Daran, anders 
als auf verfaffungsmäßigem Wege, nichts geändert werde. 


*) Denkſchriſt $. 4, ©. 13 und 8. 13, S. 31. 
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Erſchien diefe Behauptung völlig ungegründet; fo mußte — 
ba eine landftändifche Verfaſſung in Holftein, notorifch, in aner- 
kannter Wirkſamkeit wenigftend gewefen war — in Folge des 
55. Artikels (8. 7 dieſes Gutachtens) Darauf angetragen werden, 
dafür zu forgen, daß das holfteinifche Gouvernement dieſe innere 
Zandedangelegenheit in Ordnung bringe, bei der herzuftellenden 
Verfaſſung aber, neben den gegenwärtig etwa obwaltenden er: 
hältniffen, auch die früberhin beftandenen ſtändiſchen 
Rechte berüdlichtige. 

Erſchien aber dieſe Behauptung zweifelhaft; jo mußten 
diefe Zweifel gelöft werden. Der erfte Schritt Dazu war die 
Einholung einer Erflärung des holſteiniſchen Gouvernements 
auf den inhalt der von den Reclamanten eingereichten Denkſchrift. 

Hätte die Commiſſion jene von den Reclamanten aufgeftellte 
Behauptung für unzweifelhaft unbegründet gehalten; jo würde 
fie den Antrag auf Einholung einer Erklärung des Gonverne- 
ments nicht gemacht haben; da fie aber diefen Antrag gemacht 
bat: jo muß fie natürlich der Ueberzeugung gewejen fein, daß 
für jene Behauptung niht unwidhtige Momente vorliegen. 
Selbft dann aber, wenn ihr dieſe Momente ald entjcheidende 
vorgekommen fein follten, würde fie dennoch — auch abgejehen 
von dem: Audlatur et altera pars — in der Ehrfurcht vor dem 
Monarchen Dänemarks, und in dem auf Seine Gerechtigfeits- 
liebe gefeßten Vertrauen, einen Bellimmungsgrund gefunden 
haben, nicht anders, als geichehen, ihren Antrag zu ftellen, der 
nun, von allen gejeglichen Gefichtspunften aus geprüft, wohl 
als gerechtfertigt wird anerkannt werben müllen, 

Unter diefen Umftänden werden die Einwendungen, welche 
der Herr Graf von Eyben gegen die aus dem 56. Artifel abge- 
leitete Gompetenz erhoben hat, nicht mehr als ſolche angefehen 
werden können, welche die Kompetenz ſelbſt berühren, jondern 
vielmehr als ſolche, welche der von den Prälaten und Nitter 
ſchaft aufgeftellten Behauptung, Daß in Holftein eine flän- 
diſche Verfaffung in aneılaunter Wirkſankeit beftebe, 
entgegengejebt werden. 
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Wenn der 56, Artikel der Schlußacte, jelbft bei einer von 
den übrigen, daS Berfafjungswerk betreffenden, Artifeln abges 
\onderten Betrachtung deflelben, die Bundesverfammlung in 
dem Augenblide, in welchem ſich Betheiligte darauf berufen, zu 
der Prüfung, ob dieſer Artikel anſchlage oder nicht, verpflichtet; 
jo ift, Schon durch jene Berufung darauf, ihre Gompetenz 
begründet. Vermöge ihrer Competenz entjcheidet fie dann 
erfi Die Frage: ob der angerufene Artikel mit Necht und mit 
Unrecht angerufen worden fei. 

Der Herr Graf von Eyben gefteht nun zwar ein, daß dent 
Lande Holftein Privilegien und unter Anderen auch das der 
freien Stenerbewilligung gegeben gemwejen fei; widerfpricht aber 
jener Behauptung, daß dieſe Privilegien noch in anerfannter 
Wirkſamkeit ſeien. 

Nach dieſer Erklärung ſcheint nun eine, wenn auch nur 
vorlaͤufige, Erörterung der Puncte, worauf es bei der Beur⸗ 
theilung der Behauptung und Gegenbehauptung ankommen dürfte, 
nicht mehr umgangen werden zu koͤnnen. 

Es wird alfo unterfucht werden müflen, ob das Herzogthunn 
Holftein eine in anerkannter Wirkſamkeit beftehende Verfaſſung 
befiße, und, da der Herr Graf von Eyben bereit3 einige Gründe 
angegeben bat, aus welchen hervorgehen foll, daß eine ſolche 
Berfaflung in Holftein nicht beftehe, jo wird jene Unterſuchung 
in zwei Theile zerfallen müflen, wovon der eine fih mit Bes 
leuchtung jener Gründe; der andere mit der Aufftelluüg Der: 
jenigen Momente, welche der Behauptung der Reclamanten zur 
Seite ftehen dürften, zu beichäftigen haben wird. 


v. Wangenheim ging nun zu der Prüfung. über,.. ob das 
Herzogthum Holflein eine, in anerfannter Wirffamfeit beftehende 
landſtaͤndiſche Verfaſſung befibe? und beleuchtete zuerft die für 
die Berneinung dieſer Frage vorläufig angeführten Gründe Gr 
ſagte: 
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Der Herr Referent hat Diefe Gründe, für den dermaligen 
Zwed ſeines Vortrags, jo gut gewürdigt, daß ich mich, unbe: 
Ihabet der Vollftändigfeit meiner Abſtimmung, um fo mehr auf 
einige Hauptmomente bejchränfen darf, als ich, in der zweiten 
Unterabtbeilung derjelben, die für die Bejahung der aufges 
worfenen Frage ſprechenden Gründe im Zuſammenhange 
bortragen werbe. 

Das größte Gewicht legt Die gefandtfchaftliche Erklärung 
auf die Auflöfung der deutjchen Neichsverfallung und auf die, in 
Folge dieſes Ereignifjes, bewirkte Einverleibung des Herzogthums 
Holftein in das König Dänemark. 

Daß aus der Auflöjung der Reichsverfaſſung die Vernichtung 
der, deutſchen Xerritorialverfaflungen nicht gerechtfertigt werden 
fönne, ift ein von den ausgezeichneteften Publiciften unjers ge- 
meinſamen Baterlandes hinlänglid erwiefener Satz. Ich will 
aber, ftatt aller übrigen, nur einen einzigen fprechen lajjen, weil 
er zugleih Staatdmann und Minifter eined Staates ift, deſſen 
Verfaſſung ebenfalld, per injuriam temporum, vernichtet war. 

Graf Münfter, einer der königlich hannöveriſchen Bevoll⸗ 
mächtigten am Wiener Congrefle, jagt, im Einverftänpnifje mit 
feinem Mitbevollmächtigten, in einer, unter dem 21. Det. 1814, 
an dad Comité der fünf deutfchen Höfe (Oefterreih, Preußen, 
Baier, Hannover und Württemberg) gerichteten Note, in Der 
ziehung auf gewilje, von Baiern und Württemberg geäußerte 
Widerſprüche darüber Folgendes: „Seine fönigliche Hoheit der 
Prinz. Regent von Großbritannien und Hannover Tönnen den Satz 
nicht anerkennen, daß, ſelbſt nach den Veränderungen, die in 
Deutſchland vorgegangen find, den Flrften ganz unbedingte und 
rein Despotifche Rechte über ihre Unterthanen zuftehen. Der 
Srundfag, daß der Verfall Der deutſchen Reichsver— 
faffung aud den Umfturz der Territorialverfafjung 
der deutſchen Staaten — in fo fern dieſe nicht Puncte betraf, 
die aunsfhließlich ihr Verhältnig mit Den Reiche bezwedten --- 
im rechtlichen Sinne nach fich ziehe, läßt ſich keineswegs zu: 
geben. Ein Repräfentativ:Syftem ift in Deutjchland, von den 
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älteften Zeiten her, Nechtend gewejen. In vielen Staaten bes 
ruhten deſſen Beſtimmungen auf förmlidden Berträgen 
zwilchen den Landesherren und ihren Untertbanen; und felbft in 
denjenigen Landen, wo feine fländifchen Verfaſſungen erhalten 
waren, hatten die Unterthanen gewiſſe und wichtige Rechte, 
welche tie Reichsgeſetze nicht allein beftimmt darlegten, ſondern 
auch fchügten.” 

Demnach dürfte ein Umfturz einer Xerritorialverfaflung, 
welche, wie Die holfteinische Verfaſſung, auf förmlich, zwifchen 
den Landesherrn und ihren Unterthanen, für fih und ihre Nach: 
folger, abgeſchloſſenen und eidlich beftätigten Verträgen berubte, 
mit dem Verfalle der deutſchen Reichsverfaſſung, im rechtlichen 
inne, wohl nicht zu rechtfertigen fein. 

Dies haben auch Die deutſchen Fürften wohl einzefehen, und, 
da ed dem Heren Grafen Eyben, bei der Gelegenheit, als er 
feiner Erklärung noch einige mündlich vorgetragene Nachträge 
hinzufügte, gefallen bat, unter denjenigen Fürften, welche fich 
nah Auflöfung des Reichsverbandes veranlaßt jahen, ebenfalls 
die Verfaffung ihres Landes aufzuheben, aud den Höchftjeligen 
König von Württemberg zu nennen; jo wird es mir, der ich es 
mir zur Ehre rechne, unter diefem Fürften, meinem zweiten Va⸗ 
terlande, gedient zu haben, um jo mehr geftattet fein, Darüber 
ein Wort zu jagen, als daſſelbe fir die Sache, welche hier 
verhandelt wird, nicht einmal außer näherer Beziehung ftehen 
dürfte. 

Frieorich, der erfte König von Württemberg, Der, in Den 
Zeiten des Schredens, der Gefahr und des drüdenpften Des: 
potismus, der von Außen geübt wurde, Männliches gethan Hat, 
um Sid) und Seinem Volfe jo viel von nationaler Selbſt⸗ 
ftändigfeit zu erhalten, ald nur immer aus dem allgemeinen 
Schiffbruche gerettet werden Eonnte, der es zu verhindern wußte, 
daß der Württemberger franzöfiichen Geſetzen Huldigte, daß er 
in Spanien fen Blut vergießen, vor franzöfiihen Miniftern 
friechen oder dem Ginfluffe der franzöfiichen geheimen Polizei 
unterliegen mußte, bob freilich die Verfaflung Seines Landes 
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auch auf. ES hat tief gefehmerzt: allein die Geſchichte wird Die 
Gefinnung, mit der — und die Berhältniffe, unter welchen es 
geſchah, beijer zu würdigen willen, ald die Beitgenofien fie 
würdigten, Die in ihren Anfichten nothwendig befangen waren, 


Es ſei erlaubt, darüber und über das, was Er, um bie 


Wunde, welche die Aufhebung der Landesverfaflung gejchlagen 
hatte, zu heilen, für nothwendig hielt, in einer Verordnung, die 
Er während des Wiener Congreſſes erließ, Ihn Selber ſprechen 
zu laflen: 


„Yon dem Augenblide an, ald gebieterifche politifche 
Verhältniſſe die Staatöveränderung von 1806 herbei: 
geführt hatten, faßten Wir den feften Entſchluß, Unſerm 
Königreiche, ſobald der Drang der Umftände auf 
gehört Haben und ein fefter Stand der Dinge 
eingetreten ſein würde, eine, feiner innern und 
äußern Lage, den Rechten der Einzelnen und den Bebürf: 
nifjen de8 Staated angemefjene Verfaſſung und ftän- 
diſche Repräjentation zu geben. Die Ausführung 
dieſes Entjchluffes verzögerte fih durch die nachmaligen 
Zeitereigniſſe, welche die Vornahme einer foldyen 
wefentlihen Grunbeinrichtung ber ganzen Staatsorgani- 
ſation nicht räthlich machen konnten. Erft die, im vorigen 
Sabre eingetretene, Beränderungin denöffentlichen 
Angelegenheiten Eounte diefem, Unſerm Tandesväter- 
lichen Herzen jo angelegenen, Wunſch der Ausführung 
näher bringen, und Wir würden daher, gleich nach Ab: 
jchließung des parijer Friedens, denfelben in Erfüllung 
gebracht haben, wenn nicht von dem, zu vollftändiger 
Berichtigung des allgemeinen Friedens befchlofjenen, Con⸗ 
greffe in Wien, Abänderungen in den inneren und 
äußeren DVerhältniffen Des Koͤnigreichs zu erwarten ge- 
wejen wären, und es daher zwedmäßiger gefchienen hätte, 
die Ausführung auf Die Rejultate jenes Congreſſes aus- 
zufeßen. Indeſſen haben Wir, gleich Anfangs, in den zu 
Behandlung der deutschen Angelegenheiten ftatt gehabten 
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Gonferenzen der zu Wien verfammelten Souveränd Unjern 
feften Entſchluß und die Abfiht der Einführung einer 
Ständeverfafjung im Königreihe erklärt. Da aber bie 
GEndrefultate dieſes Congrefſes nicht fo ſchnell, als Wir 
in Beziehung auf jene Abficht gewünſcht hätten, herbeige— 
führt werden konnten: jo finden Wir Uns bewogen, 
Unſerm Volke die ihm beftimmte Wohlthat nun nicht länger 
vorzuentbalten, und dadurch oͤffentlich zu beweilen, daß 
nit eine du Bere Nothwendigkeit odereine gegen 
Andere eingegangene Verbindlichkeit, fondern bloß die 
fefte Weberzeugung von dem Bedürffniffe 
einer angemeſſenenſtändiſchen Verfaflung für 
das wefentlidhe Snterefje des Staates, und der 
Wunſch Uns geleitet haben, auch bierburh, nach 17 
flürmifhen Sahren, in welchen die Vorfehung Uns und 
Unfer Rei erhalten bat, das Blüd Unfers Volkes 
für künftige Generationen dauerhaft zu be 
gründen. Wir haben zu Dem Ende die Grundzüge 
einer folchen Verfaſſung, worin die Zuſammenſetzung 
der Stände, der ihneu zufommende Antbeil an der 
Geſetzgebung und der Befteuerung, das Recht, 
ihre Bitten und Wünjche vor dem Throne niederzulegen, 
fo wie allgemeine und wejentlihe Rechte und Vers 
pflihtungen der Unterthanen beftimmt werden, ent: 
worfen und eine Commiſſion von Staatsdienern, als ver- 
ſchiedenen Claſſen der Nation, verjchteden nah Stand, 
Amtöverhältnifien, Religionsbekenntniß und Büterbefig, 
mit dein Auftrage niedergefeht, den hiernach reiflich auss 
gearbeiteten Entwurf einer Repräjentativ:Berfaflung für 
das Reich Uns zur Genehmigung vorzulegen, die von 
Uns fanctionirte Verfaffungsurfunde werten Wir ſodann 
der ſtaͤndiſchen Nepräjentation, welhe Wir auf den 15. 
März d. J. (1815) bier zu verfammeln gedenken, über— 
geben, fie bejchwören, und in volle Ausübung feßen 
laſſen u. ſ. w.“ 
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Friedrich I. verlgugte von der einberufenen ftändiichen Re⸗ 
präfentation, ohne vorhergegangene Prüfung dieſes Eutwurfs 
und punctweile Einwilligung der Stände, feinen Eid, und da 
diefe — obwohl, in dem erften Entwurfe ſchon, das Recht, die 
Geſchäfte Des Landtags durch Ausfchüfle vorbereiten zu laſſen; 
das Recht der Selbftibeftenerung; das Recht, die Verwentung 
der zu gewiſſen Zweden verwilligten Steuern zu controlliven und 
nur für nachgewiefene Bedürfniffe des Staats Abyaben zu be— 
willigen; das Recht, bei der Geſetzgebung, innerhalb genau und 
richtig beſtimmter Gränzen, zu concurriren; das Recht, die 
Etaatödiener verantwortlich zu machen, jeden Staatsdienſt, ohne 
Rückſicht auf Geburt, zu ambiren, der gleichen DVertheilung Der 
Laften u. |. w. eingeräumt worden war — darin dennoch Die 
früherhin geſetzlich beftandenen ftändıfchen Rechte Des Herzog: 
thums Württemberg nicht hinlaͤnglich berüdfichtigt fanden, ver: 
ſchmähte es dieſer Regent, der von Seiner Würde einen hoben 
Begriff hatte, und die Kraft, fie rejpectiren zu machen, auf aus 
gezeichnete Weile in fich trug, nicht, fich mit den zufanımenbe- 
rufenen Ständen über eine Grundlage weiterer Verhandlungen 
über die Fünftige Verfaſſung des Landes zu vereinigen, au? 
welhen Verhandlungen, ta Ihn Selber der Tod überrafchte, 
unter der Leitung Seiner jebt regierenden Zöniglichen Majeftät, 
die jeßige Verfaſſung, von allen Seiten geprüft und anerkannt, 
als ein Kleinod des Fürften und des Volkes hervorgegangen ift. 

Sp viel, auf die ungejucht dazu mir gegebene Veranlaſſung, 
zu fagen, glaubte id) den Manen diejes, in Seinen trefflichen 
Regenten-Eigenjchaften nicht genug erkannten, Fürften ſchuldig zu 
fein, und ich glaubte dieſe Pflicht um fo unbejorgter aud bier 
erfüllen zu dürfen, da aus der mitgetheilten Verorduung, über: 
einftimmend mit den Aeußerungen des Föniglich baieriſchen Gou⸗ 
vernements auf dem Congreſſe zu Wien, deutlicdy hervorgeht, Daß 
die, von beiden Regierungen, gegen eine ausgebehntere Faſſung 
tes 13. Artileld der Bundesacte, auf jenem Congreſſe erhobenen 
Widerſprüche niht den Zweck hatten, der Regierungswilllür 
freieren Spielraum zu laffen, fondern nur den, den Bundes: 
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ftaaten, dem Bunde gegenüber, diejenige Selbftfländig, 
keit zu fichern, welche nöthig it, um ter Mißfennung der lan: 
desherrlihen Macht im eigenen Staate, uud dem allerdings 
möglichen Mißbraudy der Bundesgewalt zu entgehen. 

Sp wenig, als in der Auflöfung der deutſchen Reichsver⸗ 
fafjung der Grund gefunden werden Tann, die holfteinijche Ver⸗ 
faffung als eine foldye, welche im rechtlichen Sinne nicht mehr 
beftände, zu betrachten, ebenfowenig bietet zu ſolcher Betrachtung: 
weile die temporäre Einverleibung Holfteins in das Königreich 
Dänemark irgend einen Rechtsgrund dar. 

Es würde fi, vom politifhen Standpuncte aus, fchon 
gegen ten Act der Einverleibung felbft, viel jagen laſſen, da das 
mals, als das hHolfteinische Grafenhaus mit dem Herzogthume 
Scyleswig im Jahre 1326 (Privilegienfammlung S. 26) erblich 
belehnt ward, die Anordnung für nöthig gehalten wurde, daß 
daflelbe niemald wieder an die Krone Dänemarks fo zurüdfallen 
jolle, daß Ein Herr über beide fei. 

Ward nun gleich diefe Saßung, unter Zuflimmung der 
Landftände, bald wieder anders feftgeftellt; jo geht doch fo 
viel daraus hervor, daß jener Act, der ſchon für ein, mit Deutſch⸗ 
land nicht verbundenes , Land als ein bedenklicher erachtewurde, 
in Beziehung auf Holftein noch größere Bebenflichkeiten erregen 
mußte. 

Es iſt aber, ſelbſt in und mit dieſem Einverleibungdact 
Holſteins in Dänemark, weder die Nothwendigkeit, noch die 
Wirklichkeit gegeben, daß, um ſeinetwillen, die holſteiniſche Lan⸗ 
desverfaſſung als rechtlich zu Grunde gegangen betrachtet wer: 
den müͤſſe. 

Nicht die Nothwendigkeit: denn wie lange wurde nicht 
das Herzogthum Schleswig, das nie mit Deutſchland verbunden 
war, in inniger Einigung, ſelbſt mit dem mit Deutſchland ver: 
bundenen Holftein, von den Königen von Dänemark regiert, ohne 
daß dieſe ſich gedrungen gefühlt hätten, dieſe Einigung zu löſen 
und Schleswig in einen verfafjungslofen Zuſtand zu verjeßen! 
Derfelbe König, welcher im Jahre 1660 das Imperium absolutum 
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über fein Königreich, für fih und feinen Stamm, durch freie 
Uebertragung, erwarb, beftätigte in einer, nur in puncto 
electionis abgeänderten, jonft aber mit allen früheren gleich büns 
digen, Urfunde und unter eidlidher Betheuerung, für fi und 
feine Nachkommen, Jämmtliche Privilegien der Prälaten, Ritter: 
Ihaft, Mannſchaft und Städte, und fuhr fort, in beiden Herzog⸗ 
thümern, nad) den Grundlagen der alten vertragsmäßigen Lan⸗ 
beöverfafjung zu regieren, und Landtag halten zu Laffen. 

Nicht die Wirklichkeit: denn, in dem, wegen Der Einver: 
leibung des Herzogthums Halftein in das Königreihd Dänemark, 
ergangenen Fönigliyen Patente vom September 1806 ift, wenn 
ic) dieſes, bloß vorgelejene, in Den Acten aber nicht befindliche, 
Patent nicht ganz unrichtig verftanden habe, der Aufhebung der 
Landesverfafjung förmlid nicht nur nicht gedacht, fondern eg 
dauerte auch, mit Vorwiſſen der Regierung, die Deputation Der 
jchleswig-bolfteinifchen Prälaten und Ritterjchaft, deren Attribute 
durch ein Regulativ von 1778 normirt find, bis zu dem heutigen 
Tage fort. *) 

Wenn aber auch diefe beiden Ereigniſſe — Die Auflöfung 
des Neichsverbandes und Die Einverleibung Holfteins in das 
Königreih Dänemart — die Vernichtung der holfteinifchen Ter- 
ritorialverfafjung zur Folge gehabt hätten, und zur $olge 
hätten haben müſſen, jo ift doch ſeitdem au die Stelle des 
Reichs, wenn auch mit bedeutenden Modificationen, der deutjche 
Bund getreten, und Holjtein ift, ausgeſchieden von der Ver— 
fchmelzung mit Dänemark, wieder mit Deutſchland verbunten 
worden, 

Alles Recht aber, was durch jene beiden Greignifje etwa 
hätte vernichtet worden fein Können, ift durch die Beftätigung 
der Privilegien, welche Seine Majeftät der König von Däne 
mark, in Folge feines Beitritts zum deutſchen Bunde, dem Corps 
der holfteinischen Praälaten und Ritterfchaft unter dem 17. Aug. 1816 


*) Denkſchrift S. 60, Nr. 2. 
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ertheilte, aus der Vernichtung lebendig wieder hervorgetreten, Da 
biefe Beftätigung den Rechtszuſtand von 1766 und 1773 unbe: 
dingt wieder hergeſtellt hat. 

Dagegen wird zwar eingetvenbet, daß Diefe neueſte Gonfir- 
mation vom 17. Auguſt 1816 nur jpecielle Vorrechte ber 
Prälaten und der Ritterfchaft, Feineöweges aber die Privile- 
gien der vormaligen Landſtände, welde aus Prälaten, Ritters 
Schaft und Städten zufammengejeßt geweſen feien, beftätigt 
babe; daß demnach in feinem Falle gejagt werden Fönne, die 
holfteinifche Zandesverfaflung und das in ihr begründete Steuer: 
bewilligungsrecht jei neuerlich wieder anerkannt worden und in 
rechtliche Wirkjamfeit getreten. 

Diefe Einwendung würde, wäre fie begründet oder könnte 
fie begründet werden, allerdings von entjcheidendem Gewichte bei 
der Frage fein: ob des Königs von Dänemark Majeftät die 
alte holſteiniſche Verfaſſung, wie fie in den Sahren 1766 und 
1773 beftätigt wurde, wieder anzuerkennen verpflichtet und Die- 
jelbe anders, als auf verfaflungsmäßigem Wege, abzuändern 
nicht berechtigt ſei? oder ob Allerhöchfidiefeiben eine neue Ver: 
fafjung geben können, wobei jedody die früherhin gejeßlich be- 
ftandenen ftändifchen Rechte ebenfalls zu berüdjichtigen wären? 

Ob nun wohl der Erfolg, namentlich in Beziehung auf. 
das Steuerbewilligungsrecht, deſſen Erhaltung die Reclamanten 
überall als die Hauptjache darſtellen, ziemlich der nämliche fein 
dürfte, ob die Verfaflung auf den Grund des 56. oder auf den 
Brund des richtig verftandenen 55. Artifeld wieder ins Leben 
gerufen und zur Anwendung auf die einzelnen Fälle gebracht 
wird: jo hat Doch Die Bundesverfammlung weniger den Erfolg, 
als die richtige Anwendung des gerade hier einjchlagenden 
Geſetzes, ind Auge zu fallen. 

Alein die Reclamanten haben jene Einwendung vorhergefe- 
ben. und haben fie durch ihre beurfundete Darftellung (S. 62 
Num. 3 und A der Denkjchrift)völlig entkräftet. 

Zu dem Beweife aber, daß es fich, in jener Urkunde, welche 
alle und jede, den Prälaten früherbin ertheilte Sriwilegien, 

Dritter Theil. 
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Freiheiten, Rechte und Gerechtigkeiten, eben jo, wie biefes ao, 
1766 und 1773 geichehen, beftätigte, nicht Bloß von ſpeciellen 
Vorrechten derfelben, ſondern auch von dem ihnen zuftehenden 
ftändifhen Rechte, handelt, genügt die Thatſache, daß die Re- 
gierung dieſes jelber anerfannt hat, indem fie als Grund der, 
auf die Bitte der Reclamanten, ihnen über den Inhalt ihrer 
Privilegien rechtliches Gehör zu geftatten, extheilten "abfchläg- 
lihen Refolution, anführte, 

daß die Landesverfajjung feiner Erörterung auf dem 

Wege Nechtend unterworfen fein könne.“) 

Es ift freilich nicht zu verfennen, Daß eine bloß aus Prä- 
laten und Ritterfchaft beftehende Landftandfchaft weder dem Wohle 
des Landes zufagen, noch mit alt:verfaflungsmäßigen Gerechiſa⸗ 
men der Holfteiner in Einklang gebracht werden könne: allein 
eben jo wahr ift es, daß dergleichen Verfaſſungsweiſe in Deutfch- 
land gar nicht felten war, und daß der Jchleswig-holfteinifche, 
aus Prälaten und Ritterfchaft beftehenve, Landtag als folder an- 
erfannt und DaB auf dem Landtage von 1741 und 1712 eine, nicht 
ohne neuen Landtag abzuändernde, Stenerordnung für bie 
berufenen und anweſenden Stände getroffen wurde. (S. 80 und 
©. 23 der Denkſchrift.) 

Die Nachtheile einer jo einfeitigen Repräfentation, wie bie 
bolfteinifche, Die Dermalen in der That nody einfeitiger ift, als 
fie in der gejandtichaftlichen Erklärung Ddargeftellt wird, wohl 
würdigend, erinnert diefe Erklärung auch daran, daß, wenn die 
frühere Verfaffung Holfteind als eine folche, welche noch oder 
wieder in anerkannter Wirkſamkeit fei, betrachtet werden müßte 
und daher nur auf verfaffungsmäßigem Wege wieder abgeändert 
werben Eönnte, durch dieſe Verfaflung, nach welcher die Land⸗ 
ftandfehaft nur auf Prälaten, ritterfchaftlichen Gutsbeſitzern und 
einer gewiſſen Anzahl von Städten beruhte; nad) welcher, außer 
den föniglichen Landdiſtricten, der dritte Theil des Landes, mit 
den Städten Glüdftadt und Altona, durchaus nicht vertreten 





*) Denkſchrift $. 24. 
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gewefen fei; und nach welcher fich alle Vortheile nur auf Seiten 
des priviligirten Adels, alle Nachtheile aber auf Seiten des 
Bürger: und Bauern-Standes befunden hätten — die geſandt⸗ 
Ichaftlihe Erklärung, fage ich — erinnert Daran, daß, unter fol- 
chen Umftänden, alle diejenigen, den Forderungen der Zeit und 
der Verhältniffe entfprechende Spnftitutionen würden entbehrt wer: 
den müflen, welche dermalen, in der Abficht, Die Beſteuerungs⸗ 
fähigkeit der Unterthbanen zum Maaßftabe der Abgaben zu ma- 
hen und dieſe verbältnißmäßig gleich zu vertbeilen, theils ſchon 
gegründet wären, theild bei der Erfüllung des 13, Artikels, 
nach der Intention Seiner Föniglichen Majeftät, noch gegründet 
werben dürften. 

Ich Habe ſchon oben ($. 8) Die Beſorgniß vor den üblen 
Folgen der, in dem Art. 56 der Schlußacte enthaltenen, gejeß- 
lihen Beflimmung, nad) welcher alte, in anerkannter Wirkſamkeit 
beftebende VBerfaffungen, einfeitig nicht abgeändert werden Fönnen, 
im Allgemeinen zu befeitigen geſucht; in bem vorliegenden 
Falle aber laͤßt fie fih beinahe auf Null zurüdbringen. 

Denn, nachdem Brälaten und Ritierfchaft, welche überhaupt 
daran, Daß die Städte im Gebraude ihrer Landſtandſchaft 
beeinträchtigt wurden, ganz unfchuldig find — Die politifche Be- 
deutung ihres Standes und Die Bedingungen, unter welchen Dieje 
in unjerer Beit allein erhalten werden kann, richtig beurtheilend 
— ſchon am 26. April 1817, aljo nicht lange nach der Beltäti- 
gung ihrer Privilegien, auf amtliche Weiſe erklärt und in ber 
hier eingereichten Denkſchrift (S. 66 und 70) ausdrüdlic wieder: 
holt haben, 

daß fie, gleich ihren Mitbürgern, von der Hoffnung und 
dem Bertrauen belebt, es werde die Verfaſſung Diefer 
Lande, deren Wiederaufrichtung fie von der Huld und 
Gerechtigkeit ihres geliebten Landesherrn erwarten bürfen, 
auf liberalen Grundjäßen und einer allgemeinen Landes: 
vertretung begründet werden, fo, Daß vor Allem das Recht 
der Steuerbewilligung gefichert bleibe, keinesweges Die 
Abficht haben, in der Fünftigen Directen Brunds 
9* 
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fteuer, nah weldhem Maaßſtabe diefe auch verfaj- 
fungsmäßig angeordnet werdeu und, durch Bewils 
ligung der Stände, zu der hergebrachten ordind- 
ren Gontribution binzufommen möchte, irgend 
eine Bevorzugung vor den übrigen Landen zu be— 
gehren — 
dürfen Diefe Anerbietungen, von Seiten der Regierung, mit eini- 
ger Vorficht, nur acceptirt werden, um jene Snftitutionen, welche 
diefelbe in Beziehung auf Repräfentation und Vertheilung der Laſten 
beabfichtigt, gegen jede unpolitiiche Regung des Egoism ficher zu 
ftellen. 

Ich rede von einer vorjichtigen Acceptation jener Anerbie: 
tungen, weil Prälaten und Nitterfchaft, zur Zeit, in Beziehung 
auf Abgaben, nur in Betreff Der Directen Grundfteuer ihren 
alten Vorrechten zu entjagen erklärt haben: allein die zuverficht: 
liche Hoffnung, daß bei den Verhandlungen über eine Verbeſſe— 
rung der anerfannten alten Verfaffung, jobald nur die Abjicht 
ber Regierung dahin wirklich ausgejprochen und beihätigt werden 
wird, jener Verzicht auf alle Steuern werbe ausgedehnt werben, 
tft um fo weniger aufzugeben, ald das Beftreben, dem Beitge- 
mäßen ficy zu fügen, in andern Erklärungen der Bevorrechteten 
(Seite 1 u. 64 der Denkſchrift), jo wie in der Bitte um Ver: 
mittlung, wenigftend angebeutet ift. In jedem Kalle aber han- 
belt es fich hier von der Wiederheritellung anerfannter Rechte, 
welche geachtet werben müßten, wenn auch von zeitgemäßer Um⸗ 
geftaltung derjelben gar Feine Rede fein Fönnte, 

Was fi) nun für Das Anerfenntniß die er alten Rechte an: 
führen läßt und dafür angeführt worden ift, das foll der nächfte 
Abſchnitt dieſes Gutachtens, im Zufammenhange, kurz darftellen. 

Diefer Darftellung aber ſchicke ich bloß noch den, Feines 
Beweiſes mehr bebürftigen, Sab eines Baierifchen Publiciften 
voraus: Anerkannt ift die Wirkjamfeit einer Verfajfung, 
wenn über diefelbe Die Betheiligten ihren übereinftim- 
menden Willen, dur‘ Urfunden oder durd die That, 
erflärt haben, 
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B. Aufftellung Der für die Bejahung Der Frage 
ſprechenden Gründe. 

Daß in Holftein eine landftändifche Verfaffung, welche den 
Landftänden gewiſſe Rechte gab, exiftirte, ift bewieſen 
und in der gejandtichaftlichen Erklärung auch anerfannt. 

König Ehriftian I. ftellte ao. 1460, als erforner Landesherr, 
für fih und feine Nachfolger, Die eidliche Ausſage und Er: 
Härung aus, 

daß ein jeder Ginwohner diefer Lande bei jeinem Rechte 
und jeiner Freiheit bleiben folle, auch daß denjenigen 
jolhe beftätigt und verbrieft werden follen, welche das 
verlangen möchten. 

Diefe Zuficherung bezieht ſich jo wenig allein auf die land⸗ 
tagenden Stände — Prälaten, Ritterfhaft und größeren 
Städte — daß vielmehr auch die Fleineren Städte, ja Kaufleute 
und Wandersleute, genannt find. 

Unter den mancherlei zugeficherten Nechten und Freiheiten 
befindet ſich 

1. die Zuſicherung, daß Schleswig und Holftein ewig bei- 
jammen, ungetheilt, fein jollen; 

2. die Bufiherung: Wir, Unſere Erben und Nachkommen 
jollen und wollen aud Feine Schaßung oder Bede legen auf 
die Einwohner diefer Lande, fammt und ſonders, audge- 
nommen Unfere eigenen Bonden und Lanften, die unverfegt und 
unverpfändet find, ohne freundlihe Einwilligung und 
Zulaſſung, einträdtige Zuflimmung aller Räthe und 
Mannſchaft dieſer Lande. 

Durch eine zweite Handfeſte von demſelben Jahre, 

3. die Zufiherung, wo möglich, jährliche Landtage zu 
halten. *) 

So vielfältig und nahdrüdlich auch Die Verſuche der jpätern 
Zeit waren, diefe Verfaffung, namentlich aber das Recht der 


*) Denkſchrift $. 1. Gefandtichaftliche Erklärung ©. A. 
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Zandtage und der Steuerverwillignng, zu untergraben; 
fo gelangten dieſelben Doch nur bis auf einen gewillen Grad. 


1. Die Städte wurden zu dem Landtage von 1711, zum 
erften Male, nicht convocirt, und die Vorftellungen, weldye bie 
Ritterſchaft gegen Die Ausfchließung ihrer alten Mitftände 
machte, blieben unerhört. 

2. Prälaten und Ritterfchaft verglichen ſich mit landes⸗ 
herrlichen Commiſſarien unter Anderem aud dahin, daß bei 
Friedenszeiten die ordinäre Gontribution, wie fie Bisher in 
beiden Fürſtenthümern monatlich entrichtet worden, nicht allein 
nicht erhöht, jondern, jo weit e8 immer möglich, gemildert, und 
bei Kriegszeiten, wenn die Nothwendigfeit erfordern werde, 
extraordinäre Auflagen auszufchreiben, ſolche vorher Löbl. 
Prälaten und Ritterfchaft, auf einer Xandtagsverfamm:> 
lung, dargethan werden folle. 


Dei der Natification dieſer zum Abjchluffe gebrachten Ver⸗ 
handlung wurde aber gerade diefer Punct, wegen der ordinären 
und estraordinären Gontribution, durch die Glaufel ausgejchloffen: 
daß die von Prälaten und Nitterfchaft zu erhebende ordinäre 
Contribution bei Friedenszeiten niemals erhöht, noch bei Kriegs⸗ 
zeiten extraorbinäre Gontribution, ohne deren unnmgängliche 
Notwendigkeit, außgefchrieben, ſolchenfalls aber Prälaten 
und Ritterſchaft dennoch vorher zu einer Qandtagsver 
jammlung, die nur viele Weitläufigfeiten und Unfoften verur- 
lachen würde, nicht convocirt werden Jollen. 


Auf die Erklärung der Stände aber, Daß Alles, wozu fie 
fih verftanden, gerade nur unter der Bedingung der Beſtaͤtigung 
des Rechts, ohne vorherigen Landtag fich Feinerlei Steuern an- 
muthen zu laffen, zugeſagt hätten, erhielten fie am 16. Juli 1712 
eine Erläuterung der, Prälaten und Nitterjchaft gegebenen, den 
Punct der Gontribution betreffenden, Ratification dahin: 

1. e8 jet nicht die landesherrliche Abficht gewesen, ihnen Die 
Hoffnung auch zu Milderung der ordinären Gontribution zu 
benehmen; 
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2. auch gebe der Lanbesherren Meinung nicht dahin, alle 
Landtagsverfammlungen für fünftig aufzuheben, fondern es hätten 
biefelben, in der mehr angezogenen Glanfel, nur derentwegen fich 
jo erplicirt, „weiln, bei unentbehrliher Ausſchreibung 
einer extraordinären Contribution in Kriegszeiten, 
dann und wann ſolche prejfante Caſus vorzufallen 
pflegen, daß nicht vorhero weitläufige BZujammen: 
fünfte darüber gehalten werden oder felbige einigen 
Berzug erleiden könnten.” 

Und fo jcheinen die Neclamanten mit Recht behaupten zu 
fönnen, daß Diefe auf dem alten Grundvertrage ruhende Land- 
tagsſatzung — nach weldyer die ordinäre Gontribution von Flöfter- 
lihen und adeligen Gründen fortan niemals erhöht, 
außerordentlihe Gontribution aber, außer in dringen 
den Sriegsfällen, nicht anders, als nad gehaltener 
Landtagsverfanmmlung, ausgeschrieben werden fönne — 
ihre rechtliche Verbindlichkeit biß zu einem neuen Randtage 
behaupte, 

Seit diefer Zeit A712) ift Fein Landtag wieder geweſen; 
indeffen behaupten die Reclamanten, daß aud während dieſer 
Beit, 

1. die ordentliche Kontribution, Troß eines ao. 1717 ge 
machten Verſuchs, unerhöht verblieb; 

2. der Landtag nie vergeflen, vielmehr angeregt und auch 
(1721) anerfannt worden jet; 

3. ben’holfteinifchen Prälaten und der Ritterſchaft bis zum 
Jahre 1773 nicht allein Feine ordentliche Grundſtener, außer der 
hergebrachten, fondern überhaupt feine bleibende Steuer, welcher 
Art fie jet, angemuthet worden wäre.*) 

Belege iind für Diefe Behauptung nur zum Theil beigebracht: 
allein dennoch wird, felbft wenn factifche Störungen bes im 
Jahre 471° anerkannten Rechts follten nachgewiefen werben 


*) Denkſchrift $. 11. 
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fönnen, die anerkannte rechtliche MWirkfamkeit der Verfaſſung, 
jelbft in der Periode von 1712 bis 1766 und 1777, zugeftanden 
werden müſſen: 

1. weil König Chriftian VII. (der Vater des jeßt regierenden 
Königs) am 31. Mai 1766 die Privilegien, auf geſchehenes An- 
juchen, dahin beftätigte: 

„Wir confirmiren und beftätigten alfo alle und jede, 
von Unſern höchftjeligen königlichen Herrn Vorfahren, er: 
meldten Prälaten und Nitterfchaft ertheilten Privilegien, 
Sreibeiten, Rechte und Gerechtigfeiten, in allen ihren 
Puncten, Slaufeln und Snhaltungen, hiermit und in Kraft 
diefes, befter- und beftändigersmaßen ag. dergeftalt und 
alfo, daß Unjere geh. Prälaten und Ritterſchaft dabei, zu 
allen Zeiten, geruhig gelaffen, auch kräftigſt gejchügt 
und gehandhabt werden ſollen. Inmaßen Wir denn Un: 
jerm jeßigen und fünftigen Statthalter, zur Regierungs— 
canzlei in Glüdftadt fanmtlich) verordneten Canzler, Vice: 
canzler u.j.w. ernftlichjt anbefehlen, über dieſe Unjere Ag. 
Sonfirmation feftiglich zu halten” u. ſ. w. 

Beltätigte König Chriftian VII hierdurch alle und jede 
Privilegien und Rechte, welche feine Eönigliche Vorfahren den 
Prälaten und Nittern ertheilt hatten, ohne irgend eine Aus: 
nahme; fo war ihnen auch das Recht der Landtage und ber 
Steuerverwilligung, jo weit über leßteres fich nicht anders ver- 
glichen war, jo wie überhaupt ihr Antheil an der Landesver— 
faffung von Neuem beftätigt, und, was factifch verlegt worden 
fein mochte, vechtlidy wieder hergeftelt und in auerfannte 
Wirkſamkeit geſetzt. 

Dieß um ſo gewiſſer, weil 

2. derſelbe König, im Jahre darauf, mit der Kaiſern Ca— 
tharina II. über die Bedingungen der Wiedervereinigung von 
ganz Scyleswig-Holftein, einen provfforifchen Vertrag, d. d. So: 
penhagen den 44. April 1767, unterzeichnete, deſſen 16. Artikel 
ſo lautet: 
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Da, nach der buldreichen Abficht beider hohen contra- 
bireuden Theile, durch den verabredeten Taufch, in den zu 
permutirenden Ländern, Niemand, wer er auch jei, an 
feinen Rechten und Befugnifjen gekränft werden und 
eben jo wenig die vorhandenen milden Stiftungen im 
geringften leiden jollen; jo wird in Anſehung des Her: 
zogtbums Holftein hierdurch, namentlih von 3. K. M. 
von Dänemark, bewilligt, und für fih, Dero Erben 
und Succefjored aufs bündigfte zugelagt, 

1. das beſagte Herzogthum Holftein überhaupt und alle 
Einwohner defjelben, jo wie vornehmlich Prälaten 
und Ritterfchaft, bei ihren Freiheiten, Vorzügen 
und Gerechtſamen, weldhe fie bisher genofjen, unge⸗ 
kränkt zu laſſen und zu erhalten. 


In dem nach erfolgter Mündigfeit des Großfürften Paul 


abgeſchloſſenen Definitivtractate, d. d. Zarsko-Selo den =. - 


1773, heißt es, Art. VII: 

Seine Tönigliche Majeität au Dänemarf und Norwegen 
verfprehen nohmal& auf daß heiligfte, gleich 
ſam, als wenn folche8 alles, wörtlihen Inhalts, hier⸗ 
jelbft wiederholt worden wäre, Daß alles, was in dem 
Art. 16 u. | w. des proviforiihen Tractat, in Anſehung 
der aufrecht zu erhaltenden Privilegien, Vor 
züge und Kreiheiten Des Herzogthbung Hol 
ein... 2.2.2... bereit3 feftgefeßt und zugejagt wor- 
den ........ unverbrüchlich beobachtet und getreulich 
erfüllt werden ſolle. 


Am Schluſſe des königlichen Beſittznahmepatents vom 16. 
November 1773 aber wird, vom Könige, wiederholt erklärt: 

Sp geloben und verfihern Wir dagegen, mittelft dieſes 

offenen Briefes, für Und und Unfere Nachfolger in 

der Regierung, daß Wir den fämmtlichen, nunmehr 

Unjerer alleinigen Randeshoheit untergebenen, Eingefefjenen 

ber bisher gemeinfchaftlichen und einfeitig großfürftlich 
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holfteinischen Kandespiftricte, ſow ohl Prälaten und Ritter: 
Ihaft, auch Befikern adeliger und Ganzlei- Güter, als 
anderen Commünen und Unterthbanen, weß Standes 
fie jeien, in den Städten, Fleden und auf dem Lande, 
‚Unfere koͤnigliche Huld und Gnade angebeihen laſſen, fie 
insgejammt bei ihren wohlerworbenen und herge 
bradten Rechten und Freiheiten laffen und Königl. 
Ihügen, auch alleihre, ihnen ertheilten Privilegien, Exem⸗ 
tionen und Begnadigungen beftätigen, und ihre Wohlfahrt, 
Aufnahme und Gedeihen auf alle Weile befördern und 
Uns zum Bwede feßen wollen. 

Es erſcheint aber dieſe Zuficherung um fo gewiſſer als eine 
Anerkennung der in rechtlicher Wirkfamfeit beftehenden Ver⸗ 
faſſung des Herzogthums Holftein, da der König unaufge 
fordert, 

3) die Privilegien der bolfteinifchen Prälaten und Ritter: 
haft, am 13. November 1773, zum zweiten Male dahin 
beſtaͤtigte: 

Wir Chriſtian VII. ꝛc. confirmiren und beftätigen alſo, 
durch dieſen offenen Brief, aus nunmehr alleiniger landes⸗ 
obrigkeitlicher Macht und Botmaͤßigkeit, alle und jede, 
von Unſern Fönigliden Vorfahren und von den 
mitregierendenlandesherren aus dem herzog- 
lich HSolftein-Sottorpfhen Haufe, gedachten Prä- 
laten und Ritterfchaft vorhin ertbeilten Privilegien, 
Sreiheiten, Rechte und Gerechtigfeiten, nad 
ihrem ganzen Einhalt und in allen ihren Puncten und 
Glaufeln, befter- und beftändigerszmaßen dergeftalt, daß 
fte, Unfere getreuen PBrälaten und Ritterſchaft, dabei zu 
allen Zeiten ruhig belafjen, auch Eräftigft gejchüßt und 
gehandhabt werben follen.*) 

Die jo eben vorgetragenen Momente find von entjchei- 
dender Wichtigkeit, da Die von des jetzt regierenden Königs 


*) Denkſchrift 5. 12 und 13. 
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Majeftät den Prälaten und der Nitterfchaft im Juli 1814 z u⸗ 
gefihherte, und am 17. Auguft 1816 wirklich ertbeilte 
Sonfirmation der Privilegien den, in den Beitpuncten von 1766 
und 1773 anerkannten, Rechts zuſtand von Neuem zuge 
ſichert hat. 

Denn in dieſer Gonfirmation heißt e8: 

Wir Frederik der Sechſte u. ſ. w. confirmiren und be 
ftätigen alfo alle und jede, von Unfern Höchitjeligen 
Herren Vorfahren, ermeldeten Prälaten und Ritterſchaft 
des Herzogthbums Holftein, ertbeilte Privilegien, 
Freiheiten, Rechte und Geredhtigfeiten, wie felbige 
von Unſers hödftjeligen Herrn Vaters, Königs 
Chriftian VL, Majeftät unterm 31. März 1766 
und 13, November 1773 allerhöchſt beftätigt wor: 
den, in allen ihren Buncten, Elaufeln und Suhaltungen, 
hiermit und in Sraft Diefes, befter- und beflänbiger- 
maßen, ag. dergeftalt und alfo, daß Unjere gehorfame 
Prälaten und Nitterfchaft Dabei zu allen Zeiten ruhig 
gelaſſen, auch Fräftigft geichüßt und gehanphabt werben 
jollen. Inmaßen Wir denn Unferm jeßigen und Fünftigen 
Statthalter, zum bolfteinslauenburgijchen Obergerichte zu 
Glückſtadt ſämmtlich verordneten Ganzler, Bicecanzler 
und Räthen, auch allen Unfern andern Beamten und 
Bedienten, hiermit Ag. und ernftlich anbefehlen, über 
diefe Unſere Ag. Confirmation feftiglich zu Halten und 
dagegen nichts zu verhängen, noch, Daß ed von Anderen 
geſchehe, geftatten.*) 

Dieſe jo ertheilte Gonfirmation der den Prälaten und Der 
Ritterſchaft zuftehenden ſaͤmmtlichen Rechte, worunter denn 
natürlihb die Tandfländifhen und verfalfungsmäßigen 
Rechte oben anftehen, gewinnt durch den Zeitpunct und die Um⸗ 
fände, in welchem und unter welchen fie ertheilt wurde, eine 
über die Maßen wichtige Bedeutung. 


*) Denkſchrift $. 21. 
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Es ift befannt, wie fehr in den Sahren 1814 und 1815 bie 
deutfchen Regierungen von Dem Gefühle der Nothwendigfeit durch— 
drungen waren, Die bürgerlichen Rechte der Untertbanen durch 
politiiche Inſtitutionen, namentlidy durch Aufrechthaltung rechtlich 
noch beftehender und Wiederbelebung veralteter Verfaffungen, ficher 
zu fielen und fo Die Herrſchaft des Rechts gegen Mißgriffe zu 
verbürgen, 

Ewig merkwürdig wird, in dieſer Beziehung, das Votum 
der föniglich hannöveriſchen Songreßbevollmächtigten vom 21. De 
tober 1814 bleiben, nad) welchem, unter Anderem, aud) darauf 
beitanden wurde, daß Fünftig in Deutjchland 

die auf Geſetzen und Verträgen beruhenden Territorial⸗ 
verfaflungen, unter Vorbehalt der nöthig werden: 
den Modificationen, beftehen follen; daß aber, wo 
feine fländiiche Verfafjung gewejen, die Einwilligung 
der Stände zu den aufzulegenden Steuern (wohlver- 
ftanden, Daß fie zu den Bedürfniffen des Staated 
beizutragen ſchuldig find) erforderlich fei; daß fie 
ein Stimmredht bei neu zu verfallenden Geſetzen; daß 
fie die Mitaufficht über die Verwendung der zu 
bewilligenden Steuern haben, und berechtigt fein follen, 
im Falle der Malverjation, die Beftrafung fjchuldiger 
Staatödiener zu begehren. 

An diefes Votum jchloffen fi am 16. November 1814 die 
Bevollmächtigten von 29 deutjchen Regierungen, in der Erflä- 
rung an: 

Namentlich find fie damit einverftanden, daß aller und 
jeder Willfür, wie im Ganzen durch die Bundesverfafjung, 
jo im Einzelnen in allen deutfchen Staaten, durch Eins 
führung landſtändiſcher Verfaſſungen, wo dieſelben noch 
nicht beſtehen, vorgebeugt und den Ständen folgende Rechte 
gegeben werben: 
1. da8 Recht der Bewilligung und Regulirung 
jämmtlidyer zur Staatöverwaltung nothwendiger 
Abgaben; 
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2. das Recht der Einwilligung bei neu zu erlaffenden 
allgemeinen Landesgeſetzen; 

3. das Recht der Mitaufficht über die Verwendung 
der Steuern zu allgemeinen Staatdzweden; 

4. Das Recht der Bejchwerdeführung, insbeſondere 
in Fällen der Malverfation der Staatsdiener und 
und bei Mißbrauchen aller Art. 

Wobei übrigeng den einzelnen Staaten Die ange- 
meffene Einrihtung der ftändifchen Verfaffung, nach dem 
Charakter der Einwohner, den Localitäten und dem Hers 
kommen, überlafjen bleibt. 

Kein deutfcher Bundesftaat hat fih gegen dieſe Grund⸗ 
fäße, im Allgemeinen, erklärt; Baiern und Württemberg allein 
waren es, welche, nicht etwa der Einführung landſtändiſcher Ver: 
fafjungen überhaupt, fondern nur einer in der Bundesacte auf 
zunehmenden Beflimmung der Tandfländifchen Rechte, wi- 
deriprachen.*) 

Wenn, in folder Zeit und unter ſolchen Berhältniffen, 
im Juli 1814, die feit 1808 verweigerte Gonfirmation der Pri⸗ 
vilegien den Prälaten und Ritterfchaft zugelichert wurde;**) wenn 
in folder Zeit und ſolchen Verhältniſſen, auf die Bemühung 
der Deputirten, welche Prälaten und Nitterfchaft, in der Abficht, 
dem Herzogthume Holftein feine. vormalige Verfaſſung zu 
verichaffen, zum Congreſſe nach Wien abgeſendet hatten, das 
koͤniglich dänische Miniftertum unter dem 28. Januar 1815 erklärte, 
daß Seine Majeität der König der Wiederherftellung der 
Landftände nicht entgegen jet, und geftatten wolle, daß ihre 
(der Landftände) Verſammlung zu Kiel wieder ftatt haben 
jolle;**) wenn, in ſolcher Zeit und unter ſolchen Verhaͤlt— 
niffen, auf die am 26. Mai 1815 wiederholte Bitte um einen 


*) Kl. Ueberf. der diplom. Verhandl. bes Wiener Congr., Abthl. II, 
©. 201 und 208. 

**8) Denkſchrift 8. 20. 

=>) Ueberſicht der diplom. Verhandl. des Wiener Congreſſes, Abthl. II, 
S. 223. 
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Landtag in zeitgemäßer Form, zuerft der nexus socialis zii: 
ſchen Holftein und Schleswig beitätigt, dann davon, Daß, zum 
Behufe des Beitrittd zum deutjchen Bunde, innere Einrichtun— 
gen vorbereitet würden, unter dem 9. September 1815 amtliche 
Nachricht gegeben, und endlich am 17. Auguft 1816 die Confir⸗ 
mation jo, wie $. 18 nachgewieſen ift, wirklich ertheilt wurde: 
jo läßt fich doch wohl nicht bezweifeln, daß bier von der Be- 
ftätigung verfaflungsmäßiger Iandftändifcher Rechte wenigftend 
mehr, als von der Beftätigung bloßer Standes-Privilegien 
die Rede war, welche in der gefandtichaftlichen Erklärung aus- 
drüdlic für das größte Hinderniß erflärt worden, das den For- 
derungen und Verhältniffen der Zeit, der gleichen Vertheilung 
ber Laſten und jeder vernünftigen Ruͤckſicht aufdie Befteuerungs- 
fähigkeit Der Unterthanen, entgegentreten Fünnte, 

Der ganze Rechtszuſtand, wie er in den Jahren 1766 
und 1773 in Beziehung auf Landtage und Steuerbemwilli- 
gung unbedingt anerlfannt worden war, wurde von Neuem 
beftätigt, und ſomit alle8 das, was, bis zu jenen Jahren Hin- 
auf, vor und nach dem 17. Auguft 1816 dagegen anders, als 
auf dem Wege des Vergleichs, etwa gefchehen fein mag, der 
rechtlichen Wirkung nad), vernichtet. 

‚Können gegen dieſe bi hierher vorgetragene Thatſachen, 
und Daraus abgeleiteten Folgerungen, Teine begründeten Aus- 
ftellungen gemacht werden; jo wird auch das Recht, das Prälas 
ten und Ritterjchaft, al3 Stände des Herzogtbums Holftein, aus 
dem 56. Artifel der Schlußacte in Anſpruch nehmen, eben fo 
wenig verfannt werben Tönnen, als fich die hohe Bundeöver- 
fammlung der Erfüllung derjenigen Obliegenheit wird entjchlagen 
dürfen, melde ihr Die Bundesgeſetzgebung, namentlich auch in 
Beziehung auf die Erfüllung jenes 56. Artikels, auferlegt hat. 


v. Wangenheim prüft nun endlich die Frage: Worauf ans 
zutragen jei? 

„Sb nun gleich die in den vorigen Abſchnitten entwidelten 
Gründe e8 mir rechtlich unmöglich machen, dem ber vorläufigen 
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geſandtſchaftlichen Erklärung beigefügten und auf die Abweichung 
der Reclamanten gerichteten Anträge beizuftimmen; fo nehme ich 
demnady aus den jchon früher angegebenen Gründen und weil 
auch der k. däniſche, herzogl. holſteiniſche Herr Geſandte feine 
Erklaͤrung ſelbſt eine bloß vorläufige genannt und feinem aller⸗ 
höchften Hofe — wenn ſich ein nach den Gejeben des Bundes 
und der Competenz der Bımdesverfammlung geeigneter Anlaß 
dazu ergeben jollte, — die weitere Erklärung vorbehalten hat, 
in der MUeberzengung, daß Die Bunbesverfammlung über den 
Grund oder Ungrund einer zu ihrem Reſſort gehörigen Be 
Ichwerde eine Erklärung abzuverlangen, allerdings berechtigt fei, 
durchaus feinen Anftand, nad) dem Hauptantrage des Referenten 
dahin abzuschließen, 
daß die hohe Bundesverfammlung, in Gemaͤßheit ihrer 
durch Bundes⸗ und Schlußacte begründeten Competenz, 
den k. daͤniſchen und herzogl. holſtein-lauenkurgiſchen 
Herrn Bundestagsgeſandten erſuche, die Erklaͤrung ſeines 
allerhöchſften Hofes über den Inhalt der vorliegenden, 
von Prälaten und Ritterſchaft, die Darftellung ihrer 
angeblich in anerkannter Wirkſamkeit beftehenden Iand- 
ftändifchen Verfaſſung, insbeſondere ihrer Steuergerecht- 
fame, enthaltenen, Denkfchrift, binnen ſechs Monaten 
gefälligft zu bewirken. 

Was aber die neuerlich erft Hinzugefügten eventuellen 
Anträge des Herrn Referenten betrifft, jo kann ich denjelben, fo, 
wie fie vorliegen, nicht beiftimmen. 

Es iſt allerdings möglich, daß die hohe Bundesverjammlung, 
eine weitere Erklärung von dem herzoglich holſteiniſchen Gouver⸗ 
nement einzuholen, für überflüflig halte, weil fie ſich, ſchon nach 
der, von ber k. daͤniſchen und herzogl. holfteinifchen Geſandtſchaft 
vorläufig abgegebenen Erklärung, überzeugt haben könne, daß 
das von den Reclamanten angebrachte Geſuch entweder gegründet, 
oder nicht gegründet jet. 

Wenn die Gommifjion, das wirkliche Gintreten dieſes mög- 
lichen Falles vorauszufeßen, einen, mir unbekannten, Grund haben 
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ſollte; jo würde es doch ihre Pflicht fein, zugleich Die Fragen, 
welche dann Gegenfland der Abflimmung werden würden, voll 
ftändig zu figiren. 

Würde ſich Die Commiſſion auf den Hauptantrag bejchränfen; 

fo dürfte zunächfi pure darüber abzuftimmen fein: 

I. ob die in Antrag gebradhte weitere Erklärung von dem 
betheiligten Hofe abverlangt werden folle oder nicht? 

MWürde dieje Frage, wie der Herr Referent vorausſetzt ver: 

neinendb beantwortet; jo fragt es ſich dann, 

II. ob dies gejchehe, weil der Grund der auf Den 56. Ar: 
tifel der Schlußacte gebauten Befchwerde bereitö voll: 
fommen klar und über jede denfbare Einrede erhaben 
fei, und was denn auf Die Anträge der Reclamanten 
zu vejolviren jei? 


oder 


III. ob dies gejchehe, weil der Ungrund der auf den 56. 
Artikel der Schlußacte gebauten Beſchwerde bereit voll- 
kommen Flar und über jeden denkbaren Zweifel erhaben 
fei, und was demnach, auf die Anträge der Necla: 
manten, reſolvirt werden jolle; ob nämlich 
a) die Reclamanten, ohne von dem Umftande, daß, den 


b) 


13. Artikel der Bundes: und dem 54. der Schluß: 
acte zumider, in Holſtein feine ſtaͤndiſche Verfaſſung 
ftatt finde, irgend eine Notiz zu nehmen, oder 

ob fie, mit Rückſicht auf Diefen Umftand, abgewiejen 
werben jollen, und was, in diefem Kalle, die Bun- 
desverfammlung — ermächtigt und verpflichtet, durch 
den mit den angezogenen beiden Artikeln in Ver—⸗ 
bindung zu bringenden 53. Artikel der Schlußacte 
in der Hinfiht, daß das Dagewefenjein geſetzlich 
beftandener ftändifcher Rechte, von Seiten des 
betheiligten Hofes, zugeflanden worden ift — zur 
Erfüllung des 55. Artifeld derjelben Acte, werde zu 
bewirfen haben? 
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Ad I. Soll die von der Commiſſion in Antrag ge 
brachte Erklärung von dem betheiligten Hofe abverlangt 
werden oder nicht? 

Für die Bejahung diejer Frage ſpricht, Daß 

1. in einer Sade, deren GEnticheidung nit über allen 
Zweifel erhaben ift, ſowohl dem dabei betheiligten Hofe, als 
auch den Reclamanten die ®elegenheit gegeben werben müffe, 
das, was gegenfeitig geltend gemacht wurde, von allen Seiten 
zu beleuchten; daß 


2 . ein ſolches umſichtiges Benehmen, in dem vorliegenden 
Falle, durch die Achtung geboten ift, Die der Bund auf der einen 
Seite dem Geſetze fchuldig ift, auf ber andern Seite aber dem 
Monarchen von Dänemark, als ſolchem und als dentſchem Bun⸗ 
desfürften, um fo lieber zollen wird, als in Seine Gerechtigfeits- 
liebe durchaus fein Zweifel zu feßen ift; Daß 

3. dadurch der, in der gejanbtichaftlichen Erklärung enthals 
tene, unverbiente Vorwurf, als fei die Commiſſion, auf eine ein: 
feitige Darftellung, zum Präjudiz der Regierung, in ihrem Ans 
trage zu weit gegangen, in das rechte Licht geftellt wird; indem 

4. die Einholung einer folden Erklärung, innerhalb einer 
Zeit von ſechs Monaten, feinerlei Art von Eutfcheidung vor: 
greift, und demnach nicht allein ganz unverfänglich erfcheint, 
fondern aud) 

5. ganz dazu geeignet jein dürfte, der betheiligten Regierung: 
die Gelegenheit zu geben, die in der gejandtjchaftlichen Erklärung 
angedeuteten Jutentionen St. Majeität Des Königs, zur voll: 
Rändigen Beſeitigung jeder etwa gegründeten Beſchwerde, zu 
verwirklichen und jo die Erklärung auf eine Befchwerde in eine 
bloße Anzeige der, ohne Dazwilchenfunft des Bundes erfüllten 
Bundesgejeglichen Beftimmungen umzuwandeln; und Daß endlich 

6. durch dieſe Maaßregel, diejenigen Gejandtichaften, welche 
bejonderer Inſtruktion zur Abftimmung über den Gegenftand ver 
Beſchwerde jelbft, bedürfen, ohne Tünftigen weitern Aufenthalt, 
die nöthige Zeit gewinnen, um das pour et contre ihren Re 

Dritter Theil. 10 
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gierungen vorzulegen und fi) wenigftend eventuelle Inſtructionen 
zuverichaffen. 

Dagegen fol nad) der, von dem Her Referenten ausges 
ſprochenen Beforgniß, vielleicht der Umſtand geltend gemacht 
werden, daß man fich von der Anwendbarkeit des 56. Artikels 
der Schlußacte auf den vorliegenden Fall, beionderd auh um 
deswillen nicht werde überzeugen können, weil die von des König 
Majeftät Prälaten und Ritterſchaft am 17. Auguft 1816 neu 
beftätigten Gerechtjame den Charakter einer förmlichen Verfafjung, 
wie ſolche gedachter Artifel der Schlußacte vorausſetze, nicht 
hätten. Ich kann dieſe Beſorgniß nicht theilen. 

Abgeſehen davon, daß die Bundesgeſetzgebung nirgends und 
am allerwenigen in dem 56. Artikel für landſtändiſche Verfaſſungen 
eine beſtimmte Form vorſchreibt, und in Beziehung auf den In⸗ 
halt nur einige mehr negative Beſtimmungen in den Artikeln 57, 
58, 59 und 62 feſtſetzt; abgeſehen davon, daß die Bundesgeſetz— 
gebung vielmehr jeder Formbeſtimmung fremd bleiben wollic; 
abgejeben davon, daß, wenn man die neu confirnirten Privi- 
legien, Freiheiten, Nechte und Gerechtigkeiten der Prälaten uud 
Nitterfchaft, an derer Spiße die landſtändiſchen ſtehen, vielleicht 
um deßwillen als eine unförmlidye Verfallung anfprechen wollte, 
weil davon Die Städte und andern Stände ausgeſchloſſen wären; 
abgefeheu davon (jage ih), Laß man in dieſem Kalle würde 
daran erinnern müſſen, wie nicht Prälaten und Ritterfchaft daran, 
dag die Städte im Sabre 1714 von der ftändifchen Repräfen: 
tation ausgefchloffen wurden, jchuld find, Jondern vielmehr da- 
gegen wiederholt fi) verwahrt, auch einer noch vollftändigeren 
Repräfentation nicht entgegen fein zu wollen, feierlidy erklärt 
haben; abgefehen davon, Daß wegen Unförmlichkeit, wohl vielleicht 
die nicht einberufenen Städte die Volitändigfeit der damaligen 
Verfammlung, und die, auch fie bindende, Gültigkeit der Dajeldft 
gefaßten Beſchlüſſe Hätten anfechten können, gewiß aber nicht Die 
Regierung, welche in der neu ertheilten Konfirmation der Privi- 
legien den Rechtözuftand, wie er ao. 1766 und 1773 zugeftanden 
worden war, wieder hergeftellt und aljo auch das Corps ber 
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Prälaten und Ritterihaft in der, demjelben im Gonvocatorio 
von 1714 (S. 80 der Denfihrift) ausdrücklich beigelegten, 
Eigenschaft einer Landesverfammlung anerkannt hat; 
abgefehen von diefem Allen, kann doch diefe, aus der Unförm: 
lichkeit derjenigen Verfaflung, welche als eine in rechtlicher Wirk: 
famfeit beftehende in Anſpruch genommen wird, bergenommene 
Einwendung dem umfihtigen Antrage nicht entgegengehalten 
werden, da ja eben durch die Einholung einer weiteren Grflä- 
rung zu verftehen gegeben wird, daß über die Frage: ob die 
Verfaſſung Holfteind ald eine in anerkannter Wirkſamkeit befte- 
hende betrachtet werden müfje, oder nicht, nody nicht eutjchieden 
werden wolle. 

Sollte man aber die verhandelten Acten, in biejer gewiß 
nieht unwichtigen Sache, bereitd für jpruchreif halten; fo muß 
doch Die Möglichkeit zugegeben werden, daß jene Frage auf vers 
ſchiedene Weife beantwortet werben Eönne. 

Es wird alfo angegeben werden müfjen, mas in jedem der 
beiden möglichen Fälle zu verfügen fein werde. 


Ich wende mid, daher zu der zweiten $rage, die, wenn Der 
Antrag auf Einholung weiterer Erflärung verworfen werben 
jollte, wird aufgeworfen werden müflen. 


Ad II. Wenn der Grund der auf den 56. Artikel der 
Schlußacte gebauten Befchwerde bereit3 für vollfom: 
men Elar und über jede denkbare Ginrede erhaben bes 
trachtet werden jollte, wa8 würde dann auf Die Anträge 
der Reclamanten zu rejolviren fein? 


Hier muß num vor allen Dingen auf das Petitum der Re 
clamanten zurüdgegangen werden, welches drei, unter ſich ver- 
ſchiedene, Anträge enthält. 

Der Geſammtzweck ihrer Reclamation tft in dem Vorworte 
(S. 1) dahin angegeben 

1. zu beurkunden, daß Prälaten und Nitterjchaft nur noth- 
gedrungen bet der Bundesverſammlung bejchwerbeführend auf: - 
treten, um verſagtes Recht zu retten; 

10* 
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2. zu beweijen, daß fie Die Vermittlung dem Acte der 
Entſcheidung bei weiten vorziehen; und 

3. zu erklären, daß fie, bei eintvetender Vermittlung, die 
Rückkehr beglüdender Eintracht durch jedes, mit Recht und Ehre 
verträgliche, Opfer zu erfaufen, gern erbötig find. 

Wenn — wie hier vorausgejeßt wird — die BVerfafjung 
dermalen auf den ſtändiſchen Rechten der bolfteiniichen Prä- 
laten und Ritterſchaft beruht, und wenn Dieje vielfach geftörte 
Berfaflung fich wirklicdy der urfundlichen Anerkennung Seiner 
Töniglichen Majeftät erfreut, alfo in die Kategorie Der in aner— 
Fanuter Wirkſamkeit beſtehenden Verfaſſungen gehört; jo 
kann es auch Feinem Zweifel unterliegen, daß nicht der Bund 
durch den 56. Artikel der Schlußacte eben fo verpflichtet, als 
berechtigt jein jollte, auszusprechen und zu bewirfen, Daß bie 
urkundlich anerkannte Verfaſſung auch practiich anerfanut 
werde, Daß die Zufiherung in Erfüllung übergehe, daß die, 
in Gemäßheit der Bundesgefeßgebung, getroffenen allgemeinen 
Anordnungen auf Die einzelnen Fälle audy wirklich angewen= 
det werden, und daß, wenn über deren Auslegung oder Ans 
wendung Streitigkeiten entftehen, dieſe entweder auf den gejeß- 
lid) bereits bezeichneten oder auf den gejeglich noch zu bezeich- 
nenden Wegen, rechtlich — ſei e8 nun richterlich oder jchieds- 
richterlich — beſeitigt, d. b. entweder vermittelt oder entſchieden 
werden. 

Da aber der Bund nur Dann, wenn er die befondere Ga: 
rantie einer landſtaͤndiſchen Verfaffung übernommen bat, und in 
diefer Verfaſſung Feine Mittel und Wege gejeglid) angeordnet 
find, Diejenigen Sjrrungen zu befeitigen, welche fidy über Ausle— 
gung verfallungsmäßiger Beftininungen und deren Anwendung 
auf die einzelnen Faͤlle entipinnen, berechtigt und verpflichtet ift, 
ſolche Irrungen unmittelbar — fei e8 auf dem Wege der 
Vermittlung oder der fehiedärichterlichen Entſcheidung — felber 
und auf andere Weife zu Befeitigen, als jo, daß er auf Eröff: 
nung anderweitiger Mittel und Wege dringe: fo entteht zuvör: 
derft Die Frage, ob diefe Bejchränfung der Gompetenz der Bun 
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deösverfammlung zu eiuer unmittelbaren Einwirkung fi) auch auf 
die Fälle bezieht, in welchen es ſich darum handelt, eine land: 
ſtaͤndiſche Verfaflung, auf dem Grunde des 55. Artifeld Der 
Schlußacte, erfi wiederherzuftellen oder, auf dem Grunte des 
56. Artikeld, nur in practiiche Wirkjamfeit zu jeben, damit, in 
dem einen wie in dem andern Falle, nah Vorſchrift tes 13. Ar: 
tifel8 der Bundes: und des 54. der Schluß-Acte, überall eine 
Iandftändifche Verfafſung ftatt finde? 
oder 

ob dieſe Beichränfung erft dann eintreten foll, wenn, in 
einem gegebenen Falle, beziehungsweije tie Artifel 55 und 56 
der Schlußacte ſchon erfüllt find und, in Gemäßheit derfelben, 
die Berfaffung, Dort, nad) den gegenwärtig obwaltenden Ver: 
hältniffen und mit Berhekfichtigung der früherhin geſetzlich beitande: 
nen ftändifchen Rechte geordnet; hier, die in rechtlich anerkannter 
Wirkſamkeit beftehende Verfaſſung auch practifch anerkannt ift? 

Für die erſte Auslegungsweiſe jpricht der Charakter der 
ganzen Bundesgejeßgebung, dem zufolge das unmittelbare 
Einwirfen des Buntes fo lange ausgeſchloſſen wird, als feine 
Zwede auf andere und rechtliche Weile erreicht und ficher: 
geftellt werden können. Nun Läßt fich nicht verkennen, daß, 
wenn, im Falle de855. Artikel, überdie Beftimmungen der gejeglich 
früherbin beftandenen ftändifchen Rechte, und im Falle des 56., 
über Inhalt und Umfang der in rechtlich anerfannter Wirkſam⸗ 
feit beftehbenden Berfafjungen, Zweifel erhoben werden, dieſe eben 
jo gut durch Austräge, ald durch unmittelbare Einwirkung Des 
Bundes vermittelt oder fehiedsrichterlich entſchieden werden Fön= 
nen; daß man fich alfo zu der andern Auslegungsweile, wenig: 
ftens duch die Sicherung der Bundeszwede, nicht gende 
thigt fühlen Fönne. 

Wäre nun diefe erfte Auslegungsweije die richtige: jo würde 
die Bundesverfanmlung, wenigftens jo lange, als nidyt von Sei⸗ 
ten der betheiligten Regierung ein gleiches Anfinnen gemacht 
werben follte, Anftand nehmen müllen, die Role der Vermitlung 
zu fibernehmen, oder darüber, ob die holfteinijche Verfaſſung ſich 
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auch auf Die Verbindung mit dem Herzogthume Schleöwig be 
ziehe, und ob darin das Steuerbewilligungsredyt begründet fei,. 
unmittelbar zu entjeheiden. 

Sp anerkennenswerth e8 nun auch immer ift, daß die Re 
clamanten die Vermittlung der Bundesverfamnlung einer Ents 
ſcheidung derfelben vorziehen und dabei jedes mit dem Rechte 
und der Ehre vereinbare Opfer bringen zu wollen erklärten: jo 
würde fi) Die Bundesverfammlung dennoch auf den Ausdrud 
des MWunfches, Daß ed der betheiligten Regierung gefällig fein 
möge, Ausgleichungsverjuche nicht von der Hand zu weilen, 
bejchränfen, zugleich aber aussprechen müſſen, worüber ſich aus⸗ 
zujprechen, fie aufgefordert wurde, daß nämlich 

1. die Tandftändifche Verfafjung des Herzogthums Holftein 
ald eine folche, welche, im Sinne der Bundesgeſetzgebung, in 
anerfannter Wirkſamkeit beftehe, allerdings, in Gemaͤßheit des 
56. Artikels der Schlußacte, aufrecht zu erhalten fei, nachdem, 
vermöge Der unter dem 17. Auguft 1716 ausgefertigten Fönig- 
lichen Gonfirmation der Privilegien, Freiheiten, Rechte und Ge- 
rechtigfeiten der Prälaten und Nitterfchaft des Herzogthums 
Holftein, der gefammte Rechtszuftand dieſes Landftändifchen Corps, 
in der Art, wie er von des höchftfeligen Könige Majeftät, Chris 
ftian VII, unter dem 31. März 1766 und 13. Novemeer 1773 
beftätigt wurde, anerfannt worden ift; Daß aber 

2. die hohe Bundesverfammlung ſich nicht bewogen ſehen 
fönne, in Beziehung auf die Beflimmung des Umfangs dieſes 
Nechtözuftandes, vermittelnd oder ſchiedsrichterlich entſcheidend, 
unmittelbar einzuwirfen oder auch nur, in Beziehung auf das, 
übrigens anerkennungswürdige Grbieten jenes landftändijchen 
Corps, einer Umgeflaltung der landſtändiſchen Verfaſſung in 
zeitgemäßere Formen fein Hinderniß in den Weg legen zu wol- 
len, auf deſſen einfeitig geſchehenes Anfuchen, die Vermittlung 
zu übernehmen; wogegen Seine Majeftät der König von Däne- 
mark, als Herzog von Holfteiu-Lanenburg, von Selber geneigt 
fein werde, darauf den Bedacht zu nehmen, daß 

3. die Mittel und Wege bezeichnet und eröffnet werben, wo—⸗ 
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durch und auf welchen die, über den Inhalt und Umfang des 
Rechtszuftanded vom 31. März 1766 und 15. November 1713, 
fi) etwa erhebenden Irrungen entweder gütlich ausgeglichen oder 
ſchiedsrichterlich entſchieden werden follen; wobei es fi von 
jelbft verſtehe, daß 

4. das Grbieten der bolfteinischen Brälaten und Ritterjchaft, 
der Umgeftaltung ter fländifchen Verfaffung fein Hinderniß in 
den Weg zu legen, nicht jo ausgelegt werden Tönne, als ob 
darin eine Verzichtleiftung auf Die verfaffungsmäßigen ftändifchen 
Rechte des Korps enthalten fei, welche vielmehr, von jetzt an zu 
mannteniren und manuteniren zu laflen, Seine Majeftät der Kö⸗ 
nig, Herzog von SHolftein-fauenburg, von Selbft geneigt fein 
werde. 

Für die zweite Auslegungsweije dürfte angeführt werben 
fönnen, daß die Artikel 60 und 61 nur von den Folgen der 
übernommenen oder nicht übernommenen befondern Garantie 
einer Berfafjung ſprechen; daß, in diefen beiden Artikeln, das 
Dafein rechtlich und practiſch anerkannter Verfaſſungen fchon 
vorausgeſetzt werde; daß daher die, im 61. Artikel, oben näher 
bezeichnete, Beichränfung nur auf fo bereitd Dafeiende Verfaſſun⸗ 
gen bezogen werden dürfe; Daß Died um jo gewiſſer angenommen 
werden dürfe, da in diefem 61. Artikel von jener Beichränfung 
diejenigen Beitimmungen, welche, zur Aufrechthaltung des 13. 
Artikels, in dem 55. und 56. Artikel der Schlußacte feſtgeſetzt 
worden jeien, ausdrüdlich ausgenommen worden feien; Daß end» 
lich gegen dieſe Anfiht der Schlußſatz des 53. Artifeld derjelben 
Acte nicht angeführt werden könne, indem die, in Gemäßheit der 
beſonders tibernommenen Beltimmungen, zu treffenden allge: 
meinen Anordnungen erft auf genügende Weife wirf- 
lich getroffen fein müßten, ehe den Regierungen die An- 
wendung derjelben auf die einzelnen Fälle überlaſſen wer: 
den Eönne, und daß demnach, in dem vorliegenden Falle, auf 
die Bitte der Reclamanten zu befchließen fein werde: 

1. daß die Tandftänbifche Verfaffung des Herzogthums Hol: 
ftein als eine folche, welche im Sinne Der Bundesgejeßgebung iu 
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anerkannter Wirkſamkeit beftehe, allerdings, in Gemäßheit'*ves 
56. Artikels der Schlußacte, aufrecht zu erhalten fei, nachdem, vers 
möge ber unterm 17. Aug. 1816 ausgefertigten königl. Konfirmation 
der Privilegien, Freiheiten, Rechte und Gerechtſame der PBrälaten 
und Nitterfchaft des Herzogthums Holftein, der gefanımte Rechts: 
zuftand dieſes Landftändifchen Korps, in der Art, wie er von des 
höchftfeligen Königs Majeftät, Chriftian VII, unter dem 31. März 
1766 und 13. November 1773 beftätigt wurde, anerfannt worden 
ift; daß demnach 

2. den, in jenen Privilegien, Freiheiten, Rechten und Ges 
rechtſamen enthaltenen, landſtändiſchen Nechten Die practifche 
Wirkſamkeit nicht entzogen werden dürfe; und daß 

3. in dem Falle, daß bei der zugeficherten Wiederherftellung 
diefer ftändischen Rechte über deren Umfang, zwiſchen der aller: 
höchſten Regierung des Herzogthums Holftein und Prälaten und 
Mitterjchaft, eine Irrung eintreten jollte, dieſe — jo fern dafür 
nicht anderweitig Mittel und Wege geſetzlich vorgefchriebeu fein 
folten — vor der hohen Bundesverſammlung auszutragen jei. 


Da fi) aber das Iandfländifche Corps von Prälaten und 
Nitterfchaft erboten habe, eine Umgeftaltung der landſtaͤndiſchen 
Berfaflung in zeitgemäßere Formen Fein Hinderniß in den Weg 
legen zu wollen und zu diefem Ende um die Vermittlung ber 
hohen Bundesverfammlung nachgeſucht habe; jo werbe Diefelbe 


4. feinen Anftand nehmen, dieſe Vermittlung dann zu über: 
nehmen, wenn ein gleiches Anfinnen von Seiten der allerhöchften 
Regierung an fie werde gerichtet werden; wobei es fich 

5. daß jened Anerbieten des landftändifchen Corps von 
Prälaten und Nitterfchaft nicht jo ausgelegt werden Tönne, al 
ob darin eine Verzichtleiftung auf die verfafjungsmäßigen Rechte 
defjelben oder auch nur Das Zugeſtaͤndniß einer längern Sifti- 
rung derjelben enthalten fet, eben fo von felbft verftehe, als daß 

6. Prälaten und Nitterfchaft, in Betreff aller ihnen, noch 
außer den fländiichen Rechten, neu confirmirten Privilegien, im 
Fall einer vermeintlichen Kraͤnkung derjelben, den Weg Rechtens 
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vor den Landeögerichten zu betreten haben, weldye tarüber zu 
Iprechen nicht gehindert werden mögen. 

Welche dieſer beiden Auslegungsweiſen und welcher ber 
darauf gebauten Beichlußanträge die überwiegenderen Gründe 
für fih haben mögen, darüber erlaube ich mir jo wenig ein Ur- 
theil, daß ich darüber, in feinem Falle, ohne vorher eingeholte 
ſpecielle Inftruction meiner hoͤchſten Regierung, in der Verfamm- 
lung abflimmen werde, wenn ich mir es audy geftatten bürfte, 
über die Hauptfrage felbft, mid im Namen derjelben zu Proto⸗ 
foll zu erklären. 

Ich wende mich) nunmehr zu der dritten Frage: 

1. Wenn der Ungrund der auf den 56. Urtifel 
der Schlußacte gebauten Beſchwerde bereits für 
vollfommen Elar und über jede denfbare Einrede 
erhaben betrachtet werden follte, was würde dann 
auf Die Anträge der Reclamanten zu refolviren fein? 

Da die Bundesverfammlung verpflichtet ift, ſchon von Amts: 
wegen barliber zu wachen, daß in allen Bundesflaaten eine Iand- 
ſtaͤndiſche Verfaffung ſtatt finde; da Die, bei dieſer Gelegenheit, 
von dem Herrn Referenten, in deſſen beiden Vorträgen, für bie 
rechtliche Nothwendigkeit einer Terminsbeſtimmung zur practi- 
ſchen Herftellung einer Verfafjung, entwidelten Gründe, von un- 
verfennbarem Gewichte find; da es ſich endlich hier von den In⸗ 
terefjen eines deutſchen Bundesflaates handelt, welche, angeblich 
wenigftend, den Intereſſen eines auswärtigen Staates nur allzu⸗ 
jehr untergeordnet werben: jo gehört der Kal, daß man die 
Reclamanten, ohne von dem Umftande, daß in Holftein noch 
feine Ianbftändifche Verfaffung ftatt finde, Notiz zu nehmen, ab- 
weife, wohl zu den unmöglichen. 

Es wird alfo bier nur der Fall, daß man fie, jedoch mit 
Rüdfiht auf jenen Umftand abweilen wolle, ind Auge zu 
faſſen fein. 

Es kommt bier zuvoͤderſt darauf an, ob ich den Sinn des 
Artikels 55 ($. 7 dieſer Abflimmung) richtiger getroffen habe, 
als der Referent ihn angedentet zu haben fcheint, oder nicht, und 
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welche legale Sinterpretation der Artifel 61 der Schlußacte ers 
halten wird. 


Denn, wäre wirklid der 56. Artifel der Schlußacte auf den 


vorliegenden Fall nicht anwendbar; ich hätte jedoch den 55. Ar- 
titel der Schlußacte richtig verftanden: jo würde zu befchließen 


fein: 


daß die Reclamanten mit ihrem, durdy den in Anſpruch 
genommenen 56. Art. der Schlußacte, nicht begründeten 
Geſuche abgewiefen würden, weil aus ber unter dem 
17. Auguft 1816 ausgefertigten neuen Gonfirmation der 
Privilegien, Freiheiten, Rechte und Gerechtfame der 
Prälaten und Ritterſchaft des Herzogthums Holftein 
nicht hervorgehe, Daß fie dadurch in der Eigenjchaft eines 
landftändifhen Corps oder einer Landesver— 
ſammlung anerfannt worden wären; daß hingegen 
diefen Privilegien, Freiheiten, Rechten und Gerechtig⸗ 
feiten der Prälaten und Ritterſchaft in der Eigenfchaft 
einer mit jpeziellen Vorrechten ausgeftatteten Koͤrperſchaft, 
wie joldye (Privilegien 2c.) von des höchftfeligen Königs, 
Chriſtian VIL, Majeftät unter dem 31. März 1766 und 
13. November 1773 beftätigt wurden, in allen ihren 
Punkten, Slaufeln und Inhaltungen, die unter dem 17. 
Auguft 1816, von des jeßt regierenden Königs, Fre: 
deriks VI. Majeltät, nen zugeficherte Wirkjamfeit nicht 
zu entziehen jei; 

daß, jo fern über den Umfang jener Privilegien u. f. w., 
zwijchen der Regierung und diejer Körperichaft eine Ver: 
chiedenheit der Meinung obwalten follte, Ießterer, auf 
Verlangen, das rechtliche Gehör vor den competenten 
Zandesgerichten nicht zu verfagen fei; 

daß ferner, da erwiefen und auch von Seiten der 
föniglichen Geſandtſchaft ansdrücklich zugeftanden ſei, 
daß früherhin Praͤlaten, Ritterſchaft und Städte geſetz— 
lich beſtehende landſtändiſche Rechte ausgeübt 
haben, bei der, binnen einer Friſt von ... Monaten- 
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in Folge des 13. Art. der Bundesacte berzuftellenden 
landſtaͤndiſchen Verfaſſung, jene früherhin gejeblich bes 
ftandenen landſtändiſchen Nechte, auf den Grund 
bes 55. Art., neben den gegenwärtig obwaltenden Ver: 
hältniſſen, auch berüdfichtigt werben müflen. 


Was diefem Beſchluſſe nur noch, für den Fall, daß zwiſchen 
der Regierung und den Prälaten und Ritterfehaft, über den Um— 
fang der früherhin gefeßlih beſtandenen landſtändiſchen 
Nechte, eine Controverſe obmwalten follte, und in Beziehung auf- 
die nachgeſuchte Vermittlung der hohen Bundesverfammlung, bei 
der Wieberherftellung der holſteiniſchen Verfaffung Hinzufügt wer- 
den müßte, das hängt wieder lediglich von der legalen Synter- 
pretation des 61. Art. der Schlußacte (fiehe Seite 149) ab, deren 
Folgen, je nachdem Die eine oder andere Auslegung angenommen 
wird, oben (S. 150 bi8 151) bezeichnet find. 


Erbält aber die Deutung, welche der gerr Neferent, wie 
ic) glaube, gegen die Regeln des Syntaxes, und gegen den Geift 
der Gefehgebung, dem 55. Art. der Schlußacte zu geben fcheint, 
den Vorzug; fol demnach jener Artikel für gar nichts fagend, 
alfo gleichſam für nicht gefchrieben angejehen werben: jo fallt 
freilidy, mit der Schwierigkeit, weldye mit der Erklärung Des 
61. Art. verbunden tft, zugleich auch alle Sorge um Inhalt und 
Unfang der fünftigen Verfaſſung weg, und der Beichluß wirb 
ſich allerdingd auf das befchränfen müfjen, was der Herr Referent 
für diefen Fall eventuell in Antrag gebracht hat. 


Unter dieſen verwidelten Umftänden und bei der Verſchieden⸗ 
heit der Auslegung jehr wichtiger Artikel der Schlußacte, dürfte 
wohl ſchwerlich behauptet werden koͤnnen, Daß mit Der gejandt- 
ſchaftlichen Erklärung und dem gegenwärtigen VBortrage ded Herrn 
Referenten, die vorliegende Angelegenheit zur Reife der Abftimmung 
gediehen jei. 

Eben jo wenig wird angeführt werden können, daß biefe 
Angelegenheit dringend genug fei, um von den Vorſchriften ber 
Geſchaͤftsordnung, welche Antrag, Discuſſion und Schlußziehung 
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in drei verſchiedene (nicht etwa nothwendig aufeinander folgende) 
Sitzungen vertheilt wilfen will, abzuweichen. 

Wenn man ed daher auch für überflüfjig halten wollte, jo: 
wohl der höchften Regierung, als auch den NReclamanten, zu 
weiteren Aufflärungen in jure et facto die Gelegenheit zu geben; 
jo dürfte ed Doch Dringend notbwendig fein, für die Abſtimmung 
über den Gegenftand der Neclamation einen Termin zu beflimmen, 
ber weit genug wäre, Damit Diejenigen Herren Gejaudten, welche 
fi, wie ich, in der Rage befiuden follten, von ihren böchften 
und hohen Regierungen |pezielle Suftruktionen einholen zu müfjen, 
dafiir Die gehörige Zeit gewännen. 

Dies ift e8 auch, worauf ich, jedoch nur eventuell, wenn 
nämlich der Hauptantrag ded Herrn Neferenten nicht ange- 
nommen werden follte, anzutragen, mich verpflichtet fühle. 


Neben diefer fo wohlbegrünteten Ausführung trat ui e end: 
lich die Anſicht bed .britten Mitgliedes der Konmiſſion nd 


des Frrn. v. Leonharbi: 
as, in Betreff der Beſchwerde von Den Prälaten und Der 


Nitterfchaft Holfteing, dermalen Vorliegende — fo vollkommen 
und dankbar ich auch Das verdienftfiche Bemühen meiner hoch: 
verehrten Herren Gollegen, Dieje wichtige Sache mehr aufzuklären, 
anerfenne, wie ihre deßfallfigen perjönlichen Anfichten ehre — 
gewährt mir jedoch, bis jeßt, weder Die Ueberzeugung, Daß die 
im Auguft 1816 erfolgte Beftätigung der Privilegien zweier Claſſen 
von Perſonen, zugleich die Beftätigung einer, ſchon über 100 
Sabre, wenigftend nicht mehr in Ausübung gewefenen Berfafjung 
(welche, nächft Prälaten und Ritterfchaft, auch Städte, Stände 
und gefammte Einwohner concernirte) in ſich begreife; noch daß 
die Steuerbefreiung Einzelner, zugleich das Steuerbewilligungs: 
recht für dieſelben enthalte. 

Es ſcheint mir überhaupt dermalen nod) weniger darauf an: 
zufommen: ob eine landftändifhe Verfaſſung in Holftein, und 
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worin foldye befand? ob das Steuerbeiwilligungsrecht, oder 
welche andere Gerechtſame zu den Tandftändifchen gehörten? fons 
dern vielmehr Lediglich nur darauf: ob eine landſtändiſche Ver⸗ 
faffung in Holftein in anerfannter Wirkſamkeit befteht? wie dies 
von NReclananten noch im Jahre 1822 behauptet wird, und in 
welcher Beziehung fie ihre Beſchwerde hauptiächli auf Den 56. 
Art. der Schlußacte bafiren; denn bes 13. Art. der Bundesacte 
wird nur ganz nebenbei erwähnt. 

Anerfannt — fagen fie in ihrer Denkſchrift, S. 57, Note 11 
(fiehe auch Rudhard, Recht des deutfchen Bundes) — ift die 
Wirkſamkeit einer Verfaflung, wenn über dieſelbe die Betheiligten 
ihren übereinftimmenden Willen, durch Urkunden oder durch Die 
That erflärt haben. 

Wenn nun aber Neclamanten fi) über Eingriffe der Regie 
rung bejchweren, namentlich von der feit 1802 eingetretenen factijchen 
Hinanfegung der Steuergerechtfame, von verfafjungäwidriger Bes 
ftenerung reden, und diefen Beitpunft ald denjenigen bezeichnen 
(S. 38 der Denkſchrift), wo der Damm ber Verfaflung gänzlich) 
durchbrochen worben; wenn bie Regierung ſelbſt die Nichtaners 
fennung einer Verfafjung zum öftern nicht unzweideutig an Den 
Tag gelegt hat, wovon z. B. für bie neuere Zeit Dad, zwei Tage 
nach erfolgter Betätigung der Privilegien der PBrälaten und 
Ritterfchaft anı 19. Auguſt 1816 emanirte, aber vom 9. Auguſt 
ſchon datirte Edict, „Vorbereitung zur Einführung einer neuen 
landſtändiſchen Verfaſſung anordnend“ (Klüber's Staatsardyiv, 
Heft 6, ©. 276), fo wie die koͤnigliche Erklärung wegen Holſtein 
am Bundestage (1818 8. 26 der Brot.), Tprechende Beweile ab» 
geben: jo vermag ich in Diefen und andern DBorgängen einen 
übereinftimmenden Willen der Betheiligten, demnach eine in ans 
erfanuter Wirkſamkeit beftehente Tandftändifche Verfaſſung ſchon 
im Jahre 1802 nicht mehr aufzufinden. 

Hierzu kommt noch: daß nad) Auflöfung des deutichen Reichs⸗ 
verbandes, gleichwie in manchen anderen Staaten, Die alten Vers 
fafjungen aufgehört haben, alfo auch in Holftein; und hier zwar, 
feit der Einverleibung dieſes Herzogthums in die Dänijche Mo⸗ 
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narchie ao. 1806, der Reſt alter Verfaflung wohl als erlofchen 
zu betrachten ſein möchte, 


Eine Anficht, zu welcher fih auch Klüber befennt (öffent: 
liches Recht des deutichen Bundes ad 1 ©. 347 und ad 2 ©. 
d 448) und demgemäß (S. 467 deſſelben Werkes) das Herzogthum 
Holftein unter denjenigen Ländern begreift, in welchen eine lands 

ſtaͤndiſche Verfaſſung noch zu erwarten fteht. 


Diefem vorgängig (Da ich die, von Neclamanten behauptete, 
anerfannte Wirkſamkeit einer holſteiniſchen Verfaſſung noch nicht 
Binlänglich für begründet erachten kann), geht meine unvorgreif- 
fihe Meinung dahin: daß diefelben angebrachtermaßen mit ihrem 
petitum abzuweijen jein. 


Das Berlangen des württembergiſchen Selonbten war gewiß 
m hohem Maabe gerechtfertigt. Wenn irgendwo, jo war es in 
diefer wichtigen Angelegenheit an der Zeit, fich Inſtructivnen nad 
ſolchen Vorträgen zu erbitten. Allein es lag nidyt im Plane 
Defterreich8, irgend eine Erörterung auffommen zu laſſen, weldye 
verfafjungsmäßige Rechte ſchützte. Wir haben dieſe Pläne in 
dem Kapitel über die Verlängerung der Carlsbader Bejchlüffe 
bereits genügend gejchildert, und zugleich im Anhange des zweiten 
Bandes der Denkſchrift gebracht, weldye in Wien (Februar 1823) 
zur Grundlage weitere Schritte gegen die ſüddeutſchen Verfaffungen 
dienen ſollte. Conſequent ging deßhalb Defterreih auch in der 
bolfteinifcyen Frage gegen die Stände vor und gab da, wo das 
Recht jo klar vorlag, der despotifchen Neigung eines Königs von 
Dänemark in allen Punkten nad. Die jehr merfwürdige Ab: 
ftimmung des Präfidialgefandten ging nun dahin: 

Die Erörterung diefeg Gegenftandes erfcheint nun vollftändig 
erichöpft, und es dürfte Fein Hinderniß im Wege fein, zur end: 
liyen Abftimmung hierüber zu jchreiten, nur darüber koͤnnte die 
Frage entitehen, obgleich heute Die Abftimmung eröffnet, oder im 
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Zermin zu allgemeiner Snftructiong » Einholung feftgejeßt werden 
fol? Müßten alle die mannichfachen Fragen beantwortet, 
die Zweifel gelöfet und Bedenken gehoben werden, welche 
wir joeben vernommen haben, jo müßte ich allerdings 
ſelbſt auf Inſtructions-Einholung antragen, denn ed 
würde ſich um Erfhütterung oder Befeftigung wid: 
tiger legislativer Beftimmungen im deutſchen Bunde 
handeln. Ich habe aber bier nur den gegebenen jpeziellen 
Fall vor Augen, und dieſer ftellt ſich mir jo Har und einfach 
bin, daß ich feinen Augenblid anftehe, im Namen meines aller 
höchften Hofes meine Abftimmung zu Protokoll zu geben. 

Ein geringer Theil der bolfteinischen Prälaten und Ritter: 
ihaft hat fich an die Bundesverfammlung gewendet, und der- 
jelben vorgeftellt, wie drüdend ihre Lage fei, indem fie weder 
unter dem Schutze der alten holſteiniſchen Verfaſſung ftehen, 
noch einer neuen landftändijchen Verfaſſung mit Beruhigung ents 
gegen fehen können. Nicht ald Klage habe dieſe Prälaten und 
Ritter ihre Lage zur Kenntniß der Bundesverfammlung bringen 
wollen, nicht eine Entjeheidung erwarten Jollen von der Bundes: 
verfammlung, ſondern eine Schilderung ihrer Verbältnilje haben 
fie in der Abſicht ſich erlaubt, damit Die Bundesverſammlung, 
ohne den Rechten Der Reclamanten etwas zu vergeben, die Ver- 
mittlung zwijchen ihnen und ihrem Landesfürften übernehmen, 
auf Daß ihnen nady dem 56. Artifel der Schlußacte die alte Ver: 
fallung erhalten, oder, da fe jelbjt überzeugt find, dieſe fei nicht 
mehr zeitgemäß, daß ihnen eine neue BVerfallung gegeben und 
dabei ihre alten ftändifchen Gerechtſame berüdfichtigt werden 
mödhten. 

Die Reclamations⸗-Commiſſion bat darauf angetragen, über 
diefe Eingabe die Föniglich dänische, herzoglich holfteinifche Re⸗ 
gierung um eine Erklärung anzugehen. 

Seine Majeftät der König von Dänemark find dieſem An— 
trage der Eingabe-Sommifjton, der zuverläflig auch einftimmige 
Wunſch der Bundesverfammlung geworben wäre, bereitwilligft 
zuvorgefommen und haben Durch Ihren Geſandten Die Erklärung 
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gegeben, daß zwar die alte VBerfafjung im Holfteinifchen nicht in 
Wirkfamfeit, mithin die Berufung der Reclamanten auf den 56 
Art. der Schlußacte unſtatthaft fei, Daß aber Allerhöchftdiefelben, 
in genauer Erfüllung des 13. Art. der Bundesacte, Dem Herzog» 
thume Holftein eine Verfaſſung geben werden, welche, nad) dem 
55. Art. der Scylußacte, die älteren Rechte möglichft berüchſich⸗ 
tigen und den gegenwärtigen Beitverhältuilfen angepaßt fein 
würde. 

Da nun, nach dem 55. Art. der Wiener Schlußace, den 
fonveränen Kürften über ift, die ſtändiſchen Verfaſſungen als 
innere Landesangelegenheit, mit Berüdfichtigung fowohl der frür 
heren geſetzlich beftandenen ftändifchen Rechte, als der gegens 
wärtig obwaltenden Verhältniffe, zu ordnen, und Seine Majeftät 
der König bier eine förmlide Grflärung hierüber geben; fo 
Scheint e8 mir in der Natur der Sache zu liegen, daß dieſe Fönig- 
liche Erklärung den Reclamanten zu ihrer Beruhigung eröffnet, 
und fie dabei angewiefen werden, dieſer Verfaſſung mit jenem 
Vertrauen entgegenzufehen, welches die ununmundene Erklärung 
Seiner Majeftät des Königs bei treu ergebenen Untertanen noth⸗ 
wendig erzeugen muß, Dagegen aber verfichert zu fein, baß bie 
Bundesverfammlung, innerhalb der Örenze ihres Wirkungskreiſes, 
nach dem 54. Art. der Schlußacte, über die Erfüllung jener Ver: 
bindlichkeit zu wachen willen werde. 


Dies ift über den vorliegenden Fall die definitive Abſtimmung 
meines allerhöchften Hofes, und ich erlaube mir, diejenigen 
Herren Geſandten, melde fich gleichfall® hierüber definitiv aus: 
iprechen zu können glauben, Hiermit zu gleicher Eröffnung aufzu: 
fordern. Nur tiber einen Punkt glaube ich mich noch erklären 
zu müſſen. 


In dem ziveiten Vortrage des Herin Grafen von Beuft, 
wird darauf angetragen, binnen einer beftinmten Frift von Gr. 
Majeftät dem Könige von Dänemark die Ertheilung einer land» 
ſtaͤndiſchen Verfaffung für Holftein zu verlangen, und in dem 
Bortrage des Herrn Staatsminifterd, Freiherrn von Wangen- 
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heim, wird felbft einer Beſchräaͤnkung diejer Frift auf Monate 
gedacht. 

Seine Majeftät der Kaiſer werden ed niemals*) 
angemejjen finden, Daß den fouveränen Fürften ber 
Bundesflaaten zur Ertheilung von Berfaffungen 
in ihren Ländern, durch dieſe Verſammlung Friften 
gefegt werden. Seine Majeftät haben nicht allein zu Sr. 
Majeftät dem Könige von Dänemark, fondern zu allen Ihren 
erhabenen Bundesgenojjen das volle Vertrauen, daß diejelben 
ihren übernommenen Bundespflichten getreulich nachfommen; und 
Allerhöchftdiejelben wiljen Die Umficht und lardesväterliche Für: 
forge zu würdigen, mit welcher Diefe Angelegenheiten in den 
Bundesſtaaten vorbereitet werden. Wenn es ein fo Leichtes wäre, 
Berfafjungen zu geben, wie fich Died in Den Köpfen mancher 
neuern Schriftfteller geflaltet, Dann würden Die Staatömänner, 
weldhen die Fürften Deutjchlauds die Vollziehung jenes großen 
Werkes in ihren Staaten vertrauensvoll übertragen, um ber Ber: 
zögerung willen Vorwurf verdienen. Die Beilpiele aber, welche 
ung die Geſchichte des Tages jehr Iehrreich bietet, Dürfen wahr: 
lich nicht unbeachtet an uns vorübergehen. Wir fehen täglich 
GSonftitutionen geben und jehen fie eben jo ſchnell verſchwinden; 
wir ſehen die Völfer nad) Gonftitutionen, als den hoͤchſten Inbe⸗ 
griff irdiſcher Glüdfeligfeit, gierig bafchen, und wir fehen fie in 
wahre Zufriedenheit übergehen, wenn fie, durch eigene Kraft oder 
fremde Hülfe, der ihrem Fürſten mit verbrecdgerifcher Hand aufs 
gebrungenen Gonftitution wieder 108 und ledig werben. 

Allerdings kann und wird man und mit Wahrheit Dagegen 
einwenden, daß derlei Verfaffungen, wie fie uns in leßterer Zeit 
ephemer erjchienen find, das frevelhafte Werk frecher Factionen 


*) Barum denn 1852 die Gile in der kurheſſiſchen Angelegenheit? Der 
Bunbesbeichlug vom 27. März 1852 legt doch der Furheflifchen Regierung die 
Verpflichtung auf, fofort nad) außer Kraft gefebten Berfaflung von 1831 eine 
neue zu erlaflen! Man fieht überall daß Oeſterreich nicht nach Bundesrecht, 
fondern nad feiner Gonvenienz entfchied.: 
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jeien und nur Befriedigung des Ehrgeizes der Coryphäen jener 
Partei, nicht dad wahre Volksglück zum Ziele ihres Strebeng 
fi) vorgejeßt haben. 

Aber eben darum, damit die landſtaͤndiſchen Verfaffungen, 
welcher, nad) dem Art. 13 der Bundesacte, alle deutſche Bundes: 
ftaaten fich zu erfreuen haben jollen, wirklich das Glüd der Un: 
terthanen begründen, ift eine jorgfältige Berüdfichtigung aller bier 
einwirfenden, jo vielfeitigen Werhältniffe, die Befeitigung ſo 
mannichfacher Schwierigkeiten, Die große Aufgabe der deutfchen 
Fürften, welche zu loͤſen fie ſich verpflichtet haben. 

Der bedächtige Deutſche wird um des umfichtigen und alles 
wohl erwägenden Vorgangs feines Fürften willen nicht Mißtrauen 
in die Reinheit des Willen der Regierung feßen, und der treue 
Deutſche wird in diejer, alle Nüdfichten mit landespäterlichem 
Sinne wohl umfafjenden Sorgfalt, fi nur noch inniger an feinen 
Zandesfürften anfchließen. 

Die Bundesverfammlung ift berufen, nicht Mißtrauen gegen 
ihre erhabenen Gommittenten zu erzeugen, fondern Vertrauen zu 
befeftigen. Wenn fte fih früher beftimmt finden fonnte, von eins 
zelnen Regierungen Erklärungen über den Beitpunct Der zu geben 
den Berfaflung zu wünjchen, jo gejchah Died vor der Schlußacte, 
in welcher die Gränze ihres Wirkungskreiſes in Berfaffungsfachen 
bezeichnet, jo wie die diesfälligen Verpflichtungen der fouveränen 
Fürften des deutfchen Bundes fo feft und jo Beftimmt geregelt 
worden find, daß über Zweck und Deutung fein Zweifel 
fein kann. 

Preußens Abſtimmung ging dahin: Nach den Anfichten des Fönigl. 
preuß. Hofes über Die Sompetenz der hohen Bundesverfammlung in 
landſtändiſchen Angelegenheiten, kann Diejelbe fich nicht für Be: 
fugt und verpflichtet halten, den Anträgen von Prälaten und 
Ritterſchaft des Herzogtbums Holftein gemäß, in Diejenigen Ver: 
baltniffe, Durch welche ihr angebrachtes Geſuch veranlaßt worden 
ift, auf irgend eine Weife einzumirken, und ſich zu Diefem Zwecke 
mit dem Materiellen der Sache zu beichäftigen. 

Mit der hiervon abweichenden, im erften Gutachten ber 
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verehrlichen Reclamations⸗Commiſſion aufgeftellten Meinung, kann 
hiernach die koͤnigliche Bundestagsgeſandtſchaft nicht einverſtan⸗ 
den ſein. 

Ueber jene allgemeinere Competenzfrage müſſen lediglich die 
dahin gehörigen Beſtimmungen der Wiener Schlußacte entſchei⸗ 
den, denn nach dem 61. Art. derſelben, ſoll, abgeſehen von der 
am Schluſſe erwähnten Ausnahme, in gedachter Beziehung kein 
Zurückgehen auf frühere Anfichten, Vorſchlaͤge und etwaige Be⸗ 
ſchlüſſe mehr ſtatt finden, und dieſe hohe Verſammlung nur in 
den daſelbſt genau bejtimmten Fällen zu einer Einwirkung in 
landftändifchen Angelegenheiten oder in Streitigkeiten zwiſchen 
den Landesherren und ihren Ständen berechtigt fein. 

Zu jenen Fällen würde gehören, 

wenn eine, in anerkannter Wirkfamfeit beftehende, land⸗ 

ftändische Verfaſſung wäre verlegt oder auf einem andern 

als verfafjungsmäßigem Wege wäre abgeändert worden, 
indem alsdann ber Artikel 56 der Schlußacte in Anwendung 
fommen fönnte. 

Auf diefen Artikel, nächſt dem 61., fügen denn auch Die 
Reclamanten diejenigen Anträge, in weldyen fie zum Schuße für 
die Ianpftändiiche Berfaffung in Holftein die Vermittelung der 
hoben Bundesverſammlung nadyfuchen, und in der That Fönnte 
der gebachte Artikel ihrem Geſuche bier Eingang verjchaffen, 
wenn in der von ihnen eingereichten Denkjchrift der Nach— 
weis ihrer 

in anerkannter Wirkſamkeit beftehenden landſtaͤndiſchen 
Verfaſſung, insbejondere ihrer Steuergerechtfame, 
wie fie annehmen, wirflid geführt worden wäre. 

Dies ift, nach diefjeitiger Meberzeugung, keineswegs gejchehen. 
Wollte man auch die in der Denkſchrift enthaltene Erzählung 
von der Entwidelung und den Schidfalen der Tandftändifchen 
Verfaſſung des Herzogthums Holftein, ohne nähere Prüfung, als 
eine völlig treue und wahrhafte Darſtellung gelten laſſen; wollte 
man felbft mit den Reclamanten den Schluß ziehen, daß die 
Verfaſſung, dem Rechte nach, Feine Veränderung erlitten, jondern 


11* 


164 


bis”auf die neuefte Zeit beftanden babe; Daß dieſes Recht auch 
durch die, unterm 17. Auguft 1816 erfolgte, koͤnigliche Beftätigung 
der Privilegien und Gerechtjame von Prälaten und Ritterfchaft 
nen anerkannt worden ei: jo müllen die Reclamanten doc, felbf 
zugeftehen, daß feit dem Jahre 1712 Fein Landtag mehr berufen 
worden, daß daher feine Ausübung jenes Rechts ftattgefunden, 
ober, was daſſelbe jagen will, Daß die Iandftändifche Verfaflung 
in Holjtein jeit 1712 bis zur Errichtung der Wiener Schlußacte, 
welche den angerufenen Artifel enthält, nicht in anerkannter Wirk: 
ſamkeit beftanden bat, wie ſolches Durch Die Fönigliche Dänijche, 
herzoglich bolftein=lauenburgifchen Bundestagsgejandtichaft in 
ihrer abgegebenen Erflärung noch mehr außer Zweifel geſetzt iſt; 
weshalb auch die Auslegung, welche die Neclamanten jenem 
Artikel zu geben verjucht haben, jeinem wahren Sinne und Zwecke 
widerſpricht. 

Fehlt hiernach das daſelbſt als Bedingung angegebene Er⸗ 
forderniß zu der nachgeſuchten Einwirkung dieſer hohen Verſamm⸗ 
lung; ſo fehlt es der letztern auch überhanpt an Befugniß eine 
ſolche Einwirkung eintreten zu laſſen, und kaum bedarf es hin⸗ 
fihtlic) des näheren Inhaltes der einzelnen Anträge unter den 
erwähnten Umftänden noch der Bemerkungen, daß 

I. die von den Reclamanten gewünfchte 

Aufrechthaltung der Verbindung des Herzogthums Hol- 
ftein mit dem Herzogthume Schleswig in Einer und ders 
felben Ständeverfaffung, welche Verbindung als ein we- 
jentlicher Beftandtheil der ſtaͤndiſchen Gerechtfame von 
Holftein im Sabre 1816 angeblich mitbeftätigt ſein foll, 
abgejehen von jedem jonft Dagegen zu erhebenden Bedenken, fchor 
um deswillen fein Gegenftand ift, auf welchen fih eine denkbare 
Einwirkung des Bundestages erftreden Eönnte, weil das NHerzog- 
thum Schleswig nicht zu Den deutſchen Bundesländern gehört, 

und daher ganz außerhalb des Ginflujfed des Bundes liegt; 
II. daß dieje hohe Verſammlung audy nicht die geringfte Ein- 
leitung in der Abficht treffen könnte, nach dem Begehren 
der Neclamanten, dahin zu wirken, Daß bie Grhebuug ber 
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einftweiligen Steuerzablungen, als nicht Tandtäglich be 
willigt, nur im Wege gütlicher Webereinfunft gefchehe ıc. 


ohne dabei das Dafein eines den Ständen in ber behaupteten 
Art, zuftehenden Steuerbewilligungsrechtes vorauszuſetzen, deſſen 
Anerkennung nur das Refultat einer nicht in ihrer Competenz 
liegenden Prüfung fein Eönnte. 


Was endlich den 

II. Antrag betrifft, jo ftreitet wider Denfelben Die oben au— 
geführte allgemeine Einwendung des ermangelnden Nach— 
weijes einer, in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden land⸗ 
ſtäändiſchen Verfaſſung, zwar allein, aber auch eutfcheibend, 
da dieſer Antrag, ſowie der erfte, nurauf Schuß für die, 
in ſolcher Wirkſamkeit angeblich noch beftehende, ältere 
Verfaſſung bis zum Cintritt einer neuen Verfafjungsorb- 
nung gerichtet ift, ohne auf dasjenige einzugehen, was in 
Anfehung tes letztern Gegenstandes aus dem 54. Art. der 
Schlußacte etwa zu folgern gewejen wäre. 


Leider flimmte Preußen den öſterreichiſchen Anfichten im 
Allgemeinen bei und zwar wie es fagte un jo mehr für Ab- 
weiſung der Reclamanten mit ihrem vorliegenden Gefuche, wegen 
Mangeld der Bompetenz der Bundeöverfammlung, als nun 
auch aus der Erklärung der dänischen Geſandtſchaft die Verfiche: 
zung, deren ed nach dieſſeitiger Anficht nicht erſt bednrft hätte, 
zu entnehmen fei, daß die k. Dänische Regierung für Prälaten 
und Nitterjchaft des Herzogthums Holftein diejenigen Berüd: 
fihtigungen vormwalten laſſen werde, melde fie dem durch Die 
Bundesacte und Wiener Schlußacte miteingegangenen Verhält: 
niffe, fowie der im Jahre 1816 ertheilten Beftätigung früherer 
Gerechtſame, ihrerſeits jelbft gemäß erachten dürfte. 

Den k. dänifchen Hof nach einer jo beruhigenden Zuficherung 
noch um irgend eine weitere Erklärung erfuchen zu lafjen, fcheine 
mindeftens überflüflig; wollte man aber fogar denjelben, in Ge⸗ 
maͤßheit eines der neueften Commiſſions-Vorſchlaͤge, unter Frift- 
effimmung um Ertheilung von Auskunft Darüber erſuchen: 
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wie im Herzogthume Holftein der 13. Art. der Bundes: 

acte erfüllt worden jei? 
oder eventuell in der vorgejchlagenen Art Einleitung dahin treffen, 
daß auf Verlangen von Prälaten und Ritterfchaft rechtliches 
Gehör in ihrer Beſchwerdeſache nicht verjagt werde: jo würde 
man hierdurch über die, lediglid auf Art. 56 der Schlußacte 
und nicht auf Art. 54 derjelben oder Art. 13 der Bundesacte 
geftüßten Anträge der Reclamanten hinausgehen, und mehr thun, 
als fie felbft verlangt hätten. Schon aus dieſem einzigen Grunde, 
ganz abgefehen von allen andern, aus dem Standpunkte der 
Bundesgefebgebung aufzuftellenden, erheblichen Bedenken gegen 
den gedachten Vorſchlag könne Preußen dem Xeßteren eben fo 
wenig beiftimmen, als ähnliche Bedenken ihr erlaubten, auf die 
allgemeinen Grundſätze und Anfichten einzugehen, welche zu 
Gunften der Reclamanten in der Commiſſion fonft noch aufge 
ftelt und in einzelnen Worträgen derſelben entwidelt wor- 
den Seien. 


Auch Baiern ftimmte einfach Defterreich bei, der E. ſächſiſche 
Gejandte erklärte aber, daß er in diefer wichtigen Angelegenheit 
nicht ohne Inſtruction feines Hofes abftimmen Fönne und fid 
daher ſolche erſt erbitten wolle. 

Hannover äußerte fi aber nach ganz anderer Nichtung. 
Der Gefandte jagte: Unter Beziehung auf diefin meiner nachfolgenden 
Aeußerung über diefen Gegenftand dargelegte Anficht glaube ich 
annehmen zu müllen, 

1. daß die Competenz der hoben Bundesverfammlung für 

begründet anzufehen, und 

2. daß in Gemäßheit des Commiſſionsantrags Die Föniglich 

dänische, herzoglich holſtein-lauenburgiſche Regierung 
um ihre nähere Erklärung über dien Befchwerde zu er- 
ſuchen fei. 

Sollte eine oder die andere hohe Geſandtſchaft Inſtructions⸗ 
Einholung wünſchen, jo würde ih, in Hinficht auf die Wichtig: 
feit des Gegenftandes und, die Verſchiedenheit der Anſichten, 
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die Feſtſetzung eined Termines zu definitiver Abſtimmung für 
angemefjen halten. 


Dieje Erklärung wurde nun dahin meiter ausgeführt: 


$. 1. So ſcharfſinnig in der Erklärung des koöniglich 
dänischen Herrn Gefandten der Ausſchuß der einen der für die 
Beſchwerde untergelegten Grundlagen durch Die andere dargeftellt 
it; jo ift Doc, meiner Anficht nad), die daraus gegen den Ver: 
trag der verehrlien Commiſſion gezogene Schlußfolge nur eine 
Iheinbare. 


Entweder e3 ift eine Verfaſſung oder feine: im erfteren 
Salle findet der Art. 56 der Schlußacte, in leterem der 13. Art. 
der Bundesacte feine Anwendung: in beiden Falen ift die Com: 
petenz der Bundesverfammlung begründet. 


Diefe wichtige Schlußfolge ift diejenige des Vortrags. 
Anden die Commiſſion, daß eine diefer Vorausfegungen ein: 
trete, mit gleichem NRefultate für die Competenz überhaupt, an- 


nimmt, bat diefelbe, noch zur Beit die fcharfe Beſtimmung nicht 
aufitellen wollen, welche bier ausſchließlich eintrete. 


Indem die Erklärung die Vorausfeßung Feiner in aner: 
Fannter Wirkfamfeit beftehenden Verfaſſung voransftellt, ſetzt 
diefelbe dem Antrage eine Beſtimmtheit des nach demjelben un⸗ 
beftimmten entgegen. Dieſelbe jchließt für Die Vorausſetzung 
einer in anerkannter Wirkfamfeit beftehenden VBerfaflung Die Com⸗ 
petenz gänzlich, für die Vorausfeßung feiner Verfaffung die 
Aeuperung der Competenz für den Kal aus. 

8.2. Mit dem Antrage aus gleichen Gefichtöpunfte aus⸗ 
gehend, halte ich für jebt nicht erforderlich, eine Beſtimmung ent 
ſchieden und ausschließlich auszuſprechen, die eine hiftorijche und 
rechtliche Prüfung vorausfeßt, welche, wenigſtens in der Erklärung, 
nicht in derjenigen Vollftändigfeit enthalten ift, Die zu Dem beab- 
fichtigten Urtheile berechtigen konnte. 


8. 3. Da inzwiſchen die Erklärung mit Entſchiedenheit Die 
Vorausſetzung Feiner in anerkannter Wirkſamkeit beftehenten 
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Verfaſſung aufftellt, und in ihrem ganzen Umfange Die daraus 
hergeleiteten Folgerungen in Anfpruch nimmt, jo Dürfen einige 
Gründe bier ihre Stelle finden, die ſich für die entgegengefeßte 
Meinung darftellen. 

F. 4. Wo das Euiſtehen der Herrichaft im Dunkel der 
grauen Vorzeit verjchwindet, kann das urſprüngliche Recht zwi- 
Shen Negenten und Unterthanen nicht hiſtoriſch nachgewiejen 
werden, und aljo fein pofitives fein. 

In Holftein beruht das Recht des Herrjcherhaufes und das 
der Stände gleihmäßig, auf freier Wahl der Stände, und vor 
ber Huldigung, von dem erwählten Fürften für fich und feine 
Nachfolger zugelicherter Verfafjung. 

Es ift der reinfte Vertrags-Urjprung, der diefen Rechten 
zum Grunde liegt. 

Dieſe Privilegien werden nur jehr uneigentlidy jo genannt: 
fie enthalten ftändifche Verfafjungsrechte fie find pacta inter im- 
perantem et subditos. 

Sie bedürfen an ſich einer Beftätigungen. Dieſe fönnen 
nur in jo ferne nüßlicy geachtet werden, als Eingriffe, oder Er- 
eigniffe, Verleßungen herbeigeführt haben können, in Hinficht 
welcher die Betätigung neuer Negenten jo viel jagen, Daß der 
Nechtsbeftand, ungeachtet jener Veränderungen oder Verleßungen, 
derfelben bleibe. 

$. 5. Geſetzt, ein Theil ſolcher Verfaffung jei durch 
die Veränderung oder die Gewalt der Zeiten unanwendbar oder 
aufgehoben; jo folgt daraus nicht, Daß das Ganze ald aufgeho- 
ben ober als nicht exiftirt betrachtet werden koͤnne“). Geſetzt, 
ein Theil der Berechtigten habe von feinem Rechte feinen Ge- 
brauch zu machen für gut befunden; fo folgt Daraus nicht, Daß 
der Gleich- oder Mehrberechtigte dadurch feiner Rechte beraubt 
fei. Vielmehr kann in dem Nichtgebrauche des einen Theild ein 


*) In toto et pars continetur. L. 113. de. R. I, Non debet ei cui 
plus licet; quod minus est, non licere, L. 21. de. R. I. 
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verftärkter Gruud für den andern entftehen, die feinigen zu er- 
halten”), 

6.6. Es iſt von mir an einem anderen Orte behauptet, 
wie wenig Gewalt, in welcher Form und Wirkung fie auch er- 
ſchiene, die geheilgten Rechte der Regenten erfchüttern könne. &8 
beruben auch auf diefem Grunde die Rechte der Unterthanen. 
Die Erhaltung des Nechtsbeftandes begreift das Ganze, nicht 
blos die einzelnen Xheile. 

Der Verjährung felbft, und der Entiagung, Fann bier nım 
ein bejchränfter Wirkungskreis gelaflen bleiben. 

Der Verjährung gegen dad Grundgefeh des Staates fteht 
verftärft alles entgegen, was "icon gemeinen Rechtens ift, für 
urkundliche Rechte, und für das Erforderniß der bonae fidel. 

Entſagung fann hier weniger noch, ald im privatrechtlichen 
Berhältniffe vermutbet werben. Dieſelbe erfordert hier den ftreng- 
ſten Beweis, 

Nachgiebigkeit in einzelnen Fällen, Ausdrücke der Unterwür⸗ 
figfeit, wie fie Unterihanen gegen ihre Regenten, anftehen, können 
nur in diefem Sinne genommen, nicht als jedem Anſpruch auf 
Verfaſſungsrechte ausſchließende Entjagungen beurtheilt werden. 
Soldye Geftalt können fie nicht annehmen, wenn nicht Mar Die 
Abſicht der Entjagung vorliegt. 

Die leifefte Verwahrung gegen den Regenten für das Staats⸗ 
gejeg reicht zu Erhaltung des Rechts zu. 

Das privatrechtlich gegen den Gleichen geltende findet bie 
vollſte Anwendung in Hinficht auf das Verhältniß gegen den 
Regenten. 

Staatsmänner dürften Gründe finden, dieſen Rechtöregeln 
für das Staatsrecht die weitausgedehntefte Wirkung zuzugeftehen, 
und aus der Nachgiebigkeit der Unterthanen nicht jo leicht eine 
das Recht ausfchließende Folge zu ziehen. 

$. 7. Wenn man von biefen Grundjäßen ausgeht, die dem 


*) Cujus effoctus omnibus prodest, ejus et partes ad omnes pertinent. 
L. 148 de R. I. 
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Staatsreht und dem monarchiſchen Prinzip ganz eigentlid, an: 
gehören, jo erjcheinen die in der Grflärung angeführten Vorgänge 
keinesweges ald den Staatsvertrag erlöfchend. 

Wer mit der Geſchichte der ſtaͤndiſchen Verhandlungen be- 
fannt ift, wird, zwar nicht gleiche,, aber ähnliche in manchen Laͤn⸗ 
dern finden. 

Unfere Staatsrechtölehrer, treuer Diener ihrer Fürften, aber 
and) des Rechts, haben das Verdienſt, vielfältig darüber den 
Beweis geführt zu haben, daß Vorgänge diefer Art nicht als das 
Recht erlöfchend zu betrachten find. 

$. 8. Die Eonjolidirung der Laudeshoheit Durch den welt 
phäliichen Krieden änderte weder an fih, noch in andern beut- 
Schen Ländern, noch in Holftein die fländifche Verfafjung. 

Auch die veichögejeßliche Beſtimmung über die Beitragsver- 
bindlichkeit der Unterthanen zum Defenfiouswerfe konnte auf das 
verfafjungsmäßige Steuerbewilligungsredyt Feine erlöjchende Ein- 
wirfung baben. So wie in SHolftein überhaupt Die orbinäre 
Gontribution Feiner Bewilligung bedurfte, fo entitand eine neue 
Verpflichtung zur Bewilligung für Die Landesvertheidigung, deren 
Erforderniß im Allgemeinen feftgeftellt wurde, ohne das Maaß 
und die Art der Aufbringung einfeitiger Anordnung zu unter: 
werfen, bejonders aber ohne irgend eine erlöſchende Einwirkung 
anf das Steuerbewilligungsrecht überhaupt äußern zu Fönnen, 
als welches vielmehr durch Diefe Annahmen für andere Erforder— 
niſſe beftätigt erjcheinen mußte *). 


*) Diefe Geſetzgebung wird eigentlich nicht fo fehr durch den angeführten 
N. A. v. 1654 als durch Leopold I. Refolution über die 1670 gefuchte Er⸗ 
tenfion defielben normirt. 

. Nicht indefinite zu Feſtungen, Verpflegung ber Bölfer nnd anderen hiezu 
gehörigen Notbwendigfeiten follte beigetragen werden. Das große Kaiferhaus 
erhielt noch Rechte der Landflände und Unterthanen. 

Daß aber Ihre Faiferlihe Majeſtät — fo lautet die Refolution — in 
oben angezogenen neuen Borfchlag willigen, dazu Fönnen biefelbe, in Grwäs 
gung ber hiebei vorgefallenen hochwichtigen Bedenken, einmal nicht gehalten, 
fondern werden, um ber babei fi) ereignenden Umflände willen, vielmehr ge: 


171 


$. 9. Mehr einwirkend, und zu mannichfaltigen Eingriffen 
führend, mußten die Streitigkeiten der beiden regierenden Haͤu⸗ 
fer, und der nordijche Krieg für die Verfaffung Holfteind wer: 
den. Gleichwohl, wenn man aufmerkjam die in dem biftorifchen 
Theile nicht beftrittene Denkſchrift mit der Erklärung zufammen- 
hält, ergiebt fich ein Reſultat für Erhaltung der Rechte, wie e8 
kaum zu erwarten gewejen. 

Nachdem in Dänemarf das Königsgeſetz eingeführt, unter 
wechfelnden Greigniffen der Kriege, beitand am Ende noch Ver- 
faflung und Landtag. Eingriffe in gewaltiger Beit, gegen die 
Verfafjung von den Negierungen, wechjeln mit berubigenden Er— 
Härungen; unterwürfige Aeußerungen der Unterthanen mit Ver: 
wahrungen der Rechte ab; aber das Ganze erfcheint, nad) denen 
in den 88. 11 bis 14 der Denkjchrift enthaltenen und in ihrem 
factifchen Beftande nicht angegriffenen geſchichtlichen Vorgängen 
gewahrt und beftätigt, erbalten, nicht erlofchen. 

F. 10. Als hierauf in dem Sahre 1773 die Geffion des 
großfürftlichen Antheild von Holftein erfolgte, wurde in dem 
Tractate allen Einwohnern, vornehmlidy Prälaten und Ritterfchaft 
zugeſagt, fie bei ihren Freiheiten, Vorzügen und Geredhtfamen, 
welche fie bisher genoffen, ungefränft zu laſſen; und darauf er- 
folgte bei der feierlichen Befignahme die königliche Beftätigung 
der Privilegien aller Eingeſeſſenen, und Bejonbers_ derjenigen 
von Prälaten und Nitterjchaft. 

In feinem Trace hat Catharina jo gezeigt, auf welche Höhe 
fie ihre Politif zu ftellen, auf welche Höhe fie ihre große Anftcht 
zu erheben wußte. Es ſcheint mir eine kühne Snterpretation, 
diefen Tractat dahin zu erflären, es jet der großen Selbitherr- 
ſcherin Abficht gewejen, Pralaten und Ritterſchaft Holfteind dem 
unbedingten Beftenerungsrechte Dänemarks zu unterwerfen. 

6. 11. Gleihwohl fommt darauf, auf den Beſtand der 


müßiget, einen jeden Bei dem, weſſen er berechtigt, und wie es bis dato eb- 
fervirt worden, in alle Wege verbleiben zu laſſen. 
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Berhältniffe von 1773, und auf Die Damals gefchehene privile- 
gien- und, tractatmäßige Anerkennung und Beftätigung alles an. 

$. 12. Denn diejenigen Vorgänge, welche fpäterbin, im 
Fahre 1802 und 1806, erfolgt find, Eonnten an ſich feine recht: 
lihe Wirkung auf Erlöjfchung der verfaflungsmäßigen Rechte 
haben. 

Daß 1802 die Vorftelung der Prälaten und Ritterfchaft 
durch Behauptung eines unbejchränkten Beſteuerungsrechts zurüd- 
gewiejen wurde, konnte, nad) den oben ($. 6) ausgeführten 
Grundjäßen, dieſe Behauptung nicht zum Rechte erheben; und 
nad) ‚den ebenfalld aufgeführten Grundjäßen, erjcheint Die Ver 
fafjung rechtlich gewahrt, dadurch, Daß rechtliches Gehör gegen 
dieſes aufgeftellte unbeſchränkte Beiteuerungsrecht erbeten, aber 
nicht geftattet wurde”). 

Daß 1806 Holftein unter das Koöͤnigsgeſetz geftellt worden, 
unter Pertilgung der verfafjungdmäßigen Rechte, kann Feine 
Rechtsfolge begründen. Als das Unglüd Deutfchlands die Gr: 
Löfhung des Kaiſerthums und Reichs herbeigeführt, konnte Die 
dadurch entitandene Sourveränetät der Fürften feinesmeges Die 
Verhaͤltniſſe Derjelben zu den Unterthanen!, noch die wechjelfeiti- 
gen Rechte und Verbindlichkeiten beider aufheben. 

Diefe Anſicht ift von Den größten Hiftorifchen und politi- 
ſchen Schriftitellern der Zeit, und von den deutſchen Publiciften, 
als die rechtliche, außer Zweifel gejeßt, wie ſolche aud) in con- 
tradictorio von den medlenburgifchen Ständen gegen den Landes: 
herrn behauptet und feitgeftellt tft. 

F. 13. Allein alle dieſe Vorgänge, alle Diejenigen der Zeit: 
periode vom 13. November 1773 bis zum 17. Auguft 1816, find 
auf eine gänzlich entjcheidende Weiſe außer aller Wirkung für 
die Beurtheilung des Nechtöbeftandes gefebt, durch die am 17. 
Auguft 1816 erfolgte Föniglihe Konfirmation der Privilegien. 

8. 14. Zufolge diefer find confirmirt und beftätigt, 

„ale und jede von ben höchftfeligen Föniglichen Herren 


*) Culpa caret qui scit sed prohibere non potest, L. 50 de R. I. 
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Borfahren den Prälaten und Ritterjchaft des Herzogthums 
Holftein ertheilte Privilegien, Freiheiten, Rechte und Ge- 
rechtigkeiten, wie jelbige von des höchftjeligen Herrn Bas 
ters, Königs Ehriftian VII. Majeftät unterm 31. März 1766 
und 13. November 1773 allerhöchft beftätigt worden, in 
allen ihren Buncten, Clauſeln und Inhaltungen - beiter: 
und beftändigermaßen allergnädiaft, dergeſtalt und aljo, 
daß Prälaten und Ritterſchaft dabeilzu allen Zeiten ruhig 
gelaſſen, auch Fräftigft gejchiigt und gehandhabt werden 
jollen.” 

$. 15. Ich geftehe, daß mir nıdht Klar ift, wie nad) dieſer 
Beftätiguug angenommen werden Fönne, die in Den Privilegien 
enthaltene Verfaffung fei wicht in anerfaunter Wirkfjamfeit. Es 
Icheint mir, daß es nicht möglich if, ihre Wirkſamkeit mehr an- 
zuerfennen, als in dieſer Beftätigung gefchehen if”). 

Könnte noch irgend ein Zweifel über Abficht und Sinn der 
Beftätigung fein, jo würbe derjelbe nur zum Vortheil der Prä- 
laten und Ritterſchaft erklärt werden können, nad) den Regeln 
und „verba cum effectu sunt accipienda“ — und „beneficia 
prineipis quam plenissime interpretanda sunt.‘“ 

Nachdem von Chriftian I. verjprochen, „Feine Schakung oder 
Dede zu legen auf die Einwohner diejer Lande, ſammt oder ſon⸗ 
ders, ausgenommen unfere eigenen Bonden und Lanften, Die un: 
verfeßt und unverpfändet find, ohne freundliche Einwilligung und 
Bulaffung, eintrachtige Zuftimmung aller Räthe und Mannſchaft 
biefer Lande, geiftlicher und weltlicher”, demnächft aber und be⸗ 
ſonders 1712 die ordentliche Gontribution hergebracht und aus⸗ 
genommen; auch 1671 eine ausdrüdliche Ausnahme in puncto 
electionis feftgeftellt ift; fo kann Die Konfirmation der Priviles 
gien von 1773, und die darauf fi ausdrücklich beziehende von 


*) Is qui actionem habet ad rem recuperandam ipsam rem habere vi- 
detur. L. 15. de R. I, 

Non quid habeat actor, sed qui par adversarium habere non potue- 
rit, considerandum est, L. 78. de R, I. 
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1816, nad) den Regeln der Auslegung nicht anders verftanden 
werden, ald mit Inbegriſſ des Steuerbewilligungsredht3, unter 
Ausnahme der ordinären Gontribution. Sollte dieſes Recht felbft 
ald Ausnahme von der Beftätigung ausgefchloffen werden, fo 
hätte dieſe wejentliche Ausnahme eine ausdrüdliche fein müffen, 
gleich wie jolche früher für die beiden eben erwähnten Puncte 
gejchehen. 

6. 16. Wenn eine, nad der Beftätigung der Privilegien 
von 1816, in anerkannter Wirkfamfeit ftehende Verfaſſung in 
Holftein angenommen wird, fo findet der 56. Artifel der Schluß: 
acte feine Anwendung dahin, daß foldhe nur auf verfaflungs- 
mäßigem Wege abgeändert werden fann. 

Die Gründe für diefe Folgerung find in den Vorträgen 
der Gommiffion jo bündig und fo ausführlich dargelegt, und Die 
Dagegen aufgeftellten Behauptungen find meines Erachtens fo 
gründlich widerlegt, Daß ich über Die Anwendbarkeit diefer Ela- 
ren gejeglihen Beitimmung nichts weiter hinzuzufügen mir ers 
laube, als daß die Abficht und der Geift des Geſetzes hier auch 
aus der Geſchichte der Gefekgebung, aus dem Protocolle der 8. 
Gonferenzfißung von 24. December 1819, die vollfte Beſtaͤtigung 
erhält. 

Es war nämlid von dem 5. Ausfchuffe die Faſſung dahin 
vorgejchlagen: 

„Die in anerfannter Wirkſamkeit beftehenden landſtändi⸗ 
ichen Verfaſſungen können nur auf die durch die Verfaf- 
fung ſelbſt beftimmte Art abgeändert werden.” 

Bei diefem Sage wurde von dem Herrn Grafen von Mün- 
fter und von dem Herrn von Berg die Bemerfung gemacht: 

„daß in den wenigften älteren Berfafjungen eine beftimmte 
Art, wie fie abzuändern feien, gefunden werde, und doch, 
wenn fein Herfommen, feine Objervanz etwas darüber 
beftimme, aus der Verfafjung felbft der Grundfag abge 
leitet werden müſſe, daß gegenfeitige Rechte und Pflichten 
nicht einjeitig abgeändert werden können.“ 

Der Ausſchuß fand diefe Bemerkung richtig, und nahnı bie 
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vorgefihlagene Abänderung des 3. Sabes in der Art au, 
daß es anftatt „auf die Durch die Verfaſſung ſelbſt beitimmte 
Art”, nunmehr beißen joe, „auf verfaffungsmäßigem Wege”. 

Daraus geht die Abficht hervor, die mit der allgemeinen 
Rechtöregel in Harmonie fteht, nihil tam naturale est quanı eo 
genere quodque dissolvere, quo colligatum est. 

8. 17. Es folgt hieraus, daß, unter der Vorausſetzung 
einer beftehenden Verfaſſung, die ich nicht als entjchieden an» 
nehme, für welche aber wenigftend wichtige Gründe vorliegen, 
eine einfeitige Veränderung ausgeſchloſſen, die Gompetenz der 
YBundesverfammlung völlig begründet, und das Erſuchen derfel- 
ben nm eine Erflärung als eine gewiß jede Rückficht einſchlie— 
gende Maßregel zu betrachten ift. 

6. 18. Aber felbft in dem Falle, daß Feine ftändijche Vers 
faffung in Holftein als anerkannt anzufehen jei, würde die Com⸗ 
petenz der Bundesverfammlung vollkommen begründet fein. 

8.19. Zür diefen Fall fteht der 13 Artikel der Bundesacte feft. 
Der 54. Artikel der Schlußacte verpflichtet die Bundesverfamm: 
fung, darüber zu wachen, daß diefe Beftimmung in feinem Bun- 
desacte unerfüllt bleibe. 

Sin Holftein ift derfelbe, unter jener Vorausſetzung, nicht 
erfüllt. Die Competenz der Bundesverfammlung für dieſe Er- 
fülung iſt alſo klar. 

6. 20. Es fragt ſich, ob dieſe Befugniß der Bundesver⸗ 
ſammlung, die auch eine Verpflichtung iſt, dadurch aufgehoben 
werde, daß in der Erklaͤrung geſagt iſt, es werde, unter möglich 
ſter Berüdfichtigung alter Rechte, die künftige Verfaſſung Hol: 
fteind dem Gulturftande des Landes und feinen übrigen Verhäft- 
niffen und Bedürfniffen angepaßt, allein als ein Geſezz erichei- 
nen, nicht aber als ein mit einem der ehemaligen Stände abge» 
ſchloſſener Staatövertrag ? | 

Für die Meinung eines nach folder Erflärung ftattfinden- 
den gänzlichen Ausſchluſſes der Kompetenz, wird bejonders der 
55. Artikel der Schlußacte angeführt, nach welchem den fouve- 
ränen Fürften überlaffen bleibt, dieje innere Kandesangelegenheit, 
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mit Berüdfichtigung fowohl der früherhin gejehlich beitandenen 
ftändifchen Rechte, ald der gegenwärtig obwaltenden Verbältnifie, 
zu ordnen. 

F. 21. Für dieſes Geſetz muß zuvörderft bemerkt werben, 
daß nicht der eine Theil deſſelben allein, nämlich Die Regulirung 
durch die fouveränen Fürften, fondern aud) der andern, nämlich 
die VBerüdfichtigung früherhin geſetzlich beftandener ftändifcher 
Rechte in Betrachtung Eommen muß, wenn von der Anwendung 
die Rede ift. Die eine Beftimmung ift gefeblich, wie Die andere. 
Das Ganze des Geſetzes muß zur Anwendung kommen. Die 
allgemeine Auslegungsregel findet audy bier ihren Pla, daß 
fein Ausdrud in einem Geſetze als überflüffiig und bedeutungs- 
108 angejehen werben könne. 

Aus diefer Hegel geht eine zweite hervor, Diejenige, daß 
allgemein Feine Gejegftelle als bloßer Rath betrachtet werben 
Eönne, die für den ohnehin den Rechtsgrundſatz ald den höchften 
erfennenden ohne Zwecke, für dem nicht dafür geneigten ohne 
Wirkung fein würde. 

Daraus, glaube ich, ergiebt e8 fich, daß das Geſetz bes 55, 
Artikeld der Schlußacte nicht befolgt fein würbe, wenn bei einer 
zu gebenden Verfafiung dad wejentlichfte der früherhin geſetzlich 
beftandenen landſtaͤndiſchen Rechte nicht berüdjichtigt werden 
follte, 

Für biefen Fall würde die Bundesverfammlung, welche für 
bie Erfüllung dieſes, wie aller übrigen Bundeögefeße, verpflichtet 
ift, gewiß dahin competent fein, um auf Beſchwerde der Unter⸗ 
thanen ſich an die betreffende Regierung iu der Art zu wenden, 
die weiter unten entwidelt werden wird ($. 27). 

%. 22. Es iſt diefer Fall, welcher bier gerade vorliegt. 

Die in Holftein früher gejeglich beftandenen ftändiichen Rechte 
haben unbezweifeiter- und anerfanntermaßen das Steuerbewilli⸗ 
gungsredht der Prälaten und Ritterſchaft begriffen. 

Dagegen iſt von der Regierung in neueren Zeiten ein, Sr. 
föniglichen Majeftät zuftehendes, unbeichränftes Befteuerungsrecht 
behauptet, und gegen alle Vorſtellungen executiviſch ausgeübt 
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zuleßt auch gerade dadurch zu dieſer Beſchwerde der Hauptanlaß 
gegeben. 

Der ganze inhalt der Erklärung ftellt das Steuerbemilli: 
gungsrecht der Prälaten und Nitterfchaft als gänzlich erlojchen 
dar, und der $.25 der Denkſchrift ergiebt die gegenwärtig aus⸗ 
geführte factiſche Erloöſchung defjelben durch Grecution. 

Nach diefem Xhatbeftande und nach dem Inhalte der Gr: 
Härung haben Prälaten und Ritterfchaft, meiner Anficht nad), 
zureihenden Grund, auf eine Verwendung oder Vermittlung der 
Bundesverfammlung zu Erhaltung des Steuerbewilligungsredhts 
in einer neuen Verfafiung anzutragen, weil obne ſolches biejenige 
Berudfichtigung älterer ſtaͤndiſcher Rechte gänzlich ausgeſchloſſen 
erfcheint, welche der 55. Artikel der Schlußacte vorjchreibt. 

6. 23. Aber, auch davon abgejehen, ift, meines Erachtens, 
die Kompetenz der Bundesverfammlung unbezweifelt begründet 
in Hinfiht der Zeitbeſtimmung für eine anzuführende Verfafjung. 

Gine gefebliche Verbindlichkeit ohne die Möglichkeit ihrer 
Realifation in der Zeit würde feine fein; und in einem Grund: 
gejeße des deutſchen Bundes darf Fein Element gefunden werten, 
das fein eigened Princip auflöfet. 

Es liegt ſchon in der Natur der Sache, dag, über die Er: 
füllung einer Verbindlichkeit wachen joll, wie e3 ber 54. Artikel 
der Schlußade der Bundesverſammlung auflegt, aud) die Pflicht 
auf fi hat, dahin zu fehen, daß dieſe Erfüllung in einer be- 
flimmten Zeit realifirt werde. 

Diefer Grund ift von der Bundesverfammlung in dem Be- 
Ichluffe der 1. und 26. Sibung von jahre 1818 mit voller Be- 
fimmtheit angenommen, fo wie berjelbe bei der Gompetenz- 
beflimmung als ungezweifelt zum Grunde gelegt if. 

Die Schlußacte hat für dieſe Erfüllung des 13. Artikels Die 
Verpflichtung der Bundesverſammlung nicht verringert, fondern 
verftärkt. 

F. 24. Welche Nüdfiht auch die Schwierigkeit erfordert, 
die fi) der Anordnung der Berfaflung, in einem Staate mehr, 
weniger in dem andern, entgegengeftellt, fo kann tiejelbe doch 
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nie bi8 auf den Brad der Ausichließung begründeter Competenz 
der Bundesverfammlung ihre Wirkung erftreden, um dieſe von 
ihrer Verpflichtung für Erfüllung der bundesgefeglichen Verpflich⸗ 
tungen gänzlich Toszufprechen. 

Entfernt, diefe Schwierigkeit zu verfennen, oder Die Einwir- 
fung der Bundesverfammlung über diejenigen Gränzen hinaus 
ausdehnen zu wollen, die die Lage der Dinge, das Verhaͤltniß 
der Regenten ımd der Unterthanen, die Rüdfiht auf die Rechte 
jelbit, und Das wohlverftandene Intereſſe aller, vorzeichnen, glaube 
ich gleichwohl annehmen zu dürfen, daß dieſe Betrachtungen die 
Einwirkung der Bundeöverfammlung nicht bis dahin befchränfen 
fönne, um eine Regierung nicht um ihre &rflärung erfuchen zu 
fönnen. 

$. 25. Eine rüdfiht3vollere Neußerung der Competenz fcheint 
mir kaum denkbar in dem Falle, der vorliegt. 

Welche Folge fih darftellt, wenn man diefe Gompetenz erft 
im Falle des Aufruhr eintreten laffen wollte, überlafje ich der 
Beurtheilung eined Jeden, dem die Gejegmäßigfeit und die Be 
rubigung Deutſchlands am Herzen Liegt. 

Ich begnüge mich zu bemerken, Daß die darauf gerichtete 
Geſetzgebung eine beſondere ift, und daß dieſelbe an ft) mit 
derjenigen über die Berfaflungsmäßigfeit des Vaterlandes nicht 
in diejenige unmittelbare Verbindung geftellt ift, welche Die An- 
wendbarfeit dieſer nur unter der Vorausſetzung des für jene ein- 
tretenden Falled begründete, 

$. 26. Daß übrigens die Beitbeflimmung für eine zu ge 
bende Zerfafjung in Holftein auf derjelben Linie ftehe, wie bie 
jenige für andere Staaten, ift eine Behauptung, die fi durch 
die gänzliche Verſchiedenheit widerlegt, welche in Hinſicht diefer 
Staaten und Holfteins ftatt findet. Entſtehung, Fortgang, Be 
ſchraͤnkung, Beftätigung der ftändifchen Verfaſſung, alles ift für 
Holſtein fpeciell. 

In Holftein klagen Brälaten und Ritterfchaft über die exes 
eutive Ausübung eines unbefchränkten Steuerrechts, nach welchem 
6 p6&. alles Grundeigentbums der Nationalbank zugeeignet worden 
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und dringen auf Verfaſſungsrechte. Indem fie irgend eine Ber: 
faſſung, entweder die alte confirmirte, oder eine neue, Das Steuer: 
bewilligungsrecht fichernde, in Anfprucd nehmen, fo kann, auch 
wenn nur lebtere in Frage kommt, meiner Anficht nach, Die Bun⸗ 
desverfammlung ſich nicht weigern, Kenntniß von der Sache zu 
nehmen, die Regierung um Erklärung zu erjuchen, und derjelben 
Gelegenheit zu geben, den Streit mehr, als biöher gefchehen, 
aufzuklären oder auszugleichen; und die Bundesverfammlung über 
die Erfüllung ihrer Pflicht zu beruhigen. 

Schon in der 26. Sigung vom Jahre 1818, $. 127, ift bes 
ſchloſſen, daß die Bundesverſammlung binnen Jahresfriſt ven 
geigueten Mittheilungen von den ferneren Einleitungen in ben 
ſtaͤndiſchen Einrichtungen, von deren Fortgange, und wo moͤglich, 
von ihrem allſeitigen endlichen Reſultate, vertrauungsvoll ent⸗ 
gegenſehe. 

Wie wenig kann es als eine Ueberſchreitung ihrer Compe⸗ 
tenz angeſehen werden, wenn ſie durch das Erſuchen um eine 
Erklaͤrung eigentlich nichts mehr thut, als jenes fruͤhere wieder⸗ 
holen, nach fünf Jahren, aufgefordert durch eine Beſchwerde über 
Thatumſtaͤnde, die nicht beſtritten ſind, und die, wie ſie auch an⸗ 
zuſehen ſein mögen, auf alle Die Folgen und Betrachtungen fürh: 
ren, die einem verfafiungsmäßigen Zuſtande angehören. 

F. 27. Nach diefer Ausführung ($. 16—26) erſcheint auch 
für die Vorausſetzung einer nicht in anerkannter Wirkſamkeit jich 
befindenden Verfaflung die Kompetenz der Bundesverfammlung 
nicht nur vollfommen begründet, fondern auch, meines Erachtens, 
gerade für dieſen Kal die Aeußerung berjelben nicht auf Das 
Erſuchen um Erklärung zu bejchränfen. 

Wird ausfchließlich der Fall des 13. Artifeld der Bundes- 
ade und des 55. Artifeld der Schlußade zum Grunde gelegt 
jo ift, in Rückſicht auf den im vorigen $. Dargelegten Thatbe⸗ 
fland, meiner Anſicht nad, Die rechtliche Folge nicht zu umgeben, 
daß die Bundesverfammlung berechtigt und verpflichtet jei, au 
bejchließen : 

I. daß in Gemäßheit des 54. Artifeld der Schlußacte Die 
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königlich-daͤniſche Regierung zu erjuchen fei, Der Bundesverfamm- 
Img ihre Erklärung über die Beit ertbeilen zu wollen, Binnen 
welcher nach dem 19. Artifel der Bnndesacte eine neue fläns 
diſche Verfaffung in Holftein werde eingeführt werben fönnen? 

I. Daß die Bundesverfammlung, in Hinficht auf Die beſon⸗ 
dere aus der Beſchwerde hervorgehende Veranlaſſung, die Hoff: 
nung ausdrüden zu müllen glaube, daß die Einführung Diefer 
Berfafjung nicht nur innerhalb eines nicht zu entfernten Beit- 
raums, fondern auch unter Beobachtung des im Artikel 55 der 
Sclußacte enthaltenen Grundprincips, der möglichften Beob⸗ 
achtung der früherhin gejeglich beftandenen Rechte, und beſonders 
des wejentlichiten derſelben, desjenigen der freien Steuerbes 
willigung, außer der ordimären Gontributton, flatt haben werde. 

$. 28. Inzwiſchen komme ich auf meine frühere Aeußerung 
($. 3-17) zurüd, daß wenigftend wichtige Gründe für die Vor⸗ 
ansfeßung einer anerfannten Wirkſamkeit der Privilegien vor: 
handen find, und daß von einer räheren Erflärung das bes 
flimmte Urtheil darüber erft abhängig zu betrachten ift. 

Anden dieſe weitere Erklärung der koͤniglichen Regierung 
anf ein entſcheidendes Nejultat für Die eine oder Die andere 
Vorausfegung führen kann; genügt für jebt Die für beide im 
Allgemeinen begründete Competenz. 

In Folge diefer Anficht, genügt auch für den gegenwärtigen 
Stand der Sache das in meiner Abftimmung angetragene Gr- 
ſuchen an die Fönigliche Regierung um eine nähere Erklärung. 

Nah Maaßgabe dieſer, wird erft jede Fünftige Wirkſamkeit 
der Bundesverfammlung ihre nähere Beſtimmung erhalten, der 
es für jeßt nody nicht bedarf. 

8. 29. Es bleibt noch übrig, Einiges über diejenige Bes 
jorgniß zu jagen, welche in der Erklärung des Föniglich dänischen 
Herrn Geſandten, von dem politischen Gefichtäpunfte aus, für 
die Vorausſetzung einer beftehenden Verfaſſung, und einer Ver⸗ 
einbarung zu einer neuen, dargeſtellt if. 

Man Fönnte jagen, daß die Geſetzgebung, welche im 56. 
Artikel der Schlußacte dieſen Fall vorausgeſetzt, und beftimnit 


181 


hat, auch jene Bejorgniß vorausgejehen habe, und daß die dabei 
entftehende Schwierigkeit nicht die Anwendung Des Geſetzes auf: 
heben, fondern nur auf die möglichite Beſeitigung dieſer Schwierig: 
feit führen koͤnne. 

Aber die in der Erklärung aus jenem Gefichtöpunfte aufge: 
ftellten Anfichten find von einer fo großen Wichtigkeit und von 
einem jo tiefen Eindrude, daß das Auge nicht davon abgewandt 
werden Tann, ohne in die Betrachtungen einzugehen, welche fie 
veranlafjen. 

6. 30. Es beftehen in Holftein jo viele vortreffliche Geſetze, 
Adminiſtrations⸗Einrichtungen und Juſtitutionen vielfältiger Art, 
angepaßt dem Gulturftande des Landes, den PVerhältniffen und 
Bedürfniſſen der Unterthanen, daß vielleicht wenige Staaten fich 
in Hinfiht der Gefebgebung dieſem Lande gleichtellen Eönnen. 
Die Aufhebung der Leibeigenfchaft allein, und die Art, wie 
ſolche ausgeführt worden, ift ein ewiges Denfmal der Geredhtig> 
feit, des Wohlmollend und der Weisheit der Regierung des 
Königs. 

Aber die Beforgniß, daß durch eine zu vereinbarende fäns 
diſche Verfaſſung Smflitutionen vernichtet oder ausgejchloffen wer: 
den könnten, die den Forderungen und Verhältniffen der Zeit 
und der gleichen Vertheilung der Staatslaſten entſprechen, dieſe 
Beſorgniß Fann ich nicht theilen. Noch habe ich jemals Die Auf- 
ſtellung eines unbejchränften Steuerrechts unter die Zahl jener 
das Wohl der Untertbanen begründenden Geſetze rechnen Fönnen. 

F. 31. Was durch Die Vereinbarungen mit deutſchen Stäns 
den über ftändiiche Verfaſſungen und neue Einrichtungen für den 
Regenten und fir Die Unterthanen zu erhalten iſt, ergiebt Die 
Erfahrung vieler Länder: ich habe nad) nicht gejehen, was da⸗ 
durch verloren worden. 

In Holftein tragen Prälaten und Ritterfchaft darauf an, 
daß ihre Vorfchläge in Hinficht der einzuführenden Veränderungen 
vernommen und berüdfichtigt werben mögen. 

Nah) dem ganzen Inhalte der Denkſchrift ſcheint ſich der 
Hauptgegenftand ihrer Vorfchläge auf ein ungelränftes Steuer: 
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bewilligungsrecht zu beichräufen, das übrigens ſchon verfaffungs- 
mäßig in Hinfiht der ordinären Gontribution bedingt ift. 

Sie erklären ſich weit entfernt einer Umgeftaltung der Ver: 
faſſung in zeitgemäßen Formen irgend Hinderniffe in den Weg 
legen zu wollen. 

Ich geftehe aufrichtig, ich kann es mir nicht vorftellen, daß 
fie, Diefen Flaren Aeußerungen entgegen, Rechte oder Befreiungen 
verlangen Tönnten, die mit der Billigfeit, der Lage und dem Gr: 
fordernifje der Zeit, nicht zu vereinigen wären. 

$. 32. Es ift offenbar bier nicht die Präpotenz eines ein- 
zelnen Standes, worauf ed ankommt; fondern Sache der Geſetze. 

Wenn die Bundesverfammlung ihre Rechte abgeben wollte; 
würde diejelbe ihre Verpflichtungen aufgeben können? Kann von 
derjelben weniger geſchehen, als das Erfuhen um eine Er 
Härung ? 

Württemberg erflärte: Die Lönigl. Geſandtſchaft, welche mit 
Inſtructionen nicht verjehen fein Tonnte, da ihr allerhoͤchſter Hof, 
in wichtigeren Fällen die Inſtructions-Ertheilung ftet3 auf Die 
Kenntnißnahme von den in Diefer Hohen Verfammlung ftatthabens 
den Erörterungen ausſetzt, kann demnach nur dem Hauptantrage, 
und, wenn dieſer nicht angenommen werden follte, dem eventuellen 
Antrage der Commiffion, daß nämlich entweder weitere Auf: 
Härungen in der Sache jelbft begehrt worden, oder daß zur Ab⸗ 
flimmung ein Termin anzufeßen jei, der weit genug wäre, bamit 
die Gejandtichaften, welche fpezieller Inſtructionen bedürfen, ſich 
amit ve rjeben lafjen koͤnnen. 

MWeiter zu gehen, darf fie fi um fo weniger für ermächtigt 
halten, als es ſich von einem Falle handelt, auf welchen Gefeße 
angewendet werben follen, welche, feit der Errichtung der Schluß. 
acte zum erften Male in Anſpruch genommen werden, und deren 
Auslegung überdies Schwierigkeiten gefunden hat. 

Indeſſen glaubt die Geſandtſchaft dennoch nicht unberührt 
lafjen zu dürfen, daß ihr der, der Abftimmung des Faiferlich 
koͤniglichen präfldivenden Herrn Gefandten, zum Grunde liegende 
Gedanke als ein die beglüdende Rüdfehr der Eintracht, Die die 
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Reclamanten ald ihren dringendften Wunſch außfprechen, am 
meiften fördernder erjcheint, in fo fern bei der Ausführung des 
jelben die Nechtöfrage unentichieden gelaſſen wird. 

Baden fand, wie nad) unferen Erläuterungen im eilften Kapitel 
nicht anders zu erwarten fland, den Antrag Oeſterreichs allen 
Rüdfichten der Politif und des Rechts fo entjprechend und einer 
Entſcheidung jo wenig vorgreifend, Daß es feinen Anftaud nehmen 
könne, demſelben beizutreten. 

Der kurheſſiſche Gefandte dagegen erflärte: Dem Antrage 
auf das an Seine Majeftät den König von Dänemark zuftellende 
Erſuchen um eine weitere Erklärung, halte ich mich beizutreten 
ermächtigt. Sobald aber der Fönigliche Herr Gefandte erflärt, 
daß er Feine weitere Erklärung zu geben babe, jobalb daher die 
Arten als gejchloffen anzufehen find, muß ich mit Sachſen und 
Hannover auf einen ausgiebigen Termin zur Yuftructiong - Ein: 
bolung antragen. 

Mit der Anficht, daß den Reclamanten, welche ſich über 
fortgejegte Verlegung wohlhergebrachter Rechte beſchworen, mit 
der bloßen Hinweifung auf Die eheftens zu hoffende Erfüllung 
des Artikels 13 der Bundesacte geholfen fein werde, vermag ich 
mich nicht zu vereinigen. Es ift bier der erfte Fall, wo bie 
Bundesverfammlung aufgefordert wird, Die Beflimmungen der 
Wiener Schlußacte, welche von landſtaͤndiſchen Einrichtungen 
handeln, in Anwendung zu bringen, Beilimmungen, welde mit 
großer Umficht gemadht find, um einerfeitö aber gerechten An- 
Sprüchen der deutjchen Voölkerſchaften ihre Erfüllung zu fichern. 
Run zeigen fi) über die Anwendbarkeit des Artifeld 56 und über 
den Sinn des Art. 55 verjchiedene Anfichten. Deren Prüfung 
ift an einen Ausſchuß worden, deſſen Mitglieder auch wiederum 
nicht unter einander übereinftimmen. Deſto nothwendiger 
ift eine reiflihe Abwägung aller für und wieder flreitenden 
Gründe. Wäre e8 mir überlaflen, darüber zu entjcheiden, fo 
müßte ich mir binlängliche Beit Dazu erbitten, indem ich es vor 
meinem Gewiffen und vor meiner Anſicht von dem Berufe 
eines Bundestagsgejandten nicht verantworten könnte, wenn id) 
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1816, nad) den Regeln der Auslegung nicht anders verftanden 
werden, ald mit Inbegriſſ des Steuerbewilligungsrechts, unter 
Ausnahme der ordinären Gontribution. Sollte dieſes Recht jelbft 
als Audnakne von der Betätigung ausgejchloffen werben, fo 
hätte Diefe wejentliche Ausnahme eine ausdrückliche fein müſſen, 
gleich wie ſolche früher für Die beiden eben erwähnten Buncte 
geſchehen. 

8. 16. Wenn cine, nach der Beſtätigung der Privilegien 
von 1816, in anerkannter Wirkſamkeit ftehende Verfaſſung in 
Holftein angenommen wird, jo findet der 56. Artifel der Schluß: 
acte feine Anwendung dahin, daß foldhe nur auf verfaflungs: 
“ mäßigen Wege abgeändert werden Fann. 

Die Gründe für diefe Folgerung find in den Vorträgen 
der Sommiffion fo bündig und jo ausführlich dargelegt, und die 
dagegen aufgeftellten Behauptungen find meines Erachtens fo 
gründlich widerlegt, daß ich über Die Anwendbarkeit Diefer kla— 
ven gejeglichen Beftimmung nichts weiter hinzuzufügen mir ers 
Laube, al8 daß die Abficht und der Geift des Geſetzes hier auch 
aus der Gefhhichte der Gejehgebung, aus dem Protocolle der 8. 
Gonferenzfiung vom 24. December 1819, die vollſte Betätigung 
erhält. 

Es war nämlich von dem 5. Ausfchuffe die Faſſung dahin 
vorgejchlagen: 

„Die in anerfannter Wirkjamkeit beftehenden Tandftändi- 
ſchen Verfaſſungen können nur auf die durch die Verfaf- 
fung ſelbſt beftimmte Art abgeändert werden.” 

Bei dieſem Satze wurde von dem Herrn Grafen von Mün- 
fter und von dem Herrn von Berg die Bemerkung gemadt: 

„daß in den wenigften älteren Berfafjungen eine beftimmte 
Art, wie fie abzuändern feien, gefunden werde, und doch, 
wenn fein Herkommen, feine Objervanz etwas darüber 
beftimme, ats der Verfafjung felbft der Grundfaß abge- 
leitet werden müfje, daß gegenjeitige Nechte und Pflichten 
nicht einjeitig abgeändert werden können.“ 

Der Ausſchuß fand diefe Bemerkung vichtig, und nahm die 
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vorgefchlagene Abänderung des 3. Sabes in der Art au, 
daß es anftatt „auf die durch die Verfaſſung felbft beſtimmte 
Art”, nunmehr heißen folle, „auf verfaffungsmäßigem Wege”. 

Daraus geht die Abficht hervor, die mit der allgemeinen 
Rechtöregel in Harmonie fteht, nihil tam naturale est quanı eo 
genere quodque dissolvere, quo colligatum est. 

8. 17. Es folgt hieraus, Daß, unter der Vorausſetzung 
einer beſtehenden Werfaffung, die ich nicht als entichieden an⸗ 
nehme, für welche aber wenigftend wichtige Gründe vorliegen, 
eine einfeitige Veränderung ausgeſchloſſen, Die Gompetenz der 
Bundesverfammlung völlig begründet, und das Erfuchen derfel- 
ben um eine Erklärung als eine gewiß jede Nüdficht einjchlie- 
gende Maßregel zu betrachten ift. 

6. 18. Aber felbft in dem Falle, daß Feine ftändiiche Vers 
faſſung in Holftein als anerkannt anzujehen fei, würde die Gom- 
petenz der Bundesverfammlung vollfommen begründet fein. 

8.19. Zür diefen Fall fteht der 13 Artikel der Bundesacte feft. 
Der 54. Artikel der Schlußacte verpflichtet die Bundeöverfamn- 
lung, darüber zu wachen, daß dieſe Beitimmung in feinem Bun- 
desarte unerfüllt bleibe. 

In Holftein iſt derſelbe, unter jener Vorausſetzung, nicht 
erfüllt. Die Competenz der Bundesverfanmlung für diefe Er- 
füllung ift alſo Har. 

6. 20. &8 fragt fih, ob dieſe Befugniß der Bundesver- 
ſammlung, die auch eine Verpflichtung ift, dadurch aufgehoben 
werde, daß in der Erklärung gejagt ift, es werbe, unter möglich— 
fter Berückſichtigung alter Rechte, die Fünftige Verfaſſung Hol- 
fteind dem Gulturftande des Landes und feinen übrigen Berhäft: 
niſſen und Bedürfniffen angepaßt, allein als ein Gefeh eridhei- 
nen, nicht aber als ein mit einem der ehemaligen Stände abge- 
ſchloſſener Stantövertrag ? 

Für die Meinung eine nach folder Erklärung flattfinden- 
den gänzlichen Ausfchluffes der Kompetenz, wird bejonders der 
55. Artikel der Schlußacte angeführt, nach welchem den ſouve⸗ 
ränen Fürften uͤberlaſſen bleibt, diefe innere Kandesangelegenheit, 
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mit Berüdfichtigung fowohl der früherhin gejeßlich beftandenen 
ftändifchen Rechte, ald der gegenwärtig obwaltenden Verhältnifie, 
zu ordnen, 

F. 21. Für dieſes Geſetz muß zuvörderft bemerkt werben, 
daß nicht der eine Theil deſſelben allein, nämlicy Die Regulirung 
durch die fouveränen Fürften, jondern aud) der andern, nämlich 
die Berückſichtigung früherhin geſetzlich beſtandener fländifcher 
Rechte in Betrachtuug kommen muß, wenn von der Anwendung 
die Rede if. Die eine Beftimmung ift gefeglich, wie Die andere. 
Das Ganze des Geſetzes muß zur Anwendung fommen. Die 
allgemeine Auslegungsregel findet auch hier ihren Platz, daß 
fein Ausdrud in einem Geſetze als überflüjfiig und bedeutungs- 
108 angejehen werben Tönne. 

Aus diefer Regel geht eine zweite hervor, biejenige, daß 
allgemein feine Geſetzſtelle als bloßer Rath betrachtet werben 
fönne, die für den ohnehin den Rechtsgrundſatz ald den höchften 
erfennenden ohne Zwecke, für dem nicht dafür geneigten ohne 
Wirkung fein würde. 

Daraus, glaube ich, ergiebt es fih, daß das Geſetz bes 55, 
Artikels der Schlußacte nicht befolgt fein würbe, wenn bei einer 
zu gebenden Verfallung das wejentlichfte Der früberhin gefetlich 
beftandenen landſtaͤndiſchen Rechte nicht berüdfichtigt werben 
follte, 

Für diefen Fall würde die Bundesverfammlung, welde für 
die Erfüllung diejes, wie aller übrigen Bundesgejege, verpflichtet 
ift, gewiß dahin competent jein, um auf Bejchwerbe der Unter⸗ 
thanen fich an Die betreffende Regierung iu der Art zu wenden, 
die weiter unten entwidelt werben wird ($. 27). 

8. 22. Es ift diefer Fall, welcher hier gerade vorliegt. 

Die in Holftein früher gefeglich beftandenen ſtaͤndiſchen Rechte 
haben unbezweifeiter- und anerfanntermaßen Das Steuerbewilli» 
gungsrecht der Prälaten und Ritterſchaft begriffen, 

Dagegen ift von ber Regierung in neueren Beiten ein, Sr. 
königlichen Majeftät zuftehendes, unbeichränftes Befteuerungsrecht 
behauptet, und gegen alle Vorftellungen executivifch ausgeübt 
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zuleßt audy gerade dadurch zu dieſer Beſchwerde der Hauptanlaf 
gegeben. 

Der ganze Anhalt der Erklärung ftellt das Steuerbewilli- 
gungsrecht der Prälaten und Ritterjchaft als gänzlich erloſchen 
dar, und der 9.25 der Denfichrift ergiebt die gegenwärtig aus⸗ 
geführte factiſche Erlöfchung deſſelben Durch Grecution. 

Nach diefem Thatbeftande und nach dem Inhalte der Er- 
Härung haben Prälaten und Ritterfchaft, meiner Anſicht nad, 
zuxeichenden Grund, auf eine Verwendung ober Vermittlung ber 
Bundesverjammlung zu Erhaltung des Steuerbewilligungsrechts 
in einer neuen Berfaffung anzutragen, weil ohne ſolches diejenige 
Berüdfichtigung älterer ſtaͤndiſcher Rechte gänzlich ausgeſchloſſen 
ericheint, welche der 55. Artifel der Scylußacte vorſchreibt. 

6. 23. Aber, auch davon abgejehen, tft, meines Erachtens, 
die Kompetenz der Bundesverfammlung unbezweifelt begründet 
in Hinficht der Zeitbeftimmung für eine anzuführende Verfafjung. 

Gine gejegliche Verbindlichkeit ohne die Möglichkeit ihrer 
Realifation in der Zeit würde feine fein; und in einem Grund: 
gejeße des deutjchen Bundes darf Fein Element gefunden werden, 
das fein eigened Princip auflöfet. 

Es liegt ſchon in der Natur der Sache, daß, über die Er: 
füllung einer Verbindlichkeit wachen fol, wie ed ber 54. Artikel 
der Schlußacte der Bundesverfammlung auflegt, aud) die Pflicht 
auf fih hat, dahin zu ſehen, daß diefe Erfüllung in einer be- 
flimmten Zeit zealifirt werde. 

Diefer Grund ift von der Bundesverfammlung in dem Be⸗ 
Schluffe der 1. und 26. Sikung vom Sahre 1818 mit voller Be- 
fimmtheit angenonmen, fo wie berjelbe bei der &ompetenz- 
beflimmung als ungezweifelt zum Grunde gelegt ifl. 

Die Schlußacte hat für Diefe Erfüllung des 13. Artikels die 
Verpflichtung der Bundesverfammlung nicht verringert, fondern 
verſtärkt. 

5.24. Welche Rückſicht auch die Schwierigkeit erfordert, 
die ſich der Anordnung der Verfaſſung, in einem Staate mehr, 
weniger in dem andern, entgegengeſtellt, ſo kann dieſelbe doch 

Dritter Theil. 12 


178 


nie bis auf den Brad der Ausichließung begründeter Gompetenz 
ber Bundeösverjammlung ihre Wirkung erftreden, um dieje von 
ihrer Verpflichtung für Erfüllung der bundesgeſetzlichen Verpflich⸗ 
tungen gänzlid, loszuſprechen. 

Entfernt, dieſe Schwierigkeit zu verfennen, ober Die Einmwir- 
fung der Bundesverfammlung über diejenigen Gränzen hinaus 
ausdehnen zu wollen, die die Lage der Dinge, das Verhaͤltniß 
der Regenten und der Unterthanen, die Rüdfiht auf die Rechte 
jelbit, und das wohlverftandene Intereſſe aller, vorzeichnen, glaube 
ich gleichwohl annehmen zu dürfen, daß dieſe Betrachtungen die 
Einwirkung der Bundesverſammlung nicht bis dahin bejchränfen 
fönne, um eine Regierung nicht um ihre &rflärung erfuchen zu 
fönnen. 

$. 25. Gine rüdfichtsvollere Aeußerung der Competenz ſcheint 
nir kaum denkbar in dem Falle, der vorliegt. 

Welche Folge fi Darftellt, wenn man diefe Competenz erft 
tm Falle des Aufruhrs eintreten laffen wollte, überlafje ich der 
Beurtheilung eined Jeden, dem die Gefeßmäßigkeit und die Be⸗ 
rubigung Deutſchlands am Herzen Tiegt. 

Ich begnüge mid zu bemerken, daß Die darauf gerichtete 
Geſetzgebung eine befondere ift, und daß dieſelbe an ſich mit 
derjenigen über die Berfaflungsmäßigfeit des Vaterlandes nicht 
in diejenige unmittelbare Verbindung geftellt ift, welche die An- 
wendbarkeit Diefer nur unter der Vorausſetzung des für jene ein- 
tretenden Falles begründete. 

$. 26. Daß übrigens Die Beitbeftimmung für eine zu ge 
bende Verfaſſung in Holftein auf derjelben Linie ftehe, wie die⸗ 
jenige für andere Staaten, iſt eine Behauptung, die fi) durch 
die gänzliche Verſchiedenheit widerlegt, welche in Hinfidht Diefer 
Staaten und Holfteind ftatt findet. Entftehung, Fortgang, Be 
ſchraͤnkung, Beftätigung der ftändifchen Verfaffung, alles ift für 
Holftein ſpeciell. 

In Holftein Klagen Praͤlaten und Ritterfchaft über Die exe 
eutive Ausübung eines unbejchränkten Steuerrechts, nach welchem 
6 p&. alles Grundeigenthums der Nationalbanf zugeeignet worden 
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und dringen auf Berfaffungsrerhte. indem fie irgend eiue Ber: 
faflung, entweder die alte confirmirte, oder eine neue, das Steuer: 
bewilligungsrecht fihernde, in Anſpruch nehmen, jo kann, auch 
wenn nur lebtere in Frage kommt, meiner Anficht nad), Die Bun⸗ 
desverfammlung fich nicht weigern, Kenntniß von der Sache zu 
nehmen, die Regierung um Erklärung zu erjuchen, und derſelben 
Gelegenheit zu geben, den Streit mehr, ald bisher gejchehen, 
aufzuklären oder auszugleichen; und die Bundesverfammlung über 
die Erfüllung ihrer Pflicht zu beruhigen. 

Schon in der 26. Sigung vom Jahre 1818, $. 127, ift bes 
fchloffen, daß die Bundesverfammlung binnen Sahresfrift den 
geigneten Mittheilungen von den ferneren Einleitungen in ben 
fländifchen Einrichtungen, von deren Fortgange, und wo möglich, 
von ihrem alljeitigen endlichen Rejultate, vertrauungspoll ent: 
gegenfehe. 

Wie wenig Tann e8 als eine Ueberſchreitung ihrer Compe⸗ 
tenz angejehen werden, wenn fie durch das Erfuchen um eine 
Erklärung eigentlich nichts mehr thut, als jenes frühere wieber- 
holen, nach fünf Jahren, aufgefordert durch eine Befchwerbe ber 
Thatumftände, die nicht beftritten find, und Die, wie fie auch an- 
zujehen fein mögen, auf alle die Folgen und Betrachtungen füh— 
ren, die einem verfaſſungsmaͤßigen Zuflande angehören. 

6. 27. Nach diefer Ausführung ($. 16—26) erjcheint auch 
für die Vorausſetzung einer nicht in anerkannter Wirkjamfeit ſich 
befindenden Verfaſſung die Competenz der Bundesverfammlung 
nieht nur vollfommen begründet, fondern auch, meined Erachtens, 
gerade für diefen Fall die Aeußerung derfelben nicht auf das 
Erſuchen um Erklärung zu bejchränfen. 

Wird ausſchließlich der Fall des 13. Artikels der Bundes— 
acte und des 55, Urtifeld der Schlußadte zum Grunde gelegt 
fo it, in Rüdjiht auf den im vorigen $. Dargelegten Thatbes 
ftand, meiner Anſicht nad, die rechtliche Folge nicht zu umgehen, 
daß die Bundesverfammlung berechtigt umd verpflichtet ei, au 
beſchließen: 

I. daß in Gemäßheit des 54. Artikels der Schlußacte bie 
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koͤniglich⸗ daͤniſche Regierung zu erjuchen fei, ber Bundesverfamm- 
Img ihre Erklärung über die Zeit ertheilen zu wollen, binnen 
welcher nady dem 13. Artifel der Bnndesacte eine neue ſtaͤn⸗ 
diſche Verfaſſung in Holftein werde eingeführt werben können? 

I. Daß die Bundesverfammlung, in Hinficht auf Die bejon- 
dere aus der Beſchwerde hervorgehende Veranlaffung, die Hoff: 
nung ausdrüden zu müflen glaube, daß die Einführung dieſer 
Verfaſſung nicht nur innerhalb eines nicht zu entfernten Zeit: 
raums, fondern audy unter Beobachtung des im Artikel 55 der 
Schlußacte enthaltenen Grundprincips, der moͤglichſten Beob⸗ 
achtung der früherhin gefeßlich beſtandenen Rechte, und beſonders 
des wejentlichften derſelben, desjenigen der freien Steuerbe⸗ 
willigung, außer der ordinären Gontribution, flatt haben werde, 

$. 28. Inzwiſchen komme ich auf meine frühere Yeußerung 
($. 3—17) zurüd, daß wenigftens wichtige Gründe für die Vor- 
ausfegung einer anerfannten Wirkfamfeit der Privilegien vor: 
handen find, und daß von einer räheren Erflärung das bes 
ffimmte Urtheil darüber erit abhängig zu betrachten ift. 

Anden dieſe weitere Erklärung der Föniglichen Negierung 
auf ein entſcheidendes Reſultat für Die eine ober Die andere 
Vorausſetzung führen kann; genügt für jebt die für beide im 
Allgemeinen begründete Kompetenz. 

In Folge diefer Anficht, genügt auch für den gegemwärtigen 
Stand der Sache das in meiner Abflimmung angetragene Gr: 
ſuchen an die Fönigliche Regierung um eine nähere Erklärung. 

Nah Maaßgabe dieſer, wird erft jede Fünftige Wirkſamkeit 
der Bundesverjammlung ihre nähere Beftimmung erhalten, Der 
es für jebt noch nicht bedarf. 

$. 29. Es bleibt noch übrig, Einiges über diejenige Bes 
jorgniß zu fagen, welche in der Erklärung des königlich dänischen 
Herrn Gefandten, von dem politifchen Gefichtspunfte aus, für 
die Vorausfegung einer beftehenden Verfaſſung, und einer Ver⸗ 
einbarung zu einer neuen, Dargeftellt ift. 

Man fönnte jagen, daB die Gejehgebung, welche im 56. 
Artikel der Schlußacte Diefen Fall vorausgeſetzt, und beftimmt 
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hat, auch jene Bejorgniß vorausgejehen habe, und daß die dabei 
eniftehende Schwierigkeit nicht Die Anwendung des Geſetzes auf: 
heben, fonbern nur auf die möglichfte Befeitigung diefer Schwierig- 
feit führen Fönne. 

Aber die in der Erklärung aus jenem Geſichtspunkte aufge 
ſtellten Anfichten find von einer jo großen Wichtigkeit und von 
einem jo tiefen Eindrude, daß das Auge nicht davon abgewandt 
werden Tann, ohne in die Betrachtungen einzugehen, weldye fie 
veranlaffen. 

6. 30. Es beftehen in Holftein jo viele vortreffliche Geſetze, 
Adminiſtrations⸗Einrichtungen und Inſtitutionen vielfältiger Art, 
angepaßt dem Gulturftande des Landes, den PVerhältniffen und 
Bedürfniſſen der Unterthanen, daß vielleicht wenige Staaten fid) 
in Hinficht der Geſetzgebung dieſem Lande gleichftellen können. 
Die Aufhebung der Leibeigenfchaft allein, und Die Art, wie 
jolche ausgeführt worden, ift ein ewiged Denkmal ber Geredhtig: 
feit, de3 Wohlwollens und der Weiöheit der Regierung bes 
Königs. 

Aber die Bejorgniß, daß durch eine zu vereinbarende ftän: 
diſche Verfaſſung Inſtitutionen vernichtet oder ausgeſchloſſen wer⸗ 
den könnten, die den Forderungen und Verhaͤltniſſen der Zeit 
und der gleichen Vertheilung der Staatslaſten entſprechen, dieſe 
Beſorguiß kann ich nicht theilen. Noch habe ich jemals die Auf— 
ſtellung eines unbeſchränkten Steuerrechts unter Die Zahl jener 
das Wohl der Unterthanen begründenden Geſetze rechnen koͤnnen. 

§. 31. Was durch Die Vereinbarungen mit deutſchen Stän- 
den über fländifche Verfaflungen und neue Einrichtungen für Den 
Regenten und für die Unterthanen zu erhalten ift, ergiebt Die 
Srfahrung vieler Länder: ich habe noch nicht gejehen, was da» 
durch verloren worben, 

In Holftein tragen Prälaten und Nitterfchaft darauf an, 
daß ihre Vorfchläge in Hinficht Der einzuführenden Veränderungen 
vernommen und berüdfichtigt werben mögen. 

Nah dem ganzen Inhalte der Denkſchrift ſcheint fich der 
Hauptgegenftand ihrer Vorfchläge auf ein ungefränftes Steuer: 
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bewilligungsrecht zu beichränfen, das übrigens ſchon verfafluugs- 
mäßig in Hinfiht der ordinären Gontribution bedingt if. 

Sie erflären fi) weit entfernt einer Umgeftaltung der Ber: 
faffung in zeitgemäßen Formen irgend Hinderniffe in den Weg 
legen zu wollen. 

Ich geftehe aufrichtig, ich kann es mir nicht vorftellen, dag 
fie, diefen Flaren Aeußerungen entgegen, Rechte oder Befreiungen 
verlangen Eönnten, bie mit ber Billigfeit, der Lage und dem Er⸗ 
forderniffe der Zeit, nicht zu vereinigen wären. 

$. 32. Es ift offenbar bier nicht die Präpotenz eines ein- 
zelnen Standes, worauf e8 ankommt; fondern Sache der Gefepe. 

Wenn die Bundesverfammlung ihre Rechte abgeben wollte; 
würde dieſelbe ihre Verpflichtungen aufgeben können? Kann von 
derjelben weniger gejcheben, als das Erjuhen um eine Gr: 
klaͤrung? 

Württemberg erklärte: Die koͤnigl. Geſandtſchaft, welche mit 
Inſtructionen nicht verſehen fein konnte, da ihr allerhöchfter Hof, 
in wichtigeren Fällen die Inſtructions-Ertheilung ftet3 auf Die 
Kenntnißnahme von den in diefer hohen Verfammlung ftatthabens 
den Grörterungen ausfegt, Fann Demnach nur dem Hauptantrage, 
und, wenn dieſer nicht angenommen werben follte, dem eventuellen 
Antrage der Commiſſion, Daß nämlich entweder weitere Auf- 
Härungen in der Sache jelbit begehrt worden, oder daß zur Ab- 
flimmung ein Termin anzufeßen ſei, der weit genug wäre, Damit 
die Geſandtſchaften, welche fpezieller Inſtructionen bedürfen, fich 
amit ve rjeben laſſen Eönnen, 

Weiter zu gehen, darf fie fih um jo weniger für ermächtigt 
halten, als es fi von einem alle handelt, auf welchen Geſetze 
angewendet werden follen, welche, jeit der Errichtung der Schluß- 
acte zum erften Male in Anſpruch genommen werden, und beren 
Auslegung überdiedg Schwierigkeiten gefunden hat. 

Indeſſen glaubt Die Geſandtſchaſt dennoch nicht unberührt 
laſſen zu dürfen, daß ihr der, der Abſtimmung des kaiſerlich 
föniglichen präfidirenden Herrn Gefandten, zum Grunde liegende 
Gedanke als ein die beglüdende Rückkehr der Eintracht, die die 
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Reclamanten ald ihren dringendften Wunſch ausſprechen, am 
meiften fördernder erjcheint, in jo fern bei der Ausführung des⸗ 
jelben die Rechtsfrage unentſchieden gelaſſen wird. 

Baden fand, wie nad) unjeren Erläuterungen im eilften Kapitel 
nicht anders zu erwarten fland, den Antrag Oeſterreichs allen 
Rückſichten der Politif und des Rechts jo entjprechend und einer 
Entjcheidung jo wenig vorgreifend, daß es feinen Auftaud nehmen 
könne, demjelben beizutreten. 

Der kurheſſiſche Geſandte Dagegen erklärte: Dem Antrage 
auf das an Seine Majeftät den König von Dänemark zuftellende 
Erſuchen um eine weitere Erklärung, balte ich mich beizutreten 
ermächtigt. Sobald aber der koͤnigliche Herr Gefandte erklärt, 
daß er feine weitere Erklärung zu geben babe, jobald daher die 
Acten al3 gejchloffen anzufehen find, muß ich mit Sachſen und 
Hannover auf einen ausgiebigen Termin zur Inſtructions-Ein⸗ 
holung antragen. 

Mit der Anficht, daß den Neclamanten, welche fich fiber 
fortgejeßte Verlegung wohlhergebrachter Rechte beichworen, mit 
der bloßen Hinweifung auf die eheftend zu boffende Erfüllung 
des Artikels 13 der Bundesacte geholfen fein werde, vermag ich 
mich nicht zu vereinigen. Es iſt bier der erfle Fall, wo bie 
Bundesverfammlung aufgefordert wird, die Beflimmungen der 
Wiener Schlußacde, welche von landſtaͤndiſchen Einrichtungen 
handeln, in Anwendung zu bringen, Beſtimmungen, welche mit 
großer Umficht gemacht find, um einerjeitd aber gerechten An- 
ſprüchen der deutſchen Völkerſchaften ihre Erfüllung zu fichern. 
Run zeigen ſich über bie Anwendbarkeit des Artifeld 56 und über 
den Sinn des Art. 55 verjchiedene Anfichten. Deren Prüfung 
ift an einen Ausjchuß worden, deſſen Mitglieder auch wiederum 
nit unter einander übereinſtimmen. Deſto nothwendiger 
ift eine veiflihe Abwägung aller für und wieder ftreitenden 
Gründe. Wäre e8 mir überlafjen, darüber zu entjcheiden, fo 
müßte ich mir binlängliche Zeit Dazu erbitten, indem ich es vor 
meinem Gewiſſen und vor meiner Anficht von dem Berufe 
eine Bundestagsgefandten nicht verantworten Fönnte, wenn ih 
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da, wo ed fih um Grundjäge handelt, Rüdfichten der Politik 
oder der Convenienz @ehör geben wollte Da aber meinem 
allerhöchften Hofe die Entjcheidung zuſteht, fo muß ich um fo 
mehr einen ausgiebigen Termin zur Inſtructions⸗Einholung be 
gehren. 

Der Prafidialgefandte machte hierauf die Bemerkung, daß 
in dem vorliegenden Falle, wo nur die Vermittelung der hohen 
Bundesverjammlung zwilchen den Landesfürften und den recla- 
mirenden Prälaten und Rittern nachgeſucht worden fei, Die 
felbe allerdings die Rüdfichten der Politik mit jenen des Rechtes 
zu vereinigen habe. 


Darmftadt hatte nunmehr Folgendes zu erflären: 


1. Brälaten und Ritterſchaft haben ihre Neclamation nicht 
auf den 13, Artikel der Bundedacte, obgleich auch dieſer von 
ihnen angeführt wurde, geftübt. Er würde ohnedied mit dem 
Hauptgrunde ihrer Neclamation, der von der Vorausſetzung einer 
in anerkannter Wirkſamkeit bereit beftehenden Verfaflung aus⸗ 
geht, unvereinbar fein. 


2. Könnte der Artikel 56 der Schlußacte als bier eintretenb 
angejehen werben, jo möchte dieß doch nicht genügen, die Goms 
petenz einer hohen Bundesverfammlung zu begründen, da Feiner 
der beiden im Artifel 61 angeführten Fälle bier vorhanden ift. 
Wollte man aber auch diefe Competenz, was vielleicht mit Recht 
geichehen Tann, darum ald begründet betrachten, weil bereits 
Einleitungen zu einer neuen Verfaſſung, ohne Buziehung von 
Prälaten und Nitterfchaft, gemacht worden find; fo fleht doch 
jedenfalls und unbezweifelt 


3. der Umftand den Reclamanten im Wege, daß, nach ihrer 
eigenen hiftoriichen Darftellung, fie ſich keineswegs auf eine, in 
anerkannter Wirkſamkeit beitehende, landſtaͤndiſche Verfaflung 
gründen koͤnnen. 

Denn man hat darunter, mit dem Wortfinne gleichbedeutend, 
nur folche landſtaͤndiſche Verfaſſungen verflanden, welche entweber 
neuerdings entitanden, oder, wie in den koͤniglich fächftichen und 
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großherzoglich medlenburgifchen Staaten feit alten Zeiten beibe- 
halten, wirklid in Gebraub und Uebung damals (1820) vor: 
handen waren. In Holftein aber ift feit Länger al3 100 Jahren 
fein Landtag gehalten worden; die leifen Bemühungen von Prä- 
laten und Ritterfchaft (eines Theils der früheren Stände), einen 
Landtag zu bewirken, oder die Staatsregierung in felbftftändiger 
Ausübung aller Hoheitsrechte, namentlich, des Beſteuerungsrechts, 
aufzubalten, waren vergeblich; und als man endlich zu beftimmten 
Gegenvorftellungen (1802) fid) erhob, ſprach Die StaatFregierung 
ihre Anfichten nnd - namentlich die Behauptung eines ihr unein- 
geichränkt zuftehenden Befteuerungsrechtes ſehr beftimmt aus; — 
und Präfaten und Ritterichaft beruhigen ſich Hierbei. Die aus 
diefer Berubigung jedenfalld (wenn es nothwendig wäre) zu 
ztehenden Folgen find um fo unverfennbarer, da damals der 
Schub der hoͤchſten Reichögerichte offen ftand und die ſchon Da- 
malige Tage des deutſchen Reiches (Kommiflionsvortrag, S. 334) 
keineswegs entſchuldigen Fönnte. (fiehe oben ©. 34 ff.) 

Grwägt man dabei noch das Patent vom September 1806, 
jo ift es unverfenubar, daß nichtd Für die Reclamanten übrig 
bleibt, als die Beftätigung ihrer Privilegien, daß aber zugleich 
diefe Beitätigung nicht3 für eine landſtaͤndiſche Verfaſſung bes 
weifet, da Privilegien für einen Stand, der ehemals zugleich 
Theil der Iandftändifchen Verſammlung war, nicht die Tandftäns 
diſche PVerfaffung berühren müflen; da eine Erwähnung dieſer 
Berfaflung in der Privilegienbeftätigung nicht einmal behauptet 
it, und da im Gegentheil aus der Darftellung der Reclamanten 
ſelbſt, dieſe Privilegien als Steuerprivilegien erſchienen, welche 
ihrer Natur nach mit einer landſtändiſchen Verfaſſung in keiner 
wejentlichen Verbindung ſtehen, vielmehr gar wohl ohne eine 
folche gedacht werden koͤnnen. 

Darmſtadt flimmte daher für die Abweifung der Reclas 
manten. 

Nochmals erklärte ſich Dänemark: Aus dem Butachten des 
großherzoglich und herzoglich fächfiichen Herrn Gejandten über 
meine in ber 17. diesjährigen Sitzung in Betreff der Beſchwerde 
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der holſteiniſchen Prälaten und Nitterjchaft abgegebenen Gr- 
Härung, babe ich mit Bedauern erſehen, daß die darin für die 
Abweiſung der Reclamanten angeführten Gründen denjelben nicht 
tiberzeugt haben. Dieß giebt mir einen wiederholten Anlaß, mich 
über diefe Angelegenheit zu erklären, und ich finde mich Dazu 
in Erwiderung auf Died Gutachten in der Maaße im Stande, 
daß Das Gewicht des in meiner erften Erklärung zur Abweiſung 
der Reclamanten Angeführten: flatt zweifelhaft geworben zu fein, 
vielmehr noch verſtärkt erjcheinen dürfte. 

8. 1. Verſtehe ich dasjenige recht, was in Beziehung auf 
den von mir bezeichneten Widerſpruch bei gleichzeitiger Begrün: 
dung der Competenz der Bundesverfammlung nach dem 56, Art. 
der Scylußacte und dem 13. der Bundesacte von dem Herrn 
Referenten ad 1 bemerkt worden ift, fo fol diefer Widerſpruch 
deshalb nicht obwalten, weil eine Verfaſſung freilich nach dem 
56. Urt. der Schlußacte beftehen, aber doch nicht ind Leben ges 
treten fein Tönne, weshalb denn Die Einſchreitung nach Vorfchrift 
des 13. Art. Der Bundesacte: Daß eine landſtändiſche Verfaſſung 
in allen Bundesftaaten fein fol, zur Bewirkung dieſer Ausübung, 
diefes ins Leben Tretens, zugleich begründet fei. 

Hiergegen muß ich bemerken: 

1. daß in den erften Gutachten über dieſe Bejchwerdejchrift 
die gleichzeitige Competenzbeſtimmung, was die Anwendbarkeit 
des 13. Artikels betrifft, auf Die reine Thatjache geſtützt erjcheint, 
dag in Holftein Feine Tandftändifche Verfaſſung ft, alſo nicht 
darauf, daß zwar zur Begründung der Competenz nad) dem 56. 
Art, die Wirkſamkeit einer Verfaſſung anerkannt, leßtere aber 
doch nicht in Anwendung fei, was die Bundesverfammlung nad) 
dem 13. Art. der Bundesacte zu bewirfen berechtigt jei. 

2. Diefe in dem eben vorgetragenen Gutachten dargelegte 
Anftcht über das Eingreifen des 13. Artikeld der Bundesacte in 
den 56. ber Schlußacte, ift mir überbied nen, und weicht von ber 
meinigen ab. 

Nach meiner Anficht bezieht ſich der 13. Art. der Bundes— 
acte auf die Einführung landſtaͤndiſcher Verfaffungen. 
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Daß der 13. Ar. jo und nicht anders zu verfteben, zeigt 
ber 54. der Schlußacte in feiner VBorfchrift, Daß der 13, Art. der 
Bundesacte nicht unerfüllt bleibe. 

Bon den eingeführten Verfaſſungen und deren Aufrecht: 
haltung handelt jodann der 56. Art. der Schlußacte, und begreift 
wie id) verftehe, unter Verfafjungen iu anerfannter Wirkſamkeit 
jolche, die in Ausübung find. 

Für die Nichtigkeit diefer Auslegung des 56, Artifeld, näm- 
li dafür, daß er nur von Verfallungen handelt, die in Ausübung 
find, bürgt die Geſchichte feiner Entſtehung. 

An dem Berichte der Commiſſion, welche bei den Wiener 
Minifterial = Gonferenzen Die Redacrion der Schlußacte bejorgte, 
beißt es zu diefem Art. 56 derjelben: „Im Art. 56 ift vor be 
ftehenden Verfaſſungen eingejchaltet worden „in anerfannter Wirk⸗ 
famfeit”. Diefen Zuſatz haben einige Bundesregierungen zu 
Vermeidung unangenehmer Mißverftändniffe gewuͤnſcht, und da 
er keinem der Abrigen Bundesſtaaten nachtheilig werden kann, 
jo bat die Commiſſion ihn unbedenflich annehmen zu können ges 
glaubt.” 

Daß unter denjenigen Bundesregierungen, welche jenen Zu⸗ 
ja gewünſcht, jolche zu verftehen find, welche durch Erfüllung 
des 13. Artiteld der Bundesacte in Ausübung oder anerkannter 
Wirkſamkeit befindliche Verfafjungen batten, bei denen fie Die 
Zuläfligkeit von Abänderungen nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
anerkannten, ift allen befannt, die eine nähere Senntniß der Ge 
ichichte der Wiener Conferenz befigen. 

Was das Eingreifen des 13. Artikel der Bundesacte und 
den 56. der Schlußacte betrifft, fo ift auch ferner noch der Fall, 
den der Herr Referent bezeichnet, wo eine anerkannte Verfaflung 
nicht ind Leben geſetzt wird, auch nach dieſer Theorie nicht der des 
56. Art. worin nur von Abänderung einer in anerfannter Wirk 
ſamkeit beftehenden Verfafjung die Rede ift. 

F. 2. Dadurch, Daß der Herr Referent ber Einverleibung 
Holfteins in die Dänifhe Monarchie die nach Sinnen geltend ge- 
machten Wirkungen der Souveränetät nicht abfprechen will, ift 
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mir erlaubt, dasjenige zu übergehen, was. von Demjelben ad 2 
unb 3 replicirt worden, und mich zugleich ad A zu wenden. 

Hier folgert der Herr Referent aus der FTöniglichen Bes 
ftätigung der Privilegien im Jahre 1816, daß jene Wirkungen 
wieder erlojchen wären, und Diefer Gonfiemation ſchwerlich ein 
anderer Sinn beizulegen fei, ald die Verfaflung Holiteins in der 
Maaße zu beftätigen, wie ſolche fi auf der Landtagsverſamm⸗ 
lung von 1744 geftaltet ‚hatte. 

Daß der Beftätigung der Privilegien im Jahre 1816 fein 
Sinn beizulegen ift, wodurch die — wie früher jo durch die Ein- 
verleibung Holſteins in das Königreich Dänemark — erlojchene 
Berfafjung und landitändifchen Rechte in Anſehung des Be 
fteuerungspunfted reintegrirt wären, jo daß der 56. Art. ter 
Sclußacte jede Art von Anwendung verliert, dieſe Wahrheit, 
Die bisher für notoriſch galt, wird dieſer hohen Verſammlung 
als ſolche einleuchten, wenn ich Derjelben eine Tünigliche Verord⸗ 
nung vorzulefen mir erlaube, welche zwei Tage nad) Gonfir- 
mation der Privilegien von Prälaten und Ritterſchaft pro⸗ 
mulgirt ward. 

„Verordnung, betreffend die Vorbereitung einer neuen 
landſtaͤndiſchen Verfaſſung in dem Herzogthume Holitein. 
Kopenhagen den 9. Auguft 1816.” 

„Nachdem Wir, für jo weit es Unjer Herzogthum Holftein 
angeht, dem deutſchen Bunde beigetreten, und mit Rüdjicht dar: 
auf jowohl, ald in Uebereinſtimmung mit dem 13. Artikel der 
Bundesacte den allergnädigften Befchluß gefaßt haben, dem oben 
gedachten Unferm Herzogthume Holftein eine ftändifche Verfaffung 
zu geben; jo haben Wir jeßt Unſere allergnädigfte Aufmerkfan- 
feit darauf gerichtet, Diefe Verfaſſung auf eine mit den Zeitum⸗ 
fländen und den Verhältniffen paſſende Weiſe feitzufegen. Wir 
haben Uns zu dem Ende bewogen gefunden, eine Commiſſion 
anzuordnen, welche Uns zur allerböchften Entſcheidung ihre aller: 
unterthänigften Vorjehläge zu einer hinſichtsmaͤßigen Organifation 
ber zufünftigen Verfaſſung für Unſer Herzogthum Holftein un: 
mittelbar vorzutragen hat. In Folge dieſes befehlen Wir hier: 
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dur Dir, Unferm geheimen Stantds und Yinanzminifter von 
Möfting; Dir Präfldenten Unferer ſchleswig⸗holſtein⸗lauenburgiſchen 
Sanzlei; Dir Unferm geheimen Gonferenzrath und Berbitter für 
das adelige Convent in Itzehoe, von Dualen, als Prälaten; 
Dir, Unferm geheimen Conferenzrath und Ganzler im Herzog: 
thume Holftein, Freiherrn von Broddorff; Dir Unferm geheimen 
Gonferenzratb Grafen von Hardenberg-Reventlow; Dir, Unferm 
Gonferenzrath und Deputirten in der jchleswig = holftein » Tauens 
burgifchen Ganzlei, Janſen; Dir, Unſerm Etatsrath und Land- 
pogt Heinzelmann; Dir, Uuferm Staatöratb und Deputirten in 
Unferer fehleswig - holftein -Tauenburgifchen Ganzlei, Rothe; Dir, 
Unferm Etatörath und Bürgermeifter Deder; Dir, Unſerm Etats⸗ 
rath und Deputirten in Unferer fchleswig-holfteinsfanenburgifchen 
Ganzlei, Spies, daß hr in eine Commiſſion zufannmentreten, 
welche den 4. November d. J. zu eröffnen ift, und in Unſerer 
Refidenzftadt Kopenhagen gehalten wird, um, nachdem alle hieher 
gehörige Gegenftänden überlegt worden, mit Eurem Bedenken 
einzufonmen, betreffend die Verfallung, Die Unſerm Herzogthume 
Holftein gegeben werden fol, und auf Die vorangeführte Weife 
Uns felbige unmittelbar zur allerböchften Eutſcheidung vorzu- 
tragen. 

Uebrigens wollen Wir bei Eurer Zuſammenkunft Euch aller: 
gnaͤdigſt das Weitere, mit Rüdfiht auf das Gefchäft, welches 
Euch übertragen worden, zu erkennen geben. Zum Protofoll- 
führer ꝛc.“ 

Es ift zu bemerken, daß diefe Verordnung vom 9. Auguft 
1816 datirt ift; fie begreift aljo in der Zeit von dieſem Dato 
bis zu deren Promulgation durch die k. ſchleswig-holſtein⸗lauen⸗ 
burgifhe Ganzlei unter dem 19. Auguſt 1816, den Tag der 
allerhöchſt vollzogenen Beflätigung der Privilegien in fich, läßt 
demnady, nicht nach Suppofitionen, fjondern ausgejprochener 
Maaßen, feinen Zweifel über den Sinn, worauf Seine Majeftät 
Alerhöhhftihre Intention bei Betätigung der Privilegien be 
ſchraͤnkt haben. 

Indem diefe Verordnung bejagt, daß der König dem Her: 
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zogthume Holftein eine Verfafiung auf eine den Beitumftänden 
und den Verbältnifien paſſende Weiſe geben wolle, folgt daraus, 
daß Seine Majeftät nicht beabfichtigte, Die erlofchene alte Ber: 
faffung mit ihren gleihfalld erlofchenen Conſequenzen wieder ber- 
zuftellen. | 

St e8 ferner zu bemerken, daß unter den Mitgliedern der 
durch dieſe Verordnung berufenen Commiſſion ſich drei finden, 
welche der Holfteinischen Ritterſchaft angehören, dieſe durch ihr 
Erſcheinen ihre Bereitwilligkeit zur Feſtſetzung einer neuen, ben 
Zeitumftänden und Verhältniffen angepaßten, der unmittelbaren 
allerhöchtten Entjcheidung unterzogenen Verfaſſung, bewielen, fo 
it es zugleich Thatſache, Daß die holfteinifchen Prälaten und 
Ritterſchaft weder Proteftationen noch Verwahrungen irgend einer 
Art diefem Anlafje eingelegt haben. 

Die Denkſchrift von Prälaten und Ritterfchaft S. 44. $. 22 
beweift ftatt deilen, daß die jo angekündigte Intention, naͤmlich 
dem Herzogthume Holftein, Fraft unmittelbarer allerhoͤchſten Ent- 
ſcheidung, eine den Zeitumftänden und Verhältnifien entjprechende 
Berfaffung zu geben, deren größte Zufriedenheit erregt bat. 

8. 3. Da die ſpezielle Vorjchrift des Art. 61 der Schluß: 
acte die Einwirkung der Bundesverfanmlung in landſtaͤndiſchen 
Angelegenheiten ausdrüdlic auf den Fall befonderer Garantie 
oder ausgebrochener Unruhen bejchränkt, jo koͤnnen nad) meiner 
Anficht die allgemeinen Beftimmungen der Art. 9, 17, 31 u. 33 
der Schlußacte jene Vorſchrift nicht ausdehnen, abgefehen Davon, 
daß der 56. Art. der Schlußacte ausgeführter Maaßen in dem 
vorliegenden Falle nicht zur Anwendung zu bringen ift. 

F. 4. Indem dargethan ift, daß durch die königliche Con⸗ 
firmation der Privilegien keinerlei landſtaͤndiſche Rechte der hol⸗ 
fteinifchen Prälaten und Ritterfchaft anerkannt worden, jo folgt 
hieraus, daß Anſprüche auf Steuerbefreiungen, die aus Diefer 
Duelle fließen, nie in die Sphäre der Juſtizſachen gezogen 
werben können, ohne Verlegung der Souveränetätsrechte. 

Diejenigen Rechte, deren Fortdauer die Fönigliche Betätigung 
‚ber Privilegien begreift und worauf fi der Befehl am Schluffe 
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der Privilegien-Gonftirmation bezieht, werden der Erörterung von 
den competenten Behörden nie entzogen werben. 

Unter dieſem Gefichtspunfte dürfte fich jebt Die ad 7 von 
dem Herrn Referenten ausgefprochene Anficht mit der meinigen 
vereinigen. 

$. 5. Wenn der Herr Referent nad) allem bemerkt, fich 
durch meine Erklärung nicht veranlaßt finden zu fönnen, feine erfte 
Anficht zu Ändern, und da von der Geſandtſchaft eine nähere 
Erklaͤrung vorbehalten worden fei, Darauf antragen zu Fönnen 
glaubt, fich Diefe binnen ſechs Monaten zu erbitten, jo veranlaßt 
mich dieſes erflären, Daß mein allerhöchfter Hof, nachdem bereits 
von mir für Die Abweifung Der Reclamanten ſolche Gründe ans 
geführt worden find, welche Derjelbe zu diefem Behufe nach der 
Bundesgejeggebung als vollftändig genügend anfleht, zu weiteren 
Aeußerungen keinen Anlaß erkennen bürfte, 

$. 6. Die endlihen Anträge deſſelben find an die Vor- 
ausſetzung gefnüpft, daß die hohe Bundesverfammlung deſſen 
Meinung von der Anwendbarkeit des 56. Art. der Schlußacte 
nicht theilen jollte. 

Hiergegen muß ich erklären, daß, da Die Reclamanten ihre 
Anträge hauptſächlich auf dieſen 56. Artikel der Schlußacte ge 
ftügt haben, jo daß Die auf diefen Grund die Dazwiſchenkunft 
der Bundesverfammlung anrufen, id) Die Anträge des Herrn Re 
ferenten ans dieſer Urfache für unſtatthaft halte. Anträge auf 
Anlaß von Privatreclamationen, welche weiter gehen, als die 
der Reclamanten felbit, oder foldye ganz verlafien, Tiegen außer 
dem durch die Bundesgejeßgebung uud der Obfervanz beftehen- 
den Geſchäftsgange und find hiernach meines Erachtend Anträge 
yon Reclamanten, wenn fie von dem Referenten als unhaltbar 
befunden, oder (wie in dem vorliegenden Falle) nad) dem Ur- 
theil diefer hohen Verfammlung voraudgefeßt werden, lediglich 
abzumeifen und den Reclamanten zu überlaſſen, diejelben in einer 
andern Geftalt wieder vorzubringen, 

Da nun Die NReclamanten ihr Hauptgefuch nicht auf Voll: 
ziehbung bes 13. Art. der Bunbesacte gerichtet haben, fo kann 
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von ihrer Bejchwerde Fein Anlaß hergenommen merben, um 
meinem allerhoͤchſten Hofe einen Termin zur Anzeige zu feken, 
wie im Herzogthume Holftein der 13. Artifel der Bundesacte 
erfüllt worden fei, um to weniger, als die Fürften des Bundes 
fi), meines Wiſſens, nicht anheiſchig gemacht haben, von ben 
Modalitäten der Vollziehungsart des 13. Art. der Bundesver⸗ 
Sammlung Senutniß zu geben. 


Was meinen allerhöchiten Hof Betrifft, fo iſt derfelbe weit 
entfernt davon, die von ihm durch Beitritt zum Bunde mit den 
Herzogthlimern Holftein und Lauenburg eingegangenen Bundes- 
pflicht und Dadurch begründete Gompetenz der Bundesverſamm⸗ 
lung in Rüdficht der Vollziehbung des 13. Artikel der Bundes⸗ 
acte zu verkennen; es hat aber derfelbe noch bejonders folgende, 
das Recht Sr. Majeftät des Königs, den 13. Art. der Bundes: 
acte fo und nicht anders zu vollziehen, wie e8 Seine Weisheit 
am angemeflenften findet, ficherftellende Erklärung durch Seinen 
Bevollmächtigten bei Den Wiener Conferenzen, Herrn Grafen 
von Bernftoff, zum Protokoll der 7. Gonferenzfigung (Beil. A) 
unter dem 19. Dezember 1819 abgeben allen: — — — — — 


„Bei der gegenwärtigen näheren Erflärung des 13. Art. 
der Bundesacte liegt der Zweck zum Grunde, einer unrichtigen 
Auslegung und Anwendung deijelben vorzubeugen, wedurd bie 
Aufrechthaltung und Erfüllung der Bundeszwede oder Bundes: 
pflichten gehemmt, die Ordnung und Sicherheit im Bunde, oder 
in deflen einzelnen Staaten gefährdet, die den Mitgliedern des 
Bundes ald fouveränen Fürften zuftehenden ungetheilten Nechte 
der oberften Staatägewalt gejchmälert, oder Dad Recht der Ne: 
genten, die landftändifchen Verfafjungen nad Maaßgabe der in 
ihren Staaten beftehenden bejonderen Verhältniffen felbft und 
allein anzuordnen, Zweifel gefegt werden könnte. — 

Da diefer mehrfache Zweck dur die in den Anträgen bes 
Ausſchuſſes enthaltenen Säge dem Unterzeichneten auf eine völlig 
genügende, jo einfache als deutliche Weife erreicht zu fein fcheint, 
jo nimmt er feinen Anftand, diefen Anträgen feinerfeitö in Weber: 
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einftimmung mit den ihm von ſeinem allerhoͤchſten Hofe ertbeilten 
Snftructionen unbedingt beizutreten. — — — — — — — — 

Der Umſtand, daß die Vollziehung des 13. Art. der Bun⸗ 
desacte noch nicht beendigt worden, wie in Ruͤckſicht Holſteins 
es der Fall ift, ift der Föniglihen Regierung mit mehreren Res 
gierungen gemein, mit denen fie im Bunde gleiche Rechte wie 
gleihe Verbindlichkeiten hat, welchen: nad) eine Beſcheidung, wie 
die von dem Herren Referenten in Antrag geftellte, menigftens 
nur in einer dieſer Regierungen zugleich mit betreffenden Auf— 
forderung von Seiten Der Bundesverfammlung Begründung fin: 
den koͤnnte. 

Da von Anträgen 2 uud 3 gleichfalle gilt, daß fie ultra 
petitum der Reclamanten gejtellt worden, fo wiederhofe ich, 
unter Beziehung auf meine erfte Erklärung, meinen Antrag: 

„die Reclamanten mit ihren Anträgen abzuweiſen.“ 

Niederlande, wegen des Großherzogthums Luxemburg er 
Härte, Daß fie zwar mit Inſtruction über diefen Gegenftand 
nicht verfehen fei, daß fie jedoch die in der Faiferlich öfterreichifchen 
Abſtimmung enthaltenen Gründe jo überwiegend fände, daß fie 
feinen Anftand nehme, derjelben beizutreten. 

Die großherzoglich und herzoglich ſächſiſchen Häujer ſtimmten 
auf Inſtructions⸗Einholung. 

Braunſchweig und Nafjau flimmte wie Hannover, unter der 
Bemerkung, daß, nah der Anficht des herzoglich nafjanifchen 
Hofes, in Folge der abgegebenen Erklärung Des däniſchen Ge- 
fandten, die Abweilung der Reclamanten von der hohen Bun- 
desverfammlung ohne weiteren Anftand auszufprechen wäre. 

Medlenburg: Schwerin und Medlenburg-Strelig ftinımte dem 
Antrage der öfterreihifchen Geſandtſchaft bei. 

Holſtein-Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg hatten Feine 
Inftruction. 

Dem Geſandten für Hohenzollern, Liechtenſtein, Reuß, Schaum⸗ 
burg⸗Lippe, Lippe und Waldeck ſchienen die Vorſchläge des Prä- 
fivialgefandten jo zwedmäßig, daß er Fein Bedenken trug, ſchon 
nach feiner allgemeinen Inſtruction denjelben beizutreten. 


Dritter Theil. 13 
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Die freien Städte erflärten: Die Reclamanten gründen ihr 
Geſuch auf den 56. Artikel der Wiener Schlußacte und behaup- 
ten. daß die holfteiniiche Verfaſſung in anerfannter Wirfjamfeit 
fei. Diefe Frage iſt rein hiſtoriſch. Es ergiebt fid) aber aus den 
Berbandlungen, daß dieſe Berfaflung feit mehr als 100 Jahren 
außer Hebung geweſen, und daß fie nad) Auflöjung des deutlichen 
Reichs, durch die Einverleibung des Herzogthums in das König. 
reih Dänemark, aud) förmlich aufgehoben worden if. Unter 
diefen Umftänden kann wohl der im Jahre 1816 ertbeilten fönig- 
lihen Beftätigung der Privilegien ter Prälaten und Nitterfchaft 
nicht der Sinn beigelegt werden, daß die Abficht dabei gewejen 
fei, jene Berfafjung wieder herzuftellen; um fo weniger, ta zu 
derjelben Zeit eine Sommilfion ernannt worden ift, um über den 
Entwurf einer neuen Verfaſſung zu beratbichlagen. “Der 56. Ar: 
tifel der Wiener Schlußacte ift daher bier nicht anwentbar. Da- 
gegen tritt in Beziehung auf Holftein die Verfügung des 13. Ar: 
tifel8 ter Bundesacte ein, wie dies auch von dem Eöniglidy- 
däniſchen und herzoglich-bolftein-lauenburgifchen Herrn Geſandten 
anerkannt wird. Indeß ift es nicht Die Anwendung dieſes Arti⸗ 
kels, weldye die Reclamanten verlangen, und fo Tann die Bundes- 
verfammlung auch für jet Teinen Beruf finden, bei einem einzel: 
nen Bundesftaate auf die Ausführung deſſelben zu dringen. Ein 
folder Schritt würde, wenn er ex oflicio und ohne beſondere 
Aufforderung geichehen follte, nur dann gebilligt werten können, 
wenn er in Beziehung auf fämmtlihe Buntesftaaten gemacht 
würde, in welchen der 13. Artikel noch nicht vollzogen wor: 
den ift. 

Sin diefem bejondern Falle aber möchte um jo weniger Ber: 
anlafjung dazu fein, da bei den befannten erhabenen Geſinnun— 
gen Eeiner Majeftät des Königs von Dänemark fein Zweifel 
darüber ftattfinden kann, daß Allerhöchftderfelbe nicht, jobald es 
ihm moͤglich ift, die von ihm übernommene Verbindlichkeit erfül- 
Ien und dem Herzogthum Holftein eine, dem Bedürfniß der Zeit 
gemäße, und das Wohl aller Bewohner deſſelben beswedente 
Terfajjung geben wird. In diefer Hinficht werden auch von 
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den: Föniglichen Herrn Gefandten die beruhigendften Zuſicherun⸗ 
gen ertheilt. 

indem der Geſandte ſich Daher für die Abweijung der Re 
clamanten erklärt, tritt er, was die Modalität betrifft, dem Vor⸗ 
ſchlage des präfidirenden Herrn Gejandten bei. 

Defterreidh hatte für feine Vorſchläge bereit8 in dieſer Ab- 
fiimmung die Majorität der Bundesverjammlung erhalten. Es 
konnte nun fehon mit der Schlußziehung warten. Das geſchah 
denn auch, und erft in der Sikung vom 27, November 1823 
wurde der Beſchluß gefaßt, nachdem zuvor die mit ihrer Erflä- 
rung zurüdgebliebenen Staaten abgeftimmt hatten. 

Das Königreich Sachſen ftimmte nach dänischer Ausführung, 
Kurheſſen desgleichen, die ſächſiſchen Fürſtenhäuſer flinmten zwar 
dem öſterreichiſchen Votum bei, fügten aber doch gleich dem Kö: 
ni von Sachſen hinzu, DaB den Reclamanten zu ihrer Berubi- 
gung eröffnet werben möge, daß der König von Dänemark ihnen 
von der Bundesverfammlung eine Tandftändifche Verfaſſung nach 
Artikel 13 der Bundesacte zugefagt habe und daß die Bundes: 
verfammlung über die Erfüllung des Artikel 13 in Holftein wa- 
hen werde. Württemberg enthielt fid) einer weiteren Abftim- 
mung; Wangenheim war bereit& befeitiget*) Won der 15. Kurie 
ſprach fi) Das Haus Anhalt im öſterreichiſchen Sinne aus, Ol⸗ 
denburg und Schwarzburg Dagegen drüdten den Wunſch aus, 
fi) ihres Votums bei der Abftimmung der Kurie enthalten zu 
dürfen, weil bei ihnen ein mehrfaches jpecielles Intereſſe hinſicht⸗ 
li der angebrachten Beſchwerde vorhanden jei. 

Obwohl nun während der Beit noch eine nachträgliche Ein: 
gabe der holſteiniſchen Prälaten und Nitterfchaft über die Ießte 
dänische Erklärung eingegangen war, jo erklärte dennoch die 
Bunbesverjammlung die Sache für geſchloſſen und jpruchreif. 
Defterreich jagte: daß nach der Gejchäftdorbnung jede neue 
Eingabe eine neue Erwägung fordere, und dieſe müfje notb- 
wendig neue Abftimmungen zur Folge haben. Die reif erwoge- 


*) Siehe unten Gapitel XV. 
13* 


dy ⸗ * ⸗ 
——— 
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nen Abſtimmungen, welche bereits abgegeben ſeien, gründeten ſich 
auf die Inſtructionen, welche die ausführliche Denkſchrift der 
Reclamanten veranlaßt hatten. Oeſterreich glaube nun nicht, 
daß die neue Eingabe auf den jetzt zu faſſenden Beſchluß einen 
Suspenſiv⸗-Effect äußern könne, wohl aber, daß ſie der Reclama⸗ 
tiond-Commiffion zur ordnungsmäßigen Grörterung zugemittelt 
werden müſſe. Neue Gründe würden unzweifelhaft einen frühe: 
ren Bundesbeſchluß Audern fönnen, aber nicht angemeflen er: 
Scheine ed, durch ein wenige Stunden vor der feitgejeßten Be⸗ 
ſchlußfaſſung angebrachtes Einfchreiten den Beichluß aufhalten 
und_den geordneten Gejchäftsgang der Verſammlung hemmen zu 
wollen‘ 

Nur Hannover wideriprach diefer Auslegung der Gejchäfts- 
ordnung und verlangte Mittbeilung der neuen Denkſchrift vor 
der Schlußziehung. Baden (Blitter8borff) Dagegen trat Defter- 
reich unter folgender Ausführung bei: 

„Nach dem jeither bei der Bundesverfammlung beobachteten 
Gebrauch, jeien Eingaben von Privaten, die nur directe Wider: 
legung der von den Höfen abgegebenen Erklärung enthielten, 
nicht nur wegen ihrer Sjrrelevanz, oder wegen ihres, die Würde 
der Höfe und ihrer Nepräfentanten verlegenden Inhalts zurüd- 
gewiejen worden, ſondern vorzüglich deshalb, weil man es im 
Allgemeinen, und abgefehen von dem Inhalte und ver Fafung 
joldyer Eingaben, für unpafjend hielt, wenn die höchite Bundes: 
regierung in einem förmlichen Schriftenwechfel mit Privaten 
verflochten würde. Nicht zu läugnen fei e8, daß hierdurch Die 
Verhandlungen der Bundesverfammlung das Anfehen eines gericht: 
Iihen Verfahrens gewinnen mußten und daß, wollte man auf 
diefen Wege fortgehen, nad) und nad eine Procedur einge- 
führt werden würde, die ficher nicht im Sinne der Stifter des 
hohen deutſchen Bundes gelegen habe.” — 

Hierauf traten alle Stimmen dem öfterreichifchen Votum Bei 
und num fiel der Beſchluß dahin aus: 

1. da die hohe Bundesverfammlung aus den bisherigen 
Berhandlungen Die Ueberzeugung erlangt hat, daß Die alte Ver: 
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faſſung in Holftein in anerkannter Wirkfamfeit nicht beftehe, fo , 
werden bie reclamirenden Holfteinifchen Prälaten und Ritterſchafts⸗ 


mitglieder mit ihrem Geſuch und ihrer Berufung auf den 56. $ 


Artikel der Wiener Schlußacte, als unftatthaft abgewiejen; ben 


Reclamanten wird jeboch zu ihrer Beruhigung eröffnet, daß Ce. : 


Majeität der König von Dänemark, nad) der auf Allerhöchft Ihre 
Bundestagsgeſandtſchaft wiederholte Erklärung, dem Herzogthum 
Holftein eine Verfafſung zugefichert haben, welche, nach dem Ar⸗ 
tifel 55 der Schlußacte, Die älteren Rechte möglichft berüdfichti- 
tigen und den gegenwärtigen Beitverhältniffen angepaßt wer: 
den ſoll. 

Die hohe Bundeöverfammlung weiſet zugleih die reclami- 
renden Prälaten und Ritterfchaftömitglieder an, dieſer Verfafiung 
mit jenem Vertrauen entgegenzujehen, welches die unummundene 
Erklaͤrung Sr. Majeſtaͤt des Königs bei treuergebenen Untertha- 
nen nothwendig erzeugen muß; und ertheilt deshalb die Verfiche: 
zung, Daß fie, innerhalb der Gränze ihres Wirkungskreijes, nad) 
bem 54. Artikel der Schlußacte über die Erfüllung genannter 
Verbindlichkeit zu wachen willen werde. 

2. Die neuefte Eingabe vom 26. November 1823 wirb der 
betreffenden Commiſſion zum Vortrage zugeftellt, und, daß dieſes 
gejchehen, den Neclamanten eröffnet. 


Ueber die legte Reclamation der holſteiniſchen Stände refe- 
rirte BlitterSborf in der Sikung vom 15. Januar 1824 und 
jagte ‚über bie Form berielben,, es fei ber Bundesverſammlung 


| 


ohne Zweifel a ufgefallen, daß Die Reclamanten ſich gerade jo _ 


erklärt, als hätten fie auf die Executionsſchrift zu. xepliciven, 
welche von ber dänischen Bundestagsgefandtjchaft auf ihre bei 
der Bundesverfanmlung eingereichte Klage zu Protocol gegeben 
worden fei. Sie beginnen mit einer allgemeinen Verwahrung 
gegen verjchiebene zu ihrem Nachtheil gezogene Schlußfolgen, 
gegen die Uebergehung vieler Thatfachen, die fie hinlänglich be- 
gründet aufgeftellt, und gegen jämmtliche Thatjachen, welche 
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ihnen entgegengeftellt ſeien. Sodann gingen fie die Dänische ge- 
ſandtſchaftliche Erflärung Punkt für Punkt durch und fuchten Die 
darin enthaltene Behauptung und Ausführung theils durch Wi- 
derjpruch, theild durch Gegenausführung zu entkräften und fchlöf: 
fen endlih mit einer Wiederholung ihrer früheren Anträge. — 
DBlittersdorff hatte nun zuvörderſt gegen Die Form der Eingabe 
zu erinnern, daß die Reclamanten ihre Stellung zu der Bundes: 
verfammlung durchaus verfannt hätten, weil Diefe ebenfo wenig 
ein Gericht fei, berufen zu Entjcheidungen von Nechtsſachen, als 
die höchften Bundesglieder und die gegen fie reclamirenden Pri⸗ 
vaten Parteien feien, die auf gleicher Stufe ftünden, und ſich da- 
ber berechtigt glauben Fönnten, ihre Angelegenheit in einem or: 
dentlichen Schriftenwechjel zu verfechten, bei welchem ber betref- 
fende Bundestagsgefandte die Rolle des gegentheiligen Anwalts 
zu übernehmen hätte. Es dürfte niemals außer Augen gelafjen 
werden, daß die höchften Bundesglieder in der Bundesverſamm⸗ 
lung repräjentirt jeien und daß alle Erklärungen der Bunbes- 
tagsgefandten nur im Namen und aus Auftrag ihrer Gommit- 
ten gegeben würden. Eben deshalb würden aber auch die recla- 
mirenden Privaten in ihren Eingaben ſich jener Form und jener 
Sprache zu bedienen haben, die dieſem Verhältniffe angemefjen 
jeien, und insbefondere einer folchen Kritit und Widerlegung der 
geſandtſchaftlichen Erklärungen zu enthalten Haben, die fie felbft 
gegen den unmittelbaren Repräfentanten ihres Landesheren für 
unpafjend erfennen müßten. Hiergegen bätten Die Reclamanten 
verfehlt, mehr noch aus Schuld der Koncipienten, ald durch 
eigene; das holſteiniſche Prälaten- und Ritterſchafts-Corps jet 
zu adhtungswerth, als Daß man ihm dergleichen zur Laſt legen 
tönne und beshalb unterbleibe auch die Mipbilligung Seitens 
der Bundesverfammlung wegen der Form der Eingabe. 

Zur Sache felbft übergehend, bemerkte nun Herr Blitters- 
dorff, daß die Commiſſion Fein wejentlihes Moment in der neuen Ein⸗ 
gabe entdecken könne, das der Bundesverfammlung unbekannt 
geblieben wäre und irgend einen Einfluß auf den frühern Beichluß 
hätte haben könne. Die Reclamanten befchränften fich, nach dieſer 
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Anficht, Faft ausjchlieplich Darauf, dasjenige, was in ihrer erſten 
Eingabe gejagt jei, auszugsweiſe zu wiederholen und dieſem eine 
dDirecte Beziehung auf die von der dänischen Bundestagsgeſandt⸗ 
haft in der Sißung vom 19. uni 1823 protocollirten 
Erklärung zu geben*). Deshalb fei aud) darauf nicht weiter 
einzugehen. 

Die Reclamanten gingen audy jet wieder von einer irrigen 
Auslegung des Artikel 56 der Wiener Schlußacte aus. Indem 
aber in dem Artikel 55 „von den früberbin gejeklid 
beftandenen fändifhen Rechten“ geredet werde, liege 
hierin eine Antithee, aus welcher hervorgehe, daß der 
Artifel 56 von jenen VBerfajjungen zu verflehen 
ſei, welde zur Zeit der Abfaſſung der Wiener Schluß- 
acte beftanden. Nicht zufrieden mit dieſer Beſchränkung in 
ber Zeit, hätten die Geſetzgeber aber noch außerdem feftgejekt, 
dag jene Verfaffungen „in anerkannter Wirkſamkeit“ beftehen 
müßten. Hierunter Eönne nun aber wohl nichts anderes verftan- 
den werben, ald daß jene Verfaſſungen zur Zeit der Abfaſſung 
der Wiener Scylußacte wirklich practiich ausgeübt wurden, und 
daß über dieſe Ausübung Fein Streit zwilchen den Hauptinterej- 
jenten (der Regierung und den Ständen) obgewaltet babe, Könnte 
den Worten des Artifel 56 eine hievon abweichende Bedeutung 
gegeben werden, jo wäre der Beiſatz „anerkannte Wirkjamfeit” 
offenbar ein müßiger und eine ſolche fehlerhafte, aller grammati- 
kaliſchen und logiſchen Auslegung widerfprecdhende Faſſung, welche 
wohl den höchſten Contrahenten nicht Schuld gegeben werden 
jolle **). 


*) Siehe Seite 185. 

**) Daß diefe Ausführung geradezu gegen den Inhalt der Wiener Con: 
fereng von 1820 verftößt, braucht jeßt nicht erwähnt zu werden. — Später: 
bin hat dieBundesverfammlung ſelbſt in der Heififchen Verfaſſungsfrage bie: 
fen Artikel 56 der Wiener Schlußacte auch auf die nach 1820 entflandenen 
Berfafjungen angewendet. Berge. Meine Schrift: Politif der Großmaͤchte 
und der deutfchen Bundesverfammlung in der kurheſſiſchen Verfaſſungsangele⸗ 
genheit, Berlin 1861. ©. 173 fi. 
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Statt nım ihren Beweis ausſchließlich darauf zu richten, 
daß in Holftein eine Verfaſſung in anerfannter Wirkffamfeit — 
in dem fo eben bezeichneten Sinne genommen — beftehe, hätten 
die Neclamanten vielmehr gefucht, theils durch hiftorifche Dar- 
ftelungen, theild durch Induction wiederholt darzuthun, daß die 
frühere Verfaſſung Holfteind niemals als rechtlidy erlofchen zu be- 
trachten gewejen feiund daß fie auf jeden Fal durch die Privilegien: 
beftätigung vom 17. Auguft 1816 jene practiſche Anerkennung 
wiedererhalten habe, welche der Artikel 56 der Wiener Schlußacte 
erfordere. Schon hieraus gehe hervor, daB die ganze von den 
Reclamanten gefuchte Beweisführung auf die Rechtöbeftändigfeit 
ihrer Verfafjung gerichtet, und daß es lediglid ein Mißbrauch 
der Worte fei, wenn fie diefe mit „anerfaunter Wirfjamfeit” be- 
zeichneten. Noch deutlicher jei dies, wenn man das hierbei ob: 
waltende Verbältniß etwas näher ind Auge falle. Offenbar 
fomme es bier zunächft nur auf den Sinn der Privilegienbeftäti- 
gung an. Dieſen juchten die Neclamanten durch cine bis ins 
größte Detail gehende Gntwidelung der früheren Verfaſſungs⸗ 
verhältnifje Holfteind in das gehörige Licht zu flellen. Sie ge 
fländen ein, daß vordem vielfady über den Umfang ihrer Privi- 
legien geftritten worden fei, daß die Ausübung Diefer — Unter 
terbrechungen, bejonders in der neueren Beit, erlitten hätten; fo 
daß die Prälaten und Nitterfchaft kurz vor der Auflöfung des 
ehemaligen beutjchen Reichs im Begriff geitanden hätten, klagend 
bei den Reichögerichten gegen ihren Landesherrn aufzutreten, fügs 
ten aber ſodann hinzu, daß alle dieſe Streitigfeiten durch die 
von Sr. Majeftät dem Könige im Jahre 1816 erfolgte Beftätis 
gung ihrer Privilegien, Deren Auslegung gar feinen Zweifel 
übrig laflen, gejchlichtet, nnd fomit Die Bedingnng des Artikel 56 
der Wiener Schlußacte erfüllt worden ſei. — Die Dänische Regierung 
hingegen deute gleichfalld auf die früheren Verhältniffe Hin, finde 
dieſe aber den Reclamanten ungleich weniger günftig, weife die Unter- 
brechung näher nach, welche die Ausübung ihrer Rechte erlitten 
hätten, und ſchließe damit, daß ber oft erwähnten Privilegien: 
beftätigung ein durchaus verſchiedener Sinn beizulegen jei. So: 
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mit liege die Thatſache vor, Daß zwilchen der dänifchen Negie- I 
rung und den Neclamanten ein Streit über die Auslegung der 
Privilegienbeftätigung obwalte, der nothwendiger Weiſe auf Die 
früheren, über den Umfang der ftändifchen Gerechtfame ftatt ge 
habten Streitigfeiten zurüdbezogen werden müßte und nur auf 
den Grund dieſer fortgefeßt werden Eönnte. — Es könne nun 
feinem Zweifel unterliegen, daß wenn das ehemalige deutjche 
Reich noch jetzt beftände, diefer über den Sinn der Privilegien: 
beftätigung entftandenen Streit bei den Neichögerichte anhängig 
gemacht und von dieſem vermöge ihrer damals unbeftrittenen 
Competenz entſchieden werden könnte. Ebenſo unzweifelhaft fei 
es aber, daß der Bundesverſammlung in dieſer Beziehung kei⸗ 
nerlei Competenz zuſtehe, ſondern, daß nur der Artikel 55 der 
Wiener Schlußacte, Der gerade für ſolche Verhaͤltniſſe aufgenom⸗ 
men worden ſei, zur Anwendung kommen könne. 

Dieſer Ausführung zufolge wurden nun auf Antrag der 
Commiſſion die holſteiniſchen Stände von Neuem von der Bun⸗ 
desverſammlung zurückgewieſen. 

Oeſterreich aͤußerte ausdrücklich, daß ihm die Motive der 
Reclamationscommiſſion demjenigen, was in der 22. Sitzung der 
Wiener Miniſterialconferenz über die Faſſung des 56. Artikels 
der Wiener Schlußacte vorkomme nnd von der Commiſſion aus⸗ 
geführt jei, vollkommen angemefjen zu jein jcheine, 

Die große Maforität ſtimmte dem öfterreichiichen Votum 
unbedingt bei, Preußen, Baiern und Königreich Sachſen aber 
nur dem Commiſſionsantrage, ohne fidy über die Sinterpretation 
Defterreih8 über den Artikel 56 der Wiener Schlußacte au$- 
drüdlich zu erklären. Hannover Dagegen verwahrte fich ſpeciell 
gegen die interpretation des Artifel 56, wie fie von der Com⸗ 
miſſion geäußert fei, und nad) welcher der Ausdrud „anerkannte 
Wirkſamkeit“ bloß auf den factifchen mit Ausſchluß alles - 
rechtlichen Beſitzſtandes Bezug haben ſolle; in Rüdficht der 
für leßtere fprechenden Gründe beziehe es fich auf die frühere Ab⸗ 
ſtimmung. 

Die Vertheilung und der Druck der neuen Deuffchrift der 
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„ ber holfteinijchen Stände, über welche man jo eben bejchlofjen, 
wurden auf Untrag Oeſterreichs nicht augelafien und dabei noch 
folgender Beſchluß ausdrüdlich hinzugefügt: 

Die jämmtlichen Regierungen der Bundesftaaten werben 
erſucht, Reclamationen und Denkjchrift, welche bei der hoben 
Bundesverfammfung gebrudt eingereicht werden follen, einer Gen: 
jur, da, wo fie noch nicht beftehe, zu unterziehen, ſowie insbeſon— 
dere der Senat der freien Stabt Frankfurt, zu verordnen, Daß 
jene Eingaben, welde vom Site diefer Verfammlung in Frank 
furter Drudereien nicht cher al8 nad ertheilter Imprimatur von 
Seiten der Bundes: BanzleisDirection (welche in vorkommenden 
Fallen mit der Reclamations-Commiſſton Rückſprache pflegen 
werde), angenommen werben. 

Wir Eommen im Scluß-Kapitel dieſes erften Buches, wel: 
ches mit dem Sahre 1824 fchließt, auf bie hoffteinifche Angele: 
legenbeit nochmals zurüd, 


Bierzehntes Kapitel. 


Der Streit zwiſchen Preußen und Anhalt- Köthen. 


Wir müflen nun eine Angelegenheit nachholen, in welcher 
der Sinn der wichtigften Bundesgejeße, fowie das Recht und Die 
Pflicht der Bundesverfammlung zur Interpretation derfelben zur 
Sprache und Entſcheidung fomme. Es handelte fich nämlich um Die 
Beichwerbedes Herzogs von Anhalt-Köthen gegen Preußen wegen 
widerrechtlicher Grhebung der Eöniglichspreußifchen Tranfitos und 
Verbraudy-Steuer auf der Elbe, auch wegen eine3 auf Diefer an: 
gehaltenen Schiffes, deſſen Freigebung ohne Entrihtung der ab- 
geforderten Steuer verlangt wurde. 

Die von der YBundesverfammlung ernannte Commiſſion 
(17. Situng 1821) war im Begriff ſogleich darüber Bericht zu 
erftatten, ald ihr die Nachricht Durch den anhaltifchen Geſandten 
unter Vorlage eined berzoglichen Reſcripts mitgetheilt wurde, daß 
in dieſer Sache eine Vermittlung eingeleitet worden, weßwegen 
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dem Gelandten aufgegeben wurde, zu bewirken, daß von 
Seiten ber Bundesverſammlung kein weiterer Schritt in der 
Sache geſchehe. 

Die beruhigende Ausſicht, dieſe Irrungen zwiſchen zwei 
Bundesgliedern auf eine gütliche Weiſe ausgeglichen zu ſehen, 
verlor ſich, als in ber 21. Sitzung vom 30. Mai 1821 der 
herzoglich-anhaltiſche Geſandte eine neue Beſchwerde gegen die 
Krone Preußen übergab, und die Erledigung der Sache Seitens 
der Bundesverſammlung betrieb, ohne von der eingeleiteten Ber: 
mittlung und deren Erfolg irgend eine Erwähnung zu thun. 

Die Bundesverfammlung hat die Commiſſion aufgefordert, 
ihren Vortrag auch auf dieje berzoglidy.anhalt-töthenfche nud Die 
zu erwartenden preußijchen Erklärungen zu erftreden. 

Zur genauen Kenntniß und Ueberſicht diefer Sache wird es 
nothwendig fein, auf dasjenige zurüczugehen, was hierüber in 
den Gabinetöconferenzen zu Wien im Jahre 1820 verhandelt 
worden ®). 

In der20. Sigung verlas nämlich der Präfident von Berg, im 
Auftrag des Herzogs von Anhalt» Köthen, einen Aufſatz, worin 
im Namen des Geſammthauſes Anhalt gegen den, die Flußſchiff⸗ 
fahr betreffenden, vierten Artikel der Anträge des zehnten Aus: 
ihufles, in fo fern gedachter Artikel mit Dem, was dieferhalb 
bereit3 durch Die Wiener Congreßacte feſtſteht, nicht übereinftim> 
men, eine Reclamation und Verwahrung eingelegt wurde, 

Diefer Aufſatz findet fih in den lithographirten Conferenz⸗ 
acten nicht, wohl aber unter den Beilagen der 21. Sibung das 
denjelben veranlaffende herzogliche Reſcript, folgenden Inhalts: 

„Der Vertrag des zehnten Comités über die Handels⸗ 
angelegenheiten enthalte im 4. Artikel der Satubfaflung fol» 
gende Beftimmung: 

Um auch der Flußichifffahrt die derſelben durch die 

Wiener Gongreßacte zugeſicherte Erleichterung wirklich zu 

gewähren, machen jämmtliche dabei betheiligten Bundes⸗ 


*) Bergl. Bd II. ©. 560 fi. 
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glieder ſich verbindlich, die Deshalb jchon beftehenden Un- 
terhandlungen jo thätig zu betreiben, und fo fchnell zu 
beendigen, als die Natur des Gegenftandes ed zulaſſen 
kann, wie au) da, wo noch Feine Unterhandlungen ein- 
leitet find, ſolche bald thunlich eintreten zu laſſen. 


Der Gefandte werde angewiefen im Namen des Gejammt- 
haufes Anhalt ſowohl gegen die Faflung dieſes Artikels, ald auch 
überhaupt die Aufftelung der Flußſchifffahrt unter den einer 
neuen gefeßlichen Beftimmung unterworfenen Handelögegenftänden 
zu reclamiren, auch, bei widerjprechender Beichlußnahme der 
Gonferenz eine ausdrüdlide Verwahrung dagegen förmlicdy zu 
Protocol zu geben. 


Was 
1. die Faſſung des Artifel3 betreffe, jo jeien Die Beftimmun: 
gen der Wiener Congreßacte allzuflar, und unzweideutig, als daß 
von einer bloßen Erleichterung der Flußfchifffahrt, und, im jedh- 
ften Sabre nad Abſchluß der Acte, von entfernten diplomatischen 
Möglichkeiten der Ausführung unumftößlicher völferrechtlicher 
Beichlüfe die Rede fein Fönnte, 


Die Songreßacte habe nicht Bloß eine Erleichterung, Jon: 
dern völlige Freiheit der Flußſchifffahrt unwiderruflich feſtgeſetzt, 
und dieſe Beftimmung fei von ben gegenwärtigen Gonferenzen 
jo unabhängig, als der eben jo unwiderruflich regulirte Territorial- 
Belisftand der deutſchen Fürften. Was man unter diefer Freiheii 
zu verſtehen Habe, jei im 144. Artikel jo ausdrücklich beftimmt, 
daß eine weitere Declaration des Geſetzes ohne Verlegung nicht 
ftatt finden Tönne, In Betreff der bereitö de jure freien Schiff⸗ 
Tahrt handle es ſich bloß um gemeinjchaftlich abzufaffende, execu⸗ 
tive und polizeilihe Maßregeln. 

Was aber 

2. die Aufftelung des 4. Artifeld und der Flußichifffahrt 
überhaupt unter die zur Berichtderftattung Des 10. Ausſchuſſes ge- 
eigneten Gegenſtaͤnde betreffe, jo koͤnne bie Flußſchifffahrt, als 
eine rechtlich abgemachte und nur noch vom Bunde zu vollziehende 
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Sache, lediglich ald ein Sompetenz= und nicht ald ein Handels⸗ 
Gegenitand angejehen werden. 

Diefe Beftimmung dürfe feinen entftellenden Abänderungen 
oder Modificationen mehr unterworfen werden.” 

Auf diefe Verwahrung erklärte der Fürft von Metternich 
im Namen der ganzen Berfammlung, daß in den Anträgen des 
zehnten Ausjchußes von Aufhebung oder Verrüdung eines von 
dem Wiener Gongrefje ausgeſprochenen Nechtszuftandes durchaus 
nicht die Rede ſei, jolche auch ficher nicht in den Wünjchen 
oder Anlichten irgend einer der deutſchen Regierungen liege, 
indem vielmehr ihr beitändige® Augenmerk nur dahin gehen 
könne, den deutſchen Bund zu befeſtigen und alle ihn betreffen- 
den Beitinnmungen der Wiener Songreßacte aufrecht zu erhalten, 
zu entwideln und auszuführen. 

Bei der weitern Beiprechung wurde von dem Grafen von 
Bernflorff und anderen Herren Bevollmächtigten dieſen Bemer⸗ 
fungen noch Hinzugefügt, Daß durch den befagten Artikel bloß 
eine bejchleunigte Erfüllung der Congreßacte beabfichtiget, das 
Wort Grleichterung aber anftatt des Wortes Freiheit deshalb 
gebraucht worden fei, weil das letztere die faliche Auslegung 
veranlaflen Eönne, als eine abjolute Befreiung von allen BZöllen 
(welche die herzoglich-anhaltiſchen Käufer jelbft nicht verlangen 
würden) ftatt finden folle, Dagegen, wenn unter Freiheit, wie in 
der Gongrekacte geſchehen, nur das Necht Der ungehinderten Be 
Ihiffung der Ströme verflanden werde, der Ausdrud: Erleichte: 
zung noch ein Mehreres, als dieſes bereit3 feftftehende Recht, 
bezeichne. Hiermit werde ſich der Herzog von Anhalt: Köthen 
Durchlaucht um fo mehr beruhigen, als die &lbichifffahrts- 
Unterhandlung ihrem definitiven Abjchluffe auf der Grundlage 
der Congreßacte ganz nahe fei. 

Herr dv. Berg übernahm es, Darüber Vortrag zu erftattenund der 
Herzog behielt fi Die weitere Erklärung bevor, welche er in 
der 21. Sikung dadurch abgab, daß er das oben audgezogene 
herzogliche Refeript zur förmlichen ProtofollsBeilage machte. 

Als in der 23. Sikung die Unterzeichnung der Schlußacte 
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zur Sprache fam, erflärte Präfident von Berg, für das Ge 
fammthans Anhalt von dem NHerzoge von Anhalt:Köthen 
angewiefen zu fein, feiner Acte beizuflimmen, worin der 
bereit3 in der 20. und 21. Sigung gemachte, weiterhin zu er: 
wähnende Antrag nicht berüdfichtigt wäre. 

Diefe vorbehaltene weitere Aeußerung gab Berg noch in 
der 20.und 21 Sitzung zu Protocol (Beilage Hit.K), des haupt- 
fächlihen Inhalts, daß Die herzoglidyanhaltiihen Häufer ihre 
Zuftimmung zur Schlußaite nicht geben fünnten, wenn in vderjel- 
ben nicht die endliche und unverzügliche Ausführung der durch 
die Wiener Congreßacte verheißenen Freiheit der Fſußſchifffahrt, 
und ihre Unabhängigkeit von den Dounanenjyflemen der Ufer: 
ftaaten, namentlich und vollftändig ficher geftellt werden follte. 

Der Fürft von Metternich äußerte hierauf, wie er die An- 
fihten der ganzen Verſammlung auszufprechen glaube, indem er 
bemerflidy mache, daß die Zufanmenftellung zweier jo ganz ver- 
ſchiedenen Gegenftände, ald die vorliegenden Acte und die An- 
gelegenheit wegen der Flußſchifffahrt, ſich weder erflären, noch 
rechtfertigen laſſe. 

Die Wiener Sonferenz babe, vom Anfang an, ihren Arbei- 
ten beftimmte Grenzen gejegt, und insbejondere in die Echluß- 
acti Feine andere, als grundgefegliche Beftimmungen aufgenom- 
men, unter weldje die Regulirung der Flußſchifffahrt eben jo 
wenig gerechnet werden Fönne, als irgend eine andere, der im 
Bundesacte erwähnten, fpeciellen Angelegenheiten, wovon auch 
feine in der Schlußacte namentlich aufgeführt worden fei. Aller: 
dings fei die Negulirung der Flußſchifffahrt in der Congreßacte, 
Deren unverbrüchliche Aufrechthaltung Feiner neuen Sanction be 
dürfe, beftimmt angeordnet, auch in dem 19. Artikel der Bundes: 
acte unter den ©egenftänden, welche der Berathung der Bunbes- 
verfammlung anheim geftellt bleiben, mitgenannt worden. Der 
108. Artikel der Songreßacte habe aber ausbrüdlic, feftgefeßt, daß 
diefes Geſchaͤft durch eigene, von ten dabei interefirten Staaten 
zu ernennende Gommiffionen, nach den angenommenen allgemei- 
nen Grundfäßen, berichtigt werben ſolle. Rur in dem Kalle, 
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wenn ein Bundesflaat fi) in Bezug auf dieſe Angelegenheit in 
jeinen Rechten verlett glaubte, würde deshalb bei der Bundes: 
verjammlung Bejchwerbe geführt werben können. 

Daß dies in Anfehung der Eibjichifffahrt bisher nicht ge- 
Ichehen ſei, habe wahrfcheinlich feinen Grund darin, daß die zur 
Regulirung derjelben ernannte Commiſſion ſich feit geraumer Zeit 
wirflich im Gange befinde, und ein baldiges befricdigendes Re— 
fultat ficyer erwarten laſſe. Es ſei daher fein Grund vorhanden, 
in die Schlußacte einen Die Flußfchifffahrt betreffenden Artikel 
einzurüden. Die eingelegte Verwahrung fei weder im Grund: 
fage, no in der Form zu billigen, und man ſei von den pa- 
triotifchen Gefinnungen des Herzogs Durchlaucht überzeugt, Ders 
jelbe werde Sih aus einer, diefen Verhandlungen jo fremben 
Urſache nicht von dem gemeinfchaftlihen Gange feiner fämmtlt- 
hen Bundesgenoffen und von den zu Befeftigung des Bundes 
jo wichtigen Beichlüffen trennen woller. 

Da Herr von Berg glaubte, daß ber Herzog ſich nicht 
durch diefe Erklärung beruhigt finden würden, fo fügte ber 
Fürft Metternich noch Hinzu, daß der 53. Artifel der vorliegen: 
den Acte alles, was in dieſer Hinficht begehrt werben Fönne, ge- 
leiftet babe, und es wurbe einftimmig beliebt, im Protocol aus⸗ 
drüdtid, zu bemerken, daß, in dem obengedachten Artikel, unter 
der Gewährleiſtung zugeficherter Rechte auch die Durch die Gon- 
greß- und Bundesalte feftgefehten Rechte der Flupjchifffabrt mit 
begriffen ſeien. 

In der 25. Sigung übergab von Berg auf Befehl des Ser: 
3098 eine wiederholte Erflärung, daß die herzoglideanhaltifchen 
Häufer der Schlußacte nicht beitreten Fönnten, wenn in denſelben 
nicht ein Artikel wegen unmitelbarer Ausführung der Die Flnp- 
Ihifffahrt und die Unabhängigkeit der deutſchen Flußſchifffahrt 
von den Bollfyftemen ver Uferftaaten betreffenden Artikel 111 
und 115 der Wiener Congreßacte aufgenommen würde. Der 
von Metternich fchlug hierauf vor, ſich durch dieſen Umftand 
nicht aufhalten zu Taljen, indem er ed übernehme, Seiner herzog- 
lichen Durchlaucht jelbit die nöthigen Aufflänungen zu geben. 
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zur Sprache fam, erflärte Präfident von Berg, für das Ge 
fammthaus Anhalt von dem Herzoge von Anbalt:Köthen 
angewiefen zu fein, Feiner Acte beizuflimmen, worin ber 
bereit in der 20. und 21. Sitzung gemachte, weiterhin zu er: 
wähnende Antrag nicht berüdfichtigt wäre. 

Dieje vorbehaltene weitere Aeußerung gab Berg nod in 
der 20. und 21 Sißung zu Protocol (Beilage Hit.K), des haupt: 
ſächlichen Inhalts, daß die herzoglidyanhaltiichen Häufer ihre 
Zuſtimmung zur Schlußaite nicht geben könnten, wenn in berfel- 
ben nicht die endliche und unverzügliche Ausführung der durch 
die Wiener Congreßacte verheißenen Freiheit der Fſußſchifffahrt, 
und ihre Unabhängigkeit von den Dounanenjyftemen der Ufer- 
ftaaten, namentlidy und vollſtändig ficher geftellt werden jollte. 

Der Fürft von Metternich äußerte hierauf, wie er die An⸗ 
fihten der ganzen Verſammlung auszuſprechen glaube, indem er 
bemerflich mache, daß die Zufammenftellung zweier jo ganz ver: 
fchiedenen Begenftände, als Die vorliegenden Acte und die An: 
gelegenheit wegen der Flußſchifffahrt, fih weber erklären, noch 
rechtfertigen laſſe. 

Die Wiener Conferenz babe, vom Anfang an, ihren Arbei- 
ten beftimmte Grenzen gejegt, und insbejondere in die Echluß- 
acti Feine andere, als grundgejegliche Beftimmuugen aufgenom- 
men, unter welche die Regulirung der Flußjchifffahrt eben fo 
wenig gerechnet werden Fönne, als irgend eine andere, der im 
Bundesacte erwähnten, jpeciellen Angelegenheiten, wovon auch 
feine in der Scylußacte namentlich aufgeführt worden fei. Aller- 
dings fei die NRegulirung der Flußſchifffahrt in der Gongreßacte, 
Deren unverbrüdhliche Aufrechtbaltung Feiner neuen Sanction bes 
dürfe, beſtimmt angeordnet, audy in dem 19. Artikel der Bundes⸗ 
acte unter den Gegenftänden, welche der Berathung der Bundes- 
verfammlung anheim geftellt bleiben, mitgenaunt worden. Der 
108. Artikel der Songreßacte habe aber ausdrüdlich feftgefeßt, daß 
dieſes Geſchaͤft durch eigene, von ben dabei intereffirten Staaten 
zu ernennende Commiſſionen, nach Den angenommenen allgemei- 
nen Grundſaͤtzen, berichtigt werden folle. Nur in dem alle, 
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wenn ein Bundesflaat fi) in Bezug auf Diefe Angelegenheit in 
jeinen Redyten verlegt glaubte, würde deshalb bei der Bundes: 
verfammlung Bejchwerde geführt werben können. 

Daß Died in Anfehung der Elbſchifffahrt bisher nicht ge- 
Ihehen fei, habe wahrfcheinlich feinen Grund darin, daß die zur 
Regulirung derjelben ernannte Commiſſion ſich feit geraumer Zeit 
wirklich im Gange befinde, und ein baldiges befricdigendes Ne- 
jultat ficher erwarten laſſe. &8 jei daher Fein Grund vorhanden, 
in die Schlußacte einen die Flußſchifffahrt betreffenden Artikel 
einzurüden. Die eingelegte Verwahrung fei weder im Grund: 
fage, noch in der Form zu billigen, und man fei von Den pa- 
triotifchen Gefinnungen des Herzogs Durchlaucht überzeugt, Der: 
jelbe werde Sich aus einer, dieſen Verhandlungen fo fremden 
Urſache nicht von dem gemeinfchaftlichen Gange feiner fämmtlt: 
hen Bundesgenoffen und von den zu Befeftigung des Bundes 
jo wichtigen Beichlüffen trennen woller. 

Da Herr von Berg glaubte, daß der Herzog ſich nicht 
durch dieſe Erflärung beruhigt finden würben, fo fügte ber 
Fürft Metternich noch Hinzu, daß der 53. Artikel der vorliegen: 
den Acte alles, was in dieſer Hinficht begehrt werden Eönne, ge- 
feiftet babe, und e8 wurde einftimmig beliebt, im Protocol aus: 
drücklich zu bemerken, daß, in dem obergebachten Artikel, unter 
der Gewährleiſtung zugeficherter Rechte auch die durch die Con— 
greß- und Bundesalte feftgejeßten Rechte Der Flußſchifffabrt mit 
begriffen feien. 

In der 25. Sikung übergab von Berg auf Befehl des Her: 
3098 eine wiederholte Erklärung, daß die herzoglich-anhaltiſchen 
Häuſer der Schlußacte nicht beitreten Fönnten, wenn in Denjelben 
nicht ein Artikel wegen unmitelbarer Ausführung der die Fluß— 
Schifffahrt und die Unabhängigkeit der deutſchen Flußſchifffahrt 
von ben Zollſyſtemen der Uferftaaten betreffenden Artikel 111 
und 115 der Wiener Gongreßacte aufgenommen würde. Der 
von Metternich fchlug hierauf vor, fi durch dieſen Umſtand 
nicht aufhalten zu laſſen, indem er es übernehme, Seiner herzog- 
lichen Durchlaucht jelbft die nöthigen Aufklaͤnungen zu geben. 
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Dies hinderte indefjen den Herzog nicht, in der 27. Sitzung 
eine Entwidelung der Gründe feines Benehmens in das Proto- 
coll legen zu lafjfen, worin angeführt wurde, daß die Souveränität 
der herzoglich.anhaltiihen Lande durch tie Staatsverwaltung 
eined benachbarten Bundesſtaates factijch verleßt worden fei. 

ALS nämlich am 1. Jaͤnner 1819 das Eönigl. preuß. neue Zoll: 
und PVerbrauchfteuer- Gejeß an den äußerſten Grenzen in Wirf- 
ſamkeit trat, habe man im Anhaltiſchen mit Schreden wahrge- j 
nommen, daß durch ein nachträgliched Reſcript des Föniglich- 
preußiichen Finanzminifteriums die vom preußischen Gebiete, mit 
Ausnahme des obern Herzogthumg Bernburg, überall umfchlofie- 
nen anhaltiicyen Lande, nicht etwa wie andere deutjche Bundes⸗ 
länder mit einem außerordentlich erhöhten Durchgangszolle, jon- 
dern, rüdfichtlich aller ihrer jenfeitS der preußifchen Zolllinien zu 
beziehenden Comſumtions-Artikel, der angeordneten Verbrauch—⸗ 
fteuer, gleich wirklichen preußifchen Unterthanen, unterworfen 
werden ſollten. Alle VBorftellungen feien fruchtlos geblieben, und 
man fei fo weit gegaugen, auch die für Die herzoglichen Hofbal- 
tungen beftimmten Gegenftände der Gonjumtiongfteuer zu unters 
werfen. Noch fei die Elbe als Ausweg übrig geblieben, um ver: 
möge der freien Schifffahrt auf derſelben die freie Gommunica- 
tion zu erhalten und fi) der Verbrauchſteuer zu entziehen. Al: 
lein auch dieſe fei gejperrt worden, indem Preußen auf der Elbe, 
neben einem beteutenden Zranfito-Zol, von den anhaltifchen 
Untertanen auch noch die Verbrauchſteuer bezieht, jelbft von 
Waaren, die das preußifche Ufer gar nicht berühren. 

Dagegen wolle fi Anhalt geſchützt und die Unabhängfeit 
und Unverlegbarfeit der einzelnen deutſchen Staaten gejichert 
ſehen. So lange die factifch vernichtete Souveränität nicht eben 
fo factifch wieder hergeftellt fei, gebe e8 für das Haus Anhalt 
feine Bundesacte, und aljo auch feine Schlußacte, außer in wie 
fern diefelbe Stärke genug habe, es bei feinen von ganz Europa 
garantirten Rechten zu ſchützen. 

Graf von Bernftorf bemerkte hierauf, daß, wenn hier der 
Ort wäre, ſich auf die Beantwortung einer namentlich gegen 
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Preußen gerichteten Anklage einzulaffen, man nicht verlegen fein 
würde, durch überzeugende Gründe dazuthun, daß das Recht fich 
um jo weniger auf ber Seite des ‚befchwerbeführenden Theils 
befinde, als zur Hebung der aus der geographifchen Lage ent- 
Iprungenen Gollifionen alle Wege der Ausgleihung von Eöniglich- 
preußilcher Seite angeboten worden, und immer noch offen ge: 
halten würden. 

Sn diefe bier fremdartige Erörterung fei man aber nicht 
geneigt einzugehen, und was Den verweigerten Beitritt zur 
Schlußacte betreffe, wolle man dem Urtheil der Verfammlung 
nicht vorgreifen. 

Der Fürft von Metternich wiederholte die früheren Bemer— 
kungen, und fügte noch Hinzu, daß Alles, was das Haus Anhalt 
in Diefer Beziehung von der Gejeßgebung ded Bundes verlangen 
fönne, durch die Wiener Congreßacte und durch den 19. Artikel 
der Bundesacte gefichert, durch den 65. Artifel der Schlußacte 
von neuem befräftigt fe. Sollte der Herr Herzog von Anhalt: 
Köthen Sich durch vorhergegangene Verfügungen in feinen Sou- 
veränetätsrechten verlegt, auch durch Die zu erwartenden Neful- 
tate der Elbſchifffahrts-Commiſſion zu Dresden feinen Beſchwer⸗ 
den nicht abgeholfen glauben; jo könne Die Erledigung derjelben 
nur bei der Bundesverfammlung gejucht werden, deren Compe— 
tenz in dieſer Hinſicht volfommen feftftehe. Won Seite der 
koͤniglich-preußiſchen Bevollmächtigten wurde hiergegen nichts er: 
innert. 

Als in der 29. Sikung der Gegenftand wegen des freien 
Handels und Verkehrs zwifchen den Bundesftaaten zur Epradye 
fam, bemerkte der großherzoglich und berzoglichjächjiiche Bevoll- 
mächtigte unter andern, wie es zu wünjchen wäre, Daß es ber 
Gonferenz gelingen möge, Die allgemeine Frage ſowohl über die 
Handelgfreiheit, ald audy die zur Irrung zwiſchen Bundesftaaten 
bereit8 geworbene Frage zu erörtern und zu beleuchten, ob ein 
Bundesftaat das Recht befige, fein angenommenes Finanzſyſtem 
auf Die Conſumtion des Nachbarſtaates auszudehnen. Die Nach: 
barftaaten behaupteten, dieſe Maßregel laufe nicht nur ben 
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Grundfäßen des Völkerrecht, jondern auch den bejondern, Durch 
vielfache Staatsverträge und die Bundesacte garantirten Ver—⸗ 
hältniffen der Souveränetät nnd Unabhängigkeit entgegen. Kö- 
niglichpreußifcher Seits glaube man aud), daß das Net auf 
ihrer Seite ftehe, innere Ginrichtungen nicht von den Nachbar: 
ftaaten bejchränfen zu laſſen. Durch einige einfache Grundſaͤtze 
fönnte die Irrung bejeitigt werben. 


Gegen dermaligen Zuftand müſſe er eine förmliche Protefta- 
tion einlegen, und feinen Höfen die nachdrücklichſten Anträge auf 
dem Bundestage vorbehalten. Es fei daher dringend nothwen⸗ 
dig, daß diefer Gegenftand von der Gonferenz erjchöpfend be- 
handelt, die Grundſätze Kar entwidelt und allgemein gültig aus: 
gefprochen werden. Man folle nicht einwenden, daß bie Löſung 
diefer Frage vor Die Bundesverfammlung oder vor den Richter: 
ftuhl gehöre. Zu Widerlegung dieſer Einwendung müſſe er die 
Bemerkung hinzufügen, wie einige der Herren Abgeordneten den 
Zweifel geäußert hätten, ob joldye Fragen das Bundesverhältniß 
berührten, ob fie vechtlicher Art feien, ob ſolche nicht vielmehr zu 
den politiichen Fragen gezählt werten müßten, worüber man ſich 
weigern dürfe, einen Richterſpruch anzuerkennen. 


Sollte es ter Gonferenz geziemen, eine Angelegenheit an 
eine Stelle oder an einen Richterſtuhl, als dahin gehörig zu 
verweilen, bevor es entfchieden jei, ob die Vermittlung oder der 
Spruch von beiden Theilen anerfannt werde? — bevor dem 
Nichter Die gejeglichen Beſtimmungen vorgezeichnet jeien, welche 
er auf den einzelnen Kal anzuwenden habe? 


Auch der naſſauiſche Bevollmächtigte erklärte fi) gegen ven 
vierten Saß der diesfallfigen Beitimmungen, jo wie er entworfen 
war. Er fand denfelben nicht beftimmt genug, und glaubte, daß 
er nur die allgemeinen Beforgnifje erhöhen und die Vollziehung 
der Gongreßbeichlüffe über die Flußſchifffahrt, mit der man fich 
Schon Jahre lang ohne wirklichen Erfolg beſchaͤftige, nicht beför- 
‘ dern würde, indem ein jeder einzelne Staat, der ein Intereſſe 
dabei haben Fünnte, den Gang der Verhandlungen hinzuhalten 
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nun auch ferner mit ben Worten des vierten Sabes die Be— 
bauptung in Zukunft zu motiviren im Stande wäre: 
daß die Natur des Gegenftandes die Erledigung nicht 
zulaſſe. 
Es ſei daher beſſer, darüber gar nichts, als in dieſer Faſſung 
zu ſagen. 

Da in der großherzoglich⸗ und herzoglich-ſächſiſchen Aeuße⸗ 
rung aud der nachbarlichen Handelöverhältniffe erwähnt wurde, 
jo bemerkte der Graf von Bernftorff, daß er Feine Bundesver- 
haͤltniſſe kenne, nach welchen ſolche Souveränitätsrechte, als man 
ſie hier anfechten wollte, auch nur zweifelhaft erſcheinen könnten. 


Nach einer lange fortgeſetzten Discuſſion bemerkte der Fürſt 
von Metternich, daß die Conferenz keineswegs berufen ſei, ſich 
auf ſolche Streitfragen einzulaſſen, indem für ſolche, wenn ſie 
einmal verhandelt werden müßten, die Bundesverſammlung in 
den Schranken ihrer verfafjungsmäßigen Competenz und ber 
Rechtsweg offen flünden. 

Dabei blieb e8 auch in damaliger Sigung; in ber 29. 
Sigung aber eröffnete der Fürſt von Metternich, daß er fid) 
biesfalls mit dem Herzoge von Anhalt:Köthen beiprodyen babe. 
Da der Herzog in dem unterworfenen vierten Saße die ge 
wünſchte Beruhigung nicht finde, jo jcheine e3 feinem Bedenken 
unterworfen, dieſen Artifel noch beitimmter und bündiger zu 
iaffen, auf folgende Weife, womit aud) der Herzog vollfommen 
zufrieden waren: 


„Am der Flußihifffahrt in derjelben durch die Wiener 
Gongrepacte Artikel 109 bis 116 inclus. zugejicherte Frei—⸗ 
heit wirklich zu gewähren, machen jämmitliche dabei be- 
theiligte Bundesglieder ſich verbindlich, die daruͤber in Der 
Congreßacte gegebene und vermöge des Art. 19 der Bundesacte 
den Berathungen und der Bundesverjammlung zum Grunde 
gelegten Vorſchriften unverbrüchlich zu befolgen, wie auch 
die deshalb ſchon beftehenden Unterhandlungen aufs thä- 
tigite zu betreiben, und in ber Fürzeftimöglichften Friſt zu 
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beendigen, wo aber noch feine Unterbandlungen eingeleitet 
find, ſolche unverzüglidy eintreten zu laſſen.“ 


Mit diefem Vorſchlage vereinigten fi ſämmtliche Bevoll- 
mächtigten, die Föniglichpreußijchen mit der Bemerkung, daß 
diefe Faſſung mit Feiner ihrer früheren Aeußerungen ftreite, viel- 
mehr den von ihnen jederzeit gehegten Anfichten vollfommen 
entjpreche. 

In der dreißigſten Sitzung erklärte der herzoglich-anhaltifche 
Bevollmächtigte die volle Zufriedenheit mit diefem Artifel, und 
die unbedingte BZuftimmung zur Sclußacte. Derfelbe wurde 
daher in der 33. Sikung, unter Ausfcheidung von den übrigen, 
den Handel und Verkehr betreffenden Beftimmungen, in ein eige- 
nes Separatprotocoll aufgenommen, welches dem 34. Sitzuugs⸗ 
protocolle beigelegt wurde. — 

Damit jchloffen fi die Verhandlungen der Wiener Eon- 
ferenz. 

Bei der Bundesverſammlung wurde dieſe Beſtimmung wegen 
der Flußſchifffahrt in das Protocoll der Plenarverſammlung vom 
3. Auguſt 1820 eingetragen, und die förmliche Annahme von 
Seiten des dentfchen Bundes, mit gleich verbindlicher Kraft, wie 
die Schlußacte felbft, anbei erklärt. 

Die Beſchwerde, welche zu jenen Verhandlungen die Verans 
lafjung gab, wurde inzwifchen nicht gehoben. Dies veranlaßte 
den Herzog von Anhalt-Köthen durch ein vertrauliches Memoire 
fämmtliche Regierungen der deutſchen Bundesſtaaten von der 
Lage der Sadyen in Kenntniß zu jeßen. 

Königlich-preußiſcher Seits wurde dagegen, ebenfall8 vertraus 
ih, an fämmtliche deutfche Regierungen eine Erläuterung zur 
Widerlegung der anhaltifchen Deuffchrift mitgetheilt. 

Diefe beiden Denkjchriften wurden aber der Bundesverfamm- 
lung nicht mitgetheilt. 

Sin der 3. Sitzung ($. 1) am 25. Sanuar 1821 zeigte der 
herzoglich-anhaltiſche Bevollmädhtigte von Berg an, daß er von 
dem Herzoge von Anhalt⸗Koͤthen beauftragt fei, den buchftäbfichen 
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Inhalt der nachſtehenden Klagfchrift  ungefäumt an die hohe 
Bundesverfammlung zu bringen. 

Die dem Protocol wörtlich einverleibte Klagſchrift ſchließt 
mit dem Antrage: 

Auf den Grunde der Wiener Congreßacte, Artifel 111, wel: 
her bejagt: 

„ia quotitE des ces droits, qui en aucun cas ne pour- 
ront exceder ceux existans aciuellement etc. ec.“; 
ferner des Art. 115, welcher bejagt: 
„ies douanes des Etats riverains n’auront rien de commun 
avec les droits de navigation“, 
wie auch des der Wiener Schlußacte beigefügten und zu Frank: 
jurt publicirten Separatprotocoll3 über die Flußfchifffahrt, worin 
von fämmtlichen deutſchen Regierungen die unverbrüdliche Hal: 
tung der einfchlägigen Gongreßbeftimmungen wiederholt feierlich 
angelobt werde, trage man nur darauf an: 

1. daß die widerrechtliche Erhebung der koͤniglich⸗preußiſchen 
Tranſito⸗ und Verbrauchfteuer auf der Elbe unverzüglich aufzu- 
hören: 

2. daß das dem Kaufınann Friedheim zu Köthen zugehörige 
Schiff, welches jeit ſechs Monaten zu Mühlberg an der Elbe 
von föniglichpreußiichen Zollbeamten an der Fortjeßung feiner 
Reife behindert jei, ohne Entrichtung der abgeforderten Steuer 
freigegeben werde, unter Vorbehalt der gebührenden Entſchaͤdi⸗ 
gungen. 

Seine Durchlaucht erwarteten von ſämmtlichen Regierungen, 
welche bereits bei den &onferenzen zu Wien in mehreren Proto- 
collen die Gerechtigkeit Der anhaltiichen Sache feierlich und ein» 
fiimmig anerfannt hätten, nunmehr jchleunige und wirkjame 
Rechtshülfe. Die Geſetze feien unzweidentig und klar, eben fo 
die Thatſachen. Anhalt-Eöthenjcher Seits jeien der Wiener Con⸗ 
ferenz Die Beweiſe vorgelegt worden, daß die Föniglich:preußifche 
Berbrauchfteuer gegen anhaltifcye Unterthanen auf der Elbe vor 
Abſchluß der Wiener Schlußacte erhoben worden. Daß feit der 
Zeit und feldft nach erfolgter Publikation des Wiener Separat- 
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protocoll8 über die Flußſchifffahrt Feine Remedur eingetreten fei 
und daß die Verbrauchfteuer, nach) wie vor, auf ber Gibe abge- 
nöthigt werde, erhelle aus allgemeiner Notorietät, aus dem 
Schickſale der Friedheimer Schiffsladung, jo wie aus der eigenen 
Erläuterung des föniglichpreußifchen Minifteriums der auswär- 
tigen Angelegenheiten, weldye an Die Negierungen mitgetheilt 
worden. 

Der unmittelbaren Erledigung der gegenwärtigen Bejchwerbe 
von Seiten der hohen Bundesverfammlung fiehe demnach Fein 
rechtliche8 oder factifche8 Hinderniß irgend einer Art oder Form 
im Wege, und man werde, wenn auch die feierlidy verheißene 
Delebung und Crleichterung des Verkehrs noch nicht einträte, 
wenigftens ben Zuftand der Dinge vom Jahre 1815 reclamiren 
fönnen, wo es den anhaltiichen Regierungen wenigftens geftattet 
war, ihre Steuerangelegenheit ohne fremde Einmiſchung zu be 
jorgen, und wo ihren Untertbanen, im Falle der Verfehr auf 
allen Landftraßen unterbrochen wurde, wenigftens der vaterlän- 
diihe Strom als eine Zuflucht übrig blieb. 

Der preußifche Bundesgejandte äußerte hierauf: da Seine 
Durchlaucht der Herzog für nöthig erachteten, Durch Die abgege- 
bene Erklärung der früher geſchehenen vertraulichen Aeußerung 
in dieſer Angelegelegenheit nunmehr einen officiellen Charakter 
zu geben, fo dürfe ſich die Geſandtſchaft nicht erlauben, durch 
irgend eine vorläufige Eingebung in den materiellen Inhalt, jo 
wie in die Richtung und Faljung Diefer Erklärung und des da- 
mit verbundenen Antrags derjenigen officiellen Erwiderung vor: 
zugreifen, die fie ihrem allerhöchſten Hofe vorzubehalten ver- 
pflichtet jet, und die fie ungefäumt zu erholen nicht verfehlen 
werde. 

Bon Berg äußerte den Wunſch, daß die Inſtruction des 
Eöniglich = preußifchen Geſandten bejchleunigt werden möge, 
damit dem aus dieſer Lage der Sadje rejultirenden Drude der 
anhaltiichen Lande ein Ende gemacht werde, 

&3 wurde hierauf befchloffen, Die Erflärung des preußifchen 
Hofes zu erwarten. 
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Da dieje in den erften Wochen nicht erfolgte, ftellte von Berg 
in der 8. Sigung vom 1. März ($. 44) Folgendes vor: 

Die Wiener Congreßacte habe die Freiheit der Schifffahrt 
auf allen Flüffen, welche mehrere Staaten trennen oder durch: 
fließen, zum Grundſatze des europäijchen Völkerrecht erhoben, 
und Die Normen vorgezeichnet, wie dieſer Grundſatz in Anwens 
dung gebradyt werden ſolle. Es hänge nicht mehr vom Einzelnen 
ab, Durch neue Anordnungen zu verjchlimmern, Wer dies thue, 
handle gegen die Gongreßacte und ſtoͤre den Beligftand. 

Gegen eine joldye Störung habe Anhalt geflagt, und gehofft, 
daß die unmittelbare Erledigung der angebrachten Bejchwerde 
durch Die Dazwiſchenkunft dDiefer hohen Verfammlung feine Schwie- 
tigkeit finden werde. Inzwiſchen habe man die Eöniglidy-preußifche 
Erklärung zu erwarten bejchlojfen, welche nach fünf Wochen noch 
nicht erichienen, während dem die Föniglichpreußiiche Oberzoll: 
behörde von der Beſchlagnahme zur Grecution überzugehen ge: 
denfe, und tie Verfteigerung der Waaren androhe. 

Der Gefandte fei daher angewiejen, die unmittelbare bun- 
desverfaflungsmäßige Hülfe wiederholt nachzufuchen, damit, wie 
bereit3 gebeten worden, 

4. die widerrechtliche Erhebung der königlich-preußifchen Tran- 
ſito⸗ und Verbrauchſteuer auf der Elbe unverzüglid, auf: 
höre, und 

2. da8 dem Kaufmann Friedheim zu Köthen gehörige Schiff, 
ohne Entrichtung der geforderten Abgaben, frei gegeben 
werde. 

Der Graf von Golß erklärte hierauf: die allgemein befannte 
fortdauernde Abwejenheit des Grafen von Bernftorff von Berlin 
werde in den Augen diejer hohen Berfammlung den ihr nicht 
ungewöhnlich fcheinen Eönnenden, übrigens nur kurzen Verzug 
der Widerlegung der von des Herzogs von Anhalt-Köthen in der 
dritten diesjährigen Sigung eingereichten Beſchwerde, auf welche 
fih die neue beziehe, gewiß um jo wehr gerechtfertigt erjcheinen 
laſſen, ald übrigens die königlich-preußifche Gefandtſchaft bemer: 
ten mühe, daß Inhalt, Ton und Faſſung jener Klage die Eönig: 
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liche Minifterialbehörde zu Berlin nothwendig habe veranlaffen 
müflen, vor Beantwortung derjelben die Entſcheidung ihres Chefs 
von Laibach einzuziehen. Cr verfpreche fich, Die Verbaltungsbefehle 
nächſtens zu erhalten. 

Der Geſandte äußerte hierauf: Die Gründe, welche zur Er: 
Härung der betauerlichen Verzögerung angeführt worden, ließen 
die AInftruction nunmehr gleihwohl in ſehr Furzer Friſt mit Zu- 
verficht erwarten. Diefe Erwartung dürfe jedoch nicht hindern, 
den Grafen von der Goltz angelegentlich zu erjuchen, auf ihre 
möglichite Bejchleunigung und zugleich darauf einzumwirken, daß 
alles forgfältig verhütet werden möge, mas Die gütliche Beſeiti⸗ 
gung der angebrachten Klage erfchweren koͤnnte. 


Sämmtliche Stimmen erklärten ſich mit diefer Anſicht voll- 
kommen einverftanden. 


In der am 12, April gehaltenen 17. Sitzung ($. 105) gab 
der Graf von der Golg die erwartete Erklärung zu Protocol, 
folgenden mefentlihen Jnhalts: 

Es fei ganz unerweislich, daß dem Herzog von Anhalt-Köthen 
jemals ein Recht habe eingeräumt werden wollen, gegen die Ab- 
tretung eines Theild der königlich-ſächſiſchen Lande an Preußen 
einen Widerfpruch zu erheben, oder Bedingungen aufzuftellen, 
unter welchen Seine Durchlaucht Ihre Genehmigung zu biefer 
Territorialveränderung geben wollten. Ihre Majeftäten die Kö- 
nige von Preußen und von Sachſen hätten niemald der Geneb: 
migung des Herzogd bedurft, um über Theile Ihres Gebiets 
durch Verträge zu verfügen. 


Es jei ganz unerweidlich, daß die Verfügungen der Wiener 
Gongreßacte wegen der freien Schifffahrt auf den Flüffen deshalb 
wären gotroffen worden, um den Herzog von Anhalt-Köthen für 
Nachtheile zu entfchädigen, welche, nach der Anſicht Sr. Durd- 
laudht, aus der Abtretung eines Theil der königlich-ſächfiſchen 
Sande an die Krone Preußen entitanden fein follten. 

Diefe Beftimmungen feien vielmehr durd) die Klagen der 
KRaufmannfchaft, durch die vielen Zölle, durch die häufigen Boll 
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ftätten, unbeftimmten Zolltarifen und Beichwerungen bes Handels 
veranlaßt worden, 

Das Beifpiel einer zwedmäßigen Vereinfachung diefer An- 
ftalten auf dem Rheine haben den Congreß in Wien daranf ge- 
leitet, möglichft ähnliche Grundſaͤtze überhaupt auf Diejenigen 
Ströme anzuwenden, welche mehrerer Staaten Gebiet ſchiffbar 
durchichnitten oder berührten. Es fei aber dabei jo wenig bie 
Abficht geweſen, eine beliebige Freiheit der Schifffahrt, ohne 
Rüdficht auf die Hoheitörechte eines jeden Staates, über bie in 
jeinem Gebiete fließenden Ströme und die Selbftftänbigfeit feiner 
innern Verfafſung aufzuftellen, daß vielmehr die Bollziehung dieſes 
Beſchluſſes durchaus auf eine bejondere Uebereinkunft fei ausge⸗ 
jeßt worden, welche für jeden einzelnen Fluß nach den Verhält- 
niffen zwifchen ven betheiligten Staaten abgeſchloſſen werden 
jollte. 

Auch für die Elbe fei eine gemeinfchaftliche Commiſſion zu: 
fammengetreten, als deren Verhandlungen fi) das Refultat erge: 
ben, daß Preußen im Verbältniß der Uferlänge, überhaupt nicht 
einen höhern Satz vom Gentner durchgehender Waaren nehme, 
ald andere Theilnehmer an der Hoheit über den Elbſtrom, daß 
es indbejondere verhältnißmäßig fehr viel weniger BZollämter 
habe, und jehr viel geringere Zollſätze erhebe, als nameutlich 
das Haus Anhalt. 


Dem ungeachtet fei Preußen mit dem Anerbieten zu einer 
bedeutenden Verminderung in ber Vorausfegung vorgegangen, - 
daß auch die übrigen Theilnehmer biezu bereit fein werben, 
worüber noch gegenwärtig verhandelt werde, 


Die Berfchiedenheit der Anfichten, welche zur Bejchwerde 
Veranlaſſung gab, beruhe auf der Deutung des 115. Artikels 
der Wiener Congreßacte: 


„Les douanes des Etats riverains n’auront rien de commun 
avec les droits de la navigation. On empechera par des dispo- 
sitions regl&mentaires, que l’exercice des fonctions des douaniers 
ne mette pas d’entraves & la navigation, mals on surveillera par 
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une police exacte sur la rive, toute tentalive des habitans de 
faire la contrebande à T’aide des batellers.“ 

Die preußifche Regierung babe fich bereit erklärt, von ber 
Elbe diejenigen Veranftaltungen zu entfernen, welche fie dajelbft 
zur Sicherung der Abgaben unterhalte, die fie von ihren Unter: 
thanen für den Verbraud, fremder Waaren erhebe, jobald nur in 
gemeinfamer Uebereinfunft Dagegen vollflommen binreichende An⸗ 
falten auf den Ufer errichtet wären, um den Schleichhandel ab⸗ 
zuhalten. 

Die Congreßacte habe nirgends angeordnet, daß die Ströme 
ber Durchfuhr rückſichtslos und unbedingt geöffnet werben follen, 
fondern fie habe nur beftimmt, daß an die Stelle der Aufficht 
gegen den Scyleicdhhandel auf den Strömen eine Diejelbe erſetzende 
Aufficht auf den Ufern treten ſolle. Die erftere Eönne aber nicht 
aufgegeben werben, bevor deren Surrogat gewährt wäre. 

Seine Durchlaucht nehmen dagegen an, daß ihren Untertha- 
nen die freie Durchfuhr auf der Elbe ſchon jetzt zu gewähren ſei, 
ohne Aufſicht gegen den Schleichhandel. 

Die nächſte Veranlaſſung zur Beſchwerde ſei folgende: 

Als ein Fahrzeug, auf welchem ſich Colonialwaaren für den 
Kaufmann Friedheim zu Köthen befanden, auf der Elbe aus dem 
Königreiche Sachſen zu Mühlberg im preußiſchen Gebiete anfam, 
habe man von demjelben, nad) den in Preußen und allen größe 
ren Staaten angenommenen Grundjäßen der Bollverfafjung, ver- 
langt, daß diefe, über die äußeren Grenzen des Staates einge 
henden fremden Waaren entweder fofort zum innern Verbrauche 
verfteuert, oder Doch Sicherheit geleiftet werden folle, daß fie 
nicht unverfteuert in den innern Verbrauch kommen. 

Friedheim habe ſich Diefer Alternative nicht gefügt, und Die 
fen Waaren ſei daher der Eingang in den Eöniglichpreußiichen 
Staat verjagt worden. 

Da man nicht ficher fei, daß nicht die Waaren aus dem 
Anhaltifchen in das von allen Seiten offene preußifche Gebiet 
eingeführt würden, jo habe man die zum Eingange in das anhalt- 
köthenſche Gebiet declarirten Waaren bisher nicht anders, ale 
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wie ſolche behandeln Eönnen, von denen bie Wieberausfuhr aus 
den preußifchen Staaten nicht nacdhgewiefen werben fönne, und 
man babe daher bei ihrem Eingange fiber die Äußere Grenze des 
preußifchen Staates eben die Abgaben erhoben, welche auf Waa⸗ 
ren ruhten, die im preußischen Gebiete verblieben. 

Die Föniglihe Regierung habe Sr. Durchlaucht die vollftän> 
dige Grftattung desjenigen angeboten, was auf ſolche Art von 
anhaltiſchen Unterthanen zur Sicherftellung der Bollzegie erhoben 
werde, auch andere aunehmliche Vorjchläge fich erbeten, wenn 
dies Ausfunftsmittel nicht genehm ſein follte. 

Dieſe Anerbietungen jeien aber zurückgewieſen und nur durch 
den Antrag erwiedert worden, die preußiiche Bolllinie jo weit 
zurüdzuziehen, Daß die Lande des Herrn Herzogs von Anhalt- 
Köthen davon nicht weiter eingefchloffen würden. 

Für diefen Kal würde man nicht eher eine haltbare Linie 
als auf dem rechten Ufer der Elbe finden, und Preußen würde 
lich des wefentlichen Hoheitärecht8, die Steuern in feinen Landen 
nach feiner Meberzeugung und nad feinen Bedürfniffen anzuord- 
nern, über eine Million feiner Unterthanen entäußern, und biefe 
Million in Rüdficht ihres Verkehrs ald Fremde behandeln müſ—⸗ 
jen, damit den Unterthanen des Herrn Herzogs von Anhalt 
Köthen Durchlaucht die Colliſion mit der preußiſchen Bolllinie 
eripart werde. 

Wenn e8 für Anhalt unbequem fei, von preußifchem Gebiete 
eingefcyloffen zu fein, jo fei es für Preußen nicht minder, daß 
ſich ſolche Enclaven in feinem Gebiete befänden. 

Solchen Unannehmlichkeiten Eönne nur durch freundchaftliche 
Bereinigung abgeholfen werden, wozu Preußen ſtets bereit jet. 
Preußen übe nur fein Recht aus, und babe auch durch fein Ber: 
fahren auf der Elbe die Wiener Congreßacte nicht verlegt. 

Der Artikel 111 vede nur von Schifffahrtögebühren, in wel⸗ 
her Art die Beftimmung Fünftig gejchehen joll, und daß fie Die 
gegenwärtigen nicht überſteigen können. 

Daß die Ausübung aller Hoheitörechte unverändert bleiben 
jollte, fei nirgend gejagt. 
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Die Schifffahrtögebühren wolle Preußen nicht erhöhen, ſon⸗ 
dern ſei vielmehr mit dem Erbieten zu einer anfehnlichen Vers 
minderung vorausgegangen. 

Was ed von den Waaren, die nad) dem Anhaltifchen vers 
laden find, verlange, fei nur als SicherheitSmaaßregel gegen 
Schleichhandel anzufehen, die es Kraft der Hoheit über den Stron 
in feinen Gebiete zu treffen berechtigt fei. 

Daß die Ausübung dieſes Rechts ſchon vorläufig durch bie 
Wiener Congreßacte beſchränkt worden fei, noch ehe die Verbands 
lungen üiber die Regulirung der Elbichifffahrt ein Refultat haben 
würden, Darüber enthalte der 115. Artikel jener Acte, der hierfür 
allegirt worden, fein Wort. 

Wenn die anhalt:föthenfche Regierung das Ende der Ber: 
handlungen über die Negulirung der Elbſchifffahrt nicht abwar⸗ 
ten wollte, jo möge fie nur auf eine abgejonderte Vergleichs⸗ 
handlung eingehen, wozu ji Preußen immer bereit erflärt 
habe. 

Die königlich-preußifche Erklärung, wovon das MWefentliche 
ausgezogen worden, jchließt damit: 

Die Bundesverfammlung werde fich aus dieſer einfachen Aus⸗ 
einanderjeßung überzeugen, Daß von Preußen Feine Veranlafjung 
zu einer gegründeten Bejchwerbe gegeben jei, und daß Feiner der 
Fälle beitehe, in welchem nach der Bundesacte oder nad) der 
Wiener Schlußacte irgend eine Rechtshülfe des Bundes anzuru= 
fen fei, oder ein Vergleichöverjudh, nocy weniger aber das Aus: 
trägalverfahren von bderfelben eingeleitet werden dürfe, im Ge- 
gentheil, daß diefelbe ih nur auf den Rath an die aubalt- 
föthenjche Regierung befchränten, und diejer anheimftellen Eönne, 
den Weg freundlicher Vereinigung, wozu Preußen freiwillig fich 
erboten, anzunehmen. 

Der berzoglich.anhaltifche Herr Geſandte behielt feinem Hofe 
die nähere Beleuchtung dieſer Erflärung vor, und bemerkte nur 
zu dem Schluſſe derjelben, daß, nad) der demjelben zum Grunde 
liegenden Anficht, der 11. Artikel der Bundesacte vergeblich ge 
jchrieben, der innere Friede des Bundes ohne Bürgjchaft, die 
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Rechtspflege unter den Bundesgliedern ungewiß unb unficher, 
aljo ein Hauptzwed des Bundes nur allzuleicht vereitelt ſcheinen 
könnte. 

Dies ſei gewiß nicht die Abſicht des koͤniglich-preußiſchen 
Hofes, der für die Stiftung und Ausbildung des Bundes, für 
die Gründung eines feſten Rechtszuſtandes in demſelben, mit ſo 
ruhmwürdiger Thaͤtigkeit gewirkt babe. 

Wohl koͤnne ſeine Ueberzeugung an der Gerechtigkeit ſeiner 
Sache Ihm die von Seiner herzoglichen Durchlaucht zu Anhalt⸗ 
Köthen angebrachte Klage als grundlos und überflüſſig darſtellen. 
Allein der Ueberzeugung des einen Theils ſtehe immer die Ueber⸗ 
zeugung des andern Theils entgegen, und in allen Rechtöftreitig« 
feiten fomme nur dem Richter ein Urtheil über das Gewicht der 
Gründe, über die Kraft der Beweife zu. 

Daß aber in dem vorliegenden Yale eine Streitigfeit zwis 
Ihen zwei Bundesgliedern obwalte, daß das eine fiber gewiſſe 
Verfügungen Beſchwerde führe, was das andere abzuftellen ſich 
weigere, jei Thatjache. 

Ob die Beichwerde Grund babe oder nit? — darüber 
Eönne feine der Parteien, darüber Eönne aud) diefe hohe Wer: 
fammlung nicht entjcheiden. Denn fie fei Feine richterlihe Bes 
hörde, und ihr wiejen Die Örundgejeße des Bundes in allen und 
jeden Streitigkeiten aller und jeder Bundesglieder ihren beſtimm⸗ 
ten Birkungsfreis an: vor allen Dingen Verhütung der Selbf- 
hülfe und Aufrechthaltung des Befigftandes; ſodann gütlicye Ver- 
mittlung, endlich, wenn dieſe ohne Erfolg wäre, Bewirkung rich: 
terlicher Entjcheidung durch die Austraͤgal-Inſtanz. 

Die Klage des Herzogs, die Erklärung Preußens beweile 
das Dafein einer Streitigfeit unter Bundesgliedern zur Genüge. 
Die Streitigfeit fei angebracht; der Schuß des Bundes nachge⸗ 
ſucht; was nun zu thun fei, jprächen die Grundgejege Kar und 
deutlich ohne Ausnahme und Einjchränfung aus. Unparteiifcher 
Erwägung könne e8 daher mit vollem Vertrauen anbeimgeftellt 
werben, ob die Bunbespflicht erfüllt würde durch Die Ertheilung 
eines Rathes, der wohl einer richterlichen Entſcheidung gleich 
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geachtet werden könnte, wenn bie verfaßungsmäßige Rechtshülfe 
durch eine bloße Verweiſung an die Billigfeit des Gegners er: 
jeßt werben jollte? 

Dei der hierauf erfolgten Umfrage in der Verfammlung 
äußerte Defterreih, man entnehme aus den Eöniglich-preußilchen 
Bemerkungen, daß von Seiten der Föniglich-preußifchen Regierung 
der herzoglich-anhaltiſchen zu Köthen wirklich Vergleichsvorſchlaͤge 
gemacht, und Entſchädigung angeboten, dieſes Unerbieten jedoch 
von leßterer zurüdgewiefen worben jei, worauf Seine herzogliche 
Durchlaucht erfucht worden wären, Selbft annehmliche Borjchläge 
zu machen, wie — wenn Das angebotene Ausfunftömittel nicht 
genehm gehalten würde — auf eine andere Weile die Sicherung 
des preußijchen Gebiet? gegen Schleihhandel aus dem Aubalti- 
chen erlangt werben Eönnte, 

Es ergebe fich Dagegen aus den bisherigen Erfärungen noch 
nicht, Daß Anhalt-Köthen Vergleichsvorſchläge gemacht, oder fidy 
in das eben erwähnte Anerbieten oder Erjuchen eingelafjen habe. 
Der Herr Geſandte glaube daher, daß es in dieſer Lage Der 
Sache für's erfte an dem wohlmeinenden und dringenden Nathe 
an das Herrn Herzogs von Anhalt:Köthen Durchlaucht vollkom⸗ 
men genügen würde, den Weg freundfchaftlicher Bereinigung, 
wozu Preußen fich freiwillig erboten habe, zu betreten. 

Baiern flimmte für Die Aufftelung eined Neferenten und 
Corteferenten, um der hohen Bundesverſammlung über dieſe An- 
gelegenheit Vortrag zu erflatten. 

Württemberg äußerte, man würde feinen Anftand genommen 
haben, in voller Anerkennung deſſen, was der Herr Gejandte der 
fünfzehnten Stimme auf den Schluß der Eüniglidyepreußifchen 
Erklärung erwidert, auf die Ernennung einer Vermittlungsconi- 
miffion anzutragen, wenn diefer Herr Gejandte nicht ausdrücklich 
feinem höchſten Hofe Die nähere Beleuchtung jener Crflärung 
vorbehalten hätte. 

In Diefer Hinfiht aber trete man nicht nur Der Beitellung 
zweier Referenten, jondern auch dem von dem Praͤſidio geäußer- 
ten Wunjche jehr gerne bei, daß in der Zwilchenzeit fein Mittel 
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einer unmittelbar zu bewirkenden, freundlichen Auskunft unver: 
jucht gelaffen werben möge. 

Die übrigen Stimmen traten jämmtlidy) dem Autrage, bei, 
daß zwei Bundestagsgefandte zur Grflattung des Vortrags ers 
nannt werden möchten. 

Kurheſſen fügte noch bei, daß der Vortrag auch über die 
von Preußen nicht zugeftardene Eompetenz der Bundesverjamm: 
lung ausgedehnt werden jollte. 

Holftein und Lauenburg war noch der Meinung, daß inzwi⸗ 
ſchen, bis der Vortrag erflattet fei, der herzoglich-anhaltifchen 
zu erfennen gegeben werden könnte, wie fehr die hohe Bundes 
verjammlung wünfche, daß fich diefelbe freundfchaftlich mit Preu- 
Ben ausgleichen möge. 

Großherzoglich⸗ und herzoglich-ſaͤchſiſche Häufer bemerkten, 
daß ihnen die Zuſtändigkeit der hohen Bundesverſammlung in 
dieſer Angelegenheit nicht zweifelhaft ſcheine. 

Nach der Mehrheit der Stimmen wurde hierauf die Wahl 
von zwei Bundestagsgeſandten zur Erſtattung des Vortrags 
vorgenommen, welche ‚auf die Referenten, von Aretin und von 
Lepel, fiel. 

Unerwartet erfolgte in der 21. Sitzung ($.155) eine weitere 
berzoglich - anhalt=föthenfche Beſchwerde zur Erwiderung der 
Föniglich:preußifchen Bemerkungen zu Protocol, folgenden In⸗ 
halts: 


Als Seine Durchlaucht der Herzog von Anhalt-Köthen einer 
hohen Bımdesverfammlung höchftihre Beſchwerde über die Fönig- 
lich preußiſche Staatöverwaltung tibergeben ließen, hätten Höchft- 
diefelben geglaubt, Sich auf den Antrag der tractatenmäßigen 
Erfüllung der Beftimmungen ſowohl des Wiener Congreſſes, als 
des beutjchen Bundes in Betreff der Flußſchifffahrt beſchraͤnken 
zu bürfen. 

Der Bund habe die Spnterpretation biefer Beftimmungen 
und demzufolge auch feine Gompetenz nicht ablehnen Fönnen, da 
er jene Vorſchriften der Gongreßacte nicht etwa bloß als Organ 





224 


einer höheren Macht einregiftrirt, fondern aus freier Machtvoll- 
fommenheit recipirt hatte. 

Su welcher Weile nun auch Diele Interpretation erfolgen 
möchte; jo jei fo viel gewiß, Daß der Bund, weder nach dem 
Geiſte nody nad) dem Buchſtaben ver Tractaten, die die Bejchwe: 
den tes die Herzogthümer Anhalt durchftrömenden Theild der 
Elbe mit einer föniglichepreußifchen VBerbrauchitener genehm halten 
konnte. Wenn auch die zu Wien verheißenen Ameliorationen der 
Flußſchifffahrt in Bezug auf die Elbe zum Abſchluſſe der ‘Dres: 
dener Verhandlungen ausgeſetzt blieben, jo folge doch einftweilen 
unzweideutiger und unwiderftehlicher Weiſe aus den vorhandenen 
Gongreß- und Bundes-Beſchlüſſen, daß die Flußſchifffahrt vor 
aller Deterioration gefichert war, und daß die auf der Elbe bis 
dahin beftandenen Zölle nicht durch Eonjuntionftenern eines ein- 
zelnen Uferjtaated gegen den andern haben befchwert werben 
fönnen. 

Seine herzogliche Durchlaucht hätten, indem Sie Diefen 
verfallungsmäßigen Recurs ergriffen, auf Die Unerjchütterlichkeit 
des deutjchen Bundes vertraut, welche ſich in der Behauptung 
einer offenbar gerechten Sache gegen eine mächtige Aggreſſion 
auf's glänzendfte habe bewähren müſſen; und in einem Beit- 
punkte, wo Preußen, in Gemeinfchaft der größten Monardyen 
Europa’s, wiederholt und feierlidy erkläre, daß feine Politik Fei- 
nen andern Zweck habe, 

„als die Erhaltung und Unabhängigkeit jedes Staates, 
und der durch die beftehbenden Verträge ihm zuerfannten 
und zugeficherten Rechte”, 
wo alſo tie Nationalehre nicht weiter auf der Gewalt der Waf- 
fen und der Maffen, fondern auf Gerechtigkeit gegründet werden 
jolle, habe es ber Würde der Eöniglichepreußifchen Staatsverwal⸗ 
tung nicht anders al8 angemeſſen fein Eönnen, ſich in Fällen, wo 
ihr der Wortlaut der Tractaten zweidentig erjchien, verfafjungss 
gemäß der interpretation und dem Spruche Ihrer deutſchen 
Bundesgenofjen zu unterwerfen. 
Die Föniglich-preußische Regierung hingegen babe es vor- 
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gezogen, den natürlichen und tractatenmäßigen Weg zum Austrage 
der Sache, welche Seine herzogliche Durchlaucht eingefchlagen 
hatten, abzulehnen, und Dagegen dem bejchwerdeführenden Theil 
die Beweiſe in die Hände zu geben, daß es nicht auf die bloße 
Sperrung der Elbe für die anhaltifchen Herzogtbümer, fondern 
anf Die Mebiatifirung dieſer jouveränen Länder abgefehen fein 
dürfte. 

Die Bemerkungen über die anhaltifche Klage ftellten Das 
Verlangen, daß der Bundestag, unter Erklärung feiner Incom⸗ 
petenz, den klagenden Theil zum Vergleiche auf der Bafis feiner 
Abhängigkeit von den jeweiligen Verfügungen der koͤniglich⸗ 
preußischen innern Staats⸗, Finanz= und Steuer: Adminiftration 
anzuweiſen Die Condeſcendenz haben möge. 


Die Erhebung der preußifchen Verbrauchfteuer auf der Elbe 
gegen Anhalt werde eingeftanden, aber als bloße Sicherungs- 
mittel angegeben. 


Man mache einen Unterfchieb zwifchen den Grenzen gegen 
andere Staaten und gegen Anhalt, indem man bie erften als 
äufere Grenzen bezeichne, und lebte als innere einer härteren 
Condition untermerfe. 


Hiermit fei das Prineip aufgeftelt, daß die Souveränitätd- 
vechte des uralten Haufes Anhalt jeder vorbeigehenden Verfügung 
und Convenienz Föniglich-preußifcher Behörden nachſtehen jollen, 
und kautionsweiſe nah Willkühr mit Beſchlag belegt werden 
Tönnten. 

Die Hohe Bundesverjammlung Fönne nicht umhin, anzuerfens 
nen, Daß nunmehr einer der Fälle eingetreten jei. um berent- 
willen, zufolge $. 1, 2 und 3 der Bundes- und $. I. und IL der 
Wiener Schlußacte, der erhabene Verein Der jouveränen Deutjchen 
Staaten errichtet worden, 

Die wnermeßlichen Gonfequenzen des in den Eöniglichzpreus 
Biichen Bemerkungen aufgeftelten Princip8 und deſſen Unverträg: 
lichkeit mit Dem in Europa feit 1813 geltenden Voͤlkerrechte, alfo 
mit der gefammten, unter ben größten Aufopferungen, namentlich 
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auch von Preußen, errungenen Staatö- und Rechtsordnung von 
Europa, bebürften keiner nähern Auseinanderjeßung. 

Aber nicht bloß durch den unummundenen Ausſpruch des 
gejeglichen Princips, jondern auch durch jpätere, feit Uebergabe 
der Klage eingetretenen Thatſachen habe die königlich-preußiſche 
Regierung Seine Durchlaucht den Herzog in den Kal fegen 
wollen, jenes hohe Gewicht, welches Höchftdiefelben, vom An⸗ 
fange an, auf diefe Angelegenheit gelegt haben, nody vollftändi- 
ger zu rechtfertigen. 

Herzoglich-anhaltiſche Unterthanen würden von preußifchen 
Öerichtöbehörden Direct citirt, wie eine übergebene Vorladung 
beweife. Daraus geht hervor, daß preußifcher Seits nicht nur 
in Steuer, fondern aud) die Jurisdictions-Sachen die Mediatifie 
rung des Haufes Anhalt als bereit3 vollzogen betrachtet werde, 
und daß die anhaltiichen Unterthanen, wenn fie einer ſolchen 
Vorladung nicht folgten, fid) auf preußischem Gebiete ferner nicht 
betreten laſſen dürften, demnach, bei der enclavirten Lage Anhalts, 
in einen Zuftand nicht zu umgehender ewiger Gefangenfchaft 
verjeßt feien. 

Sämmtliche hochgeehrte Glieder des deutſchen Bundes Fönn- 
ten unter ſolchen Umftänden nicht umhin, Dem, in feinen wefent- 
lichen Hoheitsrechten gefränften, in dem Princip feiner Unmittels 
barkeit angetafteten, und in feinen ebelften Beſitzthümern geſtör⸗ 
ten Mitftande, den verfallfungsmäßigen Beiſtand angedeihen zu 
Laffen. 

Seine Durchlaucht der Herzog von Anhalt-Köthen er- 
warteten daher mit voller Yuverficht von einer hohen Bundes⸗ 
verfammlung 

nicht nur Die gerechte interpretation der Tractaten fiber 
die Flußſchifffahrt und die augenblidtiche Freilaffung des 
von Eöniglichpreußifchen Behörden auf der Elbe feftgehal- 
tenen Fahrzeugs, fondern auch die Reftitution und Vindi⸗ 
cation hoöchſtihrer Souveränitätsrechte, welche mit Denen 
aller deutfchen und europäifchen Throne folidarifch ver: 
bunden und von gleicher Abkunft feien. 
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Der preußiſche Bundestagsgefandte gab hierauf Folgendes 
zu Protocol: 

„Die in diefer Eingabe herrſchende Sprache und die befondere 
Zufammenftellung höchſt auffallender Behauptungen und Anträge 
machten es ihm zur Pflicht, feinen allerhöchften Hofe Die officielle 
Beantwortung derjelben, wenn fie für nöthig erachtet werben 
jollte, vorzubehalten, und der hohen Bundesverjanmlung die 
einftweilige unparteiifche Würdigung der in der gedachten Ein» 
gabe enthaltenen Anfichten und Aeußerungeu verirauensvoll zu 
überlaflen. 

Was in dieſen Auflagen auf die früher angebrachte Be 
ſchwerde fich beziehe, erwarte jebt den Vortrag der aufgeftellten 
Referenten. 

Es ſcheine, daß die verſuchten Gonfequenzen, durch weldye 
die Beichwerde noch auf andere Geſichtspunkte übertragen werben 
jol, im Zujfammenhange derfelben &rörterung ihre Beleuchtung 
erhalten müfje, 

In welchem Sinne übrigens der preußische Hof im Allges 
meinen bis dahin Fälle angenommen babe, Die zu dem hier an» 
geordneten Vermittlungsverfahren nicht geeignet feien, darüber 
ſcheine die fernere allgemeine Erörterung des Austrägalverfahrens 
den ſchicklichen Ort der Aeußerung Darzubieten, 

Bei den fortdauernden jenfeitigen Bemühungen jedoch, jene 
Behauptung in ein nachtheiliges Nicht zu ftellen, werde fich der 
Geſandte zum naͤchſten Protocolle erklären, jo wie es über: 
haupt Die Königlich-preußifche Regierung an genügender Aufflä- 
rung ihres Verfahrens und der Gefinnungen und Grundjäge, 
welche fie leiteten, nie ermangeln laſſen werde.“ 

Es erfolgte hierauf in derfelben Sikung am 30. Mai der 
einftimmige Beichluß, daß die in der 17. diesjährigen Sitzung 
($. 105) gewählte Commiſſion erjucht werde, mit Erdehnung 
auf die vorliegenden herzoglich⸗anhalt-köthenſche und bie zu ges 
wärtigenbe Föniglich:preußifche Erklärungen den Vortrag dem⸗ 
naͤchſt zu erftatten. 

In der 22. Sitzung vom A, Juni ($. 160) erflärte der preus 
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ßiſche Bundestagsgefandte: Er genüge dem in lebter Siung 
gegebenen Verfprechen, indem er eine Bemerkung, die bei fernerer 
Bearbeitung ded Verfahrens bei Streitigkeiten unter Bundes⸗ 
gliedern eine allgemeine Berüdfichtigung verdiene, jebt, in Folge 
einer einzelnen, immer mehr und gefliffentlich entftellten Beſchwerde⸗ 
Sache, zur Erwägung einer hoben Verſammlung bringe. 

Die Bundesverfaffung Fenne bis dahin nur ein Vermitt⸗ 
Iungöverfahren, welches, jobald es fich erfolglos gezeigt, zur rich⸗ 
terlichen Entſcheidung, fei es durch Schiedsrichter, oder ein Aus⸗ 
trägalgericht, unmiltelbar und ohne weiterd übergebe. 

Es finde hierbei die Analogie desjenigen Begriffs flatt, nad 
welchen ein Vergleichsverfahren in Nechtöftreitigkeiten zwiſchen 
Privatperfonen, vor Gintritt des NRechtöverfahrend im engern 
Sinne, ftatt babe, ſowie allerdings auch der 11. Artikel der 
Bundesacte in dem hierher gehörigen Abſchnitte ſich Diefer Analogie 
lediglih anzuſchließen jcheine. 

Eine folche Beſtimmung flattfindender Vermittlung fei voll 
kommen zwedmäßig, und reiche aus, wenn und jobald in einer 
Beschwerde ein wirklicher Nechtsftreit ſich klar herausgeftellt habe. 
Sie ſei aber unpafjend und unzulänglid, wenn der Streit um 
eine Gollifion von Intereſſen entweder deutlich vom Anfange an 
fih wende, oder, wenn im Zweifelsfalle, vor Anordnung des 
Vergleichsverfahrens, nicht Tediglich erft Darüber entfchieden wor: 
den, ob es der Kal fei oder nicht. Im erjten Kalle würden 
Bundesregierungen, wenn fie dad Vergleichsverfahren eintreten 
ließen, einen Streit um collivirende Autereffen, dem richterlichen 
Ausipruche anderer Negierungen, bewußt unterworfen, was fie 
zwar freiwillig thun, niemald aber fidy dazu verpflichten laſſen 
fönnten. Im andern Falle, oder bei zweifelbafter Bewandniß 
des StreitSobjects, hätten fie fich wenigftend in den Anjchein ges 
jeßt, dem richterlichen Ausfpruche fich vorläufig unterworfen zu 
haben, wenn auch das Object, ald um Intereſſen und nicht um 
Rechte jchwebend, hervorginge. 

In einem wie im andern Falle zeige ſich ein Nefultat, wel- 
ches ohne Zweifel von Feiner der Bundesregierungen, Die an 
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Errichtung einer Austrägal-Ordnung arbeiten,gewollt werbe, und 
welches, wenn der Uebergang einer nicht zum Vergleiche gebiehe- 
nen Intereſſenſache an ein Tribunal gefchähe, zu compromittiren- 
den Belehrungen und Rüdverweilungen führen müßte. 


Wiewohl hieraus der Sinn, in welchem der preußiſche Hof 
bis dahin geeignete und ungeeignete Yälle hiefiger Vermittlung 
anzunehmen ſich gemüßiget gejehen habe, deutlich hervorgehe, jo 
finde der Gefandte fi) außerdem durch die beftimmieften Aeuße- 
rungen feines allerhöchiten Hofes in den Stand gefeßt, fich Hier: 
unter noch ausführlicher und offener auszufprechen. 


indem der preußiiche Hof die Competenz des Bundes in 
Streitigkeiten der Bundesglieder unter einander, infofern von 
der Einleitung eines Vermittlungs- und dad ihm unmittelbar 
und ohne weiteres folgenden Austrägal-Verfahrens die Rebe jei, 
anf die Fälle beichränfe, wo in der That Rechte freitig feien, 
dagegen aber in folchen Fällen, wo nur Snterejlen in Gollifion 
ftehen, ausfchliege, follte damit Doch auch in dieſen Fällen nicht 
unter allen Umftänden dem Bunde jede Einwirkung abgejpros 
hen fein? 


Seine Sorge bleibe ftet3, Friede zu erhalten und Gewalt: 
thättgfeiten zwiſchen einzelnen Bundesgliedern abzuwehren. Die 
Bundesverfammlung Eönne daher auf die Beſchwerde eines Bun- 
deöftante8 auch von der entitandenen Collifiou der Intereſſen 
Notiz nehmen, und, wo fie einen Mangel an Bereitwilligfeit zur 
gütlichen Ausgleichung wahrnähme, nach den näheren Umjtänden 
des einzelnen Falles die Art der Einwirkung in Erwägung zie- 
hen, und darüber einen Bejchluß fallen, wodurch jene Bereitwil- 
ligfeit gefördert und der Zweck einer gütlichen Ausgleichung ers 
reicht werden könnte. Sollte jedoch eine Colliſion der Intereſſen 
ſchlechterdings unaufgelöjet bleiben, fo würde freilich zu bedenken 
fein, daß der Bund zur Erhaltung des Rechtszuſtandes oder der 
innern und dußern Sicherheit Der einzelnen Bundesſtaaten geftifs 
tet fei, und daß, wo er eine eigentliche Entſcheidung ftreitiger 
Intereſſen, nicht ftreitiger Rechte, in irgend einer Korm an fich 
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ziehen wollte, er ganz die Grenzen feiner Beftimmung, nad) Beift 
und Buchftaben der Bundesacte, überjchreiten würde. 

Da der preußitche Hof nur in diefem Sinne — d. h. wenn 
ftreitige Intereſſen mit ftreitigen Rechten demfelben richterlichen 
Derfahren unterworfen werden jollen, oder, bei Eingehung''eines 
Vergleichs-Verſuches, als ipso facto demfelben eventuell unter: 
geordnet gedacht werden müßten — ungeeignete Fälle hieſiger 
Einwirfung von geeigneten unterjchieden habe, jo bedürfe e8 Tei- 
ner Erklärung, daß — wenn bingegen in das ſchließlich anzu⸗ 
ordnende Verfahren bei Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern 
jene anderweitige Art gedenkbarer freier Vermittlung, von welcher 
der bemerkte Nachtheil, oder das bis jebt ftattfindende Praͤjudiz 
getrennt würde, in irgend einer Form beftimmt eingeführt, 
oder auch folche veränderte Abdjchnitte und Webergänge des ge- 
lammten Verfahrens ausgemittelt werben follten, buch welche 
der Nachtheil oder das Prajudiz gehoben würde — die preußifche 
Regierung dem keineswegs zu wiberfprechen gemeint fei, nnd 
darin vielmehr eine vervolllommnete Ausführung des 11. Artikels 
der Bundesacte bereitwillig anerkennen dürfte. 

Der herzoglich-anhaltiſche Herr Geſandte Außerte hierauf: 
Derjelbe könne im Allgemeinen nichts Dagegen zu erinnern ha⸗ 
ben, daß der fo eben verlefene Vortrag der ernannten Commiſ⸗ 
fion zugeftellt werde; indem er fidy indeſſen vorbehalte, ſich über 
benfelben nöthigenfalls näher zu erklären, halte er fich verpflich- 
tet zu bemerfen: 

1. daß der gedachte Vortrag, als die Fünftige Gefeßgebung 
bezielend, auf den vorliegenden Fall, zwifchen Anhalt-Köthen und 
Preußen einigen Einfluß nicht haben zu fönnen, fondern hierbei 
lediglich Die beftehende Geſetzgebung berüdjichtigt werden zu 
müllen ſcheine; 

2. daß, wenn man auch, gegen die allgemeine Faſſung des 
11. Artifeld der Bundesacte, den Unterſchied zwiſchen ftreitigen 
Rechten und ftreitigen Intereſſen zulaffen wollte, Dennoch immer 
die Frage: ob ein Rechtsſtreit ftatt Habe? richterlich entjchieden, 
alfo aud das Vermittlungsgejchäft Der Bundesverfammlung vers 
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faſſungsmaͤßig vorangehen müßte, indem fonft nur allzuleicht jebe 
Streitigfeit unter/Bundesgliedern aus dem Kreife der Zuftiz in 
den Kreis der; Politif und Diplomatie gezogen, und fomit der 
Bwed, ‚Streitigkeiten unter Bunbesgliedern, unabhängig von je: 
dem fremdartigen Einfluffe, zu einer richterlichen Entfcheidung zu 
bringen, vereitelt werben Eönnte, 

Der Geſandte babe geglaubt, zur Abwendung des Präjnbi- 
ze8 hierauf vorderfamft aufmerffam machen zu müfjen, ohne daß 
er übrigens der Berathung über bie Austrägal-Drbnung, wohin 
diefer Gegenftand gehöre, vorzugreifen gemeint wäre. 

Hierauf wurde einhellig bejchloffen, auch dieſe Heußerungen 
an die ernannte Commiſſion abzugeben, und im Uebrigen die 
rückſtaͤndiſche koͤniglich-preußiſche Erklärung zu erwarten. — 

Dieje wurde in der 24. Sigung ($.-173) abgegeben, und 
war folgenden hauptfächlichen Inhalts: 

Die in der anhalt-köthenſche Erklärung angezeigte Thatſache 
ber directen Citation eines herzoglichen Unterthans müſſe berich- 
tigt werben. Der Handelsjude Carl Ehrmann jet einer beabfich- 
teten Zolldefraudation und Beſtechung des Grenzaufjeherd auf 
preußifchem Gebiete bejchuldigt worden, und Babe ſich zwar per- 
fönlich zu entziehen gewußt, doch fei die Etrafe durch Beichlag- 
nahme der Waaren gefihert. Das Eöniglich=preußtiche Juſtiz⸗ 
amt Schkeudiz babe die herzogliche Yandesregierung förmlich re= 
quirirt, diefe aber die Inſinuation der Vorladung verweigert, jo 
daß das Fönigliche Oberlandesgericht zu Naumburg auf Diplo: 
matische Verwendung antrug. Ungeachtet dieſer nachgemwiejenen 
Thatſache behaupte man anbalt-köthenjcher Seits, Die Vorladung 
wäre direct gejchehen. Wegen der angeblichen Snfinuation an 
den Bruder des Ehrmann müſſe man noch nähere Aufklärung 
erwarten. Jeder Staat habe das Recht, das forum delicti gel- 
tend zu machen, und die Vollfiredung von Vermögenäftrafen 
durch Beſchlagnahme eines Objects zu fihern. Bei einer folchen 
Entftellung von Thatſachen, und einem, alle Geſetze des Anſtan⸗ 
des bei Seite feßenden, Leidenichaftlichen Tone fei ed nothwendig, 
allenfallfige künftige Erklärungen der herzoglich⸗anhalt-köthenſchen 
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Regierung einer vorläufigen Brüfung zu unterwerfen, und Darüber 
zu bejchließen, was die Gejeße des Anftanbes, die Würde der 
Souveraind und das Bundesverhältniß erheiſchen. 

Ueber die Sache jelbft bezog man fi auf die vorigen Er- 
klaͤrungen, verkannte nicht, daß ein für Anhalt nachtheiliges Ver⸗ 
haltniß beitehe, bemerkte jedoch, Daß Preußen nur feine Sonve- 
ränitätsrechte ausübe, und Daß dieſe auf der Lage der Länder 
beruhende Colliſion der Intereſſen nur durch eine billige Außglei- 
hung gehoben werden Fönnte, wozu Preußen die Hand biete, 
Anhalt Köthen aber fie zurückweiſe. 

Uebrigend wurde auf die jenfeitigen Bemerkungen noch er: 
innert, daß 

1. wenn man au) den leicht willkührlich auszudehnenden 
Grundſatz geben wollte, alle zwiichen Bundesgliedern vorkommen⸗ 
den Gollifionen feien von einer Fünftigen Geſetzgebung nur nad 
ber beftehenden zu beurtheilen, immer die Frage bliebe: was ift 
denn die beſtehende Gejeßgebung über Gollifionen, wie bie vor- 
liegende ? 

2. Wenn man ferner dergleichen ftreitende Intereſſen der 
Staaten bei öffentlichen Verhältniffen in Formen des Proceſſes, 
wie bei Streitigfeiten des Privat, hineinzwängen wolle, was 
aber durchaus unzuläffig ſei, dürfe doch auch felbft dann ber 
Grundfaß des gemeinen Prozeſſes nicht überfehen werden, baß 
der Nichter eine gaͤnzlich unftatthafte Klage nicht erft nach vor⸗ 
berigem Proceßgange und mittelft Erkenntniſſes, ſondern gleich 
vom Anfange an, wie fie übergeben worben, durch ein Decret 
zurückweiſe. 

Der herzoglich-anhaltiſche Geſandte erflärte hierauf in Bes 
zug auf Dasjenige, was Föniglichpreußifcher Seits in der Sitzung 
vom 4. Juni bemerkt worden, Folgendes: 

Bufolge des 11. Artikel Der Bundesacte habe Preußen, wie 
jeder andere Bundesftaat, die Verpflichtung übernommen, feine 
Streitigkeit, in welche es mit einem feiner deutfchen Mitflände 
gerathen könnte, mit Gewalt zu verfolgen, ſondern jelbige bei 
der Bundesverfammlung anzubringen. Unter Feinerlei Vorwand 
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tolle ein Krieasſtand unter deutfchen Regierungen eintreten; fämmt- 
lihe Streitjahen der deutjchen Staaten müßten ohne Aus- 
nahme vom Bundestage ausgetragen werden. 

Hiermit fei ein allgemeiner NRechtszuftand in Deutſchland 
begründet, dem alle politiſchen Intereſſen und Gonvenienzen ein» 
verleiht feien, und den jeder Unbefangene für einen der größten 
Fortſchritte des Jahrhunderts anerkennen werde. 

Aus dem Sinne und Wortlaut des 11. Artikels gehe ber» 
vor, daß, falls die Verſuche zur Sühne fehlfchlügen, richterliche 
Entſcheidung durch eine Austrägal-Inflanz erfolgen fol; und in 
wie fern man der Natur der, möglicher Weife unter unabhängi- 
gen Staaten vorkommenden Streitfälle erwäge, jo ergebe fich, 
daß die Geſetzgebung des Bundes, bei weiterer Entwidelung, 
zweierlei Arten und Formen des Austrages anorbnen Fönne, 
nämlich den ſtreng richterlidhen, in allen den Fällen, wo wirkliche 
Rechtöverlegungen vorliegen, und den vermittelnden, ſchiedsrich⸗ 
terlijen Austrag, in allen denjenigen Fällen, wo der Streithandel 
einen mehr politifchen als ftreng rechtlichen Grund Habe. 

Daß bis jetzt nur die eine der gedenkbaren Arten des Aus⸗ 
trages, nämlich der firengrichterlichen Entſcheidung, geſetzlich vor- 
handen fei, und daß die Aufftellung einer wahren compromiſſo⸗ 
riſchen Inſtanz erft von den weiteren Verhandlungen des Bun- 
destages über die Austrägal:Drdnung zu erwarten ſei, werbe 
von der Eöniglichepreußifchen Geſandtſchaft eingeräumt. Bis das 
hin habe die vorhandene Geſetzgebung und die derjelben gemäß 
proviſoriſch aufgeftellte Korm des Austrages in Wirkſamkeit zu 
bleiben, wenn nicht offene Gewalthandlungen, welche die Bundes⸗ 
acte ein» für allemal ausjchließe, eintreten jollten. 

Demzufolge habe der herzogliche Bevollmächtigte bereits er- 
Härt, wie das in Vorfchlag gebrachte Amendement des 11. Arti- 
kels der Bundesacte in durchaus Feiner rechtlichen Beziehung auf 
die anhalt=Tötheniche Beſchwerde und deren Verhandlung am 
Bundestage ftehe, noch weniger aber von einer retroactiven Wirs 
fung eines etwa in der Folge Darauf zu gründenden Geſetzes bie 
Rede fein Fönne, 
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Nachdem jedoch der Eöniglich:preußifche Vorjchlag der in der 
anbaltiichen Sache ernannten Commiſſion zugewiefen worden, fo 
jet der Bevollmächtigte der fünfzehnten Stimme mit einer Gegen» 
äußerung beauftragt, weldye Teineöwegs von einer Beſorgniß 
eines möglichen Einflufjes jenes Vorſchlags auf den Gang diefer 
Sade, Jondern von aufrichtigem Antheil an dem Gedeihen des 
deutſchen Bundes eingegeben worben. 

Während die Bunbesacte erkläre, daß ed unter den deutſchen 
Staaten nur Rechtsftreitigfeiten, und Eeinerlei, dem Bunde über: 
gebene, der Gewalt der Waffen, alſo der allgemeinen Politik an- 
heimfallende Differenzen geben jolle, eröffne die Eöniglichpreußifche 
Geſandtſchaft diejenigen Rejervationen, unter weldyen der königlich» 
preußifche Hof bis dahin den 11. Artikel, d. 5. die Bundesacte 
jelbft, und Preußens Verhältniß zum Bunde, zu betrachten fich 
gemüßiget gejehen babe. 

Die Eöniglichpreußifche Geſandtſchaft unterfcheide nicht etwa, 
wie fi) aus der Natur des Bundes ergebe, Die mehr politifchen 
Nechtöfälle von den ftrengjuriftiichen, jondern fie unterjcheide, in 
das Gebiet der Abftraction übergehend die politifchen Interefjen 
von Rechten, und betrachte Die etwa in Deutſchland vorfommen- 
den Gonflicten der Suterefjen, und Daraus bervorgehenden Strei- 
tigfeiten, als gänzlicd außer der Kompetenz ded Bundes geftellt. 
Da nunmehr der königlich-preußiſchen Regierung vorbehalten 
bleiben fol, ob Diejelbe auf Rechten oder auf einem bloßen 
Gonflicte der Intereſſen berube, demnach ob eine Compe⸗ 
ten; des Bundes, das heißt der Bund jelbft, vorhanden 
fei oder nit? fo ergebe fi aus jenen Behauptungen die für 
Deutjchland niederſchlagende Folgerung, daß, durch alle Auf: 
opferungen und Arbeiten, alle Bundes- und Schlußacten, für bie 
Begründung eines deutſchen Landfriedens nichts Wefentliches ge- 
wonnen fei, eine unvermeidliche Folgerung, die indeß nit ben 
übrigen Geſinnungen und Handlungen bes Töniglich:preußifchen 
und Deutjchland und Europa hochverdienten Regentenhaufes im 
ſchneidendſten Widerſpruche ftehe. 

Dem Vortrage der koͤniglich⸗preußiſchen Geſandtſchaft zufolge, 
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reducire ſich diejenige Gompetenz des Bundes, welche das Berliner 
Gabinet bei den gegen Preußen erhobenen Beſchwerden anzus 
erfennen geneigt fei, auf folgende Punkte: 


1. Wenn ein deutjcher Bundesftant vor dem Bunde wegen 
einer Rechtöverlegung angeflagt werde, jo bleibe ihm die Beftim- 
mung überlaffen, ob er dieſe Aggreffion als eine bloße Intereſſen⸗ 
Verlegung oder als eine wirkliche Rechtöverlegung angejehen 
wilfen wolle. Im erften Falle fei die Bundesverfammlung eo 
ipso incompetent. Nur in dem unwahrfcheinlichen letztern Falle 
finde der Artifel 11 der Bundesacte, alfo dieſe Acte ſelbſt, An: 
wendung. 


2. Erklaͤre der angreifende Theil feine Handlung für eine 
bloße Sinterefjen:Verlegung, jo ftehe dem Bunde noch frei, den 
Bundesfrieden Dadurch zu retten, daß er den verlegten Theil 
zum Vergleiche, das heißt, zur Ergebung in fein nunmehr unver: 
meidliches Schidjal, anzutreiben verjuche. 


Seine Durchlaucht der Herzog feien weit Davon entfernt, 
diefen Grundjäßen irgend eine practijche Wichtigkeit beizumeſſen, 
oder fie mit der eigentlichen und bleibenden Politik des koͤniglich⸗ 
preußijchen Hofes zu verwechjeln. Aber bei der näheren Bezie⸗ 
hung auf die Beſchwerde bed Haufe Anhalt, wodurch Die 
Töniglich = preußifche Geſandtſchaft ihre Verwahrung gegen die 
Sompetenz des Bundes habe motiviren wollen, feien Hoͤchſtdie⸗ 
jelben vorzugsweiſe aufgefordert, durch einfache Darlegung der 
Conſequenzen die Unbaltbarkeit und Unanwendbarkeit der in dem 
preußiſchen Vorſchlage aufgeftellten Principien erweifen zu laſſen. 


In Bezug auf die neuefte preußifche Erklärung bemerkte Der 
herzogliche Bevollmaͤchtigte, Daß er wegen der darin vor 
fommenden factiſchen Umftände, Die ihm ganz unbefannt wären, 
Seiner herzoglichen Durchlaucht die Erwiderung vorbehalten 
müfle. 

„Was Die Fafjung der anhaltiſchen Erfärungen betreffe, jo 
jei Diejelbe billig nach dem Gefühle des Drudes zu beurtheilen, 
worin ſich Die anhaltifchen Lande befänven, und ſtets zu berüd: 
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fihtigen, Daß Seine Durchlaucht, vom Gefühle Ihres Rechtes 
durchdrungen, Die heiligften Sintereffen Ihres Haufes und Ihrer 
Unterthanen vertheidigten. ” 

Auch diefe Erklärungen wurden der beftellten Commiſſion 
übergeben, und dieſelbe ſah fih nun in den Stand gejeßt, Den 
Vortrag darüber zu erftatten. 

Diejer lautete nun: 

Nachdem die bisherigen Verhandlungen in dieſer Angelegen- 
heit, foviel hiervon in Wien und bei der Bundesverfammlung 
vorgefommen ift (worauf fi die Commiſſion befchränfen zu 
müfjen geglaubt bat) vollftändig und genau vorgelegt worben, 
fo wird es darauf anfommen, daß man jene Fragen aufftelle, 
um deren Beantwortung e3 fich hier vorzüglich handeln dürfte. 

Dieje . Fragen ſcheinen fi in drei Claſſen eintheilen zu 
laſſen. 

A. diejenigen, welche einer vorläufigen Entſcheiduug be- 
dürfen; 

B. Diejenigen, welche die Hauptſache felbft, und 

C. Diejenigen, welche die jeßt zu gebenden Einleitungen be- 
ıreffen. 

ad A. Als vorläufige Fragen möchten folgende aufzuftel- 
len fein: 

I. Sft Die Bundesverfammlung in diefer Angelegenheit com: 
petent? 

1. Wie weit ift fle competent? 

ad B. Unter denjenigen Fragen, welche die Hauptſache 
jelbft betreffen, möchte man nachſtehende ausheben koͤnnen: 

I. Kann ein beutfcher Bundesftaat financielle Einrichtungen 
ungehindert treffen, welche dem Nachbarſtaate Nachtheil Bringen ? 
und unter welchen Bejchräukungen ? 

I, Kann ein beutjcher Bundesſtaat Untertbanen des Nach⸗ 
barftantes mit Abgaben belegen? — und in welcher Weile? — 
Kann dies auch auf Verbrauchfteuern ausgebeht werben? 

I. Kann ein deutſcher Bundesftaat von feinem Nachbars 
ftaate fordern, daß ihm dieſer Sicherheit für bie allenfallfigen 
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Gefährdungen feiner BZolleinricytungen leifte? — oder muß er 
ſelbſt für die Sieherftellung feiner Einnahmen Sorge tragen? 

IV. Sin wie fern ift er hier auf den Flüffen, welche mehrere 
Bundesſtaaten treunen oder durchſtroͤmen, in feinen Verfügungen 
beichränft ? 

V. Sind die bumdesgefehlichen Beſtimmungen über vie 
Flußſchifffahrt Schon jeßt geltend, oder hängt ihre Gültigkeit erft 
von den fünftigen Nefultaten der zur Regulirung der Schifffahrt 
auf dieſen Flüffen zufammengefeßten Commiſſionen ab ? 

VI. Wenn erfteres ift, wie find jene Beftimmungen auf den 
gegenwärtigen Fall anzuwenden ? 

Diefen könnte man noch einige Nebenfragen beifügen: 

VI. Kann ein deutjcher Bundesflaat einen fremden Leber: 
treter jeiner Zollgefeße, wenn er auf der That ergriffen wird, zur 
Strafe ziehen? 

VII Kann er ihn auch aus dem Nachbarftante vor feine 
Gerichte citiren ? 

ad C. Diejenigen Fragen, welche fi) auf die jeßt von der 
Bundesverfammlung der Sache zu gebende Einleitung bezie- 
ben, möchten vorzüglich nachfolgende fein: 

1. Welche Einleitung jol jeßt von der Bundesverjanmlung 
getroffen werden? 

I. Sind die einjchlägigen gejeblichen Bellimmungen als 
zweifelhaft anzuſehen? 

II. Wenn man fie für zweifelhaft hält, wer hat Die Inter⸗ 
pretation zu ertheilen ? 

IV. Auf weldem Wege ift fie zu eriheilen ? 

V. Sf hierzu Einftimmigkeit nothwendig, oder Tann Die 
Mehrheit entjcheiden ? 

VI. Worauf wäre demnach dermal der Antrag zu richten? 

ad A. 1. Zur Beantwortung ber erften Yrage, ob die Bundes- 
verjammlung in dieſer Angelegenheit competent fei, wird ed am 
beften fein, vie hierauf Bezug habenden gejeglichen Beſtimmun⸗ 
gen vor Augen zu ftellen: | 

„Der Zwed des Bundes ift Erhaltung der äußern und in 
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nern Sicherheit Deutſchlands, und der Unabhängigkeit und Un⸗ 
verleglichfeit der einzelnen deutſchen Staaten (confr. Art. I. der 
Schlußacte) *).“ 

„Die Bundesglieder machen fich verbindlich, einander unter 
feinerlei Vorwand zu befriegen, noch ihre Streitigkeiten mit Ges 
walt zu verfolgen, fondern fie bei der Bundeöverfammlung anzııs 
bringen **).* 

„Streitigkeiten der deutſchen Bundesglieder unter fich find 
auf den Grund des 11. Artifeld des Bundesacte .ungezweifelt der 
Gompetenz der Bundesverfammlung unterworfen ***)," 

„Die Bundesverfammlung tft diejenige Behörde, bei weldyer 
alle und jete Streitigkeiten der Bundeöglieder unter fi) anzu= 
bringen find ****),“ 

„Der Umfang und die Schranken, welche der Bund feiner 
Wirkſamkeit vorgezeichnet hat, find in der Bundesacte beftimmt, 
die der Örundvertrag und das erſte Grundgefeß dieſes Vereins 
it. Indem diefelbe die Zwecke des Bundes ausjpricht, bedingt 
und begrenzt fie zugleich deſſen Befugniffe und Verpflichtun⸗ 
gen P).“ 

„Die Bundesverſammlung bat das Recht und die Verbind⸗ 
lichkeit für die Vollziehung der Bundesacte und übrigen Grund: 
geſetze des Bundes, der in Gemäßheit ihrer Gompetenz von ihr 
gefaßten Beſchlüſſe zc., zu jorgen u. j. w.“ P) 


— 


Wenn auch in dem Falle, welcher den gegenwärtigen Vor⸗ 
trag veranlaßt, Die Unabhängigkeit und Unverleglichfeit eines 


*) Artifel 2 der Bundesacte. 
28) Artifel 11 der Bundesacte. 
*ss) Proviſoriſche Gompetenz-Beftimmung vom 12. Juli 1817, 8.4, Nr. 6. 
26) Beſchluß vom 16. Suni 1817, die Bermittlung der Bundesverfamms 
lung :c. betreffend, Artikel I. 
+) Artikel III. der Wiener Schlußacte. 
++) Artifel XXXI. der Schlußacte. 
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dentfchen Bundesftaates nicht als gefährdet angejehen werden 
fann, wie von Seite des Herzogs von Anhalt-Köthen behauptet 
werben will, jo wirb Doch wohl nicht in Abrebe geftellt werben 
fönnen, daß bier eine Streitigfeit zwijchen zwei Bundesgliedern 
obwalte. Wenn man die, oben näher dargeftellten, gegenfeitis 
gen Krklärungen vergleicht, wird Darüber kaum ein Zweifel 
beitehen fönnen und es einer weiteren Ausführung nicht bes 
dürfen. 

Sin der Erklärung, weldye die königlich-preußifche Geſandtſchaft 
in der 22. diesjährigen Sigung abgegeben hat, wird auch Dies 
nicht widerfprochen, Jondern nur ausgeführt, daß es Fein Streit 
über Rechte, ſondern nur eine Gollifion von Intereſſen fei, bei 
welchen Das über jene vorgejchriebene Verfahren feine Anwendung 
finden fönne. | 


Wenn man auch annehmen wollte, daß in die künftige Ge 
jeßgebung des Bundes eine ſolche Untericheidung zwiſchen flreiti- 
gen Rechten und collidirenden Intereſſen werde aufgenommen 
werden, was noch problematijch fein Fönnte, wenn man auf Daß» 
jenige einen Rüdblid wirft, was bereitö bei früheren Verhanb: 
lungen über eine Verſchiedenheit zwiſchen reinsrechtlichen und 
politifchen und gemifchten Gegenftänden in dieſer hohen Ver: 
fammlung vorgekommen ift; — fo Eönnte doch eine ſolche DBe- 
flimmung einmal eine rüdwirkende Natur annehinen, und auf 
bereit3 früher verhandelte Fälle Feine Anwendung finden. 

Ohne dasjenige zu wiederholen, was diesfalls der herzoglich- 
anhaltijche Geſandte bereit verfafjungsmäßig erwidert hat (S. 230), 
wird man fein Bedenken finden Dürfen, auszufprechen, daß das 
Verfahren im ber gegenwärtigen Angelegenheit fich lediglich nach 
den dermal beftehenden Geſetzen richten Fünne. 

Sn dieſen ift ein ſolcher Unterfchied nicht gemacht, fondern 
jede Streitigfeit zwilchen zwei Bundesgliedern zur Bundesver: 
fammlung bingewiefen. 

Königlichepreußticher Seits wird auch in der am A. Juni 
abgegebenen Erklärung Die Gompetenz der Bundesverfammlung 
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nicht mehr beftritten, fondern die Einwendungen gehen nur gegen 
bie, bei fruchtloſem Verſuche der Vermittlung, fogleich eintretende 
Wirkſamkeit eines austrägalgerichtlihen Verfahrens. 


Wie wenig man von Seite dieſes erhabenen Bundesftantes 
gemeint war, Die Competenz der Bundesverfammlung in dieſen 
Fällen zu verkennen, ergeben die früheren Abftimmungen tiber 
die Gompetenz ſowohl, al8 über das austrägalgerichtliche Ver⸗ 
fahren, insbefondere das Votum der Eöniglich-preußifchen Geſandt⸗ 
fchaft in der 34. Sitzung vom Sahre 1817, $. 224, die Mitwir: 
fung zu dem Beichluffe von 16. Juli deffelben Jahres und bie 
bei audern Gelegenheiten abgegebenen Aeußerungen. 


Auh haben die Föniglichpreußifchen Bevollmächtigten bei 
den Sonferenzen in Wien nichts Dagegen erinnert, als des Herrn 
Fürften von Metternih Durchlaucht, eben in dieſer jpeciellen 
Angelegenheit, auf die wiederholten Sollicittationen St. Durch⸗ 
laucht des Heren Herzogs von Anhalt⸗Köthen, daß ein denſelben 
fihernder Artikel in die Schlußacte aufgenommen werden möchte, 
die Sache an die Bundesverfammlung verwies. 


Dies geſchah in der 23. Sigung (ſ. oben S. 207) und noch 
beftimmter in der 27. Sitzung (ſ. oben S©.209), wo der Herr Fürft 
fi) äußerten, die Erledigung diefer Sache, welche in Feiner Be: 
ziehung für die Wiener Conferenz geeignet fei, könne nur bei 
der Bunbesverfammlung gefucht werben, deren Gompetenz in 
diefer Hinfiht vollfommen feftftehe. 

Bei dieſen gefeplichen Beflimmungen und auf die vorliegen: 
den Verhandlungen gegründeten Verhältniffen wird daher unbe: 
denklich ausgeſprochen werben koͤnnen, 


daß die Competenz der Bundesverſammlung in dieſer An⸗ 
gelegenheit vollkommen begründet ſei. 
ad A. II. Wie weit iſt die Bundesverſammlung in dieſer 
Sache competent? 


Auch zur Beantwortung dieſer Frage wird es am beſten 
ſein, vor Allem das Geſetz ſelbſt ſprechen zu laſſen. 
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Artitel 11 der Bundesacte. 

„Diefer (der Bundesverfammlung) liegt alsdann ob, Die 
Bermittlung durch einen Ausſchuß zu verfuchen, und falls dieſer 
Verſuch fehlichlagen follte, und demnach eine richterliche Entſchei⸗ 
dung nothwendig würde, ſolche durch eine wohlgeorbnete Aus- 
traͤgal-Inſtanz zu bewirken, deren Ausſpruche die ftreitenden Theile 
fi) fofort zu unterwerfen hätten.” 

Beihluß vom 16. Juni 1817, Artikel L 

Die Bundesverfammlung ift diejenige Behörde, bei welcher 
alle und jede Streitigkeiten der Bundesglieder unter ſich anzu- 
bringen find. Es verfteht fi) jedoch von felbft, daß den Bun⸗ 
deögliedern überlafjen bleibe, auch ohne Zutritt der Bundesvers 
fammlung die gütliche Ausgleichung ihrer Streitigkeiten unter fich 
zu treffen, und fid) einander die Austräge zu gewähren; indem 
die Thätigfeit der Bundeöverfammlung nur dann eintritt, wenn 
fi) die Bundesglieder über einen ftreitigen Gegenftand auf feine 
Art unter ſich einigen Tönnen. 

Ebend. Art. I. 

Wenn eine Streitigfeit mit gehöriger Darftellung der An: 
ſprüche des befchwerbeführenden Theils wirklich angebracdyt worden 
ift; jo wird Die Bundesverfammlung vor allem die Vermittlung 
unter den ftreitenden Theilen 

a. durch einen Ausfhuß verjuchen, welcher aus zwei, und, 
nach Befinden, aud) aus mehreren Bundesgefandten befteht. 

Dabei wird fie nad) Beichaffenheit der jededmaligen Um⸗ 
fände ermeflen, ob und wie fern eine Zeitjchrift zur Erledigung 
des Vermittlungsgeſchäfts von ihr vorgejchrieben werben joll. 
Jedem der zwiftigen Theile fteht e8 jedoch frei, bei der Bundes: 
verfammlung auf eine Friftfegung anzutragen. 

Die Bundesverfammlung macht die Ernennung bed Aus: 
Ihufjes den Parteien befannt. 

b. Der Ausſchuß wird hierauf ꝛc. 

Ebend. Art. III. 

Wenn der Bermitilungsverjuch bei Streitigkeiten der Bun: 

besglieber unter fid) ohne Erfolg bleibt, und Daher eine richter- 
Dritter Theil. 16 
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liche Entjcheidung erfolgen muß, fo wirb vor der Hand fellge- 
jet, daß, um Dem Bebürfniffe des Augenblicks abzuhelfen, für 
jeden vorfommenden Fall eine Austrägal-nftanz gebildet werde ıc. 


Wiener Schlußacte, Art. XXI. 

Die Bundesverſammlung hat in allen, nad) Vorſchrift der 
Bundesacte bei ihr anzubringenden Streitigfeiten der Bundesglieber 
die Vermittlung durch einen Ausſchuß zu verjuchen. Können 
die entitandenen Streitigkeiten auf dieſem Wege nicht beigelegt 
werden, jo bat fie die Entjcheidung derſelben durch eine Austrä- 
gal-Inſtanz zu veranlaffen. uud dabei, fo Tange nicht wegen der 
Austrägalgerichte eine anderweitige Uebereinfunft zwilchen den 
Bundesgliedern ftuttgefunden hat, Die in dem Bundestagsbe- 
Ihluffe vom 16. Juni 1817 enthaltenen Vorſchriften, jo wie den, 
in Folge gleichzeitig an Die Bundestagsgefandten ergebenden In⸗ 
ſtructionen zu fallenden, bejondern Beſchluß zu beobachten. 

Da die übrigen hierher gehörigen Ariifel der Schlußacte, 
jowie der Bundestagsbefhluß vom 3. Auguſt 1820 über das bei 
Aufftellung der Austrägal-Inſtanzen zu beobachtende Verfahren, 
nur die nähern Vorſchriften enthalten, wie die Sache behandelt 
werben joll, wenn fie einmal von der Bundesverfammlung auf 
den Austrägalweg gewiefen tft, jo glaubt man diefe gejeglichen 
Beflimmungen zu dem gegenwärtigen Zwede dermal nicht anfüb- 
ren zu müljen. 


Bon einer Unterfcheidung zwiſchen Nechtsfachen und politi- 
ſchen Gegenftänden, zwiſchen ftreitigen Nechten und collidirenden 
Intereſſen ift in allen dieſen gefeglichen Beftimmungen nirgend 
eine Rede, und was davon in einzelnen Abftinmungen oder Bes 
merfungen vorkommt, kann nur ald Material für die Fünftige 
Geſetzgebung augejehen werden, aber auf bereit3 anhängige Fälle 
nicht rückwirken. 

In den dermaligen Gefeßen, welche unfere einzige Richt- 
ſchnur fein Fönnen, ift es vielmehr deutlich ausgefprochen, daß 
alle und jede Streitigfeiten der Bundesglieder unter fi bei ber 
Bundesverfammlung angebracht werben follen, welcher eben jo 
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dentlich tie Bahn vorgezeihnet iſt, tie fie ausſchließend zu be 
felgen bat. 

Nachdem das Dbige vorausgeichidt ift, wird fi) die Frage 
leicht beantworten laffen, wie weit die Bunbesverfammlung in 
biefer Angelegenheit competent ſei? 

Sie bat nämlidy Teineswegs als Gericht aufzutreten, ober 
ſich irgend eine Entſcheidung anzumaßen, fondern fie bat nur die 
Sorge, zu bewirken, daß tie Sache gütlich beigelegt, oder recht: 
lich entſchieden werbe. 

Die Bundesverſammlung bat vor allem den fchönen Beruf 
zu erfüllen, daß fie Die Sühne verſuche zwifchen zwei Bundes» 
genofien, welche mit einander in Irrung gerathen find. Sie bat 
daher einen Ausfchuß von zwei oder mehrerern Mitglievern zu 
erneımen, deſſen Aufgabe es iſt, wie immer moͤglich, eine Ber 
mittlung zu Stande zu bringen. 

Sollten dieſe Bemühungen nicht gelingen, und eine gütliche 
Beilegung des Zwiſtes auf diefem Wege nicht erreicht werben 
fönnen, fo hat fie die Entſcheidung durch eine Austrägal-Fuflanz 
auf beftimmt vorgefchriebenem Wege zu veranlafien, und auf Die 
Sache weiter wicht einzumirken. 

Wenn ſchon das Urtheil des Austrägalgericht3 im Namen 
und aus Auftrag der Bundesverfammlung gefällt wird, jo bat 
fie ſelbſt Doch auf Daflelbe, fo wie auf den Bang der Verhand⸗ 
lung, durchaus Teinen Einfluß. 

Die Grenzen ihrer Wirkſamkeit find geftedt: jo weit.ift fie 
competent und weiter nicht. 

ad B. Da nun in der Hauptſache Die Bundesverfammlung 
weiter nicht einzuwirken bat, und ihr darin Feine Entſcheidung 
zufommt, jo dürfen fi) auch die Heferenten nicht erlauben, Dieje 
in Betreff der Hauptſache aufgeftellten Fragen zu beantworten, 
fondern deren Auflöfung muß, wenn eine gütliche Uebereinfunft 
nit zu Stande fommen follte, lediglich von dem Richter erwar- 
tet werben. 

Wenn man in gegenwörtigem Bortrage Diefe, tief in bie 
Sache ſelbſt gehenden Fragen gleihwohl aufftellen zu jollen 
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geglaubt hat, jo geſchah Dies Feineswegs in der Abficht, Dadurch 
irgend einer Meinung vorzugreifen, welche jedermann aus ben 
Verhandlungen felbft, und nicht aus gegebenen Geſichtspunkten 
zu fchöpfen willen wird; fondern weil man fi} der Hoffnung 
jchmeidhelte, daß ſolches auf eine gütliche Beilegung einwirken 
und dieſelbe erleichtern Tonnte. 

ad C. Man kann alfo auf Beantwortung derjenigen Fragen 
übergehen, welche auf die der Sache zu gebende Einleitung Be⸗ 
zug haben, und zwar: 

ad C. I. Welche Einleitung fol jegt von der Bundesver⸗ 
fammlung getroffen werden? 

Nach demjenigen, was oben 8.34 u. 35 (S. 534) zu den Fragen 
A. I. und II. entwidelt werben, würde Referent fein Bedenken 
finden, diefe Frage dahin zu beantworten, daß der Bundesver⸗ 
fammlung dermal in Verfolgung der bundesgefeglich vorgeſchrie⸗ 
benen Weges nichts übrig bleibe, ald einen Vermittlungsausſchuß 
zu ernennen, welcher verſuchen follte, diefe Irrung auf gütliche 
Weiſe auszugleichen. 

Allein durch die, in der 21. Sitzung vorgefommeue, herzog⸗ 
lich-anhaltiſche Eingabe wird die Lage der Sachen daburdy ge 
ändert, daß, anftatt des früheren Antrag?, nunmehr die Suter: 
pretation der Tractaten über die Flußfchifffahrt begehrt wird. 

Es wird Daher nicht umgangen werden Finnen, dieſen ver: 
änderten Antrag in Erwägung zu ziehen, nnd nunmehr die Be 
rathung auf Diefen Gegenftand zu Ienfen. 

ad C. 1, Man wird daher vor allem auf die zweite Frage 
übergeben müſſen: 

Sind die einschlägigen bundesgejeßlichen Beflimmungen als 
zweifelhaft anzufehen? 

Um dieje Frage zu beantworten, ſcheint es dem Referenten 
nothwendig, dieſe Beftimmungen über die Flußſchifffahrt zuſammen 
zu ſtellen. 

Wiener Congreßacte, Art. 108. 
Les Puissances, dont les &tats sont séparées ou traverses 
par une méême riviere navigable, s’engagent à regler d’un com- 
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mun aceord, tout ce qui a rapport & la navigation de cette ri- 
viere. Elles nommerent & cet effet des cemmissaires, qui se 
reuniront au plus tard six mois apres la fin du Congres, et qui 
prendront pour bases de leurs travaux les principes etablis dans 
les articles suivans. 

Ibid. Art. 109. 

La navigation dans tout le cours des revieres indiquees 
dans l’article pr&ecedent, du point oü chacune d’elle devient na- 
vigable jusqu’a son embouchure, sera entierement libre, et ne 
pourra, sous le rapport du commerce, @tre interdite A personne; 
bien entendu que l’on se conformera aux reglemens relatifs ä 
la police de cette navigation, lesquels seront concus d’une ma- 
niere uniforme pour tous, et aussi favorables que possible au 
commerce de toutes les nations. 

Ibid. Art. 111. 

Les droits sur la navigation seront fixes d’une maniere uni- 
forme, invariable , et assez independente de la qualit& differente 
des marchandises, pour ne pas rendre necessaire un examen de- 
tale de la cargaison, autrement que pour cause de fraude et 
de contravention. La quotite de ces drolts, qui en aucun cas, ne 
pourront exceder ceux existants actuellement, sera determinde 
d’apres les circonstances locales, qui ne permettent guere d’eta- 
blir une regle generale A cet egard.. On partira n’eanmoins, 
en dressant le tarif, du point de vue d’encourager le commerce 
en facilitant la navigation, et l’octroi etabli sur le Rhin pourra 
servir d’une norme approximative. 

Le tarif une fois regle, il ne pourra plus @tre augmente 
que par un arrangement commun des etats riverains, ni la na- 
vigation grevde d’autres droits quelconques, outres ceux fixe&s 
dans le reglement. 

Ibid. Art. 115. 

Les douanes des &tats riverains n’auront rien de commun 
avec les droits de navigation. On empechera, pour des dispo- 
positions re&giementaires, que l’exercice des fonctions des doua- 
niers, ne mette pas d’entraves à la navigation; mais on surveiiera 





246 


par une police exacte sur la rive, toute tentative des habitans 
de faire la contrebande â l’aide des bateliers. 


Ibid. Art. 116. 

Tout ce qui est indiqu& dans les articles pr&cedens, sera 
d’etermine par un reglement commun, qui renfermera €egalement 
tout ce qui aurait besoin d’etre fix& ulterierement. Le reglement 
ane fois arret€, ne pourra dtre change que du consentement de 
tous les états riverains, et ils auront soin de pourvoir à son 
execution d’une maniere convenable et adaptee aux circonstan- 
ces et aux localites. 


Bundesacte, Art. 19. 

Die Bundesglieder behalten fi) vor, bei der erften Zuſam⸗ 
ſammenkunft der Bundesverfammlung in Franffurt wegen des 
Hanbeld und Verkehrs zwiſchen den verfchiedenen Bundesflaaten, 
jo wie wegen der Schifffahrt, nad) Einleitung der auf dem 
Congreſſe zu Wien angenommenen Grundjäge, in Berathung zu 
treten. 


Bundestagsbeſchluß vom 3. Auguſt 1820. 

Um der Flußichifffahrt die derjelben durch die Wiener Con⸗ 
greßacte 109 bis 116 incl. zugeficherte Freiheit wirklich zu ge: 
währen, machen ſaͤmmtliche dabei betheiligte Bundesglieder ſich 
verbindlich, Die darüber in der Gongreßacte gegebenen und ver: 
möge des Artifeld 19 der Bundesacte den Beratbungen der Bun: 
deöverfammlung zum Grunde gelegten Vorschriften unverbrüchlich 
zu befolgen, wie auch die deshalb fchon beftehenden Unterhand⸗ 
lungen aufs thätigfte zu betreiben, und in ber kürzeſt möglichften 
Friſt zu bendigen, wo aber noch Feine Unterhandlungen eingeleitet 
find, ſolche unverzüglich eintreten zu laſſen. 


Dieje bundesgefeglichen Beftimmungen, deren wahrer Sinn 
aus deren Beranlafjung und den dazu gehörigen Verhandlungen 
ohnehin beftimmt hervorzugehen fcheint, hält Referent nicht für 
zweifelhaft. Nach feiner Anficht bedarf es hier feiner Erlaͤute⸗ 





247 


rung eines an ſich klaren Geſetzes, ſondern es kommt nur auf 
deſſen Anwendung an. 

Indeſſen würde er es für Anmaßung halten, auf dieſer Aır 
ſicht zu beſtehen, ſobald zwei hohe Bundesglieder die Sache als 
zweifelhaft anſehen, verſchiedene Deutungen annehmen, und ein 
Theil wirklich auf Interpretation den Antrag macht. 

Indem er daher feine Meinung gerne einer andern unter: 
orbnet, ift er nicht Dagegen, Daß auf Die angetragene Interpreta⸗ 
tion eingegangen werde. 

ad C I, Die dritte Frage ift: Wenn man die gejeplichen 
Beftimmungen für zweifelhaft halt, wer hat die interpretation 
zu ertheilen ? 

Ohne in eine Discnjfion über Die Lehre der Juterpretation, 
über die Unterfcheidung zwiſchen der boctrinellen und authenti- 
hen, und in die Frage einzugehen, ob es in dem vorliegenden 
Falle nicht an derjenigen genügen würde, welche das Gericht 
durch die Anwendung des Geſetzes auf die flreitige Sache jelbft 
giebt, halt man es für angemeljen, vor allem die Worte des 
Geſetzes zu hören, fo weit fie hierauf bezüglich genommen wer: 
den koͤnnen. 

Schlußacte, Art. IV. 

Der Gefummtbeit der Bundesglieder fteht Die Befugniß ber 
Entwickelung und Ausbildung der Bundesacte zu, in fo fern die 
Erfüllung der darin aufgeftellten Zwede joldye nothwendig macht. 
Die deshalb zu fallenden Beſchlüſſe dürfen aber mit dem Geifte 
der Bundesacte nicht im Widerſpruche ftehen, nody von Dem . 
Grundcharakter des Bundes abweichen. 

Ebend. Art. VI. 

Die Bundesverfammlung, aus den Bevollmächtigten fänmt- 
liher Bundesgliever gebildet, ftellt den Bund in feiner Geſammt⸗ 
heit vor, und ift das beftändige verfaflungsmäßige Organ feines 
Willens und Handelns. 

Ebend. Art. XVIL 

Die Bundesverfammlung ift berufen, zur Aufrechthaltung des 

wahren Sinnes der Bundesacte, die darin enthaltenen Beftim- 
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mungen, wenn über deren Auslegung Zweifel entftehen jollten, 
dem Bundeszwede gemäß zu erklären, und in allen vorkommen: 
den Källen den Vorjchriften dieſer Urkunde ihre richtige Anwen⸗ 


dung zu fichern. 


Mas bier von der Bundesacte gejagt ift, muß ingleichen 
und nad) höherem Maße von allen übrigen Bundeögejeben gel: 
und fie einer gleichheitlichen Behandlung unterwerfen. Alfo auch 
die einschlägigen Beftimmungen der Wiener Gongreßacte, welche 
in dieſer Hinſicht, und Durch die ausdrüdliche Zugrundelegung in 
der Bundesacte (Art. 19) oder in einzelnen Bundesbeſchlüſſen 
(vom 3. Auguft 1820) diesfalls ihren europäifchen Charakter ver- 
lieren und die Natur von Bundesgejegen annehmen. 


Referent glaubt daher die dritte Frage dahin beantworten 
zu können, daß Die Bundesverfammlung die Synterpretation zu 
ertheilen habe. | 

ad C. IV. Die vierte Frage, auf welchem Wege fie zu er: 
theilen ſei? ift in der Abficht aufgeftellt, um zu entwideln, ob 
die Bundesverfammlung für fi im Allgemeinen ermächtigt fei, 
dieſe Interpretation ohne weiteres jelbft zu ertheilen, oder ob 
ihre Mitglieder darin von den Snftructionen ihrer Regierungen 
abhängen. 

Referent ift der Meinung, daß, wenn ſchon der Bundesver- 
‚Jammlung die Macht eingeräumt ift, die Bundesgeſetze zu erklaͤ⸗ 
ren, und wenn Diejelbe ſchon den Bund in feiner Gejfammtheit 
vorftellt, und das beftändige verfaflungsmäßige Organ feines 
Willen und Handelns ift (Schlußacte, Art. VIL), ihr dieſe Er- 
mädhtigung doch nicht die Stellung einer unabhängigen, jelbft- 
fländigen Behörde giebt, ſondern die übrigen Beftimmuugen über 
ihre Conſtituirung darum nicht minder aufrecht ftehen bleiben. 

Es werben daher die folgenden Artifel VII. und IX. der 
Schlußacte nicht minder beobachtet werden muſſen, als der Ar⸗ 
tikel XVII. 
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68 heißt Schlußacte, Art. VIEL: 

Die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage find von 
ihren Sommittenten unbedingt abhängig, und diefen allein, wegen 
getreuer Befolgung der ihnen ertheilten Auftructionen, jo wie 
wegen ihrer Geichäftsführung überhaupt, verantwortlich. 

Und ebend. Art. IX.: 

Die Bundesverfammlung übt ihre Rechte und Obliegenhei⸗ 
ten nur innerhalb der ihr vorgezeichneten Schranken aus. 

Ihre Wirkſamkeit ift zunächſt durch die Vorjchriften Der 
Bundesacte und durch die in Gemäßheit derjelben beſchloſſenen 
oder ferner zu beſchließenden Grundgejeße, wo aber dieſe nicht 
zureichen, dnrch die im Grundvertrage bezeichneten Bundeszwecke 
beſtimmt. 


In dieſer hochwichtigen Angelegenheit, wo es auf die Erklaͤ⸗ 
rung bundesgeſetzlicher Beſtimmungen ankommt, welche nicht bloß 
zwiſchen einem anſehnlichen Bundesgliede und einem der maͤch—⸗ 
tigſten Bundesſtaaten bereits der Gegenſtand von Irrungen ge 
worden find, ſondern die auch mehr oder minder faſt alle Regie⸗ 
rungen intereſſiren, wird man ſich kaum erlauben dürfen, aus 
eigener Machtvollkommenheit auszujprechen, fondern man wird 
ſich gern darauf befchränfen, hierüber die Anftructionen der hoͤch⸗ 
ſten Gommittenten zu erholen. 

Die Snterpretation wäre demnach wohl durch die Bundes» 
verfammlung aber nur auf dem Wege vorgängiger Inſtructions⸗ 
Einholung zu ertheilen, 

ad C. V. Die fünfte Frage lautet fo: 

Iſt Hierzu Einftimmigkeit nothwendig, oder fann die Mehr- 
beit entfcheiden, 

Man wirb am wenigften irren, wenn man auch der Beant⸗ 
wortung dieſer Frage vor allen die wörtlichen Beflimmungen des 
Geſetzes vorausſchickt. 

Die Bundesacte, Art. 7 ſagt: 

„Sowohl in der engern Verſammlung, als in Pleno, wer⸗ 
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nuicht mehr beftritten, fondern die Einwendungen gehen nur gegen 
die, bei fruchtloſem Verfuche der Vermittlung, fogleich eintretende 
Wirkſamkeit eines audträgalgerichtlichen Verfahrens. 


Wie wenig man von Seite dieſes erhabenen Bundesftaates 
gemeint war, die Gompetenz der Bundesverfammlung in dieſen 
Fällen zu verkennen, ergeben die früheren Abftimmungen über 
die Competenz jowohl, al8 über das austrägalgerichtliche Ver: 
fahren, insbefondere das Votum der Eöniglich-preußifchen Gefandt- 
ichaft in der 34. Sitzung vom Jahre 1817, $. 224, die Mitwir- 
fung zu dem Beichluffe vom 16. Juli deffelben Jahres und Die 
bei andern Gelegenheiten abgegebenen Aeußerungen. 


Auch haben die Föniglidyepreußifchen Bevollmächtigten bei 
den Sonferenzen in Wien nichts Dagegen erinnert, als des Herrn 
Fürften von Metternich Durchlaucht, eben in dieſer jpeciellen 
Angelegenheit, auf die wiederholten Sollicttationen Sr. Durdy- 
laucht des Herrn Herzogs von Anhalt:Söthen, daß ein denſelben 
fihernder Artikel in die Schlußacte aufgenommen werben möchte, 
die Sache an die Bundesverfammlung verwies. 


Dies geſchah in der 23. Sigung (1. oben S. 207) und noch 
beftimmter in der 27. Sitzung (f. oben S.209), wo der Herr Fürſt 
ſich äußerten, die Erledigung diefer Sache, welche in Feiner Be: 
ziehung für die Wiener Conferenz geeignet fei, Fönne nur bei 
der Bundeöverfammlung gefucht werden, deren Competenz in 
dieſer Hinfiht vollfommen feftitehe. 

Bei dieſen gejeglichen Beſtimmungen und auf Die vorliegen- 
den Verhandlungen gegründeten Verhältniffen wird daher unbe: 
denklich ausgeſprochen werden Fönnen, 

daß die Competenz der Bundesverfammlung in dieſer An- 
gelegenheit vollfommen begründet jet. 

ad A. I. Wie weit ift die Bundesverfammlung in dieſer 
Sache competent ? 

Auh zur Beantwortung dieſer Frage wird es am beiten 
fein, vor Allem das Geſetz jelbft ſprechen zu laſſen. 
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Artifel 11 der Bundesacte. 

„Diefer (der Bundesverfammlung) liegt alsdann ob, bie 
Bermittlung durch einen Ausſchuß zu verfuchen, und falls dieſer 
Verſuch fehlichlagen follte, und demnach eine richterliche Entjchei- 
dung nothwenbig würde, ſolche durch eine wohlgeorbnete Aus- 
trägal⸗Juſtanz zu bewirken, deren Ausfpruche die ftreitenden Theile 
fi) jofort zu unterwerfen hätten.” 

Beihluß vom 16. Juni 1817, Artikel L 

Die Bundeöverfammlung ift diejenige Behörde, bei welcher 
alle und jede Streitigkeiten der Bundesglieder unter ſich anzu⸗ 
bringen find. Es verfteht ſich jedoch von felbft, daß den Bun» 
desgliedern überlafjen bleibe, auch ohne Zutritt der Bundesver⸗ 
fammlung die gütliche Ausgleihung ihrer Streitigfeiten unter fich 
zu treffen, und fich einander Die Austräge zu gewähren; indem 
die Thätigkeit der Bundesverfammlung nur dann eintritt, wenn 
fi) Die Bundesglieder über einen flreitigen Gegenſtand auf feine 
Art unter fich einigen Tönnen. 

Ebend. Art. I. 

Wenn eine Streitigfeit mit gehöriger Darftellung der Au⸗ 
ſprüche des bejchwerdeführenden Theils wirklich angebradyt worden 
ift; jo wird Die Bundesverfammlung vor allem die Vermittlung 
unter den ftreitenden Theilen 

a. durch einen Ausfchuß verfuchen, welcher aus zwei, und, 
nach Befinden, aud) aus mehreren Bundesgejandten beiteht. 

Dabei wird fie nach Belchaffenheit der jedesmaligen Um» 
fände ermeflen, ob und wie fern eine Zeitjchrift zur Erledigung 
des Vermittlungdgejchäftd von ihr vorgefchrieben werden foll. 
Jedem der zwiftigen Theile fteht es jedoch frei, bei der Bundes: 
verfammlung auf eine Friftfeßung anzutragen. 

Die Bundesverfammlung macht die Ernennung des Aus: 
ſchuſſes den Parteien befannt. 

b. Der Ausschuß wird hierauf ıc. 

Ehend. Art. II. 

Wenn der Bermitilungsverjucdh bei Streitigkeiten der Bun: 

desglieder unter fi) ohne Erfolg bleibt, und Daher eine richter- 
Dritter Theil. 16 
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liche Entfcheidung erfolgen muß, fo wird vor der Hand feilge- 
jet, daß, um dem Bebürfnifje des Augenblicks abzubelfen, für 
jeden vorkommenden Fall eine Austraͤgal⸗Inſtanz gebildet werde ıc. 


Ä Wiener Schlußacte, Art. XXI. 

Die Bundesverfammlung hat in allen, nad) Vorſchrift der 
Bundesacte bei ihr anzubringenden Streitigkeiten der Bundesglieder 
die Vermittlung durch einen Ausſchuß zu verjuchen. Können 
die entitandenen Streitigkeiten auf dieſem Wege nicht beigelegt 
werden, jo bat fie die Entjcheidung derjelben durch eine Austrä- 
gal-Inſtanz zu veranlaffen. und dabei, jo lange nicht wegen Der 
Ansträgalgerichte eine anderweitige Uebereinkunft zwilchen den 
Bundesgliedern ftattgefunden bat, Die in dem Bunbedtagsbe- 
ſchluſſe vom 16. Juni 1817 enthaltenen Vorſchriften, fo wie den, 
in Folge gleichzeitig an Die Bundestagsgefandten ergehenden In⸗ 
ſtructionen zu faffenden, befondern Beſchluß zu beobachten. 

Da die übrigen hierher gehörigen Ariikel der Schlußacte, 
jowie der Bundestagsbejchluß vom 3. Auguft 1820 über das bei 
Aufftellung der Austrägal-nftanzen zu beobachtende Verfahren, 
nur die nähern Vorſchriften enthalten, wie Die Sache behandelt 
werden foll, wenn fie einmal von der Bundesverfammlung auf 
den Austrägahveg gewiejen ift, jo glaubt man diefe gejeglichen 
Beſtimmungen zu dem gegenwärtigen Zwecke dermal nicht anfüh- 
ren zu müſſen. 


Bon einer Unterjheidung zwiſchen Rechtsſachen und politi- 
ſchen Gegenftänden, zwijchen ftreitigen Nechten und collidirenden 
Intereſſen ift in allen dieſen gejeglichen Beſtimmungen nirgend 
eine Rebe, und was davon in einzelnen Abflimmungen oder Bes 
merfungen vorfommt, kann nur als Material für die Fünftige 
Geſetzgebung augejehen werden, aber auf bereit3 anhängige Fälle 
nicht rüdwirfen. 

In den dermaligen Gefeßen, welche unfere einzige Richt- 
ſchnur fein Fönnen, ift c8 vielmehr deutlich ausgefprochen, daß 
alle und jede Streitigkeiten der Bundesglieber unter fich bei der 
Bundesverfammlung angebracht werben follen, welcher eben fo 
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deutli die Bahn vorgezeichnet ift, Die fie ausfchließend zu be 
folgen bat. 

Nachdem das Obige vorausgeichiet ift, wird fi) die Frage 
leicht beantworten Iaffen, wie weit bie Bundesverſammlung in 
dieſer Angelegenheit competent jei? 

Sie hat nämlidy Feineswegs ald Gericht aufzutreten, oder 
fi irgend eine Entſcheidung anzumaßen, fondern fie hat nur die 
Sorge, zu bewirken, daß Die Sache gütlich beigelegt, oder recht: 
lih entſchieden werde. 

Die Bundesverfammlung bat vor allem den fchönen Beruf 
zu erfüllen, daß fie die Sühne verfuche zwifchen zwei Bunbess 
genofien, welche mit einander in Irrung gerathen find. Sie hat 
daher einen Ausschuß von zwei oder mehrerern Mitgliedern zn 
ernennen, deſſen Aufgabe es ift, wie immer möglidy, eine Ver 
mittlnng zu Stande zu bringen. 

Sollten diefe Bemühungen nicht gelingen, und eine gütliche 
Beilegung des Zwiſtes auf diefem Wege nicht erreicht werben 
Tönnen, fo hat fie die Entjcheidung durch eine Austrägal-Inftanz 
auf beitimmt vorgejchriebenem Wege zu veranlaffen, und auf Die 
Sache weiter nicht einzuwirken. 

Wenn ſchon Das Urtheil des Austrägalgerichts im Namen 
und aus Auftrag der Bundesverfammlung gefällt wird, jo bat 
fie jelbft doch auf Daflelbe, fo wie auf den Gang ber Verhanb- 
lung, durchaus Teinen Einfluß. 

Die Grenzen ihrer Wirkfamfeit find geftedt: jo weit-ift fie 
competent und weiter nicht. 

ad B. Da nun in der Hauptjache die Bundesverfammlung 
weiter nicht einzuwirfen hat, und ihr darin Feine Entjcheidung 
zufommt, jo dürfen fich auch Die Neferenten nicht erlauben, dieſe 
in Betreff der Hauptſache aufgeitellten Fragen zu beantworten, 
fondern deren Auflöfung muß, wenn eine gütliche Uebereinkunft 
nicht zu Stande kommen follte, lediglich von dem Richter erwar- 
tet werden. 

Wenn man in gegenwörtigem Vortrage dieſe, tief in Die 
Sache ſelbſt gehenden Fragen gleihwohl aufftellen zu ſollen 
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geglaubt hat, jo geſchah dies keineswegs in der Abſicht, dadurch 
irgend einer Meinung vorzugreifen, welche jedermann aus den 
Verhandlungen ſelbſt, und nicht aus gegebenen Geſichtspunkten 
zu fchöpfen willen wird; fondern weil man ſich der Hoffnung 
jchmeichelte, daß ſolches auf eine gütliche Beilegung einwirken 
und diejelbe erleichtern Tonnte. 

ad C. Man kann aljo auf Beantwortung derjenigen Fragen 
übergehen, welche auf die der Sache zu gebende Einleitung Bes 
zug haben, und zwar: 

ad C. I. Welche Einleitung ſoll jeßt von der Bundesver⸗ 
fammlung getroffen werben? 

Nach demjenigen, was oben 8.34 u. 35 (©. 534) zu den Fragen 
A. I. und II. entwidelt werden, würde Referent fein Bedenken 
finden, diefe Frage dahin zu beantworten, daß der Bundesver- 
fammlung dermal in Verfolgung der bundesgefeglich vorgeſchrie⸗ 
benen Weges nichts übrig bleibe, ald einen Vermittlungsausfchuß 
zu ernennen, welcher verfuchen follte, diefe Irrung auf gütliche 
Weiſe auszugleichen. 

Allein durch die, in der 21. Sitzung vorgefommeue, herzog⸗ 
lih-anhaltiiche Eingabe wird Die Lage der Sachen daburch ge- 
ändert, daß, anftatt des früheren Antrag?, nunmehr die Inter⸗ 
pretation der Tractaten über die Flußjchifffahrt begehrt wird. 

Es wird daher nicht umgangen werden koönnen, dieſen ver: 
änderten Antrag in Erwägung zu ziehen, und nunmehr die Be 
rathung auf Diefen Gegenftand zu lenken. 

ad C. 1. Man wird daher vor allem auf die zweite Frage 
übergeben müjlen: 

Sind die einjchlägigen bundesgeſetzlichen Beftimmungen als 
zweifelhaft anzujehen? 

Um dieſe Frage zu beantworten, jcheint es dem Referenten 
nothwendig, diefe Beftimmungen über die Flußſchifffahrt zuſammen 
zu ftellen. 

Wiener Congreßacte, Art. 108. 
Les Puissances, dont les &tats sont separdes ou traverses 
par une méême riviere navigable, s’engagent à regler d’un com- 
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mun Accord, tout ce qui a rapport & la navigation de cette ri- 
viere. Elles nommeront & cet effet des cemmissaires, qui se 
reuniront au plus tard six mois apres la fin duCongres, et qui 
prendront pour bases de leurs travaux les principes &tablis dans 
fes articles suivans. 

Ibid. Art. 109. 

La navigation dans tout le cours des revieres indiqudes 
dans l’article precedent, du point oü chacune d’elle devient na- 
vigable jusqu’ä son embouchure, sera entierement libre, et ne 
pourra, sous le rapport du conımerce, &tre interdite à personne; 
bien entendu que l’on se conformera aux regleınens relatifs à 
la police de cette navigation, lesquels seront concus d’une ma- 
niere uniforme pour tous, et aussi favorables que possible au 
commerce de toutes les nations. 

Ibid. Art. 111. 

Les droits sur la navigation seront fix&s d’une maniere uni- 
forme, invariable , et assez independente de la qualit& differente 
des marchandises, pour ne pas rendre necessaire un examen de- 
taill€E de la cargaison, autrement que pour cause de fraude et 
de contravention. La quotite de ces droits, qui en aucun cas, ne 
pourront exceder ceux existants actuellement, sera determinde 
d’apr&s les circonstances locales, qui ne permettent guere d’eta- 
blir une regle generale à cet egard.. On partira n’eanmoins, 
en dressant le tarif, du point de vue d’encourager le commerce 
en facilitant la navigation, et l’octroi etabli sur le Rhin pourra 
servir d’une norme approximative. 

Le tarif une fois regl&, il ne pourra plus être augmente 
que par un arrangement commun des états riverains, ni la na- 
vigation grevee d’autres droits quelconques, outres ceux fix&s 
dans le r&eglement. 

Ibid. Art. 115. 

Les douanes des &tats riverains n’auront rien de commun 
avec les droits de navigalion. On empechera, pour des dispo- 
positions r&glementaires, que l’exercice des fonctions des doua- 
niers, ne mette pas d’entraves A la navigation; mais on surveillera 
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par une police exacte sur la rive, toute tentative des habitans 
de faire la contrebande â l’aide des batellers. 


Ibid. Art. 116. 

Tout ce qui est indique dans les articles pr&cedens, sera 
d’etermine par un reglement commun, qui renfermera €egalement 
tout ce qui aurait besoin d’etre fix& ulterierement. Le reglement 
ane fois arr&t€, ne pourra &tre change que du consentement de 
tous les états riverains, et ils auront soin de pourvoir à son 
execution d’une maniere convenable et adaptee aux circonstan- 
ces et aux localites. 


Bundesacte, Art. 19. 

Die Bundesglieder behalten fi) vor, bei der erften Zuſam⸗ 
Jammenfunft der Bundesverfammlung in Frankfurt wegen bed 
Handeld und Verkehrs zwiſchen den verfchiedenen Bundesftaaten, 
jo wie wegen der Schifffahrt, nah Einleitung der auf dem 
Congreſſe zu Wien angenommenen Grundfäge, in Berathung zu 
treten. 


Bundestagsbeſchluß vom 3. Auguft 1820. 

Um der Flupjhifffahrt Die derfelben durch die Wiener Con⸗ 
greßacte 109 bis 116 incl. zugeficherte Freiheit wirklich zu ge- 
währen, machen jämmtliche dabei betheiligte Bundesglieder ſich 
verbindlich, die darüber in der Gongreßacte gegebenen und ver- 
möge des Artikels 19 der Bundesacte den Berathungen der Bun⸗ 
deöverfammmlung zum Grunde gelegten Vorschriften unverbrüdhlich 
zu befolgen, wie auch die deshalb ſchon beitehenden Unterhaud- 
Iungen aufs thätigfte zu betreiben, und in der kuͤrzeſt möglichiten 
Friſt zu bendigen, wo aber noch Feine Unterhandlungen eingeleitet 
find, ſolche unverzüglich eintreten zu laffen. 


Dieje bundesgefeglichen Beftimmungen, deren wahrer Sinn 
aus deren Veranlafjung und den dazu gehörigen Verhandlungen 
ohnehin beſtimmt hervorzugehen ſcheint, hält Referent nicht für 
zweifelhaft. Nach feiner Anficht bedarf es bier feiner Exrläute- 
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rung eines an ſich klaren Geſetzes, ſondern es kommt nur auf 
deſſen Anwendung an. 

Indeſſen würde er es für Anmaßung halten, auf dieſer An⸗ 
ſicht zu beſtehen, ſobald zwei hohe Bundesglieder die Sache als 
zweifelhaft anſehen, verſchiedene Deutungen annehmen, und ein 
Theil wirklich auf Interpretation den Antrag macht. 

Indem er daher ſeine Meinung gerne einer andern unter⸗ 
ordnet, iſt er nicht dagegen, daß auf die angetragene Interpreta⸗ 
tion eingegangen werde. 

ad C I. Die dritte Frage iſt: Wenn man die geſetzlichen 
Beflimmungen für zweifelhaft hält, wer hat die Sinterpretation 
zu ertbeilen ? 

Ohne in eine Discujfion über die Lehre der interpretation, 
iiber die Unterfcheidung zwiſchen der doctrinellen und authenti- 
ihen, und in die Frage einzugehen, ob es in dem vorliegenden 
Falle nit an derjenigen genügen würde, weldye das Gericht 
durch die Anwendung des Geſetzes auf die ftreitige Sache felbft 
giebt, hält man es für angemefjen, vor allem die Worte des 
Geſetzes zu hören, jo weit fie hierauf bezüglich genommen wer: 
den fönnen, 

Schlußacte, Art. IV. 

Der Geſammtheit der Bundesglieder fteht die Befugniß der 
Entwidelung und Ausbildung der Bundesacte zu, in jo fern die 
Srfüllung der darin aufgeftellten Zwede ſolche nothwendig madıt. 
Die deshalb zu faſſenden Beſchlüſſe Dürfen aber mit dem Geiſte 
der Bundesacte nicht im Widerfpruche ftehen, nody von dem. 
Grundcharakter des Bundes abweichen. 

Ebend. Art. VI. 

Die Bundesverfammlung, aus den Bevollmächtigten ſämmt⸗ 
licher Bundesglieder gebildet, ftellt den Bund in feiner Geſammt⸗ 
heit vor, und ift das beftändige verfaflungsmäßige Organ feines 
Willens und Handelns, 

Ebend. Art. XVIL 

Die Bundesverfammlung ift berufen, zur Aufrechthaltung des 

wahren Sinnes der Bundesacte, die darin enthaltenen Beftim- 
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mungen, wenn über deren Auslegung Zweifel entſtehen jollten, 
dem Bundeszwede gemäß zu erklären, und in allen vorkommen⸗ 
den Fällen den Vorſchriften Diefer Urkunde ihre richtige Anwen: 
dung zu fichern. 


Was hier von der Bundesacte gejagt ift, muß ingleichen 
und nad) höherem Maße von allen übrigen Bundesgefeßen gel: 
und fie einer gleichheitlichen Behandlung unterwerfen. Alfo auch 
die einſchläͤgigen Beflimmungen der Wiener Gongreßacte, welche 
in dieſer Hinficht, und durch Die ausdrüdliche Zugrundelegung in 
der Bundesacte (Art. 19) oder in einzelnen Bundesbeſchlüſſen 
(vom 3. Auguft 1820) diesfalls ihren europäijchen Charakter ver: 
lieren und die Natur von Bundesgeſetzen annehmen. 


Neferent glaubt daher die dritte Frage dahin beantworten 
zu können, daß die Bundesverfammlung die Interpretation zu 
ertbeilen habe. 

ad C. IV, Die vierte Frage, auf welchem Wege fie zu er: 
theilen ſei? ift in der Abſicht aufgeftelt, um zu entwideln, ob 
die Bundesverfammlung für fi im Allgemeinen ermächtigt fei, 
diefe interpretation ohne weiteres ſelbſt zu ertheilen, oder ob 
ihre Mitglieder darin von den Snftructionen ihrer Regierungen 
abhängen, 

Referent ift der Meinung, daß, wenn ſchon der Bundesver- 
‚jammlung die Macht eingeräumt ift, die Bundesgeſetze zu erflä 
ren, und wenn bdiejelbe fchon den Bund in feiner Geſammtheit 
vorftellt, und das beftändige verfaffungsmäßige Organ feines 
Willens und Handelns ift (Schlußacte, Art. VIL), ihr dieſe Er- 
mächtigung doch nicht Die Stellung einer unabhängigen, jelbft- 
fländigen Behörde giebt, fondern Die übrigen Beftimmuugen über 
ihre Sonftituirung darum nicht minder aufrecht ftehen bleiben. 

Es werben daher die folgenden Artikel VII. und IX. der 


Schlußacte nicht minder beobachtet werden muͤſſen, als der Ar⸗ 
tikel XVII. 
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Es heißt Schlußacte, Art. VII.: 

Die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage find von 
ihren Sommittenten unbedingt abhängig, und diefen allein, wegen 
getreuer Befolgung der ihnen ertheilten Anftructionen, jo wie 
wegen ihrer Geſchaͤftsführung überhaupt, verantwortlich. 

Und ebend. Art. IX.: 

Die Bundesverfammlung übt ihre Rechte und Obliegenhei- 
ten nur innerhalb der ihr vorgezeichneten Schranken aus. 

Ihre Wirkſamkeit iſt zunaͤchſt durch Die Vorſchriften der 
Bundesacte und durch die in Gemäßheit derſelben beſchloſſenen 
oder ferner zu beſchließenden Grundgeſetze, wo aber dieſe nicht 
zureichen, dnurch Die im Grundvertrage bezeichneten Bundeszwede 
beitimmt. 


Sin Diefer hochwichtigen Angelegenheit, wo e8 auf die Erfld- 
rung bundesgejeßliher Beftimmungen ankommt, welche nicht bloß 
zwilchen einem anjehnlichen Bundesgliede und einem der mäd)- 
tigften Bundesftaaten bereit der Gegenitand von Irrungen ges 
worden find, jondern die auch mehr oder minder faft alle Regies 
rungen interejfiren, wird man fi) Faum erlauben dürfen, aus 
eigener Machtvollkommenheit auszufprechen, ſondern man wird 
fi) gern darauf befchränfen, hierüber die Snftructionen der höch⸗ 
ften Gommittenten zu erholen. 

Die Interpretation wäre demnach wohl durch die Bundess 
verfammlung aber nur auf dem Wege vorgängiger Inſtructions⸗ 
Einholung zu ertheilen. 

ad C. V. Die fünfte Frage Tautet fo: 

Iſt Hierzu Einftimmigfeit nothwendig, oder kann die Mehr: 
beit entjcheiden, 

Man wird am menigften irren, wenn man auch der Beant- 
wortung diefer Frage vor allem die wörtlichen Beflimmungen bed 
Geſetzes vorausjchidt. 

Die Bundesacte, Art. 7 fagt: 

„Sowohl in der engern Verfammlung, ald in Pleno, wer: 
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ben die Beichlüfle nad) der Mehrheit der Stimmen gefaßt, je- 
doch in der Art, daß in der erftern Die abfolute, in legterer aber 
aut eine auf zwei Drittbeile der Abſtimmung beruhende Wehr: 
heit entjcheidet. — 

Wo ed aber nur auf Annahme oder Abänderung der Grund⸗ 
gefege, auf organische Bundeseinrichtungen, auf jura singulorum 
oder Religionsangelegenheiten ankommt, kann weder in der engern 
Verfammlung nod in Pleno ein Beſchluß durd Stimmenmehrheit 
gefaßt werben.“ 

Dazu fügt die Schlußacte, Art. X.: 

„Der Gefammtwille des Bundes wird durch verfaffungs- 
mäßige Beichlüffe der Bundesverfammlung ausgeſprochen; ver: 
faſſungsmäßig aber find diejenigen Beſchlüſſe, Die innerhalb der 
Grenzen der Gompetenz der Bundesverfammlung, nad) vorgän: 
giger Berathung, durch freie Abflimmung, entweder im engern 
Nathe oder im Plenum, gefaßt werden, je nachdem das Eine 
oder das Andere durch die grundgejeßlichen Beſtimmungen vor- 
geſchrieben ift.” 

Ebend. Art. XL 

„In der Negel faßt die Bundesverfammlung Die zu Beſor⸗ 
gung der gemeinfamen Angelegenheiten des Bundes erforberlis 
hen Befchlüffe im engern Rathe, nach abjoluter Stimmenmehr- 
heit. Diefe Form der Schlußfafjung findet in allen Fällen ftatt, 
wo bereits feftftehende allgemeine Grundjäge in Anwendung, oder 
beichlofjene Geſetze und Einrichtungen zur Ausführung zu bringen 
find, überhaupt aber bei allen Beratbungsgegenfländen, weldye 
Die Bundesacte oder fpätere Beichlüffe nicht beftimmt Davon aus» 
genommen haben.” 

| Ebend. Art. All. 

„Nur in den in der Bundesacte ausdrüdlich bezeichneten 
Fällen, und wo es auf eine Sriegserklärung oder Friedensſchluß⸗ 
beftätigung von Seiten des Bundes anfomnıt, wie auch, wenn 
über die Aufnahme eines neuen Mitgliedes in den Bund ent- 
ſchieden werben ſoll, bildet fich Die Verfammlung zu einem Ple⸗ 
num — — — — — 
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Gin gültiger Beſchluß im Plenum ſetzt eıne Mehrheit von 

zwei Driütheilen der Stimmen voraus.“ 
Ebend. Art. 13. 

„Weber folgende Gegenſtände: 

1. Annahme neuer Grundgeſetze oder der beftehenden; 

2. organiihe Einrichtungen, das heißt, bleibende Anftalten 
ald Mittel zur Erfüllung der ausgejprochenen Bundeszwecke; 

3. Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 

4. Religionsangelegeuheiten, 
findet fein Beſchluß durch Stimmenmehrbeit ftatt; jedoch kann 
eine definitive Abftinmung über Gegenflände diefer Art nur nad 
genauer Prüfung und Erörterung der den Widerſpruch einzelner 
Bundesglieder beſtimmenden Gründe, deren Darlegung in feinem 
Falle verweigert werbeu Darf, erfolgen. 


63 dürfte nicht überflüffig fein, auf die Verhandlungen der 
Wiener Conferenz über diefe Punkte zurüdzubliden, um in ber 
Geſchichte der Entftehung diejer Beſtimmungen deſto eher einen 
Leitftern zur Erkennung ihres eigentlichen Sinnes zu finden. 

In den in der 10. Situng vorgelegten Anträgen des zwei: 
ten Ausſchuſſes, wegen näherer Beflimmung der Fälle, wo zu 
verbindlichen Beichlüffen der Bundesverfammlung entweder Stim- 
menmehrheit hinreichend, oder aber Ginhelligfeit der Stimmen 
erforderlich wäre, war der fechite Sab fo entworfen: 

6. Sap. 

„Wenn Beſchlüſſe über die Bundesacte felbft gefaßt werben 
follen, welche auf die Auslegung, Abänderung oder nähere Be- 
flimmung dieſes erfien Grundgejebed des Bundes gerichtet find, 
fo ift, wie in Anfehung anderer Grundgefeße, Einhelligkeit ber 
Stimmen erforderlih. Nur in jo fern von der Anwendung oder 
Vollziehung ſolcher einzelnen Beflimmungen der Bundesacte Die 
Rede ift, welche ſich weder auf Grundgefeße, noch auf organifche 
Einrichtungen, oder gemeinnüßige Anordnungen beziehen, können 
Beſchluͤſſe durch Stimmenmehrheit in der engern Berfammlung 
ftatt finden. 
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Wo dergleichen Feſtſetzungen der Bundesacte irgend Jeman⸗ 
den beitimmte Gerechtſame zufichern, da können Diefe nur noch in 
jo weit Beichlüffen der Bundesverſammlung unterliegen, ald Be: 
ſchwerde darüber erhoben werden follte, daß Joldye Zuficherungen 
nicht wirflih in Srfüllung gegangen jeien. In Fällen dieſer Art 
hat ebenfalld die engere Verſammlung, nad der ihr geltenden 
Stimmenmehrheit einen Beichluß zu fallen.“ 

Der in der 14. Sigung von dem erſten Ausjchuffe wegen 
der Competenz der Bundesverjammlung in Antrag gebrachte 10. 
Artifel hatte jo gelautet: 

Art. 10. 

„So wie, in Folge der dem Bunde (Art. A) zuftehenden 
Befugniß, und nad) den Artileln 6, 7 und 10 der Bundesacte, 
die nothwendige Entwidelung und weitere Ausbildung des Bun⸗ 
beövertragd der Bundesverfammlung obliegt, jo ift ſie insbeſon⸗ 
dere aud) berufen, Beſchlüſſe, welche Die Bundesacte felbft be- 
treffen, zu faffen, um den urfprünglichen Sinn derjelben zu be- 
wahren oder herzuftellen, die wejentlichen und nothwendigen Fol⸗ 
gen der darin aufgeftellten Grundfäße zu entwideln und feſtzu⸗ 
feßen, Die in dem Bundesvertrage enthaltenen Beftimmungen, 
wenn ed nothwendig iſt, Dem Bundeszwecke gemäß zu erklären, 
‚und ihnen dadurch eine richtige Anwendung zu fichern.” 


Gegen die Stellung der einzelnen Glieder dieſes Satzes war 
Berjchiedened erinnert worden: man hatte bejonders gefunden, 
daß die Worte, welde fih auf das Erklären der Bundesacte 
beziehen, denen, welche von Entwidelung der Folgen handeln, 
vorangehen follten. 

Der Ausſchuß ſchlug nun in der 16. Sißung eine neue Ne 
Daction dieſes Artikels vor, welche ſich derjenigen näherte, die bei 
der definitiven Zufammenftellung in dem XVIL Art. der Schluß: 
acte aufgenommen wurde, 

ALS in der 22. Sitzung ber Vortrag Der Redactionscommifs 
fion über den Entwurf der Schlußacte erflattet wurde, war der 
XI, Artikel folgendermaßen gefaßt: 
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Art. XII. 

„Zur Beichlußnahme über folgende Begenftänbe: 

1. Annahme neuer Grundgeſetze, Abänderung oder authen: 
tiſche Erklärung der beftehenden; 

2. 20. %. 
wird Einhelligfeit der Stimmen erfordert.” 

Der Bortrag der Rebactionscommiffion, melcher fich zwar 
über dieſen XI. Artikel in anderer Hinficht weitläufig verbreitet, 
bietet jedody für die gegenwärtige Frage nichts dar, was als 
Hilfsmittel zur Entſcheidung dienen koͤnnte. 

Durch das Gonferenzprotocoll jelbft wird auch nur foviel 
zu erkennen gegeben, daß die Abänderungen des XII. Artikels 
aus dem Benehmen der Redactionscommiſſtion mit dem vierten 
Ausſchuſſe und aus den Erinnerungen des Herrn Minifterö von 
Marſchall hervorgegangen find (ſiehe Bd. II. S. 549 ff.). 

In jedem Falle war das Rejultat, daß bei der definitiven 
Faſſung des KIN. Artifeld der Schlußacte die authentiſche Er⸗ 
Härung der Bundesarte nicht mehr unter Diefenigen Gegenftände 
aufgezählt wurde, wozu die Einhelligfeit der Stimmen erfordert 
werde. 

Die weitläufige Discuffion, die über die im XII. Artikel in 
der 38. Sigung flatt fand, enthält in Bezug auf den Gegenftand 
der Erklärung der Bundesgejee nur Folgendes: 

„Sn Betreff des Zuſatzzes bei Rum. I. des AI. Artikels: 
authentiſche Erklaͤrung der Grundgefeße, gegen welche der Herr 
Baron von Marjchall feine Einwürfe ebenfalls gerichtet hatte, 
waren dieſelben Herren Bevollmächtigten der Meinung, daß deſſen 
Beibehaltung nicht notbwenbig, und vielleicht ſchon deshalb we⸗ 
niger ratbfam jet, weil folcher mit dem Text der Bundesacte 
nicht übereinftimme,” 

Der Herr Fürft von Metternich brachte demnach die Re 
daction in Vorſchlag, jo wiefie der Schlußacte einverleibt wurde, 

Da diefe Abänderung vorzüglich durch die Erinnerungen des 
Herrn Baron von Marſchall veranlaßt wurde, fo entwidelt fich 
der Grund derfelben und der Geift dieſer gejeßlichen Beftimmung 
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am deutlichiten und entjcheidendften aus ver Erklärung dieſes 
Herrn Minifters. 

&8 heißt darin, jo viel dieſen Gegenfland betrifft, wie 
folgt: 

„Es ift bekannt, daß die Anwendung gegebener Geſetze auf 
einzelne Fälle, find auch Die Geſetze auf das beflimmtefte und 
mit der größten, legislativen Weisheit abgefaßt, in den meiften 
Fällen ohne Erklärung der Gejebe nicht ftattfinden kann. 

„Sin Seder, der bei der Anwendung eines Geſetzes betheiligt 
ift, wird alfo, wenn fie Durch den Geſetzgeber feldft erfolgt, Leicht 
behaupten können, Die Anwendung des Gejebes auf ihn fei eine 
antbentifche, und wenn fie Durch Die Richter oder verwaltende 
Behörde gejchieht, eine doetrinelle Erklärung des Geſetzes. Dem 
Betheiligten werde ed daher in den wenigften Fällen ſchwer fal- 
Ien, die Anwendung eines beftehenden Geſetzes, wenn diefe An- 
wendung wirklich gegen fein Intereſſe ift, oder wenn er nur 
glaubt, fie ſei gegen fein Intereſſe, zu verhindern, wenn nichts 
“weiter, um das Gefeg in dem gegebenen Falle unwirkſam zu 
nahen, erfordert wird, als jeine motivirte Erklärung, daß bie 
Anwendung des Gefehed auf den gegebenen Fall eine Erflärung 
des Geſetzes ei. 

„Wird daher feftgejebt, Daß zu jeder authentiſchen Erklaͤ⸗ 
rung der beſtehenden Grundgeſetze des Bundes Stimmeneinhellig⸗ 
keit ſaͤmmtlicher Bundesglieder erfordert werde, fo koͤnnte hieraus 
für den Bund die Unmoͤglichkeit in den meiſten Faͤllen hervor⸗ 
gehen, die Vollziehung der Grundgeſetze des Bundes zu bewirken. 
Denn, jo wie ein Bundesglied dabei intereffirt ift, oder intereffirt 
zu fein glaubt, daß die Vollziehung unterbleibe, braucht in dieſem 
Falle von dem Bundesgliede die Behauptung aufgeftellt zu wer- 
den, daß die Anwendung der grundgejeglichen Beftimmungen auf 
den gegenwärtigen Fall durch den Bund einer authentiichen Er- 
klarung eines Grundgeſetzes re zu adten fi! — — — 

cp diefer merfwürbigen Erklärung, welche auf die Feſſung 
des XIII. Artikels der Schlußacte ſo weſentlich wirkte, ſind die 
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Gründe noch weiter ausgeführt, warum, wenn man nicht den 
ganzen Zweck verfeblen wollte, die authentiſche Erklärung der 
Bundesgejeke in der Bundesverfammlung durch Die Mehrheit Der 
Stimmen gejchehen müſſe. 

In der 24. Sitzung wurde hiernach beſchloſſen, daß die 
Worte: oder authentiſche Erklärung, weggelaſſen werden ſollen. 

Aus den bisher vorgelegten geſetzlichen Beſtimmungen und 
dem Gange der Verhandlungen gehen nad) der Meinung des Re 
ferenten folgende Refultate hervor: 

1. In der Regel werben vou der Bundesverfammlung die 
Beichlüffe nad) der Mehrheit der Stimmen gefaßt. (Bundesacte, 
Art. VIE) 

2. Im engern Rathe. (Schlußacte, Art. XI XII) 

3. Unter den ausgenommenen Gegenftänden ift die Erflä- 
rung der Bundesgejeße nicht begriffen. (Bundesacte Artifel VII, 
Schlußacte Art. XIII.) 

4. Bei den Wiener Gonferenzen wollte man anfangs Die 
authentiſche Erklärung der Bundesgeſetze von der Einhelligkeit 
ver Stimmen abhängig machen. 

22. Sigung. 

5. Als aber die Zwedwidrigfeit dieſer Beftimmumg gezeigt 
wurde, ging man wieder Davon ab. 

22. und 24. Sitzung. | 

Wenn man dagegen die allgemeine Ginwendung machen 
wollte, daß ein Geſetz nicht anders authentiſch interpretirt werden 
fönne, als auf dem Wege, wie e8 gegeben worben, alfo durch 
Ginhelligkeit fänmmtliher Stimmen, fo zeigen Dagegen eben Dieje 
Wiener Sonferenzverhandlungen, daß diejer allgemeine Sab auf 
die authentifche interpretation der Bundesgeſetze Teine Anwen 
Dung finde, 

Man hat fi überzeugt, Daß auf diefem Wege faft niemals 
eine authentische Erklärung würde flatt haben koͤnnen, und daher 
hat man, um den Zweck zu vereiteln, und den Bund durch finn- 
gemäße Feſthaltung bei feinen Grundgeſetzen defto mehr zu con- 
folidiren, nach wiederholten Discuffionen den Ausweg ergriffen, 
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die authentiſche Erklaͤrung der Bundesgejepe ber Mehrheit ber 
Stimmen zu überlaſſen. 

Referent glaubt daher, ſich unbedenklich für Die 
Meinung erflären zu dürfen: 

Daß die authbentifche Interpretation der Bun— 
Desgejeße von der Bundesverfammlung im en= 
gern Rathe nah der Mehrheit zu geſchehen 
habe. 

ad C. VI. Die fechfte Frage ift endlich, worauf dermal der 
Antrag zu richten fei? 

Nachdem die aufgeftellten Fragen, jo viel Die der Sache zu 
gebende Einleitung betrifft, beantwortet find, jo wird fi} hieraus 
von felbft ver dadurch begründete Antrag entwideln, daß 

a. die Bundesverfammlung auf Die begehrte Snterpretation des 
Bundestagsbeſchluſſes vom 3. Auguft 1820 über die Fluß- 
Schifffahrt, jo viel die in gegenwärtigem Falle erhobenen 
ftreitigen Fragen betrifft, eingebe, und 

b. zu ſolchem Ende ſich die Auftructionen der höchften und ho⸗ 
hen Regierungen erbitte, wozu 

c. ein Zeitraum von drei Monaten vorgejhlagen werden 
könnte. 

d. Da überhaupt nichts erwünſchlicher und der Natur dieſer 
nachbarlichen Irrung, jo wie Dem eigenen Beſten der bethei⸗ 
ligten Staaten, angemeſſener fein möchte, als daß die Sache 
durch gemeinfchaftliches Ginverftändniß in Güte beigelegt 
werde, jo dürfte Die Bundesverfammlung vielleicht ſich be 
wogen finden, dieſen Wunjch auf das Angelegenfte zu er- 
fennen zu geben. Die königlich-preußiſche Regierung bat 
ihre Bereitwilligfeit dazu auf eine jo unverfennbare Weiſe 
an den Tag gelegt, daß man nicht zweifeln darf, dieſelbe 
werde ferner willig dazu die Hand bieten. Auf einer je 
höheren Stufe der Macht diefer erhabene Bundesſtaat fteht, 
deſto mehr wird er fich berufen finden, ein Inſtitut, durch 
jeine vorzüglihe Mitwirkung begründet, vollends zu befeflis 
gen, das Butrauen minder mächtiger Nachbarftaaten zu 
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erhalten, und bie innere Kraft des Bundes Durch beruhigende 

Entfernung nadhbarlicher Zwifte zu verflärfen. 

e. Zugleich dürfte der herzoglichsanhalt-föthenfchen Regierung 
der dringende Rath zu ertheilen fein, daß ſich diefelbe ben 
Anträgen zur gütlichen Uebereinkunft mit vertrauenspollen 
Entgegentommen nähern, und aud) Ihrer Seits ein fo er: 
wünſchtes Ginverftändniß erleichtern möchte. Wobei man 
unbemertt nicht laſſen könne, Daß man in dem Tone der 
Ihrer Seits abgegebenen Grflärungen dieſe heilbringende 
Stimmung vermilje, und darin Vorausfeßungen und Be: 
ſchuldigungen gefunden habe, von denen, nad) glücklich her- 
geftellten Bundesverhaͤltniſſen, ferner in Deutſchland Feine 
Rede mehr fein follte. 

Der Schlußantrag lautete nun: 

Diejed Gutachten war abgefaßt, bevor noch in der 24. Sikung 
die jüngften Erklärungen abgegeben waren. 

, Durdy Diefe hat fich, wie Referent glaubt, die Lage der Sa- 

hen wieder wejentlich geändert. 

Königlichpreußifcher Seitd wurde nichts mehr Dagegen ein: 
gewendet, Daß der Fall nach der gegenwärtig beftehenden Gejep- 
gebung entjchieden werden müfje; man befitand für die Sache 
nicht auf der Diftinction zwiſchen fireitigen Nechten und collidi⸗ 
renden Intereſſen. Es wurde nur darauf aufmerffam gemacht, 
daß, wenn auch die privatrechtlichen Normen zum runde gelegt 
werden müßten, Doch der Richter eine gänzlich unftatthafte Klage, 
nicht erſt nach vorherigen Prozeßgange und mittelft Erkenntniſſes, 
ſondern auch gleich vom Anfange an, wie fie übergeben worden, 
durch ein Decret zurückweiſen könne. 

Eine Bemerkung, welche niemand widerſprechen wird, deren 
Anwendung aber nicht der Bundesverſammlung, welche keine 
richterlichen Functionen übt, ſondern dem aufgeſtellten Austraͤgal⸗ 
gerichte zukommen würde. 

Herzoglich-anhaltiſcher Seits wurde in der neueſten Aeuße⸗ 
rung von der vorhin begehrten Interpretation ganz Umgang ge 
nommen und Iedigfich wieder, in Gemäßheit der früheren Anträge, 
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auf Verfolgung des gejeklich vorgezeichneten Weges, in Folge des 
11. Artikeld ver Bundesacte, beftauden. 

Dadurch haben ſich Die Anfichten der beiden Höfe, was die 
Einleitungen zu den weiteren Verhandlungen betrifft, wefentlich 
genähert, und die Anftände find verfchwunden, welche vorbin 
nach des Neferenten Anficht den ſonſt eintretenden gejeßlichen 
Berfahren im Wege zu ftehen jchienen. 

Es jeheint daher Fein Bedenken mehr obzuwalten, daß, in 
Bezug auf dasjenige, wa8 oben $.35 näher entwidelt und $. 37 
wiederholt worden, nunmehr das Vermittlungsverfahren einzutre- 
ten habe. 

Hierzu glaubt Referent einen Ausſchuß von drei Mitgliedern 
vorschlagen zu jollen, weldyer den Auftrag befäme, nad) allen 
Kräften fi) zu bemühen, daß eine gütliche Ausgleihung zu 
Stande komme. 

Wenn man einen Termin für die Dauer des Vermittlungs- 
verfuchs anberaumen wollte, jo dürfte doch derjelbe nicht zu Kurz 
fein, damit den Verhandlungen darüber ein hinlänglicher Raum 
gegönnt werbe. 


Nachdem Frhr. von Aretin Died Gutachten gegeben, äußerte 
fih nun auch der kurheſſiſche Gefandte von Xepel als Gorreferent 
dahin: 

Der ganze Verlauf der Sache und der wejentlihe Anhalt 
der beiberjeitigen Erklärungen ift jo vollfländig zufammengeftellt, 
daß ich nichts hinzuzufügen vermöchte; eben fo ift in den SS. 
34 u. 35 (S. 237 ff.) die Competenz diefer hohen Verfammlung fo 
bündig dargethban, und der Schlußantrag jo gut motivirt, daß 
ed mix feines Zufaßes zu bebürfen fcheint. Nicht eben fo einver⸗ 
ftanden bin ich mit der in den $$.37—41 (S.237—256) enthalte 
nen Ausführung über die Interpretation der Bundesgefege und 
Beichlüffe im Allgemeinen und über die Anwendbarkeit derjelben 
auf den vorliegenden Kal. Da indefjen der Referent von dem 
auf dieſe Ausführung gegründeten Antrage abzugeben durch die 


259 


neuefte anhaltifche Erklärung fi) veranlaßt geſehen bat, fo be 
darf es einer Entwidelung der Gründe meines Difjenjes nicht. 

Dagegen jei e8 mir erlaubt, einer Einwendung zu begegnen, 
weldye gegen den Schlußantrag gemacht werben koͤnnte, nämlidy: 
daß nur diejenigen Streitigkeiten unter Bundesgliedern, welche 
ſich auf einen aus bejondern Titeln berrührenden Rechtsanſpruch 
gründeten, ihre Erledigung durch Vermittlung und Austrägal- 
Entſcheidung zu finden hätten; daß Dagegen Streitigkeiten, welche 
aus der Nichterfüllung von Bundesbejchlüffen erwüchjen, von der 
Bundesverfammlung auf politiihem oder abminiftrativem Wege 
zu erledigen feien. 

Der Herzog von Anhalt⸗-Köthen ſelbſt ſcheint dieſe letztere 
Art der Erledigung im Auge gehabt zu haben, indem er beim 
erſten Anbringen ſeiner Beſchwerde äußerte: der unmittelbaren 
Erledigung derjelben von Seiten Diefer hohen Verfammlung ftehe 
fein rechtliche& oder factijches Hinderniß irgend einer Art ober 
Form im Wege u. |. w.*), und ſich an einer andern Stelle auf 
Artifel XXXL der Wiener Schlußacte beruft. 

Der Schluß, worauf gedachte Einwendung gebaut wird, ift 
folgender: 

Jedes Bundesglied ift wegen pünftlicyer Erfüllung der Bun: 
desbefchüffe der Geſammtheit des Bundes verpflichtet, und Die 
Bundesverfammlung, ald Organ der Gejammtheit, jowohl der 
Natur der Sache nad), ald vermöge der ausdrücklichen Beftim- 
mungen der Grundgefeße, indbefondere Art. XXXI der Schluß: 
acte, berechtigt, für die Erfüllung der Bundesbeſchlüſſe zu for: 
gen; und wenn ein einzelner Bundesftaat bei der Vollziehung 
eines, allgemeine Vorſchriften enthaltenden Bundesbejchlufjes ein 
befonderes Intereſſe hat, und fi) dadurch veranlaßt findet, über 
deſſen Nichtvollziehung von Seiten eine andern einzelnen Bun: 
besitaates bei der Bundesverſammlung Beſchwerde zu führen, fo 
nimmt dieſe Beſchwerde nicht den Charakter eines zwilchen zwei 


*) Siehe Protocoll der 3. Sitzung pag. 49. 
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Bundesgliedern privative flattfindenden Rechtöftreites an, der zu 
vermitteln oder durch ein Austrägalgericht zu entjcheiden ift, ſon⸗ 
dern die Bundesverfanunlung it berechtigt und verpflichtet, fie 
unmittelbar zu erledigen, weil die Vollziehung der Bundesbe- 
Schlüffe im Intereſſe der Gejammtheit liegt. 

Nun findet ih) Anhalt dadurch gravirt, daß Preußrn den 
Bundesbeſchluß vom 3. Auguft 1820, wodurch alle Bundesftaaten 
fi verbindlich gemadyt haben, die Artifel 100 bis 116 der Wiener 
Congreßacte unverbruͤchlich zu befolgen, nicht befolgt; mithin hat 
es nicht nöthig, ſich darüber in einen Nechtöftreit mit Preußen 
einzulaffen, jondern bat nur der Bundesverſammlung, als der 
competenten Behörde, die Nichtvollziehung anzuzeigen, und dieſer 
Tiegt die Verpflihtung ob, Preußen unmittelbar zu Vollziehung 
de oben erwähnten Beſchluſſes vom 3. Auguft 1820 anzu: 
halten. 

Sch will es verſuchen, dieſem Einwurfe zu begegnen. 

Die Befugniß und Verpflichtung der Bundesverjanmlung, 
tiber pünktliche Erfüllung der Bundesgeſetze und Beichlüffe zu 
wachen, liegt im Allgemeinen unfehlbar in ihrem Berufe, 

Aud) vor der Miener Schlußacte, in deren XXXI. Artikel 
diefer Beruf ausdrücklich ausgejprochen if, war er begründet. 
Ich gebe auch die Folgerung zu, daß fie deßwegen ex officio 
einfchreiten Fönne, wo fie die Nichterfüllung eines Bundesbe⸗ 
jchlufles in Erfahrung bringt, auch ohne daß eine beſondere Be⸗ 
ſchwerde darüber angebradht wird. Dieſe Einfchreitung kann in 
Begehren von Aufflärung, in Monitorien, Debortationen und, 
im Außerften Sale, in executorifchen Maßregeln befteben. Im⸗ 
merbin aber jcheint über das Factum der Nichterfüllung Tein 
Zweifel obwalten zu Dürfen. 


Wie aber, wenn ein Bundesftaat behauptet, Diefe oder jene 
Verfügung oder Unterlaffung eines Bundesftaates fei den Ge 
jegen und Beſchlüſſen zuwider, und der Angejchuldigte behauptet, 
feine Verfügung oder Unterlaffung ſtehe mıt angeführten Gefegen 
und Beſchlüſſen in gar feinem Zujammenhange? Wer bat hier 


261 


zu entjcheiden? Die Bundesverfammlung auf abminiftrativem 
Wege? oder ein Gericht? 

Die Stellung der Bundesverfammlung, in welcher jeber 
einzelne Gejandte von den nach Convenienz ertheilten Inſtructio⸗ 
nen feines Hofes abhängt, macht fie unfähig, eine rechtliche Ent» 
Iheidung im wahren Sinne des Wortes zu ertbeilen. Auf der 
andern Seite aber ift es enident, daß nicht jede Differenz in 
DBundesangelegenheiten durch eine Austrägal-Entjeheidung ihre 
Final-Erledigung finden fann, denn fonft würden die Gerichte 
regieren, und ähnliche Fälle bei verjchiedenen Gerichten auf ver» 
jchiedene Weiſe entichieden werden. Es muß aljo irgend eine 
Grenzlinie exiftiren, wo die Befugniß der Bundesverfanmulung, 
Differenzen der Bundesglieder auf abminiftrativem Wege zu erles 
digen, aufhört, und bei nidht zu entrichtender gütlicher Ausglei⸗ 
hung ein rechtliche Verfahren einzutreten hat. 

Mir jcheint dieſe Srenzlinie in dem Objecte zu liegen, wors 
über die Differenz beftchet. 

“Der deutfche Bund ift ein immerwährender Bund fouveräs 
ner und von einander unabhängiger Staaten, zu einem beſtimm⸗ 
ten, im Artikel 2 der Bundesacte ausgeiprochenen Zwecke. In 
allen Dingen, weldye auf Erreichung dieſes Zweckes abzielen, hat 
daher jeder einzelne Bundesſtaat gewiſſermaßen auf feine Sous 
veränität und Machtvollkommenheit verzichtet, und feine ſpeciel⸗ 
len Anfihten und Sntereffen den Intereſſen der Geſammt⸗ 
beit untergeordnet. Dieſes Intereſſe der Geſammtheit fpricht 
fi) in der Bundesverfammlung aus, weldyer nady Artikel 4 der 
Bundesacte und Artikel VII u. IX. der Schlußacte, der erhabene 
Beruf geworben tft, den oberften Zweck des Bundes zu verfolgen, 
und in allen zu deſſen Erreichung abzielenden Dingen die geeigs 
neten Beichlüffe nach gewiſſen vorgejchriebenen Formen zu fafjen. 
Der Artikel III der Schlußacte bejchränft Die Competenz aus⸗ 
drüdlidy dahin. Es ift ihr weiter, im Artikel XVIL der Schluß⸗ 
acte, die Befugniß gegeben, die etwa erregten Zweifel über ben 
Sinn der Bundesacte dem Bundeszwede gemäß zu löfen, und 
der Artifel XIV. der Schlußacte jchreibt vor, wie ed bei organi- 
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ſchen Bundes-Einridhtungen und deren Ausführung gehalten wer: 
den ſolle. 

Hiernach ſcheint mir alſo ein wejentlicdyer Unterjchied zwiſ⸗ 
ichen Geſetzen und Beſchlüſſen, welche die Erreichung des Buns 
deszweckes, organiſche Bundes- Einrichtungen u. |. w. betreffen, 
und ſolchen Beichlüffen, oder beijer gejagt, Vereinbarungen, ob⸗ 
zumalten, welche mit dem Bundeszwede nichts gemein, und unbe⸗ 
ſchadet des Bundes ſtatt Haben oder unterbleiben konnten. 

Der ganze Organismus würde gelähmt und gehemmt wer- 
den, wenn die Bundesverſammlung die Anftände, weldye ſich bei 
der Ausführung irgend eines Beſchluſſes, der die Erreichung des 
Bundeszwedes bezielt, ergeben, einer gerichtlichen Gognition uns 
tevwerfen wollte, vielmehr dürften alle dergleichen Auftände auf 
abminiftrativen Wege zu erledigen fein, jobald nämlich die Ge⸗ 
ſammtheit unmittelbar dabei intereflirt if. Geſetzt z. B. ein 
Bundesftaat machte in Bezug auf die Gontingentftellnng Die be- 
jchwerende Anzeige, daß ein anderer, mit ihm zu einer Brigade 
gehöriger Bundesflaat, aus einer einfeitigen Deutung irgend 
einer Stelle des Bejchluffes vom 12. April d. J., Die Aufftellung 
der Brigade hindern, jo wird Die Bundesverſammlung feinen An⸗ 
ftand finden Zönnen, die mißdeutete Stelle zu erläutern, und, 
nach Maaßgabe diefer Erläuterung, den angefchuldigten Staat 
zur Erfüllung der Bundespflicht anzubalten, keineswegs aber ein 
Vermittlungsverfahren einleiten und eventuell eine Wusträgal- 
Entfcheidung zulaſſen; denn bei der ordentlichen Aufftellung des 
Bundesheered und feiner einzelner Theile tft die Geſammtheit 
unmittelbar intereffirt. 

Ganz anderd aber ift das PVerhältniß bei den Beſchlüſſen, 
oder vielmehr bei den Vereinbarungen der deutfchen Bundes: 
ſtaaten, welche nicht die Erreichung des Bundeszwedes bezielen. 
Hier ſcheinen mir die einzelnen Staaten wie Privaten betrachten 
zu fein, die über gewille gegenjeitige Leiftungen einen Vertrag 
geichlofien haben. Entftehen über den Sinn des Vertrags oder 
defjen Anwendbarkeit in gewillen Fällen Irrungen unter Den 
Pariscenten, fo braucht die Minderzahl, oder auch nur ein Ein⸗ 
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ziger, die Eutſcheidung der Mehrheit nicht als verbindlich anzu⸗ 
erkennen, fondern es kann auf rechtliche Enticheidung provocirt 
werden. Bei allen folchen Bereinbarungen ſcheint mir der Beruf 
der Bumdesverfammlung ſich alfo darauf beichränfen zu müflen, 
daß fie über die Erfüllung folder Vereinbarungen im Allgemei- 
nen wacht; allein Die Anwendung berjelben auf fpecielle Fälle 
und die Auslegung ded Sinne, wenn unter den verjchiedeuen 
Staaten darüber Zweifel entfleben follten, dem Richter über: 
laßt: denn der Bund und fein Zweck iſt Dabei nicht gefährdet. 

Wenn 3. B. eine Beſchwerde an fie gelangte, daß in einem 
deutichen Staate, gegen den Beſchluß vom 23. Juni 1817, Nach⸗ 
feuer und Abzugsgeld gefordert wurde, jo wird es zwar in 
ihrem Berufe liegen, eine Aufklärung von dem angejchulbigten 
Staate zu begehrten. Würde aber dieſe dahin ertbeilt, daß es 
nicht Rachfteuer, ſondern eine ganz andere Bermögendabgabe jei, 
welche im angebrachten Falle gefordert worden jei, wird bie 
Bundesverfammlung rechtlich entjcheiden wollen: ob die angege- 
bene Vermögendabgabe mit dem Beſchluſſe vom 23. Juni 1817 
vereinbarlich fei; gewiß nicht. Iſt es ein Privatmann, der ſich 
bejchwert, jo wird jie, nach erlangter Ueberzeugung, daß in dem 
angefchuldigten Staate jener Beſchluß als Geſetz publicirt wor- 
den fei, den NReclamanten an die Landesgerichte verweilen; ift es 
ein Bundesſtaat, der fi über die Verlegung jened Beſchluſſes 
beflagt, jo wird fie ein Vermittlungs⸗ und eventuell ein Austräs 
galverfahren einleiten. 

Diefer meiner Diftinction Jcheint mir auch zur Seite zu - 
ftehen, wa3 in den Wiener Minifterial-Sonferenzen, bejonders in 
der 23, und 24. Sigung bei Gelegenheit der NRebaction des 
XI. und XVII. Artifeld der Schlußacte, vorfam. Nach dem in 
der Allgemeinheit gewiß richtigen Grundjage, daß ein Vertrag 
authentiſch nur durch Einſtimmigkeit aller Paciscenten interpre- 
tirt werden kann, war in dem XII. Artifel unter diejenigen Fälle, 
wobei Stimmeneinhelligleit in der Bundesverfammlung erforder. 
lich fei, auch die authentifche Erklaͤrung der Grundgeſetze aufge 
nommen. Auf die von dem naffauifchen Herrn Bevollmächtigten über 
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die nothwendigen Folgen diefer Beitimmung zu Protocol gege- 
bene &rflärung, ging man aber von dieſer ausdrücklichen Beftim: 
mung mieder ab, weil man ſich ohne Zweifel überzeugte, Daß, bei 
den ſchwaukenden Begriffen von Grundgeſetzen und organijchen Ein⸗ 
richtungen, der Bund ſich auflöjen müßte, wenn jeder Bundesftaat 
den Grundgefeßen eine beliebige Deutung geben, und eine authen- 
tiſche Erklärung ohne jeine Zuftimmung nicht ftatt finden könnte. 
Dei Vereinbarungen der Bundesſtaaten tiber Leiſtungen, Die mit 
dem Zwecke des Bundes nicht zufammenhängen, bleibt e8 aber 
bei den allgemeinen Grundfäßen über Verträge, feien fie nun 
zwiſchen Staaten oder zwilchen Privatperfonen gejchloflen. Die 
Bundesftaaten bleiben in der Cathegorie jelbfiitändiger und von 
einander unabhängiger Staaten. Weil fie aber zugleich Bundes- 
ftaaten find, jo haben fie ganz allgemein darauf verzichtet, ihre 
Irrungen mit gewaffneter Hand auszumachen, fondern fidy der 
Erledigung durch Vermittlung oder Austrägal-Entjcheidung un- 
terworfen. 

Irre ich hierin nicht, jo ift die Anwendung meiner Theorie 
auf den vorliegenden Fall ohnſchwer. 

Die Vereinbarung vom 3. Auguft 1820 tft eine von den- 
fenigen, weldye mit dem Zwecke des Bundes nichts gemein ha- 
ben, wie denn die dadurch zum Bundesbeſchluß erhobenen Artikel 
der Congreßacte urjprünglich zwilchen den europäifchen Mächten 
verabredet wurden. Ohne erwähnten Beichluß würbe der Bun⸗ 
beöverfammlung feine andere Competenz zuftehen, ald welche ihr 
der Artikel 11 der Bundesacte bei Streitigkeiten unter Bundes: 
gliedern überhaupt giebt. Jetzt verhält ſich die Sache anders, 
Die Bundesverfammlung ift von der Erfüllung jenes Beſchluſſes 
Notiz zu nehmen befugt und verpflichtet. Sie wird einfchreiten 
fönnen, wenn irgend ein Bundesftant die Schifffahrt beſchraͤnken, 
die beitehenden Zölle erhöhen wollte. Dieſes hat Preußen nicht 
gethan. Es erhebt aus einem ganz anderen Grunde die in feis 
nem Staate angeordnete Verbrauchfteuer, auch von Gütern, die 
ins Anhaltiſche beftimmt find. Ob es im Allgemeinen dazu be- 
rechtigt jei? Ob dieſes nicht eigentlicdy ein verſteckter Tranfito- 
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zoll ſei? und ob nit Anhalt fordern könne, daß in Folge des 
Beſchluſſes vom 3. Auguft vorigen Jahres wenigftend von denen 
auf der Elbe zugeführten Waaren diefer Zoll nicht erhoben 
werde? Das Alles find reine Rechtöfragen, Die nur ein orbent- 
licher Nichter wird entjcheiden koönnen, wenn kein Vergleich vers 
mittelt werden kann, der in jeder Hinficht Außerft wünfjchene- 
werth ift. 

Daß die Zurüdgabe des angebaltenen Friedheimiſchen Schif⸗ 
fe8 von der Entjcheidung der Hauptfache abhänge, bedarf wohl 
feiner weitläuftigen Ausführung. Durch deſſen Beichlagnehmung 
hat Preußen nichts weniger als einen rechtlichen Befikftand ges 
ftört, fondern nur fein Zol- und Verbrauchſteuer⸗Syſtem manu⸗ 
tenirt. Erſt wenn rechtlich entichieden fein wird, daB es nicht 
berechtigt fei, auf der Elbe die Verbrauchfleuer von denen ins 
Anhaltiſche beſtimmten Waaren zu erheben, wird die Zurüdgabe 
von Schiff und Ladung mit Recht gefordert werden können. &8 
würde daher eine petitio principii fein, wenn dieſe hohe Verſamm⸗ 
ung, dem debfallfigen Begehren Seiner Durchlaucht des Herrn 
Herzogs gemäß, ein Anfinnen an die preußifche Regierung ftellen 
wollte. 


Ueber diefe Vorträge gab zuvoͤrderſt noch Preußen in ver: 
traulider Sitzung am 5. Juli 1821 feine Erklärung dahin: 

Die dieſſeitige Geſandtſchaft würde in dem erfolgten Vor⸗ 
trage über die amhalt-föthenfche Beſchwerdeſache, jo weit derſelbe 
in der Ausführung des Töniglich-baterischen Herrn Gefandten 
85. 1-42, und in der angefchloffenen Aeußerung des kurheſſi⸗ 
chen Herrn Befandten enthalten ift, einen in allgemeiner Hinficht 
jedenfalls fchäßbaren Beitrag zur Erörterung bunbesrechtlicher 
Berhältnifie gerne gefunden haben; und aus dem, durch jene 
Ausführung herbeigeführten, erften Antrage des Föniglich-baieris 
chen Herrn Geſandten hätte ſelbſt ein Geſichtspunkt fich vielleicht 
entwiceln können, nach welchem die Diejleitige Geſandtſchaft fich 
diefer Wendung des Gegenftandes, ald mit dem Zufammenhange 
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ber von ihr abgelegten Erklärungen flimmend, anzufchließen 
vermodt hätte. Anſtatt aber hiernach in annähernde Bemer⸗ 
kungen dieſer Art eingehen zu koͤnnen, ſieht die Geſandtſchaft ſich 
durch den im $. 43 hinzugefügten Schlußantrag genöthigt, ſich 
aller Aeußeruug über das damit ausgeſprochene Reſultat des ge— 
ſammten Vortrags an und für ſich einſtweilen gänzlich zu ent⸗ 
halten, und lediglich, aber deſto beſtimmter, zu erklaͤren, daß fie 
die in jenem Schlußantrage vorausgeſetzte dieſſeitige Annaͤherung, 
als, wie es hier angenommen erſcheint, ein Vermittlungsverfahren 
mit eventueller Einlaſſung in ein nachfolgendes Rechtsverfahren 
zugebend, nicht ſtattgefunden hat. 

Der königlich-preußiſche Hof hatte in feiner erſten, bier ab⸗ 
gegebenen, officiellen Erklärung den anhalt⸗köthenſchen Beſchwerde⸗ 
fall als einen ſolchen behauptet, der zu biefiger Verhandlung 
nicht geeignet jei. Da die bei diefer Behauptung zum Grunde 
liegende Hindeutung auf ein, bei Einleitung des Vergleichsver⸗ 
fahrens zugleich als eventuell eingeräumt, vorausgejeßtes Rechts: 
verfahren nicht jo ausführlich bezeichnet war, ald es im Korts 
gange der Verhandlung hier nothwendig ward; jo ließ die Ge 
fandtfchaft ihre Darlegung des Sinnes jener Behauptung jo be- 
flimmt und ausführlic folgen, Daß weder über den wahren In⸗ 
halt derjelben, noch über deren unveränderte feſte Aufftellung, 
ein Zweifel ftatt finden konnte. Inzwiſchen war herzoglicher 
Seitd von der gerichtlichen Verfolgung eined Zolldefraudanten 
ein Vorwand zu gehäufter Anklage der biefjeitigen Regierung 
über angebliche Souveränitätsverleßungen genommen; und über 
ben bierunter gemeinten Vorgang konnte nur eine, von den bes 
treffenden hohen Miniſterien erbetene Mittheilung Aufſchluß ge- 
ben, Als nun derſelbe in der 24. Sigung ertheilt ward, ges 
dachte der allerhöchfte Hof im Gingange der aufgetragenen 
Aeußerung, der Erklärung der Geſandtſchaft vom 4. Juni vor: 
übergebend, ohne auf irgend eine Weile eine veränderte Anficht 
über deren Inhalt zu erkennen zu geben. Da jeboch der Herr 
Geſandte der 15. Stimme die in derſelben Sikung, in welder 
die neue Anflage erfolgt war, von der preußiſchen Geſandtſchaft 
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abgelegte Erklärung wegen der Unterjcheidung von Rechten und 
Intereſſen und einem darauf zu modificirenden Vergleichsverfah⸗ 
ren mit einigen Bemerkungen beantwortet hatte, jo warb am 
Schluſſe der Diefeitigen Erledigung der neuen Anklage, in Bezug 
auf jene Unterſcheidung, noch Eürzlicy Hinzugefügt: 

„wenn man dergleichen ftreitende Intereſſen der Staaten bei 

öffentlichen Verhältniffen in Formen des Procefies, wie bei 

Streitigkeiten des Privatrechts, Hineinzwängen wolle, was 

aber durchaus unzuläffig ſei, doch auch ſelbſt dann der 

Grundſatz des gemeinen Proceſſes nicht überſehen werden 

dürfe, daß der Richter eine gänzlich unſtatthafte Klage, nicht 

erſt nach vorherigem Proceßgange und mittelft Erfenntnifies, 

jondern gleich) vom Anfange an, wie fie übergeben worden 

it, Durch ein Decret zurüdiweife.* 
Die Geſandtſchaft muß bedauern, daß bei der von dieſer Aeuße⸗ 
rung gemadhten Anwendung überjehen worden, daß der allers 
höchfte Hof die Einführung eines Rechtsverfahrens in dergleichen 
Angelegenheiten 

eine durchaus unzuläffige Hineinzwängung 

nennt, welche Bezeichnung mit der in dem Vortrage gezogenen 
Folgerung einer annähernden Singehung in ein eben dahin mög: 
licherweiſe führendes, demnach durch Die Sinräumung zugleich 
eventuell eingeräumtes Rechtöverfahren im Widerfpruche fteht. 

In derfelben Sitzung, in welcher die Erklärung abgelegt 
ward, erfolgte herzoglicher Seit ein Verſuch, mehrbemerfte Uns 
terſcheidung als völlig unftatthaft, und zu Feiner Einwirkung auf 
den vorliegenden Bejchwerbefall geeignet, darzuftellen; worauf bie 
diefleitige Weußerung vorbehalten, jedoch von den Herren Refe 
renten bie fernere Abwartung von Erflärungen der ftreitenden 
Theile für unnöthig erklärt ward. 

Penn die preußifche Geſandtſchaft hierbei nicht widerſprach, 
auch jebt der Meinung iſt, Daß der wejentliche Austauſch von 
beiderfeitigen Erflärungen als erledigt betrachtet werben Tonnte, 
und der Inhalt alle Grklärten nun zu eigener Prüfung der 
Herren Referenten fland; jo will fie den Inhalt ihrer, ſeitdem 
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zu Protocol gegebenen, wiederholten Rechtfertigung der gemadh- 
ten Unterjcheidung, verbunden mit dem beftimmteften Ausdruck 
unabänderlichen biefleitigen Beharrens bei derjelben, auch nur 
dahin geltend machen, um vor den Augen jämntlicher Bundes- 
mitftaaten den Sinn diefer dieſſeits behaupteten Unterſcheidung 
nochmal3 deutlich darzulegen, und zugleich zu bemerken, wie dieſe 
legte, gleichzeitig mit erfter vertraulicher Mittheilung des Vor⸗ 
trags (und nicht etwa nach derfelben) erfolgte Erklärung, jenes 
dieffeitige Beharren bei eventueller Ablehnung eines bei dieſem 
Anlaffe einzuleitenden Nechtöverfahrens fo gewiß und unumwun⸗ 
den ausdrüdt, daß wenigftend aus dem Zuſammenhange diefleiti- 
ger Yeußerungen fein fernerer Anlaß genommen werben Fann, 
eine folche Einleitung oder auch einen Beſchluß nunmehr in An- 
trag zu bringen, der eine eventuelle Einräumung dieſer Art ent: 
halten und ausdrüden würde. 

Ein Mehrered wird mit Diefer bermaligen Weußerung der 
Eöniglichepreukifchen Gefandtichaft nicht bezwedt. Und, was den 
Vortrag an und für fich betrifft, jo behält fie fich ihre Erklärung 
für die Zeit vor, wenn derjelbe zur allgemeinen Abftimmung ge- 
langen wird. 


Nachdem die Angelegenheit bis zu diefem Punkte gediehen, 
verjuchte nur der bannöverjche Gejandte von Hanmerftein in ber 
vertraulichen Sitzung vom 5. Suli 1821 die Sache zu vermitteln, 
da fie nach feiner Anficht das übereinftinmende Nejultat des 
Vortrags des Neferenten fei, und beide ftreitende Theile fie an- 
nähmen, 

Sp richtig auch Die Erörterung der aufgeworfenen Fragen 
für die Entmwidelung des Bundesrechtd jeien, jo ſcheine es Doch 
befier, davon einftweilen Abftand zu nehmen. Sie ftellten fich jo: 

1. Ob, wenn nur Intereſſen, feine Rechte, Gegenfland des 
Streited find, die Bundesverfammlung, im Falle erfolglofer Vers 
mittlung, einem ſolchen Streit, unter Vorausſetzung alled fehlen- 
den Rechtsgrundes, gleich abweiſen könne, oder, der fupponirten 


269 


Srundlofigkeit ungeachtet, noch zur Austrägal-Entjcheidung ftellen 
muͤſſe? 

2. Ob für den gegenwärtigen Fall eine authentiſche Inter⸗ 
pretation noch erforderlih? ob jolche auf pendente Fälle über- 
haupt anwentbar? und, in diefer VBorausfegung, wie zu derjel- 
ben zu gelangen? | 

3. Ob der vorberrichende Charakter der gegenwärtigen Sache 
einer Vollziehungsfache des Bundes, oder der einer Streitfache 
unter Parteien fei? und wie, unter diefen verfchiedenen Voraus⸗ 
fegungen, dad Verfahren ber Bundesverfammlung feine bejondere 
Beftimmung erhalte? 

Diefe Fragen würfen fi) mit einer fo eingreifenden und 
folgereichen Wichtigkeit auf, daß nicht Teicht einer, Der den Gang 
diefer Sache mit dem Nachdenken verfolgt habe, welches fie in 
in ihrem ganzen Umfange gebiete, an dieſen Unterfuchungen vor: 
beigegangen fein würbe, ohne jelbige auf den Grund des Rechts 
zu prüfen, und eine Meinung Darüber zu faſſen. 

Gleichwohl fcheine eine ſchon jetzt auszufprechende Beftim- 
mung darüber dem gegenwärtigen Stande der Sache nicht noth⸗ 
wendig anzugehören, und dem Endzwede gütlicher Ausgleichnung 
nicht zu entſprechen. 

Meberhaupt fei die Feftftellung allgemeiner Grundſaͤtze beſſer 
einem Beitpunkte anzueignen, in welchem der Gefihtspunft nicht 
faſt ausſchließlich auf die einzelne vorliegende Sache hingezogen 
werde, in jo fern dieſe nicht ſolche nothwendig erfordere. Beſon⸗ 
ders aber fei ed dem Endzwede der Vermittlung nicht günftig, 
tief in Die Sache felbft eingehende Punkte beftimmend zu erörtern, 
deren Entſcheidung faft diejenige bed Streites ſelbſt in ſich be⸗ 
greife, und von der einen Seite nicht vorhandene oder wenigftens 
rubende Widerjprüche, von der andern aber Hoffnungen oder 
Beforgniffe zu erregen, die die Ausgleichung erſchweren Fönnten. 

Die Competenz ded Bundes fei feitgeftellt und anerfannt; 
die Vermittlung, als Folge derjelben, gleichfalls. 

Der Zweifel, welcher gegen letztere, in jo fern eine Bundes- 
Vollziehungsſache als vorliegend angenommen würde, berührt ſei, 
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loͤſe fich leicht auf. Wenn eine Sache zugleich in der Dualität 
einer Vollziehungsſache des Bundes und in der Modalität einer 
Streitfache unter Parteien erſcheine; jo ftehe jene jo wenig einer 
Vermittlung, ald dieſe der Vollziehung entgegen. Sollte letztere 
nicht bei und mit der Vermittlung erreicht werden, to bleibe für 
den Bund das Recht und die Verpflichtung, diejelbe zu bewirken. 
Aus diefem Geſichtspunkte Fönne auch die Frage übergangen wer: 
den, ob das Vollziehungsrecht des Bundes Durch die Verſchieden⸗ 
heit der Objecte, oder nicht mehr durch die Entſchiedenheit des 
Bundesrechts und feiner Verlegung normirt werbe? 

Es koͤnnten mithin ale dieſe Erörterungen einem andern 
Standpunkte dieſer Sache oder wünfchenswerther noch einem all- 
gemeinen angeeignet werben. In dem gegenwärtigen aber fdyeine 
Vermittlung und nur Vermittlung vorgezeichnet. Wer folle nidht 
den Erfolg derjelben wünfchen, für den Beftand des Rechts in 
Deutſchland, für die Würde und das Intereſſe der hohen ftreis 
tenden Theile, für die Aufrechthaltung der Bundesverfallung ? 

In derjelben Situng gab auch von Wangenhein feine An- 
ficht zu Protol. Er wollte unter allen Umftänden ein Nachgeben 
Preußens gegen Anhalt-Koͤthen veranlaffen und hielt Ichteres im 
volliten Rechte, in welchem es durch Die Bundesverſammlung ge⸗ 
Ihügt werben müſſe. Er verſuchte Die in den verfchiedenen Re⸗ 
feraten aufgeftellten wichtigen Fragen des Bundesrechts noch nä- 
ber zu präcifiren und die Normen für ihre Entjcheidung aufzu- 
fielen. Er felbft Tegte auf diefe Arbeit noch im Jahre 1849 
den größten Werth*). Sein Gutachten Tautete: 

Sch Habe ſchon beim Bortrage diefer Materie in dem ver: 
traulichen Theile Der 24. Sitzung mid) geäußert, daß mir Die 
Einwendung gegen den gemeinfamen Sclußantrag der Herren 
Referenten, welche der Herr Gorreferent vorausjah, von fehr 
großer Grheblichkeit erjcheine. 

Sch empfahl fie daher der Aufmerkjamfeit meiner verehrten 


*) v. Wangenheim Dreifönigebündnig. S. 136 ff. 
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Herren Collegen, und behielt mir vor, meine Anfichten darüber 
vertraulich mitzutheilen. 

Ach Bin, bei weiterem Nachdenken über die Sadye, mehr wie 
je davon überzeugt, daß Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern, 
welche aus angeblicher oder wirklicher Nichterfüllung der Bundes: 
beiehlüffe hervorgehen, nit vor einem Austrägalgerichte, jondern 
anf adminiflrativem Wege vor der Bundesverſammlung ihre, 
wenngleid nicht richterliche, Doch rechtlihe Erledigung finden 
müſſen. 

Ehe ich jedoch dieſe Anſicht weiter entwickele, und ſie gegen 
die von dem Herrn Correferenten gemachten Einwendungen zu 
vertheidigen ſuche, ſcheint es mir nicht unzweckmaͤßig, auch die 
Gründe anzugeben, aus welchen ich ſeiner Anſicht, nach welcher 
die Zurückgabe des Friedheimiſchen Schiffes von der Entſcheidung 
der Hauptfrage abhaͤnge, beipflichte. 

Nachdem die Frage: ob die Bundesverſammlung berechtigt 
und verpflichtet ſei, die anhaltiſche Beſchwerde zur Erledigung zu 
bringen? wie mir ſcheint mit großem Rechte von den Herren 
Referenten bejaht worden ift, bleibt jet nur noch die Frage: 
wie fie Dabei zu verfahren habe? zu erörtern übrig. 

Anhalt hat der früheren allgemeinen Beſchwerde, in der 8. 
Sigung der Bundesverfammlung vom 1. März dieſes Jahres, 
einen beftimmteren Charakter gegeben, und derjelben ein Doppel: 
te8 Fundament zum Grunde gelegt: 

a. den Artifel 19 der Wiener Schlußacte, aus welchem Anhalt 
fordert, im Befigftande gegen Preußen von der Bundesver⸗ 
fammlung geſchützt zu werden und als Folge die Freigebung 
de3 dem Kaufmann Friedheim gehörigen Schiffes; 

b. den Bundestagsbejchluß vom 3. Auguft vorigen Jahres, Die 
Flußſchifffahrt betreffend, in Verbindung mit dem Artikel 31 
der Schlußacte, welchem zufolge Anhalt von der Bundesver⸗ 
ſammlung die Vollziehung jenes Beſchluſſes und die unmit⸗ 
telbare bundesverfaffungsmäßige Hülfe fordert, damit die 
angeblidy widerrechtliche Erhebung der preußiichen Tranfito: 
und Verbrauch⸗Steuer unverzüglich aufhöre. 
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Was nun für erfte den Schuß im Befike anlangt, den An- 
halt auf den Grund des Artikels 19 der Wiener Schlußacte for- 
dert, fo beſtimmt viejer, daß 

wenn zwijchen Bundesgliedern Thätlichleiten zu bejorgen 

wirklich ausgeübt worden find, die Bundesverfammlung bes 

rufen ift, vorläufige Maaßregeln zu ergreifen, woburd, jeder 

GSelbfthülfe vorgebeugt und der bereits unternommenen Ein- 

halt gethan werde. Zu den Ende hat fie vor Allem für 

Aufrehthaltung des Beſitzſtandes Sorge zu tragen. 

Diefer Artikel zerfällt demnach in zwei Säße. Der erfte han- 
delt von dem Berufe der Bundesverfammlung, den Bundes- 
friedensbruch zu verhindern, der zweite von der Aufrechthaltung 
des Befißflandes durch Die Bundesverſammlung (nicht durch eine 
richterliche Behörde). 

Der erfte Sab könnte Daher im vorliegenden Falle nur zur 
Anwendung Tommen, wenn Thätlichfeiten noch zu beſorgen fein 
jollten, oder wirklich ausgebrochen wären, welches für jekt nicht 
der Fall if; denn die Beichlagnahme des Friedheimiſchen Schifs 
fes Fann nur dann ald eine Thätlichfeit angefehen werden, wenn 
die Frage: ob die Artikel 109 bis 116 der Congreßacte ein Pro⸗ 
viſorium für die Schifffahrtsabgaben feſtſetzen? gegen Preußen 
entſchieden fein wird. 

Bis dahin ift fie eine Maaßregel der inneren Verwaltung, 
welche nach den Landesgeſetzen zu beurtheilen ift, und wogegen 
nur von der competenten Landesbehoͤrde Beſchwerde erhoben 
werben kann. 

Eben fo wenig findet aber der zweite Sab de3 Artikels 19 
bier eine Anwendung, weil fein zu bejhüßender Belikftand im 
rechtlichen Sinne des Wortes vorhanden ift. 

Die vom Belisftande und dem Schuße deſſelben durch po: 
jefjorische Nechtömittel geltende Grundſätze Fönnen — nebft den 
daraus abzuleitenden Folgerungen — auf Staaten nur in fo weit 
angewendet werden, al& fie ihrer völferrechtlichen Stellung nach) 
einen Richter über fi) anerkennen. Da dies in dem Bundes⸗ 
verhältniffe der Fall ift, jo leidet e8 auch feinen Zweifel, daß 
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ein poſſeſſoriſches Verfahren überhaupt, und insbeſondere das 
durch die Artikel 19 und 20 der Schlußacte vorgejchriebene, auch 
auf Staat8-Servituten, unter deren Begriff das negative Recht, 
einen fouveränen Staat in ber Feſtſetzung der Schifffahrt3abgaben 
auf den Durch fein Gebiet fließenden Strömen zu bejchränfen, 
fallen würde, eben jo gut anwendbar fein, als überhaupt poflef- 
ſoriſche Rechtsmittel zum Schuge des Beſitzes von Rechten ge 
braucht werben Fönnen. 

Die in dieſen befondern völkerrechtlichen Verhältniſſen bes 
gründete Anwendbarkeit der civilrechtlichen Grundfäße über ben 
Befiß, erfordert Dagegen nothwendigerweife auch das Vorhanden⸗ 
fein der civilrechtlichen Bedingungen des Beſitzes, dieſer mag 
eine Eörperlide oder eine unförperliche Sache (ein Recht) be- 
treffen. 

Die allgemeinen Grforderniffe der Befißergreifung find: die 
Abficht, zu befißen, eine in die Sinne fallende Handlung Der 
Befibergreifung und ein Rechtsgrund, welcher dieſer unterliegt. 
Auch in possessorio summarissimo, wo nur die Xhatjache, nicht 
die Qualität des Beſitzes, näher geprüft wird, ift doch der wirks 
lihe Beſitz im rechtlihen Sinn erforberlih; ber Beſitz muß er⸗ 
griffen worden jein. 

Wenn Anhalt Schuß im Beſitze des Rechtes, Preußen in 
der Feſtſetzung der Schifffahrtsabgaben auf der Elbe zu bejchräns 
Ten, verlangt, jo bat es darzuthun, daß die rechtlichen Erforder⸗ 
nifje des Beſitzes vorhanden find; diefer Beweis hängt, was Die 
Strenge deſſelben anlangt, davon ab, ob ein ordentliches oder 
ein außerorbendliches (jummarifches) poſſeſſoriſches Rechtsmittel 
zur Anwendung kommen joll. 

Bekanntlich ift zu Erwerbung des Beſitzes eines jogenannten 
negativen Rechtes, das heißt, eines foldyen, wodurch, wie im vor- 
liegenden Kalle, die Handlungen eines Andern ausgeſchloſſen 
werben follen, erforderlich, daß diefen Handlungen, mit Beruhi- 
gung defjen, gegen den der Beſitz des Rechtes erworben werden 
will, widerfprochen worden jei. 

Anhalt Hat weder am Bundestage noch in den Privat: 
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Verhandlungen mit Preußen, noch in den ausgetheilten Denk⸗ 
Schriften, auch nur entfernt angedeutet, Daß es in ſolcher Weiſe 
und nach rechtlichen Erforderniffen den Beſitz des Rechtes erwor- 
ben babe, Preußen in der Feſtſetzung der Schifffahrtsabgaben 
auf der Elbe zu befchränfen. Daß Preußen bis zum 1. Januar 
1819 feine höheren, als die im Jahre 1815 beftandenen Abgaben 
auf der Elbe erheben ließ, und die anhaltiichen Unterthanen nur 
dieſe entrichteten, ift nach dem Bisherigen nichtS weniger, ald ein 
Preußen rechtlich beſchraͤnkender Beſitzſtand Anhalts; ein jolcher 
ift, jo Tange nicht das Gegentheil nachgewiefen wird, für Anhalt 
nicht mehr vorhanden, als für jeden andern Staat, gegen den 
Preußen fein Zollſyſtem verändert hat. 

Die Artikel 109 bis 116 der Wiener Congreßacte begründen 
für alle Staaten, welche derjelben beigetreten find, einen öffent» 
lichen Nechtszuſtand, deffen Erfüllung der eine, wie der andere, 
Württemberg wie Anhalt, fordern kann; Teineswegs aber einen 
Befipftand im rechtlichen Sinne des Wortes. Denn bier, wo es 
ſich darum handelt, Die rechtlichen Folgen eines Befißftandes, der 
beftimmten Vorſchrift der Geſetze gemäß, vor einen Richter gel- 
tend zu machen, muß dies Wort auch in feiner rechtlichen Bes 
deutung genommen werden, welche von der des gewöhnlichen Les 
bens, wo darımter nur ein beftimmter Stand der Dinge verftan- 
ben wird, fehr weſentlich verjchieden iſt. Diejenigen Staaten, 
weldye, mie die des Deutjchen Bundes, eine richterliche Behörde 
anerkennen, find Daher nicht befugt, auf den Grund der Artifel 
109 bis 116 der Wiener Gongreßacte und des Bundestagsbes 
ſchlußes vom 3. Auguft vorigen Jahres, der Nichtachtung der 
barin gegebenen Vorjchriften ein poffefforifches Rechtsmittel ent» 
gegenzufegen, jo wenig, al8 überall Verträge und Geſetze denen, 
bie bei ihrer Vollziehung betbeiligt find, einen Beſitzſtand an und 
für fich einräumen, fo Tange diefer nicht wirklich erworben wor: 
den ift. 

Hiernach vermag ich den Theil des Fundaments der anhal⸗ 
tiſchen Beſchwerde, welcher aus der Vorjchrift des Artifels 19 
der Schlußacte und aus einem angeblich durch die Wiener Congreß⸗ 
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acte geficherten Beſitzſtande hergenommen ift, nicht als begründet 
anzujeben, indem 

a. fürd erfte Feine Thaͤtlichkeiten vorgefallen find, welche die 
Aufrehthaltung des Bundesfriedend durch die Bunbesver: 
fammlung erforderten; 

b. Anhalt ſich nad) rechtlichen Grundfäßen nicht im Beſitze des 
Rechtes, Preußen in der Feſtſetzung ber Schifffahrtsahgaben 
auf der Elbe zu beichränfen, befindet, weshalb auch) Die An» 
wendbarfeit des im Artikel 19 der SchIußacte angeordneten 
ſummariſchen pofjejjoriichen Verfahrens von felbft wegfällt, 
und 

c. eben jo wenig aus der Wiener Gongreßacte ein Befigftand 
im rechtlichen Sinne des Wortes abgeleitet werben kann, 
weldher in Gemäßheit des eben gedachten Artifeld 19 Der 
Schlußacte von der Bundesverfammlung aufrecht zu halten 
wäre. 

Inzwiſchen Tönnte noch Die Frage erhoben werben: ob, wenn 
auch nicht der Artikel 19, doch der Artifel 20 der Schlußacte in 
dem vorliegenden Falle anwendbar jei? Auch dieſe Frage kann 
nur verneint werben, da nad) dem Bisherigen Anhalt fi) eben 
fo wenig in dem Befibe des mehrerwähnten negativen Rechtes 
befindet, als die Wiener Congreßacte einen Befißftand begründet, 
und der Artifel 20 der Schlußacte fi) von dem Artifel 19 nur 
dadurch unterfcheidet, daß das durch den legten angeordnete 
Berfahren vor einem förmlich conftitwirten Gerichte dann eintritt, 
wenn Die Thatfache des jüngften Beſitzes ftreitig und Daher Diefe 
ſowohl, als die angezeigte Störung des Beſitzes, zu unterfuchen 
ift, während das unmittelbare Einfchreiten der Bundesverſamm⸗ 
lung dann zur Anwendung fommt, wenn Die Thatfadhe des jüng- 
ften Befißes keineswegs ftreitig, dieſer aber gewaltſam geftört 
worden ift. 

Das zweite Fundament der anhaltifchen Beſchwerde, nänlich 
der Bundestagsbeſchluß vom 3. Auguft vorigen jahres, murde 
durch einen Schreib: oder Drudfehler, flatt mit dem 31. Artifel 
der Schlußacte, mit dem 21. in Verbindung gejebt. ‘Dies mag 
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zunächft, wie mir jelber, fo auch Andern, zu der Meinung bie 
Veranlaſſung gegeben haben, daß Anhalt eine Erledigung der 
Beſchwerde in dem für Nechtäftreitigfeiten der Bundesglieder 
unter einander vorgejchriebenen Berfahren fordern. 

Dies jcheint aber, nachdem jener Fehler angezeigt worden 
ift, nicht der Fall zu ſein; wäre es aber auch der Fall, jo vers 
mag ich mid) nicht zu überzeugen, daß dieſes Verfahren in der 
vorliegenden Sache zur Anwendung fomme Fönne”). 

Der Natur der Sache nad, und den ausdrücklichen Beſtim⸗ 
mungen des Artifel3 31 der Schlußacte zufolge, iſt die Bundes- 
verjammlung berechtigt und verpflichtet, die Aufrechthaltung und 
Zollziehung jedes von ihr, innerhalb ihrer Gompetenz, gefaßten 
Beichluffes zu fichern. 

Wenn eine folche Verpflichtung und Berechtigung befteht, jo 
folgt nothwendia daraus, daß jedes Bundesglied, dem ein Bun⸗ 
destagsbeſchluß eine Verpflichtung auferlegt, der Geſammtheit 
auch wegen deren Crfüllung verantwortlidy ift. Iſt dieſes nicht 
zu bezweifeln: fo ergiebt ſich nothwendig die weitere Folge, Daß 
auch in dem Falle, wenn ein Bundesglied bei der Vollziehung 
eines, allgemeine Vorfchriften enthaltenden Bundestagsbeſchluſſes 
ein vorzüglicyes Intereſſe haben, und fi) Dadurch veranlaßt fin- 
den jollte, über deſſen Nichtvollziehung ven Seiten eines andern 
Bundesgliedes Beſchwerde bei der Bundesverfammlung zu erhe- 
ben, dieſe bejondere Art und Weife, wie die Nichtvollziehung zur 
Kenntniß der Bundesverfammlung gelangt, der gedachten Be: 
ſchwerde feinen andern Charakter, am wenigften den eines priva- 
tiven, zwiſchen zwei Bundeögliedern ftatt findenden und im Aus» 
trägalverfahren zu erledigenden Rechtöftreites geben Tönne, da fie 
vielmehr auch in ſolchem Falle eine Hffentliche Augelegenheit des 


*; Diefer Zweifel it durch die in der heutigen Sitzung angegebene GEr⸗ 
Härung Anhalts ganz befeitigt. Anhalt hat weder gerichtliches Erkenntniß, 
nod eine von der Entjcheidung der Hauptſache felber getrennte Interpretation, 
es hat nur und ausfhlieglich die unmittelbare Hülfe ber Bundesverfammlung, 
auf den Grund des 31. Artifels der Schlußacte begehrt. 
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Bundes, welche im Intereſſe der Geſammtheit von der Bundes» 
verjammlung unmittelbar zu erledigen ift, eben ſowohl bleibt, als 
wenn die Bundesperjammlung ex oflicio von der Nichtvollziehung 
des Bejchluffes Kenntniß genommen hätte, Diefer Grundſatz ift 
wefentlich in der Natur der Verhältniffe und ausdrüdlich in vie: 
len Beſtimmungen der Schlußacte enthalten. 

Wenn auch der Artifel 11 der Bundesace und die zur 
Vollziehung defjelben gefaßten Bundestagsbejchlüffe die Entfcyei- 
dung der Streitigkeiten, welche zwijchen Bundesglievern entitehen 
fönnen, dann, wenn fie nicht vermittelt werden konnten, an eine 
Austraͤgal⸗Inſtanz zur Entjcheidung verwiefen; jo koͤnnen unter 
ſolchen Streitigfeiten Do nur die verftanden werden, welche von 
einem — durch einen befondern Titel begründeten — Rechts⸗ 
anſpruche auögehen, welche mithin, unter veränderten Umftänden, 
auch unter Privaten, den Gegenftand eines civilvechtlichen Vers 
fahres ausmadyen würden. 

Sp wenig aber ein Privatmann, der bei der Vollziehung 
eined allgemeinen Geſetzes ein Intereſſe hat, fich Deshalb mit 
einem andern Privatmanne, der deſſen Vollziehung unterläßt, in 
einen Rechtöftreit einzulaffen hat, fondern fi) darauf bejchräntt, 
der competenten Behörde die Nichtvollziehung Des Geſetzes anzu: 
zeigen, und die Vollfiredung deſſelben zu fordern; fo wenig hat 
Anhalt einen Grund, im vorliegenden Falle mit Preußen einen 
Rechtsftreit zu beginnen oder darauf einzugehen. 

Einen ſolchen bejondern Titel, wie er, nach dem Obigen, 
bei einen eigentlichen Rechtsſtreite erforderlih ift, begründen 
aber die allgemeinen Vorſchriften des öffentlichen Rechtes des 
Bundes, in jo weit fie überall von Rechten und Verpflichtungen 
der Glieder deſſelben handeln, keineswegs, weil bier die Bundess 
ftaaten nicht als einzelne Subjecte von Rechten und Verbindlich: 
feiten, fonderu in ihrem Vereine zu einer völferrechtlichen Ge: 
meinfchaft, exrfcheinen. Was von diefem Gefichtspunfte aus das 
öffentliche Recht vorſchreibt, kann immerhin Die Duelle von Rech⸗ 
ten ausmachen, ohne daß dadurch der, zu einer privativen For: 
derung erforderliche, beſondere Titel begründet ift. 
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Sole allgemeine Vorſchriften Fönnen daher auch ſehr wohl 
die Duelle von Rechten in einem fremden Territorium, 3. B. 
Freiheit der Schifffahrt auf einem, durch ein fremdes Gebiet 
fließenden Strome fein, ohne daß dadurch eine Staatöhienft- 
barfeit begründet würde, indem zu dieſer gleichfalls ein bejondes 
ver Erwerbungstitel erfordert wird. Dieſer Grundſatz war auch 
Schon unter der vormaligen deutſchen Reichsverfaſſung von den 
bewährteften Schriftftellern über das öffentliche Recht, z. B. Püt⸗ 
ter, Gönner (fiehe insbejondere deſſen Entwidelung des Begriffs 
und der rechtlichen Verhältniffe deutjcher Staatsjervituten $. 19) 
und von andern um deßwillen anerkannt, weil hier Fein einzelnes 
Land eigentlich als das belaftete, das andere ald das berechtigte 
Gebiet anzufehen fei, und weil die Rückſicht auf die deutſchen 
Länder, fo weit jeded einen bejondern Staat ausmache, hier of: 
fenbar wegfalle, fondern alle deutjchen Staaten nur in ihrem 
Vereine, ald ein GStaatöförper, betrachtet und ihnen von der 
Reichsgewalt Verbindlichkeiten allgemein aufgelegt würben. 

Das nad) Auflöfung der deutſchen Reichsverfaſſung eingetre- 
tene Bundesverhältniß fteht der fortdauernden Anwendbarkeit 
diefer Grundfäße auf Feine Weile entgegen, da Diefe aus der 
Natur eines Staatenvereind eutfpringen, welcher eine allgemein 
verbindende Gefeßgebung und eine Vollziehungsgewalt aner: 
kennt. 

Eine richterliche Erledigung der anhaltiſchen Beſchwerde 
könnte Daher nur davon ausgehen, daß der Bundestagsbeſchluß 
von 3. Auguft vorigen Jahres, zum Vortheile der Uferftaaten, 
eine negative Staatsjervitut begründet habe, während derjelbe 
doc) offenbar ein allgemeines, im Intereſſe der Gejammtheit ge- 
gebened Bundesgejeß ausmacht. 

Wollte man dagegen einwenden, daß der Bundestagsbejchluß 
von 3, Auguſt vorigen Jahres um deßwillen nicht als ein all- 
gemeine Bundesgeſetz, deſſen Vollziehung nad Anleitung des 
Artikels 31 der Schlußacte ftatt finden müfje, betrachtet werden 
£önne, weil Derjelbe nur bezugsweiſe die VBorfchriften der Con⸗ 
greßacte enthalte, fo wäre darauf zu erwidern: der erwähnte 
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Bundestagsbeſchluß bat Die Wbficht, der Flußſchifffahrt die ihr 
durch die Artikel 109 bis 116 der Wiener Gongreßacte zuge 
ficherte Freiheit wirklich zu gewähren, weil Beſchwerden erhoben 
worden waren, Daß die Vorjchriften derjelben nicht erfüllt würs 
den. Nachdem hierüber umftänbliche Berathungen in Wien ge- 
pflogen worden waren, übernahmen daher jämmtliche dabei be- 
theiligten Bundesglieder die Verbindlichkeit, jene Vorfchriften un- 
verbrüdylich zu befolgen. 

Hierdurdy find die erwähnten Artifel zu einem jelbftftändigen 
Bundesgeſetz erhoben worden; es ift eben fo gut, al3 wären fie 
in der Schlußacte wirklich aufgenommen, und in diefer Beziehung 
durchaus gleichgültig, daß fie auch in der Gongreßacte ftehen. 
Der Bund hat gegenwärtig fein beſonderes Gejeb über die Fluß: 
ſchifffahrt; die Beſtimmungen darüber ftehen in dem Befchluffe 
vom 3. Auguft nicht bloß bezugsweile, fordern fie machen Den 
einzigen Gegenftand deijelben aus. 

Der Beichluß vom 3. Auguft vorigen Jahres, wodurch Die 
Beftimmungen der Artikel 109 bis 116 der Wiener Congreßacte 
eine neue und befondere Sanction erhalten haben, ift dur) Stimmen: 
einhelligfeit innerhalb der Gompetenz der Bundesverfammlung 
gefaßt worden; fie ift mithin auch verbunden, feine Vollziehung 
zu fichern, und eben darin, in der dadurch erhaltenen Gewähr: 
leiftung, befteht der ganze Gewinn dieſer erneuerten Sanction 
jener Beftimmungen, indem es früher zweifelhaft gemacht werben 
konute und zweifelhaft gemacht worden ift, ob die Bundesver- 
jammlung competent fei, eine Bejchwerde über Nichtvollziehung 
jener Beitimmungen anzunehmen. 

Dies war auch der Zweck, den Anhalt ſchon während der 
legten Minifterial-Sonferenzen zu Wien verfolgte. 

Damals forderte Anhalt, daß die Vorjchriften der Artikel 
109 bis 116 der Gongreßacte in das öffentliche Necht des Bun⸗ 
des aufgenommen, Die Verbindlichkeit zu ihrer Erfüllung gegen 
den Bund anerfannt, und mithin der Beruf, für deren Beobachtung 
vorkommenden Falls zu forgen, in der Competenz der Bundes- 
verfammlung begriffen werde. 
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Es handelt ſich jedoch nicht bloß davon, wie dieſe einzelne 
Beſchwerde ihre Erledigung finden folle, jondern die ungleich 
wichtigere Frage, welche bei diefer Veranlaffung zur Sprache 
kommt, iſt die der Grenzlinie, welche das öffentliche Recht Des 
Bundes, zwijchen dem Berufe der Bundesverfammlung, die in- 
nerhalb ihrer Competenz gefaßten Beichlüffe aufrecht zu erhalten 
und zur Anwendung zu bringen — wenn über deren Nichtvoll⸗ 
ziehung Bejchwerde erhoben wird — und der Anwendbarkeit des 
austrägalgerichtlichen Verfahrens bei Nechtöftreitigfeiten der Bun⸗ 
deöglieder unter einander, gezogen bat. 


Die ganze Bundesgejehgebung beruht auf der Grundlage 
des Vertrags; der Bundeöverfammlung, ald dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Organ des Handelns und Wirkens des Bundes, Tiegt 
bie Garantie eines jeden auf Diefer vertragsmäßigen Grundlage 
vorhandenen Bundesgeſetzes ob; die Verwirklichung dieſer Ga- 
rantie macht Die Verwaltung der Bundesverfammlung aus. 


Das Recht einer felbftftändigen Verwaltung der Bundes- 
angelegenheiten, die Anwendung und Vollziebung der Bundes: 
gejeße, auch wenn über deren Sinn Zweifel erhoben werben, 
fann der Bundesverſammlung nicht entzogen werben, ohne die 
wichtigften Intereſſen des Bundes aufs Höchfte zu gefährden. 


Denn, wenn e8 fchon Hinreichend wäre, daß über die An- 
wendbarfeit eined Bundesbefchluffes auf den einzelnen Fall ein 
Streit der Meinungen zwilchen Bundesgliedern, Die Dabei vor- 
zugsweiſe intereffirt find, ftatt fände, um dieſen Streit der Mei- 
nungen zu einem eigentlicyen Nechtöftreite zu machen, jo würde 
der Gang der Bundesverfammlung zu jeder Zeit unterbrochen 
und diefe von richterlichen Entjcheibungen, Die bei verfchiebenen 
Gerichten auf ganz verjchiedene Weile ausfallen koͤnnten, abhän- 
gig gemacht werben fönnen, 


Man denke fi) den Fall eines ſolchen Streit der Meinun- 
gen über die Modalitäten der durch Bundesbeſchluß angeordneten 
gemeinfchaftlichen Beſetzung einer Bundesfeftung; ſoll derjelbe als 
Rechtöftreit an die Gerichte verwiejen werben ? 


281 


Daß dem nicht fo fei, geht aus dem Artikel 17 und 31 der 
Schlußacte und dem Artifel 2, 3 und 4 der Executionsordnung 
unverfenbar hervor. 

Es fei mir nun erlaubt, die Gründe, aus welchen der Herr 
Gorreferent diefe Anficht verwirft, einer, jedody nur vorläufigen, 
Prüfung zu unterwerfen. 

Der erfle Sap geht von der Annahme aus, daß der Beruf 
und die Verpflichtung der Bundesverfammlung über pünftliche 
Erfüllung der Bundesgeſetze und Beſchlüſſe zu wachen und zu 
dem Ende alle verfafjungsmäßigen Mittel anzuwenden, auf joldye 
Fälle befchränkt fei, wo über das Factum der Nichterfüllung Tein 
Zweifel obmwalte? 

Müßte eine conſequente Anwendung dieſes Grundſatzes nicht 
gerade zu dem Punkte führen, den der Herr Correferent ſelber 
vermieden wiſſen will, dahin nämlich, daß die Gerichte regieren 
würden? 

Wenn die Bundesverfammlung, wie der Herr Gorreferent 
behauptet, überhaupt moraliſch unfähig wäre, über den Grund 
oder Ungrund einer Ginwendung zu urtheilen, in welcher ein 
Bundesglied behauptete, daß das, was es verfügt oder zu ver- 
fügen unterlaffen babe, mit den Gefegen und Beſchlüfſen, welche 
gegen daſſelbe geltend gemacht werden wollten, in gar feinem 
Bufammenhange flehe: jo müßte dieſe Unfähigkeit der Bundes⸗ 
verfammlung, ohne Rüdficht auf die Verfchiedenheit der Objecte, 
in allen Fällen anerfannt werden, und jede Einwendung dieſer 
Art — wäre fie auch noch jo frivol — müßte die nänliche Wir⸗ 
fung bervorbringen, die nämlich, daß darüber ein Richter erfen- 
nen müßte. 

Sollte die moralifche Unfähigkeit der Bundesverfammlung 
zur eigenen Entjcheidung über jolche Einwendungen die Anwend- 
barkeit des 31. Artifeld der Schlußacte, nad) welchem fie das 
Recht und die Verbindlichfeit hat, für die Vollziehung der Bun» 
desacte und übrigen Grundgeſetze des Bundes, der in Bemäßheit 
ihrer Kompetenz gefaßten Beichlüffe, der durch Austräge gefällten 
ſchiedsrichterlichen Erfenntniffe, der unter die Gewährleiftung des 
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Bundes geftellten compromiſſoriſchen Enticheidungen und der vom 
Bundestage vermittelten Vergleiche, jo wie für die Aufrechthal⸗ 
tung der, von dem Bunde übernommenen, bejondern Garantien, 
zu jorgen 2c., wirklich in der vorgejchlagenen Art bejchränfen: fo 
müßte dieſe Beichränfung, da fie felber ihrer Natur nach Feine 
verjchietene fein konnte, in jedem Falle, es möchte fi nun von 
der VBollziehung eines Bundesgeſetzes oder von der eined Bundes- 
beſchluſſes Handeln, eintreten. 

Nun erkennt aber der Herr Gorreferent Die Nothwendigfeit 
eined adminiftrativen Verfahren! in den Fällen felber an, in 
welchen ein Bejchluß, den er, im Gegenſatz mit fogenannten blo⸗ 
Ben Vereinbarungen, als Geſetz bezeichnet, zur Anwendung und 
Vollziehung zu bringen jei; er bringt ſich daher mit fich jelber 
in Widerfpruch, wenn er der Bundesverfammlung, ungeachtet der 
bei ihr voraudgejeßten moralifchen Unfähigkeit, das Recht der 
Entſcheidung in Beziehung auf Die gegen fogenannte Bundes⸗ 
gejeße erhobenen Einwendungen einräumt, das er ihr in Bezie- 
bung auf Jogenannte Vereinbarungen willkuͤhrlich entziehen möchte. 
Willkührlich muß ich jagen, weil eine pofltive Bejchränfung des 
der Bundesverfammlung durch den 31. Artifel der Schlußacte 
eingeräumten Nechted und der ihr darin auferlegten Verbindlich⸗ 
feit, je nach der Verſchiedenheit des Objects eines von ihr ge⸗ 
faßten Beſchluſſes, fo wenig ftatt findet, Daß in jenem Artifel 
vielmehr aller innerhalb ihrer Competenz gefaßten Beſchlüſſe, ne⸗ 
ben den Grundgejeßen, ausdrüdlicdy gedacht wird, darin auf die 
Executionsordnung befondere Beziehung genommen und in ben 
Artikeln 2, 3 und 4 diefer letztern das Verfahren beftimmt wird, 
welches eingefchlagen werden Sol, wenn das angefchuldigte Bun- 
desglied der angejonnenen Erfüllung eines Bundesbeſchluſſes aus 
Gründen widerfpricht. 

Denn, nachdem im erften Artifel ber Executionsordnung der 
31. Artikel der Schlußacte vollftändig wiederholt wurde, heißt 
es im 

zweiten: zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit wählt die Bun⸗ 
desverfammlung jedesmal für den Zeitraum von 6 Monaten, mit 
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Einſchluß der Ferien, aus ihrer Mitte eine Commiſſion von 5 
Mitgliedern mit 2 Stellvertretern Dergeftalt, daß bei deren jebes- 
maligen Erneuerung wenigflend 2 neue Mitglieder darin aufge- 
nommen werden. An biejelbe werden alle der Bundesverſamm⸗ 
lung zulommenden Eingaben und Anzeigen abgegeben, welche auf 
die im erften Artifel bezeichneten Vollziehungsgegenftände Bezug 
haben: 

Dann ım 

dritten: dieſer Commiſſion liegt ob, zuvoͤrderſt zu prüfen, 
ob der bundesmäßigen Verpflichtung vollftändige oder unzurei- 
chende Folge geleiftet worden fei und darüber Vortrag an die 
Bundesverjammlung zu erftatten. Grhält dieſe dadurch Die Ueber: 
zeugung, daß in dem gegebenen alle Die gefeglichen Vorfchriften 
gar nicht, oder nicht hinlaͤnglich befolgt worden find, fo hat fie, 
nach Beichaffenheit der Umstände, einen kurzen Termin anzube 
raumen, um von ben Gejandten der Bnndesftaaten, welche ſol⸗ 
ches angeht, entweder die Erklärung der hierauf erfolgten Voll: 
ziehung oder die genügende und vollſtaͤndige Rachweiſung der Urſa⸗ 
chen, welche der Folgeleiftung noch entgegen ſtehen, zu vers 
nehmen. 

Nach erfolgter Erklärung, oder, in Srmangeluug diefer, nach 
Ablauf der beftimmten Friſt, bat Die Bundesverfammlung auf 
das von der Commiſſion abzugebende Gutachten zu beurtheilen, 
in wie fern die Sache erledigt oder der Fall der Nichterfüllung 
der bundesmäßigen Verpflichtung begründet und ſonach daS ges 
eignete Executiousverfahren zu bejchließen ift. 

Und endlich im 

vierten Artikel: ehe Die Bundesverfanmlung die wirkliche 
Ausführung ihres, wegen der Execution und der Dabei anzuwen⸗ 
denden Mittel, gefaßten Beſchluſſes gefügt, wird fie demſelben 
der Regierung des betheiligten Bundesſtaates durch deſſen Buus 
destagdgejandten mittheilen und zugleih an Dieje eine ange: 
mefjene motivirte Aufforderung zur Folgeleiftung, unter Beſtim⸗ 
mung einer nach Tage der Sache zu bemeifenden Zeitfrift, erge- 
ben Taffen. 
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Hieraus Icheint mir unwiderſprechlich hervorzugeben, daß ber 
Bundesverfammlung das von dem Herrn Gorreferenten bezweifelte 
Entjcheidungsrecht bundesgefeglich bereitd beigelegt und ihr zu⸗ 
gleid, zur Pflicht gemacht ift. 

Da nun des Herrn Herzogs von Anhalt⸗ſtöthen Durchlaudht, 
in Beziehung auf die Vollziehung des Beichluffes vom 3. Auguft 
1820, den 31. Artikel der Schlußacte beftimmt angerufen hat, fo 
kann ich nicht einjehen, wie fich Die Bundesverfammlung von dem 
geſetzlich vorgejchriebenen Wege, ohne Verlegung ihrer Pflicht, 
jollte entfernen und dafür einen audern, von der koniglich⸗ 
preußifchen Regierung als einen unrechten, widerjprochenen und 
nur durch Hypotheſen anzubahnenden, Weg einfchlagen koͤnne. 

Der Bund ift, in Beziehung auf jeine inneren Verhaͤltniſſe, 
ein völferreihtlicher Verein; in Beziehung auf jeine äußeren Ver: 
hältniffe eine Geſammtmacht; in beiden Beziehungen ift ihm zur 
Verfolgung feiner Zwede Selbftitändigkeit unbedingt nothmwendig. 
Mit diefer Selbftftändigfeit, alfo mit der Exiſtenz des Bundes 
jelber, ift aber der von dem Herrn Gorreferenten aufgeftellte Saß 
in feiner Allgemeinheit, jobald er confequent durchgeführt werden 
ſollte, ſchlechthin unvereinbar. 

Das Gefühl der Unvereinbarkeit jenes Satzes mit der Exi⸗ 
ſtenz des Bundes hat ihn jelber genöthigt, eine Grenzlinie zu 
ſuchen, diefjeitS welcher Die Bundesverfanmlung Differenzen zwi⸗ 
chen Bundesgliedern auf abminiftrativem Wege zu erledigen be- 
fugt fein fol, jenfeit8 welcher fie hingegen die Erledigung Jolcher 
Differenzen dem Richter überlaffen muͤſſe. Dieſe Grenzlinie ſoll 
die Unterfcheidung zwiſchen Bundesgefeßen und bloßen Bejchlüfs 
jen, welche eigentlich nichts als Vereinbarungen wären, ziehen 
und bezeichnen, 

Allgemeine und unbedingt verpflichtende Bundesgeſetze find 
ihm ſolche Befchlüffe, welche fich auf Erfüllung der Bundeszwecke 
beziehen; Vereinbarungen find ihm ſolche Beichlüffe, weldye Die 
Erreichung von Bundeszweden nicht bezielten und daher blos den 
Charakter eines Vertrag! unter Privaten an ſich trügen. Die 
Entſcheidung der gegen die Vollziehung der Beſchlüſſe erfter Art 
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gemadpren Einwendungen foll ber Bundesverfammlung, die gegen 
die Bejchlüffe der zweiten Art erhobenen Bweifel den Richter 
überlaffen werben. 

Dieſe Unterfheidungen zwifchen Bundesgeſetzen und Verein⸗ 
barungen ift in ihrem Princip unrichtig. 

Der Bund befigt feineswegs eine, über den Bundeögliebern 
ftehende, gejeßgebende Gewalt; dieſe wird vielmehr von jämmt- 
Iihen Bundesgliedern, ald von felbftftändigen, von einander uns 
abhängigen Staaten ausgeübt. Wie der Grundvertrag des 
Bundes felber, jo hat auch jeder Bundesſchluß, durch welchen 
irgend ein Verhaͤltniß zwifchen den Bundesftaaten geregelt wird, 
ohne allen Unterfchied, Die Natur eined Vertrags, einer Berein- 
barung. 

Daß in gewillen Fällen dabei der Mehrheit ver Stimmen 
eine Entjcheidung zuftebt, ift eben wieder Folge freiwilliger, aljo 
vertragämäßiger Einwilligung (fiehe Klüber's öffentliches Recht 
des deutſchen Bundes $. 156). 

Am beftimmteften fpricht dieſen Grundſatz Der zweite Artifel 
der Schlußacte aus, worin es heißt: „Dieſer (wölferrechtliche) 
Verein (deutſcher Bund genannt) befteht in feinem Innern als 
eine Gemeinſchaft felbftftändiger, unter ſich unabhängiger Staa» 
ten, mit wechjeljeitigen gleichen Vertragsrechten und Bertrags- 
obliegenheiten.” Das ganze Verhältniß der Bundesglieder unter 
fih iſt alfo in wechleljeitigen Vertragsrechten und Bertrags- 
obliegenheiten begriffen. 

Wenn daher, ihrer Entſtehung nad, allen und jeden Be 
Ichlüffen der Bundesverfammlung, ohne Unterſchied, nur ein und 
daſſelbe Fundament unterliegt; jo bleibt, wenn man in die An- 
fichten des Herrn Gorreferenten auf eine confequente Weiſe ein: 
gehen will, nur die Wlternative: entweder, der Bundesverjamm- 
lung jede Entſcheidung über alle und jede Differenzen, die unter 
Bundesgliedern entftehen koͤnnen, mithin auch über jede in Zwei⸗ 
fel gezogene Erfüllung eines Bundestagsbejchluffes, zu entziehen 
und dieſelben, in Ermangelung einer gütlichen Vereinbarung, an 
die Gerichte zu verweifen, oder, den Begriff des Ausdruds: 
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Streitigkeiten der Bundesglieder unter einander — auf eigent- 
liche Rechtsanſprüche, die aus einem bejondern Titel gemacht 
werden, zu bejchränfen und nicht auf Diejenigen widerjprochenen 
Forderungen auszudehnen, welche von einem Bundesftaate an den 
andern, einzig und allein auf den Grund Kraft der Bundesver⸗ 
faffung, als des Inbegriffs der gejeglihen Bundeseinrichtungen, 
gemacht werden, und weldye Die Bundesverfammlung eben fo zu 
fihern hat, wie Die Regierung eines Ginzelftnates die Aufrecht- 
haltung verfafjungsmäßiger Einrichtungen, unabhängig von dem 
für die Erledigung privatrechtlicher Streitigkeiten beftehenden 
Berfahren, auch dann ficherftelen muß, wenn zufälliger Weife, 
bei der Aufrechthaltung derjelben, Privat » Sntereffen berührt 
werden, 

Die Wahl zwilchen dem einen und dem andern Gliede der 
Alternative Tann, wenn auf Die Natur der Sache und die beftes 
henden pofitiven Vorjchriften der Bundesgeſetzgebung NRüdficht 
genommen wird, wohl nicht zweifelhaft fein. 

Geſetzt aber auch, man koͤnnte oder wollte body den von 
dem Herrn Gorreferenten poftulirten Unterjchied zwiſchen Bun⸗ 
desichlüffen einer und Bundesichlüffen anderer Art zugeben: fo 
wäre dem Biele doch nicht näher gerüdt. Denn, wie follte ber 
Widerſpruch bejeitigt werden, den ein Bundesglied gegen die ad» 
miniftrative Wirkſamkeit der Bundesverfammlung unter dem fals 
fhen oder wahren Vorwande erhübe, daß die Beſtimmung 
irgend eines Bundesſchluſſes, welche auf dafjelbe angewendet 
werben wollte, keineswegs, wie irrig behauptet werde, Die Errei- 
hung eined Bundeszwecks erziele? 

Um dieſe Schwierigfeit zu Iöfen, nimmt der Herr Gorrefes 
rent feine Zuflucht zu der Annahme, daß nur bei der authenti- 
chen interpretation der jogenannten Vereinbarungen die Forbes 
rung der Stimmeneinhelligfeit beibehalten, bet den im Artifel 13 
der Schlußacte benannten Gegenftänden aber aufgegeben jei: 
allein die erfte Behauptung ift nicht nachgewieſen und die zweite 
wird Durch die Verhandlungen in ber 23. und 24. Wiener Con⸗ 
ferenzſitzung widerlegt. 
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Aus Diefen Verhandlungen geht unverkennbar hervor, daß 
die Himweglaffung einer ausdrücklichen Erwähnung der bei authen⸗ 
tiiher Erklaͤrung der im 13. Artikel der Schlußacte benannten 
Gegenftände erforderlichen Sinhelligleit der Stimmen nur darum 
beliebt wurde, weil man den Widerjpruch des nafjauischen Herrn 
Devollmächtigten entfernen wollte, und weil man eine foldye aus⸗ 
drüdlihe Erwähnung, indem die Rothwendigkeit der Unanimität 
in jolhem Falle fi von jelbit verflände, nicht für nothwen- 
dig hielt. 

Das Protocol der 24. Sihung zeigt deutlich, daß man bie 
Einftimmigfeit bei authentifcher Erklärung der im 13. Artikel der 
Schlußacte bezeichneten Gegenflände als eine unerläßliche Bedin⸗ 
gung anfah, und eben deshalb in dem 17. Artikel jener Acte die 
dochrinelle interpretation für anwendbar erflärte. 

Was aber, wie mir fcheint, entſcheidend gegen den Schluß- 
antrag der Herren Referenten jprechen würde, wenn auch bie 
Beftimmungen des 31. Artifeld der Schlußacte und des 2., 3. 
und A. Artikels der Executionsordnung nicht fo evident wären, 
ift die Natur des Streitpunftes jelbft. 

Die ganze Divergenz der Anfichten zwifchen Preußen und 
Anhalt dreht ſich wejentlih um Die Krage: ob der in dem Bun⸗ 
destagrbeihluß vom 3. Auguft 1820 übergangene 111. Artikel 
der Wiener Congreßacte, hinfichtlich der Schifffahrtsahgaben, bis 
zu der unter den Uferflaaten zu treffenden Uebereinkunft, ein 
Proviforium anordne ober nicht? 

Mit der Beantwortung diefer Frage ift auch Die Hauptjache 
fir Anhalt gegen Preußen, oder umgefehrt, für Preußen gegen 
Anhalt, entjchieden. 

Berwiefe nun die Bundesverfammlung die auf den Grund 
des Beichluffes vom 3. Auguft 1820 und in Folge des 31. Ars 
titel3 der Schlußacte zu unmittelbarer Entjcheidung an fie ge 
brachte Beſchwerden an ein Gericht: jo kann nicht verfaunt wer: 
den, daß fie in einem Falle, wo es ſich wejentli um den Sinn 
eined von ihr fanctionirten Geſetzes handelt, einem Gerichte Die 
Interpretration eines ihrer eigenen Bejchlüffe übertrüge, ihm es 
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überlafjend, ob e3 die doctrinelle interpretation deffen, was fie 
felber ftatuirt bat, vornehmen, oder ob es durch die Verficherung, 
daß das Geſetz unklar fei, die Pflicht der interpretation auf fie 
zurüdichieben wolle, wo dann die interpretation nothwendig eine 
authentiſche werden müſſe. 

Verfolgt hingegen die Bundesverſammlung den ihr vorge⸗ 
ſchriebenen geſetzlichen Weg, und führt fie die Entſcheidung da⸗ 
durch herbei, daß ſie unterſucht, ob Preußen dem Beſchluſſe vom 
3. Auguſt 1820 vollſtändig genügt habe: ſo iſt ſie es, welche in 
und mit dieſer Entſcheidung, in Gemaͤßheit des 17. Artikels der 
Wiener Schlußacte, ihre eigenen Beſchlüſſe wahrhaft doctrinell 
interpretirt. 

Nur jo entipricht fie der Forderung, weldhe aus der Natur 
des Bundes und der ihm nothwendigen Selbftftändigfeit ber: 
vorgeht. 

Die Bundesverſammlung muß ihren Beruffelbftftändig erhal: 
ten können, wenn fie, wie die Schlußacte fordert, den Bund in 
feiner Geſammtheit vorftellen, und das befländige verfafjungs- 
mäßige Organ feines Willens und Handelns jein fol. 

Die Volziehung jedes von der Bundesverfammlung gefaßten 
Beichlufje liegt in ihrem Berufe. Grheben fi) dabei Schwierig- 
feiten und Zweifel: jo ift fie es, welche jene zu bejeitigen, dieſe 
zu löfen hat. Nur fie ift im Stande und befugt, ein von ihr 
ausgegangened Geſetz, welches nicht etwa bei Gelegenheit eines 
eigentlichen, auf bejonderem Titel beruhenden Rechtöftreitö zur 
Anwendung gebracht werden muß, fondern wo es fih um das 
Geſetz und deſſen Vollziehung unmittelbar handelt (denn in jedem 
Falle fteht auch dem Richter die doctrinelle Auslegung zu), in 
und mit der Anwendung auf den concreteu Kal, erforderlichen 
Falls, zu erläutern. 

Dadurch, daß bei ſolchen Entſcheidungen, wie bei allen Be⸗ 
Schlüffen, bie einzelnen Gejandten am Bundedtage an die In—⸗ 
ftructionen ihrer Sommittenten gebunden find, wird weder die 
Natur des Verhältnifjes geändert, noch die Selbftftändigfeit der 
Bundesverfammlung gefährdet. 
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Richt die Bundesverſammlung, als das beftändige verfaſſungs⸗ 
mäßige Organ des Willens und Handelns des Bundes, ift von 
Suftructionen abhängig, und es Tann daher von der Bundes: 
verſammlung, als ſolcher, gar Feine Sinftruction eingeholt werden. 
Die Gefandten, die Perſonen, welche Die Bundesglieder in der 
Berfammlung repräfentiren, find es, welche, wenn fie nicht ala 
Commiſſions⸗Mitglieder handeln, befondere Sinftruction dann ein- 
holen müſſen, wenn fie in der ihnen ertheilten allgemeinen In⸗ 
firuction nicht die Gewißheit finden, daß ihnen die Ratification 
ihrer Committenten nicht entftehen werde. 

Pflicht der Gefandten ift es, durch Flare und umfaflende 
Darlegung der bei einem zu fallenden Beſchluſſe obmwaltenden 
Umftände ihrer Regierung die Erfaſſung der rechilihen Momente 
möglich zu machen; Pflicht der Negierung aber ift es, Diefe recht: 
lihen Momente zur gewiflenhaften Anwendung zu bringen. 

Irren darin die Regierungen, können freilich Die Gejandten 
in letter Sinftanz nicht umhin, auch nad irrigen Anfichten zu 
ſtimmen. Dieje, wie jene, theilen darin das Schickſal der Richter, 
die wohl oft genug irren müſſen, weil ihre Urtheile jo oft in 
höheren Inſtanzen reformirt werben. 

Und bat denn ein Nichter eine höhere Selbititändigkeit als 
eine jouveräne Regierung? Iſt ein Richter mehr gegen Irrthum 
gefhüßt, als ein von einfichtövollen gejeß- und rechtskundigen 
Raͤthen umgebenes Bundesglied? Hat ein Richter nicht etwa 
mehr Berjuchung, nachdem, was Der Herr Gorreferent Convenienz 
nennt, fein Urtheil einzurichten, als ein ſelbſtſtaͤndiges Gouvers 
nement, deſſen höchſte Convenienz im Bunde darin befteht, mit 
der Einficht die Gerechtigkeit zu verbinden, und Durch die Hebung 
berjelben nicht blos höhere ethifche Forderungen, jondern, um 
ber Wiedervergeltung zu entgehen, ſogar den Maximen der bloßen 
Klugbeit zu genügen. 

Aus diejen vorläufigen Bemerkungen über die von dem Herrn 
Sorreferenten aufgeftellten Prämiſſen — weldye erforderlichenfalls. 
zu vervollftändigen und tiefer zu begründen ich mir ausdrüclich 
vorbehalte — ergiebt fich von felbit, daß ich mit Der von ihm 
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gemachten Anwendung auf den vorliegenden Fall ſchon im All: 
gemeinen nicht einverftanden fein kann; indeſſen glaube ich Doc 
noch bejonderd darauf aufmerfjam machen zu müflen, daß, wenn 
die Bundesverfammlung Kraft des Bundesbejchluffes vom 3. Auguft 
1820, nad) der Anſicht des Herrn Correferenten, zwar befugt 
fein follte, die Erhöhung der beftehenden Zölle auf dem Strome 
zu hindern, ihr aber dem ungeachtet Die Prüfung der Frage: ob 
nicht unter dem Namen einer Verbrauchsſteuer ein wirklicher 
Tranfitogoll erhoben werde? entzogen werden jollte, daß dann, 
fage ih, die Wirkjamkfeit der Bundesverfammlung lediglidy von 
dem Gntdünken der einzelnen Bundesftaaten abhängig gemacht 
werden würde. Ihre ganze Wirffamkeit würde durch den Namen 
beitimmt werden, mit welchem mau eine, den Bundesbefchluß 
vom 3. Auguft 1820 berührende Maasregel bezeichnete und Durch 
die Art und Weife, wie man die dabei zum runde liegende 
Abſicht charakteriſirte. 

Mir ſcheint es, ohne reiferer und vielſeitigerer Prüfung vor: 
greifen zu wollen, unmöglich, Die vorliegende wichtige Angelegen⸗ 
heit auf einem andern Wege zur Erledigung zu bringen, als auf 
dem, weldyen die Executionsordnung borjchreibt. 

Die Commiſſion, welche eigens für joldye Falle niedergejeßt, 
und, erforderlidien Falls, gejeglid zu erneuern ift, kaun, bei 
tteuer Erfüllung der im 3. Artikel jener Ordnung ihrer auferlegten 
Pflicht, den Beruf der Vermittlung am jchönften erfüllen, wenn 
ihr, der hohen Bnndesverfammlung gegenüber, die unbefangene 
Ausmittlung des Rechts, und, für die in ihren Anfichten Diver: 
girenden Bundesftaaten die überzeugende Darftellung deijelben 
gelingt. 


— — an nn — — 


In der 26. Sitzung vom 5. Juli 1821 wurde vertraulich 
verabredet, Daß in der Beſchwerdeſache der herzoglich-anhalt⸗ 
föthenjchen Regierung gegen die Töniglich-preußifche, auf den 
Grund des von der Commiſſion erftatteten, den Gegenftand ſo⸗ 
wohl in factifcher, als rechtlicher Hinficht völlig erjchöpfenden 
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Vortrags, bei den höchſten und hohen Wundesregierungen In— 
firuction eingeholt werben folle. 

Man überzeugte fh, daß dieſe Inſtruction ganz firingent 
jein müfje, um bei der fünftigen Abflimmung über die Sache 
einer Seitd zum Zwecke auszureichen, und anderer Seits felbigen 
nicht zu überjchreiten, daß zu dem Ende nöthig fei, die Buncte, 
über welche die Inſtruction zu erbitten fein werde, in beftimmte 
Fragen zu fallen, DaB jeder Regierung diefelben Fragen vorzu- 
legen jein würden, und daß mithin Die Gefandtjchaften fich über 
deren Faflung zu vereinigen hätten. 

Daher wurden zuvörberfi die Gefandten von Defterreich, 
Baiern, Königreih Sachſen, Hannover und Württemberg beauf- 
tragt, gedachte Fragen zu entwerfen und der Bundesverfammlnug 
zur gemeinfamen Prüfung und Genehmigung vorzutragen. 

Dieje Commiffion gelangte bei ihren Berathungen zu folgenden 
Refultaten: 


1. 

Da nad Artifel VII und VIII der Wiener Schlußacte nicht 
die Bundesverfammlung bei dem Bunde, fondern nur jeder 
Bundestagsgejandte bei feiner Regierung Inſtruction einzuholen 
hat, jo Fann Die Mebereinkunft, Inſtruction einzuholen, auch ferner 
nur als Gegenftand vertraulicher Mittheilung betrachtet, mithin 
felbige zum Bundesbeichluffe nicht erhoben und indem Protocolle 
davon etwas nicht erwähnt werden. 

Vielmehr würde 

2, 

der Bundesbeſchluß Jofort dahin zu fallen fein, Daß an einem 

beftimmten Tage in der Sache abgeftimmt werben jolle. 


3. 


ALS Tag zur Abftimmung wird der 29. November d. %. in 
Vorſchlag gebracht, da die Frift bis dahin ausreichend feheint, 
um jowohl die Snftruction der Regierungen zu erlangen, als 
auch etwaigen Unterhandlungen zwijchen den ftreitenden Theilen 
Raum zu geben. 

19 * 
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4. 

Einer Anftruction zum Zwede der Interpretation der bundes⸗ 
gejeglihen Beſtimmungen über die Kompetenz der Bundesver- 
fammlung in der Sache, oder über die Flußfchiffahrt, wird es 
nicht bepfirfen, da der Bundesverfammlung fein Zweifel über die 
Klarheit der biesfallfigen Vorjchriften und deren Bulänglichfeit 
zur Entjcheidung der vorliegenden Streitſache beiwohnt. 

Wohl aber 

5. 

bedarf es einer Juftruction über den Weg, welchen die Bundes- 
verfammlung einzufchlagen hat, um jene Streitjache einer bundes- 
verfafjungsmäßigen Vermittlung und Entjcheidung entgegen zu 
führen. 

Zu dieſem Zwecke find geſetzlich vorgezeichnete Wege vor: 
handen, von denen einer zu wählen ift, 

a. der richterliche, wenn Die Sache als eine Rechtsſache zwiſchen 
zwei ftreitenden Bundesgliedern betrachtet, und 
b. der Vollziehungsweg, wenn felbige ald eine Sache, an wels 
her alle Bundesftaaten ein gemeinfames Intereſſe haben, 
angejehen wird. 
Wird 

zu a. die Sache aus dem Gefichtspuncte einer Rechtsſache 
angeſehen, jo treten, in Bezug auf das zu beobachtende Verfahren, 

Art. II der Bundesacte, 

Art. XXI der Wiener Schlußacte, 

der Bundestagsbeſchluß vom 16. Juni 1817 (Brot. $. 231) und 

der Bundestagsbeſchluß vom 3. Auguft 1820 (Plen. Brot. $. 2). 
ein, und die Bundesverſammlung bat ohne weiteres in Gemäßheit 
diefer klaren Geſetze zu verfahren. 

Der Grund, weldyer dafür angeführt werden Fann, die vor- 
liegende Differenz als eine bloße Rechtsſache zwiſchen zwei 
Bundesgliedern zu betrachten und daher auf den Weg der rich⸗ 
terlichen Entſcheidung zu leiten, ift im Wefentlichen folgender: 

Preußen behauptet, die bundesgejeßlicdyen Beftimmungen über 
die Flußſchifffahrt nicht übertreten, weder zum Nachtheile der 
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anhalt⸗köthenſchen Lande die Schifffahrt auf der Elbe gehindert, 
noch die beftehenden Zölle erhöht zu haben, vielmehr die in feinen 
Landen angeordnete Verbrandhfteuer auf der Elbe von Gütern, 
tie in das Anhaltiiche beftimmt find, nur als Gaution zu feiner 
Sicherſtellung gegen beforglihen Einjchleif in dieſe Staaten zu 
erheben. Die hieraus fich ergebenden Fragen: ob Preußen hierzu 
befugt und die Erhebung jener Abgabe nicht ein werftedter neuer 
Tranſitozoll fei? Eönnten allerdings als reine Rechtsfragen an: 
gejehen werben, weldye nur auf einen zwilchen zwei Bundes⸗ 
gliedern entitandenen Streit, nicht aber auf einen Bundeszwed 
oder das Intereſſe des Bundes überhaupt bei Aufrechthaltung 
feiner Grundgefeße, Bezug haben, mithin vor einem Austrägal- 
gerichte zu entjcheiden find. 
Sollte nun aber 

zu b. die gegenwärtige Streitjadye als eine ſolche angefehen 
werden, wobei e8 zunähft auf die Hanthabung der Bundes: 
geſetze, an welcher alle Bunbesftaaten in gleihem Maaße ein 
ummittelbares Intereſſe haben, ankommt, fo würde 

Art. XXXI der Wiener Schlußacte und 

die durch Bundesbeſchluß vom 3. Auguft 1820 angenommene 

Srecutionsordnung (Plen. Prot. $. 3) 
der Bundesverfammlung das von ihr zu beobachtende Verfahren 
vorzeichnen. 

Dafür, daß die vorliegende Differenz nicht al3 eine ſpezielle 
Nechtsfache, ſondern vielmehr ald eine jolche Angelegenheit be- 
trachtet werde, welde das gemeinſame Intereſſe des Bundes 
berührt und daher auf dem Vollziehungswege behandelt werden 
müfje, läßt ſich Folgendes anführen: 

aa. Die Bundesverſammlung ift nad) Art. XXXI der Wiener 
Schlußacte berechtigt und verbunden, die Aufrechthaltung und 
Vollziehung jedes von ihr innerhalb ihrer Kompetenz gefaßten 
Beſchluſſes zu fihern. Daher involvirt eine Bejchiwerde, daß 
den, durch Bundesbeſchluß vom 3. Auguft 1820 angenommenen, 
geieglichen Beftimmungen über Die Flußſchifffahrt entgegen gehan⸗ 
delt werde, nicht Die Reclamation eines geflörten Speciellen Befug- 
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niſſes, ſondern die Unzeige eine Eingriffe in Die vertraggmäßigen 
Rechte der Gefammtheit des Bundes, wobei ed nicht auf eine 
richterliche Entſcheiduug, ſondern, wenn jene Bejchwerde gegründet 
befunden wird, auf Manutenenz des übertretenen Gejebed an- 
kommt. 

bb. Manutenenz der Bundesgeſetze iſt aber Die wejentlichfte 
Beftimmung der Bundesverſammlung, und die Anordnung und 
Vollziehung diefer Geſetze zu wichtig für alle Bundesftaaten, als 
daß fie in den norfommenden einzelnen Fällen der Bejchwerde 
von richterlichen Entſcheidungen abhängig gemacht werben Fönne, 
welche bei verjchiedenen Gerichten verfchieden ausfallen dürften. 

cc. Wollte die Bundesverfammlung die vorliegende Differenz 
der Entjcheidung eines Gerichtes überlaffen, jo würde fie ihr 
zugleich die interpretation ihres eigenen Beſchluſſes übertragen, 
mithin fich ſelbſt für unfähig bierzu erklären. 

dd. Die berzoglich:anhalt-£öthenfche Regierung bat in ihren 
Eingaben an die Bundesverſammlung deren Einwirfung aus- 
drüdlich auf den Grund des XXXI $. der Wiener Schlußacte 
— nicht des XXL — verlangt. 

Endlich giebt ja | 

ee. aber auch das $.3 der Executionsordnung vorgejchriebene 
Berfahren die vollfommenfte Veranlafjung, die Frage, auf melde 
es hier anfommt, ins Klare zu jeßen: ob Preußen, wie geflagt 
wird, den Bundesbeſchluß vom 3. Auguft 1820 gehörig nicht 
vollziehen wolle, oder dieſem Bejchluffe weiter, als gejchehen, 
Genüge zu leiften, nicht verbunden fei? Hieraus wird eine 
Sinterpretation hervorgehen, welche Die Bunbesverfammlung felbft 
giebt und welche Daher nicht nur für Diefen einen, fondern auch 
für jeden ähnlichen Fall Anmendung findet. 

Die darauf folgende vertrauliche Sißung vom 12. Juli begann mit 
einem Vortrage ber in der lebten Sigung vom 5. Juli 1821 gewählten 
Commiſſion in der Beſchwerdeſache Anhalt-Köthens gegen Preußen, 
widerrechtliche Erhebung der Tranfito: und Verbrauchſteuer auf der 
Elbe ıc. betreffend, worauf, nad einer ausführlichen Erörterung 
dieſes Gegenftandes und nad) vernommenen Meinungen fämmtlicher 
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Gejandtfchaften, der in Das Protocol der fürmlichen Sigung 
des 12. Zuli übergegangene Beſchluß durch Stimmenmehrheit 
gefaßt wurde. Für denſelben hatte die wefentliche Bemerkung 
entjehieden, daß — da die Bımdesverfammlung jelbft getheilter 
Deinung über die Wahl der Wege fei, welche hierin zur Ent: 
ſcheidung führten, und gleichwohl als eine Hochwichtige Angelegen- 
heit betrachtet werden müſſe, ob dieſer Gegenftand (wenn er nicht 
durdy Vermittlung auszugleichen fei) durch austrägalgerichtlicye 
Entſcheidung oder auf dem Vollziehungswege erledigt werde, der 
zu bejchließende Aufichub den Regierungen binlängiiche Zeit ge: 
währe, ihre Geſandtſchaften, wenn fie es für nothwendig erachteten, 
mit Inſtructionen zu verfehen. 

Der prafidirende Gejandte, Graf von Buol-Schauenftein, 
äußerte insbeſondere, Daß die Art und Weife der vorgejchlagenen 
vorläufigen Beſchlußfaſſung in jo fern den Betheiligten felbft 
ganz erwünfcht jein müſſe, als bei der obwaltenden Verjchieden- 
beit der Anfichten über den angemeſſenſten Entjcheidungsweg die 
ganze Sache in die Hände der Regierungen gelegt werde, von 
denen es nun lediglich abhänge, fich nach ihrem beften Ermeljen, 
welchen die Bundesverſammlung durch die in dem Commiſſions⸗ 
berichte ausgedrüdten Alternative, ald Die einzige, in der beſtehenden 
Geſetzgebung begründete, gleihwohl Feinesweges vorzugreifen 
gemeint fein Eönne, darüber auszufprechen. 

Preußen trat dem Befchluffe, unter Bezugnahme auf jeine 
früheren Erklärungen bei, und behielt ſich nachträgliche Bemer⸗ 
fungen vor. 

Der Gefandte der fünfzehnten Stimme trat demjelben eben- 
fallö bei, behielt ſich jedoc, nicht minder für Anhalt-Köthen nach— 
trägliche Erklärung vor. 





— — — — — — 


Der preußiſche Geſandte äußerte fich über die Commiſſions⸗ 
vorſchlaͤge dahin: 

Ich bin mit den Vorſchlägen der hochverehrten Commiſſion 
über die Art, wie die vorliegende Sache in ihrer näheren Ent— 
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widelung, mit den darüber verſchiedentlich aufgeftellten Anfichten, 
und der Beurtheilung der allerhöchſten und höchſten Höfe zu 
übergeben jei, im Wefentlichen einverftanden — nur glaube ich, 
daß ih, als befonderd dabei intereffirter Theil, das Recht in 
Anſpruch nehmen koönne, nad) Inhalt meiner Anweiſung, einige 
Bemerkungen, durch welche ich weber fchon dermalen eine beftimmte 
Widerlegung der bisher befannt gewordenen Aeußerungen und 
Anträge, noch irgend eine Störung und Aenderung im Gange 
der Berathung, und am allerwenigften die Herbeiführung neuer 
Erörterungen, ſondern nur die Verftändigung der Weberficht der 
dieſſeitigen Anfichten beabfichtige, nachträglich in einer der nächften 
Sikungen vortragen und damit den Antrag verfnüpfen zu dürfen, 
daß fie gleichzeitig mit dem befchloffenen Berichte den allerhöchften 
und höchften Höfen zu unmittelbarer Prüfung und Würdigung 
vorgelegt werden mögen, um in dem beichlußmäßigen Termin 
fi) Darüber zu erklären, damit in Folge diefer Erklärungen dems 
nächlt die hier zunehmenden weiteren Beſchlüſſe gefaßt merben 
fönnen. 

In der nun folgenden vertraulichen Sitzung vom 19. Juli 
verlas der preußifche Bundestagsgejandte, Graf von der Golß, 
Folgendes: 

1. die in der jüngften vertraulichen Sitzung vorbehaltene, 
bier angebogene „[chließlihe Eröffnung und Mittbeilung zum 
„Sommilfionsberihte vom 12. Juli 1821, in der anhalt-föthen- 
„ſchen Beſchwerdeſache; 

2. „weitere Bemerkungen zu dem Commiſſionsvortrage vom 
„28. Juni 1821 in derſelben Angelegenheit;“ 

3. „Bemerkungen über die Anſichten des koͤniglich württem— 
„bergiſchen Herrn Bundestagsgeſandten zu demſelben Vortrage“. 

Man kam überein, dieſe Bemerkungen und Erklaͤrungen loco 
dictaturae drucken zu laſſen und den Regierungen nachtraͤglich 
einzuſenden. 

Uebrigens äußerte hierauf der baieriſche Geſandte, Freiherr 
von Aretin: 

Gr glaube nichts erwidern zu müſſen, weil ihm nur der 
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Borwurf gemacht werde, daß er Die Wiener Conferenz⸗Protocolle 
estrahirt, nicht aber, daß er fie nicht getreu extrahiert habe. 

Der koͤniglich⸗württembergiſche Gefandte, Freiherr von Wangen⸗ 
beim äußerte: der Vorwurf, daß er feine Anficht — nad) halbjähriger 
Behandlung der vorliegenden Sache und erft nach erflattetem 
Bortrage der Prüfungs-Commiſſion — entwidelt habe, falle in 
fich jelber zufammen, wenn man eriväge, 

a. daß man früher und fo lange der Schreibfehler in der ans 
haltiſchen Erklärung (wo ftatt Art. 31 der Art. 21 allegirt 
worden) nicht verbefiert gewejen jei, habe glauben müfjen, 
ber Herzog von Anhalt rufe nicht den 31, fondern ben 21. 
Artikel der Schlußacte an; 

b) daß aber, nachden Kar geworden, daß der Herzog von 
Anhalt wirklich den 31. Artikel der Schlußacte und nur 
diefen angerufen habe, die Sache bereits zur Prüfung an 
eine Commiſſion abgegeben gewejen fei, ex daher, ohne vors 
laut zu erfcheinen, feine Anficht nicht früher, ald nad) dem 
von ihr erftatteten Vortrage, habe entwideln können, 

Wenn diefe Anficht, wie der königlich preußifche Geſandte 
glaube, am Ende auf den nämlichen Punct hingeführt haben 
follte, auf welchen der Vortrag der Herren Referenten die Sache 
wirklich geführt babe, nämlidy zur Interpretation der betreffenden 
Artikel der Wiener Kongreßacte: jo fei dabei nur zu bemerken, 
Daß von den zwei Arten der Sinterpretation, der authentifchen 
nnd der doctrinellen, Die erfte nur dann zur Anwendung Tommen 
fönne, wenn bie zweite ald unzulänglid, angefehen werben müſſe, 
daß die doctrinelle, außer in gelehrten Abhandlungen, nur in 
und mit der Entſcheidung des concreten Falls, auf welchen ein 
Gefeß, von einem der ftreitenden Theile anders, als von dem 
andern verftanden, anzuwenden fei, gegeben werben könne; und 
daß, in Beziehung auf einen bejondern Fall, eine anthentifche 
Erklärung nur dann eintreten könne, wenn fie, wegen abjoluter 
Unklarheit des Gejeßes, von der entfcheidenden Behörde bei dem 
Gejeßgeber fidh erbeten werde. Wenn der Eöniglichpreußifche 
Gefandte endlich darüber fein Befremden eröffnen zu müflen 
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glaube, daß ein Bundesbejchluß, der für die gemachte Anwen⸗ 
dung einen jo unzureichenden eigenen Inhalt darbiete, follte für 
geeignet gehalten werden können, für dieſe Anwendung in ben 
Geſichtspunct des einzuleitenden Executionsverfahrens fofort und 
unmittelbar geftellt zu werden, jo müſſe der koͤniglich württem- 
bergijche Geſandte ed der hohen Verjanmlung freilich Lediglich 
überlafjen, ob fie dieſes Befremden theilen oder zurüdgeben 
wolle, er aber könne ſich nicht überzeugen, daß ein anderer, als 
der gefeßliche Weg darum einzujchlagen fei, weil die PBarteien 
über deu Zeitpunct, in welchem eine Verpflichtung zu erfüllen 
jei, verſchiedene Anfichten hegten. 


Schließliche Eröffnung 
und Mittheilung der koͤniglich-preußiſchen Bundestagsgejandtjchaft 
zum Gommifjtiondberichte vom 12. Suli 1821 in der anhalt- 
föthenjchen Beſchwerdeſache. 
Zur vertraulichen (28.) Sitzung vom 19. Juli 1821. 

Da die Föniglich-preußifche Bundestagsgefandtichaft die Dies- 
feitige Nichtanerfenuung: daß eine definitive Entſcheidung ber 
vorliegenden Sache gebenkbarerweije in der Gompetenz der Bun⸗ 
bedverfammlung liege — in derjenigen bedingten Art bereits 
Ichließlich zu erkennen gegeben hat, in welcher fie dem gezogenen 
Beichlufje beigetreten ift; Die Bundestagegefandfchaft aber alles 
Dasjenige einftweilen ald zur Prüfung der Regierungen geftellt 
betrachten kann, was bei Diefem Anlafje über Bundesverfaſſung, 
wie über Rechte und Formen biefiger Gejchäftsleitung geäußert 
worden und vorgekommen ift; fo fcheint für Diefelbe nur übrig, 
dem erftatteten legten Commiſſionsberichte dasjenige hiermit ans 
zufchließen*), was die Geſandtſchaft zur Ergänzung der Mate: 
rialien einer fortgefeßten Erörterung bier früher mitgetheilt haben 
würde, wenn dieſe Grörterung nicht abgebrochen und auf Die 


*) Man fehe die folgenden Bemerfungen. 
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Bundesregierungen nunmehr übertragen wäre. Dieſe Regierun- 
gen werden auf den erhaltenen Anlaß nun ohne Zweifel feinen 
Anftand nehmen, dem Gegenftande diejenige unbefangene und 
vollftändige Prüfung zu widmen, auf welche der königlich⸗preu⸗ 
Biihe Hof nicht nur in feinem eigenen Intereſſe, jondern, wie es 
wiederholt erklärt worden, und berjelbe auch dabei beharret, im 
Gemeinintereſſe ‚aller Bundesregierungen den beftimmteften Ans 
Ipruch begründet zu haben glanbt. Goltz. 


Weitere Bemerkungen 
des koͤniglich-preußiſchen Bundestagsgeſandten zu dem Gommif- 
fionsvortrage vom 23. Juni 1824, in ber anhalt-koͤthenſchen 
DBeichwerdelache*). 

Der königlich-preußiſche Hof hat in der Erklärung vom 17. 
März diejenige Auslegung bierber gehöriger Artikel ver Wiener 
Songreßacte geleiftet, Die durch die von der herzoglich⸗anhalt⸗ 
köthenſchen Regierung verfuchte, entgegengejebte Auslegung ver- 
anlaßt. war. 

Der jept erfolgte Vortrag in diefer Beichwerdejache führt 
nunmehr aber mit bejonderem Nachdruck diejenigen Srörterungen 
in dieſelbe Auslegung ein, die bei den Wiener Minifterial 
Gonferenzen ftatt gehabt haben, und deren Refultat der bier dem: 
naͤchſt erfolgte Beichluß vom 3. Auguft 1820 geweſen ift. 

Die Gefandtichaft ift demnach veranlagt, in Diefer Beztehung 
Folgendes zu bemerken: 

Aus der im Bortrage gefchehenen Zufammenftellung, die 
hierbei lediglich zum Grunde gelegt wird, ergiebt fi), Daß die 
bemerften Grörterungen davon ausgingen, daß Die herzogliche 
Regierung in der vorgejchlagenen Faſſung eines die Flußſchiff⸗ 
fahrt betreffenden Artikels, einen anjcheinenden Rückſchritt in Bes 
ziehbung auf dasjenige zu bemerfen glaubte, was bereitö in der 


*) Siehe das Protocol der 26. Sikung vom 5. Juli d. J., Beilage 
3. 25, Seite 513. 
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Songreßacte ftipulirt und beſchloſſen fei. Die herzogliche Regie- 
rung wollte ſich nicht mit ber Erklärung und Erläuterung begnü⸗ 
gen, nach welcher die vorgejchlagene Faſſung, als mehr bejagend 
und deutlicher, als die in der Gongreßacte enthaltene, betrachtet 
werben Fonnte. Sie fuhr fort, dasjenige zu begehren, was fie 
in dem Siune, den fie den mehrbejagten Artifeln ber Congreß⸗ 
acte zu unterlegen ſchon damals beabfichtigte, vom Anfange au 
begehrt hatte: 
die unverzügliche Ausführung der verheißenen Freiheit, und 
ihre Unabhängigkeit von den Douanen-Syſtemen der Ufer: 
ftaaten, welche unverzüglihe Ausführung vollftändig und 
ausdrüdlic fichergeftellt werben follte (vergl. $. A des Vor⸗ 
trags). 
Nachdem von dem Herrn Fürſten von Metternich hierauf er⸗ 
widert war ($. 5 des Vortrags), „daß die Zuſammenſtellung 
zweier jo ganz verjchiebener Gegenftände, als Die abzujchließende 
Acte und die Angelegenheit der Flußſchifffahrt feien, weder zu 
erflären noch zu rechtfertigen fei, die früher beſchloſſene Neguli- 
rung ter Flußſchifffahrt Feiner weiteren Sanction bedürfe, der 
Artikel 19 der Bundesacte diejelbe unter den bei der Bundes» 
verſammlung zu berathenben Gegenjtänden mit aufftelle, die Be- 
richtigung des Geſchaͤfts aber durch den Artikel 108 der Congreß⸗ 
akte den dabei interejfirten Staaten überlaffen, eine dazu bes 
ftinmte Commiſſion in Hinfiht der Elbſchifffahrt auch wirklidy 
beichäftigt jei” — jo begehrte zwar der bevollmädhtigte Geſandte 
des Herzogs (vergl. $. 7) nochmal einen Artifel, der Die 
unmittelbare Ausführung der Artikel 1141 und 115 feſtſtelle; 
auch wurde (vergl. $. 8) über Die dieſſeits verlegte Souve— 
ränität Seiner herzoglichen Durchlaucht eine ganz ähnliche An- 
Elage, als nachher hier gejchehen, formirt. Nachdem aber Seine 
Durdjlaucht der Herr Fürft von Metternich fich eine ſchließliche 
Deiprehung mit des Herrn Herzogs Durchlaudyt über den Ge: 
genftand vorbehalten hatte, erfolgte, ald Nejultat dieſer Beſpre— 
dung, die neue Faſſung des Artifel3 in der im $. 13 des Vor: 
trags bemerkten Art. 
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Nach dieſer Faſſung machen fi) nun die bei den Flußſchiff⸗ 
fahröftipulationen betheiligten Bundesglieder, wie ed wörtlid) 
lautet, verbindlid: 

„die darüber in der Gongreßacte gegebenen und durch den 

19. Artikel der Bundesacte den Berathungen der Bundes: 

verfammlung zum Grunde gelegten Vorichriften unverbrüch- 

lih zu befolgen, wie auch ‚die deshalb ſchon beftehenden 

Unterhandlungen auf's thätigfte zu betreiben, in der fürzeft 

möglichen Frift zu beendigen, und wo noch feine Unterhand- 

lungen eingeleitet jeien, folche unverzüglich eintreten zu 
laſſen.“ 
Ob nun moͤglicherweiſe behauptet werden könne: 

„die herzogliche Regierung habe mit dieſer Feſtſtellung, die 

offenliegend nichts enthaͤlt, als eine erneuerte Sanctionirung 

des früher Stipulirten — eine Verweiſung auf den Artikel 

19 der Bundesacte und auf die angeknüpften uud möglichſt 

zu befchleunigenden Unterhandlungen — dennoch die Feftftellung 

„derjenigen unmittelbaren Ausführung der Schifffahrt: 

freiheit und Unabhängigkeit von den Douanen-Syftemen der 

Uferftaaten”“ erhalten, die fie im Laufe der Verhandlung 

gefucht Hatte; (da vielmehr dieſe Feftftellung der unmittel- 

baren Ausführung vor und außer dem Lanfe der ange 
fnüpften Unterhbandlungen jein follte, geradezu und mit 
größter Beharrlichkeit abgelehnt worden)” —: 
Diefes zu erörtern, wenn dazu noch Möglichkeit übrig iſt, wird 
freifih ganz befonderd die Sadje derjenigen Interpretation fein, 
die mit dem Beichluffe vom 3. Auguft 1820 vorgenommen wer. 
den foll. 

Wenn übrigens in dem Bortrage ($. 9) noch bemerkt wird, 
ed ſei von dem Eöniglichepreußifchen Bevollmächtigten nichts ers 
innert, ald der Herr Zürft von Metternich geäußert habe: 

„die Bundesverfammlung fei competent, wenn ber Herr Her- 

309 fich durch vorhergegangene Verfügungen verlegt, oder 

durch die zu erwartenden Rejultate der Dresdner Commij- 

fion feinen Beſchwerden nicht abgeholfen glaube” ; 
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jo ſtimmt ſolches damit vollfommen überein, daß die königlich⸗ 
preußijche Regierung ſich hier auf die Beſchwerde, des Herzogs 
unbedenklich eingelafjen hat, wie Der möglich gewordene, ganze, 
bisherige Laufe der Erörterung, von der Erklärung vom 17. März 
an, davon den Beweis giebt; wiemohl Richtung und Umfang 
diefer Competenz Bis dahin noch aus verjchiedenen Geſichtspunk⸗ 
ten betrachtet werben. 


Demerfungen 
des königlich-preußiſchen Bundestagsgefandten über die Anfichten 
des Föniglichwürttembergijchen Bundestagsgefandten, zu dem 
Bortrage in ber anbaltsföthenjchen Beſchwerdeſache. 


Miewohl nah balbjähriger Behandlung der anbalt-köthen: 
ſchen Beſchwerdeſache, ald einer Streitjache unter Bundesgliedern 
— nach Schon erftattetem Vortrage einer in diefem Sinne ernannt: 
ten Brüfungscommilfion — nicht wohl zu erwartenwar, als könne der 
Gegenftand noch einer Behandlung unterworfen werden wollen, 
die denfelben in einen ganz neuen Gefichtspunkt ftellte, und den 
Streit über deſſen verfaffungsmäßige Behandlung erft noch von 
andern Seiten eröffnete, jo endigen bie Anfichten des Föniglich: 
württembergifchen Herrn Geſandten dennoch anfcheinend mit 
einem jolchen Antrage, auf fo beftimmte Weile, daß ich jedenfalls 
deshalb Folgendes zu eröffnen mich veranlaßt finde: 

Dem koͤniglich-preußiſchen Hofe ift eben ſowohl die Exiftenz 
des die Flußſchifffahrt betreffenden Bundestagsbeſchluſſes vom 
3. Auguft 1820, als des Artifeld XXXI der Schlußacte, jo wie 
der auf denfelben gegründeten Executionsordnung, vollkommen 
erinnerlich, und es wird derjelbe nie in Abrede ftellen, daß ein 
einigermaßen nach deutlichem Inhalte in Bezug genonımener 
Bundesbeſchluß bei der beftehenden perpetuirlihen Commiſſion 
zu Dem Bmede geprüft werden fönne, ob derſelbe dasjenige 
wirflich enthalte und vworjchreibe, worauf der vorfommende An- 
ſpruch eines Bundesſtaates an den andern gegründet werben jod. 
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Hätte jedoch diefer Verjuch bei erfter Anbringung der vorliegen: 
gen Beichwerte, jo wenig dieſelbe dazu geeignet erjcheint, ge= 
macht werden wollen; jo würde er, wie ſolches aus Der Natur 
der Sache hervorgeht, und in der eigenen Entwidelung des 
föniglich-württembergifchen Herrn Gejandten ſich beitätigt, zur 
interpretation der betreffenden Artifel der Wiener Songreßacte, 
demnach auf denfelben Punkt geführt haben, auf welchen Die 
dermalige Vortragserftattung die Sache im MWejentlichen nun⸗ 
mehr wirklich geführt hat. Zu geſchweigen Daher, daß ein Bun⸗ 
desbeichluß, der für die gemachte Anwendung einen jo unzurei⸗ 
chenden eigenen Inhalt Darbietet, ſchwerlich jemals geeignet fein 
fan, für diefe Anwendung in den Gefichtöpunft eines einzuleis 
tenden Exekutionsverfahrens fofort und unmittelbar geftellt zu 
werden, wurde die preußiiche Geſandtſchaft, in Beziehung auf 
eine jolche erft noch zu treffende Anordnung, nur in vermehrtem 
Maaße ihr Befremden eröffnen müflen; indem mit einer joldyen 
nunmehrigen Einleitung, bei weldyer diejelbe interpretation doch 
in feinem Falle zu umgehen wäre, die Sache an fid um nichts 
gefördert, demnach nur der Anjchein übrig fein witrde, cine 
Maaßregel empfehlen zu wellen, mit welcher daS Dielleitige, vom 
Anfange an erwiefene Eingehen in eine dem Bundesverhaäͤltniſſe 
allerdingd entjprechende, wiewohl mit biefiger Anjicht zum Theil 
nicht ffimmende Erledigung, einen auffallenden Gontraft zeigen 
würde. 


— — — m — — — 


Nachdem mehrere Mal die Abſtimmung aufgeſchoben war, 
ſollte dieſe endlich am 17. Januar 1822 erfolgen. In der Sitzung 
dieſes Tages gab Anhalt-Köthen zu Protocoll: 

In dem heutigen Termine, wo eine Entſcheidung der Frage 
erfolgen ſollte: 

auf welchem der verfaſſungsmäßigen Wege die in der Com— 

petenz der Bundesverſammlung liegende Entſcheidung der 

Hauptſache herbeigeführt werden ſolle: 
iſt die Geſandtſchaft beauftragt, folgende Erklärung abzugeben: 
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Nachdem das königlich-preußiſche Gabinet durch die Ratifi- 
cirung der Elbjchiffiahrtsacte, und durch die in der 33. Sitzung 
der Bundesverſammlung vom 13. December 1821 erklärte Frei⸗ 
laßung des Friedheimiſchen Schiffes, den Rechtszuſtand, ohne je⸗ 
doch dazu eine Rechtöverbindlichfeit anerkannt zu haben, bergeitellt 
und Anhalt durdy Die freie Elbe die ungeftörte Verbindung mit 
den übrigen Bundesftaaten wieder erhalten hat, dadurch aber in 
die ihm urfprünglich gebührende Lage, fi für immer von frem⸗ 
der Beſteuerung unabhängig erhalten zu können, gejekt worden 
ift: jo bedarf e8 jeßt nur noch einer Ausgleichung über die Rüd- 
erftattung der, feit drei Jahren von Unhalt an Preußen bezahl: 
ten, beträchtlichen Verbrauchſteuern und über den Erfaß des, den 
anhaltifhen Unterthanen durdy Sperrung der Elbe überhaupt 
erwachjenen, bedeutenden Schadens, um den Gegenftand der 
anhaltföthenjchen Bejchwerde, in allen ihren Theilen, am Bun⸗ 
destage für erledigt zu erklären. 

Seine Herzogliche Durchlaucht haben zu dem Ende bei dem 
Eöniglichepreußifchen Meinifterio der auswärtigen Angelegenheiten 
in Berlin eine unmittelbare Unterbandlung eingeleitet. Dieſes 
hat den Gegenſtand, ohne jedoch eine Rechtsverbindlichkeit zur 
Leiftung irgend einer NRüderftattung und Entjchädignug anzu: 
erkennen, von der perjönlichen Entſcheidung Sr. Majeftät des 
Königs abhängig und zum unverweilten Bortrage an Allerhöchſt⸗ 
denfelben geeignet erklärt. 

Von dem Augenblide an, wo die Entjcheidung von Der be- 
fannten Gerechtigkeit Sr. königlichen Majeftät abhängt, glauben 
Se. Durchlaucht über den unverweilten und volftändigen Erſatz 
des bisher crlittenen Schadens feinen Zweifel mehr begen zu 
dürfen. 

Seine berzoglide Durchlaucht Fönnen fih dem koniglich— 
preußifchen Minifterio der auswärtigen Angelegenheiten nur ver- 
bunden fühlen, daß daſſelbe Höchſt ihnen Gelegenheit gegeben 
hat, dem gerechten und befreundeten Monarchen einen Beweis 
Ihres unbegrenzten Vertrauens dadurch zu geben, dab Se. her- 
zoglihe Durchlaucht, wie hiermit gejchieht: 
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auf eine weitere Hinausfehung und DVertagung des auf den 

17. Januar feſtgeſetzten Termined, auf wettere acht Wochen 

nämlich bis zum 14. März d. J., antragen. 

Indem Seine herzoglidde Durchlaudyt Die angenehme und zuver⸗ 
fihtliche Hoffnung nähren, e8 werben Höchftdiefelben in dieſem 
Termine nichts zu erklären haben, ald DaB ed zwilchen dem 
föniglichpreußifchen Hofe und herzoglichen Durchlaucht keinen 
Gegenftand irgend einer Irrung mehr gebe, und daß daraus die 
Zurüdnahme der am Bundestage erhobenen und von dieſem ge» 
rechtfertigte angenommenen Bejchwerde von ſelbſt folge, glaubt 
die Geſandtſchaft jedoch, eine von der koͤniglich-baieriſchen Ge- 
ſandtſchaft in der 33. Sitzung bes vorigen Jahres ausgeſprochene 
Anficht nicht ganz mit Stillfchweigen übergehen zu dürfen, nach 
weldyer man dann, wenn bie hergoglich-anbaltiihe Regierung 
nody einigen Grund zu einer Beſchwerde habe, eine neue, auf 
den veränderten Stand der Verhältniffe angepaßten, artikulirte 
Darftelung zu erwarten haben werde, um diejen Gegenftand 
einer weitern Erwägung zu unterziehen und Darüber, wenn die 
weiters nöthigen Inſtructionen eingetroffen jein werden, den allen» 
falls nöthigen Beſchluß zu fallen, 

Sollte, was faum anzunehmen ift, von ber Töniglich-preußis 
chen Regierung die Rüderftattung und Entjchädigung verweigert 
und den Grund der Verpflihtung dazu in Abrede geftellt merben, 
jo würde dadurch der Stand des wejentlid) hier in Frage kom⸗ 
menden Derhältnified keineswegs verändert; es würde dadurch 
weder eine neue Bejchwerbe, noch eine neue Erwägung derfelben, 
noch eine neue Snftructionseinholung, noch ein anderer Beſchluß 
nöthig werden, als der heute ſchon hätte gefaßt werben koönnen. 
Dann, wie jebt, würde die Competenz des Bundestages, Die 
Entſcheidung der Sache auf einem der beiden verfaſſungsmaͤßigen 
Wege herbeizuführen, als eine bereits ausgeſprochene zu betrach: 
ten fein, und dann, wie jebt, würde von Dem Bundestage der 
Weg zu bezeichnen fein, auf welchem Se. berzoglihe Dnirchlaucht 
die Entfcheidung zu ſuchen haben, wenn die Verpflichtung dazu 
Eöniglicy-preußifcher Seits in Zweifel gezogen werben ſollte. 

Dritter Theil. 20 
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Der Gegenftand der von Sr. herzoglichen Durchlaucht geger 
die Eöniglichspreußifche Staatöverwaltung erhobenen Beſchwerde- 
war nicht blos die Frage: ob Preußen zur Erhebung der Ver: 
brauchfteuer auf der Elbe, und ob es überhaupt durch Sperrung 
der Elbe den anhaltiihen Unterthanen Schaden zuzufügen be: 
rechtigt war? Nicht wegen eines einzelnen Falles, etwa nur we- 
gen Anhaltung des Friedheimiſchen Schiffes, fondern auch und 
jwar principaliter im Allgemeinen über die dieſſeits für wider: 
rechtlich gehaltene Erhebung der Löniglich-preußifchen Tranſito⸗ 
und Verbrauchitener auf der Elbe, bejchwerte fi Anhalt, und es 
trug, auf dem Grunde der Wiener Congreßacte (Art.111 n.115), 
wie auch auf dem Grunde der Wiener Schlußacte, nicht nur 
Darauf an: 

1. daß die widerrechtliche Erhebung der koͤniglich-preußiſchen 
Tranfito- und Verbrauchfteuer auf der Stelle aufzuhoͤren habe, 
und daß 

2. das dem Kaufmann Friedheim zu Köthen gehörende Schiff 
frei gegeben werde, — ſondern e8 behielt fich auch ausdrücklich 
die ſowohl dem Eigenthuͤmer des Schiffes, als der herzoglichen 
Regierung und ihren Unterthanen überhaupt gebührende Entjchä- 
Digung vor. 

Wie fol aber, fo Tange Preußen die Rechtöverbindlichkeit 
läugnet, welche die Arlegung jener Steuer und Sperre der Elbe 
zur widerredhtlihen machte, dieſe Entjchädigung, falls dieſelbe 
niht im Wege freier Vereinigung geleiftet wird, mit Hoffnung 
eines rechtlichen Erfolges von Anhalt eingeklagt werten Eönnen, 
wenn nicht zuvor Darüber entfchieder worden ift, ob Die Hanpts 
fache, wenn fie nicht durch ein, von der erhobenen Beſchwerde 
ganz unabhängiges Creiguiß befeitigt worden wäre, rechtlich be- 
gründet war oder nicht? und wie ſoll dieſes ausgemittelt wer⸗ 
den, wenn nicht vorher der Weg bezeichnet wird, auf welchem 
jene Entſcheidung herbeigeführt werden fol? 

Die Gefandtichaft darf fi) der zuverfihtlihen Hoffnung 
überlafjen, daß, wenn über die bier erörterte Anficht irgendwo 
noch ein Zweifel obwalten könnte, Diefer (im Falle, daß Seine 
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herzogliche Durchlaucht, gegen alle Wahrfcheinlichfeit, fich nicht 
in der Lage befinden würden, Ihre Beſchwerde ganz und voll» 
fändig zurfidzunehmen) in jenem nun auzuberaumenden Termine, 
zugleich mit der Hauptfrage werde gelöft werden. 

Breußen erwiberte hierauf: Da in der eben gemachten Er⸗ 
klaͤrung von einer mit dem königlich-preußiſchen Miniſterium der 
auswärtigen Angelegenheiten eingeleiteten Unterhandlung die Rebe 
ift, jo flieht ſich der königlich-preußiſche Bundestagsgefandte ver 
anlaßt, Die von feinem Hofe ihm über jene Angelegenheit mitge⸗ 
theilten Noten in der Abficht der Bundesverſammlung vorzulegen, 
damit Diejelbe Daraus den Stand der Sache vollkommen erfehen 
fünne. Es findet hiernach Feine Unterhandlung flatt, welche mit 
dem Kortgange oder der Yurüdnahme ber Beichwerbe bei ber 
Bundesverfammlung in irgend einen beleidigenden Zuſammen⸗ 
hang gebracht werden, oder weßhalb ein Intereſſe vorhanden ift, 
den Termin einer verabredeten Abflimmung, wenn nad} ber dies» 
ſeits am 13. December vorigen Jahres abgegebenen Erklärung 
überhaupt noch eine Eroͤrterung zuläffig fein Eönnte, zu pros 
vociren. 

Da des Herzogs von Anhalt-Köthen Durchlaucht ein beſon⸗ 
dere8 Bertrauen darauf fegen, daß der Wunſch um Vergütung 
der bisher erhobenen Verbrauchſtener Seiner Majeität dem Kö: 
nige vorgetragen werde, fo ift nur zu bedauern, daß, nach oft 
auseinander gejeßter Sachverbindung, die allerhöchfte Entjchlies 
Bung jo Lange erjchwert oder verzögert wird, ald eine Be⸗ 
ſchwerdeführung von Seiner herzoglichen Durchlaucht fortge⸗ 
ſetzt wird. 

Der koͤniglich⸗preußiſche Geſandte fügte noch hinzu, Daß, in 
fo fern fein Hof noch eine Beantwortung der ſo eben vernom⸗ 
menen herzoglich⸗anhalt⸗koͤthenſchen Erklärung für nötbig hal- 
ten follte, er fich dieſelbe ausdrücklich vorbehalten haben wolle, 
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1. 

Der Unterzeichnete beehrt fi, dem Wunfche Seiner Excellenz 
des Föniglich-preußifchen Minifterd der auswärtigen Angelegen- 
heiten, Herru Grafen v. Bernflorff, zu entiprechen, und Dasjenige 
ſchriftlich zu eröffnen, was der Begenftand feines geftrigen münd- 
lichen Vortrags gewefen ift. 

Seine regierende herzoglihe Durchlaucht zu Anhalt⸗ſtöthen 
haben den Unterzeichneten an den Töniglichpreußijchen Staats- 
fanzler, Herrn Fürften von Hardenberg Durchlaucht (der aber 
inzwijchen erfranft ift), abzuorbnen, geruhet, um hochdemſelben 
Folgendes zu eröffnen: 

Nachdem der koͤniglich-preußiſche Hof die Auswechjelung der 
Ratificationen der In Dresden abgeſchloſſenen Elbſchifffahrtsacte 
vollzogen, und nachdem derielbe am 13. December a. pr. am 
Bundestage zu Frankfurt förmlich erklärt hat, daß das Fried⸗ 
heimifhe Schiff den 1. Januar 1822 ungehindert paffiren Tönne, 
fo haben Seine herzogliche Durchlaucht — in der reinen Abficht, 
den, Hoͤchſtihren aufgedenngenen, jehr bedauerlichen Streithandel 
am Bundestage ſchnell zu bejeitigen, und geleitet von dem Ge⸗ 
fühle Höchftihrer angebornen und unzerftörbaren Anhänglichkeit 
an das Föniglichpreußifche Haus, auch nach dem wiederholt ge- 
äußerten Wunjche Seiner Majeftät des Kaiſers von Oeſterreich, 
daß die unangenehmen Discujfionen in Frankfurt befeitigt werben 
möchten — Si zu dem Verſuche beftimmen lafjen, eine unmit- 
telbare Negociation in Berlin über die YZurüdnahme der am 
Bundestage jchwebenden anhalt - föthenjchen Beſchwerde anzu= 
fnüpfen. 

Unter allen bei dem Negterungsantritte Seiner herzoglichen 
Durchlaucht ererbten Sorgen und Pflichten, hat Die unglüdliche 
Differenz mit Preußen den perfönlichen Sefinnungen Sr. Durch: 
laudyt die jehwerften Opfer auferlegt; doch, wo es fid) um das 
Wohl der Höchſtihnen von Gott anvertrauten Unterthanen und 
um Erhaltung der Rechte Höchftihred Hauſes handelte, war Ih⸗ 
nen fein anderer al3 der mit zuverfichtlichem Vertrauen auf Gott 
und auf das Recht und Gerechtigfeit Höchſtihrer Sache betretenen 
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Weg geftattet. Seine herzogliche Durchlaucht wünfchen jedoch, 
wie ıh Ew. Excellenz geftern mehrmald mündlich zu wieberbolen 
die Ehre hatte, nichts Jehnlicher, al8 Die Beſchwerde am Bundes: 
tage noch vor Dem 17, d. M. zurädnehmen zu fönnen; doch 
wird dieſer aufrichtige Wunſch Seiner herzoglichen Durchlaucht 
nur dann zu erfüllen ſtehen, wenn durch ein gütliches, jedoch be⸗ 
ſtimmtes, Uebereinkommen der durch die widerrechtliche dreijäh— 
rige Erhebung der Verbrauchſteuer den herzoglich-anhaltiſchen 
Ländern erwachſenen Schaden durch angemeſſene, in allen preu⸗ 
ßiſchen Erflärungen verſprochene, Entſchaͤdigungen wirklich vers 
gütet nnd zugeſichert worden iſt. 

Das koͤniglich-preußiſche Cabinet hat durch die Herſtellung 
des Beſitzſtandes, Freilaſſung des Friedheimiſchen Schiffes, Er⸗ 
laß der bisher widerrechtlich erhobenen Verbrauchſteuer, einen Act 
der Gerechtigkeit geübt, der nicht allein von den Herzogen von 
Anhalt und von den anhaltijchen Unterthanen, jondern auch von 
ganz Europa dankbare und rechte Anerkennung finden wird, 
Seine Durchlaucht geben Sich mit gleichem Vertrauen auch der 
Erwartung hin, daß das Eöniglich-preußifche Gabinet mit derfel: 
ben Gerechtigkeitöliebe den anhaltifchen Unterthanen bereitwillig 
und vollftändig diejenigen Steuern zurüderftatten wird, welche 
fie darum auch auf den Landesgrenzen an die Eöniglich-preußifchen 
Steuerfaffen und Zollämter in den Drei vergangenen Jahren zu 
entrichten gezwungen waren, weil ihnen durch die Sperrung der 
Elbe jede freie Haudelöverbindung mit dem übrigen Deutjchland 
abgejchnitten war. 

Der Unterzeichnete ift mit den genaueften aus officiellen 
Duellen gejchöpften Berechnungen verfehen, wie body fi) der den 
Herzogen von Anhalt und den anhaltijchen Unterthanen in den 
Jahren 1819, 1820 und 1821 erwachſene Schaden belaufe, und 
ift bereit, fie Seiner Excellenz oder den von Hochdenenjelben 
dazu beauftragten Eöniglichen Beamten fogleich ergebeuft vor: 
zulegen. 

Da Seine herzogliche Durchlaucht der Herzog zu Anhalt: 
Köthen Höchſtihren Gefandten am Bunbestage, des bekannten, 
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am 17. Januar a. c. zu Frankfurt angefebten QTermind wegen, 
mit jachgemäßen Inſtructionen verjehen müſſen, jo werben Ew. 
Excellenz ſelbſt gefäßigft ermeflen, Daß e8 dem Unterzeichneten 
nur geftattet fein Faun, fich einige Tage hier aufzuhalten, und 
daß derſelbe Ew. Excellenz um eine gefällige baldige Begenerfld- 
rung ergebenft und dringend bitten muß. 

Mit Vergnügen benugt derjelbe ac. 

Berlin, den 1. Sanuar 1822, 
(ge3.) Freiherr von Sternegg. 


2. 


Der Unterzeichnete hat mit Vergnügen aus der Eröffnung 
des ac, Frhrn. v. Sternegg eine Geneigtheit des regierenden Herzogs 
von Anhalt:Kötben Durchlaucht zu einer Rückkehr zu freundlichen 
Gefinnungen gegen den Eöniglichepreußischen Hof erfehen. 

Auch würde dem legtern die Zurücknahme der bei dem 
Bundestage angebrachten Beichwerde, in jo fern fie freiwillig von 
Seiten Seiner herzoglihen Durchlaucht geihähe, nicht anders 
al3 angenehm und wünſchenswerth erfcheinen, indem derjelbe nur 
alsdann jene Maaßregel ald einen unzweideutigen Beweis jener 
Geneigtheit betrachten könnte. 

Soll aber die Zuruͤcknahme der Beſchwerde erſt von einer 
Unterbandlung abhängig gemacht werden, jo vermag der Unter: 
zeichnete nicht einzufehen, was dieſe für einen Gegenfland ha⸗ 
ben koͤnnen, welcher mit jener Zurüdnahme im Zuſammenhange 
ftehe. 

Die bei dem Bundestage angebrachte Beſchwerde, wobei bie 
Hülfe des Bundes angerufen worden war, bezog ſich allein auf 
eine von Preußen vor Abjchluß der Elbjichifffahrtsacte auf der 
Elbe zur Sicherheit feiner Unterthanen und feines Steuerinter- 
eſſes getroffene Einrichtung. In Folge der abgeſchloſſenen Schiff- 
fahrtsacte hört diefe Einrichtung auf, und mit ihr auch die Vers 
anlaffung zur Bejchwerde. Ueberdem hat Preußen im ganzen 
Raufe der bisherigen Verhandlungen nie eine Gompetenz ber 
Bundesverfammlung zur Entjeheidung der angebrachten Be⸗ 
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ſchwerdeſache auerfannt, Deren Umgehung es wünfchenswerth für 
ed machen Eönnte, beöhalb mit dem bejchwerdeführenden Theil 
eine Unterhandlung zu eröffnen. 

Die preußische Regierung kennt nur einen Gegenfland ber 
Unterbandlung, worauf fie ſchon in vielen früheren Erklärungen 
hingewieſen. Dieſe bezieht fi auf Die Anfchließung ſämmtlicher 
herzoglich-anhaltiſchen Lande an das preußiſche Steuerjuftem. 
Die preußifhe Regierung bat deshalb früherhin Anerbieten ges 
macht, und ed erwartet nur ber Unterzeichnete die nähere Erklaͤ⸗ 
rung des Herr 2c. von Sternegg, ob er Auftrag habe, auf eine 
ſolche Unterhandlung einzugehen, um fie alsbald zu eröffnen. Es 
wird fi) im Laufe derfelben ergeben, ob diejelbe mit Anhalt» 
Köthen allein zu einem Nefultate gelangen, oder ob fie nur im 
Zuſammenhange und in Gemeinſchaft mit den übrigen herzoglich⸗ 
anhaltiniſchen Häujern einen Erfolg haben Eönne, 

Dei Gelegenheit einer ſolchen Verhandlung wird auch Das 
jenige zue Sprache fommen, was die preußifcye Regierung feit 
der erften Einführung ihrer neuen Steuergefege — unter Der 
Vorausſetzung, daß das Anfchließen im Wege einer freien Ver: 
einigung von beiden Seiten ald Das angemeljenfte Mittel zur 
Ausgleihung der gegenfeitigen Intereſſen erkannt werden würde 
— auch an Verbrauchſteuer von anhaltinifchen Unterthanen erho- 
ben hat. 

Iſt es aber die Abfiht Seiner Durchlaucht des Herrn Her- 
3098 von Auhalt⸗-Köthen nicht, dem preußijchen Steuerſyſtem fich 
anzufchließen. jondern zieht Höchftderfelbe e8 vor, die Maaß⸗ 
regeln abzuwarten, weldye die preußiſche Regierung zur Sicher: 
heit ihres Steuerinterejfe und ihrer Unterthanen an der anhalti- 
nischen Grenze, eben jo wie an den Grenzen ihrer andern Nach: 
barftaaten, ftrenger oder loſer, wie e8 das Bebürfniß jener 
Sicherſtellung fordert, in Folge des Abjchlufjes der Elbſchifffahrts⸗ 
acte anzuordnen fich in der Lage findet, und wird nur in dieſem 
Zufammenhange auf Erftattung Der bereits erhobenen und bis 
zum Gintritt jener Maaßregeln etwa noch zu erhebenden Ver: 
brauchiteuer von den herzoglich-anhaltiniſchen Unterthanen ange: 
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tragen, fo kann der Unterzeichnete nicht einräumen, Daß Die dies⸗ 
feitigen früheren Erklärungen irgend ein Verſprechen dieſer Art 
enthalten hätten. Laͤßt man das firenge Recht Die Anwendung 
der Landeshoheit gelten, fo möchte es alsdann auch ſchwer wer: 
den, eine Verbindlichkeit der preußifchen Regierung zur Vergüti- 
gung der Verbrauchiteuer darzuthun, da es in ihrer Madıt fteht, 
die Bedingungen zu beftinnmen, unter welchen ferner Waaren ihre 
Landgrenzen paffiren dürfen, und es einerlei tft, ob fie eine Ab— 
gabe unter einem gemeinjamen Namen, oder, wie wohl von glet- 
chem Betrage, unter verjchiedenen Namen von jenen Durchgehen- 
den Waaren erhebt. 

Sollte demnach Seine berzoglihe Durchlaucht auf eine Ber: 
gütung der Verbrauchfteuer unter den vorher angegebenen Ums 
fländen antragen, fo würde der Unterzeichnete fi in die Noth- 
wendigfeit verjegt fühlen, vorerft bei Sr. Majeflät dem Könige, 
feinem Herrn, darüber anzufragen, ob Allerhöchtdiefelben geftat- 
ten wollen, daß man die Bahn jenes ftrengen Rechtes verlafie, 
und dasjenige, bei dem Eintritt jener obgedachten Maaßregeln, 
vergütige, was die preußifche Staatscaffe durch Die, neben bem 
eigentlihen Zolle, unter dem Namen Verbrauchfteuer, erhobene 
Abgabe, auf Koften der anbalt-föthenjchen Unterthanen, wirklich 
gewonnen haben dürfte. 

Ueber die eimaige Entjcheidung Seiner Majeftät, enthält 
der Unterzeichnete um jo mehr ſich jeder Aeußerung, als, felbft 
im Falle, daß die allerhöchfte Beſtimmung den Wünfchen Seiner 
hergoglichen Durchlaucht entfprechend ausfallen jollte, derfelbe 
ohne vorhergegangene Rückſprache mit den inner königlichen Be: 
hörden nicht zu beurtheilen im Stande iſt, ob die Berechnung 
der zu vergütigenden Summe nicht in Gemeinschaft mit den 
übrigen herzoglich-anhaltiniſchen Häufern werde gejchehen müffen. 

Der Unterzeichnete erſucht Herrn Oberhofmeifter, Freiherrn 
von Sternegg, bei dieſer Veranlaſſung die Verficherung feiner 
ausgezeichneten Hochachtung anzunehmen. 

Berlin, den 2. Januar 1822. 

(ge3.) Bernftorff. 
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3. 

Der Unterzeichnete bat Die Ehre gehabt, die in feiner Note 
vom 1. Januar a. c. erbetene Gegenerflärung von Seiner Excel⸗ 
lenz dem Herrn Grafen von Bernftorff zu erhalten, und wirb 
nicht unterlaffen, fie feinem durchlauchtigſten Heren jchleunigft zu 
überjenden. 

Die beftimmten Suftructionen, womit Se. herzogliche Durch: 
laucht den Unterzeichneten verjehen haben, ſetzen denſelben jedoch 
in den Stand, ſchon jebt auf dieſe Begenerflärung Folgendes zu 
erwibern: 

„Wenn Seine Durchlaucht der Herr Herzog zu Anhalt 
Köthen überall nur den Regungen feines dem Töniglich-preußtichen 
Hauje unerjchütterlid ergebenen Herzens folgen bürfte, wenn es 
nicht unerläßliche heilige Pflicht wäre, Die Rechte feiner ſchuldlos 
bedrückten und leidenden Untertanen zu vertreten, fo würde es 
Ihon lange nur eines leijen Wunſches Seiner Majeftät des K- 
nigs, und jelbft nur Ew. Excellenz bedurft haben, um die am 
Bundestage ſchwebende Beſchwerde jofort zurüd zu nehmen; eine 
Zurüdnahme, weldye auch das koͤniglich-preußiſche Cabinet als 
wünjchenswerth anerkennt. Wenn aber die Anfichten beider Re⸗ 
gierungen über den Rechtöftreitpunkt immer jo ganz verjchieden 
waren, wie fie e8 denn felbft jet noch nad) der erhaltenen 
Gegenerflärung Ew. Excellenz bleiben, jo können und dürfen Se, 
berzoglihe Durchlaucht Sich der Entſcheidung auf dem deutſch⸗ 
verfaffungsmäßigen Bundeöwege um jo weniger entziehen, als 
Seine Mafeftät der König von Preußen Selbſt ein vorzüglicher 
Begründer des Deutjchen Bundes find. 

Ew. ꝛc. haben jedoch in Ihrer Gegenerklärung eine Anden> 
tung gegeben, welche gewiß bei den Herzogen von Anhalt und 
bei allen Anhaltinern die lebhaftefle Freude erzeugen wird. Hoch⸗ 
diefelben haben den pofitiven Gegenftand meines Auftrages: 
„Srftattung der feit brei Jahren von Anhalt an Preußen bezahl: 
ten Verbrauchfteuer” von der perjönlihen Entſcheidung Seiner 
Majeftät des gerechten Königs abhängig erklärt. Diefer Ausweg 
wird meinem guädigften Herrn ald der wohlthätigfte, der glüd- 
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lichte erjcheinen, und berechtigt Anhalt zu den fchönften Hoff- 
nungen; werden Diefe noch zu einer Zeit realifirt, welche Die 
Zurücknahme der Beſchwerde vor dem 17. Januar a. c. möglich 
macht, jo wird mein gnädigfter Herr ſich höchft glücklich ſchätzen, 
daß er der Pflicht entbunden worden fei, deu Bundesweg in 
diefer Sache nicht ferner zu betreten, deſſen weitere Berfolgung 
Höchſtdemſelben jedoch bei fortbauernder Unbeftimmtheit und bei 
der Verlängerung der Unterhandlungen über den bekannten Xer: 
min als unerläßlich erjcheinen muß. Ew. ꝛc. find zu gerecht, um 
nicht jelbft einzuräumen, daß bier die entichiedenfte Neigung mei- 
nes guädigften Herrn der Pflicht nachftehen müſſe. 

Bei einer jehleunigen Prüfung der, an das Föniglich-preus 
Bilche Departement der auswärtigen Angelegenheiten geftern über⸗ 
gebenen gründlichen und vollftändigen Berechnung des durch Die 
Erhebung der Verbraudyfleuer den anhaltinischen Herzoathümern 
erwachjenen Schadens, ift die Möglichkeit einer jchnellen Verein: 
baruug bis zum 7. d. WM. unbezweifelt vorhanden. 

Der Unterzeichnete glaubt hiermit ſich über das Weſen fei- 
nes Auftrages mit Freimüthigfeit und Beſtimmtheit ausgeſprochen 
zu haben; es ift ihm übrigens ganz unbefannt, ob für die Bus 
kunft Auswege aufzufinden fein werden, weldye das Intereſſe 
beider Länder vereinigen Eöunen, ohne eines berjelben zu ges 
fährden, und befindet fich in dieſer Beziehung ohne alle Inſtruc⸗ 
tionen.” 

Indem der Unterzeichnete noch einmal auf feine ergebenfte 
und dringende Bitte um eine baldige gefällige Entſcheidung zu: 
rückkommt, ergreift er diefe Veranlafjung, ꝛc. ıc. 

Berlin, den 3. Januar 1822. 

(ge3.) Freiherr von Sternegg. 


4. 


Aus der gefälligen Note des 2c. Herrn Freiherrn v. Sternegg, 
vom 3. d. M., bat der Unterzeichnete erfehen, Daß derjelbe ohne 
alle Inſtruction ſich befindet, tiber eine Ausſchließung der herzog- 
lihen Lande an das preußifche Steuerfuftem in irgend eine 
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Unterhandlung einzugehen, und Daß deſſen Auftrag allein fi) 
darauf beſchraͤnkt, die Erftattung der feit Drei Jahren von den 
berzoglichen Unterthanen erhobenen Verbrauchſteuer nachzuſuchen. 

Diejed Verlangen wird der Unterzeichnete nunmehr, mittelft 
einer Gemeinſchaft mit der betreffenden innern Behörde zu er 
ftattenden Berichts, zur allerhöchſten Kenntniß Seiner Majeftät 
des Königs, jeined Herrn, zu bringen nicht Anſtand nehmen. 

Wenn übrigens in der gefälligen Note auf einen am 17. am 
Bundestage anftehenden Termin Bezug genommen, und dabei bie 
Erklaͤrung hinzugefügt wird, daß man herzoglich⸗anhaltiſcher Seite 
zeitig genug vorher Die allerhöchfte Entſchließung erfahren müſſe, 
indem nicht früher die Befchwerde zuräcdgenommen werben £önne, 
jo Fann ber Unterzeichnete Bei einer folchen Aeußerung nur ers 
widern, daß eine Zurücknahme, eben jo wie eine Fefthaltung an 
der Beſchwerde, and den in feiner geftrigen Note entwidelten 
Gründen, für den preußiſchen Hof, in feinem befondern Stand- 
punkt, einen nur jehr geringen Werth hat, und daß der Unter: 
zeichnete durch die Rüdficht auf eine für den 17. Januar verab- 
redete Verhandlung der Bundesverſammlung, fi) weder veran- 
laßt jehen Fann, feinen mit der betreffenden innern Behörde ver- 
fafjungsmäßig zu erflattenden Bericht zu übereilen, noch weniger 
aber auf ungewöhnliche Weile bei Seiner Mafeftät auf eine 
Beichleunigung der allerhoöchſten Entjchließung anzutragen, welche 
unter ſolchen Umfländen ald angemefjen darzuftellen, er fich nicht 
erlauben würde. 

Der Unterzeichnete benupt ıc. 

Berlin, den 3. Januar 1822. 
(ge3.) v. Beruftorff. 
5. 

Der Unterzeichnete beehrt fich, Seiner Excellenz dem königlich- 
preußifchen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, Herrn 
Grafen von Bernftorff, feinen ergebenften Dank dafür auszu⸗ 
drüden, daß e8 Seiner Excellenz gefällig geweſen ift, ihn noch 
geftern am 3. d. zu benachrichtigen, DaB Hochdieſelben nunmehr 
nicht Anftand nehmen werben, den Auftrag bes Unterzeichneten, 
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mit begleitender Berichterflattung der betreffenden Föniglichen 
Behörden, zur Kenntniß Seiner Majeftät des Königs zu bringen. 
Seine Durchlaucht der Herr Herzog von Anhalt: Köthen 
werden dieſe Nachricht noch im Laufe Des heutigen Tages erhal: 
ten. Ueber den weitern Inhalt der gefälligen Rote des Herrn 
Grafen von Bernftorff giebt ſich der Unterzeichnete Die Ehre, 
Folgendes zu erwibern: 
daß derjelbe ſich über den höheren ober geringeren Werth, 
welchen das königlich-preußiſche Gabinet auf die dieſſeitige 
Fefthaltung oder Zurüdnahme der Beſchwerde am Bundestage 
zu legen in dem Falle fein möchte, in Feiner Rückſicht ein Ur: 
theil anmaße, ſondern nur, jeinem Auftrage gemäß, Die gebie- 
teuden Umstände babe zu erkennen geben wollen, unter denen 
ber Herzog, fein gnädigfter Herr, zu einem verföhnlichen Ab⸗ 
Ichluffe über die Vergangenheit offen und vertraulid die Hand 
bietet. Der Uinterzeichnete hat nur, feiner frühern enipfangenen 
Suftruction zufolge, den 3. und, dem durch ben Courier geftern 
eingegangenen Befehle jeines gnädigften Herrn gemäß, den 7. 
als den Zeitpunkt bezeichnen wollen, den Seine herzoglidye 
Durchlaucht, nad) dem gegenwärtigen kritiſchen Stande Der 
Discuffionen mit Preußen, zur Grgreifung höchſtihrer Ent: 
ſchlüſſe, Si haben beflimmen müflen. Ob dieſer Zeitraum 
ungenügend ift, um den gerechteften Monarchen zu einem Act 
von jo hoher Billigkeit, ald den Rüderftattung von Verbrauch⸗ 
fteuern und Sautionen, weldye von den Unterthanen benachbar⸗ 
ter und befreundeter Fürften erhoben worden find, zu beitim- 
men, fann der Unterzeichnete nur dem Ermeſſen Seiner Exeel- 
lenz des Herrn Grafen von Bernftorff anbeim ftellen. 

Das königlich-preußiſche Cabinet hat feine Verpflichtung 
zu einer Wiebererftattung bei mehreren Gelegenheiten ausge⸗ 
ſprochen, bei Feiner geläugnet; um jo mehr ift von der aner- 
fannten gewiljenhaften Föniglich-preußifchen Staatsverfaflung 
zu erwarten, daß fie in Anfehung der Durch die Erhebung der 
Eöniglichspreußifchen Verbrauchfteuer gegen Auhalt übernomme- 
nen Ehrenſchuld Tängft im Klaren fein wird. — In Diefer 


317 


Boransfegung haben Seine Durchlaucht der Herr Herzog zu 
Anhalt⸗Koͤthen nicht erwarten dürfen, daß hoͤchſtihrem ver- 
trauenspollen Antrage, die in der geflrigen Note Seiner Er 
cellenz de8 Herrn Grafen von Bernftorff Dargelegte Umftänd- 
lichkeit des Beichäftsganges entgegengehalten werden würde. 

Nichts deſto weniger hegt der Unterzeidhnete, bei feiner 
perjönlichen Verehrung gegen Seine Excellenz dem Heren Mis 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten, Die zuverſichtliche Hoff 
nung, daß das von Seiner Durchlaucht dem Herrn Herzog 
von Anhalt:Köthen dargebotene Vertrauen bei Hochdenenfelben 
wieder Vertrauen erweden, und daß die Schwierigkeit des 
Geſchäftsganges fich nicht als umüberwindlid, darftellen wer⸗ 
den, wenn ed darauf anfommt, einen, dem Töniglichen Hanfe 
eng befreundeten Fürften über feine Regeutenpflichten zu berus 
higen, und Discuffionen je eher je Lieber zu beendigen, weldye, 
wem fie auch die Macht Preußens in feiner Hinficht beein: 
traͤchtigen, doch die Eintracht des deutſchen Bundes flören und 
Mißdeutungen der preußiſchen Politik veranlaſſen können. 

Der Unterzeichnete benutzt dieſe Gelegenheit ıc. 

Berlin, den 4. Januar 1822. 
(gez.) Freiherr von Sternegg. 


Der öſterreichiſche Geſandte ſtimmte in dieſer Sitzung dahin: 
Mein allerhöchſter Hof hat bekanntlich, auf den Grund der ge 
hegten zuverfichtlichen und feitdem volllommen erfüllten Hoffnung, 
daß die am 23. Juni v. J. unterzeichnete Elbjchifffahrtsconvention 
die gewünfchte Ratification erhalten und demnaͤchſt Die lang er- 
jehnte Ausgleichung der Betheiligten ohne bundesgeſetzlichen Ein⸗ 
fluß herbeiführen würde, darauf angetragen, Daß diefe hohe Ver: 
fammInng fi) vorläufig jeder Abſtimmung darüber enthalten 
möge. Seine faiferlihe Majeftät habe um fo weniger geglaubt, 
daß hierbei von der Anfegung eined Termins Die Rede fein follte, 
je offenbarer die möglichft baldige Beſeitigung der obwaltenden 
Differenzen in dem eigenften Sinterefje der beiden Theile Liegt. 
Wenn nun aus den, fo cben vernommenen, beiderjeitigen Erklä⸗ 
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rungen ungezweifelt hervorgeht, daß durch die erfterwähnte Ra: 
tification der Grund der Beſchwerde ald gehoben anerkannt und 
daher die Hauptſache ald abgethan zu betrachten fei, audy über 
die noch unerledigten weiteren Anträge Anhalt-Köthens bereits 
Unterhandlungen eingeleitet jeien; jo kann für jet wohl nur ib: 
rem Erfolge entgegengejehen, nach diefleitigem Dafürbhalten aber 
noch viel weniger, als bisher, die Anſetzung eines Termins für 
angemefjen befunden, fondern Iediglidy erwartet werden, welche 
neue Darftellung anhaltiſcher Seit? angebracht werben dürfte, 
um hierüber, wenn die Inſtructionen eingegangen fein werben, 
das Nöthige zu bejchließen. 

Baiern: Die Geſandtſchaft Hält dafür, daß es bei der der⸗ 
maligen Lage der Sache Feiner Terminsverlängerung bebürfe, 
fondern daß vielmehr der Ausgang der Vergleihsunterhandlungen 
abzuwarten jet. 

Königreih Sachſen: In dem Termine, auf deijen fernere 
Bertagung die herzoglich-anhalt-köthenſche Regierung anträgt, 
follte (nach) dem Protocolle über Die 27. vorjährige Sigung F. 196) 
darüber abgeftimmt werben: 

ob die Entjcheidung ihrer Beſchwerde, daß die Föniglich- 

preußische Regierung, den Wiener Gongreßbeflimmungen über 

die Flußfchifffahrt entgegen, die Schifffahrt auf der Elbe 
zum Nachtheil der anhaltiichen Lande erſchwere und belafte, 
in der Hauptjacdhe auf dem richterlichen oder tem Vollzie: 
hungswege herbeizuführen fei? 
Ueber obige Frage Laßt fi aber jeßt nicht mehr abitimmen; 
denn durch die inmittelft zur Ratification gelangten Elbſchifffahrts⸗ 
Gonvention ift der Grund der Bejchwerde in der Hauptfache ge 
hoben und von dem Vollziehungswege Tann wohl nicht die Rebe 
fein, wo es fih nur um die Vergütung früherer, zur Zeit noch 
illiquider Schäden handelt. 

In diefer Hinficht ſtimmt die koͤniglich⸗ſächſiſche Bundestags- 
gefandtichaft: Daß jener Abftimmungstermin mit der Ratification 
der Elbſchifffahrtsconvention erloichen jei, mithin eine Vertagung 
defjelben nicht ſtatt finden koͤnne. 
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Baden äußerte fi) folgendermaßen: Wenn gleich der Geſandte 
nicht in dem Falle war, von den fo eben abgegebenen Erklärungen 
des Föniglich-preußifchen Hofed und des Herzogs von Anhalt. 
Köthen Durchlaudht nähere Kenntniß zu nehmen, jo hält er ſich 
dennoch ſchon jegt, im Einne der ihm befaunten Anfichten feines 
höchften Hofes, zu nachftehender Aeußerung befugt. 

Durd den in der 27. vorjährigen Sigung über die in Frage 
ſtehende Beſchwerdeſache gefaßten Beſchluß wurde entjchieben, 
daß die Bundesverfammlung zu ihrer Erledigung auf bundes- 
verfafjungsmäßigen Wegen competent jet und diefem Beſchluſſe 
jpäterhin in der 32, und 83. Sitzung durch zwei nachfolgende 
Beſchlüſſe inharirt, hierdurch aber der ungweideutigfte Beweis an 
den Tag gelegt, daß Die hohe Bundesverfammlung feinen Anftand 
nehme, der Beſchwerde der herzoglicdyanhaltiichen Häufer alle 
jene Folge zu geben, welche durch Die Bundesgefeßgebung gerecht⸗ 
fertigt zu werden vermag. Nach dieſen Vorgängen fann der 
Gejandte nicht umhin, das Recht Anhalts, Abhülfe feiner Bes 
jchwerde auf bundesverfaſſungsmäßigen Wegen zu erlangen, als 
hinreichend und ein für allemal gefichert zu betrachten. Nach 
einmal feitgejebter und aufrecht erhaltener Kompetenz ber hoben 
Bundesverſammlung aber, war alles übrige lediglih Sache des 
Verfahrens, das fich nach der jededmaligen Lage der Sache mo; 
bificiren mußte. Wenn demnach früherhin ein Termin gejebt 
und fpäterhin prolongirt wurde, um nach eingeholten Suftructionen 
darhber abzuflimmen, auf welchem der verfafjungsmäßigen Wege 
die Entjcheidung der Hauptjache herbeizuführen fei, jo konnte Die 
hohe Bundesverfammlung fich zu dieſem Beichluffe nur dadurch 
bewogen finden, daß zu jener Zeit beinahe jede Hoffnung zur 
gütlichen Beilegung des objchwebenden Streites verjchwunden, 
hiervon aber die erforderliche Anzeige gemacht und dieſe, min- 
deſtens Anfangs, durch Feine klaren Beweiſe des Gegentheils 
widerlegt war. Seitdem hat ſich die Hoffnung zur gütlichen 
Beilegung des Streites nit nur nicht vermindert, vielmehr ift 
fie — man darf e8 jagen — zur allgemeinen Beruhigung der 
hohen Bundesverfammlung, in der Hanptfache auf eine Weile in 
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Erfüllung gegangen, welche dem Rechte nichts zu wünfchen übrig 
läßt. 

Durd die erfolgte Auswechſelung der Natificationen ber 
Dresdener Uebereinkunft ift der Rechtszuſtand auf der Elbe pro 
praesenti bergeftellt und jomit in dieſer Hauptbeziehung die Be- 
ſchwerde der berzoglich-anhaltifchen Häufer gehoben. 

Wenn nunmehr von Seiner Herzoglidhen Durchlaucht von 
Anhalt pro praeterito eine Entſchaͤdigung für den entbehrten 
Rechtszuftand von dem Königreicdye Preußen verlangt und Das 
Anfinnen an Diefe hohe Verfammlung geftellt wird, zu dem Behufe 
das früher zur Erledigung Der Hauptjache eingeleitete Verfahren 
fortzufeßen, jo vermag der Geſandte dieſes Anfinnen nicht für 
hinreichend begründet zu erachten. Zwar verkennt er keineswegs, 
daß über die Schablodhaltung Anhalts, wenn wirflid, über die 
jelbe entjchieden werden muß, zu feiner Beit nicht wird erfannt 
werben Fönnen, ohne den, der Hauptfadhe felbft zum Grunde 
liegenden, rechtlichen Titel vorerft erörtert und richtig geftellt zu 
haben; hieraus glaubt der Gejandte aber keineswegs folgern zu 
dürfen, daB das früher zur Erledigung der Hauptjache eingeleitete 
Verfahren der Bundesverfammlung auch auf die accefforifche 
Beſchwerde Anhalts auf Schadloshaltung anzuwenden fei. Dieſes 
dürfte hoöchſtens alsdann zu rechtfertigen gewejen fein, wenn von 
Seiten der berzoglichzanhaltiichen Häujer wit der Anbringung 
ihrer Beſchwerde auf Schadloshaltung die Anzeige verbunden 
worden wäre, daß Feine Hoffnung zu deren gütlichen Beilegung 
vorhanden fei, ungeachtet auch in dieſem Falle es als zweifelhaft 
hätte betrachtet werden koͤnnen, ob es nicht den Verhaͤltniſſen 
angemefjener jei, für eine wejentlic, veränderte Sache ein durchaus 
neues Verfahren einzuleiten. Weit entfernt, Daß eine ſolche An 
zeige erfolgt wäre, wurde von beiden allerhöchften und hoͤchſten 
Sintereffenten der hohen Bundesverfammlung die Eröffnung ge- 
madıt, daß Se. Majeftät der König von Preußen Allerhöchftfich 
Vortrag habe erflatten Iaffen, um zu.ermeilen, in wie fern bem 
Verlangen Sr. Durchlaucht des Herzogs von Anhalt-Köthen Folge 
gegeben werden könne, und dankbar muß man auch hierin bas 
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Beſtreben der föniglichepreußifchen Regierung erfennen, die Hand 
zur gütlichen Vereinigung auf jede nur thunliche Weife zu Bieten. 
Nicht von Bedeutung fcheint es hierbei, daß von Seiten des 
Königreichs Preußen das rechtliche Fundament der Forderung 
Anhalts überall geleugnet wird. 

Nur bei der definitiven Erledigung der Bejchwerbe durch die 
competente Behörbe, wovon aber überall nody feine Rede fein 
fann, würde es auf das rechtliche Fundament derfelben ankommen, 
nicht aber bei Vergleichsverhandlungen, welche den rechtlichen von 
beiden Parteien contradictoriich behaupteten Titel in feinem Werth 
oder Unwerth beftehen laſſen. Ohne deshalb Hierauf weiter ein- 
zugeben als erforderlich ift, fcheint e8 genügend, zu willen, daß 
nach beigelegter Hauptjache, und nachdem hierdurch die Hoffnung 
zur gänzlichen Beilegung aller noch objchwebenden Differenzen 
ihre vollefte Begründung erhalten hat, über Die hiermit connege 
Entihädigungs-Forderung Anhalts Verhandlungen zwifchen den 
allerhöchften und hoͤchſten Intereſſenten angefnüpft find, um vor 
der Hand jede Einjchreitung der hohen Bundesverſammlung, mite 
bin auch die Prorogirung des früheren Termind, zur eventuellen 
Abflimmung überflüffig zu machen. 

Demnach flimmt der Gefandte dafür, daß, unter wieberholter 
Anerkennung der Bompetenz der hohen Bundesverfammlung im 
Allgemeinen Die neuerdingd von Seiner Durchlaucht dem Herzoge 
von Anhalt angebradjte Beichwerde jo lange auf fich zu beruhen 
habe, bis ver Anſpruch auf die verfafjungsmäßige Thaͤtigkeit 
diefer hohen Bundesverfammlung beſſer, als gejchehen, begründet 
zu werben vermag. 

Medlendburg. Schwerin und Streliß: Die zuvor vernommene 
herzoglicdy.anhalt-köthenjche Erklaͤrung trifft mit der, in der vor⸗ 
jährigen 33. Sigung zu Protocol gegebenen Föniglich:preußifchen 
Grflärung, der Verfchiedenheit ungeachtet, im wejentlichiten Bunct 
zuſammen. Aus beiderjeitigen Aeußerungen nämlich gebt hervor, 
daß ber eigentliche Gegenftand der zwiſchen beiden hohen Bun⸗ 
deöregierungen vorbeftandenen Differenz, in jo weit folcher durch 
die herzoglich⸗anhalt⸗koͤthenſchen Anträge zur wirklichen Berathung 
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ver die Bundesverfammlung gebracht werden, vermittelft der all 
jeitigen Ratification der Elbſchifffahrts-Convention für jebt und 
immer aus dem Wege geräumt fel. — Bei dem and Vorgeſagtem 
fi) ergebenden Sachverhältniß, und da Die von herzoglich-anhalt- 
köthenſcher Seite ald Fundament des jeßigen Antrags angegebene 
Erſatz⸗ oder Entſchädigungs-⸗Forderung weber gleichzeitig noch 
für ſich befonderd ein Gegenftand wirklicher Berathung Der 
Bundesverfammlung gewejen, außerdem aber nur bedingt ausge- 
Iprochen ift, — jo ſcheint mir gegenwärtig für die Bundesver⸗ 
Sammlung alle Veranlafjung zu einer neuen Prorogation des 
zuvor belichten Abflimmungs-Terming, oder zur Beſtimmung eines 
neuen auf gleichen Zweck gerichteten Termins, wegzufallen. 

Sn der Sikung vom 24. Januar Außerten fi die noch 
fehlenden Stimmen. Zuerſt Hannover: Indem ich, in Beziehung 
auf meine vertraulicdye Wittheilung fiber dieſen Gegenftand, mid 
der Faiferlichföniglichöfterreichiichen Abftimmung anſchließe, er- 
laube ich es mir, den nachftehenden Entwurf zum Befchluffe der 
hohen Bundesverfammlung vorzulegen, dahin: 

„daß die Bundesverjammlung durch die von ded Königs 
von Preußen Majeftät gejchehenen Ratification der Elbjchifffahrts- 
acte nicht nur einen neuen Beweis von Allerhöchftdero wohl- 
wollenden Gefinnungen gegen ihre Nachbarftaaten, fondern auch 
die Meberzeugung erhalten habe, daB dadurch der eigentliche 
Gegenſtand der von dem Herru Herzoge zu Anhalt:Köthen er⸗ 
hobenen Befchwerde, zufolge der nunmehr von Seiner Durchlaucht 
jelbft gejchehenen Anzeige, völlig und endlich aufgehoben fei, mit: 
hin die Frage, auf weldyem verfaflungsmäßigen Wege die Ent- 
Scheidung der Hauptſache herbeigeführt werden jolle? und damit 
auch der dieſerhalb verabredete Termin gänzlidy hinwegfalle; in 
Hinficht des von neuem geſchehenen Antrags auf Schadenserſatz 
aber die Bundesverjanmlung fi) der berubigenden Hoffnung 
überlafje, e8 werde diefer von dem Hauptgegenftande und Antrage 
verjchiebenartige, noch zur Zeit in quali et quanto nicht begründete 
und nicht erwiejene Anſpruch in dem Wege der bereits eingeleiteten 
Unterbandlungen um fo mehr jeine Erledigung finden, als eines 
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Theil die bislang in dieſer Sache allein zur Entjcheidung geftellte 
Frage auf benfelben unanwenbbar erfcheine, und andern Theils 
ber für die Hauptfache ſchon ausgedrückte Wunſch der Bundes— 
verſammlung für dieſen Nebenpunct verfiärkt eintreten müffe, um 
alle anderweitige verfafjungsmäßige Einfchreitungen der Bundes» 
verſammlung in dieſer Sache zu entfernen”. 

Dann Württemberg: Der Gejandte der fünfzehnten Stimme 
hat in Der zweiten Sißung der Bundesverfammlung vom 17. dieſes 
Monats, im Auftrage Seiner Durdylaucht des Herzogd von An 
halt-Köthen, Die Erklärung abgegeben: 

daß, in Folge der von dem Föniglichpreußifchen Gabinet 
vollzogenen Ratification der Erbichifffahrtsafte und der in 
der 33. Sigung der Bundesverjanmlung vom 13. December 
1821 erklärten Freilafjung des Friedheimiihen Schiffes, es 
jegt nur noch einer Ausgleihung über die Nüderftattung 
ber, feit drei Sahren von Anhalt an Preußen bezahlten, 
beträchtlichen VBerbraudjfteuern und über den Erſatz des, den 
anhaltiſchen Untertbanen durch Sperrung der Elbe überhaupt 
erwachjenen, bedeutenden Schadens bedürfe, um den Gegen- 
fland der anhalt⸗köthenſchen Beſchwerde in allen ihren Theilen 
am Bundestage für erledigt zu erflären. 

Mit diefer Erklärung verband ber Gejandte dem Antrag: 
den auf den 17. Sinner dieſes Jahres feflgejebten Termin 
weiter auf acht Wochen hinauszuſetzen und zu vertagen. 
Hieraus folgt, daß die berzoglich:anhalt-kötheniche Regierung 

dermalen den Hauptgegenftand ihrer in der dritten Sitzung der 
Bundesverſammlung vom Jahre 1821 erhobenen Bejchwerbe zwar 
als erledigt anfteht und nur noch eine Einleitung zur Entjchei- 
ſcheidung des dort vorbehaltenen Entjehädigungspunctes in Er- 
manglung einer gütlihen Vereinbarung von ber Bundesver⸗ 
fammlung fordert, daß fie inzwijchen fortwährend aud für Diefe 
Einleitung dasjenige Verfahren in Anſpruch ninımt, welches von 
der Bundesverfammlung in ihrer Sikung vom 12. Zult vorigen 
Jahres beſchloſſen worden war, um eine Entjcheidung der Haupt: 
ſache herbeizuführen. Mithin wird eine foldhe Einleitung zur 
21* 
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Entfcheitung des Entſchädigungspunctes verlangt, welche immer: 
hin die der Hauptſache in fich begreifen würde. 

Die dem Antrage gegebene weitere Ausführung läßt Feinen 
Zweifel darüber, daß derjelbe ausdrüdlicdy in der eben gedachten 
Beziehung zu der ihm vorangehenden Erklärung gemacht werden 
wollte, e8 wird ſich daher vornehmlich davon handeln, ob der 
Antrag, wie er geftellt worden ift, mit Dem in der Erflärung 
vorausgeſetzten Standpuncte dieſer Angelegenheit vereinbar und 
jelbft dem Zwecke, der damit erreicht werden will, angemefjen fei. 

Anhalt Hat in der dritten Sigung vom Sabre 1821 darauf 
angetragen: 

1. daß die widerrechtliche Erhebung der Föniglich-preußifchen 
Tranfitos und Verbrauchfteuer auf der Elbe unverzüglich aufzu- 
hören habe; 

2. daß das dem Kaufmann Friebheim zu Köthen zugehörige 
Schiff, welches jeit fedS Monaten zu Mühlberg an ver Elbe 
von Töniglich:preußifchen Zollbeantten an der Kortjegung feiner 
Reife behindert werde, ohne Entrichtung der abgeforderten Steuer 
freigegeben werde. 

Zugleich behielt fi Anhalt in Anfehung der jowohl dem 
Eigenthümer dieſes Schiffes und der Ladung für den verurfachten 
Aufenthalt, als der herzoglich⸗anhalt-köthenſchen Regierung und 
ihren Unterthanen überhaupt gebührenden Entihädigung das 
Weitere vor. 

Sn der Sikung vom 12. Juli vorigen Jahres erklärte ſich 
die Bundesverfammlung für competent in dieſer Angelegenheit, 
da ſich aber bei der. Berathung ergeben hatte, daß die Beſchwerde 
Anhalts 

wegen Erhebung der Föniglichpreußifchen Tranſito⸗ und 

Verbrauchſteuer auf der Elbe, auch Freigebung eined ange: 

haltenen Schiffes, 
auf verjchiedenen, in der Bundesgefeßgebung begründeten Wegen 
ihrer Entſcheidung zugeführt werden Fönne, jo bejchloß die Bundes: 
verſammlung, für's erfte die Vorfrage in Gewißheit zu feßen: 

anf welchem der verfallungsmäßigen Wege die Entjcheidung 
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der Hauptſache(das heißt, nad) Dem Eingange des Bundes» 

bejchlufjes, die Entſcheidung über die Erhebung der königlich: 

preußijchen Tranfito» und Verbrauchfteuer und die Freigebung 
des angehaltenen Schiffes) herbeigeführt werden folle ? 

Jene Vorfrage ift Iediglih Durch den fpeciellen Fall der 
auhaltiſchen Bejchwerbe herbeigeführt worden; und in Beziehung 
auf diefe Bejchwerde, und um ihre Entjcheidung herbeizuführen, 
nicht etwa im Zwede einer abitracten Erörterung, bat Die Bundes: 
verfammlung dieſelbe aufgeftellt und ihre Feſtſetzung befchlofien. 
Die Bundesverfamnlung jah mithin die Feftjegung der Vorfrage 
ald eine durch die Umftände herbeigeführte Vorbedingung an, 
um bie in ihrer Competenz liegende Befugniß und Verpflichtung, 
die Beſchwerde ſelbſt zur Eutjcheidung zu bringen, erfüllen zu Eönnen. 

Dieſe Befugniß und Verpflichtung fällt inzwijchen in dem 
gegebenen Falle weg, fo mie die Erhebung der Töniglichpreußi- 
ichen Trangfito- und Verbrauchfteuer und die Behinderung des 
Schiffes in Fortjegung feiner Fahrt, wodurd die Beſchwerde 
veranlaßt wurde, aufgehört haben, weil damit Die Beſchwerde, 
welche für’3 erfte nur jenen Gegenftand hatte, von jelbft erledigt 
if. Wenn aber eine Einjcheidung über die Beſchwerde jelbft 
nicht mehr plabgreifend ift, jo kann auch die über die Vorfrage 
nicht mehr eintreten, weil dieſe nur um beswillen bejchloffen 
worden war, um jene herbeiführen zu können. Denn, welchen 
der verfafjungsmäßigen Wege, um die Entjcheidung der Haupt- 
fache herbeizuführen, die Bundesverfammlung auch feitjegen follte, 
jo würde fie ihn nicht mehr in dieſem bejondern Kalle zur An⸗ 
wendung bringen fönnen, weil der Fall jelbft nicht mehr zu ent⸗ 
ſcheiden ift. 

Eine Prüfung der in der Sigung vom 12. Suli vorigen 
Jahres aufgeftellten Worfrage, in dem Zwecke, den Grundfaß für 
ähnliche Fälle aufzuftellen, würde zwar immer von großem Intereſſe 
fein, allein diefe Aufgabe hat fich die Bundesverſammlung durch 
den einmal gefaßten Bejchluß nicht vorgejeßt, und es wäre daher 
eine neue Vereinbarung erforderlich, der fich übrigens Die koͤnig⸗ 
liche Geſandiſchaft bereitwillig anſchließen würbe. 
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Wenn die herzoglich-anhaltiiche Negierung gegenwärtig Die 
in der 3. Sikung von Sahre 1821 bejonderd herausgehobenen 
beiden Bejchwerdepuncte als befeitigt vorausfeßend, den Ent: 
ſchädigungspunct allein noch als ımerledigt betrachtet, und, in 
Eutftehung einer gütlichen Vereinbarung, die Einfeitung zu deſſen 
Entſcheidung von der Bundesverfammlung begehrt, wenn fie dar: 
auf anträgt, zu dem Ende das in der Sißung vom 12. Juli 
vorigen Jahres befchloffene Verfahren beizubehalten, jo verlangt 
fie damit die Anwendung diejes Verfahrens auf einen Fall, den 
der Bundestagsbefhluß vom 12. Juli vorigen Jahres nicht 
betrifft, und der von der Veranlafjung deſſelben ſehr weſentlich 
verſchieden iſt. 

In der Sitzung der Bundesverſammlung vom Jahr 1821 
hatte Anhalt nur die beiden mehrerwähnten Puncte zum Gegen⸗ 
ſtand einer förmlicheu Beſchwerde gemacht, und ſich hinſichtlich 
der Entſchädigung nur das Weitere vorbehalten. Die Bundes- 
verjammlung hat ſich Daher in den bisherigen Verhandlungen 
auch auf den genau bezeichneten Bejchwerbegegenftand bejchränft; 
fie konnte auch nicht anders verfahren, da es völlig ungewiß war, 
06? und wie? Anhalt den hinfichtlich der Entſchaͤdigung gemachten 
Vorbehalt weiter verfolgen werde. 

Wenn daher die herzoglich:anhaltiihe Negierung ihre Be— 
ſchwerde auf den Entſchädigungspunct bejchränft, jo Fann fie nicht 
verlangen, daß die Entſcheidung deſſelben auf eine Weile einge- 
leitet werde, welche fich in einer ganz verjchiedenen Beziehung 
als nothwendig dargeftellt hatte. 

Nur darüber hatte fi in der Bundesverſammlung eine 
Meinungsverjchiedenheit ergeben, wie die, von Anhalt in ber 3. 
Sitzung vorigen Jahres artifulirten, beiden Beſchwerdepuncte ihrer 
Entſcheidung zuzuführen feien; keineswegs aber Darüber, welcher 
Weg für die Erlebigung eines einfachen Entſchaͤdigungsanſpruchs 
einzufchlagen ſei? Hätte fich Anhalt gleich auf diefen befchränt, 
jo würde der Beichluß vom 12. Juli vorigen Jahres zuverſichtlich 
nicht gefaßt worben fein, indem e8 wohl unverfennbar ift, daß 
der Artikel 31 der Schlußacte auf einen bloßen Entſchaͤdigungs⸗ 
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anſpruch eines Bundesglieded an ein andered, Feine Anwendung 
finden Eönne, ındem er der Buntesverfammlung zur Entfeheidung 
eines eigentlichen Rechtsſtreites weder die Befugniß, noch die 
Mittel ertheilt. 


Es kann nicht eingewendet werden, daß, wie der Geſandte 
der 15. Stimme in der am 17. d. M. abgegebenen Erklärung 
anzunehmen feheint, Die Entjchädigung, welche Anhalt in den 
Fall kommen Tönnte zu fürdern, mit Hoffnung eines rechtlichen 
Erfolgs nicht eingeflant werden Fönne, wenn nicht zuvor Darüber 
entjehieden worden jet: 

ob die Hauptjache, wenn fie nidht Durch ein von ber erhos 
benen Beſchwerde ganz unabhängige® Greigniß bejeitigt 
worben wäre, vechtlidy begründet war, oder nicht? und daß 
dieſes nicht ausgemittelt werden koͤnne, wenn nicht vorher 
der Weg bezeichnet werde — nämlidy Durd) die Bundesver- 
fammlung — auf welchem jene Entjcheidung herbeigeführt 
werden folle? 


Dies wäre nur dann gegründet, wenn fi) in der Bundes: 
verfammlung eine näher feftzuftellende Meinungsverjchiedenheit 
Darüber ergeben hätte, wie der Entſchädigungsanſpruch einer 
Entfheidung zuzuführen ſei? ine Meinungsverjchiedenheit hier- 
über hat bis dahin nicht flattgefunden, und es leidet daher wohl 
feinen Zweifel, daß in diefem, wie in jedem andern Falle der 
Art, die Entſcheidung des Entſchaͤdigungsanſpruchs auch die Wür- 
Digung aller der Fragen in ſich begreifen müßte, welche als recht: 
liche Momente jener Entſchaͤdigung zu betrachten find, und daß 
nur derjenigen Behörde, welcher dieſe Entſcheidung zufteht, auch 
jene Prüfung zufomme. 


Ueberdies liegt in dem Antrage, wie er von Anhalt geftellt 
worden ift, nicht einmal das Mittel zur Erreichung des Dabei 
vorgejegten Zwedes; denn, wenn Die Bundesverſammlung, dem 
Antrage gemäß, um den auf ben 17. Januar dieſes Jahres ges 
ftandenen Termin prorogiren würde, jo hätte fie in dem neuen 
Termine audy nur den m der Sigung vom 12. Zuli vorigen 
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Jahres verabredeten Befchluß zu fallen, welcher den Entjichädi- 
gungsanſpruch keineswegs betrifit. 

Dagegen hat die Bundesverſammlung unſtreitig Die Ver—⸗ 
pflihtung, den Entihädigungsanfpruch Anhalts, in Ermanglung 
der Zurüdnahme defjelben, der bundesverfallungsmäßigen Ents 
Scheidung zuzuführen. Die Competenz der Bundeöverfanmlung 
in dieſer Angelegenheit ift bereit8 feftgeftellt worden und die Ein- 
leitung der Entſcheidung jenes Anſpruchs wird um deßwillen nicht 
von einer neuen Darftellung abhängig zu machen fein, weil der 
Fall durch die neuefte Erklärung Anhalts ald bereit3 angebracht 
zu erachten ift, und weil das Fundament jenes Anſpruchs in ben 
bisherigen Darftellungen in fo weit enthalten ift, als dies für 
die Einleitung der Entjcheidung erfordert wird. In dieſer Hin- 
ſicht erjcheint e8 auch völlig angemeffen, dem von Auhalt auf 
eine Terminsbeftimmung gerichteten Antrage zu entjprechen, da 
ohne diefen die Bundesverfammlung die Einleitung zur Entjchei- 
dung des Entſchädigungsanſpruchs ohne Verzug zu treffen haben 
würde, 

Inzwiſchen wird auch tie bereits erwähnte Beziehung nicht 
zu überjehen fein, in die Anhalt feinen in der Sitzung vom 17. 
d. M. gemachten Antrag zu der, demſelben vorangehenden, Er: 
klaͤrung geſetzt bat. 

Nach allem Bisherigen geht die Anſicht meines allechöchften 
Hofes dahin: 

daß, von Seiten der Bundedverfammlung, alle und jebe 

Erörterung Ddiefer Angelegenheit bi zum 14. März dieſes 

jahres auszufegen fei, Daß dagegen in dieſem Termine, in 

jo fern bis dahin Die berzoglich.anhaltifche Regierung ihre 
bei der Bundesverfammlung angebrachte Bejchwerbe nicht in 
jeder Beziehung zurüdgenommen haben würde, die Abftim- 
mung zu eröffnen jet, welche jedoch, vorausgefeßt, daß bie 
herzogliche Regierung ihre Bejchwerde Tebiglich auf den Ent: 
ſchaͤdigungsanſpruch bejchränfe, auch nur Die, zur Entſchei⸗ 
dung deſſelben zu treffende, bunbesverfaflungsmäßige Ein- 
leitung, keineswegs aber die in der Sitzung vom 12. Juli 
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vorigen Jahres, für einen wefentlich verſchiedenen Fall, zur 

Beichlußnahme ausgefeßte Frage zum Gegenftande haben 

fönne. 

Kurheſſen: Die Gejandtihaft war in der 32, vorjährigen 
Sigung des Dafürhaltend, daß der Termin zur definitiven Ab⸗ 
ftimmung über den bundesverfafjunggmäßigen Weg, auf welchem 
die Bejchwerde Anhalts gegen Preußen zu erledigen jet, gegen 
en Willen des bejchwerbeführenden Theild nicht weiter zu er- 
eden jet, denn fie war der Meberzeugung, daß durch Ratification 
nd Vollziehung der Elbſchifffahrts-Convention höchſtens für Die 
uknuft den Kränkungen, worüber Anhalt fich bejchiwerte, ein 
tel gejegt werden koͤnne, keineswegs aber das Fundament der 
eſchwerde wegfalle, welche nicht blos Freigebung der Elbe für 
ie Zukunft, jondern auch Schabenserfag und Zurückgabe ber 
on anhaltifchen Untertbanen feit drei Jahren auf ber Elbe er- 
bobenen Verbrauchſteuern betraf. 

Bon demfelben Gefihtspunct ausgehend, ift die Geſandtſchaft 
der Anſicht, Daß in der, mittlerweile erfolgten NRatification der 
Elbſchifffahrts⸗Convention von Seiten Preußens Fein Grund liege, 
die, ſchon zweimal verjchobene, definitive Abſtimmung über bie 
Art der Erledigung der anhaltiichen Beſchwerde noch weiter hin- 
auszufegen. Wohl aber findet fie einen erheblichen Grund dazu 
in dem von Seiten des herzoglichen Haufes Anhalt-Köthen ges 
machten Antrage. Sie nimmt daher nicht den mindeflen Anftand, 
emjelben beizutreten, obwohl e8 ihr angemefjener erjchiene, wenn 
ein beftimmter Termin ausgefprochen, ſondern in Beziehung auf 
ie früheren Beſchlüſſe die Yuficherung ertheilt würde, daß Die 
ehrerwähnte Abftimmung erfolgen folle, ſobald es anhaltijcher 
eit8 verlangt werde. 

Großherzogthum Helfen ſchloß fi der mwürttembergifchen 
färung an: Die Gefandtfchaft tritt Daher dem Föniglich-würt- 
embergiſchen Antrage um fo lieber bei, als fie durch ihre In⸗ 
ftructionen ermächtigt war, in jedem Falle ſich dafür zu erklären, 
daß die in der Kompetenz bed Bundes Tiegende Vorfehrung der 
Herbeiführung der Entſcheidung auch in der Hauptfache, in ber 
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Jahres verabredeten Beſchluß zu fallen, welcher den Entjhädi- 
gungsanfpruch Feinedwegs betrifit. 

Dagegen bat die Bundesverfammlung unftreitig die Ver: 
pflihtung, den Entſchaͤdigungsanſpruch Anhalts, in Ermanglung 
der Zurücknahme defjelben, der bundesverfallungsmäßigen Ent» 
Scheidung zuzuführen. Die Competenz der Bundeöverfammlung 
in dieſer Angelegenheit ift bereits feftgeftellt worden und die Ein- 
leitung der Entſcheidung jenes Anſpruchs wird um deßwillen nicht 
von einer neuen Darftellung abhängig zu machen fein, weil der 
Fall durch die neuefte Erklärung Anhalts als bereit3 angebradht 
zu erachten ift, und weil das Fundament jenes Anſpruchs in Den 
bisherigen Darftellungen in jo weit enthalten ift, als Dies für 
die Einleitung der Entjcheldung erfordert wird, In Diejer Hin⸗ 
ficht erjcheint e8 auch völlig augemeſſen, dem von Anhalt auf 
eine Terminsbeſtimmung gerichteten Antrage zu entſprechen, da 
ohne diefen die Bundesverfammlung die Einleitung zur Entjchet- 
dung des Entſchädigungsanſpruchs ohne Verzug zu treffen haben 
würde. 

Inzwiſchen wird auch Lie bereit erwähnte Beziehung nicht 
zu überfehen fein, in die Anhalt feinen in der Sigung vom 17. 
d. M. gemachten Antrag zu der, demjelben vorangehenden, Er: 
klaͤrung geſetzt hat. 

Nach allem Bisherigen geht die Anſicht meines allerhöchften 
Hofes dahin: 

daß, von Seiten der Bundesverſammlung, alle und jede 

Eroͤrterung dieſer Angelegenheit bis zum 14. März dieſes 

Jahres auszuſetzen ſei, daß dagegen in dieſem Termine, in 

jo fern bis dahin die herzoglich-anhaltiſche Regierung ihre 

bei der Bundesverfammlung angebracdjte Beſchwerde nicht in 
jeder Beziehung zurüdgenommen haben würbe, die Abftim- 
mung zu eröffnen jet, welche jedoch, vorausgeſetzt, daß die 
herzogliche Regierung ihre Bejchwerde lediglich auf den Ent- 
ſchaͤdigungsanſpruch bejchränfe, auch nur die, zur Entſchei⸗ 
dung beifelben zu treffende, bundesverfaſſungsmaͤßige Gin- 
leitung, keineswegs aber die in der Sitzung vom 12. Juli 
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vorigen Jahres, für einen wefentlich verfehiedenen Fall, zur 

Beſchlußnahme ausgefebte Frage zum Gegenftande haben 

koͤnne. 

Kurheſſen: Die Geſandtſchaft war in der 32. vorjährigen 
Sitzung des Dafürhaltend, daß der Termin zur definitiven Ab⸗ 
ſtimmung über den bundesverfaflungemäßigen Weg, auf welchem 
die Beſchwerde Anhalts gegen Preußen zu erledigen fei, gegen 
den Willen des befchwerdeführenden Theils nicht weiter zu er: 
ſtrecken jei, denn fie war der Meberzeugung, daß durch Ratification 
und Vollziehung der Elbſchifffahrts-Convention höchſtens für die 
Zukunft den Kränkungen, worüber Anhalt ſich bejchiverte, ein 
Ziel gejeßt werden könne, keineswegs aber das Fundament der 
Beſchwerde wegfalle, welche nicht blos Freigebung der Elbe für 
die Zukunft, fondern auch Schadenserfab und Zuruͤckgabe der 
von anhaltifchen Unterthanen feit drei Jahren auf der Elbe er: 
hobenen Verbrauchſteuern betraf. 

Von demſelben Geſichtspunct ausgehend, iſt die Geſandtſchaft 
der Anſicht, daß in der, mittlerweile erfolgten Ratification der 
Elbſchifffahrts-Convention von Seiten Preußens fein Grund liege, 
die, ſchon zweimal verjchobene, definitive Abſtimmung über die 
Art der Erledigung der anhaltiſchen Bejchwerde noch weiter hin- 
auszuſetzen. Wohl aber findet fie einen erheblichen Grund dazu 
in dem von Seiten des berzoglichen Haufes Anhalt-Köthen ge 
machten Antrage. Sie nimmt daher nicht den mindeften Anftand, 
demjelben beizutreten, obwohl es ihr angemefjener erjchiene, wenn 
fein beftimmter Termin ausgejprochen, fondern in Beziehung auf 
die früheren Beſchlüſſe die Zuficherung ertheilt würde, daß die 
mehrerwaͤhnte Abftimmung erfolgen folle, fobald es anbaltilcher 
Seitd verlangt werde. 

Großherzogthum Helfen ſchloß fi der württembergifchen 
Erkläaͤrung an: Die Geſandtſchaft tritt daher dem Föniglich-würt- 
tembergifchen Antrage um fo lieber bei, als fie Durch ihre In⸗ 
fiructionen ermächtigt war, in jedem Falle fi) Dafür zu erflären, 
daß die in der Gompetenz des Bundes Tiegende Vorfehrung der 
Herbeiführung der Entſcheidung auch in der Hauptfache, in der 
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Gröffnung des audträgalrichterlichen Weges zu juchen fein werde. 

Dänemark, wegen Holftein und Lauenburg ſchloß fich Defter- 
reich und Baden an, 

Großherzoglich und herzoglich⸗ſächſiſche Häufer: Wenn gegen- 
wärtig über bie in der 3. Sitzung $. 23 vom herzoglich⸗anhalt⸗ 
koͤthenſchen Bundestagsgejandten in der bekannten Irrung zwijchen 
deflen Durcjlauchtigften Hof und der Krone Preußen gemachten 
Antrag: daß der auf den 17. Januar zur Abſtimmung darüber 
feftgefebt gewejene Termin, auf weldyem der verfaflungsmäßigen 
Wege, den richterlichen oder dem vollziehenden, die in der Com⸗ 
petenz der Bundeöverfammlung liegende Entſcheidung der Haupt- 
jacye herbeigeführt werden folle? Bis zum 14. März hinaus: 
gerüdt werden möge, weil zwar der Hauptgegenflaud der er- 
wähnten Irrung durch die Elbſchifffahrts⸗Convention erledigt, 
dieſes aber noch nicht der Fall in Anfehnng der Rüderftattung 
der, jeit drei Jahren an den Föniglichspreußijchen Staat von 
Anhalt:Köthen bezahlten, beträchtlichen Verbrauchfteuern und über 
den Erfaß ded, den anhaltiſchen Unterthanen dnrch Sperrung 
der Elbe überhaupt erwachjenen Schadens jei, jo kann ſich meine 
rechtliche Weberzeugung für Die Erfüllung jened Antrags nicht 
beflimmen. 

So wenig es mir irgend einem Zweifel unterzuliegen fcheint, 
daß Entjchädigungsanjprücde der herzoglichen Regierung zu 
Köthen an die Krone Preußen, mögen fie mit ihrem Grund fünftig 
dargethan werden Fönnen oder nicht, infofern fie fih als For- 
derung eined Souverains des deutſchen Bundes an den andern 
Darftellen, für den Bereich hoher Bundesverfammlung gehören, 
und daß die Zuftändigfeit der letztern, mag auch dagegen noch 
immer von einer Seite eingewendet werben, und wäre jelbft in 
der Willfürlichfeit ein dieſſeits nicht einzufehender Zweifel möglich, 
auf jeden Kal durch die Beichlüffe hoher Bundesverfammlung 
förmlich feftfteht, weswegen auch weiter etwas darüber zu bemerfen 
nicht für nöthig erachtet wird, jo glaube ich Doch von der andern 
Seite, daß der von dem herzoglich⸗-anhalt⸗köthenſchen Gejandten 
in Antrag gebrachten Termindvertagung nicht ftatt zu geben fei 








331 


und das herzoglihe Haus Kötheu feine Beruhigung im Vorbe⸗ 
halte, feine vermeinten Entihädigungsanfprüche diesorts beſonders 
anzubringen, zu finden Habe. 

Die anhalt-Eötbenfche Regierung behielt in ihrer Klagfchrift 
(8. 17 der dritten vorjährigen Sitzung) ſich und ihren Unter- 
thanen ihre Entjhädigungsanfprüche vor, machte fie aber, auch 
nicht einmal generell, noch nicht geltend. Beurtheilt man der- 
artige Anbringen bei hoher Bundesverfammlung nad angenom- 
menen procefjualifchen Regeln des gemeinen Rechts, jo war diefer 
Vorbehalt aud) ſehr angemefjen, um die befondere Geltendmachung 
von Schadensforberungen für die Zukunft zu fichern. 

Martin, Lehrbuch des gemeinen deutſchen bürgerlichen 
Prozeſſes $. 87. 

Sie blieben indeß immer unangebracht, und war dieſes der 
Hall, jo Eonnten fi die angejegten Termine zur Abftimmung 
auch nur auf die Hauptjache beziehen, auch jagt der Beſchluß 
der hohen Bundesverfammlung in der 27. vorjährigen Sitzung 
8. 196 dieſes ſogar woͤrtlich. Selbft auf einen berzoglich-anhalt- 
töthenjcher Seitö gegen die Krone Preußen bei hoher Bundes- 
verlammlung bereit3 gehörig eingefommenen, jedoch zur Zeit noch 
gar nicht näher ausgeſprochenen Entjchädigungsanfprucdy, möchte 
ber alternative Beichluß, Erledigung auf dem richterlichen oder 
Vollziehungswege — Das ohnehin in der Regel von allgemeinen 
prozeſſualiſchen Grundjägen abweichende einer Grecution, ohne 
vörhergegangenen Richterſpruch zu verjchweigen — wohl auch faum 
Anwendung finden, hingegen hohe Bundesverfammlung feiner 
Zeit und wenn Die Forderung förmlich angebracht fein würde, 
eine Commiſſion zum Verſuche gütlicher Ausgleichung zu wählen, 
und, wird Ießtere nicht erreicht, die Austrägal-Entfcheidung dar- 
über einzuleiten haben. 

Es entgeht mir nicht, daß, wenn in einer Klage neben der 
Hauptjache zugleich Erſatz von Schäden, wiewohl allgemein und 
ohne nähere Angabe, gefordert wird, dieſes, ift es an ſich ge- 
gründet, vom Richter, der Allgemeinheit und Unbeftimmtheit des 
Geſuchs ungeachtet, nicht übergangen zu werden pflegt, und Die 
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Berechnung der Schäden, ihren Betrage nach, Gegenftand des 
Fünftigen Liquidations-Termines wird. Aber inımer feßt dieſes 
voraus, daß der Schadenserſatz wirklich gefordert, nicht blos 
vorbehalten worden war. Eben jo wenig wird von mir über: 
fehen, daß in einem Entſchädigungs-Prozeſſe zwifchen der Krone 
Preußen und der herzoglichen Regierung Köthens Die Hauptfrage: 
ob die Krone Preußen zu den getroffenen Veranftaltungen, welche 
Veranlaffung der Hauptirrung wurden, befugt war oder nicht? 
als nothwendige Vorausſetzung der Vergütungsanſprüche ber 
hoben Gegenjeite, mit zur Erörterung fommen wird; Diejes ftört 
aber meine Anficht nicht. Oft wird iu Dem einen Rechtäftreite 
Incidentpunct, was in einem andern den Hauptgegenftand hätte 
abgeben Fönnen, und 3. B. Der Durch eine Servituten-Klage ver: 
anlaßte Nechtöftreit deswegen nicht Hauptjächlicher Prozeß tiber 
das Eigenthum, weil Diejed etwa von dem Kläger beiläufig mit 
dargethan werden muß, 

Died genüge, um eine unmaßgebliche Meinung über ben 
Antrag des herzoglich.anhalt-köthenjchen Herrn Gejandten auszu⸗ 
fprechen, mit welchem ich übrigens ganz Die Hoffnung theile, daß 
die Entſcheidung der befannten Gerechtigkeit und Billigfeit Seiner 
Majeftät des Königs von Preußen jeden andern unndthig machen 
werde, wodurch zugleich einer der angelegentlichiten Wünfche 
meiner gnädigfien Herren, die mehrerwähnte Irrung gänzlich in 
Güte befeitigt zu jehen, erfüllt werden würde. 

Braunfchweig und Naffau traten in der Hauptjache der 
hannöveriichen Abftimmung bei. 

Holitein, Didenburg, Anhalt und Schwarzburg trat für die 
Gurte dem kurheſſiſchen Voto bei. 

Hohenzollern, Xichtenftein, Neuß, Schaumburg-kippe, Lippe 
und Waldeck: Es konnte nur erfreulich fein, aus der am 17. d. 
M. abgegebenen herzoglich⸗anhalt-köthenſchen Erklärung zu ent⸗ 
nehmen, daß, mittelft erfolgter Ratification der zu Dresden ab- 
geſchloſſenen Eibjchifffahrts-Konvention, Die gegen die Krone 
Preußen am Bundestage erhobene Bejchwerbe, ihrem Hauptgegen: 
ftande nach bejeitigt worden, und es fi nur noch von einer 
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vorbehaltenen Entſchaͤdigung handelt. Auch ſcheint es, zufolge 
der Note des Eöniglichepreußiichen Herrn Minifters der auswär- 
tigen Angelegenheiten vom 6. Januar 1822, wohl feinem Zweifel 
zu unterliegen, daß der Anftand in Betreff des Friedheimiſchen 
Schiffes bejeitigt werde. 

Was nun aber den Nebenpunct der Entjchädigung betrifft, 
jo ift die diefjeitige Geſandtſchaft der Anfiht, daß es bei dieſer 
Lage der Sache einer bejondern Verabredung, wegen ber Zeit 
zur Berathung fiber die bundesgeſetzmäßige Erledigung deſſelben, 
dermalen nicht bebürfe. 

Die freien Städte Kübel, Frankfurt, Bremen und Hamburg: 
Nach den beiderfeitigen, in der 33. Sitzung v. 3. ($. 250) und 
der 2. Sikung d. J. ($. 23) erfolgten Erklärungen find jene 
beiden Segenftände der Beſchwerde, oder die Hauptſache, für er: 
ledigt zu achten: wodurch, oder aus welchem Grunde, dieſe Er: 
ledigung veranlaßt oder erfolgt ift, kann hierbei ganz außer 
Betracht gelaffen werden. 

Sp viel den erwähnten herzoglich⸗anhalt-köthenſchen Vorbe⸗ 
halt betrifft, fo Fann e8 einer befondern Hinausfeßung des früher 
zur Abftimmung verabredeten Tages, bis zum 14. März d. J., 
wie berzoglicy:anhaltifcher Seits angetragen wird, nicht bebürfen, 
weil eines Theils jene Verabredung auf dieſen Vorbehalt keine 
Beziehung hatte und haben Fonnte, weil andern Theil der Er⸗ 
folg der getroffenen Einleitung von einem beftimmten Tage nicht 
recht abhängig fein oder gemacht werben Tann, und weil endlich, 
wegen dieſes Nebenpunkts, wenn die zu wünfchende gütliche Er- 
ledigung nicht eintreten ſollte, immer, auch ohne vorläufige Ver⸗ 
abredung einer Zeit, nach einer zu gewärtigenden näheren Dar» 
ftellung, auf bundesverfaffungsmäßigem Wege, Berathung gepflogen 
werden Tann. 

Das BPrafidium bebielt ſich die Schlußziehung vor. 


— 


In der nun folgenden vertraulichen Sigung trat der Han- 
növerjche Geſandte mit einer nachträglichen Erflärung, welche bie 
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Bermittelung wie Beſchluß der Bundesverfammlung erftrebt: 
Der Hauptgegenftand der Beſchwerde ift gänzlich aufgehoben und 
erledigt. 

Diefe war, zufolge des Antrages in der 8. Sitzung des 
vorigen Sahres, und des ihr in folder gegebenen beftimmten 
Charakters, gerichtet auf, dem 31. Art. der Schlußacte und dem 
Bundestagsbeſchluſſe vom 3. Auguft 1820 gemäße 

„Aufhebung der Erhebung der Tranſit- und Verbrauchſteuer 

„auf der Elbe und Freigebung des Schiffes”. 

Beide Gegenftände find erreicht: der Strom ift frei, das 
Schiff auch. 

Nun wird noch eine Klage auf Schäden gerichtet, wegen 
bisher erhobener Verbrauchiteuer. 

Auf dieſe Klage fol gleich bei Anfange Des Streite der 
Antrag mit gerichtet gewejen fein, obwohl damals nur in Hin- 
ficht derjelben ganz allgemein das Weitere vorbehalten, in der 
8. Sitzung aber, in welcher der Beſchwerde der eigentliche Charakter 
gegeben, und in allen folgenden Anträgen, derjelben gar nicht 
erwähnt iſt. 

Die Bundesverſammlung, indem diejelbe nur den Haupt⸗ 
gegenftand zur Crörterung und Berathung gezogen, hat einen 
Termin verabredet, um für dieſen zu beflimmen, auf welchem 
der verfaflungsmäßigen Wege, ob im Vollziehungswege, ober 
durch austrägalgerichtliche Entſcheidung, die Entſcheidung der 
Hauptfache herbeigeführt werden ſolle? 

Die Hauptſache ift binweggefallen und damit auch der nur 
ftir folche verabredete Termin. 

Schon dieferhalb kann von einer Erftredung Diefes Ternins, 
der nur diefe Hauptſache betraf, nicht Die Rede jein, wenn von 
einem Nebenpuncte die Frage iſt, an welden noch gar nicht ge 
dacht if. Der Termin ift nicht zu erftredend, ſondern wegfallend 
mit Aufhebung feines Object. 

Aber derfelbe ift auch wegfallend, wegen Unanwendbarfeit 
der darin zu entjcheidenden Frage auf den gegenwärtigen neuen 
Antrag. 
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Die Frage: ob die Hauptſache im Vollziehungswege zu er: 
ledigeu fei? Fann gar nicht geftellt werden für Die jebt auge 
brachte Entſchaͤdigungsklage. 

Die Congreßacte und der Bundesbeſchluß ſind durch die 
Schifffahrtsacte für die Elbe vollzogen. Ueber dasjenige, was 
vollzogen iſt, kann nicht mehr befragt werden, ob es vollzogen 
werden ſolle? 

Der neue Antrag ſtellt vielmehr eine ganz andere Frage 
dar, diejenige: ob und welcher Schadenserſatz deshalb begründet 
werden koͤnne, daß nicht früher vollzogen? daß in dem zwiſchen 
der Gefetzgebung und der Vollziehung verfloſſenen Zeitraume 
Abgaben, gegen die geſetzliche Norm für dieſe Zwiſchenzeit, er: 
hoben find ? 

Wenn auch das entfernte fundamentum agendi für dieſe 
Klage auf dieſer gefeglichen Norm ſelbſt beruht, und allerdings 
darauf zurüdführt, jo ift doch die auf unmittelbare Vollziehung 
geftellte Frage nicht darauf anwendbar. 

Diejelbe war — wenn ich mich ſo ausdrüden darf — eine 
Praͤliminar⸗Frage für die Direction des Prozeſſes in der Haupt: 
fache, und hat nad) deren Beendigung für Die gegenwärtige Lage 
des Streites ihre Bedeutung ihre wejentlihe und Directe Noth- 
wenbdigfeit verloren, indem für Die neue Klage, wenn fie entfchieden 
werben follte, nicht Die Form der Behandlung, fondern der Rechtö- 
grund jelbft in Frage fommen würde. 

Es zeigt fih für den neuen Antrag fein Vollziehungs- 
Sharafter, Feine pofjeljoriichen Rechtsmittel; fie bat die Natur 
einer gewöhnlichen Schadensflage. 

Es ift nicht mehr die Freiheit der Schifffahrt, nicht mehr 
ein allgemeiner Gegenftand für ganz Deutjchland, worauf ed an- 
fommt, jondern eine Intereſſenklage, die für eine erlojchene Zeit 
aufgeftellt wird. Es kommt unmittelbar nur auf Geld an. 

Ich Bin entfernt, fie Darum von dem Nedhtögebiete der Bun- 
desverfammlung ausfähließen, oder irgend ein Object darum ent- 
fernen zu wollen, weil es Fein if. Ich weiß, Daß das Legitimi- 
tät3-Prinzip des Bundes auf dem Grunde des Rechts beruht, 
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und Daß derjelbe ſich Feiner Juſtizverweigerung in feiner Art 
Ihuldig machen darf, wo fein verfaffungsmäßiger Beruf eintritt. 

Aber gewiß ift, daß dieſe Intereſſenklage gewiſſermaßen eine 
nene ift, daß Diejelbe von einem entfernten, überhaupt noch nicht 
ausgejprochenen oder anerfannten Rechtsfundamente ausgeht; und 
daß Diefelbe noch nicht beftimmt vorgetragen ift, in Hinficht ihres 
Gegenftandes und in Hinficht ihres Betrages. 

Es ift überall noch nicht articulirt, ob alle von Preußen 
jowohl auf dem Strome ald auf dem Landgebiete erhobenen Ein- 
gangsfteuer oder nur erftere zurüdgefordert wird, und der Ge- 
jandte der 15. Stimme bat mir auf die in der Berfammlung 
darüber geſchehenen Frage Feine Auskunft geben Tönnen. 

Gleichwohl ift dieſe Frage weſentlich für die Beflimmung 
des Streitobjectd, indem für Rüdforderung des auf dem Land- 
gebiete Grhobenen überall Fein verfaflungsmäßiger Rechtsgrund 
vorhanden fein würde. 

Es ift ferner nicht angegeben, ob die Schabensforderung 
vom Anfange der erhobenen Bejchwerbe, oder vom Abfchluffe der 
Gongreßacte, oder von dem Bundesbeſchluſſe vom 3. Auguft 1820 
an, geforbet wird ? 

Ale diefe Puncte haben gleichwohl den wejentlihen Einfluß 
auf die Beurtheilung des Rechts der Forderung und der darauf 
gerichteten lage geht wenigftens das Erforderniß, auf ein petitum 
certum geftellt zu fein, ab. 

Bei dieſer Unbeftimmtheit der Klage jcheint mir noch zur 
Beit eine beſtimmte Ginjchreitung der Bundesverfammlung nicht 
erforderlich und nicht angemeſſen. 

Ohne davon auszugehen, daß dieſe hohe Verfammlung Fein 
Gerichtshof ift, jondern eine andere Beſtimmung bat, würbe ih, 
in die Stelle des Richters verfeßt, nicht glauben, ſofort einen 
neuen Prozeß einleiten zu müflen, wenn, nachdem von dem Bes 
lagten das noch nicht entjchiedene ganze Streitobjeet, vor ber 
Entſcheidung rein nachgegeben und aufgehoben, von dem Kläger 
eine unbeftimmte Schadensrechnung neu eingebracht würbe. 

Wären nun noch, ſelbſt über dieſen Anſpruch, Unterhand⸗ 
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lungen unter den Parteien, begünftiget von allen Wünfchen aller, 
dem Streite feindlih und den Parteien wohlwollend Gefinnten, 
jo würde ich nicht einen Augenblick anftehen, ohne weitere Gin- 
Ihreitung in den Rechtsſtreit, vorerſt dem Släger vorzuftellen, ob 
eö nicht beſſer jei, in allgemeiner und bejonderer Rüdficht, jenem 
Vergleiche fich ganz hinzuneigen, als das unfelige Meer von 
Streitigkeiten von neuem zu befahren? 

Aber in der That, welchen weiten Bezirk wir auch dem 
Rechte einzuräumen die Pflicht haben, ſo ſtehen wir doch 
auch auf einem Standpunkte, auf welchem salus publica auch 
ihren Platz einnehmen darf, und in welchem wir hoffen dürfen, 
biejelbe mit dem Rechte jelbft, und ohne deſſen Beeinträchtigung, 
wahrnehmen zu können und zu dürfen. 

Das Gebäude des Bundes iſt noch jo neu und jo unzu⸗ 
jammengefeßt, daß jeine Feitigfeit von der Ginigkeit abhängen 
wird, und daß jeder bedeutenderen Streitigfeit ein gefährliches 
Verjuchsmittel der Haltbarkeit des Ganzen werden kann. 

Es Tann in dem Syften der Grhaltung nichts Größeres 
oder Tiefered gefunden werden, als, auf dem ewigen Grunde des 
Rechts, alles zu entfernen, was daſſelbe in diejenige Gefahr 
bringt, welche Eleine Gegenftände an ſich tragen, die auf große 
Fragen, auf große Streitigkeiten, und zu leicht auch auf Verklei⸗ 
nerung der Regierungen in der öffentlichen Meinung führen. 

Ich würde mid, glüdlich fühlen, wenn dieſes, was ich im 
Intereſſe Aller gedacht, auch fo angejehen, und wenn in dieſer 
vertraulichen Mittheilung Die Rechtfertigung meiner heutigen Ab— 
flimmung gefunden werden jollte, 


In der Sigung vom 31. Januar wurde der Entwurf des 
Bundesbeſchluſſes vom Präfidium vorgelegt, ex lautete: 

„Da die Bundesverfammlung aus den beiderjeitigen &rflä- 
rungen mit Beruhigung erjehen bat, daß durch die erfolgten Ra⸗ 
tificationen der Elbjchifffahrtsacte Die Hauptbefchwerde als geho- 
ben zu betrachien ſei, und ſich zugleich der gerechten Hoffnung 
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überläßt, daß, bei den von beiden Seiten angezeigten Verhält- 
niffen, audy die noch in Irrung befangenen Nebenpunkte in kurzer 
Zeit, ohne weitere bundesgejegliche Einwirkung, ihre wünjdyeng- 
werthe Erledigung finden werden; jo kann dem von Geiten 
Anhalt:Köthen in der 2. diesjährigen Sitzung gemachten Antrage 
feine Yolge gegeben werben. 

Der preußiſche Geſandte behielt ſich, wegen des näheren 
Inhalts der bei Gelegenheit der lebten ganzen Verfammlung 
erfolgten Aeußerungen, die etwa noch gut befundenen Bemerfun- 
gen vor, und gab dieſe jchon am 7. Februar 1822 dahin ab: 

Nachdem die Gefandtjchaft zu Anfang der lebten Verband: 
lung, die Beſchwerde des Herrn Herzogs von Anhalt-Kötheu be- 
treffend, eine der Veranlaſſung gemäße Mittheilung gemacht hatte, 
konnte es ihr Gefchäft nicht fein, im Laufe dieſer Verhandlung 
den Erörterungen nachzugehen, in welden über die dermalige 
Anwendbarkeit einer Bejchlußziehung verhandelt worden, deren 
verfaffungsmäßige Gültigkeit überhaupt Eöniglich-preußifcher Seits 
in Abrede geftellt wird. Die Geſandtſchaft hat nur bedauern 
müflen, daß, wenn ihr einerjeitd die Merkmale nicht eingegangen 
find, nach welchen vielleicht auf eine gewünſchte Ginlenfung in 
fachgemäßere Anfichten gejchloffen werben darf, andererfeit3 eine 
ganz unveränderte Fortjegung bisheriger Anfichten nicht immer 
jelbft offenliegender Linrichtigfeiten in den Thatjachen bewahrt 
bat, jo wie die Abftimmung des kurheſſiſchen Heren Geſandten in 
der 3. Sißung davon den Beweis giebt, indem in derjelben be- 
hauptet wird: 

„es ſei von Zurüdgabe der von anhaltifchen Unterthanen feit 

drei Jahren auf der Elbe erhobenen Verbrauchfteuern die Rede”, 
So viel bier befannt, und in beiderfeitigen Grflärungen an: 
gemerkt worden, bat felbjt nur ein Aufforderungsfall einer zu 
deponirenden Steuer auf der Elbe ftatt gehabt. Die dieffeitige 
Gefandtfchaft ift aber begründet, mehr zu fagen. Von der fönig- 
lich-preußiſchen Regierung ift niemals etwas Anderes verlangt, als: 

Deponirung der Verbrauchſteuer, bis eine angemefjene Si: 

cherheit durch die Elbſchifffahrtsacte erhalten worden. 
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Wenn anhalt:töthenjche Schiffer und Kaufleute die Verbrauch⸗ 
fteuer wirklich deponirt hätten, jo würben fie ungehindert vie 
Elbe haben paſſiren Eönnen, welche und ſoviel Waaren fie auch 
eingeführt haben möchten. — Nachdem nun die Elbjchifffahrtsacte 
abgejchloffen und eine andere Art der Sicherftellung für Preußen 
erreicht worden, würde ber Zeitpunkt eingetreten fein, wegen Rüd: 
gabe der deponirten Gelder zu unterhandeln. Diefer Unterhands 
Iung war koͤniglich⸗preußiſcher Seits entweder die pofitive und 
directe Nachweiſung eines dadurch erlittenen Schadens zum Grunde 
zu legen: „Daß die Waaren, deren Declaration für Anhalt-Köthen 
geſchehen, in das preußiiche Gebiet wirklich eingebracht worden“; 
oder ed mußte derjelbe Schaden wenigftens in einer folchen Art 
wahrjcheinlich gemacht worden, daß man preußifcher Seits von 
Anhalt⸗Koͤthen die Widerlegung der dafür ftreitenden Bermuthung 
hätte fordern koͤnnen. Wenn dad Eine oder Andere, die Nadh- 
weifung oder die Wahrſcheinlichmachung bis zu dem bemerften 
Manage — nicht erfolgte, jo hätte Anhalt⸗Koͤthen feine fämmtlicdhe 
Depofiten zurüderhalten, und eben jo wenig als Preußen einen 
wirklichen Verluft aus einer wirflihen Maaßregel erlitten, vie 
preußiicher Seits allein zu Abmendung eignen Schadens anges 
ordnet gewejen. 

Wenn es Eöniglich-preußifcher Seits gelungen wäre, für Die 
beftimmteften Ausführungen die gehoffte Berüdfichtigung zu ge 
winnen, fo Eönnte es jetzi nicht mehr die Sache der Geſandtſchaft 
fein, weitere Aufflärungen zu geben, denen jebt aber noch andere 
folgen müßten, wenn man noch gern bei einem Gegenflande vers 
weilte, der lieber als hier bejeitigt Betrachtet wird. 

Der Gefandte der 15. Stimme für Anhalt-Köthen: Auf die 
foeben vernommene vorläufige Erflärung des königlich-preußiſchen 
Herrn Geſandten behält fi) die Gejandtfchaft, jo weit dieſe Er⸗ 
klaͤrung ihren Hof und fie jelber angeht, Die nähere Erwiderung 
vor. Unterdeſſen muß fie bei früheren Aeußerungen in facto et jure 
lediglich beharren, und wird über jegliche Angabe, mo es erfor» 
derlich fein follte, Die Beweiſe beibringen. 

Daß es fih Hier nur um einen Fall einer entrichteten Steuer 
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handle, kann Diefjeit3 nicht eingeräumt werden, da der dem Kauf: 
mann Friedheim in Köthen durch das Anhalten feines Schiffes 
erwachjfene Schaden nur einen geringen Theil der anhaltijchen 
Entiehädigungsforderung ausmacht. 

Vier Wochen jpäter (7. März) beantwortete Anhalt:Köthen 
die preußijche Erklärung dahin: 

„Da der Kaufmann Friedheim zu Köthen bei der herzoglichen 
Negierung angezeigt, daß ihm vermittelt amtlichen Anſchreibens 
des Föniglichpreußifchen Hauptzollamts zu Mühlberg vom 19. Fe⸗ 
bruar eröffnet worden, wie feine feit dem Juni 1820 dafelbft 
angehaltene Schiffsladung, ohne Die damals geforderte Zoll- und 
Verbrauchſteuer zu entrichten, höherer Weifung gemäß verabfolgt 
werden koͤnne, auch deſſen Schiff bereits die Reife von Mühlberg 
nad) der herzoglich-köthenſchen Stadt Roslau, als deſſen Beftim- 
mungsort, angetreten, fo jehen Sich Seine Durchlaucht der Her- 
309 von Anhalt-Köthen veranlagt, Ihre unterm 25. Sanuar 1821 
bei der hohen Bundesverfammlung eingereichte Bejchwerde, we⸗ 
gen Erhebung der Eöniglich-preußifchen Werbrauchfteuer auf der 
Elbe und wegen Freigebung des in Mühlberg angehaltenen 
Friedheimiſchen Schiffes, wie hiermit gejchieht, zurüdzunchmen. 

Demnad findet fi) auch nunmehr das in der Erklärung 
der Föniglichepreußiichen Geſandtſchaft in der zweiten diesjährigen 
Bundestagsfigung beklagte, dem vollftändigen Abfchluß der Ent- 
ſchädigungsverhandlungen entgegenftehende Hinderniß befeitigt. 

Ueber den unmittelbaren und befriedigenden Erfolg einer 
Negociation, welche durch die Noten des koͤniglich-⸗preußiſchen 
Minifteriumd der ausmärtigen Angelegenheiten vom 2. und 3. 
Januar dieſes Jahres auf den wünjchenswertheften Standpunft 
erhoben worden. Dürfen Seine herzogliche Durchlaucht niemals 
einem Zweifel Raum geben, 

Schließlich haben Seine herzogliche Durchlaucht die Dies- 
jeitige Geſandtſchaft beauftragt, ſämmtlichen hohen Mitgliedern 
des deutjchen Bundes hoͤchſtihre dankbarſte Anerkennung des dem 
Intereſſe der anhaltifchen Lande bewiejenen Antheild und ver: 
allungdmäßigen Beiſtandes auszubrüden. Wenn Seine berzog- 
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lihe Durchlaucht nach der bedrängten geographiichen Lage Ihres 
Landes die Bundesverfaflung vorzugsweiſe und unter allen Um: 
ftänden als Die weſentliche Bürgjchaft der Rechte und Unabhän- 
gigkeit Ihres Haufes betrachten müſſen, und daher die befondere 
Aufmerkſamkeit der hoben Bundesverfammlung in Anfpruch ge- 
nommen haben, jo gereicht es Höchftdenenfelben zur befonderen 
Berubigung, Daß jene unglüdliche Xerritorial-Gollifionen bereits 
vor Ihrem Regierungsantritte entflanden waren, und daß Höchſt—⸗ 
biefelben niemald den Standpnnft nothgedrungener und pflicht- 
mäßiger Vertheidigung unveräußerlicher Regentenredyte überfchrit- 
ten zu haben glauben.” 

Bei dem Streite zwifchen Preußen und Anhalt-Köthen Fam 
e3, was die formelle Seite anging, zuvörberft darauf an: 

„ob die Mehrheit der Stimmen im engern Mathe der Bun- 

deöverfammlung die authentifche interpretation der Bundes- 

geſetze vorzunehmen habe.” 
v. Wangenheim meint”), Daß diefes für Die Mitglieder der Wiener 
Gonferenz feiner Frage unterliege, weil fie dieſes Princip gegen 
andere Einwendungen in der 23. und 24. Sigung der Wiener 
Protocolle angenommen hätten. Weniger ausgemacht fcheint es 
ihm, ob hierin eine Verbindlichkeit für alle zukünftigen Mitglieder 
des Bundes und der Bundesverfammlung Liege, weil nur dann 
mit Erfolg auf die Verhandlungen fiber ein Gefek recurrirt were 
den fönne, wann der Sinn bes Geſetzes zweifelhaft fei. Dies 
würde in Abrede gezogen werben können, weil der Artikel 7 der 
Bundesacte der Bundesverfammlung zwar in der Regel das 
Hecht der Erklärung zuerfenne, aber auch zugleich die Ausnahe 
men beftimme, in weldyen weder in den engeren Verſammlungen 
noch in dem Pleno ein Beſchluß gefaßt werden dürfe. Daß 
darin die authentifche Erklärung der Bundesgeſetze der Bundes⸗ 
verfammlung nicht entzogen fei, jet zwar gewiß, aber auch nicht 
minder gewiß, daß fie ihr auch nicht zugefprochen worden, alfo 


*) Dreifönigsbündnif, ©. 141. 
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gar nicht3 Darüber beitimmt jei, fo daß das Eine fo gut, als 
da8 Andere behauptet und wideriprocdhen werden koͤnne, indem 
jeder fih auf den Wortlaut des Geſetzes ald einen unzweifelhafr 
ien berufen und die Erflärungen aus den Verhandlungen über 
das Geſetz ablehnen dürfe. Ganz daſſelbe gelte auch von den 
Beflimmungen der Schlußacte Artifel XI. und XIL, die eine Re 
gel geben, weldhe durch daraus folgende Ausnahmen fo gut, wie 
aufgehoben erjcheine und dieſe Ausnahme conftituire nicht nur 
der Artikel XIII. der Schlußacte, wie der Artikel 7 der Bundes⸗ 
acte, ſondern vermehre und verftärfe fie noch durch die Artikel 
XIV. und XV. derfelben. Zwar fünne man aus der Fafjung des 
Artikels XI. der Schlußacte, der ſich leicht auch berichtigend auf 
ben Artifel 7 der Bundesacte anwenden laſſen würde, folgern, 
daß Dieje Artikel keine Ausnahme von der Regel, weldye ber 
Bunbesverfammlung das Recht und die Pflicht der Erklärung 
der Bundesgefeße zujprechen, enthalte. Denn darin heiße es: 
Ueber folgende Gegenftände: 
1. Unnahme neuer Grundgejege oder Abaͤnderung ber 
beftehenden, 
2. organische Einrichtungen, d. h. bleibende Anftalten als 
Mittel zur Erfüllung der ausgefprochenen Bundeszwede, 
findet Fein Beichluß durch Stimmenmehrheit ftatt. Werde Daher 
der Accent auf dad Wort neue gelegt, jo würde in Beziehung 
auf die Erklärung der jchon beftehenden vie Regel aufrecht 
erhalten. Freilich blieben dann noch immer ausgenommen: bie 
Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund, Die Religionsangele- 
genheiten, Die (neuen?) organischen Einrichtungen und Die Vor: 
frage, ob fie nothwendig feien 2c., der Stimmeneinhelligkeit un- 
terworfen, und ed wäre Damit alle Fortbildung der Bundes- 
Snflitutionen gehemmt. So wäre nicht nur Die Möglichkeit ge- 
blieben, fondern, wie die Erfahrung gelehrt habe, die Wahr: 
ſcheinlichkeit des Streites und in Diefem Die der Ueberliſtung 
zu fuchen. Aber dieſem fei doch gründlich vorgebeugt worden 
durch den Beichluß, welchen Die Bundesverfammlung in ihrer 
27. Sitzung 1819 zufolge des Gutachtens einer Commiſſion ge- 
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faßt habe. Diefe Commiſſion fer nämlich auf ausprädlichen Ans 
trag der beiden Heflen, den Württemberg und Baiern unterftüß« 
ten, gefaßt worden, niedergejeßt, um baldmöglichſt eine genaue 
Beftimmung darüber zu erhalten, wann Stimmenmehrheit ent⸗ 
ſcheide (21. Sitzung 1819). 

Als eine der wichtigſten Verhandlungen zur Fortbildung der 
Bundesverfaſſung und als ein Beſtreben der Mehrheit der Bun⸗ 
desglieder ſtatt der Unbeſtimmtheit der Bundesacte nach dieſer 
Richtung eine feſtere Norm zu gewinnen, laſſen wir den darüber 
abgeſtatteten Commiſſionsbericht auch um deßwillen hier folgen, 
weil das Reſultat deſſelben nach v. Wangenheim's Anſicht durch⸗ 
aus gegen die preußiſche Auffaſſung in der anhalt-köthenſchen 
Streitſache fein ſoll. v. Wangenheim gab nur Auszüge. Es iſt 
aber zur Beurtheilnng der Thatſachen die Vollſtäͤndigkeit der 
Aktenftüde nötbig. 


Commiſſions-Gutachten?) 
in Beziehung auf Diejenigen Gegenſtaͤnde, worüber nach dem Ars 
titel 7 der Bundesacte, ald Ausnahme von der Regel, ein Be- 
Ihluß durch Stimmenmehrheit nicht gefaßt werden kann. 


In dem 7. Urtifel der Bundesacte ift für die der Bundes- 
verfammlung übertragene Beforgung der Angelegenheiten bes 
Bundes die Entjheidung durch Stimmenmehrheit als Regel auf: 
geftellt, jedody mit dem Unterſchiede, daß in der engern Verſamm⸗ 
lung zur Fafſung gültiger Beſchlüſſe die abjolute Mehrheit hin- 
reichen, in Anſehung der nad) dem 6. Artikel vor das Plenum 
gehörigen Gegenftände aber dazu eine auf zwei SDrittheilen der 
Abftimmungen beruhende Mehrheit erforderlich fein fol. 

Bon dieſer Regel ift jowohl für die engere Verfammlung, 
als für das Plenum die Ausnahme, daß durch Stimmenmehrheit 


*) Bundes⸗Protocoll 1819, fol. 184a. 
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fein Bejchluß gefaßt werden kann, in Anſehung folgender Gegen- 
genftände gemacht worden: 

1. Annahme vor Abänderung der Grumndgefeße, 

2. organiſche Bundeseinrichtungen, 

3. jura singulorum, 

4. Religionsangelegenheiten. 

Die beiden lebten Gegenftände find durch den 6. Artikel der 
Bundesacte dem Plenum nicht vorbehalten, können alſo in der 
engern Bundeöverfammlung iu vorkommenden Fällen ihre Erle- 
Digung erhalten, jo fern fie nidyt, auf irgend eine Art, mit einem 
der beiden erften Gegenftände in wejentlicher Verbindung ftehen, 

Dahingegen find andere Gegenftände, welche der Artikel 6 
der Bundesacte an das Plenum verweifet, jener Ausnahme von 
der Regel nicht, fondern vielmehr lediglich der Entjcheidung durch 
die im Plenum geltenden relativen Stimmenmehrheit unterworfen. 
Diefe Gegenftände find: Beſchlüſſe, welche die Bundesacte jelbft 
betreffen, und gemeinnüßige Anordnungen. 

Daß Beichlüffe, welche die Bundesacte ſelbſt betreffen, Feine 
Abänderung dieſes Orundvertrages, dieſes erften Grundgeſetzes 
des Bundes bezweden Tönnen, bedarf wohl kaum einer Bemer: 
fung. Was aber die gemeinnüßigen Anordnungen betrifft, jo 
geht Die Abficht, weshalb in der Bundesacte deren gedacht wird, 
aus den Wiener Verhandlungen, und zum Theil aus jenem 
Grundvertrage ſelbſt deutlich hervor. 

Eine nähere Erwägung der Beitimmungen der Bundesacte 
in Anjehung aller diefer Gegenftände führt auf das Beduͤrfniß 
weiterer Entwidelung, wie dann überhaupt die Acte nur Gruud⸗ 
züge enthalten jollte, die Ausbildung der Bundesverfaflung aber 
der Bundedverfammlung überlafjen wurde, weswegen auch der 
10, Artikel der Bundesacte ihr die Abfafjung der Grundgefeke 
des Bundes und deſſen organifche Einrichtung in Rüdficht auf 
jeine auswärtigen, militärtfchen und inneren Verhaͤltniſſe über- 
trägt. * 

Die Grundgefeße des Bundes können nur allein ans dem 
Grundvertrage deſſelben abgeleitet werden; feine organifche Ein⸗ 
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rihtung ift Durch den Bundeszweck und das Bebürfniß Der zu 
deflen Erreichung nöthigen Mittel geboten. Hierüber hat ſich der 
Bortrag über die Reihenfolge der Gejchäfte der Bundesverjamm: 
fung ausführlich verbreitet, we3halb man glaubt, ſich Darauf be: 
ziehen zu fönnen, indem Dafelbft dasjenige, was des Bundeöver- 
fammlung, nad dem Begriffe und Umfang der verjchiedenen 
Gegenftände, zu thun obliegen Tann, jo wohl im Allgemeinen, 
als im Beſondern, erörtert und bezeichnet ift. 

Daß aber die nad) der Natur der Sache für gewille Fälle 
unvermeibliche Ausnahme von der Entfeheidung durch Stimmen: 
mehrheit in die Gejchäftsthätigfeit, der Bundesverjammlung mauch⸗ 
mal hemmend einwirfen Tönne, ift auch der Aufmerfjamfeit der 
Stifter Des Bundes nicht entgangen. Die Verhandlungen über 
die Abfaſſung der Bundesacte beweifen dieſes; fie beweijen aber 
auch, das man fi auf die allgemeine Audeutung der ausgenom- 
menen Gegenftände beſchraͤnken müßte. 

Es ift nun nicht zu verfennen, daß in vorkommenden Fällen 
die Fragen: ob ein Beichluß der Bundesverfammlung zu ben 
Grundgejegen zu rechnen fei? ob er eine organifche Bundesein⸗ 
richtung beziele? wie weit in Anſehung ſolcher Einrichtungen Die 
Ausnahme von der Regel ſich erftrede? welches bejondere Ver- 
haltniß eines Bundesgliedes als jus singulorum geltend gemacht 
werden koͤnne? große Schwierigkeiten veranlafjen, und Diejenigen 
nachtheiligen Folgen haben können, welche der Prafidial-Vortrag 
und mehrere Abjtimmungen in der 21. Sigung dieſes jahres be- 
zeichnen. 

MWillführlichen Berufungen auf das Plenum bat die Bundes» 
acte Durch die im Eingange des 7. Artikels befindliche Vorjchrift: 
daß die engere Bundeöverjammlung durch Stimmenmehrheit zu 
entjcheiden habe, in wie fern ein Gegenfland, nad) der Beftim- 
mung des 6. Artitels, für das Plenum geeignet jei? vorzubeugen 
geſucht. Eine ähnliche Vorfchrift zur Anwendung unzuläffiger 
Berufungen auf die Ausnahme von Der Negel, nach der Beſtim⸗ 
mung des 7; Artikels, Eonnte nicht flatt finden, weil dadurch die 
Ausnahme von jelbft aufgehoben worden wäre. 
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Um demnach biefen Bwed zu erreichen, feheint nichts übrig 
zu fein, als der willführlicden Deutung der Bundesacte durch 
Scharfe Begrifföbeftimmungen Grenzen zu jeßen. 

Wenn aber au Die geſetzliche Ausnahme von der Regel 
wirklich anwendbar ift und durch ihre Anwendung die Faſſung 
eines Bejchluffes verhindert wird, jo können doch nicht in allen 
Fällen die Folgen Hiervon gleich fein: es wird nicht immer mög- 
li) fein, das Nothwendige zu unterlaffen, weil Die Art, wie es 
geichehen follte, nicht einftimmigen Beifall findet. 

In allen dieſen Hinfichten Hat die hohe Bundesverfammlung 
eine gutachtlihe Grörterung durdy eine Commiſſion für zweck⸗ 
mäßig erachtet, und demnach dem Unterzeichneten aufgetragen: 
„die Frage, wie diejenigen Gegenflände, worüber nady dem Arti⸗ 
fel 7 der Bundesacte (ald Ausnahme von der fonftigen Regel) 
ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit nicht gefaßt werben kann, 
in Ermangelung der Stimmeneinhelligfeit erledigt werben follen, 
zu erörtern und ihr Gutachten. ohne übrigens die Commiſſion in 
ihren Arbeiten bejchränfen zu wollen, vorzüglich über folgende 
Gegenftände: 

„1. welche Geſetze als Grundgejeße des deutſchen Staaten: 

Bundes zu betrachten ſeien? 

„2. was unter organiſchen Einrichtungen zu verfiehen jei ? 

endlich 

„3. weldye Berechtigungen unter den, won je ber zu jo ver- 

ſchiedenen Anfichten Anlaß gebunden, juribus singulorum, 
als jolche, hierbei anzunehmen wären?“ 
zu verbreiten. 
Die Commilfion hat alfo die Aufgabe: 

A. dur Beftimmung der Begriffe Irrungen in der Ans 
wendung des 7. Artikels der Bundesacte vorzubeugen; und 

B. Vorfchläge zu machen, wie alddanı zu verfahren jei, nicht 
nur wenn folche Irrungen dennoch entftehen, fondern auch wenn 
die Statthaftigfeit der gejeglichen Ausnahme von der Hegel nicht 
zu bezweifeln ift, der Gegenftand aber, worauf es ankömmt, ohne 
allgemeinen Nachtbeil nicht unerledigt gelajlen werben kann? 
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Es Tann hierbei Feine andere Abficht fein, als Hinderniffe 
der Wirkjamfeit des Bundeövereind im Geifte der Bundesacte 
jelbft aus dem Wege zu räumen, nicht aber eine Abänderung der 
Vorſchrift dieſes Grunvertrages zu veranlaflen. 

Was nun 

A. die Grundgeſetze und organiſchen Einrichtungen des Bundes 
betrifft, ſo begründet die Moͤglichkeit, nach verſchiedenen theoreti⸗ 
ſchen Anſichten die hier in Frage ſtehende Vorſchrift der Bundes⸗ 
acte gegen ihren Zweck entweder auszudehnen oder zu beſchräu⸗ 
fen, den Wunfch, daß gewilje beftimmte Begriffe von den Bun- 
deögliedern anerfannt werden möchten, um darnach in vorfoms 
menden zweifelhaften Fällen ohne weitere Srörterung einen Be- 
ſchluß fallen zu können. 

Nach der Natur des deutſchen Staatenbundes find nun als 
Grundgeſetze defjelben Diejenigen vertragsmäßigen Beſtimmungen 
zu betrachten, welche die Errichtung des Bundes, den Verein 
feiner Glieder, die Feſtſetzung feines Zweckes, jo wie Der Rechte 
der Gefammtheit, der Theilnahme der einzelnen Bundesglieder 
an deren Ausübuug, der Verpflichtungen derjelben gegen den 
Bund, und der Verbindlichfeiten dieſes - gegen fie, endlich des 
Rechts, die Bundesangelegenheiten zu bejorgen, betreffen. Durch 
diefe vertragsmäßigen Beftimmungen wird Die Bunbesverfaflung 
gebildet. 

Da aber zur Erreichung des Bundeszwedes, zur Ausübung 
der Bundesrechte, zur Bejorgung der Bunbesangelegenheiten, 
Anftalten und Mittel nothwendig find, ohne weldye die Wirkſam⸗ 
feit des Bundes nicht möglich wäre; jo muß dieſer bie dem 
Zwecke entſprechenden Einrichtungen treffen, welche der Grund» 
vertrag organifche nennt, weil durch fie der Bundesförper gleichs 
ſam die Werkzeuge erhält, durch welche er feine Thätigfeit zu 
äußern in den Stand gejept wird. Die Beſchlüſſe, welche der 
Bund zu dieſem Ende, als beftändige, allgemeine Normen, faßt, 
Eönnen mit Recht den Grundgejegen beigezählt werben, 

Diejen ftellt auch der 7. Artikel der Bundesacte Die organi- 
ſchen Bundeseinrichtungen in Anfehung der Ausnahme von der 
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Entjcheidung durch Stimmenmehrhett gleih, und es wäre daher 
überflüjlig, in eine nähere Grörterung eines Unterjchieded einzu= 
gehen, der ohnehin nur in dem Gegenftande und in der Form, 
welche den Charakter der Grundgefeßgebung anbeutet, zu fin: 
den ift. 

Wollte man nun, im Gegenjaß von Grundgefeßen, die übrigen 
Bundesgeſetze näher bezeichnen, fo ift es einleuchtend, daß Yier 
in Beziehung auf die Gegenflände nur eine negative Bejchreibung 
möglich wäre, und daß man eigentlich als Geſetze des Bundes, 
die nicht Grundgefeße find, Diejenigen Beſchlüſſe anzufehen Hat, 
welche nach der Stimmenmehrheit gefaßt werden Eönnen. 

Die Unterzeichneten müfjen übrigens geftehen, daß fie eine 
jo Scharfe und Durchgreifende Begriffäbeftimmung, welche in vor- 
kommenden Fällen jede Meinungsverfchiedenheit und jede Ver- 
wicklung auszufchließen oder doc ſogleich niederzufchlagen fähig 
wäre, nicht für möglich halten, und Daß fie e8 daher dahin ge- 
ftellt fein Iaffen müflen, wie fern auf dieſem Wege Schwierigfei- 
ten, welche häufiger aus der Verſchiedenheit der Intereſſen, als 
aus der Verfchiedenheit der Meinungen, entftehen, mit glüdlichem 
Erfolge vorgebeugt werden Fönne, ob fie gleidy nicht in Abrebe 
ftellen, daB dadurch wenigftens eine Verminderung jener Schwie- 
rigfeiten erreicht werden kann. 

Sie gehen mit nicht geringerer Beſorgniß nunmehr zu der 
Frage über, weldye die jura singulorum betrifft, eingedenf des 
langen, nie erledigten Streit$, welcher vormald im deutſchen 
Staatörechte über die Bebeutung jener Worte geführt wurde. 
Wenn man indeſſen den Grund erwägt, aus welchem die Bun— 
desacte jura singulorum von der Entſcheidung durch die Stimmen: 
mehrheit nur allein ausgenommen haben kann, jo wird der 
Wunſch fich als gerechtfertigt Darftellen, daß durdy Bezeichnung 
der Fälle, wo dieſe Ausnahme flatt finden fol, aller Zweidentig- 
feit ein Ende gemacht werde. Der Grund dieſer Ausnahme aber 
kann Fein anderer fein, als Die Gleichheit der Rechte und Pflich⸗ 
ten der Bunbeöglieder auch dann, wo nit von Grundgefeßen 
die Rede ift, gegen eine mögliche Verlegung durch Uebereinftim- 
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mung zu bewahren. Daß Rechte, welche Bunbesgliedern außer 
ihrem Berhältniffe zum Bunde zuftehen, überhaupt Tein Gegen- 
ftand einer Abftimmung im Bunde fein Eönnen, bebarf Feines 
Beweiſes, und es fcheint nur auf die Frage anzufommen: welche 
Rechte in dieſe Claſſe zu rechnen feien? Es ift aber nicht zu 
bezweifeln, daß dahin alle diejenigen gehören, in Anjehung deren 
die Hebernahme einer Verpflichtung gegen den Bund, weber aus 
dem Grundvertrage, noch aus andern Bundesgejeßen, nachgewie— 
fen werden fann. Es jcheint demnach, daß Fünftigen Streitigfei- 
fen über den Begriff des Ausdruds: jura singulorum, durch die 
Erklärung vorgebeugt werden fönne, wie die Aufnahme deſſelben 
in die Bundesacte nur bezwede, daß feinem einzelnen Bundes» 
gliede durch die Stimmenmehrheit und ohne feine freie Einwilli- 
gung etwas foll auferlegt werden, was nicht Alle zugleich und 
verhältnißmäßig in gleicher Art übernehmen. Bon dem, was 
man jura singulorum nennt, find nun wohlerworbene Rechte we- 
fentlich verjchieden, und da ihr Begriff nicht ftreitig, der Grund⸗ 
faß aber, daß darüber durch Stimmenmehrheit der Bundesglieder 
nicht verfügt werden kann, unzweifelhaft tft, fo wäre in der 
Bundesacte desfalls ein Vorbehalt ganz überflüffig geweſen, und 
es wird auch jebt Feine ausdrüdliche Erklärung nöthig fein, um 
einer Verwechſelung ber Begriffe vorzubeugen. 

Die berühmte Stelle des meftphäliichen Friedens (V. 52, 
ubi status tanquam unum corpus considerari nequeunt) hat be- 
fanntermaaßen eine Erklärung von den juribus singulorum gege- 
ben, welche in der Theorie und in der Anwendung die verfchie- 
benartigften Auslegungen veranlaßt hat, wiewohl fie unftreitig in 
diefen wenigen Zügen das weſentlichſte Merfmahl davon ſehr 
richtig bezeichnet hat. Da, wo dad Ganze, als ſolches, eine Lei: 
ftung von feinen Mitgliedern erheifcht, können dieſe nicht wie 
Einzelne (ut singuli) ſich betrachten, und wieder umgekehrt. Al 
lein man erinnert fidy hierbei ebenfalld, wie Die ganze Stelle im 
Zuſammenhange alfo Tautet: „In Streitigkeiten und allen an- 
dern Gejhäften, worin die Stände nicht ald ein Corpus angeje- 
ben werden fönnen, wie auch, wenn die Tatholifchen und evanges 
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lichen Stände in zwei Theile geben, joll allein gütliche Verglei- 
hung den Streit enticheiden, ohne die Mehrheit der Stimmen 
zu beachten.” “Der damalige Stand der genannten beiden Reli⸗ 
gionstheile, in der Fürjorge für ein ungehindertes Religionsbe- 
kenntniß und in den politiichen Beziehungen, welche Die Aus⸗ 
übung davon fichern folte, hat erfichtlich, auch nach der Gefchichte 
der Verhandlungen, dieſe ganze Beftimmung veranlaßt, und es 
ift nicht zu überfehen, daß Diejelbe nicht jo wohl die bejondern 
Rechte einzelner Stände, oder der Minderzahl aufrecht halten, 
ald vielmehr ein gemeinſames Intereſſe gegen das andere in 
Schuß nehmen follte, wo nämlich katholiſche und evangelifche 
Stände, als jolche, fich trennen und in zwei Theile gehen. Auch 
bat hauptjädhlich Die andere Anwendung hiervon über die eigent- 
lichen Religiondgegenftände hinaus zu der Zeit die meiften Zwei⸗ 
fel und Streitigkeiten über die Frage entfiehen Iaffen: wann und 
warum beide Stände demnach zwei Parteien bilden durften ? 

Das Contributionsweſen fam bei dem weitphäliichen Frieden 
auch noch zur Sprache, und ed war von mehreren proteftantifchen 
Reichöftänden darauf angetragen, daß zu Steuerbewilligungen die 
mehrern Stimmen die übrigen wider ihren Willen nöthigen 
jolten. Doc hatte Diefer Punkt jo vielen Anftand gefunden, 
um nicht im Friedensſchluß mit aufgenommen, fondern zur Ent: 
Icheidung des nächften Reichstags ausgeſetzt zu werben. Es ift 
indefjen während der ganzen vormaligen Reichöverfaflung unerle- 
digt geblieben und dadurch manche Ungewißheit und mancher 
Mebelftand verurfacht worden. Indeſſen war damit nirgends ans 
erfannt oder ausgeſprochen: als ob zur Bewilligung von Reichs⸗ 
fieuern Einhelligkeit der Stimmen erforderlich gewejen. 

Borftehende Ausführungen mögen nur zeigen, wie eigentlid) 
die bejondern Rechte einzelner Reichsſtaͤnde, audy in dem vorhe 
rigen Reichsverhaͤltniß und durch Den weſtphaͤliſchen Fr.eben, 
nicht in Gegenſatz mit Der allgemeinen Verfaſſung geftellt oder 
begründet worden. 

Die Schwierigkeiten aber, welche dergleichen Behauptungen 
ſchon im vorigen Reichsverbande hervorgebracht haben, ertheilen 
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allerdings dem jeßigen deutſchen Bunde Die warnende Lehre, über 
diejenigen jura singulorum, welche nach Artikel 7 der Bunbesacte 
feinen Beſchluß durch Stimmenmehrheit zu laſſen, einige fefte 
und fichere Beflimmungen zu treffen. 
Die Unterzeichneten jollen nun 
B. in diefer Beziehung fowohl, ald auch in Anfehung der 
Grundgeſetze und organischen Einrichtungen des Bundes, Vor: 
ſchläge machen, wie den Nachtbeilen des Mangeld einer Ueber: 
einftimmung aller Bundesglieder vorzubeugen oder abzuhelfen ſei? 
Es ift aber 
I. nach der Ratur der Grundgejeße, im engern Sinne, nicht 
anders anzunehmen, als daß dieſe nur allein durch gemeinfame 
Mebereinkunft vertraggmäßig zu Stande gebracht werden Fönnen. 
Wenn es aljo auf Errichtung eines neuen, autbentijche Er- 
klaͤrung oder Abänderung eined beftehenden Grundgeſetzes an⸗ 
fömmt, jo bleibt, bei dem Mangel an Einhelligfeit unter den 
Bundesgliedern, nicht3 übrig, als einen günftigeren Zeitpunkt 
abzuwarten, um den von der Mehrheit erwünjchten Act der Ger 
ſetzgebung zur Wirklichkeit zu bringen, indem ein dahin gerichte- 
ter Antrag zn jeder Zeit wiederholt werben fanı. Da übrigens 
der Artikel 7 nur die Annahme, alfo die Einrichtung, jowie Die 
Erklärung oder Abänderung der Grundgefeße von der Entjchei- 
dung durch Stunmenmehrheit ausnimmt, jo verfteht es ſich von 
ſelbſt, daß dieſe in allen Fällen ftatt findet, wo e8 auf die Er- 
fülung, Anwendung, Vollziehung und practifche Gntwidelung 
eines beftehenden Grundgeſetzes anfönmt. 
In dieſer Hinficht hatte injonderbeit 
I. bei organifchen Einrichtungen, von welchen die Berfol- 
gung des Bundeszwedes und die Wirkjamfeit des Bundes für 
denjelben wejentlicy abhängt, Die Buläffigfeit einer Ausnahme 
pon der gejeßlichen Regel als ſehr zweifelhaft erfcheinen Fönnen. 
Auch darf man es mit Recht vorausjeßen, Daß es bei der Ab- 
faſſung des 7. Artifeld der Bundesacte die Abſicht keinesweges 
gewefen ift, in die Verfaſſung des Bundes Mittel zu legen, 
durch welche die Erreichung feines. Zweckes felbit gehemmt oder 
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vereitelt werben könnte. Wenn indefjen jener 7. Artikel die Be- 
ſchlüſſe, wo es auf Annahme oder Abänderung der Grundgefeße, 
auf organifche Bundeseinrichtungen, auf jura singulorum ode 
Religionsangelegenheiten ankömmt, von der Regel der Stimmen: 
mehrheit ausnimmt, jo ift diefe verfajlungsmäßige Vorfchrift al- 
lerdings fo lange zu befolgen, als fie nicht unausführbar befun- 
den und einhellig aufgehoben oder doch modificirt wird. Allein 
inzwilchen wird ihr Sinn und ihre Anwendung doch nur jo ver 
ftanden und aufgefaßt werden fünnen, um mit der vorhergegan: 
genen, eben jo conftitutiven Regel, wonach die ganze Gejeßgebung 
und nöthige Entwickelung des Bundes gefchehen joll, zujammen 
zu flimmen. 

Es wird aljo Fein wirklicher Widerfprud in ſich anzuneh⸗ 
men, vielmehr der dem Worte nach jcheinbare, unter einen fol- 
hen höhern Begriff und Gefichtöpunft zu ftellen fein, daß immer 
eine Verhandlung und ein Verfahren im Bunde eintreten muß, 
um die Aufgabe und die Zwecke feines Beftanbes nothwendig zu 
erfüllen. 

Der Bundesverfanmlung aber ift hierbei das Feld zu wei⸗ 
tern Beichlüffen offen gelaffen, um ergänzend einzufchreiten, bie 
Schaltung des Bundes zu fichern und nach Artikel A die Ange- 
legenheiten defjelben zu bejorgen. 

Der Artikel 7 hat es indeſſen noch unbeftimmt gelafjen, wie 
ed nachher weiter gehalten werden kann, wenn 3. B. organijche 
Einrichtungen, die Doc immer mehr oder minder nöthig find, 
nicht alle Stimmen für fich vereinigen. Und die eigentliche Frage 
Scheint aljo die zu fein: welch ein Verfahren die Bundesverſamm⸗ 
lung alsdann eintreten zu laſſen berechtiget und verpflichtet fein 
Tann, um ber ihr obliegerden Fürſorge zur Grfüllung der 
Zwecke des Bundes gehörig zu genügen ? 

Zunaͤchſt kömmt die bejchräntende Beftimmung des Artikel 7 
jelbft in Betracht, um ihr feine weitere Ausdehnnng zu geben, 
als welche die Worte des Geſetzes befagen. Hierbei ift dann 

1. zu bemerken, daß, wenn die der Entjcheibung des Pleni 
zu unterziehenden Beichluß- Entwürfe in der engern Bundes: 


393 


verjammlung vorbereitet und bis zur Annahme oder Verwerfung 
zur Reife gebracht werden follen, dieſes unmöglich allezeit vor: 
ſchriftsmaͤßig gejchehen könnte, wenn nicht Die Regel der Stimmen⸗ 
mehrheit dabei in Ausübung gebracht würde. 

2. Ein nad) allen feinen einzelneu Theilen in der engern Bundes: 
verſammlung erörterter und durch Stimmenmehrheit zu Stande 
gebrachter Beichluß-Entwurf Tann allerdings, wenn er Die aus— 
genommenen Gegenftäube betrifft, in Plenum verworfen werben; 
allein er wird nicht leicht in allen feinen Beftandtheilen und Be: 
flimmungen Gegenftand des Difjenjes fein, und es dürfte in vor- 
fommenden Fällen nicht jelten möglich werben, durch Ausfeßung 
bes einen ober des andern Puncted zur weiteren Verhandlung, 
oder durch einftweilige, von Der Mehrzahl noch zugebende Mopi- 
ficationen, im übrigen die Annahme des Beſchluß-⸗Entwurfes im 
Plenum zu bewirken. 

8. Die Bundesacte fagt nur: „wo ed auf organifche Ein- 
richtungen ankönmt, kann Die Stimmenmehrheit nicht entjcheiden”, 
Sollte diefe Vorfchrift weiter gehen, als auf den Beſchluß, daß 
eine gewiſſe organische Einrichtung zu treffen ſei? Sollte fie 
auch auf die ganze Anordnung und Ausführung einer alſo be- 
ſchloſſenen oder felbft durch die Bundesacte ſchon gebotenen or: 
ganifchen Einrichtung fich erftreden? Die Unterzeichneten halten 
dafür, daß nur die Frage, ob eine ſolche Einrichtung zu treffen 
jei (jo fern fie nidyt durch Die Bundesacte bereits entjchieden ift), 
daß die Beftimmung ihres Zweckes und ihrer wejentlichen Be- 
Ichaffenheit, durch einmüthige Verhandlung zu enticheiven, die 
Anwendung aber der feitgejekten Grundzüge oder die Ausführung 
der Sache einem bejchleunigten und endenden Verfahren nad) 
Stimmenmehrheit anheimzuftellen ſei. 

4. Die Bundesacte jagt: „ES ſoll bei den ausgenommenen 
Gegenftänden ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit nicht gefaßt 
werden‘. Es fümmt aber bei der gegenwärtigen Erörterung nur 
auf Diejenigen ausgenommenen Gegenftände an, welche vor das 
Plenum gehören, und in der engern Verfammlung zu einen 
Beichluß-Entwurf bereit3 vorbereitet fein müflen. Zu unterfcheiden 
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ift demnach, Daß nicht von einer abfoluten Verwerfung eines vou 
der Mehrheit gebilligten Entwurfs durd) die Minorität Die Rebe 
ift, fondern daß nur das Reſultat der Stimmenmehrheit als 
ſolches die abflimmenden Bundesglieder noch nicht verbinden kann. 
Nun ift aber anzunehmen, daß Grundgefeße und organijche Ein- 
richtungen, welche in der Art verhandelt werben, etwas Weſent⸗ 
liches und Unentbehrlihes für den Beftand des Bundes feftitellen 
jollen, und was mithin nicht auf's Ungewiſſe ausgejebt bleiben 
darf. Die Gründe und Anfichten, welche Einzelne, ober eine 
vielleicht nur geringe WMinorität, einer bedeutenden Majorität 
entgegen zu feßen haben, müfjen auch bereits, nach der im Art. 7 
beftimmten Vorbereitung, im engern Rath binlänglich erörtert und 
erwogen fein, und es ift anzunehmen, daß die Berathung fo weit 
beenbigt ift, daß ſich von einer weitern Verhandlung darüber 
fein anderes oder ausgleichendes Rejultat mehr erwarten Täßt, 
weil dieſes ſchon früher bei der im engern Rath ſich zeigenden 
Berfchievenheit der Meinungen und Abftimmungen verfucht fein 
muß. Died fann auch der alleinige und wahre Nutzen fein, wes⸗ 
halb der Art. 7 Die gereifte Vorbereitung folcher Beſchluß⸗Ent⸗ 
würfe in ber engern Verſammlung bis zur Annahme ober Ber: 
werfung vorfchreibt, und woraus denn von jelbft folgt: daß im 
Pleno nachher weiter nicht anders, ald mit ja und nein, anneh- 
mend oder verwerfend, geftimmt werden Fann. 

Wenn nun Die wenigern Stimmen von ein Drittel vielleicht, 
häufig nur einzelne Stimmen, den Entwurf verworfen haben, 
wodurd) Doch die bei weitem größefte Majorität eine zu ihrem 
Beftande oder zu ihrer Sicherheit nöthig befundene Gejeßgebung 
oder Einrichtung im Bunde zu treffen beabfichtiget, jo wird, nad: 
dem auch die Gründe und etwaigen Anjprüche jolchergeftalt von 
allen Seiten vorher genugſam Discutirt worben, die geringe Minder: 
zahl weber verlangen wollen, daß darum die Mehrzahl die eigene 
Meinung und Vorfchläge aufgeben und die der andern befolgen, 
noch daß fie Die, von ihr nöthig beachtete Vorkehrungen ungewiß 
und ausgeſetzt laſſen ſollte. Schon Diefe Betrachtung und ber 
unverrüdte Hinblid auf die fortgehende Entwidelung des Bundes 
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wird diejenigen Bundesglieder, welche jonft bei der vorherigen 
Discuffton im engern Rath mit den Anträgen und den Abftim> 
mungen der Majorität auch nicht völlig einverftanden waren, 
ſchon jehr wahrjcheinlich veranlaffen und bewegen, nachher, wenn 
entjchieden über den ganzen Beichluß-Entwurf nur dur Annahme 
oder Verwerfung im Pleno geflimmt werden muß, nicht auf ein- 
zelnen Meinungen zu beharren und die Sache auf die Spike zu 
ftelen. Hoffentlih wird ein ſolcher Fall alſo nur fehr felten 
eintreten. Indeſſen fcheint ed allerdings rathſam, felbft darüber 
zum Voraus feſte Beflimmungen bei der Bundesverfammlung zu 
treffen und Diejelbe erwartet ſolche auch von dieſer Commiſſion. 

Damit immer die BundesverJjammlung bei jener Lage der 

Sache durch einzelne Einwendungen und Widerfprüche nicht ge 
bindert werde, in nöthigen und nüglichen Einrichtungen zur Aus: 
bildung der gemeinfamen Verbindung fortzujchreiten, möchten ſich 
dazu nur zwei Wege barbieten: 

1. die überwiegende Mehrheit befolgt diejenigen Geſetze und 
Einrichtungen, für welche fie Durd) Annahme des Befchluß- 
Entwurfs im Pleno fih erklärt hat, indem fie wieberum 
ihrerſeits durch den Widerſpruch der Minderzahl hieran 
nicht verhindert werben kann, und ed würde Dabei nur zu 
unterjcheiden ſein: 

a. in wie weit dergleichen organifche Cinrichtungen es zu= 
laſſen, Daß einzelne Bundesftaaten fi) Davon ausfchließen 
fönnen, ohne dadurch diejelben zu flören oder gänzlich zu 
hindern. Sin diefem Fal, und nachdem die Mehrheit 
ſolches geprüft, ift fein Grund vorhanden, den, wiewohl 
zu wünfchenden, Beitritt der Minderzahl erzwingen zu 
wollen; Dagegen auch die zuſtimmende Mehrzahl fich nicht 
von Einführung der genommenen Maasregel abhalten 
Tafjen dürfte; 

b. find aber die organifchen Einrichtungen, wiewohl die 
meiften, von der Art, daß fich einzelne Bundesglieder, 
ohne Nachtheil aller übrigen, nicht Davon ausſchließen 
dürfen, oder daß fonft die Maasregel im Ganzen nicht 
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durchzuführen ſteht, jo jähe die Mehrzahl der Bunbes- 
glieder ſich freilich in Die Lage geſetzt, nicht ſowohl Die 
Minderzahl, durch einen Beſchluß nad) Stimmenmehrheit, 
verbindlich zu machen, als vielmehr fie zur Erfüllung ber 
Bundeszwede und zu den möthigen desfallfigen Einrid- 
tungen, wie auch zu ihrer verhältnigmäßigen Theilnahme 
und Milwirfung daran aufzufordern. Letztere aber läßt 
fi) nie verweigern, fobald man nicht, wenn audy indirecte, 
aufhören will, Bundesmitglied zu fein. 


2. Um mithin die Bundeszwede zu erfüllen, und Die zu deren 
Sicherung und Erhaltung dienlichen Mittel und nöthigen 
Anftalten zu befördern, können nur proviforische Einrichtungen 
durch Beichlüffe nach gewöhnlicher Regel der Stimmenntehr: 
heit fo lange getroffen und jo dem dringenden Bedfirfniffe 
abgeholfen werben, Diefelben auch nur einftweilen gelten, bis 
man über die weitere Abfaffung von Grundgejeßen, jowie 
über die Entwürfe zu den definitiv anorganifchen Einrich⸗ 
tungen, ſich anders gemeinfam vereinbaren fönnen, und wozu 
bereit8 vorher der Verfuch angeftellt und verfehlt fein müßte, 
jo, Daß Die provijorifchen Beftimmungen nur al3 einftweilige 
Aushülfe eintreten dürften. Bei den, Beichlüffen dieſerhalb 
fann auch nur Stimmenmehrheit als die Regel gelten, und 
die feitherige Praxid bei Der Bundesverfammlung bat bei 
mehreren wichtigen Gegenftänden, unter andern bei der Com⸗ 
petenz-Beftimmung, ein ſolches proviforiches Verfahren ſchon 
als nüßlich bewährt. 

In Anfehung der jchon beftehenden Grundgeſetze und or: 
ganifhen Einrichtungen wird man nur Die angezogene nor: 
mirende Stelle des Art. 7 genau zu befolgen haben, wor: 
nach eine Abänderung, alſo auch jede Einſchraͤnkung, Aus— 
Dehnung oder fonftige Abweichung davon, nicht durch einen 
Beſchluß nach bloßer Stimmenmehrheit zu bewirfen fteht. 


5. Was endlich die jo genannten jura singulorum betrifft, jo 
möchten zur’ Bejeitigung der hieraus zu bejorgenden Hinderniffe 
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der Bundeswirkſamkeit, neben der bereit8 oben Berührten näheren 
Erklärung, folgende Vorfchläge dienen; 

1. eine allgemeine Bezugnahme auf bejondere Rechte der Ein- 
zelnen, ald Vorbehalt oder Widerſpruch, könnte nicht flatt 
finden, fondern ed wäre immer vorher genau nachzuweiſen 
und zu erörtern, wie und wodurch dieſelben für den einzelnen 
Bundesſtaat, als jolchen, begründet würden, um von einen 
gemeinjamen Beſchluß eine Ausnahme zu machen, oder da⸗ 
gegen Vorbehalt oder Widerſpruch einzulegen, und fo eine 
nähere Prüfung derjelben, von Bundes wegen noch herbei: 
zuführen. 

2. Zur Norm der Beurtbeilung wäre dabei anzunehmen: 

a. In allen Rechten und Befugniffen, welche den Staat außer 
ihrem Verhältniß zum Bunde aus andern Beziehungen 
zuftehen, und die mit demjelben nicht in Widerfpruch find, 
Tönneu fie unftreitig nur wie Einzelne betrachtet und gleich: 
jam über die Grenze des Bundes Hinaus nicht gehalten fein. 

b. Als Mitglieder des Bundes haben unbeftritten alle Deutjche 
Staaten, nad) dem beſtimmten Verhältniß, die gleichmäßigen 
Leiftungen und Beiträge zu entrichten, welche zur Grhal: 
tung des Bundes und ald Mittel zu deſſen Zwecken für 
nöthig gefunden und bejchloßen werden. Nur in jo weit 
näher dargelegt werden könnte, daß jenes richtige Ber: 

‚ bältniß bei der Anwendung auf den einzelnen Staat über: 
ſchritten oder verleßt wäre, würde wegen eines Jolchen 
Uebermaaßes von dem einzelnen Mitgliede Einwendung 
gegen den Gejammtbeichluß gemacht werben fönnen, um 
eine richtige Vertheilung zu verlangen. Es iſt jebod) ein- 
leuchtend, wie hierbei nicht der eigentliche Bundesbeſchluß 
jelbft, ald das Mittel zu den angenommenen Zwecken, 
angefochten werden kann, noch befondere Nechte des Ein- 
zelnen vorhanden fein fönnen, um fi) ohne Trennung 
vom Ganzen denjenigen Verbindlichkeiten zu entziehen, Die 
in gleichen Verhältnig von den übrigen Mitgliedern zur 
Erfüllung der Bundeszwecke übernommen werben. Aus 


358 


diefem Geſichtspunkt wird aljo auch Die Beitragspflichtig- 
feit und die Steuerbewilligung der Bundesglieder nur zu 
beurtbeilen fein. 

c. Bon den einzelnen Mitgliedern des Bundes, als folchen, 
fönnte endlic) aber auch etwas Anderes oder Bejonderes, 
al3 von allen übrigen Bundesflaaten, zum Wohl oder zur 
Erhaltung und Sicherheit des Ganzen verlangt werben 
und dabei läßt es fich wohl nicht verfennen, daß, in fo 
weit dieſe Forderungen auf einem aültigen Beſchluſſe be- 
ruben und ein Mitglied zu einer folchen einzelnen Leiftung 
oder Aufopferung verbunden ſein fol, vorher oder zugleich 
auch die Nechte deſſelben durch Schadenshaltung, oder 
durch jonftige Befriedigung, da, wo Demfelben Daraus er- 
wiejener Nachtheil erwächſt, oder ein eigener Beitrag zu: 
gemuthet würde, zu bejeitigen find, und fo lange folches 
noch nicht gejchehen, koͤnnte freilich dem Beſchluſſe durch 
Stimmenmehrheit in jo weit das Recht des Einzelnen ent- 
gegen gejebt werden. 

Indem die Unterzeichneten gegenwärtiges Gutachten ber 
hohen Bundesverfammlung übergeben, können fie fi nicht ent- 
halten, den auf ungehinderte Verfolgung des Bundeszwedes ge: 
gründeten Wunſch zu äußern, es möge demnähft als Grundfag 
angenommen werben, daB für organiſche Bundeseinrichtungen 
überhaupt, da fie ohnehin nur Folgen beftehender Grundgefeße 
jein können, die befinitive Entjcheidung durch eine auf zwei Drit- 
theile der Stimmen beruhende Mehrheit zu fallen fei. 

Uebrigend geben fie anheim, über dieſes Gutachten Inſtruction 
einzuholen, ſolches aber einflweilen ald Provijorium, bis zur 
definitiven Entjehließung, auch unter Vorbehalt der nach einge- 
gangenen Ynftructionen, oder etwa fonft zu bejchließenden Ab- 
änderungen oder Zufäße, in etwa vorkommenden Fällen in An: 
wendung zu bringen. 

Sranffurt den 21. Juli 1819. 

Graf von Buol-Schauenftein. Golk. 
Eyben. Pleſſen. Berg. 
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Diefer Bericht ift wörtlih in der Sitzung von 29. Juli 
1819 $. 155. Fol. 406 - 475 aufgenommen, daran jchließen fich 
dann S. 475—477 die Abflimmungen, wie folgt: 

Schon bei Stellung des Antrages wurde von dem württem» 
bergiichen Geſandten ald feine individuelle Meinung hervorge⸗ 
hoben, daß in dem Artikel 7 der Bundesacte die Entjcheidung 
durch Stimmenmehrheit, ſowohl in der engern Verfammlung, als 
auch im Pleno, ald Regel, jedoch mit dem Unterſchiede anges 
nommen fei, Daß in der eriteren die abjolute, in dem Pleno aber 
nur eine auf zwei Drittel der Abftimmungen berubende Mehrheit 
entſcheiden koͤnne. 

Als Ausnahmen aber von dieſer Regel wurden betrachtet: 

1. die Annahme oder Abänderung der Grundgeſetze des Bundes; 
2. Die organiſchen Bundes-Einrichtungen ; 

3. die jura singulorum ; 

4. Religiond-Angelegenheiten. 

Ueber Angelegenheiten dieſer Art jolle, weder in ber engern, 
noch in der Plenar-Berfammlung anders ald durch Einhelligfeit 
ein Beichluß gefaßt werden Fönnen. 

Es fei weder dad Nadıtheilige folcher, die Ausbildung des 
Bundes hemmenden Schranken, noch das Bedenkliche, was Das 
Einreißen derjelben mit fich führe, zu verfennen, die Aufgabe fei: 
die rechte Mitte zu finden. 

Ohne in Die Materie ſelbſt jet ſchon tiefer eingehen zu 
wollen, fcheine es indeſſen zunächft auf eine jehr vorfichtige und 
genaue Begriffs⸗Beſtimmung anzulommen, was denn eigentlich 
unter Grundgefegen, unter organifchen Bundes-Einrichtungen und 
unter jaribus singulorum verftanden werden jolle? Denn nichts 
Verderblicheres dürfte wohl gedacht werden, ald eine Zweideu⸗ 
tigkeit in diejfen Beftimmungen, weldye dazu führen Fönne, daß 
für die Anträge der Einen Einhelligkeit, für die der Andern ab- 
folute Mehrheit zum Beſchluſſe dariiber gefordert werde. 

Um die Entſcheidung dieſer wichtigen Angelegenheit vorzu⸗ 
bexeiten, jcheine e3 zwei Wege zu geben, die beite zum Ziele 
führen könnten; entweder die an Die Regierung zu richtende Bitte, 
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ihre vorläufigen Anfichten über den Gegenfland (Abftimmungen 
würden nur hemmen) der Bundesverfammlung zur Zuſammen⸗ 
ftelung und Prüfung mittbeilen zu wollen, oder Niederjegung 
einer Commiſſion, welche den Auftrag ertheilt, Den ganzen Gegen- 
Hand, namentlich aber jene drei Fragen, in vorläufige Berathung 
zu nehmen, das Rejultat derjelben aber der Bundeöverjanunlung 
als Grundlage zuvörderft ihrer eigenen Prüfung und dann auch 
der förmlichen Spnftructions-Einholung vorzulegen. 

Baden äußerte fih dahin: Der Artikel 7 der deutſchen 
Bundesacte Spricht Far und deutlich, ſowohl für Die engere Ver— 
jammlung, als für das Plenum, die Stimmenmehrheit als ent- 
Icheidende Norm für die von der Bundesverfammlung zu fallenden 
Beſchlüſſe aus, und nur aus zarter Schonung, un al’ und jeben 
Schein, als wolle die Bundesverſammlung in Die innere Admi- 
niftrations:Angelegenheiten der den Etaatenbund bildenden fou- 
veränen Staaten fi einmischen, oder ihren als ſolchen zuftehenden 
Gerechtſamen zu nahe treten, weichet er bei Annahme oder Ab: 
änderung von Grundgeſetzen, fowie, wo es auf organijche Bundes⸗ 
Einrichtungen, ald auch auf jura singulorum oder Religiond-An- 
gelegenheiten anfonımt, von der angenommenen Regel ab, und 
fcheint Die Uebereinſtimmung aller Stimmen zu verlangen. 

Unumgänglicy nöthig ift es aljo, daß dieſe hier fo eben an⸗ 
geführten Ausnahmen von der Negel, die, ihrer nur generell be- 
zeichneten Faflung wegen, noch jo mancher verjchiebenartiger 
Deutungen empfänglich find (jo ſchwierig auch Die doch immerhin 
lösbare Aufgabe fein mag) eine nähere Beſtimmung erhalten 
mögen, um nicht als eine, wo nicht ſchädliche, doch immerhin 
verzögernde Hemmkette, der Veförderung des allgemeinen Wohles 
zu entgegnen und ald Vorwand, zur Behinderung der wohlthä 
tigften Einrichtungen in dem Bunde, gebraucht werben zu Fönnen. 

Wenn die hohen Stifter des deutſchen Bundes in ihm ein 
Mittel erblidten, das, durd Die eiferne Hand des Schickſals fo 
hart geprüfte Deutſchland aus feiner Zerrüttung wieder aufzu- 
richten, und durch Die, in allen Artikeln der Bundesacte, dem 
gemeinfamen Waterlande verbießene Wohlthaten, die früher 
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geichlngenen Wunden zu heilen, fo ging ficher eben fo ihre Mei: 
nung dahin, daß der todte VBuchftabe auch wirklich in Das Leben 
trete. 

Diefer Uebergang nun fcheint, unter jo manchen Berückſich⸗ 
tigungen, zum dringenden Beduͤrfniſſe geworden zu fein, injofern 
diefe hohe Verſammlung den ihr durch Die Bundesacte jelbft 
übertragenen Verbindlichkeiten Genüge leiften und den Stand» 
punc mit Kraft und Würde behanpten will, der ihr angewiejen 
ift. Der Gefandte trägt demnach darauf an, ungeläumt eine 
Commiſſion aus der Mitte diefer hohen Verfammlung zu ernennen 
und ihr den Auftrag zu ertbeilen, einen Vortrag (al3 vorbes 
teitenden Leitfaden zur Inſtructions-Einholung von dem reipectiven 
höchſten Gommittenten) über folgende Gegenftände zu erftatten, 
als naͤmlich: 

1. welche Gejebe ald Grundgeſetze des deutſchen Staatenbundes 
zu betrachten find, 

2. was unter organischen Bundes» Einrichtungen zu verftehen 
ei, und 

3. welche Berechtigungen unter den, von jeher zu jo verjchieben- 
artigen Anfichten Anlaß gebenden juribus singulorum als 
foldye hierbei anzunehmen wären. 

Dänemark bemerkte aber ſehr rihtig: Es ift bekannt, daß, 
jo oft auch, feit beinahe 200 Jahren, man fich mit dieſem 
Begenftande, und namentlih mit Ausmittelung eines genauen 
Begriffes des juris singulorum befchäftiget hat, man ftet3 auf 
Hindernifje geftoßen ift, an denen die Feſtſtellung des Begriffes 
icheiterte, es fcheint mir daher nicht zwedmäßig, die Anfichten 
und Weilungen unferer höchften und hohen Gommittenten früher 
einzuholen, als big wir im Stande fein werden, ihnen ſowohl 
die gegenwärtig beftehenden Hinderniſſe, als die Mittel und Wege, 
durch welche folche gehoben werben koͤnnen, zu ihrer Entjcheidung 
vorzulegen. 

Aus demjelben Grunde aber jcheint ed mir auch nicht rathſam, 
jelbft der zu erwählenden Commiſſion vorzujchreiben, wie weit 
fie in ihrer Arbeit gehen ſoll, und über welche Gegenftäude fie 
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ich, Daß es ihr zu überlaflen fein werde, zu beurtbeilen, wie weit 
fie in ihrer Arbeit wird vorjchreiten fönnen, oder wo fie, derjelben 
eine Grenze ſetzen zu müfjen, glauben werde. 

Die Mehrheit der Stimmen vereinigte fih darauf zu dem 
Beſchluſſe: 

1. daß die in dem hier erſtatteten Commiſſions⸗Gutachten 
zur nähern Beſtimmung, Erläuterung und Ergänzung ber Art. 6 
und 7 der Bundesacte gemachten Anträge und Vorfchläge ben 
höchſten Höfen und Regierungen vorzulegen wären, um mit Ihren 
Inſtructionen über deren Annahme, wie auch über die etwa fonft 
noch gewünschten Abänderungen oder Yujäpe, bei der Wieder: 
eröffnung der Sigungen zur Beſchlußnahme verjehen zu fein; 

2. daß jedoch inzwilchen in etwa vorkommenden nöthigen 
Fällen bei organischen Einrichtungen die Bundesverfammlung 
nach Anleitung der in Antrag gebrachten Beſtimmungen zu ver- 
fahren und foldye bis dahin nad) dDoctrineller Auslegung und der 
bisherigen Hebung zur erforderlichen Aushülfe in Anwendung zu 
dringen habe, 

Baiern jedoch gab Die ausdrädliche Erklärung zu Protocoll, 
daß es auf eine proviſoriſche Verfügung der Feſtſetzung eines 
zwilchenzeitigen Verfahrens, wodurd die Beflimmungen des Art. 7 
al8 Bundesacte abgeändert oder bejchräntt werden wollten, durch⸗ 
aus nicht eingehen Tönne. 


v. Wangenheim meint nun, Daß der obige Beichluß durch⸗ 
aus gegen Preußen in der anhaltiihen Streitigfeit ſpreche. 

Es zeigte fich allerdings in der ganzen Angelegenheit von Anfang 
an bei den Mitgliedern der Bunbeöverfammlung eine Hinneigung zu 
den Anfichten von Wangenheim’3 gegen Die preußijchen Argu- 
mente, Lebterer meinte noch im jahre 1849, daß es doch zu 
weit gehe*), wenn die preußiiche Regierung nach den Berhand- 
ungen am Wiener Congreſſe, insbeſondere nach den Erklärungen 


*) A. a. O. S 171. 
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in der 29. Sigung defjelben*), nach dem Plenarbeſchluſſe ver 
Bundesverſammlung vom 3. Auguft 1820 und nad) dem Ticht- 
vollen Vortrage des Referenten in der anhalt-⸗köthenſchen Streit: 
jache**) noch die Behauptung, daß die geforderte Feftftellung 
der unmittelbaren Ausführung der Schifffahrtsfreiheit und deren 
Unabhängigkeit von den Douanenfyftemen der Uferflaaten vor 
und außer dem Laufe der angeführten Verhandlungen geradezu 
und mit größter Beharrlichkeit abgelehnt worden fei, und daß 
mit der Aufnahme jener in Wien beliebten Feltftellung in bem 
Plenarbefchluffe vom 3. Auguft 1820 und durch die Verweiſung 
auf den 111. Artikel der Bundesacte nichts geſchehen fei, als 
eine erneuerte Sanctionirung des ſchon früher Stipulirten. 

Gewiß ließe fidy die bei den Wiener Conferenzen ftattgefun- 
dene Yeußerung (30. und 33. Sitzung) jo erflären, und daß fie 
diefen Sinn gehabt haben möge, ließe fich audy von der oft er: 
probten Zäbigfeit der preußilchen Gabinetöpolitif im Kefthalten 
unhaltbarer, ihrem bejonderen Intereſſe aber zufagender Anfichten 
wohl erwarten. Dahingegen müffe auch zugegeben werben, baf 
mit den guten Blauben derjenigen, deren Bedenken Durch jene 
Erklärung als gehoben dargeſtellt wurde, ein trügerifches vor 
Gott und Menjchen nicht zu rechtfertigendes Spiel getrieben 
worden fei. Wenn man auch zugeben fönnte, Daß das preußifche 
Cabinet von allem Anfange an, außer dem stat pro ralione vo- 
luntas, irgend einen flihhaltigen Grund jemald angeführt Hätte, 
jo hätte die Bundeöverfammlung zur Aufrechthaltung der ihr, 
als Organ des Willens und Handelns des Bundes, gebührenden 
Achtung nad) allen jenen Verhandlungen und Vorgängen, er: 
warte, je fordern Eönne, daß es feine Anficht mit neuen Gründen 
ftüßen werde. 

Wangenheim tadelt Die Bundesverfammlung, daß fie nicht 
diefe auf die bloße Anzeige hin: Die Freiheit der Klußjchifffahrt 
befonders ihr Gutachten zu geben haben wird; vielmehr glaube 


*) Bd. II, ©. 566. 
**) ©. 236 ff. 
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jei irgendwo in Deutjchland nicht bergeftellt, dafür forgte, 
diefe Freiheit herzuftellen, und ſchließt mit einem ſehr berben Ta⸗ 
del der Berfahrungsweile Preufens. 

Die Angelegenheit ift aber nach unferer Meinung anders zu 
beurtheilen. Die Schuld, daß ſolche Zuftände, wie fie in den obigen 
langen Verhandlungen zu Tage treten, überhaupt beftanden, lag in der 
Ungeneigtheit der fämmtlichen Regierungen Deutſchlands, den 
Artikel 19 der Bundesacte zu vollziehen”). Es lag in dem Be: 
ſtreben Defterreih8 und der ſüddeutſchen Königreiche, der auf: 
wachjenden Größe Preußend auf jedem Gebiete Hinderniffe ın 
den Weg zu legen. Nichts wurde von jenen Seiten mehr ge: 
fürchtet, ald eine Präponderanz Preußens über die kleineren und 
mittleren Staaten Deutſchlands in Handels: und Zollſachen. 
Da wurde der Herzog von Anhalt-Köthen, vor Kur: 
zem zur katholiſchen Kirche übergetreten, durch deu 
öſterreichiſchen General-Conſul Ad. Müller zu Leipzig 
aufgehest und in feinen Aufprüden beftärkt, um dem 
neuen Bollfyften Preußens, weldes Die Grundlage 
des deutſchen BZollvereins bildete, im Entftehen die 
größten Schwierigkeiten in den Weg zu legen. Preußen 
aber bebarrte feit auf. feinem Syſtem, und batte um fo mehr 
Recht, als der damalige anhalt-köthenſche Herzog in tadelns⸗ 
würdigfter Weiſe feine Souveränitätörechte benußend, einen ſchaͤnd⸗ 
lichen Schleihhandel in Anhalt begünftigte, der nicht allein 
fein eigene Land, fondern auch Die angränzenden preußiichen 
Gebiete zu demoraliſiren drohte. Schon hatten Die Engländer 
ihre Augen auf dieſes günftige Depot ihrer Waaren gerichtet, 
um es zu benußen, wie fie Krafau bis zum Sabre 1847 auss 
beuteten. | 

Gerade in diefer Angelegenheit zeigte fich die ganze Mifere 
der KM einftanten im auffandften Lichte. Statt daß der Herzog 
von Anhalt⸗-Koͤthen das wahrhaft nationale Beftreben Preußens, 


*) Bergl. Bd. I, ©. 457. 
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ſich von der engliden Tyrannei auf volkswirthſchaftlichem Gebiete 
zu befreien, was zugleich gang Deutfchlaund zu Gute fommen 
mußte und gefommen tft, fofort zu unterftüßen, jo weit an ihm 
lag, vermeinte er Die Intereſſen einiger anhaltifcher Kaufleute und 
englijcher Zwiſchenhändler aufrecht erhalten und für Procente 
einiger Beamten forgen zu müfjen, und dem allgemeinen Intereſſe 
von 20 Millionen Norddentichen entgegentreten zu Fönnen! Aber 
auf dieſem Gebiete der Fürforge für das materielle Wohl feines 
Volkes verfland Friedrih Wilhelm IL feinen Scherz, und bier 
verfingen auch injchüchterungen mit geheimen Verbindungen 
und Verjchwörungen nichts. Dennoch war man am Bundestage 
auf beſtem Wege, Preußen große Berlegenheiten zu bereiten. 
Viel trug Dazu bei, daß ſich dort eine Partei unter Führung 
von Wangenhein’3 gebildet hatte, welche dahin ftrebte, neben 
Defterreich und Preußen, eine dritte Macht aus der engeren 
Vereinigung der mittleren Staaten herzuſtellen. Dieſes Be- 
fireben war jedod zugleich eine der Urjachen, welche 
Oeſterreich bedenklich machten, ferner gegen Preu— 
ßen in dieſer Angelegenheit zu wirken. Weiter 
wirkten aber die Erwägung, daß man Preußens 
Stimme auf den Congreſſen nothwendig gebrauchte, 
daß man ſeinen guten Willen für die politiſchen 
Verfolgungen durchaus nicht entbehren konnte; 
endlich die Furcht, daß die von den Neferenten in 
der anhaltiniſchen Beſchwerde geltend gemachten 
Principien und Interpretationen der Bundesgrund— 
geſetze die ganze metternichſche Theorie in Bundes— 
ſachen trotz Carlsbader und Wiener Congreßbe— 
ſchlüſſen über den Haufen werfen könnte. 

In dieſer Beziehung fünnte man es bedauern, daß fein Be- 
ſchluß der Bundesverſammlung in dieſer Angelegenheit erfolgte. 
Wäre nur die moralifche Seite der anhaltinifchen Beſchwerde 
nicht jo überaus kläglich gewejen, und hätten auf anderer Seite 
nicht zu bedeutende Intereſſen auf dem Spiele geftanden ! 
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Auf jene Prineipien müflen wir aber im Schluß⸗Kapitel die- 


ſes erften mit dem jahre 1824 endenden Buches genauer zurüde 
fommen. 


Fünfzehntes Kapitel. 


Bie Militär-Angelegenheiten des Deutfchen Bundes im ihrem Sortgange, 
(efr. Bd. I. S. 597 ff.) 





Wir nehmen nun die im fechsten Kapitel abgebrochenen 
Militär-Angelegenheiten wieder auf. 

Der Entwurf der erften fünf Abtheilungen einer Bundes: 
Kriegsverfafjung war abgefaßt und am 12. October 1820 vertheilt 
worden und follte Binnen acht Wochen zur Berathung geftellt 
werben. Insbeſondere aber jollten Inſtructionen erbeten werden 
wegen Erleichterung der mindermädhtigen Staaten und zugleich 
über den Entwurf eines allgemeinen Bartels. Die Snftructionen 
gingen aber nit ein und fo hatte Die. Commiſſion Beit, den 
vollitänbigen Entwurf einer ‚einer Kriegsverfaſſ jung vorzulegen (14. Fe: 
bruar 1821). EEE ne: 

Indeff en hatten ſich bereits am 22. Februar 1821 für die 
Annahme der in dem erften Entwurf enthaltenen XXIV. Artifel 
im Allgemeinen beiftimmend ausgeſprochen, und ſechs Stimmen 
das Protocol offen behalten, jo daß das Praͤſidium zur baldigen 
Abftimmung fchreiten zu Fönnen glaubte*). 

Da trat zuerft in vertraulicher Sitzung vom 23. März 1821 


*) Wir übergeben auch hier bie aus den öffentlichen Brotocollen bes 
fannte Details. 
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ber herzoglich⸗oldenburgiſche Geſandte mit einer Grflärung auf, 
welche folgendermaßen Tautete: 


Holfteinsoldenburgijdhe Erklärung 
über die Gntwerfung einer Kriegsverfaſſung des deutſchen 
Bundes, 

Seine Durdlaucht, der Herzog, jehen mit patristiichem Eifer 
jeder Entwidelung der zum Bunde gehörenden Verhältniſſe ent- 
gegen, und halten Ihre Mitwirkung Dazu für für eine der wer 
jentlichften Regentenpflichten, die Sie zu üben berufen find. 

Hochdieſelben haben in der Militärverfaflung des deutſchen 
Bundes ein feited Band feiner Einheit erfannt, jo wie den edel⸗ 
ften Zweck: den der Bertheidigung eines glücklichen und gelichten 
Baterlanded. In diefen Sinne find denn aud alle, zum Bor: 
trage gekommenen, dahin gehörigen Vorſchläaͤge von Sr. herzog- 
lihen Durchlaucht gern entgegen genommen worben, und Sie 
fühlen innig, daß die Milttär-Ginrihtung als Mittel hinreichend 
fein muͤſſe, um nicht ohne Zweck zu fein; aber auch nicht drückend 
fein dürfe, um nicht den Wohlftand des Landes zu untergraben, 
und diejes außer Stand zu feßen, im Augenblide drohender Ge⸗ 
fahr angemefjene Anftrengungen zu machen; und endlich, weil der 
Wohlſtand der Unterthanen der Reichthum der Staaten ift, und 
jene nur im Gefühle des eigenen Glückes freudige und fichere 
Vertheidiger find. 

Es ift daher Sr. herzoglichen Durchlaucht angelegener Wunſch. 
daß bei den Leiftungen nicht bloß dad arithmetifche Verbältniß 
zur Bevölkerung berücdjichtigt werde, jondern ein geometriſches, 
welches feine Ansgleihung in der Art der Leiftung fände. In 
der That ift die Bevölkerung Fein untrügliches Maaß der Größe 
ober der Möglichkeit der Leiftungen. Se. herzogliche Durchlaucht 
jehen bei der Weußerung dieſes Wunſches weniger auf Sich, als 
auf das Ganze, und fo wie Sie in Ihrem Verhaͤltniſſe gern 
Ihrem Lande jede Erleichterung angedeihen laſſen, jo werben 
Sie Si freuen, wenn Sie im Stande fein jollten, den Staaten, 
die eine geringere Bevolkerung Haben, jene ebenfalls zu verfchaf- 
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fen. Sehr wichtig jcheint e8 daher Sr. Durchlaucht, daß auf 
eine mögliche Erleichterung zur Zeit des Friedens Rückſicht ge- 
nommen werden möge. Es ift Sr. Durchlaucht, dem Herzoge, 
der Entwurf zur Kriegsverfaſſung des deutſchen Bundes vom 
15. Februar dieſes Jahres vorgelegt worden. Cine bloße Zu- 
fammenftellung feines Datums mit dem heutigen, und die Berüd- 
fihtigung der Entlegenheit der Derter wird ergeben, daß die Zeit 
nicht geftattet bat, ſolchen mit einer der Wichtigkeit des Gegen- 
ſtandes angemefjenen Aufmerkſamkeit zu prüfen, nody Die geäußer- 
ten Grundfäße und Wünſche darauf anzuwenden, am menigften 
aber zu erwägen, ob bier der Fall des Artikel XII und XIV der 
Schlußacte vorhanden fei. ine bereit vorhandene Abftimmung 
St. königlichen Hoheit, des Großherzogs von Baden, zeigt die 
fich ergebenden ernſten Bedenklichkeiten, und Se. Durchlaucht, 
der Herzog, treten ber erwähnten Abftimmung in Diefer Rüdficht 
volltommen bei, nur jcheint Ihnen Das gewählte Auskunftsmittel, 
bei gänzlicher Anerkennung der guten Abficht, nicht ohne einen 
Rüdblid auf das Grundgefeß felbft und die darin enthalten Dis⸗ 
pofitionen erfolgen zu dürfen; dieſer Ruͤckblick aber hindert Se. 
Durdylaucht, jener Abftimmung in allen Städen beizutreten. Sie 
glauben vielmehr bei dem Wunjche, der Militär-Einrichtung eine 
fchnelle Ausbildung zu fihern, jo wenig gegen die Vorſchriften 
der Bundesacte ald gegen die Wünjche und ſelbſt das Bedürfniß 
der einzelnen Staaten anzuftoßen, daß es am ficheriten zum Biele 
führen würde, wenn beliebt würbe, anf drei Jahre einen tranfi= 
torifhen Zuſtand einzuführen, während deſſen nad) den bereits 
vorgefonmenen Anträgen 


4. da8 Kontingent auf Eins vom Hundert anzunehmen fein 
würde, und 

2. die Neferve — zur Gompletirung des Contingents be: 
ſtimmt — eingeübt, aber nicht organilirt, zu ein Halb vom Hum- 
dert der Bevoͤlkerung, 

3. das Verhältnig der Waffenarten würde dahin beflimmt, 
daß tel oder allenfalls tel des Contingents an Gavallerie, und 
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2 Stüde Artillerie auf 1000 Mann, und 36 Mann auf das 
Stüd, aus der Zahl des Gontingents geftellt würde; 

4. die Regierungen würden ſich verpflichten, ven mobilen 
Stand der vorhandenen Corps binnen ſechs Monaten, den Der 
neu zu errichtenden aber binnen Jahresfriſt, oder, falls folches 
thunlich fein jollte, früher nachzumweilen; 

5. während des vorgejchlagenen Zeitraums von drei Jahren 

würde der vorgelegte Umriß zum ftehenden Plan auögebildet; 
wobei die Erfahrung über das Nübliche und Mögliche des Vor⸗ 
ſchlags abiprechen, und der einzelne Staat ruhig jene Beit er- 
warten würde, Der auf einen andern Wege unb bei der bejorg- 
ten oder gefühlten Unmöglichkeit der Leiftung ſich nicht beruhigen 
dürfte. 
Seine berzoglihe Durchlaucht jchmeicheln fich, in obiger 
Heußerung ihren ungeichwächten Eifer an den Tag gelegt zu 
haben, und bei einer übrigens individuell abweichenden Meinung 
ſowohl über den Bang des Geſchäfts ſelbſt, als auch Die anzu- 
wendenden bundesgemäßen Formen, noch kraͤftigere Mittel zur 
Erreichung des vorliegenden Zwecks nachgewieſen zu haben. 

Ein Rückblick auf die verfloffenen Jahre zeigt die Lande des 
Herzogs in des Feindes Hand; und nody find die Damals ge 
Ichlagenen Wunden nicht vernarbt, die Hülfsquellen dagegen 
theil$ geraubt, theild verfiegt. So ernft nun auch die Lage Des 
Landes bei den nicht Fleinen Opfern ift, Die erfordert werden; 
jo willig wird Die Leiſtung des Nöthigen geſchehen. Strenge 
Prüfung bleibt indeſſen des Regenten Pfliht, und gewiß mit 
Beifall des Bundes, 

Hierzu erftattete der Gejandte (von Berg) folgendeu Vor⸗ 
N ————— — 
Ich habe die Inſtructionen Seiner herzoglichen Durchlaucht 
von Holſtein⸗Oldenburg über den Entwurf einer Kriegsverfaſſung 
ded Bundes in ihren allgemeinen Umriffen und wejentlichen Bes 
flimmungen erhalten, und bin angewiejen worden, Diejer hohen 
Verjammlung zuvörderfi in vertraulicher Sikung die Gründe 
vorzulegen, nad) welchen Seine herzogliche Durchlaucht den Ge 
Dritter Theil. | 24 
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genſtand, ſo wie er vorläufig daliegt, zu einer Annahme nicht 
geeignet finden. 

Im Allgemeinen ſoll ich mit gewohntem offenen Vertrauen 
bezeugen, daß, nach Seiner herzoglichen Durchlaucht Anſicht, bei 
der vorliegenden Militaͤr-⸗Einrichtung nicht die entfernteſte Gleich⸗ 
heit bei einem bloß arithmetifchen Scheine beobachtet worden. 
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der wohl Der Anſtrengung werth iſt. Schwerlich wird aber der, 
der mit gleicher Anſtrengung einige Tauſend oder einige Hundert 
Streiter ſtellt, einen jener Zwecke erreichen; ſeine Leiſtung iſt 
daher eine bloße paſſive Pflicht, Feine Selbſtbefriedigung. Allein 
auch dieſes, wenn es gleich eine große Hauptſache iſt, iſt noch 
nicht Alles. Jedem muß es einleuchten, daß einige Tauſend 
Mann das Opfer eines Augenblicks werden können; Dagegen iſt 
gleiches Unglüd bei den großen Maſſen nicht zu befürchten. 
Hier ſteht Die Möglichkeit anders, als das arithmetifche Verhält- 
niß, und was vom Gefammiverlufte gilt, gilt vom theilweijen 
BVerlufte, von der Individualität und vom Erſatze. Diefer lebte 
Punkt iſt wiederum den Mindermächtigen viel theurer, und früher 
unmöglih, als den Märhtigern. Seine herzogliche Durchlaucht 
find daher der Meinung, daß, nad) allen Rüdlihten des Rechts 
und der, Billigkeit, vie, Heineren „Gontingente bloß auf Stellung ” 
ber Infanterie anzuweiſen wären, ober, im äußerfieu Falle, auf 
& terei buch erhöhte Snfanteriefteßns. 

Wenn nun unter dieſen Anfichten der Bund aufgefordert 
wird, über feine Kriegöverfafjung auszuſprechen; wenn bieje 
Kriegöverfallung, den 15. Februar dieſes Jahres abgefaßt, kaum 
in den Händen der Bundesglieder ift, und fie in der Unmöglidh: 
feit find, mit ihren Mitftänden Rückſprache zu nehmen, und bie 
vorgelegten wenigen Beſtimmungen durch eine ganz neue Ausle- 
aung.bedAxtifelä 7.ber Aunhadacteuud ber Artitel XI u. XIV 
der Schlußacte die Bundesglieder um bie wichtigfte Befugnif 
der gejammten Bundedaste. bringen follen: jo mußte died, von 
dem gewohnten Geſchaͤftsgange abweichende Verfahren Billig einen 
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tiefen Gindrud auf Seine herzogliche Durchlaucht machen, wel- 
chen Sie umfonft zu verbergen fuchen würben. Aur mit Be 
dauern ſehen Höchftfie Sich in dem Falle, unumwunden Ihre 
Meinung fagen zu müſſen. 

Der Artikel XII der Schlußacte nennt Deutlich die organi- 
chen Einrichtungen als folche, wogu Die Ginhelligfeit nothwendis 
iſt, und, wenn im Artikel XIV geſagt wird: 

„was insbeſondere die organiſchen Einrichtungen betrifft, ſo 

muß nicht nur über die Vorfrage, ob ſolche unter den ob⸗ 

waltenden Umſtänden nothwendig find, ſondern auch über 

Entwurf und Anlage derjelben in ihren allgemeinen Umxif- 

fen und wefeutlichen Beflimmungen, im Plenum und durch 

Stimmeneinhelligkeit entſchieden werden“ — 
wenn zu den weſentlichen Beſtimmungen einer Militaͤrverfaffung 
gehört, daß y 

1. eine beftimmte und nicht willführlich zu überfchreitende 
Größe babe, 

2. daß als Erſatz an junger Mannfchaft nur Das zu Ieiften 
begehrt werde, was dem Borhandenen angemeſſen  ift, 
und 

3. die Geldleiftung ausgeſprochen werde und erjchwinglich 
fei, auch alle Zweige des Dienſtes befaffe, indem es voll: 
fommen unmöglidy tft, nicht vorhergefehenen Forderungen 
Genüge zu leiften; 

jo glauben Seine berzogliche Durdylaucht nachgewiefen zu haben, 
daß ber Entwurf einer Sriegöverfafiung bes. Bundes bie nötbige 
Vollſtaͤndigkeit nich, bat, und daher. noch nicht, dem T. Artikel 
der Bundesacte gemäß, zu derjenigen Reife gebracht iſt, welche 
erfordert wird, um dem Plenum zur Annahme oder Verwerfung 
vorgelegt zu werden. 

Seine herzogliche Durchlaucht überlaſſen Sich gern der Hoff 
nung, daß dieſe wichtigen Gründe bei dieſer hohen Verſammlung 
den gewünfchten Eingang finden werben. Sollte aber dieſes 
dennoch nicht ber Fall fein, fo bin ich befehligt, in der engern 
Berfammlung die Abſtimmung zu Protocol zu geben, welche ich 
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bier vorerjt vertraulich mittheile, und zugleich Seiner herzog⸗ 
lihen Durchlaucht Ueberzeugung an den Tag zu legen, daß ber 
Entwurf, jo wie er vorläufig Daltegt, zu einer Annahme ſich 
nicht eigne. 

Seiner herzoglichen Durchlaucht würde es hoͤchſt angenehm 
fein, wenn Sie im Stande gewejen fein jollten, in Shrer Ab: 
ftimmung eine Auskunft anzuzeigen, welche, ohne Umftoßung des 
faum Eingerichteten, denfelben Endzweck zu erreichen im Stande ift. 

Wenn unter den vorgefchlagenen Beitimmungen, als Verjuch, 
ein Beichluß.auf brei Jabre angenommen wird, jo bin ich autor 
rifiet, jolcyem beizutreten; im entgegengejeßten Falle aber Seiner 
Herzoglihen Durchlaucht abweichende Meinung zu erklären, es 
fei in der engern Verfammlung oder im Plenum, 

Das Brilibiuuarigte hierauf an, daß es durch Die erbetene, 

— —rtäine Mittheilung in den Stand gejept worden fei, bie Sin: 
ſtrultianen· Seiner Derapgligen Durhlaubt. von Holſtein⸗ AIdan⸗ 
— nähere Erwägung zu gischen. und Daß es ſeine Anſichten 
) 


ie darauf gegründeten Anträge in dieſer jo wichtigen als 
dringenden Angelegenheit vorzulegen nicht verjäume, mit bem 
Wunſche, daß auch dieſe Mittheilung dazu beitragen möge, die 
noch obwaltenden Anftände als im vertraulichen Wege au heben. 

Ich fühle mich verpflichtet und glücklicher Weiſe im Stande, 
Diejenigen Gründe, die der herzoglidy = holftein - oldenburgijche 
Gefandte, in Gemäßheit der nach gefaßtem Beidhluffe der 
Plenarverfammlung erhaltenen Inſtruction feines höchſten 
Hofes, zuvörderft in vertraulicher Sißung hat darlegen wollen, 
auf eine Art zu bran tworten die hoffentlich darüber, daß fie die 
Nitetluuahue..ber Gutmuries, einer Kriegsverfglſung in ihren 
allgemeinen Umeiffen und weientlicen Beftimmungen „auf 
feine Weiſe rechtfertigen Fönnen, nicht ben mindeften Zweifel übrig - 
lafien wird. 

Wenn Seine Herzogliche Durchlaucht zuvoͤrderſt im Allge⸗ 
meinen Sich für überzeugt hält, daß in der vorliegenden Militaͤr⸗ 
Einrichtung auch nicht Die entferntefte Gleichheit bei einem bloß 
aritbmetifhen Scheine beobachtet werde, fo fann ich es vor 
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der Hand ganz dahin geftellt fein laſſen, ob Die bundesgeſetzlich 
angenommene Matrikel fi) mit Recht oder mit Unrecht auf die 
Seelenzahl bafire, und ob für eine Fünftige befinitive Matrifel 
eine andere und beſſere Orundlage (jo mangelhaft die "der bloßen 
Bevölferung auch fein mag) je werde gefunden werben Tönne. 
Es wird vielmehr genügen, Daran zu erinnern, daß jene indivi⸗ 
duelle Anficht, ſollte fie au von Mehreren getheilt werden, jo 
lange feinen practifhen Wertb und Folge haben könne, fo 
lange die Matrifel jelber gefegliche Kraft behält und die Begriffe 
vom formalen Rechte und deſſen rechtlichen Wirkungen ge 
hörig unterjchieden werben. Es hat fi) wenigftens gegen das, 
was ich über diefen Gegenftand in der lebten Sigung, den Bor: 
trag des koͤniglich⸗baieriſchen Geſandten einleitend, ausiprach, feine 
einzige Stimme erhoben, und wenn ich mich. nicht .auf unerhörte 
Weise jelber täufche, konnte fich auch feine Dagegen erheben. J 


„Das Maaß aller Leiftungen ift für jeden einzelnen Bun- 
desftaat in der auf Bevölkerung bafirten Matrifel ausge: 
ſprochen. Das Gejeg fordert, wie für Geldleiftungen, fo 
au für Mannjchaftsftelung, den matritularmäßigen Beitrag 
jedes Einzelnen; in der Mannfchaftsftellung find aber alle 
Waffengattungen begriffen; jeder muß aljo Diefe Waffen- 
gattungen nad) der Matrifel ftellen. 


„Diefe Regel muß, weil die Matrifel, in welder fie feft- 
gejeßt worden, zum formalen Rechte geworben ift, ald Regel 
fo Tange feftgehalten, und das Maas der Leiflungen, wie 
unverhältnißmäßig es auch immer fein möge, darnach bejtimmt 
werben, als die Matrifel felbft nicht nach andern Befichts- 
puncten abgeändert worden fein wird. 

„Keine Ausnahme von dieſer gejeglichen Regel kaun wieber 
wie eine Regel geforbert, fie Tann uur zugeflanden werden 
im freien, übrigens auf jede Weile zu begünftigenden Ver: 
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trage mit Jenen, welche durch die geflattete Ausnahme an 

ihren, in den Geſetzen begründeten Befuguiffen Teiden wirben“. 

So lange dieſes, aus rechtlichen Begriffen und Beſtimmungen 
abgeleitete Raifonnement nicht widerlegt wird, fo lange wird auch 
die Einwendung der Unverhältnigmäßigfeit mit rechtlichem Erfolge 
gegen den bereitö angenommenen Entwurf ber Kriegöverfaflung 
nicht gemacht werden können, wäre es auch möglich, die Exiſtenz 
einer ſolchen Unverhältnigmäßigfeit ftreng nachzuweiſen. 

Diele ift aber durch das, was bisher dafür angeführt wurde, 
nicht einmal erwiefen. 

Es wird gejagt: „Große Staaten entwideln große Streit: 
träfte für ihr eigenes politisches Anfehen und für ihre Sicherheit; 
beides ift ein Staatszweck, Der wohl der Anftrengung werth ift. 
Schwerlich wird aber der, ber mit gleicher Anftrengung einige 
Tauſend oder einige Hundert Streiter ftellt, einen jener Zwecke 
erreichen; feine Leiftung ift Daher eine bloße paſſive Pflicht, 
feine Selbftbefriedigung”. 

Es fei erlaubt, dagegen zn fragen: ſucht der Fleinfte Staat 
nicht fo gut, wie der größte, ein eigenes politifches Anfehen 
und Sicherheit für ſeine Exiſtenz? Muß nicht der größte wie 
der fleinfte Staat die Bürgjchaft für beide Zwecke in politischen 
Berbindungen fuhen? 

Wird jene Bürgfchaft nicht in dem Grade ftärfer oder jchwächer, 
in welchem dieje Verbindungen feiter oder Ioderer, beſſer oder 
ſchlechter calculirt, auf dauerhaftere oder vergänglichere Intereſſen 
bafirt find? Giebt es in Europa eine politische Verbindung, Die, 
dem Grundjaße nach, die mindermäcdtigen Staaten für beide der 
oben genannten Zwede mehr begünftigte, als der Deutfche Bund? 
Kann in ihm nicht der mindermächtigfte Staat fein Recht geltend 
machen, auf den Wege des Rechts, auch gegen den mädhtigften? 
Muß nicht die rathende oder warnende Stimme des Fleinften 
Staates im Rathe des Bundes jo gut gehört und gemogen 
werden, ald die Des mächtigften ? Findet der kleine Staat, gegen 
Außen und im Innern, nicht den Fräftigften, wo nicht den einzigen 
Schuß nur im Bunde? Iſt es nicht mit für feine Sicherheit fo 
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gut, als für die ihrige, daß die größeren ſich rüſten nach dem 
Maaße ihrer Kräfte? Hat die Geſchichte, Hat nicht namentlich 
die Geſchichte unſers Vaterlandes, auf nur zu traurige Weiſe 
gelehrt, daß in der Trennung vom Ganzen, im Mangel an In⸗ 
nigfeit, in einjeitig berechneten Vortheilen und Nachtheilen, in 
der Selbfigenügfamfeit, in der Scheu vor Opfern für das Ganze 
— die Wurzel alles Uebels, der Grund aller Schmady, die Vers 
anlafjung zum Berlufte aller Selbftftändigfeit lag? 

Nur durch die bethätigte Meberzeugung, daB der Einzelne 
in dem Ganzen und Tür das Ganze leben und leiſten müſſe, 
Damit fein Wohl in dem des Ganzen erhöht und gefichert werde, 
liegt das Heil, Das die Fürften Deutjchlands anftreben, das wir, 
ihre Repräfentanten, auf jede ung zufommende Weiſe befördern 
jollen und wollen! Nein es ift nit bloß eine paſſive Pflicht, 
welche ber Eleinfte wie der größte Staat gegen den Bund übt; 
es gewährt überall die hingebende Ausübung der Pflicht gegen 
das Ganze Selbfibefriedigung der ächteſten Art! 

Es wird ferner gejagt: „jedem muß es einleuchten, daß 
einige Taufend Mann das Opfer eine? Augenblicks werden Fönnen; 
dagegen ift gleiches Unglüd bei großen Mafjen nicht zu befürchten. 
Hier fteht die Möglichkeit anders, als das arithmetiſche Verhältniß, 
und was vom Gejammtverlufte gilt, gilt vom theilweifen Verlufte, 
von der Individualität und von dem Erſatze. Dieſer lebte Bunct 
ift wiederum dem Mindermäcdhtigen viel tbeuerer, und früher un⸗ 
möglich, ald den Mächtigern”. 

Wenn ic, den Sinn diefer Bemerkung richtig verftehe, jo 
trifft fie ihren Gegenſtand nicht, und beweijet nicht, was fie be- 
weifen fol. Jemehr Mannſchaft ein Staat ind Feld flellt, je- 
mehr Eann er davon verlieren; jeweniger er jtellt, jeweniger Fann er 
verlieren; beide aber verlieren, wenn die Umftände gleich find, 
immer verhbältnißmäßig gleich viel. Daß Die Umflände nicht 
immer gleich find und gleich bleiben, daß aljo der eine verhälte 
nißmäßig mehr oder weniger verlieren fann, ald der andere, iſt 
Gebot des Schickſals, und Feine menſchliche Klugheit kann fich 
diefem entziehen; dahin aber kann fie vorfehen, daß einer zum 
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Erſatze des Berlornen nur bis zu einem gewifien Maaße verbunden 
bleibt; daß dann und fo lange, bis alle, ohne Ausnahme, neue 
Opfer bringen, die andern, welche weniger verloren haben, für 
ihn fortftreiten, ohne daß er dabei mitwirke. Dieß ift in den 
Grundzügen wohl berüdfichtigt und allgemein angenommen wor- 
den, und nur die Betrachtung, daß dieſe Sicherftellung der Ein- 
zelnen gegen übermäßigen Verluſt aus dem der ganzen Bundes: 
einrichtung zum Fundamente dienenden Begriffe der Gleichheit 
der Rechte und Pflichten von felbft hervorgehe, hat den Bundes: 
tags⸗Ausſchuß abgehalten, auf die Aufnahme einer ſolchen Beftim- 
mung in den Entwurf der Kriegdverfaflung in ihren allgemeinen 
Umrifjen und wejentlichen Beflimmungen anzutragen, 

Wenn nun aus den obigen beiden Bemerkungen herzoglid- 
oldenburgifcher Seits gefolgert wird, 

„daß, nach allen Rüdfichten des Rechts und der Billigkeit, 

die Fleineren Gontingente bloß auf Stellung der Sinfanterie 

anzumeijen wären, ober, im äußerſten Falle, auf Erfab der 

Neiterei durch erhöhte Sinfanterie-Stellung” ; 
jo geftehe ich gerne, daß ich Die Mittelfäge vermiffe, um aus 
jenen Prämifjen diefen Schluß folgerecht ziehen zu können, wäh: 
rend mir gegendieAugführbarfett des Wunſches, daß gewifle 
Gontingente nur auf Infanterie angewiejen, oder, im Außerften 
Falle, ihnen geftattet werden möge, Die fie treffende NReiterei durch 
‚erhöhte Infanterie-Stellung zu erjeßen, große Bedenklichkeiten 
beigehen. 

Das Bundesheer fol in Corps und Divifionen eingetheilt 
werben. Zu jedem Corps und zu jeder Divifton gehört, damit 
fie jelbftftändig und fehlagfertig agiren können, eine, nach techni⸗ 
hen Gründen zu berechnende, beftimmte Anzahl von Neiteret. 
Dieje würde, wenn fein anderer Theilbaber an dem gemifchten 
Corps oder Divifion dafür eintritt, fehlen, das Corps oder die 
Divifion würde an Selbftftändigfeit und Schlagfertigfeit verlieren, 
und nicht nur das Ganze würde darunter leiden, jondern auch 
jeder einzelne Theilhaber, der mit ſe iner Gavallerie-Quote Den 
Dienft für jene mit verjehen müßte, die ihre Quote nicht geftellt 
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hätten. Es würde aljo das Recht der Einzelnen verlebt werben, 
was der Bund nit darf. 

Wenn ich daher gern wiederhole, was fo oft und noch in 
der Iekten Sigung zugeftanden worden iſt, daß Grleichterungen, 
ald Ausnahmen von der Regel, jede mögliche Begünftigungen 
verdienen; jo muß id) Doch auch das wieberholt aussprechen, 
was jeder Unbefangene zugeftebt, daß ſolche Ausnahmen nicht 
wieder ald Regel gefordert, daß fie nur im freien Vertrage mit 
Jenen, weldye durch die geftattete Ausnahme an ihren, in den 
Gejegen begründeten Befugniffen leiden würden, zugeſtanden 
werden koͤnnen. 


Ich verlaffe diefen Gegenftand, deſſen weitere Erörterung, 
da fie eine Ausnahme von einem beſtehenden Geſezze betrifft, 
und in einer der nächften Sikungen im engern Rathe vorge 
nommen werden wird, in feinem Falle eine, die Beichlußnahme 
über die organiſche Einrichtung des Bundesheeres vorberei- 
tende genannt werden fanı, um einem Vorwurfe zu begegnen, 
weldhen Seine Herzogliche Durchlaucht der Bundesverjammlung 
machen zu fönnen glaubt. 


‘hr wird vorgeworfen 

41. die Abflimmung über den Entwurf der Kriegsverfaſſung 
übereilt zu haben, da e8 dem Bunde unmöglich gemacht worben 
jet, über diefen am 15. Februar d. J. vorgelegten Entwurf mit 
feinen Mitftänden Rüdjprache zu nehmen. 


Ich frage, wie den einzelnen Bundesgliedern Die Möglichkeit, 
über die Kriegsverfaſſung mit andern Rückſprache zu nehmen, 
durch jenen Entwurf babe entzogen werden Eöunen, da ed wohl - 
feine Materie giebt, welche mehr durchgejprochen worden wäre, 
als Diele. 

Nachdem die Organijation des Bundesheeres ſchon in den 
Jahren 1816 und 1817 in Vorwurf gebracht worden war, ers 
folgte in der 3. Stkung des Jahres 18183 die Faiferlich-öfterrei- 
chiſche Propofition über die Militärverhältnifie Des deutſchen 
Bundes und der Beſchluß, darüber Verlaß zur Einholung von 
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Inſtructionen zu’nehmen, um ſich Darüber, fo viel als möglich, 


binnen vier Wochen zu erklären. 

Die Abftimmungen wurden in der 3, 9., 11., 14. und 15. 
: Sigung abgegeben, und man vereinigte fich in Der 18. Sigung 
defjelben Jahres darüber, Daß Die dort verzeichneten allgemeinen 
Orundjäße bei der ferneren Berathbung als ein für allemal 
feftftebende Directivregelm zu betrachten ſeien. 

In der 51. Sibung defjelben Jahres wurbe über die Aus: 
arbeitung des Militär-Verfaflungsplanes® ein Gommilfionsbericht 
eritattet, Umfrage gehalten und der einftimmige Beichluß zur 
endlichen JInſtructions⸗Einholung gefaßt. 

Unter den in der erfien Sigung vom Jahre 1849.abgegebenen 
Abſtimmungen befindet ih auch die der fünfzehnten Stimme: der 
Gefandte könne zum Voraus verfichern, daß feine höchiten Com⸗ 
mittenten im Allgemeinen mit den Grundzügen ıc. einverftanden 
feien, und demnach Diefelben zur Grundlage der weiteren Bera⸗ 
thungen und eines zu fallenden Beſchluſſes annehmen werden, 
müſſe ſich aber befondere Bemerkungen vorbehalten. 

In der vierten Sigung des jahres 1819 wurde der Be⸗ 
ſchluß gefaßt, daß die über die Kriegsverfaſſung des Deut- 
Shen Bundes von dem Dazu angeordneten Bundestagsaus- 
fchuffe bearbeiteten Grundzüge und vorläufigen Beftimmungen im 
Allgemeinen und Wefentlichen, als Vorarbeit und Grundlage zur 
endlichen Feſtſetzung eines gemeinfamen Vertheidigungsſyſtems 
des deutſchen Bundes hiermit angenommen wären, und darüber 
unverzüglich ein befinitiver Beſchluß gefaßt werben folle, nach⸗ 
dem nur die Deßfallfigen Wünfche und bejonderen Bemerkungen 
zu einzelnen Punkten noch weiter zuvor in vertraulicher Sikung 
vorgebracht, Darin erörtert und hiernaͤchſt an den Bundestags⸗ 
Ausſchuß zur Zufammenftellung und allenfalld zu Ausgleichungs⸗ 
vorjehlägen gewiefen worden. 

Diefe Erörterung der ſämmtlichen zehn Abſchnitte ver Brund- 
züge wurde nun in den vertraulichen Sigungen vom 4., 8. und 
22. Mai 1819 wirklich vorgenommen. 

In der 30. Sitzung vom Jahre 1820 wurde der Beſchluß 
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gefaßt, über die, durch den Bundestagsausfchuß vorgelegten, fünf 
erften Abschnitte der Grundzüge der Milttärverfaflung fich bie 
Snfteuctionen der Regierungen binnen eined Zeitraums von acht 
Wochen dergeftalt zu erbitten, Daß fodann über bie Annahme 
definitiv abgeftimmt und nach der Mehrheit der Beichluß gefaßt 
werben fönne. 

Dies geſchah am 12. October 1820. So vorbereitet nun 
auch Alles, was zu einer befonnenen Entſcheidung gehört, war, 
fo durfte man, wie denn auch die Erfahrung, leider! beftätigt 
bat, doch vorausfehen, daß über die beſchloſſene Methode, vie 
Entſcheidung dur) Stimmenmehrheit herbeizuführen, Zweifel em⸗ 
fieben werde, und man konnte fich nicht verbergen, daß dieſe 
Methode, in der beabfichtigten Allgemeinheit, mit den Borfchriften 
der Bundesacte und der die Buudesacte erläuternden Wiener 
Schlußacte nur in der Voraußfeßung in Harmonie zu bringen 
fei, daß, weil das Allgemeine und Weſentliche der Grundzüge 
bereit3 einftimmig angenommen jet, alles übrige, worliber jeßt 
durch Stimmenmehrheit entjhieden werben jollte, mır als Beſon⸗ 
fonderes und Accidentelles betrachtet werden müſſe. 

So richtig dieſe Vorausfeßung gewefen fein würde, jo durfte 
man Doc nicht hoffen, daß damit die Frage: wad denn im 
Sinne der Bundesacde allgemein und wefentlid) jei? in jeder 
Rückſicht und audy für die Zukunft beantwortet fei; man durfte 
nicht annehmen, Daß, weil etwas curienweiſe im engern Rathe 
einflimmig angenommen worden fei, bie Abftimmung im Pleno 
als eine überflüffige und Leere Yormalität werde anerfannt wer» 
den; und man durfte fich nicht verbergen, daß eine folde An⸗ 
nahme in ber neueften Bundesgefeßgebung nicht gegründet, Daß 
fie dem Geifte und Worte Dderjelben ganz entgegengejeßt fein 
würde. 

Deßwegen alſo, keineswegs aber, um zu überrajchen, wurde 
der Weg in Antrag gebracht und von der hohen Bundesver⸗ 
Sammlung eingeſchlagen, den Seine herzegliche Durchlaucht 

2. darum, weil er von dem gewohnten Geichäftsgange ab- 
weicht, einen folchen nennen zu dürfen glaubt, auf welchem, durch 
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eine ganz neue Auslegung des 7. Artikels der Bundesacte und 
des Artikels XIII und XIV der Schlußacde, die Bundesglieder 
um die widhtigfte Befugniß der gefammten Bundesacte 
gebracht werden follen. 

Diefer Vorwurf iſt zu hart und würde, wenn er gegründet 
wäre, die Nepräfentanten aller Bundesglieder in zu große Ber- 
antwortlichfeit bringen, als Daß nicht Die Nachweifung feiner Un⸗ 
zulaͤſſigkeit als pflichtmäßig und unvermeidlich angefehen werben 
müßte. 

Wahr ift ed, daß der Weg, den die Bundeöverfammlung 
anf den Antrag des Bundestags-Ausſchuſſes eingeichlagen hat, 
der Weg naͤmlich, Daß in den Grundzügen das Allgemeine und 
Mejentlihe von dem Bejondern und Acctdentellen geſchieden und 
die Entjcheibung über jened dem Pleno, über dieſes dem engern 
Mathe zugewielen wurde, von dem Gange abweicht, weldyer vor 
dem Erſcheinen der die Bundesacte erläuternden Schlußacte ge 
nommen zu werben pflegte; deßwegen aber, weil er neu iſt, war 
er nicht ungeſetzlich. 

Der gewohnte Weg mußte verlaffen unb ein neuer einge- 
ſchlagen werben, weil er durch ein neues Geſetz vorgejchrieben 
wurde, und er mußte hier zum erftenmale eingejchlagen werden, 
weil der vorliegende Fall der erite war, auf welchen das neue 
Geſetz angewendet werden fonnte und mußte. 

Diejer Vorwurf, jo weit er die Form des Verfahrens be- 
trifft, ift alfo evident ungegründet, und es kommt nunmehr nur 
Darauf an, nachzuweifen, daß das Geſetz richtig verftanden und 
richtig angewendet worden ſei. 

Wenn dieſes, wie ſofort geſchehen ſoll, nachgewiefen fein 
wird, jo wird die Bundesverfammlung und ihr Ausſchuß in 
materieller Hinficht gerechtfertigt fein; fie wird nicht als eine 
Berfammlung betrachtet werben Tönnen, welche durch unrichtige 
Auslegung und Anwendung der Geſetze die Bundesglieder um 
das Recht bringt, in gewiſſen Fällen, ein, den gültigen Beſchluß 
hinderndes Veto einzulegen, wo es gilt, ein gutes Recht zu ver: 
theidigen; fie wird ald eine folche anerkannt werben müſſen, 
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welche, weil fie die Geſetze richtig verſtand und richtig anwendete, 
die große Frage: wo Stimmeneinhelligfeit und wo Stimmen: 
mehrbeit entſcheiden koͤnne? nicht nach ihrem individuellen Wunfche, 
fondern nad) dem ausgelprochenen gemeinfamen Willen des Bun- 
des und aller feiner Glieder beantwortet hat. 


Der Bundestagdaug hat ſchon am 7. Februar in feiner 
26. Sitzung, nicht alſo erft jebt, um fich zu vertheidigen, fiber 
die Frage: in welcher Form find die Grundzüge der Verfaflung 
des Bundesheeres zur bundeögefeglichen Annahme zu bringen? 
nad) reifer Berathung einverftändigt. Nach den darin aufgeftells 
ten Grundſaͤtzen bat er nicht nur feine Anträge an die hohe 
Bundesverfammlung, fondern auch alle die Antworten eingerichs 
tet, die er denjenigen Geſaudten gegeben bat, welche, wie unter 
andern auch der herzoglich-holfteinsoldenburgifche Geſandte, ent- 
weder privatim oder im Namen ihrer Regierungen, gegen die 
XXIV Artikel des Entwurfs Einwendungen, welche nicht berüd- 
fihtigt werden Fonnten, gemacht haben. 

So hart angeklagt, halte ich mich für verpflichtet, Die da⸗ 
mals entwidelten Auliten vollftändig zu den Acten der Bundes- 
verfammlung zu, geben, daraus aber ben Theil vorzulefen, wel- 
cher fich mit der Entwidelung und Auslegung des XI, XIII. und 
XIV. Artikels der Schlußacte befchäftigt. 


„$. 1. Daß die Organijation eined Bundesheeres eine or: 
ganifche Bundeseinrichtung fei, ift von Feiner Seite widerſprochen 
worden; es leidet daher auch feinen Zweifel, Daß nicht die Grund- 
züge der deutſchen Bunbesheerverfaflung zu denjenigen Be— 
rathungsgegenftänden gehören follten, zu deren Beſchlußnahme 
in der vollen Verfammlung, in Gemäßheit des AL Artifeld Der 
Schlußacte, Stimmeneinhelligfeit erforderlich iſt. 

„F. 2. Da die Organifation des Bundesheere zu ben or- 
ganischen Einrichtungen gehört, der Gang aber, welcher bei Bes 
rathung derfelben und bei der Beichlußnahme darüber zu neh: 
men, im XIV. Artikel der Schlußacte näber beftimmt ift, jo wird 
die Form, in welcher die Brundzüge zur Berathung, Abftimmung 
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und Beichlußnahme gebracht werben müflen, nach jenen Beſtim⸗ 
mungen zu beurtheilen fein. 


„$. 3. Das Gefeg macht aber folgende Beftimmungen: 


nl. 


n?. 


" 5. 


nicht nur über die Vorfrage, ob eine organische Einrich⸗ 
tung unter den obwaltenden Umftänden nötbig fei, fon: 
dern aud 

über den Entwurf und Anlage derfelben in ihren all- 
gemeinen Umriſſen und wejentlihen Beflimmungen fol 
durch Stimmeneinhelligkeit, und zwar im Plenum, ent: 
Ihieden werden; es follen aber, wenn die Entſcheidung 
zu Gunften der vorgejchlagenen Einrichtung ausgefal- 
len ift, 


. die fämmtlichen weiteren Verhandlungen über die Aus 


führung im Einzelnen der engern Berfammlung über 
laſſen werden, welche 


. alle dabei noch vorkommenden Fragen durch Stimmen- 


mehrheit entjcheidet, auch, nach Befinden der Um⸗ 
flände, 

eine Commiſſion aus ihrer Mitte anordnet, um bie 
verjchiedenen Meinungen und Anträge, mit möglichiter 
Schonung und Berüdfichtigung der Verbältniffe und 
Wünfche der Einzelnen, auszugleichen. 


„F. 4 Außerdem ift Aber, und zwar im Artikel XII der 
Schlußacte noch feflgejegt worden: 
„4. daß der Entwurf eines Beſchluſſes, über deſſen An- 


nahme oder Verwerfung im Pleno, wo weder Erörte: 
rung noch Berathung ftatt findet, abgejlimmt werden 
fol, im engern Rathe vorbereitet werden muß; 

daß, wenn in einzelnen Fällen die Frage: ob ein 
GSegenftand für dad Plenum gehört? zweifelhaft ift, 
die Entſcheidung derjelben dem engern Rathe zu: 
ftehen ſoll.“ 


„I. 5. Wendet man Diele bundesgeſetzlichen Beſtimmungen 
auf Die Art und Weiſe an, wie Die organische Einrichtung eines 
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Bundesheeres biöher behandelt wurde, und weiter zu behandeln 
fein dürfte, jo ergiebt ſich 

„1. daß die Vorfrage: ob die organische Einrichtung eines 
Bundesheeres nothwenbig fei (5.3, Art. 1), von feiner 
Seite beftritten wird; 

„2 daß jowohl von der Milttärcommilfion, als auch von 
dem Bunbestagsausichufje Der Bundesverfammlung, und 
durch dieje den Gouvernements der Bundesftaaten, der 
Entwurf und die Anlage eined Theils der ganzen Ein⸗ 
richtung (die fünf erften Abſchnitte der Grundzüge) 
nicht allein vorgelegt worden find, ſondern daß biejer 
Entwurf und diefe Anlage, im Allgemeinen und We 
jentlihen, die Genehmigung ſaͤmmtlicher Bundesregie 
rungen, im engern Rathe wenigſtens, vorläufig bereits 
erhalten haben (8. 3, Art. 2).” 

„$. 11. u ꝛc. 

„Der Ausdrud: „Entwurf und Anlage in ihren allgemeinen 
Umeiffen und weſentlichen Beftimmungen“, Tann gar nicht anbers 
verftanden werben, als fo, daß barin nichts mehr aufgenommen 
und gegeben werben fol, als eben nur allgemeine Umriſſe und 
wejentliche Beftimmungen, Teineswegs aber bejondere Umriſſe 
oder Ausfüllung der allgemeinen Umrifje oder bloß unwe⸗ 
ſentliche Beflimmungen, indem 

„4. diefer Sinn ſchon aus dem Gegenſatze unverlenubar 
hervorgeht, in welchem, in einem und Demjelben Artikel, 
„die allgemeinen Umriffe und die wefentlichen Beſtim⸗ 
mungen,, mit den Verhandlungen über Die Ausführung 
im Einzelnen” geftellt werden; 

und indem 

„2. für diefen Sinn die ganze Verhandlung in Wien über 
diefen Theil der Schlußade jo laut ſpricht, Daß die 
Abficht des Geſetzgebers ganz und gar nicht zu ver- 
fennen iſt. 

„$. 12. Der in der 10. Sigung der Wiener Eonferenz 

erftattete Vortrag des zweiten Ausſchuſſes bezeichnete für die 
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bundestäglichen Verhandlungen über organifche Ginrichtungen drei 
Momente, nämlich: 

„Erſtes Moment: die Entjheidung der Vorfrage, 
wegen Annahme einer Einrihtung in Rückſicht ihres 
Zweds nnd ihrer Nothwendigkeit; — dieſe ſollte Einhel⸗ 
ligkeit der Stimmen erfordern. 

„Zweites Moment: die Ausbildung eines vollftän- 
digen Plans zu der folchergeftalt bejchloffenen Einrichtung bis 
zur Reife der Ausführung; — einen ſolchen Plan follte die 
Bundesverfammlung durch einen Dazu zu beitellenden Ausſchuß 
in der Art vorbereiten laſſen, daß Dabei alle Erinnerungen mög» 
lichſt berüdfichtigt, Die Ausgleichung der verjchiedenen Meinungen 
erleichtert, und Die Ausführung des vorläufigen Beſchluſſes, mit 
der größten Schonung und mindeften Aufopferung entgegen- 
ftehender Sintereflen, vorbereitet und möglidy gemacht werde; was 
dabei auf technifchen Gründen beruhe, follte von zugezogenen 
Sadjverftändigen begutachtet, und über einen folchergeftalt aus- 
gearbeiteten Plan, follten, innerhalb beftimmter Frift, die In⸗ 
ſtructionen der Regierungen eingeholt, und, nad) Eingang derſel⸗ 
ben, die Grörterungen und BerhandInngen fo lange fortgefegt 
werden, bis fich ein Rejultat babe vermitteln lafjen, vermöge 
deſſen ſuh entweder alle Staaten zu einem Bejchluffe vereinig- 
ten, oder die vorgefchlagene Einrichtung fi doch fo darſtelle, 
daß fie, ohne Verlegung der Gerechtſame und mit möglichfter 
Schonung des Intereſſe Einzelner, ausgeführt werden könne; er: 
folge alsdann allgemeine Zuftimmung, fo entſtehe ein alle Bun: 
desglieder verbindender Beſchluß; erhalte Dagegen der Geſetzes⸗ 
vorſchlag nur eine Mehrheit von % der Stinnmen für fi, fo 
fönne, in der Regel, der in Antrag gebrachte Beſchluß für jegt 
nicht gefaßt, jedoch der Gegenftand innerhalb Sahresfrift wieder 
in Berathung geftellt werden, und bis dahin blieben auch Die 
Bundesglieder, welche für den Vorſchlag geftimmt hätten, an ihre 
Abftimmung gebunden; inzwilchen, und auch in dem Falle, daß 
weniger ald 3 der Stimmen für den Antrag fich erklärt haben 
Sollten, bliebe e8 Den einzelnen Gliedern unbenommen, über den 
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Gegeuſtand eine bejondere Bereinbarung unter ſich zu treffen, durch 
welche jedoch Feine bejonderen Rechte der fi ausjchließenden 
Staaten verlegt werden dürften; eine Ausnahme von der befte- 
henden Regel der Einhelligkeit Eönne nur in folden Fällen flatt 
finden, wo, nachdem die Nothwendigfeit einer organiſchen Ein- 
richtung für einen beflimmten Bundeszwed einhellig anerkannt, 
und die Mittel zu Deren Ausführung hinreichend erörtert worden 
jein mürben, einerjeit3 die Erreichung des Zwecks, ohne die Mit: 
wirfung fämmtlicher Bundesftaaten, als unmöglich, andrerfeits 
aber die unverzügliche Ausführung der vorgeichlagenen Einrich⸗ 
tung, als für dad Wohl der Gelammtheit durchaus erforderlich 
erſchienen; in Fällen diefer Art follte Durch Die in der vollen 
Verſammlung entjcheidende Majorität von 3 der Stimmen ein 
für alle Bundesflaaten verbindlicher Beſchluß für einen beſtimm⸗ 
ten Zwed und für die Dauer der Umſtände, welche die Maaf- 
regel nothwendig gemacht hätten, gefaßt werben können. 

„Drittes Moment: Ausführung der befcdloffe- 
nen organijhen Einrichtung; — Beſchlüſſe, weldhe ſich 
auf diefe Ausführung bezögen, jolten nicht für das Plenum, 
fondern vor die engere Berfammlung gehören, von welder fie 
nach der in ihr geltenden Stimmenmehrheit zu fallen wären. 

„Es ift zu bemerken, daß dieſer Antrag des zweiten Aus⸗ 
Ichuffes nicht auf der gemeinfamen Ueberzeugung der Mitglieder 
deſſelben von feiner erjchöpfenden, den Anfprüdyen des Bundes 
zweds vollftändig entiprechenden Natur, ſondern nur auf ber 
Meberzeugung derſelben von der Nothwendigfeit, daß überhaupt 
Etwas beſtimmt werden müſſe, beruhte. 

F. 13. Wäre dieſer Antrag zum Geſetze erhoben worden, 
fo leidet es feinen Zweifel, daß die Anerfennung der Grundzüge 
der SHeerverfaflung, und mit ihnen Die Organijation cines 
Bundeöheeres, durch eine einzige, jene verwerfende, Stimme im 
Pleno hätte gehindert werden können, und daß dann den übrigen 
Bundesgliedern nichts übrig geblieben jein würde, als über die 
Organiſation eines bloß verbündeten Heeres eine bejondere 
Uebereinfunft zu treffen: denn nie würde man haben nachweilen 

Dritter Theil. 25 
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fönnen, daß die Erreihung des Zwecks, für welchen ein Bımdes- 
heer errichtet werben fol, dann unmöglid werde, wenn fich der 
eine oder der andere der mindermädhtigen Staaten Davon aus⸗ 
ſchließen follte. 

„9. 14. Wein dieſer Antrag erhielt Die Zuflimmung der 
übrigen Bevollmaͤchtigten nicht, und er erlangte alfo auch Feine 
Geſetzeskraft; vielmehr wurde in der 18. Sitzung der Gonferenz 
sub lit. A. eine zweite Redaction der Anträge vorgelegt, nad) 
weldyer im 2. $. des A. Artikels derſelben zwar feſtgeſetzt war, 
daß auch bei organifchen Einrichtungen, d. 5. bet ſolchen Anftal- 
ten und Vorkehrungen, die als wejentliche Bedingungen zu Volls 
ziehung der Grundgeſetze und Beſchlüſſe und zu Erreichung der 
anerfannten Zwede des Bundes zu betrachten feien, Einhelligkeit 
ter Stimmen erforderlid fein jolle; wogegen aber im 5. Artikel 
auspdrüdlich Hinzugefügt wurde, daß wenn auch, nicht nur über 
die Vorfrage, ob eine ſolche Einrichtung nothwendig fei, fon: 
dern auch über Entwurf und Anlage Derfelben in ihren allge 
meinen Umriffen und wejentlihen Beſtimmungen, im Plenum 
durch Stimmeneinhelligkeit entjchieden werden müſſe, dennoch die 
Sämmtlichen weiteren Verhandlungen über die Ausführung im 
Einzelnen der engern Verfammlung überlaffen bleibe, welche die 
dabei vorfommenden Fragen durch Stimmenmehrheit zu entjchei- 
den habe. 

„Dffenbar ift e8, daß man, um die immer bedenklichen Aus⸗ 
nahmen von der Regel, zu denen der Ausjchuß in der erften Re⸗ 
daction feine Zuflucht Hatte nehmen müflen, zu bejeitigen, vorge 
zogen hatte, Die Negel auf eine Art zu beflimmen, welche aller: 
dings geeignet erſchien, fid) der Einhelligfeit in den wichtigeren 
Angelegenheiten ded Bundes immer mehr zu verfihern, umb Die: 
fer preiswürdige Zweck ſcheint auch wirklich erreicht. 

„Will man wirflih nur das Nothwendige und für alle 
Bundesglieder wahrhaft Erfprießliche Durch organische Bundes: 
einrichtungen erreichen und etwas Anderes fol nicht erreicht 
werden), fo darf man annehmen, daß auch Fein einzelnes Bundes- 
glied einer ſolchen Ginrichtung werde entgegen treten wollen. 


387 


„Die Einhelligfeit wird ferner auch für die Mittel zum ans 
erfannten Zweck, aus gleichen Gründen, in der Regel noch Teicht 
genug zu bewirken fein, wenn man die Einrichtung, woburd; Die 
Erreichung jenes als nuͤtzlich und nothwendig anerkannten Zwecks 
ſichergeſtellt werden ſoll, nur in ihren allgemeinen Umriſſen und 
nur mit ihren weſentlichen Beſtimmungen zur vorläufigen Bera⸗ 
thung und Abftimmung bringt: denn wer Den Zweck gewollt hat, 
muß ja aud die Anwendung der nothwendigen d. h. folcher 
Mittel, ohne welche ber gewollte Zwed ganz und gar nicht zu 
erreichen fein würde, gewollt haben. Nur dann, wenn über die 
Detailausführung der allgemeinen Umriffe und über Beftimmun- 
gen, welche nicht mehr jo weſentlich und nothwendig find, daß 
fie nicht auch weggelaſſen und Hinzugefügt, und jo oder auch an- 
ders geftaltet werben Fönnten, von vielen Regierungen, wovon 
jede ihre bejondere Individualitäten bat und haben muß, fich 
berathen werben joll, nur dann erſt wird man erwarten müfjen; 
daß ter Verſuch, die verjchiedenften, oft vielleicht ganz entgegen- 
gelegten Aufichten geltend zu machen, nicht fehlen werde. An der 
Divergenz folder individueller, nicht mehr auf das blos Allge⸗ 
meine und Nothwendige, jondern auf das Beſondere und Zufäl- 
lige gerichteten Anfichten, müßte aber jede, auch noch jo wohl: 
thätige, noch fo Dringend geforderte Einrichtung ſcheitern, wenn 
zur Ausgleichung derjelben nicht der Verſuch der Güte, und, im 
Falle des Mißlingens dieſes Verſuchs, die Enticheidung durch 
Mehrheit der Stimmen vom Gefeßyeber angeordnet würde. 

„Dies ift aber gejchehen, indem die Anträge, weldye der 
Ausſchuß in Der zweiten Nedaction in dieſer Beziehung gemacht 
bat, in dem XIV. Artifel der Schlußacte angenommen, und mit 
ihr zugleich gefegliche Kraft erhalten haben. 

„F. 15. Daß in diefer gejeglichen Beftimmung die jo eben 
entwidelte Anficht wirklich ausgedrüdt und nicht etwa blos hin- 
eingetragen jei, kann, wenn es nöthig eradytet werben follte, ben 
Sinn des Geſetzes durch Die Abficht Des Geſetzgebers zu verbeuts 
lien, am ſchlagendſten. durch einen in ber 23. Sifung von dem 
herzoglich-naffanifchen Bevollmuͤchtigten gemachten uıb.eub DL 
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dem Protocolle beigelegten Antrag, und aus demjenigen, was in 
Beziehung darauf vom Yürften Wetternich bevorwortet wurde, 
bewieſen werden. - 

„F. 16. Sn Beziehung auf dieſen, durch gewichtige Gründe 
unterſtutzten Antrag: 

von der Regel der Beſchlußfaſſung über organiſche Einrich— 

tungen durch Einhelligkeit der Stimmen, diejenigen Geſetze 

und Einrichtungen anzunehmen, von welchen die Fortdaner 

des Bundes abhaͤnge, — 
äußerte naͤmlich der Kür ohne dieſem Antrage in feinem gan⸗ 
zen Umfange beitreten zu können, glaube er doch, daß dem 
Haupteinwurfe, wegen der von der bei Beſchlüſſen über Grund⸗ 
gefeße und organifche Ginrichtungen vorgefchriebenen Ginhelligkeit 
bejorgter Nachtbeile, Durch eine veränderte und erweiterte Faſſung 
des XIII. Artikels Genüge geleiftet werden Fönne. 

„Sn der Erläuterung und Rechtfertigung der für diefen 
Zweck von ihm vorgefchlagenen Modiflcationen entiwidelte er, 
wie wichtig es fei, die beiden Hauptbeziehungen im Bunde — 
deſſen Zwed und Wirkungskreis, als eines Geſammtkoͤrpers, und 
die Rechte feiner einzelnen jouveränen Glieder — ftetS gegen: 
wärtig zu erhalten. 

„Würde die zweite Hauptbeziehung aus dem Auge verloren, 
würde auch der Staatenbund Bald genug in einen Bunbeöftaat 
übergehen; werde aber die erſte Hauptbeziehung dadurch vernach⸗ 
laͤſſigt, daß man der Souveränität der Einzelnen, in Beziehung 
auf den Bund, ald Gejfammtkörper, eine ungebührliche Ausdeh- 
nung gebe, werde Der Bund entweder gar nicht beftehen Fännen, 
oder doch in einen Zuſtand von Unbeweglichkeit und Unmacht 
verfinken, der alle Zwecke defjelben vereiteln müſſe. Beide Ge 
fihtöpunfte neben einander, in ihrer ganzen Reinheit, zugleich 
aber in ihrem befländigen, nothwenbigen Zufammenhange geltend 
zu machen und durchzuführen, das fei eigentlich die wahre Grund⸗ 
lage aller eriprießlichen Gejeßgebung für eine jo neue, mit feiner 
bisherigen zu vergleichende, politifche Gonftruction; und wenn 
jene Aufgabe auch, wegen des urjprünglichen Gegenſatzes ber 
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beiden Gefichtspuncte, vielleicht nie auf eine, für jede individuelle 
Anfiht und für jeden individuellen Wunjch durchaus befriebi- 
gente Weiſe, gelöfet merden könne: jo habe doch die Bundesacte 
in Diefer Hinficht jo viel, ald unter den einmal gegebenen Um: 
ftänden möglich, geleiftet. Der wirfjamfte Schuß der Souverä 
nitätsrechte der einzelnen Bundesglieder liege unftreitig in der 
Befugniß, in gewiſſen, grundbjäßlich beftimmten Fällen, einem von 
der Mehrheit vorgefchlagenen Befchluffe ihren Beitritt zu verjas 
gen, jo wie binwiederum das Intereſſe der Gefammtheit im Bunde 
dadurch geſchützt fei, Daß außer jenen, in Praxi ohnehin feltenen 
Fällen, für alle übrigen, und bejonders für alle, auf Anwendung 
und Ausführung der Geſetze fich beziehenden Fragen, die Ent» 
ſcheidung durch Stimmenmehrheit gelte. Sene Befugniß Fönne 
man nur dann ein liberum veto nennen, wenn man bei diefer 
Bezeichnung nicht die Abficht habe, dem Begriffe eines von ber 
Souveränität ungertrennlichen, jedoch durch die Verfaſſung feldft 
geregelten Vorbehalts den Begriff eines Act8 der blinden Will» 
führ, wie er etwa auf den ehemaligen polnischen Reichstagen 
ftattgefunden, unterzufchieben.. So bald man mit diejen (noch 
weiter entwidelten) Anfichten einverflanden ſei, finde ſich der 7. 
Artikel der Bundesacte und die Hauptbeftimmung des Darauf ge- 
gründeten XI. Artifeld der Schlußacte vollfommen gerechtfertigt. 
Dagegen werbe vielleicht mancher Mißdentung vorgebeugt wer- 
den, wein man in dem XII. Artikel eine Beftimmung aufnähme, 
aus weldyer deutlich erhelle, daß das den Bundesgliedern vorbehal⸗ 
tene Recht, für gewiſſe Beichlüfje Einhelligkeit zu verlangen, nicht von 
einem blinden Veto, fondern von einem qualiflcirten, mit Grün⸗ 
den belegten, folglich Discuffionsfähigen Widerfpruche, zu ver 
fteben ſei. 

„In diefem Sinne jehlug der Fürft die dem Schlußfabe des 
Artikel XIII wirklich einverleibten Modiftcationen vor, und in 
diefem Sinne wurde fpäter der ganze, vom Ausſchuſſe in Antrag 
gebrachte XIV. Artifel der Schlußacte janctionirt. 

„Wenn — auf den Fall, daß die genaue Prüfung und Er- 
Örterung der den Widerſpruch einzelner Glieder beftimmenden 


390 


Gründe, deren Darlegung in feinem alle verweigert werben 
darf, zu einem erwünfchten Refultat nicht führt — Tein Tegales 
Praͤjudiz gefekt wurde, jo hat Die Geſetzgehung hierin gerade der 
fittlihen Natur der Geſetzgebung gehuldigt, und Damit bethätigt, 
daß fie die zur freien Selbſtbeſchränkung aufmunternden, daher 
die Humanität weſentlich fördernden Triebfedern eines Foͤderativ⸗ 
Syſtems, wodurch dafjelbe, der Dignität nady, über alle übrigen 
Syſteme hervorragt, nicht verkannt werde.” 


—. 


Iſt nach tiefer Darlegung Wort und Geift ded Geſetzes 
uud die Abficht des Geſetzgebers Har, jo kann, in Beziehung auf 
den vorgelegten Entwurf der deutſchen Kriegsverfaflung, nur die 
Frage noch entftehen, ob der Entwurf etwas enthalte, was nicht 
bineingehört, oder ob er nicht enthalte, was hineingehört. 

Zu einer Brüfung dieſer Art hat der Bundestagsausfchuß 
aufgefordert, und er bat alle ihm darüber gemachten Bemerfun- 
gen jorgfältig geprüft, und, jo weit es möglich war, berüdfich- 
tigt, audy die Gründe dafür und dawider entwidelt und dar⸗ 
gelegt. 

Wäre ein Zweifel geblieben, jo hätte der einzelne Fall, 
worüber der Zweifel erhoben wurde, in Gemäßheit des XIL Ar⸗ 
tifel8 der Schlußacte, im engern Rathe der Bundesverfammlung 
zur Abftimmung gebracht und dort per majora entjchieden werben 
müfjen, ob er für einen begründeten oder unbegründeten zu hal⸗ 
ten jei, ob er alſo eine Verfafjung des Entwurfs im Pleno rechts 
fertigen könne oder nicht? 

Bei der in voriger Sikung erfolgten Abflimmung ift ein 
jolcher Zweifel von Feiner Seite erhoben worden, und nur ber 


herzoglichzaldenburgiſche Geſandte hat fi ald nicht inftruirt 
erklärt. ö— 


Wenn ich nun gleich der Meinung bin, daß dasjenige, was 
die Geſchaͤftsordnung in Beziehung auf abweſende Geſandte ver- 
ordnet, auch auf nicht inftruirte Geſandte angewendet werben 
fönne; wenn gleich dieſer meiner Meinung Vorgänge ähnlicher 
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Art zur Seite fliehen; wenn gleich meiner in der legten Sikung 
gemachten &rklärung, daß, nad der ausdrüdlichen Beftimmung 
der Geſchaͤftsordnung, Diejenigen Stimmen, welche wegen Man⸗ 
geld an Inſtructionen heute nicht abgelegt werden Fönnen,.. Ren 
hbrigen Stimmen für den zu fallenden Beichluß beigezählt wer- 
den müßten," von feiner Seite, felbft daun yicht widerſprochen 
wurde, als ih Hinzufügte, Daß die eingehenden Inſtructionen 
zwär zum Protocolle, jedoch nur mit dem Vorbehalte gegeben 
werden könnten, daß, wie fich von ſelbſt verftehe, dadurch in dem 
Befchluffe ſelbſt nichts geaͤndert werde, wenn ich daher gleich die 
Verſammlung für berechtigt halte, den im Pleno gefaßten Be⸗ 
ſchluß als einen ſolchen feſtzuhalten, zu welchem auch Seine her⸗ 
zogliche Durchlaucht zugeſtimmt haͤtten: ſo finde ich dennoch in 
der Verehrung, welche die Bundesverſammlung Seiner herzog⸗ 
lichen Durchlaucht, fo wie in der Achtung, welche fie Höchftdeflen 
Gejandten jo gerne beweiſt, hinlängliche Veranlaffung zu dem 
Antrage, daß die hohe Bundesverjammlung dermalen von biefem 
Rechte keinen Gebrauch mache, und daß vielmehr die Zufäge, 
weldhe Seine Durchlaucht verlangen, geprüft und jo, wie jebt 
gleich in der vertraulichen Sitzung, jo fpäter in der förmlichen, 
über deren AZuläffigkeit oder Unzuläffigfeit, in Gemaͤßheit des 
XIL Artikels der Schlußacte, im engern Rathe ahgeſtimmt und 
der Beichluß per majora gefaßt werde.” 


Zu den, indem Sntwurfe noch aufzunehmenden, wejentlicyen 
Beftimmungen foll, nach der Anficht Seiner herzoglichen Durch⸗ 
laucht noch gehören 

75 daß das Bundesheer eine beſtimmte und nicht zu über- 
ſchreitende Größe erhalte. 

Darauf bat der Bundestaggayaihuß dem herzoglich-olden⸗ 
burgiſchen Gejandten ſchon unter bem 8. März biejes, Jehres 
geantwortet, wie folgt: 

der windestansausichuß fieht jich außer Stande, auf Die 
Beruͤckſichtigung dieſes Wunjches in der hohen Burdesverfamm- 
lung anzutragen. 
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„Schon im Allgemeinen die Forderung betrachtet, Tann die 
Zahl, ihrer relativen Natur wegen, nie den Charakter einer or: 
ganifchen Beſtimmung annehmen. Organiſcher Natur find nur 
ſolche Beftimmumgen, ohne deren Dafein der ganze Organismus, 
vem fie als Theilganze angehören, ſelber nicht egiftiren könnke. 
Nun Taßt fi aber ein Bundesheer von 100,000 eben fo gut 
denken, al3 eine von 300,000 Mann, Da es bei der geringern 
Stärfe ganz diefelbe organifche Einrichtung bleibt, die es bei der 
größern Stärfe war: jo ift Klar, daß Die Beftimmung der Zahl 
feine wejentliche, in den Entwurf eines organifchen Geſetzes auf- 
zunehmende Beftimmung fein Fam. 

„Nur das Geſetz der Verhältnigmäßigfeit ift weſentlich orga= 
nisch. Aber auch von einer andern Seite läßt fich die Unzuläf- 
figfeit, in einem organifchen Gefeße ein Verhältniß in beftinmten 
Zahlen ausdrüden zu wollen, nachweifen. 

„Der Kriegsftand des Bundesheeres muß vernünftigerweife _, 
nad) ber Größe ‚der Gefahr, die dem Bunde drohen Fönnte, be: 
meſſen werben. Die Größe der Gefahr ift Feine unveränderliche, 
weil fie von den jedesmaligen Verhältniffen des Bundes zu den 
außerbündifchen Mächten und von deren militärischen Einrich- 
tungen abhängt. Es ift aljo unmöglich, die Stärke des Kriegs⸗ 
ftandes des Bundesheeres abfolut und jo zu beftimmen, daß Diefe 
Beſtimmung, ohne Inconſequenz und ohne Gefahr zu irgend einer 
Zeit unnötbigen Aufwand machen zu müſſen, weil vielleidht nur 
eine einzige Stimme die Verminderung des Heeres, troß ber 
veränderten Verhältniffe, dennoch für unzuläffig erklärte, in ein 
organifches, nur durch Stimmeneinhelligfeit abzuänderndes Geſetz 
aufzunehmen wäre. 

„Kann nun aber in einem folden Geſetze der Kriegsſtand 
des Bundesheeres nicht beftimmt werben, jo ift eine Deftimmung 
für Die Stärke des Friedensftandes eben fo unzuläffig, da ſich 
diefer nothmwendig nad) jenem richten muß. Der Friedensftand 
bedingt mur die Möglichkeit des Kriegsſtandes, während der 
Kriegsftand die Wirklichkeit des Friedenzftandes bedingt. Dieſer 
ſoll nicht größer fein, als unbedingt nothwendig ift, Damit aus 
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ihm der nach den jedesmaligen Umftänden zu bemeſſende Kriegs⸗ 
zuftand zur vechten Zeit und mit hinlänglicher Kraft hervorzu⸗ 
gehen vermöge. 

„Allerdings muß das Bundesheer für den Frieden, wie für 
den Srieg, feine beſtimmte Größe erhalten: allein dieſe Bes 
ſtimmung kann nit im Pleno, vor welches nur organiſche Be 
flimmungen gehören, fie kann nur im engern Rathe durch Stim- 
menmehrheit bejchloffen werben. 

„Der Bundestagsgefandte iſt zu aufmerfjamer Beobachter, 
als daß Hochderjelbe nicht die Verfiherung beftätigen Fönne, daß 
in dieſem Augenbli von einer Seite einem Antrage, daß Die 
Stärke des Bundesheered anders und böber, als in den Grund- 
zügen vorläufig verabredet worden, beflimmt werben möge, bürfe 
entgegengefehen werden, und daß, wenn davon in irgend einer 
Zukunft die Rede fein jollte, bei der Entſcheidung über einen 
folden Antrag durch Mehrheit der Stimmen, diejenigen, welche 
für gewiſſe Zwecke auch größere Anftrengungen nicht zu fcheuen 
brauchen, größere Schwierigkeiten zu beftiegen haben würden, als 
diefenigen, welche, weil ihnen jene Zwede entfernter liegen, bie 
Koften genauer in ihren Calenl zu ziehen pflegen.“ 

Ich finde für meinen Theil Feine Veranlafjung, von diefer 
Antwort, hier in der Verfammlung, abzugehen. 


Ein anderes Sen geht 
* dahin, daß als Erſatz an junger Mannſchaft nur das zu 


leiften begehrt werde, wa8 dem Worhandenen angeme}- 
jen ſei. 

Das Vorhandene ift Die Seelenzahl; nach Diefer richtet ſich 
dad Kontingent und der Erſatz deſſelben; der Erſatz kann ein 
gewiſſes Maximum, wenn nicht neue, Allen gleichmäßig anzuſin⸗ 
nende Opfer beichloffen werben, für ben Ginzelnen nicht über: 
ſchreiten: ich kann aljo hierin nicht3 finden, was einen Zuſatz in 
dem Entwurfe begründen koͤnnte. 

Das letzte Defiderium geht 
/ 8. dahin, Daß die Geldleiftung ausgeſprochen werde und 
erſchwinglich jei, aud) alle Zweige des Dienfted umfaſſe. 
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Es gilt von der Gelbleiftung (in jo weit von einer Leiſtung 
an den Bund die Rede ift), wad von der Mannjchaftsfrellung 
gejagt iſt — und weil dies gilt und der geforderte Voranſchlag 
jo unmoͤglich ift, al8 ed unmöglich ifl, die Auftrengung, zu wel- 
her der Bund genöthigt werden bürfe, früher zu ermeflen, als 
er weiß, von wen er angegriffen und gegen welche Macht er 
fi vertheidigen muß, jo kann .noch viel weniger das beredjnet 
werben, was es dem Einzelnen unter allen Umfländen, und je 
nad) den verfchiedenen Localitäten und Verbältniffen der einzelnen 
Staaten, in feinem Lande koſten werde, und ob das, was ed 
£oftet, für ihn erſchwinglich ei. 

Was unter den gegenwärtigen Umftänden und für die nächfte 
Zukunft geichehen müſſe und gejchehen kaun, ift Gegenfland der 
bevorftehenden Berathungen über die Ausführung ded Entwurfs 
im Details, Teineswegd aber Gegenfland einer Beftimmung in 
dem Entwurfe jelbft. 

Außer diefen drei Defiderien hat feine herzogliche Durchlaucht 
noch den allgemeinen Antrag gemacht: 

daß dasjenige, was Fünftig bejchloffen werde, doch nur 
als ein tranfitorifcher Zuftand angejehen werde, während 
deſſen 

1. das Contingent auf Eins vom Hundert aufzunehmen ſei, 
und 

2. die Reſerve (zur Completirung des Contingents beſtimmt) 
eingeübt, aber nicht organiſirt, zu 4 Procent der Bevöl- 
ferung — 

3. das Verhältniß der Waffengatiungen aber dahin beftimmt 
werde, daß 4 oder allenfalls 4 des Gontingent3 an Ca⸗ 
vallerie, und 2 Stüde Artillerie auf 1000 Mann, und 
86 Mann auf das Stüd, aus der Zahl des Gontingents 
geftellt werde; übrigens jollten 

4. die Regierungen fich verpflichten, den mobilen Stand Der 
vorhandenen Corps binnen ſecha Monaten, den der neu 
zu errichtenden aber binnen Jahresfriſt, oder, fall& fol- 
ches thunlich fein follte, früher nachzuweiſen. 
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Während des vorgejchlagenen Zeitraums von drei Jahren 

5. fol der vorgelegte Umriß zum ftehenden Plan erft ausge: 
bildet werden. 

Ich trage daher daranf an, darüber abzuftimmen; 

1. ob eined jener in der Erklärung aufgeführten drei Defi- 
derien auch in dem Entwurfe der Kriegsverfaflung in 
ihren allgemeinen Umriſſen nnd weſentlichen Beftimmun- 
gen zu berüdfichtigen oder an den engern Rath zu ver: 
weiſen jet? 

Il. ob der Antrag auf eine blos tranfitorifche Organifation 
des Bundesheeres, und 

Il. ob die unter 1 bis A der Abſtimmung in Vorſchlag ge 
"Braten Modificationen zur Entfeheidung vor das Plenum 
oder dem engern Rath gehören ? 

Um jedoch Alles zu erichöpfen, was die verehrungsvolle 
Rüdfiht auf ein erlauchtes Bundesglied und das Vertrauen in 
defien hohe Einfiht und Gerechtigkeit gebietet, glaube ih — in 
dem Falle, daß majora gegen die obigen Defiderien und Modi⸗ 
ficationen ausfallen jollten — noch darauf antragen zu dürfen, 
daß das Protocoll der Plenarverfammlung, welches heute unter: 
jchrieben, noch nicht publichrt und die Rejolntion erwartet werden 
möge, welche Seine herzogliche Durchlaucht auf den Bericht Ih⸗ 
red Bundestagdgefandten fiber die heutigen Verhandlungen gewiß 
in möglichfter Bälde zu ertheilen geruhen werden. 

Der herzoglich.holftein-oldenburgiiche Gefandte erflärte hier⸗ 
auf: er werde fehr gerne, nach dem geäußerten Wunſche des 
verehrlichen Praftdii, von der heutigen Verhandlung vorberjamft 
Bericht erftatten, und weitere Anweifung einholen. 

Auf den jo eben vernommenen Präftdialvortrag ſogleich volls 
fländig zu antworten, finde er fi) außer Stande. Er Bitte je 
doch um Erlaubniß, zur Erläuterung des von ihm verlejenen 
vertraulichen Vortrags Folgendes zu bemerken. Derfelbe habe 
bloß den Zwed, Dieje hohe Verfammlung von den Anfichten und 
Entſchließungen Seiner herzoglihen Durchlaucht in Beziehung 
auf den Entwurf einer Kriegsverfaffung des Bundes vertraulich 
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in Kenntniß zu jeßen, und nur die, gleichfalls vorerſt vertraulich 
mitgetheilte Abftimmung folle nöthigenfalls officiell in das Pro- 
tocol niedergelegt werden. 

Seine beyzogliche Durchlaucht hätten Durch die gemachten 
vertraulichen Aeußerungen rer 

1. auf die fo wichtige Verichiedenheit der Verhältnifje wie- 
derholt aufmerfjam zu machen, nad) welchen es nicht allen Bun- 
deögliedern gleich Leicht fei, einen Entſchluß über den aufgeſtell⸗ 
ten Militärplan zu faffen, vielmehr zu mwünjchen gewejen wäre, 
daß Diejenigen, welche eine Ueberbürdung bejorgen zu müſſen 
glaubten, vorher auf die von Seiner herzoglichen Durchlaucht 
angedeutete oder eine andere angemeljene Weije beruhigt worden 
wäre; 

2. zu bemerken, daß, zur Prüfung des vorliegenden Ent⸗ 
wurfs, die ſonſt gewoͤhnliche Verlaßnahme auf 6 bis 8 Wochen 
um ſo mehr vermißt werde, als die Anwendung der angeführten 
Artikel der Grundgeſetze der erſte Verſuch, mithin neu ſei, und 
den Zweck habe, daß, nach Annahme der XXIV Artikel des Ent: 
wurf3 im Plenum, die Militärorganifation in der engern Ber: 
fammlung nad) Stimmenmehrheit vollendet, folglid das jedem 
Bundesgliede zuftehende Necht, im Plenum feinen Diffens zu 
erflären, in Anſehung dieſes jo vielfache organische Beſtimmun⸗ 
gen erfordernden Gegenftandes nicht weiter ausgeübt werben 
könne. Seine herzogliche Durchlaucht hätten hierdurch der hohen 
Bundeöverfammlung gewiß feinen Vorwurf einer beabfichtigten 
Mebereilung maden, fondern nur Die Rage der Sache und ihre 
Folgen offen darlegen, jomit aber einen Hauptgrund anführen 
wollen, warum Sie den Gegenftand, jo wie er vorläufig daliege, 
zu einer Annahme nicht geeignet finden; 

3. die aus dem Entwurfe ſelbſt hervorgehenden Gründe an⸗ 
zugeben, nad) welchen Höchſtſie denfelben in feiner gegenwärtigen 
Geftalt anzunehmen Bedenken tragen müßten, und daher dem 
Geſandten aufgetragen hätten, Ihre abweichende Meinung in ber 
engern Verſammlung und auch im Plenum zu erklären; enb- 
lich aber 
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4. ein Ausfunftsmittel vorzufchlagen, welches geeignet wäre, 
die hieraus entftehende Schwierigkeit zu befeitigen, vorläufig und 
Ichnell eine Militär-Sinrichtung zu erhalten, und dabei die Vor- 
theile einer mehrjährigen Erfahrung benußen zu Eönnen, um auf 
fie demnaͤchſt ein feſtes Gebäude zu gründen. 

Die mwohlneinenden Abfidhten Seiner herzoglichen Durch⸗ 
laucht ſeien hiernach nicht zu verfennen, und der Geſandte Eönne 
nicht anders, als auf Das Iebhaftefte wünſchen, daß ein dem 
Bwede entjprechendes Ginverftändniß herbeigeführt werben möge. 


Das —— hierauf: | 
zuT. 68 ſei in der Natur und dem Weſen des deutjchen 


Bundes gegründet, daß die Laften für Die den Bund bildenden 
Staaten nur verhältnigmäßig gleich fein könnten. Durch die 
BVerhältnipmäßigkeit werde allen Forderungen des Rechts genügt; 
aber auch noch den Forderungen der Billigfeit werde entfprochen, 
indem man Erleichterung und Berüdfihtigung der bejonderen 
Verhältniffe, aus welchen eine Ueberbürdung ſich nachweiſen Iafie, 
zugefichert und dur den Artikel VII des Entwurfs der Kriegs⸗ 
verfaffung grunbgefeglich feftgeitellt habe; e8 gehöre indefjen nur 
der Grundſatz in das organische Geſetz; Die Eremplification und 
die Anwendung hingegen müßten nothwendig Davon ausgejchieben 
werten, 

Das Praͤſidium beziehe fi) hauptjächlich auf dasjenige, was 
e3 fchon mehrmals darüber gejagt und zum wieberholtenmale 
verfichert habe, daß bei der Ausführung des Geſetzes alles das⸗ 
jenige, was Necht und Billigkeit erheifchten, gejchehen, und vor⸗ 
züglich den mindermädtigen Staaten auf alle nur mögliche Weiſe 
Erleichterung verfchafft werden ſolle. 

Dieſes zu bewirken, fei Sache des engern Raths, und die 
Annahme der rein⸗-organiſchen Beſtimmungen Tönne deßwegen 
nicht verweigert werben, weil vor deren Annahme dasjenige 
noch nicht bewirkt ſei, was erft, in Folge derjelben, durch Deren 
Anwendung bewirkt werden könne; — in dieſer Hinſicht gemähre 
der VII. Artifel der Kriegsverfafjung des deutſchen Bundes die 
vollfte Beruhigung für alle Dabei Betheiligten. 


2% 
2 


388 


zu 2. Das Präſidium habe nachgewiefen, wie oft unb auf 
wie lange in dieſer Angelegenheit ſchon Verlaß genommen wor: 
den ſei. 

Die Schlußacte babe Artikel XII vorgefchrieben, wie bei 
organischen Einrichtungen verfahren werden müſſe. Dieſer Vor⸗ 
Schrift nachzufommen, fei der einzige Zwed des Bundestagsaus- 
Ichuffes und der Bundesverfammiung gewejen. Die Folge der 
Annahme eincd organifchen Geſetzes beruhe nicht auf dem für 
diefen Fall erklärten Willen der Bundesglieder und eined Darauf 
gebauten Beſchluſſes, ſondern auf der, für alle Fälle derfelben 
Art gegebenen, grundgefeßlichen Norn. Das Praſidium zmeifle 
daber nicht, Seine herzogliche Durchlaucht würden fid) überzen- 
gen, baß weder eine Ueberraſchung, nod die Entziehung eines 
der vorzüglichften Rechte der Bundesglieder in der Abficht der 
Verſammlung gelegen haben fönne. 

Zu 3 und 4 beziehe fi) das Präſidium auf das bereits Ge⸗ 
fagte und den hiernach gemachten Antrag; es wolle daher nun: 
mehr zur Umfrage jchreiten. 

Nachdem hierauf ſaääͤmmtliche Geſandtſchaften mit 
dem Antrage des Praͤſidii ſich einverftanden erklärt hatten, wurde 
über die von demjelben auögehobenen drei Runkts..folgender 
Art abgeftimmt: 

Zu J. Defterreich: halte aus den bereit3 in dem Prä- 
fidialuortrage entwidelten Gründen Dafür, Daß feines der in ber 
Erklaͤrung aufgeführten drei Defiderien in dem Enwwurfe der 
Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen Umriffen und weſentlichen 
Beftimmungen aufzunehmen, wohl aber fie demnaͤchſt in dem en- 
gern Rathe zu berüdfichtigen feien, indem 

erftlich, die Größe des Heeres nur im engern Rathe be- 
ftimmt werden Tönne; 

zweitens, der Erfaß an junger Mannſchaft gleichfalls 
durch einen Beſchluß des engern Rathes feitgefeßt werben müfje, 
in den Grundzügen auch auf die Möglichkeit dieſes Erſatzes 
ſchon Rüdficht genommen je; 

drittens, die Matrifel der Mannjchaftsftelung, wie für 
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Geldleiſtungen bereis angenommen ei; die Unthunlichkeit eines 
Geldanſchlages, wie er verlangt werde, bei näherer Ueberlegung 
fi) von ſelbſt aufdringe; übrigens aber die Frage, ob dieſe Ge: 
genftände in den Entwurf gehörten oder nicht, nur von ber 
Mehrheit in der engern Verſammlung entjchieden werben Fönne; 
— in welcher Hinficht Deftereih erkläre, daß diefe Gegenftände 
nicht in das organifche Geſetz gehörten. 

Preußen: wie Defterreich. 

Baiern: trete um jo mehr ber oͤſterreichiſchen Abflimmung 
bei, als dadurch, Daß Die Defiderien nicht bei dem organischen 
Geſetze berüdfichtigt würben, deren Würdigung bei den ferneren 
Verhandlungen im engern Rathe nicht ausgefchloffen wiürbe. 
Was infonderheit Die Feſtſetzung der Stärke des Heeres betreffe, 
jo würde das organiſche Geſetz aufhören, ein ſolches und ein 
bleibendes Gejeg zu jein, wenn relative Größen und tranſitoriſche 
Beftimmung darin aufgenommen würden. 

Die Übrigen Stimmen, mit Ausnahme der ſogleich anzufühs 
führenden, traten den obigen bei, und der großherzoglich-badifche 
Geſandte bemerkte noch insbeſondere, daB zwar fein höchfter Hof 
die Beftimmung der Größe des Heered im Friedensftande für 
. einen Theil des organifchen Geſetzes anjehe, jedoch der Beförbes 
rung dieſer Angelegenheit und allen, dabei obwaltenden, höheren 
Rüdfichten dieje eine Meinung unterzuordnnen fich entfchloffen Habe. 

In NRüdficht auf dieſen Punkt Außerten die Gefanbten 

der großhberzoglich- und herzoglich⸗-ſaäͤchſiſchen Häufer, 

von Braunfchweig und Naſſau, 

Holftein-Didenburg, Anhalt und Schwarzburg, 

Hohenzollern, LXiechtenftein, Neuß, Schaumburg-Lippe, 

Lippe und Waldeck, 

daß fie die Feitftellung der Stärke des Heeres im Frieden, weil 
es in dieſem Falle eine bleibende Anftalt ſei, und der verfaſſungs⸗ 
mäßig vorzulegende Plan ſonſt gründlid gar nicht beurtheilt 
werben Töne, für eine wejentliche Beftimmung des organischen 
Geſetzes hielten, und daher fir das Defiderim Seiner herzog- 
lihen Durchlaucht zu Oldenburg ſich erflären müßten. 
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Es ergab ſich hiernach, Daß die Frage: ob die angeführten 
drei Beftimmungen dem organischen Gejege einzurüden feien? fo 
viel die Feftftelung des Friedensſtandes betrifft, mit 13 Stimmen 
gegen A, die beiden andern aber mit 16 Stimmen verneint 
wurden. 

„I. Ob der Antrag auf eine blos tranfitoriihe Beſtim⸗ 
mung vor dad Plenum oder den engern Rath gehöre?“ 

Auf die Bemerkung des herzoglicholdeuburgifihen Geſandten, 
daß diefer Antrag lediglich bezwede, Die Unnahme der XXIV Ar- 
titel vworerft zu beſeitigen, und ftatt deren ein Auskunftsmittel 
anzuzeigen, welches geeignet fein Fönnte, dem allgemeinen Zwecke 
zu entiprechen und Seine herzogliche Durchlaucht der Nothwen⸗ 
digfeit zu entheben, Ihren Diffens erklären zu laffen, wurde die 
vorgelegte Frage dahin näher beftimmt, ob dieſes Auskunftsmittel 
als annehmbar zu betrachten jei? 

Saͤmmtliche Stimmen, mit Ausnahme DIdenburgs ıc., ° 
äußerten, daß, jo erwinjcht ein Ausfunftsmittel, welches Seiner 
berzoglichen Durchlaucht zur Bufriedenheit gereichen fönnte, ber 
hohen Verfammlung gewiß fein müßte, das vorgejchlagene doch 
nicht als annehmbar betrachtet werden Eönne, 

1. weil eine proviſoriſche Kriegsverfaffung an und für ſich 
Schon zu deutlihe Merkmale der Schwäche und Uubaltbarkeit an 
fi) trage, ald daß man bei einer Anftalt, wo alles auf das Ver 
trauen in eine fefte Organifation ankomme, daranf follte ein- 
gehen dürfen; 

2. weil zu beforgen ſei, daß ein joldyer Beichluß, in und 
außer Deutjchland, das Anſehen des Bundes auf eine, beſonders 
in der gegenwärtigen Zeit, nicht gefahrloje Art jchwächen Fönnte; 

3. weil ohnehin dag, was Durch die Mehrheit in der engeru 
Berfammlung bejchloffen, feiner Natur nad) tranfitorisch fei, und 
daher aud) der Friedensftand nach Beſchaffenheit der Umftände 
vermindert werben Eönne, wenn Die jeßt in Autrag gebrachte 
Stärke deſſelben nicht mehr nöthig befunden werden follte; daß 
aber eine Erhöhung dermalen irgend beabfichtigt werde, nicht im 
geringften anzunehmen, vielmehr mit Gewißheit vorauszufehen 
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jei, DaB das, was der herzoglich-oldenburgijche Vorſchlag für das 
Proviſorium enthalte, großen Theild angenommen und in Bezie⸗ 
hung auf mindermädhtige Staaten nocy in geminderter Maße feit- 
geitellt werden dürfte; 

4. in der Art, wie die Bundesmatrifel angenommen worden, 
die Veranlaſſung liege, demnaͤchſt alles das näher zu prüfen und 
zu erörtern, was Seine herzogliche Durchlaucht zu dem gemach⸗ 
ten Vorſchlag bewog; endlich 

5. weil Seine herzogliche Durchlaucht Ihren Bundesgenoſſen 
gewiß das Vertrauen nicht verſagen würden, daß, da der Bund 
nie und in feinem Kalle die Abficht hegen Fönne und werde, 
einem Bundesgliede unerjchwingliche Laften auflegen zu wollen, 
eine Anwendung von Stimmenmehrheit hierzu eben jo wenig je 
zu bejorgen fein Eönne, — daß mithin ein Verſuch durch einen 
tranfitorifchen Zuftand um fo weniger nöthig fein möchte, ala 
das Geſetz jelbft die Berüdfichtigung der befonderen Berhältuifie 
eine jeden Staates zur Bundespflicht mache. 

„II. Ob die unter 1 bis A der Abftimmung in Vorfchlag 
gebrachten Modificationen zur Entjcheidung vor das Plenum oder 
den engern Rath gehören?” 

Da das eben berührte Auskunftömittel auf dieſen Modifica- 
tionen beruht, jo ward um fo weniger eine Abilimmung bierüber 
für nöthig befunden, als alle dieſe Gegenflände zur weiteren Be- 
handlung in den engern Rath ohnehin gehören. 

Auf diefe Gründe geftüßt, wurde, in Folge des einhellig 
angenoinmenen Schlußantrags des Prafidii, Der berzoglich-olden- 
burgiſche Gefandte erfucht, Seiner herzoglichen Durchlaucht hier: 
fiber jchleunig zu berichten, und Höchſtdeſſen Entſchließung in 
möglichft kurzer Friſt zu bewirken. 


In der darauf folgenden Sitzung vom 25. März 1821 wur- 
den bie fämmtlichen Bemerkungen zu dem Entwurf der Kriegs⸗— 
verfaffung (Artikel IXXM verlefen, ohne weitere Erörterung 
dem Bundestagsausſchuſſe übermwiejen. Der Gejandte ber 16. 

Dritter Theil. . 26 


EINEN TSETECRE 
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Stimme verlangte für die Fleinern Staaten gänzliche Befreiung 
der Stellung von Artillerie und Cavallerie oder wenigftens deren 
Reducirung durd) Infanterie oder Geld; eben jo möchte es mit 
den Nelagerungsparf, Pontons u. dgl. aebalten werden. 

An Folge der eingetroffenen Juftructionen wurde 
. am 9. April 1821 in einer Plenar:Berfammlung der 
| Entwurf einer Kriegsverfaſſung in XXIV Artikeln ein: 
ſtimmig angenommen*). 

Während dieſer Verhandlungen wurde der Bundesverſamm⸗ 
lung ein Vertrag zwilchen dem Königreih Sachfen und dem 
Herzogthum Sachſen-Gotha d.d. 17. Januar 1821, betreffend die 
Sontingentftelung**), vorgelegt. Der Bundestagsausſchuß äußerte 
hierüber feine Meinung dahin: 


*) Bundes-Protocoll 1821, fol. 219—223. 
+2) Der Bertrag lautete folgendermaßen: 
Bertrag 
zwifchen Seiner Majeſtät dem Könige von Sachſen nnd Seiner Durchlaucht 
den Herzog von Sadhjfen: Gotha und Altenburg, die Vertretung des fachien: 
gothaifchen Cavallerie- und Artilleris-Eontingents durch das Königreich Sachſen 


betreffend; gefchloffen zu Gotha den 21, SONHAE ABl 
Nachdem von Seiten Seiner Majeflät des Königs von Sachſen die aller 
höchge Bereitwilligfeit bezeigt worben war, zum Beſten des herzoglich-facdhfen- 
gothaifchen Haufes und zu Erreichung einer angemeflenen Formation der er: 
fien Divifion des neunten Ürmeecorps, bie Stellung des auf das Herzogthum 
Sadj en: Gotha⸗Altendurg fallenden Bundescontingents an Cavallereie, Artille— 
rie, Pontons und Belagerungsparks gegen eine billige Vergütung zu uͤber⸗ 
nehmen, auch bereits die Grundlinien einer ſolchen Uebereinkunft bei der zu 
Dresden im Monat Auguſt des vorigen Jahres flatt gehabten Verhandlung 
feſigeſetzt worden waren; ſo iſt, in deren weitern Verfolgung, von den hierzu 
allerhoͤchſt und höchſten Ortes beauftragten Bevollmächtigten, 
dem Eöniglich-fähhfifchen Generalmajor, Johann Adolph v. Zezſchwitz, 
Chef des Föniglichen General-Gommando-Stabs, Ritter des Militär- 
St ⸗Heinrich⸗Ordens, Großkreuz des großherzoglich-fachfen-weimarifchen 
Falken⸗Ordens, Ofſicier der Föniglich-frangöfifchen Ehrenlegion, Ritter 
bes ruffiichefaiferlihen St, AnnasDrdens zweiter Claſſe und des 
koͤniglich-ſchwediſchen Schwert-Ordens, 
königlich-ſächſiſcher Seits, und 
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Gommiffionsbericht, 
über den zwijchen den Kongreiche Sachſen und dem Herzogthume 
Sadhjen-Botha wegen der Gontingentftellung abgeſchloſſenen Ver: 
trag vom 17. Jänner 1821, 
Der königlich-ſächſiſche Bundestagsgeſandte legte, unter Bei⸗ 
tritt des herzoglich-Sachſen⸗gothaiſchen Gefandten, der hohen 
Bundesverjammlung in der fiebenten diesjährigen Sißung einen, 


dem herzoglichsjachfen-gothaifhen Geheimen Rath, Kammer⸗Vice⸗ 
präfidenten und Vice⸗Landſchaftsdirector, Bernhard Auguft v. Lindenan, 
Nitter des ruffifch-Faiferlihen St. Wladimir⸗Ordens, 
herzoglich-ſachſen-gothaiſcher Seite, 
nachſtehende Convention verabredet und Bis auf allerhöchſte und höchſte Rati⸗ 
fication abgefchloffen worden. 


6.1. 


Da die Beftimmungen der vorliegenden Uebereinkunft zunächft auf der 
Borausfeßung beruhen, daß bie fünf erften Abfchnitte der „Grundzüge der 
Kriegsverfafjung des deutfchen Bundes“, fo wie folde sub num. 5 dem Vor⸗ 
trage der Militär-Gommilfton der deutſchen Bimdesverfammlung von 4. Oc⸗ 
tober 1820 beiliegen, in ihren Hauptpunkten unverändert beibehalten werden, 
fo ſollen die nachfolgenden Berabrebungen einer beiberfeits verbindende Kraft 
auch nur dann haben, wenn durch einen Beſchluß des Bundestages das Vers 
hältnig des BundessContingents in Bezug auf Zahl und Waffengattung, jo 
wie bort gejchehen, beftimmt worden fein wird; follte ein Anderes verfügt 
werden, fe behalten die allerhöchſten und höchiten Gontrahenten es ſich beider⸗ 
feits vor, über die dadurch nothwendig werdenden Modiflcationen dieſer Gon- 
venlion anderweit zu verhandeln. 


$. 1. 


Eben fo wird, in weiterer Verfolgung des hier ausgeiprochenen Grund⸗ 
ſatzes, ale ausdrüdliche Bedingung diefer Convention angenommen, daß ber 
von dem Föniglichefächfiichen Militär⸗Commiſſarius in der Beilage A zum 29. 
Protocol der Frankfurter Miliiär-Commilfion gemachte Antrag, eine Erleich⸗ 
terumg für diejenigen mindermächtigen Bundesglieder, die ſich durch einen 
größern Staat im Corps mit Gavallerie und Artillerie vertreten laflen, da⸗ 
durch zu erhalten, daß letztere ohne Reſerve, von Erſterer aber nur zwei 
Drittheile des zu Gin Siebentel gerechneten Gavallerie-Bontingents zum effec- 
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zwijchen dem Königreiche Sachjen und dem Herzogthume Sadıjen. 
Gotha abgejchloffenen, die Vertretung des jachjen » gothaifchen 
Savalleriee und Artillerie Contingents durch das Königreich Sach⸗ 


tiven Heere, das britte Drittheil dagegen zur Neferve geftellt werben Fönne, 
durch Bundestagsbefchluß genehmigt, und ſonach das fachfen-gothaifche Caval⸗ 
lerie⸗ Contingent auf 177 Mann zum activen Heere und 88 Mann zur Referve 
beflimmt werden wird. 

6. IH. 

Wie dur) einen definitiven Beſchluß des Bundestages über die Organis 
fation des deutſchen Bundesheeres eine weſentliche Aenderung in ben dermali- 
gen Beftimmungen hierüber nicht eintreten, und fonit die Borausfegungen 
der vorftehenden F8. vollftändig in Erfüllung gehen; fo wollen Seine Fönig- 
lihe Majeflät die Stellung der Cavallerie, Artillerie, Pontons und Belage- 
rungsparfs, jo wie foldhes in dem DBorhergehenden bedingt und durch die 
66. XI, X, XII, XIV, XV, XVI, XVII und XVII der Grundzüge näher 
beftimmt worden ift, für des Herzogs von Sachen Gotha Durchlaucht unter 
nachfolgenden Bedingungen übernehmen. 


$. IV. 


Das nach der Bunbesmatrifel und den Grundzügen ber Militärverfafiung 
von jedem Bunbesftaate mit anderthalb Procent der Bevölkerung, inclufive 
der Reſerve, zu leitende BundessGontingent, wird vom Haufe Gotha-Alten- 
burg in bloßer Infanterie, und ſonach 

mit 1857 Mann zum activen Heere, 
928 Daun zur Neferve 
geftellt. 

Da bierunter für das königlich-ſächſiſche Gouvernement ftatt der Caval⸗ 
lerie und Artillerie zu übernehmende Infanterie mit einbegriffen ift, fo wird 
fih das Föniglich-jächftiche Snfanterie-Gontingent um den Beirag jener Waffen- 
gattungen, als 

265 Mann für Gavallerie, 

144 Mann für Artillerie 
und die zum Belagerungspark, auch Pontonstrain, erforberlihe Mannjchaft 
zum activen Heree, und in demſelben Verhältniffe zur Meferve, vermindern. 


g. v. 


Für die erſte Ausrüſtung ber für das fachfen-gothaifche Gouvernement zu 
übernehmenden Gavalleriften und Artilleriften, fo wie für Aufftellung bes 
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fen betreffenden Vertrag vor, und trug darauf au, daß von Sei- 
ten der Bundesverſammlung die Garantie befagten Vertrags über- 
nommen werben möchte. 


Geſchützes, Pontontrains und des zum Belagerungspark erforderlichen Mate: 
rials an Geſchütz und Munition, wollen Seine Eöniglihe Majeftät jetzt und 
für riedenszeit überhaupt irgend eine befondere Vergütung nicht verlangen. 


$. VI. 


Dagegen machen Sich des Herzogs von Sachſen⸗Gotha Durchlaucht ver 
bindlich, die zur erſten Aufftelung erforderlichen Pferde mit 75 Rthlr. pr. 
Stück und die vollfländige Garnitur jeder Pferde-Equipage mit 26 Rthlr. 7 gr. 
gu vergüten. 

Die Berechnung diefer Geldvergütung foll nad folgenden Beſtimmungen 
geſchehen: 

a. Die Pferdezahl in Friedenszeit wird unter der 

Bedingung bes $. I und II, mit Ginrecdhnung 
von } der Bacanthaltnng, beflimmt, und hiernach 
die ſachſen⸗gothaiſcher Seits zu leiftende Vergütung 
auf 142 Vferde feſtzeſedt, wofür die Summe 
von.. . + 10,650 Rtihlr. — gr. 
zu bezahlen if. 
b. Da es aber na Maaßgabe der Grundzüge er 
forderlich wird, die Pferde-Equipage für das ganze 
Gontingent, inclufive der Reſerve, in fleter Bereits 
[haft zu Haben, fo ift deren Bergütung für das 
ganze ſachſen⸗gothaiſche Contingent auf 265 Mann 
mit. .. . . 6,967 Rthlr. 7 gr. 
zu leiſten, hiernach mn 
Averfional-Duantum für die erfte Aufitellung 17,617 Rihlr. 7 gr. 

Da jedoch des Könige von Sachſen Majeftät diefes AverſionalQuantum 
um die Summe von 3,501 Rthlr vermindert wiſſen wollen, jo wird dadurch 
der Bergütungsbetrag für die Koften der erften Aufftellung auf die Summe 
von 

vierzehn taufend ein Hundert jehszehn Theler, 7 Groſchen 
reducirt, als welche, zwei Monate nad) dem definitiven Ausſpruche des Bun⸗ 
destages über die Organifation des deutſchen Bundesheeres, an das 
koͤniglich⸗ſaͤchfiſche Bouvernement, aus fachfen-gothasaltendurgifchen Landes: 
fafien, in Conventionsmünze bezahlt werben foll. 
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Durch Beichluß der Bundedverfammlung wurde dieſer Ver⸗ 
trag dem Bundestagsausfchuffe in Militärfacdhen zur Berichts: 
erftattung zugeſtellt. 

Der vorliegende Vertrag beruht auf der Vorausfeßung, es 
werbe ven mindermädhtigen Bundesftaaten von Seiten der Bun: 
desverfammlung die Erleichterung zugeſtanden, daß fie 


$. vu. 

Für die jährlide Unterhaltung der, vom königlich-ſächſiſchen Gouverne- 
went für das herzoglich-fachfen-gothaifche zu übernehmenden, Eoftjpieligerern 
Maffengattungen follen alljährlich folgende Vergütungen geleiftet werden: 

a. für den Mehrbetrag der Löhnung und Unterhaltung eines Gavalleriften, 

monatli per Mann 12 gr., 

b. zur Unterhaltung der Pferde-&quipage, monatlih 7 gr. per Pferd; 

e. für die Remonte jährlich den zehnten Theil des activen, im Dienft bes 

findlichen Cavallerie-Contingents mit 100 Rihle. per Pferd; 

d. für die Fütterung 

an Fourage, 14 Mebe Hafer Dresbner Maag, 
4 Pfund Heu, täglich per Pferd. 
4 Pfund Stroh, 

Der Geldauswurf für biefe Anfäge foll auf bie wirklich present zu hal⸗ 
tende Zahl der Pferde und Mannſchaft beſchränkt und fomit auf 142 Pferde 
und 177 Mann berechnet werben. 

$. VII. 

Da die Naturalstieferung der jährlich erforderlichen Kourage aus ben 
herzoglich⸗gotha⸗ altenburgiſchen Landen in die königlich⸗ſächſiſchen, beiderſeits 
mit mancherlei Schwierigkeiten und Unkoſten verknüpft ſein würde, ſo ſoll für 
die Dauer ber nächſten fünf Jahre, von Ratification dieſer Convention an ge= 
rechnet, deren Vergütung in Geld nad folgenden Säßen geleiftet und ange 
nommen werden: 

der Dresdner Scheffel Hafer mit. . . 2 Rthlr. 18 gr. 
ber Gentner Heu rm er W: 
das Shod Stroh zu 1080 Pfund . . 5 ss — =: 


$. IX. 

Demgemäß wird die an das königlich-ſächſiſche Gouvernement von bem 
fachfen-gothaifchen, während des angegebenen Zeitraums, für die übernommene 
Stellung des gothaiſchen Gontingents der mehrbefagten Waffengattungen, 
jährlich zu Leiftende Zahlung in folgenden Anfäben beftehen: 
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a. an Gavallerie, mit Einfchluß der Referve, nur den fieben- 
ten Theil von einem Procent der Bevölferung ftellen, und 
dieſes Siebentel dergeftalt leiften, daß davon zwei Drittel 


in einem gewöhnl.Sahre in einem Schaltjahre 
Dr net 
Rthl. gr pf. Rtihl. gr. pf. 


a. Mehrbetrag der Löhnung 1062 = — = — s 1062» —s — = 
b. 4099 Schil. 34 Mz. Hfr.a1Rtl.18gr. 7086 = 3 = 2} = 

(4060 = 5 =). -» . . . 7105 = 13 = 1} = 
c. 1884 Gntn. 80 Pfd. Heu A 20 gr. 1570 - 14 .6,%: 

(1889 = 8 =) . . . 1574 = 21 :9% « 
d. 191 Schock 575 Bd. Stroh ASUS. 959 - 19 - 63 > 

(192 = 29% = =» ) 22 020.962:10:8 « 
e. Erhaltung ber Pferder Equipage . 4972 — ⸗— ⸗ 47. — ⸗ — ⸗ 
f. Jaͤhrlicher Remonte-Beitrag . . . 1420-— ⸗—⸗ 1420-— =: — ⸗ 


Summa 12595 = 13:9 245 12621 =» 21 7,» 
mithin 

Zwölf taufend fünf Hundert fünf und neunzig Thaler, 13 gr. 
34 pf. in einem gewöhnlichen Jahre, und 

Zwölftaufend ſechs Hundert ein und zwanzig Thaler, 21 gr. 
745 pf. in einem Schaltjahr. 

Ueber den Zeitpunkt, mit welchem die ſachſen⸗gothaiſche Verbindlichkeit zu 
Dezahlung dieſer jährlihen Vergütung ihren Anfang nehmen fol, ift fi 
beiderfeits dahin vereinigt worden, baß 

a. wenn durch einen Beichluß des Bundestages der Zeitraum, binnen 
welchem vorfhriftsmäßig die Organijation des Bundes-Contingents zu 
vollenden ift, auf ſechs oder weniger Monate befiimmt werden follte, 
ber Anfang jener Verbindlichkeit mit Ablauf der Hälfte dieſes Termins 
eintreten würde, während 

b. wenn zu jenem Behuf ein längerer Zeitraum als ſechs Monate nach⸗ 
gelafien werden würde, die ſachſengothaiſche Zahlungsverbindlichfeit drei 
Monate früher, als ber Bundestagshefchluß die Vollendung ber Con⸗ 
tingentesDrganifation erheiſcht, eintreten fol. Bon dieſem Zeitraum an 
fol der vorberecänete Betrag an zwölf taufend fünf Hundert fünf 
und neunzig Thaler 13 gr. 3 pf. in Gonventionsgeld zu ben 
brei Leipziger Meſſen in viermonatlichen Ratis an eine vom Eöniglich- 
ſächſiſchen Gouvernement namhaft zu machende Behörde in Leipzig bee 
zahlt werden. 
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zu dem activen Heere und ein Drittel zur Reſerve ge 
rechnet werde; 
b. daß biernächit bei der Artillerie Die Reſerve ganz wegfalle. 


S. X. 

Nah Verlauf von fünf Jahren ſoll über bie Preiſe der Fourage und der 
Remonte (die Anfüpe wegen Mehrbetrag der Löhnung und des Equipirungs⸗ 
Betrages bleiben unverändert) eine anbermweite Vereinigung getroffen, dabei je 
doch Föniglichfächfiicher Seits für die Geldvergütung der Fourage an Hafer, 
Heu und Stroh auf feine Weile ein höherer Preis als der gefordert werben 
fönnen, welche fi) aus den Marfttaren der Städte Dresden, Leipzig, Freiberg, 
Baugen und Zwicdau im wittlern Durchichnitt diefer fünf Jahre ergeben wird. 
Würde eine ſolche Vereinigung Schwierigkeiten finden, fo foll es dem ſachſen⸗ 
gothaiſchen Gouvernement frei flehen, die Geldvergütung nah dem Durch⸗ 
ſchnittspreis jedes einzelnen Jahres zu gewähren, oder auch die Fourage in 
natura abzuliefern. 

$. XI. 

Dei eintretender Mobilmachung des Bundesheeres werben bie zur Com⸗ 
plettirung bes Gavallerie-Gontingents, fo wie die zu der Meferve erforberlichen 
Pferde, nah ben alsdann vom föniglihen Gouvernement unter Goncurrenz 
eines. jachjen-gothaifchen Beauftragten abzuſchließenden Gontracten, an Erfteres 
von Sadjen-Gotha vergütet. 

$. XI. 

Die zu bem ſachſen⸗gothaiſchen Artillerie-Contingent, fo wie zu dem an⸗ 
theiligen Bontontrain und Belagerungsparf erforderliche Beſpannung, kann 
“bei eintretender Mobilmahung von Sachſen⸗-Gotha in natura geftellt und 
über den Ort ber Ablieferung feiner Zeit weitere Mebereinfunft getroffen 
werden. 

Bei Demobilifirung des Gontingents erhält Gotha den verhältnigmäßigen 
Antheil der dann noch vorhandenen Pferde in natura, ober, nad Maafgabe 
eines deshalb zu treffenden Webereinfommens, in Gelbe zurüd, Die Pferdes 
Equipage für die Beipannung muß in Friedenszeiten nach dem Mufter der 
koͤniglich⸗ſaͤchfiſchen angeſchafft und aufbewahrt werben, um bei fchnell eintres 
tender Mobilmachung fogleih in Bereitſchaft zu fein. 


$. XII. 


Mit dem Tage, wo bas Bundes-Contingent ausmarſchirt, hört Fourage⸗ 
und fonflige Natural=Lieferung, fo wie Remonte⸗ und Gauipirungs Beitrag 
auf, und es wird dann aller Verluſt an Pferden, Equipage, Bontons, Mate: 
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Der Bundestagsausſchuß hielt es für nolhwendig, dad Gut- 
achten der Militärcommilfton über diefen Gegenftand zu erholen, 
und legte derjelben die beiden folgenden Sragen vor: 


rial der Artillerie, Munition und fonftigen Lieferungen von Sachſen-Gotha an 
das Eöniglichsfächfliche Gouvernement, nad} den beshalb von Letztern vorzule: 
genden Berechnungen, in dem Berhältniffe vergütet, als die zu flellende Quote 
der, Sachſen⸗Gotha treffenden Waffengattungen zu dern Zahl in dem Fönig- 
lich⸗ſaͤchfiſchen Bundes⸗Contingent ſteht. 


$. XIV. 


Sollte vermöge einea Bundestagsbefchluffes nur ein Theil des Contingents 
mobil gemacht werden, jo tritt bie Beflimmung des vorflehenden Paragraphen 
auch nur dann für dieſen Theil ein, während es, hinfihtli des in Garni⸗ 
jon verbleibenden, bei ben $. IX feſtgeſetzten Anfäßen fein Bewenden behält. 


$. XV. 

Es foll diefe Gonvention_für Seine Majeflät den König von Sachſen 
und für Seine Durchlaucht den Herzog von Sacdhfen-Gotha-Altendburg, und 
eben jo auch für KHöchftdero beiderfeitige Nachfolger in der Regierung, auf 
beftändige Zeit verbindend fein, auch daven ber Yunbesverfammlung Anzeige 
gemadt, und um beren Garantie zu dem, was hier wohlbedaͤchtlich verabrebet 
umb beichloflen worben ift, Beiderfeits nachgefucht, mgpden. 


$. XV. 


Eine Aufhebung diefer Gonvention kann nur unter folgenden Bebingun- 
gen flatt finden: 

a. wenn bies durch Beiberjeitige Mebereinkunft des föniglih-fähflihen und 
herzoglich⸗ſachſen⸗gothaiſchen Gouvernements geſchieht; 

b. wenn politiſche Ereigniſſe die Fortdauer dieſer Convention unmöglich 
oder zweckwidrig machen, und 

c. wenn durch allgemeine Beſchlüſſe des Bundestages ſolche Beſtimmun⸗ 
gen über die Militärverfaſſung des deutſchen Bundes verfügt werden 
würden, daß damit die Bedingungen der vorſtehenden Convention nicht 
ferner beſtehen Tönnten. 

Erreicht diefe Convention auf eine ſolche Art ihre Endichaft, fo macht 
ih das Eömglih-fächfiihe Gouvernement verbindli, für Das, felbigem ver- 
bleibende Material an Pferden und Cquipage dem Hauſe⸗Sachſen⸗Gotha das 
bermalige AverflonalsDuantum an vierzehn taufenb ein hundert und 


1. 


ID 
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Ob die Erleichterung an Stellung von Cavallerie und 
Artillerie, welche dem II. Artikel des mitgetheilten Ber: 
trags zum Grunde liege, ohne wejentlihen Nachtheil der 
Heeresbildung ftattfinden Fönne, und 


. auf welche Staaten dieſe Erleichterung weiter ausgedehnt 


werben dürfte, wenn Diefelbe in Anſpruch genommen 
werde? 


Die Militärcommiffion antwortete hierauf: 


Ad 1. 


Ad 2. 


glaube fie einftimmig, auf die Annahme der dem II. Ar: 
titel des Vertrags zu Grunde Tiegenden Grleichterungs- 
mobdalität von Seiten der Bundesverfammlung einrathen 
zu müfjen. Dieſe Crleichterungsmodalität treffe größten- 
theil® mit derjenigen zuſammen, welche fie in ihrer Note 
vom 4. Detober vorigen Jahres Geite 476 unter 2. b. 
vorgetragen und als Die vorzüglichfte anerfannt habe. 
Zwar falle im vorliegenden Vertrage, gegen Den damali: 
gen von der Militärcommilfion berüdfichtigten Antrag, 
eine noch etwas mehr verminderte Quote an Gavallerie 
aus. Diefe Verminderung betrage jedoch in den gegen- 
wärtigen fpeciellen Falle für Das active Heer nicht mehr 
als neun Pferde, wogegen aus demſelben, gegen den frü- 
bern, eine Vermehrung von 48 Artilleriften, alſo mehr als 
ein Geſchütz, für Das active Heer hervorgehe. 

Halte e8 die Militärcommiffion nicht für gerathen, Die ad 1 
angetragene Erleichterung ohne alle Ausnahme auf alle 


fehszehn Thaler, 7 gr. baar, ober, wenn rfteres es vorziehen follte, mit 
den betreffenden Pferden und Equipage-Stüden wieber zu vergüten. 
Urkundlich Haben die beiberjeitigen Abgeordneten ben gegenwärtigen, in 
zwei gleichlautenden Gremplaren ausgefertigten Bertrag bis auf allferhödhfte 
und höchſte Genehmigung ihrer Committenten abgeſchloſſen und ihn eigenhän- 
dig vollzogen, auch mit ihren Wappen verfehen. 
So gefchehen zu Gotha am 17. Januar 1821. 


(L.5.) Johann Adolph von Zezſchwitz. 
(L.S.) Bernhard von Lindenau. 
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diejenigen Bundesftanten auszudehnen, deren Gontingent 
weniger al8 eine Brigade betrage. 

Vielmehr glaube fie, daß man, nach ihrem frühern 
Antrage, nur denjenigen Staaten Grleichterungen geftatten 
jolle, die deren wirklid) bei der Bundeöverfammlung in 
Anfpruch nehmen, und daß man fidy über die Modalitäten 
diefer Erleichterungen am beften bei jedem jpeciellen Falle 
bejonders zu beftimmen haben dürfte, 


Der Bundestagsausjchuß bat die von der Militärcommiffion 
vorgetragenen Gründe in Erwägung gezogen, und — indem er 
von der Ueberzeugung ausgeht, Daß die Nachtheile der vermin- 
derten Zahl, wenigfteng größtentheild, Durch die Vortheile erjeßt 
werden, welche bei ſolchen Vertretungen aus Der vermehrten 
Brauchbarfeit der Truppen hervorgehen — glaubt er, darauf an- 
tragen zu Fönnen, daß in dem vorliegenden, Salle.bem. Herzoa⸗ 
thume Sachſen⸗ Gotha, die dem. Il. Artikel. des Vertrags zu 
Grunde gelegte Erleichterung von der hohen Bundesperfamulung 
zugeftanben , werde. | 


Uebrigens glaubt der Bundestagsausſchuß nicht, daß diefe 
Erleichterungsart unbedingt ald Norm für die von den übrigen 
mindermächtigen Bundesftaaten in Anſpruch genommene Erleich⸗ 
terung aufgeftellt werben jolle, ſondern hält e8 für zwedmäßiger, 
daß die Bundesverfammlung bei jedem fpeciellen Kalle bejonders 
die obwaltenden VBerhältniffe in Erwägung ziehe und Das Weitere 
ermeſſe. 

Zugleich muß der Bundestagsausſchuß noch Darauf aufmerk—⸗ 
ſam machen, wie e8 ihm fcheine, Daß die oben angeführte Erleich⸗ 
terung von der Bunbesverfammlung vorläufig zugeftanden wer: 
den, und die förmliche Genehmigung deifelben und die Garantie 
des Vertrags nad) gefehehener Annahme der fünf erften Abfchnitte 
der Grundzüge erfolgen Fönnte. 

Die übrigen Artikel des Vertrags, welche die näheren Be— 
flimmungen über. die Art und Weiſe der Entſchädigung für Die 
foftipieligere Cavallerie- und Artillerie-Stelung enthalten, glaubt 
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der Bnndestagsausihuß mit Stillfchweigen umgehen zu Fönnen, 
da fie blos Die beiden contrahirenden Theile angehen, 

Durch obige Darftellung glaubt der Bundestagsausihuß den 
erhaltenen Auftrag erfüllt zu haben. 

Stanffurt, den 11. April 1821, 


Die Bundesverfammlung genehmigte in der Gikung vom 

12. April bie dem II. Artikel des Vertrages zu Grunde gelegte 
"Trfeichferungsart in der gothatfchen Gontingentftelung unter Vor- 
"Gehalt Der nad) der veränderten Beftimmung in den Grundzüge 
ver Miltfärverfaffung etwa nothwendig werdenden Mopdificationen 

und behielt fich wegen der Garantie den weiteren Beſchluß vor. 

In derfelben Sigung ftattete auch der Ausſchuß in Betreff 
ber Erleichterung, ber .mindermächtigen Bundesſtaaten in * er Con⸗ 
tingeniſtellung Bexicht. Er lauteter7J). — 

Commiſſionsbericht, 

in Betreff der Erleichterungen Der mindermächtigen Bundesſtaaten 

in der Gontingentftellung. 

In dem Commiſſionsberichte über den zwilchen dem König- 
reiche Sachſen und dem Herzogthume Sachjen-Gotha wegen der 
Gontingentftellung abgejchloffenen Vertrag vom 17. Säuner dieſes 
Jahres, bat der Bundestagdausfchuß feine Meinung dahin ge- 
äußert, daß derjelbe bie Diefem Vertrage zum Grunde liegende 
Erleichterung zwar in dem vorliegenden Falle für anwendbar 
halte, aber nicht glaube, daß dieſelbe zum allgemeinen Erleichte- 
rungsmaaßftabe aufgeftellt werden Fünne, fondern die einzelnen 
Fälle beſonders beleuchtet werden müßten. 

Er ift der Meinung, daß einer hierüber zu treffenden Bes 
ſtimmung nicht nur ein näheres Benehmen mit den betreffenden 
Bundestagsgefandten vorhergehen müſſe, fondern Daß auch zur 
genügenden Vorbereitung eine geeignete Verhandlung zwijchen 
den Betheiligten unter ſich nothiwendig fei. 

Es dürfte angemefjen fein, hierüber einige nähere Bemerkun- 


*) Bol. die Rote der Milit⸗Comm. d. d. 4. Oct. 1820 in Bd. 1 Anh., 7S.739 ff. 
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gen vorzulegen, und fi) über den Gang beftimmter zu erklären, 
welcher zu nehmen fein möchte, um die, die Ausnahmen von der 
Regel der Gontingentftellung, welche von einzelnen Gliedern in 
Auſpruch genommen worden find, betreffende Frage mit einiger 
Sicherheit Löfen zu koͤnnen. 

Jede Ausnahme von der Regel, mag fie ald eine Erleichte- 
rung, oder um anderer Beziehungen willen, gemwünjcht werden, 
wird von einem Doppelten Gefichtöpunfte aus geprüft werden 
müffen: einmal nämlich von dem des Bundes, dann von dem 
der einzelnen, bei der Ausnahme interejfirten Bundesglieder 
aus. Denn der Bund kann als foldyer eine Ausnahme für zu: 
lälfig erklären, in fo fern fie das Intereſſe des Ganzen berührt; 
und die nämlicdye Ausnahme, welche einzelne Glieder in Anſpruch 
nehmen, kann wieder die Intereſſen anderer Bundesglieder fo 
verlegen, daß fie, obwohl dem Ganzen unnachtheilig, dennoch in 
Beziehung auf die Rechte Dritter für unausführbar gehalten 
werden müßte. 

In ſolchen Fallen ift e8 nun hauptſächlich, daß die Ver- 
mittelung, zunächſt des Bundestagsausſchuſſes, und dann der 
Bundesverfanmlung jelber, erwünjcht, ja nothwendig erjchei- 
nen wird. 

Soll diefe aber auf eine wirkſame Weile eintreten Eönnen, 
jo muß die vermittelnde Behörde nicht nur Die Anſprüche Fennen, 
welche von Einzelnen auf die Erftattung einer Ausnahme ge- 
macht werden, fondern fie muß auch von demjenigen Kenntniß 
erhalten haben, was von andern dabei Snterejfirten Dagegen, von 
ihrem Standpunfte aus, eingewendet werden möchte. Sie muß 
aber nicht nur Anſpruch und MWiderfprud, fie muß auch Die 
Gründe beider in Erfahrung bringen, um, indem fie die leßtern 
gegen einander abwägt, die erften ausgleichen zu koͤnnen. 

Dazu nun führt nur ein Weg, der nämlich, daß diejenigen 
Bunbesglieder, welche eine Ausnahme von der Regel für fich be- 
gehren, ihre motivirten Anſprüche denjenigen mittheilen, welche 
dabei zunächft, dann aber auch denjenigen, welche Dabei auf ent⸗ 
ferntere Weiſe betheiligt find; daß dieſe Darauf jenen ihre Gegen: 
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erflärungen zuftellen, daß die Bevollmächtigten der betheiligten 
Regierungen dann unter fi) eine Ausgleichung verjuchen, und 
das Reſultat ihrer Verhandlungen dem Bundestagsausſchuſſe 
vorlegen. 

Iſt eine Vereinigung zu Stande gefommen, jo wird Die 
vermittelnde Behörde prüfen, ob fie in Beziehung auf das Ganze 
zuläffig; ift Feine zu Stande gefommen, wird fie dieſelbe in 
eigenen Verhandlungen mit den Betheiligten noch zu erzielen 
ſuchen. 

Es wird daher auf den Beſchluß angetragen, die betreffen⸗ 
den Geſandten zu erſuchen, ſich zunaͤchſt mit den Theilhabern der 
Diviſion, Dann aber auch mit denen des Armeecorps, zu welchem 
ihre Regierungen Eontingente ftellen, in Communication zu feßen, 
und dad Refultat ihrer Unterhandlungen der vermittelnden Bes 
hörbe, jo bald ald immer möglich, vorzulegen. 


Da jedoch gegen dieſe Anträge des Bundestagsausſchuſſes 
in den vertraulichen Sigungen von verfchiedenen Bundestagsges 
Sandtichaften Erinnerungen vorgebracht wurden, fo findet ſich 
hierdurch der Bundestagdausfchuß veranlaßt, in Betreff der Er- 
leichterungen nachfolgenden weiteren Antrag zu ftellen. 

Es ift in Beziehung auf den gemachten Vorfchlag über die 
Art, wie die Verhandlungen über die Erleichterungen der minder: 
mächtigen Staaten eingeleitet werben möchten, von mehreren 
Seiten erinnert worden: 

1. Daß ſolche Verhandlungen zwiſchen den Betheiligten un: 
mittelbar, manche Inconvenienz mit fich führen dürften; daß 
fie aber 

2. vorausfichtlich zu Feinem Nejultate führen würden, wenn 
ih die Bundesverfammlung nicht vorher Darüber ausfpräche, 
welche Ausnahmen von der Regel fie jelber, in Beziehung auf 
das Ganze, für zuläffig halte. 

Wenn nun gleich die erfte Erinneruug nicht zu berüdjichtigen 
fein dürfte, indem ed unmöglich ift, in Fällen, wo das Intereſſe 
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and die bejondern Verhältniffe der Einen mit Dem Intereſſe und 
den befondern Verhältniffen der Andern colliviren, vermittelnd 
einzutreten, ehe dieſe gegenfeitig ausgejprochen und die Gründe 
für und wider vorgelegt worden find: jo erfcheint Die zweite Be: 
merfung weniaftend von formeller Wichtigkeit, und Die Bundes: 
verfjammlung wird ſich der Berüdjichtigung derſelben ſchwerlich 
entziehen Dürfen. 

Die Ausnahmen von der Regel, welche von Seiten einiger 
Bundesglieder in Anſpruch genommen werden, laflen fich weſent⸗ 
lih auf nachfolgende zurüdführen: 

1. Gänzliche Befreiung von der Stellung von Reiterei und 
Artillerie, ohne allen Erſatz. 

Aus Gründen, welche für fich jelber jprechen, wird der Bund 
eine gänzliche Befreiung dieſer Art für zuläſſig nicht erklären 
fönnen. 

2. Die Herabjeßung ded Verhältnifjes, in welchem Ca— 
vallerie und Artillerie zur Infanterie fliehen follen, bei denjenigen 
Staaten, welche fid) von andern, zu Demfelben Armeecorps gehö: 
rigen größern Staaten in der Stellung dieſer beiden Waffen⸗ 
gattungen vertreten lafjen. 

Diefer Gedanke liegt dem Eöniglichjächlifchen und herzoglich- 
ſachſen-gothaiſchen Vertrage zum Grunde, und der Bund wird 
nicht verfennen Fönnen, Daß ein ſolches Arrangement bei Staaten, 
weiche feine 300 Mann Gavallerie und feine halbe Batterie Ar: 
tillerie zu fielen haben, nicht nur dem eigenen Bortheile des 
Bundes, jondern auch den Forderungen hoher Billigfeit ents 
Ipricht. 

Es if in den Grundzügen die Beſtimmung enthalten, und 
fie kann, weil fie für das Intereſſe des Ganzen eine nothwendige 
ift, wenigftend allgemein, nicht aufgegeben werden, — die Be: 
flimmung naͤmlich, daß Staaten, weldye weniger ald 300 Mann 
Gavallerie zu ftellen haben, eine Vereinigung mit andern Staaten 
treffen müffen. Mögen fie diefe nun Darüber, daß fie zu: 
fammen dieſes Minimum eines gejchloffenen Ganzen aufbrin⸗ 
gen, oder darüber, daß fie ſich von einem mächtigern Staate 
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ihres Corps vertreten laffen, treffen; jo ift beides offenbar mit 
Sinconvenienzen verbunden. Da nun bierburd den in dieſe Ca⸗ 
tegorie fallenden Staaten Die Erfüllung ihrer Obliegenheit Täfti- 
ger ald andern gemacht, jedenfalld ihr freier Wille beichränft 
wird, fo dürften fie auch auf eine, mit dieſer Beichränfung im 
Verhaͤltniß ftebende Grleichterung einen Anfpruch Haben. 

Dieſes Verhältniß ſcheint in dem oben angeführten jächfi- 
chen Vertrage richtig getroffen und der Bund dürfte keinen An- 
ftand zu nehmen Haben, unter übrigens gleichen Umftänden, 
ſolche und ähnliche Erleichterungen allen fie in Anſpruch nehmen- 
den Bundesftaaten, deren Kontingent weniger ald 300 Mann 
Cavallerie und eine halbe Batterie Artillerie beträgt, zuzugeftehen, 
und dieſes Zugeftändniß auch auf jene auszudehnen, welche ſich 
zur Stellung dieſer Eleinften militärifchen Einheit unter einander 
vereinigen. 

Eine weitere Ausdehnung diefer Erleihterungen, ſei ed auf 
größere Staaten, oder für Einige im erhöhten Maaße, dürfte 
nur dann zugeftanden werden Tönnen, wenn ganz befondere 
Billigkeitögründe nachgewiefen werden könnten. 

3. Befreiung von der Stellung des Kavallerie Gontingents, 
in dem Falle, wo ein Bundesglied, um feine gefchlofienen Ein- 
heiten in ber Infanterie nicht zerreißen zu müfjen, fich lieber zu 
einer erhöhten Infanterieſtellung entjchließen möchte. 

Es iſt auf der einen Seite nicht zu verfennen, daß, Durch 
die Befriedigung dieſes Wunſches, die in fo vielfacher Beziehung 
hoͤchſt wichtige Verhältnigmäßigfeit der Waffengattungen, vorzüg- 
fih in den gemiſchten Korps, geftört wird; es ift aber auch auf 
der andern Seite nicht zu läugnen, daß das Ganze mehr dabei 
gewinnt, wenn eine Waffengattung gar nicht, Die andere dage⸗ 
gen vorzüglich gut geftellt wird, als wenn zwar alle, je 
doch nur in Bruchftüden nnd Daher weniger gut, aufgeftellt 
werben. 

Wenn fi) daher ein Bundesglied über ſolchen Austauſch 
mit fich jelber und mit den andern, in Dem nämlichen gemifchten 
Corps befindlichen Bundesgliebern einverftändigen kann, jo wird 
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ein ſolches Arrangement von Bundeswegen allerdings genehmigt 
und auf jede Weife begünftigt werden können. Daß 

4. bei allen diefen Arrangements Die übrigen Theilhaber der 
gemiſchten Corps Opfer bringen, ift jo einleuchtend, daß man mit 
Zuverficht vorausſehen kann, e8 werde von Seiten der übrigen 
Bundesglieder, welhe ungemifchte Corps ftellen, auf eine, 
mit den Opfern, die jene bringen, im Verhältniß ftehende Ent- 
Ihädigung gerechte und billige Rüdfiht genommen und jo auch 
von ihrer Seite eine definitive Organifation des Bundesheeres 
befördert werden. 

Somit glaubt man, der gemachten Erinnerung in jo weit 
entiprochen zu haben, Daß, wenn über die vorliegenden Anträge 
ein Beichluß gefaßt fein wird, zuvörderſt Die unmittelbaren Ver- 
bandlungen zwijchen den Betheiligten beginnen Zönnen, fodann 
aber auch die Vermittelung der Bundesverfammlung, mit Hoff: 
nung eined guten Erfolgs, eintreten könne. 

Es verfteht ſich übrigens von jelbft, daß, wenn außerdem 
noch andere Erleichterungen in Anſpruch genommen werden fol 
ten, fi) die Bundesverjanmlung Der unbefangenen Prüfung und 
Berückſichtigung derſelben nicht entziehen wird. 

Frankfurt, den 11. April 1821. 


Die Bundesverfammlung tbeilte zwar in der Mehrheit die 
in dem Ausſchußbericht entwidelten Anfichten, beihloß aber einft- 
weilen nichts. 

Endlih wurde in Liefer Sikung von dem Militärausſchuſſe 
ein Bericht über die fünf exſten. Abſchnitte Der Grundzüge der 
Milttärverfafjung erflattet; Die Bemerkungen der einzelnen Stans 
fen waren beigelegt. 

In einer Reihe von vertraulichen Sißungen war der Gegen- 
fand discutirt und dann wurben in dieſer Sikung die näheren 
Beflimmungen der Kriegsverfaflung des deutſchen Bundes (Stärke 
des Bundesheeres $. 1 -10, BVerhältniß der Waffengattungen 
$. 11 —22, Eintheilung $. 23—27, Bereitbaltung im Frieden 

Dritter Theil. 27 
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$. 23—34, Mobilmahung 8. 35—44) theild einftimmig, theils 
nur mit Stimmenmehrheit durch Beſchluß angenommen*). 

Bon Wichtigkeit find die verſchiedenen Anfichten der einzel- 
nen Staaten über dieſe näheren Beftimmungen und nicht minder 
die Anfichten des Ausſchuſſes Darüber, Man erkennt deutlich 
daraus, welche Erwägungen es waren, die Das wichtige Bundes: 
gefeß in feiner damaligen Geftaltung zu Stande brachten. 


Commiſſionsbericht 
des Bundestagsausſchuſſes in Militärſachen über die fünf erſten 
Abſchnitte der Grundzüge der Militärverfaſſung des deutſchen 
Bundes. 


In der XII. Sitzung $. 71 iſt man dahin übereingekommen, 
die von verſchiedenen Geſandtſchaften abgegebenen Bemerkungen 
über die fünf erſten Abſchnitte der Grundzüge der Militaͤrver⸗ 
fafjung des deutſchen Bundes, dem für dieſen Gegenſtand bes 
flimmten Bundestagsausſchuſſe zu den Ende mitzutheilen, damit fie 
derjelbe vergleichend zujammenftelle, und, nach vorläufiger Rüds 
ſprache mit den betbeiligten Geſandten, mit feinen Anträgen der 
hohen Bundeöverfammlung vorlege. 

Der Bundestagsausſchuß hat nicht gefäumt, ſich dieſem Auf: 
trage zu unterziehen, und beeilt fich, der hohen Bundesverfamm- 
Iung die genaue Bufammenftellung der gemachten Bemerfungen, 
weldye demjelben zum Theil erft in den Iebten Tagen zugefom- 
men find, hiermit unter Ziffer 1 (Protocolld-Beilage 14) vor: 
zulegen. 

Die hierüber gepflogene Berathung hat den Ausjchuß ver- 
anlaßt, Die Refultate diefer näheren Prüfung in einem hiernach 
abgeänderten Entwurfe zufammen zu fallen, welcher hiermit unter 
Ziffer 2 (Prot.:Beilage 15) der hohen Verfammlung zur ferne: 
en Würdigung übergeben wird, 

Man ift hierbei ganz der in den früheren Entwürfen ange: 


*) Der Abdruck unterbleibt, weil er in ben betreffenden Sammelmerfen 
fi beiindet. 
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nommenen Reihefolge getreu geblieben, und bat geglaubt, auch 
da, wo wegen Auslafjungen und Einfehaltungen die Zahlen der 
Paragraphen verrüdt werben, Die in der vorigen Faſſung enthals 
tenen Zahlen unverändert beibehalten zu müſſen, damit die Ver: 
gleichung und Ueberſicht erleichtert werde. 

Da der Bundestagsausfhuß einer Fünftigen Entſcheidung 
nicht vorgreifen konnte, ob die nach und nach zu fallenden Be 
ſchlüſſe einzeln geftellt, oder unter allgemeine Rubriken zuſammen⸗ 
gefaßt, oder mit den XXIV Artikeln der Kriegsverfaflung in ein 
einzige8 Bundesgeſetz vereint aufgenommen werben follen, jo bat 
er fih auf die Richtigftellung der einzelnen Säge und Beftim- 
mungen bejchränft, ohne fiber Deren Ordnung und Bufammen- 
feßung etwas anderes vorzuichlagen, als was der Leitfaden ber 
Grundzüge an die Hand gab. 

Nur bat derjelbe für nöthig gefunden, an den betreffenden 
Stellen auf die Beflimmungen der XXIV Artikel Hinzuweifen, 
ohne über deren Einverleibung oder bloße Anführung fich auss 
zufprechen. 

Erft wenn man über die dem Ganzen zu gebende Form 
übereingefommen jein wird, Tann zur definitiven Ordnung und 
Bufammenftellung der getroffenen Beflimmungen gefchritten wer- 
den, welche, bis dahin, Darum nicht minder verbindlich als ein» 
zelne Bejchlüffe anzufehen wären. 

Nach diejer allgemeinen Vorbemerkung glaubt der Ausſchuß 
auf Die einzelnen Beſtimmungen der Grundzüge felbft übergehen 
zu können, um bei jedem Paragraph über die Gründe Nechen- 
Schaft zu geben, weldye denſelben zur Abänderung oder Beibe- 
haltung der vorigen Faſſung bewogen haben. 


I. Abſchnitt. 
Stärke des Bundesheere2. 
§. 1. 


Der erfte $. erhielt feine gegenwärtige Faflung, unter Be⸗ 
zugnahme auf den &ommifftonsbericht vom 12. October vorigen 
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jahres, durch die von Württemberg, Baden und beiden Heflen 
gemachten Bemerfungen. 

Zwiſchen ben beiden dort vorgejchlagenen Ausbrüden: „o r⸗ 
dDentliche Kontingent” und „gewöhnliche Kontingent“, glaubte 
man dem lebtern den Vorzug geben zu follen. 

8. 1}. 

In dieſem auf den Bortrag vom 12. October vorigen Jah⸗ 
res gegründeten 6. bat der Ausſchuß diejenigen Abänderungen 
aufgenommen, welde von Württemberg, Baden und beiden Heſ⸗ 
fen vorgefchlagen wurden, da fie eine beutfichere Faſſung bes 
wirfen. 

Den Anträgen der großherzoglich⸗ und herzoglich-ſächſiſchen 
Häufer, Dann der 15. Stimme, daß die gefammte Fuhrweſens⸗ 
Mannſchaft, das Bäderei: und Sanitäts-PBerfonal zur flreitbaren 
Mannſchaft gerechnet werden follten, Eonnte der Ausſchuß, aus 
den von der Militärcommiffion bereits früher hinlänglich ent- 
widelten Gründen, nicht beitreten. 


§. 2. 

Die alte Faflung, mit welcher auch der IX. Artikel der Kriegs⸗ 
berfafjung correjpondirt, wurde unverändert beibehalten. 

Dem kurheſſiſchen Monitum glaubte man nicht folgen zu 
fönnen, da bier blos von der Aufftelung, und noch nicht von 
der Completirung des Heeres die Rebe ift, was im Zuſammen⸗ 
bange mit den übrigen einschlägigen Beftimmungen füglicher an 
einer fpäteren Stelle gejchehen dürfte. 


§. 3. 

Die Erinnerungen, welche zu diefem und den folgenden $8. 
von Baiern, Königreidd Sachen, Württemberg, Baden, beiden 
Hefien u. A. gemacht worden find, und allerdings eine genauere 
Berüdfihtigung in Anjprud nehmen, haben Veränderungen zur 
nothwendigen Folge, welche auf viele Beftimmungen Einfluß ha⸗ 
ben, weßwegen eine nähere Entwidelung der verjchiedenen An⸗ 
fihten nöthig wird. 

Der Ausichuß Hat, jo wie Militärcommiſſion, in feinen bis⸗ 
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berigen Verhandlungen den Ausbrud: Rejerve, in einem dop⸗ 
pelten Sinne genommen, im engeren und im weiteren. 

Im engeren Sinne nahm man Rejerve wieder in mehrfacher 
Bedeutung: 

a. als denjenigen Theil eines Armeecorps, welcher aus dem⸗ 
ſelben und aus dem gewöhnlichen Contingente, nach den 
Regeln der Kriegskunſt, beſonders im Rückhalt aufgeſtellt 
werden muß; 

b. als die, aus dem geſammten Bundesheere ſelbſt zu bilden⸗ 
denden, großen Cavallerie⸗ und Artillerie-Maſſen; 

c. als diejenige außerordentliche Verſtaͤrkung, welche durch 
bejonderen Bundesbeſchluß über das gewöhnliche Contin⸗ 
gent ald eigene Reſerve aufgeftellt werden fol. 

Im weiteren Sinne wurde der Ausdrud: NReferve, im 
Gegenſatz mit dem gewöhnlichen Kontingent oder dem ſtehenden 
Heere, für das nad) Abzug des Gontingents übrig bleibende Mi: 
Iitär, das ift für Die gefammte Mafje, genommen, aus melcher 
fowohl die nothwendigen Ergänzungen Des flehenden Heeres, als 
die allenfalld zu bejchließenden Verſtärkungen gezogen werben 
folten: der Fond für Die Sompletirung und für die Reſerve im 
engeren Sinne, 

Diefe Bezeichnung mehrerer von einander abweichender Bes 
griffe mit einem und demfelben Worte feheint nun zu Mißver- 
fändniffen Anlaß gegeben zu haben, und man glaubte, hier und 
da in den Beltimmungen Widerſpruͤche zu finden, mo vielleicht 
nur eine Verwechjelung der Begriffe obwaltete, 

Indeſſen find Dagegen von fo vielen Seiten Erinnerungen 
gemacht worden, daß, wenn man aud dieſen Mißverftändnifien 
durch weitere Grläuterungen allenthalben Hinlänglich begegnen 
Eönnte, es doch in jedem Falle räthlicher fcheint, Dad Mißver⸗ 
ftändniß aus Dem Grunde zu heben. 

Dies möchte nun vorzüglih auf zwei Wegen zu erreichen 
jein, wenn man 

4. entweder für das Wort Neferve, im weiteren Sinne ges 
nommen, einen anderen Ausdrud jucht, welcher, mit Unterfchei- 
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dung von ber eigentlichen Neferve, als Reſiduum an Mannfchaft, 
oder die Maffe bezeichnete, aus welcher fowohl Ergänzung, als 
Verſtaͤrkung des Heeres gezogen werden follte. 

In diefem Falle dürfte nur an den geeigneten Stellen der 
aufgefundene neue Ausdruck anftatt des Wortes Reſerve gefebt 
werben, und die Beitimmungen ſelbſt könnten allenthalben blei- 
ben, oder 

2. wenn man den Ausdrud Rejerve im weitern Sinne gänz- 
lich vermeidet, die Ergänzung von der Verſtaͤrkung, die allmähli- 
gen Nachjendungen von einer eigends aufzuftellenden Reſerve 
ftreng trennt, für jedes eigene Beftimmungen trifft, und Diefe 
beiderlei Leiftungen nach verfchiedenen Principien regelt. 

In diefem Falle find jedoch' Aenderungen in der bisherigen 
Faſſung nöthig, welche man mit dem Ganzen erft wieder in Ein- 
Hang zu ſetzen fuchen muß. 

Die meiften Erinnerungen gehen dahin, daß dieſer zweite 
Weg ergriffen werde, und wenn man betrachtet, daß in der Art, 
wie es vorgeſchlagen ift, die Ergänzung des Heeres, welcher ein 
volles halbes Procent der Bevölkerung gewidmet wird, Dadurch 
mehr gefichert, und eine allenfalld nöthige Verftärfung des Bun- 
desheeres dem beſondern Beſchluſſe vorbehalten ift, jo Fann aud) 
der Ausſchuß fich bewogen finden, diefen Anträgen beizupflichten, 
und bat daher in dem neuen Entwurfe diejelben feinen Abände- 
rungen zum Grunde gelegt. 

Unter dieſer Vorausſetzung Eonnte Daher der vorige $. 3 
nicht ftehen bleiben, und das, was etwa Davon aufzunehmen ift, 
ſcheint angemeffener den Eingang des folgenden $. zu bilden. 


$. 4. 

In Folge defjen, was zum vorigen $. angeführt worden, hat 
man die von Württemberg vorgefchlagene Faſſung des $. A zum 
Grunde gelegt, und mit einigen geringen Redactionsänderungen 
angenommen. 

Vebrigend glanbte man die im 7. $. enthaltene Beftimmung 
am füglichften Hier einfchalten zu können. 
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Dem kurheſſiſchen Monito glaubte man Darum nicht beitre⸗ 
ten zu fönnen, weildie Nachjendung des Erſatzes, wenn fie ſchon 
in Quanto durch den Bedarf bedingt ift, Doc der Ordnung mer 
gen in periodifchen Zeitbeflimmungen gejchehen muß, um dieſelbe 
bei den gemifchten Corps gleichzeitig zu bewirken. 

§. 5. 


Die im $. 5 vorgeſchlagene Aenderung motivirt fi) von 
jelbit Durch Dasfenige, was zum 3. $. bemerkt wurde, 

Nach der württembergifchen und kurheſſiſchen Grinnerung 
hat man, auftatt: „während eines Feldzuges“, Die Abänderung 
annehmen zu Tönnen geglaubt: „während eines Kriegsjahres“. 

Den von Württemberg und Baden vorgefchlagenen Beifab: 
„in ber Regel”, fand man bier überflüffig, da, wenn nichts beis 
gefügt ift, ohnehin die Vorjchrift als Negel betrachtet werden 
muß, und wenn eine Ausnahme flattfinden jollte, ſolches von be- 
jonderen Bundesbeſchlüſſen abhängig gemacht if. 

Baiern und mehrere andere Regierungen haben zwar die 
ausbrüdliche Beftimmung verlangt, Daß Ergänzung und Berftär- 
fung zufammen das halbe Procent der Bevölkerung nicht über: 
fteigen können. 

Allein da einerfeit8 eine meitere Anftrengung ohnehin nur 
von einem bejondern Bundesbeichluffe abhängig iſt, und anderer: 
feitS für gewöhnliche Fälle das Heer ſelbſt ſtark genug fein 
dürfte, um aus feiner Mitte die nöthige Neferve zu ziehen, fo 
jcheint eben fo Die Sicherung gegen zu große Beläftigung der 
Staaten, als die einer genügenden Bildung des Heeres gewährt 


zu fein. 
§. 6. 


Diefer $ mußte nach dem, was oben $. A bemerkt wurde, 
modificirt werben. 
8.7. 
Die hierin enthaltene Beftimmung wurde bereit3 oben ($. 4) 
eingefchaltet. 
8. 8. 
Hier wurden nach den von Württemberg, Baden und beiden 
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Hefjen gemachten Erinnerungen die Berwundeten ausbrüdlich 
mit aufgenommen. 
$. 9. 

In Mebereinftimmung mit den Bemerkungen zu G. 3 wurde 
hier die von den monirenden Regierungen beabfichtigte Faflung 
angenommen, und 

S. 9. 

die von Königreih Sachen und Anderen gemachte Bemer- 
fung zur vollfommenen Sicherung gegen Präaravirung einzelner 
Staaten mit berüdfichtiget. 


S. 10. 
Der Grund zu den bier angetragenen Abänderungen liegt 
in den von Sachſen, Württemberg, Baden und beiden Heflen 
gemachten Erinnerungen. 


D. Abſchnitt. 
Verhältnig der Waffengattungen. 
S. 11. 

Hier glaubte man, aus den von der Militaircommiffion frü- 
ber hinlänglich entwidelten Gründen, das zulekt angenommene 
Verhältniß Der Reiterei nicht weiter herabſetzen zu Dürfen. 

Das föniglidy-württembergifche Begehren über die Befreiung 
von Detachirungen zur großen Gavallerie- und Artillerie-Referve 
wird am füglichften zur Discuffion über die Erleichterungen ver: 
wiejen werben fönnen. 


6. 12, 
Hier wurde Feine andere Aenderung vorgenommen, als bie 
aus der obigen Ausſcheidung der Reſerve von felbft fich ergiebt. 


$. 13. 

In diefem Paragraph wurde die von Württemberg und bei- 
den Heſſen gewünjchte Einfchaltung: „in der Regel“ aufge 
nommen, und Dadurch zugleich das zu dieſem und den 44. 8. 
von Hannover gemachte Monitum um jo mehr berüdfichtiget, als 
bereit8 die Militärcommiffion früher erflärt Hatte, daß die nach 
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dem dort üblichen Galiber verlangte Ausnahme von Feinen nach: 
theiligen Folgen jei. 
$. 1A. 

Auf die von Baiern gemachte Bemerkung erlaubt fidy der 
Ausſchuß Feine Abänderung vorzufchlagen, da er hierin lediglich 
dem technifchen Butachten folgen zu müljen glaubt. 

Die von der 13, und 15. Stimme angetragene Beftimmung 
widerspricht dem Grundfage gleicher Verpflichtung; in wie fern 
einzelne Ausnahmen ftatt finden Eönnen, wird bei der Discuſſion 
über die Grleichterungen vorkommen Fönnen. 


$. 15. 
blieb unverändert. 

$. 16. 
desgleichen. 

§. 17. 


wurde nad) dem Gutachten von 12. October vorigen Jahres 
gefaßt, und erhielt nur eine geringe Modification nach den von 
Württemberg und Anderen gemachten Grinnerungen. 


§. 18. 

ift nach der vorigen Faſſung belaffen, und nur ber letzte 
Beiſatz geftrichen, da die darin gegebene Beitimmung ohnehin im 
folgenden $. erjcheint. 

$. 19. 

Bei der Redaction diejes $. glaubte man die vorige Faf- 
fung, mit Rüdficht auf die von Baiern und Anderen gemachten 
Bemerkungen beibehalten zu follen, ald deutlicher und beftimmter 
ald die vorgefchlagene allgemeinere Faſſung. 

$. 20. 
wurde unverändert beibehalten. 
6. 21. 

Der von den ſaͤchſiſchen Häujern geäußerte Wunfch wegen 
der Landwehr gebt gegen die ausdrüdlichen Anträge der Militär: 
commilfton, und es dürfte Feine binlängliche Urſache vorliegen, 
von dem Urtbeil der Sacdverfländigen abzugeben. 
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8. 22, 
wurde nur in der Stellung zufammengezogen. 
6. 23. 
müßte nach obigen wegen der Rejerve ad $. 3 gemachten 
Bemerkungen bier um jo mehr wegbleiben, ald Das Nöthige ſchon 
in 10. 8. enthalten ift, 


II. Abſchnitt. 
Gintheilung des Bundesheeres. 
$. 24. 
Der bier ausgejprochene Saß ift bereits im XI. Artifel der 
Kriegsverfaffung enthalten, jo wie das, was im 

6. 25. 

beftimmt ift, fi in den Artikeln IH, VII u. VIIE findet, und 
$. 26. 

in dem Artifel V enthalten ift. 
$. 27. 

blieb unverändert ftehen. 
§. 28. 

desgleichen. 

Daß man, wie die 15. Stimme verlangt, auf kleinere Unter⸗ 
ſchiede billig keine Rückſicht nehmen ſoll, wird bei der Zuſammen⸗ 
ſtellung practiſch ohnehin beobachtet werden. 

§. 283. 

Dem von ben fähfiihen Häuſern gemachten Antrage, Die 
Beftimmung eined Minimums der jelbft zu flellenden Gavallerie 
wegzulaffen, Eonnte der Militärausfchuß aus den, von der Militär- 
commiffton entwidelten, technifchen Gründen im Grundfabe nicht 
beiftimmen; indefien glaubt der Ausfhuß, Daß auf Diefem Bes 
gehren zum Grunde liegenden Berhältnilfe der mindermächtigen 
Staaten in der Ausführung vorzügliche Nüdficht genommen wer- 
den müfje. 

$. 29. 

Der Schluß diefes $. wurde mit Berückſichtigung der von 

der 15. Stimme gemachten Erinnerung abgeäubert. 
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$. 30. 

Der Ausihuß hielt mit der Militärconmiflion dafür, daß 
dieſe Beftimmung ſchon in den Vorſchriften über die Bildung 
und Eintheilung des Heeres. ihre Stelle finden, und nicht, wie 
die 15. Stimme bemerkt, der Verfügung des Oberfeldherrn über: 
laſſen werden joll. 


IV. Abjchnitt. 
Beibehaltung im Frieden. 
$. 31. 

Hier wurde Feine andere Aenderung vorgenommen, als die 
von Defterreidh und Kurheſſen wegen der Sammelpläße gemach⸗ 
ten Bemerkungen veranlaßten. 

6. 32. 

Der Eingang wurde, conjequent mit den diesfalls angenom⸗ 
menen Beitimmungen, nad) dem württembergifchen Vorſchlage ab- 
geändert. 

$. 33. 

Auf Den von der großherzoglich: und herzoglich⸗ſaͤchſiſchen 
Sefandtichaft gemachten Antrag glaubte man aus den für fidh 
jelbft jprechenden Gründen nicht eingehen zu koönnen. 

$. 34. 

Der Eöniglicyehanndverfche Antrag dürfte durch die Berufung 
auf die bejonderen Landeseinrichtungen von jelbft feine Erledi- 
gung finden. 

Das Verbot der Beurlaubung der Unterofficiere Der Reiterei 
glaubte man, nach dem aud) von Kurheſſen getheilten Wunſche, 
weglaflen zu koͤnnen. 

§. 35. 

Nah dem Antrage von Kurheflen wurde der Beiſatz: „des 
gewöhnlichen Contingents“, ohne Anftand aufgenommen. 

Wenn es für das Liechtenfteinjche Gontingent zu bejchwerlich 
ift, fich der allgemeinen Webungen wegen an einen entfernten 
Drt zu begeben, welcher übrigens nicht vorgefchrieben, ſondern 
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gewählt wurde, jo wird in Dem Benehmen mit den übrigen 
Sliedern der Brigade ein Mittel gefunden werden Eönnen, wel- 
ches die Bejchwerde zu heben vermag. 

6. 36. 

Bei der Faflung dieſes $. hat man auf die von Sachſen, 
Württemberg, Baden und beiden Heflen gemachten Bemerfungen 
gehörige Rüdficht genommen, und ſich durch Die von der 15. 
Stimme geäußerten Bedenklichkeiten nicht abhalten laſſen Eöunen, 
für eine allenfalls nöthige Verſtaͤrkung Des Heeres in Zeiten 
Vorſorge zu treffen. 

Der Ausſchuß kann nicht bergen, wie e8 ihm allerdings nö⸗ 
thig fehlen, daß für die gehörige Bildung der Ergänzung: 
mannfchaft eine angemeljene Veranftaltung ebenfalld nicht un- 
terlaffen werde. 

$. 37. 

Die gemachten Bemerkungen wurden”beachtet, und dieſer $. 
hiernach umgeändert. 

6. 38. 

ift bereit3, wa8 die Hauptjache betrifft, in dem XXIV. Artis 
fel der Kriegsverfaſſung enthalten, 

Was die Modalitäten betrifft, gehört es zur Discuffion über 
den Entwurf des Cartels felbft. 


V. Abſchnitt. 
Mobilmachung des Bundesheeres. 
§. 39. 

In dieſem F. mußte, nach den hierzu und zu $. 3 und fols 
genden gemachten Bemerkungen, die Erwähnung ber Reſerve 
wegbleiben. 

§. 40. 
blieb ohne Abänderung. 


§. 4. 
wurde nad den Wünjchen von Württemberg und beiden 


Heſſen weggelafien. 
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8. 42, 

eben jo, und zwar um jo mehr, als dieſer Gegenſtand im 
IX. Abſchnitte vorkommen wird. 

6. 43. 

Da diefer $. nur eine negative Vorſchrift enthält, daß Feine 
Beftimmung gegen die beftehenden Einrichtungen der Bundes⸗ 
ftaaten getroffen werde, jo glaubte man, denjelber ebenfalld weg⸗ 
lafjen zu können. 

$. 44, 

Auf Die von Hannover gemachte Bemerkung ift bereitS oben 

(ad $. 13) Rüdfiht genommen worben. 


6. 45. 

Das württembergifhe und kurheſſiſche Monitum wegen der 
Stellung des MunitionsdepotS wurde angenommen, und den von 
Königreihh Sachſen und Württemberg wegen ber Trandporte ge- 
machten Bemerfungen entſprochen. 


8. 46. 
blieb ohne Aenderung. 

$. 47. 
eben fo. 

$ 48. 
gleichermaaßen. 

§. 49. 


blieb unverändert, da die Mitführung ber Fourage für die 
Pferde eine außerordentliche Vermehrung der Transportmittel in 
Anſpruch genommen hätte, 
6. 50. 
blieb unverändert. 
$. 51. 
bat man ebenfalld ohne Aenderung belafjen zu müfjen ge: 
glaubt, da die von Württemberg zur Sprache gebrachten Gegens 
ftände vielleicht in den Discuffionen über den VL, VII und VII. 
Abſchnitt in Verbindung mit verwandten Punkten füglicher in 
Berathung gezogen werben Fönnen. 
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Mit der gegenwärtigen Vorlage glaubt der Bundestagsaus⸗ 
ſchuß den ihm ertheilten Antrag erfüllt, und Die Sache genügend 
dahin vorbereitet zu haben, Daß nunmehr über die vorliegenden 
Beftimmungen paragrapbenweife abgeflimmt, und von ber hohen 
Berfammlung nad der Mehrheit der Stimmen die nöthigen Be- 
ſchlüſſe gefaßt werden können. 

Frankfurt, den 11. April 1821. 


BZujammenftellung 
der von den verſchiedenen Bundestagsgefandtichaften zu den fünf 
erften Abrchnitten der Grundzüge 2c. gemachten Bemerkungen. 
I. Abſchnitt. 
Stärfe des Bundesheeeres. 
6. 1. 
Württemberg trägt darauf an, in dem zweiten Sabe 
zu jagen: 
„Das ordentliche Gontingent eines jeben Bundes⸗ 
ſtaates.“ 
Baden ſchlaͤgt vor, zu jagen: - 
„Das gewöhnliche Gontingent” ꝛc. 
und den legten Satz dieſes $. zum F. 14 zu ziehen. 
Kurbeffen jchlägt folgende Rebaction vor: 
„Das Bundesheer ift aus den Gontingenten aller Bun- 
desftaaten zufammengefebt. Das gemöhnlidhe Bons 
tingent eines jeden Bundesſtaates ift der hundertfte 
Theil feiner Bevölkerung, wie fie in der, unter Num. 1 
beigefügten, vorläufig auf fünf Jahre angenommenen 
Matrikel verzeichnet ift.” 
Großherzogthum Heſſen trägt auf die von Wuͤrttem⸗ 
berg vorgejchlagene Redaction an. 
$. 1}. 
Württemberg fchlägt folgende Rebaction des erften Abs 
ſatzes vor: 
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„Zur flreitbaren Mannfchaft werden gerechnet: die Offi- 
ciere, Unterofficiere, Gemeine, Spiel und Bimmerleute, 
dann Artillerie- Fuhrwejends Soldaten, jo weit fie nad 
$. 15 zur Bedienung des Gefchüßes gerechnet werben 
fönnen.” 

Baden will den lebten Abſatz des $. 1 zu dieſem $. ziehen 
und Die Beflimmung wegen der Zuhrwejend-Soldaten in folgen 
der Art näher bezeichnen: 

„Dann diejenigen Artillerie-$ubrwefens-Solbaten, welche 
nach den Beftimmungen über das Verhältniß der Waffen- 
gattungen zur Bedienung des Geſchuͤtzes gerechnet werden 
Dürfen.” 

Auch Ichlägt es vor, nah dem Worte: „Armecfuhr- 
weſen“ in dem zweiten Abjabe das Wörtchen „für“ zu wies 
derholen. 

Kurheſſen will, wie Baden, den letzten Satz des F. 1 zu 
diefem $. ziehen, und jchließt ſich übrigens der von WWürttem- 
berg vorgejchlagenen Redadion an. 

Großherzogthum Heffen trägt auf die von Württem- 
berg vorgejchlagene Abänderung des erfien Satzes an. 

Sroßberzogtbum und Herzogtbümer Sadjen 
tragen darauf an, daß die Mannſchaft für Das Armeefuhrivefen, 
die Bäderei und die Sanitätsanftalten in das Contingeniprocent 
mit eingeredynet werden möchte. 

Didenburg, Anhalt ꝛc. fließen ſich dem Antrage der 
großherzoglich- und herzoglich⸗ſächſiſchen Höfe an. 

$. 2. 


Kurbeffen will diefen $. weiter ausdehnen, und den $. 5 
mit in denſelben ziehen. Es trägt daher auf, folgende Re⸗ 
daction an: 

„Das Bundesheer muß, ſobald es aufgeboten wird, in 
allen feinen Theilen vollftändig geftelt und unterhalten 
werben.“ 

„Damit jedoch bei größeren Verluften einzelner Gon- 
tingente Feine unverhältnißmäßigen Leiftungen von einzelnen 
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Staaten gefordert werden können, jo fol das Marimum 
der Ergänzung während eines Kriegsjahres den zweihun- 
dertiten Theil der Bevoͤlkerung nicht überjchreiten.” 

6. 3 


Königreih Sachſen trägt auf Die Trennung der Erfaß: 
mannfchaft von der Rejerve an, und fchlägt folgende Faſſung 
des $. 3 vor: 

„Der Erſatz für das Heer fol in einem Kriegsjahre bei 
feinem Gontingente den zweihundertften Theil der Bevöl⸗ 
ferung überfteigen.” 

Württemberg fhlägt ebenfalld vor, Die Erſatzmannſchaft 
von der Neferve ſcharf zu trennen und in Folge deſſen den $. 3 
ganz auszulaffen, und vie Beſtimmung in Anſehung des Nach— 
rüdens der Verſtaͤrkungen im $. 36 zu begreifen. 

Baden trägt ebenfalld auf diefe Trennung an, und will 
daher den $. 3 weglaffen und die Beſtimmung über die Stärfe 
der Referve und über dad Nachrücken der Verftärfungen Des 
Heeres theild nach $. 9 eingejchaltet, theil3 dem $. 36 einver- 
leibt haben. 

Keurheſſen trägt darauf an, die Erfabmannfchaft von der 
Rejerve zu trennen, Diefen $.3 daher ganz wegzulaffen und nad) 
$. 9 einen eigenen $. folgendermaßen einzufchalten: 

„Um dergleichen Bejchlüffen die Ausführbarkeit zu fichern, 
müfjen in allen Bundesftaaten Einrichtung zur Aufftellung 
von Rejerven getroffen werben.” 

Großherzogthum Heffen wünfcht bei Beflimmung der 
Referve zu 4 Procent feftgefeßt zu fehen, Daß die Cadres dazu 
audy im Frieden zu halten feien, und hält Dafür, Dies würbe 
etwa in der Weiſe ausgeführt werden können, daß die Reſerve 
ihre Feldorganifation im Frieden haben und ihre Mannjchaften 
ausbilden muſſe; — daß ferner die Ergänzungsbepot3 im Frie⸗ 
den in dem organifirten Corps der Reſerve und Des Gontingents 
aufgenommen und daher die Summe der Gompagnien und Schwa= 
dronen jo viele Gemeine überzählig haben müfje, als die Ergän- 
zungsdepot3 (1 Procent) Mann erfordern. 
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Holftein tritt ebenfalld dem Antrage bei, den Unterſchied, 
der zwiſchen der Erſatzmanuſchaft und der zur außerorbent- 
lichen Berftärfung des Heered dienenden Rejerve befteht, jchär- 
fer zu bezeichnen; es folle daher im $. 3 nur von Erſatzmann— 
ſchaft gefprochen, und beflimmt werden, daß das Maximum der: 
jelben in einem Sriegsjahre den zmeihundertften Theil der Be: 
völferung nicht überfteigen bürfe. 

Oldenburg ıc. glaubt, es jei ald Hauptzweck der Reſerve 
anzufehen, daß eine hinreichende, zur Grgänzung des Heeres die 
nende, geübte Mannjchaft vorhanden fei, indem die Ergänzung 
Regel, die Verftärfung aber Ausnahme in außerordentlichen Fäl- 
len fei, und es bebdenflich fcheine, für dieje lebtere zum Voraus 
befondere Anftalten treffen zu wollen. Man könne daher die 
doppelte Beftimmung der Rejerve wohl auführen, allein man 
dürfe nicht weiter gehen, und müſſe vorzüglich alles vermeiden, 
was direct oder indirect dahin führen würde, den Grund zu einer 
Referve-Armee zu legen. Auch werde es bier dem allgemeinen 
Zwede am meiften entjprechen, wenn, mit Vermeidung von Der 
tailvorfchriften, den Bundesgliedern der gehörige Spielraum ge 
laſſen werde, nad ihren Localverhältnifien wegen der Reſerve 
jolche Einrichtungen zu treffen, welche ihnen am wenigſten laͤſtig 
jeien, ohne jedoch dem Hauptzwecke zu jchaben. 

Baiern findet, daß dieſer F. nicht ganz im Einklange mit 
dem $.39 ftehe, indem nad) leßteren der Bund befchließen wird, 
ob die Reſerve ganz oder zum Theil mobil gemacht werben folle, 
während nach erfteren ein Drittel dieſer Reſerve gleich nach dem 
Ausrüden des Bundesheeres nur als Erſatzmannſchaft aufgeftellt 
und unausgeſetzt volftändig erhalten werben muß. 

Königreih Sachſen fchlägt vor, in der erften Zeile, 
anftatt: „Rejerve*, zu ſetzen: „Erſatzmannſchaft“ und in 
der zweiten Beile die Worte: „als Erſatzmannſchaft“ weg-, 
zulafjen. 

Württemberg trägt, in Folge der zu $. 3 gemachten Be 
merfung, anf folgende Redaction an: 

Dritter Theil. 28 
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„Um die Volftändigkeit defjelben (de Heeres) fortwäb: 
rend zu fihern, muß jogleih nad) dem Ausrüden des 
Bundesheered ein Sechstheil Procent der ganzen Bevoͤlke⸗ 
rung als Erſatzmannſchaft aufgeftellt und unausgeſetzt 
vollzählig erhalten werden. Sechs Wochen nad dem 
Ausrüden des Bunbesheeres wird von dieſem Depot Die 
Hälfte, namlich „7 Procent der ganzen Bevälferung, als 
Ergänzung dem Heere nachgeſendet, mit den übrigen Nach⸗ 
jendungen aber von zwei zu zwei Monaten, na) Maaß⸗ 
gabe des Bedarfs fortgefahren.” 

Baden fchlägt in Zolge feiner zum $. 3 gemachten Bemer: 
fung vor, die Worte: „ein Drittel der Refjerve, oder“ 
auszulaſſen. 

Der erſte Satz des F. A würde demnach lauten: 

„Gleich nach dem Ausrücken des Bundesheeres muß ein 
Sechstheil Procent der ganzen Bevölkerung als Erſatz⸗ 
mannfchaft aufgeſtellt und unausgeſetzt vollſtaͤndig erhalten 
werden.“ 

Kurheſſen ſchlägt, in Folge ſeiner zu den vorhergehenden 
SS. gemachten Bemerkungen, folgende Redaction vor: 

„Blei nad) dem Ausrüden des Bundesheeres muß ein 
Sechshunderttheil der Bevölkerung ald Erſatzmannſchaft 
aufgeftelt und unausgeſetzt vollftändig erhalten werden.” 

„Sch? Wochen nach dem erften Ausrüden des 
Bundesheeres wird von diefen Depots die Hälfte, mithin 
ein Zwölfhunderttheil der Bevölkerung, ald Ergänzung dem 
Heere nachgejendet, mit den übrigen Nachſendungen aber, 
nad Maaßgabe des Be fortgefahren.” 


Baiern erachtet eine näbere Beſtimmung für nothwendig, 
daß Ergänzung und Referve den zweihundertften Theil der 
Bevölkerung nicht überfteigen bürfen. 

Königreih Sachſen ſchlägt in Folge der zu F. 3 ge 
machten Bemerkung vor, diefen $. 5 wegzulaſſen. 

Württemberg fchlägt folgende Redaction vor: 





435 


„Damit bei größeren Verluften einzelner Sontingente feine 
unverhältnigmäßigen Leiftungen ftatt finden, joll das Ma- 
simum der Erſatzmannſchaften während eines Kriegs- 
jahres den hundertiten Theil der Bevölferung in 
der Hegel abe eberheinm 

Baden trägt ebenfalld auf dieſen Zufaß: in der Re- 
gel”, an. 

Kurheſſen trägt, wie Württemberg, darauf an, anftatt: 
„während eines Feldzugs“ zu jagen: während eines Kriegs» 
jahres. Uebrigens fehlägt e8 vor, diefen $. mit dem $. 2 zu 
vereinigen. (Siehe bei $. 2.) 

Medlenburg trägt ebenfalld darauf an, daß Erfab und 
Referve zufammen das halbe Procent der Bevölkerung nicht über: 
fleigen Dürfen. 

Die freien Städte ſchließen ſich demfelben Antrage an. 


$. 8. 
Württemberg jchlägt vor, im erften Abſatze dieſes 8. 
zu jagen: 
„ale im Spital befindlihen Berwundeten und 
Kranken.” 
Baden tritt dieſem Antrage bei; eben fo 
Kurheſſen und 
Großherzogthum Hejjen. 


8. 9. 
Königreich Sachſen ſchlägt vor, nad dieſem $. fol: 
gende weitere zwei $$. einzufchalten : 

„$-. 9. a. Dieſe außerordentliche Anftrengungen beitehen 
entweder in Verſtärkung des Bundesheeres durch Auf- 
ftellung einer bejonderen Rejerve, oder in Erhöhung des 
als Regel feitgefegten Maximums der Erſatzmannſchaft.“ 
„F. 9. b. Es könne foldhe in feinem Falle von einzelnen 
Bundesftaaten, jondern nur im Allgemeinen nach der Ma⸗ 
trifel verlangt werben.” 

Württemberg trägt, um den Unterſchied zwifchen Erſatz⸗ 
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mannjchaft und Reſerve feflzuftellen, und das Wufgebot fowohl 
der eriten (in jo fern fie das ald Marimum angenommene Maaß 
überjchreitet) als auch in jedem Falle der zweiten, von bejonde- 
ven Bundesbeſchlüſſen abhängig zu machen, auf folgende Yaflung 
dieſes $. an: 
„Groͤßere allgemeine Anftrengungen müffen durch bejondere 
Bundesbefchlüffe beftimmt werben.” 
„Diefelben Fönnen, nad) Maaßgabe der Umftänbe, entwe⸗ 
der in einer Vermehrung der in dem $. 5 ald Regel an- 
genommenen Erſatzmannſchaft oder in der Aufftelling 
einer verhältnigmäßigen Reſerve befteben, in Anſehung 
welcher die im $. 1 über den Begriff der ftreitbaren 
Mannſchaft angenommenen Grundjäße gleichfalld zur An⸗ 
wendung kommen.“ 

Baden ſchlaͤgt, in Kolge der zu $.3 gemachten Bemerkung, 

folgende Faſſung vor: 
„I. 9. Größere Anftrengungen müfjen durch bejondere 
Bundesbeichlüffe befimmt, und können nur allgemein für 
alle Bundesftaaten angenommen werben.” 
6. 94. Zum Behufe folcher größerer Anftrengungen dient 
die Referve, welche aus zwei Sechstel Procent der Be: 
pölferung beiteht.“ 

Kurheſſen trägt ebenfall3 auf folgende Faſſung an: 
„Groͤßere Anftrengungen müfjen durch bejondere Bundes: 
beiehlüffe angeordnet werden, und können nur allgemein 
alle Bundesftaaten, nicht einzelne ausjchließlich, treffen.“ 

und läßt dann auf dieſen $. den bereit bei $. 3 angeführten 
Zuſatz⸗Paragraphen folgen. 
$. 10. 

Königreih Sadhjen jchlägt vor, anftatt: 

„Diejenigen Abtheilungen der Reſerve, welche bei außer- 

gewöhnlichen Anftrengungen zur Verflärfung des Bundes: 

heeres nachrüden, müfjen in allen ihren Theilen u. |. w. 
bloß zu jeßen: 

„Die Referve muß xX. ıc.“ 
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Württemberg jchlägt in Folge der bei $. 9 angetrage» 
nen Abänderung vor, in der erften Periode des $. 10, ftatt: 
„bei außergewöhnlichen Anftrengungen“, 
zu jagen: 
„bei ſolchen außergewöhnlichen Anftrengungen“ 
und am Schluſſe diejes $. nachfolgende Beſtimmung beizujeßen: 
„Dieje Reſerven werden mit den betreffenden Armeecorps, 
oder, wenn dieſes nicht möglich ift, in felbfiftändige Koͤr⸗ 
per vereinigt, welche mit jenen analog zujammenzufeßen, 
zu befehligen, zu organifiren und zu behandeln find“, 
indem es für die mittleren Staaten von befonderer Wichtigkeit 
fei, feitzufegen, daß die Reſerven entweder mit den betreffenden 
Armeecorpd, oder doch in Divifionen vereinigt werden, um biers 
dur) die Zutheilung derjelben zu größern Referve-Eontingenten 
zu verhindern. 
Baden fchlägt vor, am Anfange der erften Periode diefes 
$. die Worte: 
„bei außergewöhnlichen Anftrengungen‘“ 
wegzulafjen, und am Schlufje derjelben zu feßen: 
„bei größeren Staaten in Diviftonen und Brigaden, bei 
mittleren in Brigaden, Regimentern und Batterien, und 
bei Eleineren endlich in Bataillons, Escadrons und halben 
Batterien u. |. mw.” 
Kurheſſen fchlägt vor, in der erften Periode dieſes $. 
die Worte; 
„und deshalb aus ausexercirten Soldaten beftehen“ 
wegzulaſſen, und die zweite Periode auf folgende Art zu fallen: 
„Sollte die Reſerve eines Bundesſtaates weniger ald ein 
Bataillon oder “eine Escadron ausmachen, fo kann Diefelbe 
dem Gontingente im zuerft ausgerückten Heere einverleibt 
werben, es ſei denn, daß mehrere Feine Staaten eines 
Armeecorps vorziehen follten, ihre Reſerven in eine ge 
Ichlofjene Abtheilung zufammenftoßen zu laſſen.“ 
Großherzogthum Heffen tritt dem von Württemberg 
vorgejchlagenen Bufaße bei. 
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1. Abſchnitt. 
Verhältnig der Waffengattungen. 
§. 11. 

Württemberg trägt auf einen Zufaß an, vermöge defien 
die gemifchten Corps von der Detadhirung zur großen Gavallerie- 
und Artillerie-Rejerve befreit würden. 

Baden ftellt den Antrag, das Berhältniß der Neiterei auf 
4 der Gefammtzahl der Bundesmacht herabzufeßen. 

Kurheſſen macht denſelben Antrag wie Württemberg, 
glaubt jedoch, daß diefe Beftimmung in $. 62 vorgetragen wer- 
den ſolle. 

Großherzogthum Hefien tritt ebenfalls dieſem An 
trage bei. 

Großherzogthum und Herzogtbfimer Sachſen ſchlie— 
Ben ſich dem badiſchen Antrage an, jo wie auch 

Didenburg x. und 

die Höfe der 16. Curie. 

8. 13. 

Hannover (vid. die Bemerkung zu $. 44.) 

Württemberg jchlägt vor, zu fagen: 

„In Rückſicht Des Calibers des Gejchüges wird die Ar- 
tillerie des Bundesheeres in der Negel beftehen, aus 
u. |. m.” 

Diefer Zufaß „in der Regel” fei nöthig, weil eine ge- 
naue Befolgung der hier wegen des Caliberd gegebenen Vorſchrift 
theils unmöglich, theild für mandye Staaten höchſt laäſtig fein 
würde, ohne daß dabei ein höherer Zweck zu erreichen wäre. 

Kurbejfen Ichlägt folgende Faſſung vor: 

„Die Seldartillerie des Bundes wird rüdfichtlic) des Ca⸗ 
liber8 in der Regel beitehen aus u. |. w.“ 

Großherzogthum Helfen tritt dem mwürttembergijchen 

Vorſchlage bei. 
§. 14. 

Baiern bemerkt, daß die Anzahl der Belagerungshaubigen 

und der Mörfer (wozu die Munition jo beträchtliche Transport⸗ 
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mittel erforbere) gegen jene ber fchweren Kanonen ſehr groß er: 
fcheine, und ein ſolches Verhältniß nur auf das in neueren Zei— 
ten angenommene Syſtem — die Uebergabe der feiten Pläge 
mehr Durch Berftörung der Städte, als ihrer Feftungswerfe, her 
beizuführen — einigermaßen begründet werden fönne, 

Baden und 

Großherzogtbum Hejfen erklären: daß fie die ihnen 
zufallenden Gejhüßftüde des Belagerungsparks jelbft in natura 
ftellen wollen. 

Großherzogthbum und Herzogthümer Sachjen ftellen 
den Antrag, daß der Borfchlag des 8. Ausjchuffes der Wiener 
Gonferenzen angenommen werden möge. 

Didenburg ꝛc. ꝛc. jchließt fich Diefem Autrage an. 

$. 17. 

Baiern bemerft, daß es allerdings für das Bundesheer 
jehr vortheilhaft jein würde, wenn Defterreih und Preußen für 
ein jedes ihrer Armeecorps einen Pontontrain für große Flüſſe 
nah Maaßgabe des Bedürfniſſes ftellten; in dem Ausrüftungs- 
Entwurfe für das Eaiferlich »Föniglich-öfterreichifche Kontingent 
zum deutjchen Bundesheere (Beilage 1 zu abg. Schr. 76) fei 
aber die Ausrüftung von 44 Divifionen Pontons, d. i. von 90 
Pontons angejebt (alſo 30 auf jedes Armeecorps) und zu einer 
Flußbreite von 500 rheinischen Schuhen ſeien — ohne Nejerven 
— 25, und mit Derjelben ungefähr 31 Pontons erforderlid,, 
welche jedes der übrigen (6. bis 10. Armeecorps) zu frellen hätte. 

Württemberg findet den aufzuftellenden Bontonstrain zu 
zahlreih, und trägt darauf an, daß jedes Armeecorps nur 20 
Pontons mittlerer Größe mit ſich führe. 

Died gebe für das ganze Bundesheer einen Trains von 
200 Pontons, welche hinreichend feien, um die größten Flüffe 
auf 2 bis 3 Brüden zu pajjiren und jedes einzelne Armeecorpg 
in den Stand ſetzten, einen Fluß von 300 bis A400 Fuß Breite 
zu überjeßen. 

Baden tritt Diefem Antrage bei, eben fo 

Großherzogthum Heſſen und Oldenburg ıc. 


440 


$. 19. 

Baiern bemerkt, in dieſem $. ſeien nicht nur die Sappeurs 
und Mineurd beizufügen, jondern auch die nad) $. 15 zur Be 
dienuug des Belagerungsgefchüges gehörige Artilleriemannſchaft; 
— aud werde es beſſer fein, ftatt 

„Artilleriemannſchaft für die Feldgeſchütze“, 
zu ſetzen: 

„Bedienung der Feldgeſchütze“, 
weil auch diejenigen Fuhrweſensſoldaten, welche die zur Bedie— 
nung eines Geſchützes auf 36 Mann feftgeleßte Anzahl nicht 
überjchritten, mit einbegriffen jeien. 

Königreihd Sakhjen Schlägt folgende allgemeine Faf- 
Jung vor: 

„Das numeriſche Verhältniß der Infanterie ergiebt fich 
von felbit, wenn alle übrige ftreitbare Mannſchaft von 
der Geſammtzahl des ganzen Heeres abgezogen wird.“ 

Mürttemberg tritt Den baieriſchen Bemerkungen bei; 
eben jo 

Kurheſſen und 

Großherzogthum Heffen. 


6. 21. 
Großherzogthum und Herzogthümer Sachſen tragen 
darauf an, daß die Beſtimmung: 
„kein Gontingent dürfe zum größern Theile aus Land- 
wehr beftehen”, 
weggelaflen werde. 


m. Abſchnitt. 
Eintheilung des Bundesheeres. 
S. 28. 

Oldenburg ıc. bemerkt, es dürfte bei der Beflimmung der 
Gröffe der Bataillons, Schwadrenen und Gompagnien Darauf 
Rüdficht genommen werden, daß ein Pleiner Unterſchied billig 
nicht zu beachten wäre. 
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$. 284. 

Großherzogthum und Herzogthümer Sachſen tragen 
auf Entfernung der Beftimmung eines Minimums der felbft zu 
ftellen möglichen Gavallerie an. 

$. 29. 

Didenburg ıc. bemerkt, es bleibe hier eine nähere Beftim- 
mung zu wünjchen, wie die der Bundeöverfammlung vorbehaltene 
Gntfcheidung zu bewirken fei, indem ſich Hindernifle einer Verei⸗ 
nigung denken ließen, die durch Feine Entfcheidung befeitigt werden 
fönnten, und wo aljo nichts übrig bleiben dürfte, ald ein Arran- 
gement zu befördern, wie ed nach den Umfländen möglich befunden 


werde. . 
6. 30. 


Didenburg x. ıc bemerkt, die in dieſem $. enthaltene 
Beftimmung jcheine Sache ded Oberfeldherrn, und nicht Geaen- 
fand der jetzt au bejchließenden Organifation zu fein. 

IV. Abſchnitt. 
Bereithaltung im Krieden. 
$. 31. 

Defterreid, bemerkt, es dürfte zwedmäßiger fein, ſich da⸗ 
bin zu vereinigen, daB die Sammelpläße in dem Wugenblide 
beftimmt werden jollen, in welchem fi) der Bund für Die Mobil: 
machung feines Heeres entjcheidet. 

Kurheſſen tritt diefer Bemerkung mit dem Antrage bei, 
daß der lebte Saß diejes $. lieber ganz weggelafjen und am 
Schluſſe des erften Sapes, ftatt: „beſtimmten“ gejeßt werbe 
„zu beftimmenden“. 

Württemberg jchlägt vor, bloß zu jagen: 

„um diefen Zweck zu erreichen, werden folgende Grund» 
fäße angenommen:“ 

und mithin den Zwiſchenſatz: 
„und diejenigen Beftinunungen erfüllen zu können, welche 
im erften Abichnitt F. 3, 4 und 5, in Beziehung auf Die 
Reſerve feftgejeht wurden“ 

ganz wegzulafien. 


442 


Großherzogthum und Herzogthümer Sachſen bemerken, 
ed dürfte jedem Bundesfürften gegen ſeine Berantwortlichkeit 
überlaffen werden, weldye Einrichtungen er als die den srtlichen 
Verhältniffen angemeljenften und gwedinäßigften im Krieden treffen 
wolle; e8 dürfte demnad, hinreichend fein, wenn jeber Bundes— 
ftaat die Verpflichtung übernehme, das Kriegscontingent vier 
Wochen nach erfolgter Aufforderung jchlagfertig zur Dispofttion 
bed Oberfeldherrn zu ftellen, und alle weiteren bejchränfenven 
Deftimmungen wegen der Beurlaubung könnten wegfallen. 

§. 34. Ä 

Hannover trägt Darauf an, daß Das in dieſem $. ausge 
ſprochene Verbot der Beurlaubung der LUnterofficierd bei ber 
Neiterei, wo nicht weggelafjen, doch fo mondificirt werde, daß es 
weniger drüdend fei. Wenigftensd für Hannover müßte in dieſer 
Hinficht cine Modiftcation in Anspruch genommen werden, indem 
jene8 Verbot mit den dortigen ökonomiſchen Einrichtungen bei 
der Gavallerie auf eine auffallende Weiſe unverträglich fei. 

Kurheſſen tritt diefem Antrage bei und ſchlägt demnach 
vor, bei b) die Worte: ohne irgend eine Beurlaubung der 
Unterofficiere” wegzulalien, jowie bei c) am Eude die Worte: 
„der ganzen Mannfchaft”. 

Didenburg xc. hält alle bejchräntenden Beftimmungen 
wegen Beurlaubung für drüdend und für überflüjfig, wenn nur 
Sicherheit gegeben werde, daß die Contingente in tüchtigem und 
vollzähligem Stande wirklidy gehalten werben, 

$. 35. 

Kurhejjen jchlägt vor, zu jagen: 

„die geſammte Mannſchaft des gewöhnlichen Gontin- 
gents“ u. }. w. 

Liechtenstein bemerkt, ed dürfte zu drüdend fein, wenn 
jein 55 Mann ſtarkes Contingent in Folge des zweiten Eabes 
dieſes $. alle Jahre einmal zum Zufammenrüden von DBabırz 
nady Darmitadt marjchiren müßte. 

§. 36. 
Königreich Sachſen ſchlägt folgende Faſſung vor: 
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„Damit die Reſerve bei deren Aufgebot durch bejonbere 
Bundesbeſchlüſſe zehn Wochen nad) ſolchem auf den Sam- 
melpläßen der Gontingente fchlagfertig aufgeftellt werden 
tönnen, muͤſſen aud in Friedengzeiten in jedem Bunbes- 
flante Gadres von Officieren, Unterofficieren und Spiels 
leuten für ein Drittheil Procent der Bevölkerung vor: 
handen fein, auch Auftalten getroffen werden, daß fie aus 
exercirten Soldaten beitehen könne”. 

Württemberg jchlägt in Folge der zu $. 3 gemachten Be: 

merfungen folgende Fallung des $. 36 vor: 

„Am die Wufftellung der Reſerve zu fihern, müflen in 
jedem Bundesftaate ſchon in Kriedenszeiten Cadres von 
Dfficieren, Unterofficieren und Spielleuten für ein Drit- 
theil Procent der Bevoölkerung vorhanden fein, Damit, 
zehn Wochen nad) dem die Aufftellung ber Neferve be- 
fliimmenden Bundestagsbeichluffe, vollfommen geübte und 
ausgerüftete Regimenter, Bataillong und Escadrons ſchlag⸗ 
fertig aufgeftellt werden köunen“. 

Die Aufftelung von Sanitäte- und PVerpflegungsbeamten 

für die Rejerve in Friedenszeiten, hält Württemberg für unnöthig. 

Baden jchlägt folgende Faſſung vor: 
„Für die Referve müſſen in jedem Bundesftaate ſchon in 
Friedenszeiten Cadres von Officieren, Unterofflcieren und 
Spielleuten, nebft dem nötbigen Material vorhanden fein, 
damit, zehn Wochen nach dem eine größere allgemeine An- 
firengung beflimmenden Bundesbeſchlufſe, vollftändig geübte 
und audgerüftete Negimenter, Bataillons und Escadrons 
marfchfertig aufgeftellt werden Fönnen.” 

Kurheſſen trägt auf nachftehende Faſſung an: 
„Zum Behuf der Referve müſſen in jedem Bundesitaate, 
der nicht ohnehin eine größere Anzahl von feldvienfttaug- 
lihen Linientruppen oder Landwehr unterhält, ald Das 
gewöhnliche &ontingent beträgt, ſchon in Friedenszeiten 
Cadres von Officieren, Unterofficieren und Spielleuten 
für den dreihundertften Theil der Bevölkerung, nebft dem 
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nöthigen Material vorhanden, auch folde Einrichtungen 
getroffen fein, damit, zehn Wochen nady dem gefaßten 
Bundesbeſchluſſe, volftändig geübte und ausgerüftete Re⸗ 
gimenter, Bataillon8 und Escadrons fchlagfertig aufge- 
ftellt werben können“. 

Großherzogthum Heffen jchlägt vor, nah „Unter 
officieren” noh „Spielleuten” einzujchalten. 

Holftein bemerkt, daß die Cadres für die Ergänzungs⸗ 
Nejerve, wenn diejelbe, zehn Wochen nad) gefaßtem Bundes» 
beichluffe, in gefchloffenen Truppen-Abtheilungen und aus geübter 
Manufchaft beftehend, ausrüden fol, nicht allein in einigen 
wenigen Dfficieren und Unterofficieren beftehen fönnen, ſondern 
daß auch eine Anzahl vollfommen geübter Gemeine hierzu erfor: 
derlih und zu beflimmen jei, 3. B. für jede Gompagnie oder 
Escadron 20 Mann. Dieſe Cadres wären in dem angenom- 
menen zweihundertiten Theile der Bevölkerung zu begreifen, je- 
doch nicht als eigene Erſatzmannſchaft anzufehen und nadyzujenden, 
wohl aber dazu zu verwenden, die Erſatzmannſchaft auszubilden, 
um foldhe einigermaßen exercirt abjenden zu Fönnen. Zu Aus⸗ 
füllung dieſer Cadres müſſe durch befondere Yandeseinrichtungen 
Vorſicht getroffen, dieſe aber jedem Bundesſtaate vertrauensvoll 
überlaſſen werden. 

Oldenburg ꝛc. bezieht ſich auf die zu $. 3 gemachte Be⸗ 
merfung, und hält es für bedenklich, für den außerordentlichen 
Fall einer Verſtaͤrkungs-Reſerve ſchon jetzt Vorjehung zu treffen 

6. 37. 

Königreih Sachſen hält eine Redactionsveränderung n. 

der Art für nöthig: 
daß die Einjendung diejer Ausweiſe nicht von ben ein- 
zelnen Contingenten, ſondern corps⸗ ober Divifionsweife 
ftatt finde. 

Württemberg tritt der Meinung der Militärcommilfion 
bei, daß bloß die gemijchten Armeecorps Liſten nach einer bes 
flimmten VBorfchrift in Friedenszeiten einfenden würden, wogegen 
e8 den ungemijchten Armeecorps zu überlafien fei, ſolche ganz 
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nah den bei ihnen beftehbenden &inricytungen abzufaſſen. Es 
Ihlägt daher folgende Abänderung des 8. 37 vor. 
„Am 1. Januar jeden Jahres werden diejenigen Bundes» 
ftaaten, welche eigene Armeecorps bilden, contingentweife, 
diejenigen der gemifchten Armeecorps aber, corpe= oder 
Doc) wenigftend Divifionsweife der Bundesverfammlinng 
ihre Standesausweije vorlegen laſſen“. 

„Die unter Zahl 5 beigelegte Tabelle zeigt die Form 
ber Standesausweiſe, über welche ſich die Theilhaber der 
gemijchten Armeecorps vereinigt haben”. 

„Diejenigen Bundeöglieder u. |. w. 

Baden fchlägt folgende Fafjung vor: 

„Der Bundesverfammlung wird am 1. Januar jeden 
Jahres eine Veberficht des Standes des Bundesheeres 
vorgelegt”. 

„Den Bundesftaaten, deren Gontingent ein oder mehrere 
Armeecorps in fich begreift, bleibt es überlaflen, die de£- 
fallfigen Tabellen nad) den bei ihnen geltenden Einrich⸗ 
tungen abzufaflen”. 

„Bei den gemifchten Armeecorp& werden fie nad) den 
unter Ziffer 5 vorgelegten Schema gefertigt und corps⸗ 
oder wenigſtens diviſiorkweiſe eingereicht”. 

„Diejenigen Bundesglieder u. f. w. 

Kurheſſen jchließt fid) dem württembergifchen Antrage an, 
eben jo 
Großherzogthum Heſſen. 
Holſtein bemerkt, daß dieſer F. eine genauere Faſſung zu 
bedürfen ſcheine und in demſelben auszuſprechen ſein möchte: 
„Den ungemiſchten Armeeccorps bleibe es überlaſſen, die 
tabellariſchen Ausweiſe in denjenigen Formen an die Bun⸗ 
desverſammlung zu ſenden, die nach ihren Einrichtungen 
beſtehen; die gemiſchten Corps aber muͤſſen ihre Ausweiſe 
nach der unter Ziffer 5 beiliegenden Tabelle diviſionsweiſe 
der Bundesverſammlung einſchicken“, 
da in militaͤriſcher Beziehung die Divifionen ein ſelbſtſtändiges 
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Ganze bilden, und der Ueberblid des Beſtandes des Heeres da⸗ 
durch erleichtert werden würde. 


V. Abſchnitt. 
Mobilmachung des Bundesheeres. 


$. 39. 

Baiern bemerft, Daß der zweite Saß dieſes $. nicht ganz 
im Einklange mit dem $. A ftehe, wie ſchon bei diefem $. be- 
merkt worden. 

Kurheſſen jchlägt in Folge der zu den 68. 3—10 ge- 
machten Bemerkungen vor, den letzten Saß des 8.39 wegzulaſſen. 

Oldenburg ꝛc. findet ebenfalld eine beſondere Beftimmung 
wegen Mobilmakhung der Referve bedenklih, indem es ſich von 
jeibft verfiehe, daß wenn ein Bundesbeſchluß außerordentliche 
Anftrengungen fordere, auch in Diefer Hinficht Vorſehung getroffen 
werden müſſe. 

§. 4. 

Württemberg bemerkt, daß eine Gleichſtellung des Soldes 
der Truppen in den gemijchten Corps vielen Staaten ſehr Iäftig 
fallen würde, und trägt deßhalb Darauf an, dieſen $. ganz zu 
fteeihen, und den Gegenftand der freien Uebereinfunft der ein 
Armeecorps bildenden Staaten zu überlafjen. 

Kurhejjen fchlägt ebenfalls vor, dieſen $. wegzulaflen, oder 
wenigftens flatt: „Sold der Truppen“, zu ſetzen: „Sold 
der Mannjhaft vom Feldwebel abwärts“. 

Großherzogthum Hejfen tritt dem württembergijchen 


Antrage bei. 
$. 42. 


Württemberg jchlägt vor, auch Diefen $. zu flreichen, in- 
dem ben Beftimmungen über die Naturalverpflegung ohnehin ein 
eigener (der IX.) Abjchnitt gewidmet jei. 

Großherzogthum Heſſen ſchließt fi) diefem Antrage an. 

$. 4A. 

Hannover bemerkt, daß ed zwar feine Abänderung Diejes 
F. beabfüchtige, aber für fein Kontingent die Mobification in An- 
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ſpruch nehmen mühe, anflatt 12pfündiger Geſchütze Ypfündige zu 
ftellen, welche bei Berüdfichtigung des Gutachtens der Militär: 
commiſſion wohl zugeftanden werden fönne, 


§. 45. 

Königreih Sachſſen trägt darauf an, daß eine Beflimmung 
in Hinficht der den Munitions-Depots beizugebenden Transport- 
mittel beigefügt werde, wodurd das Fuhrweſen dieſer Depots 
jo viel ald möglich bejchränft werde, und den Bundesftaaten die 
Unfoften, welche während eined Krieges durd zu große For: 
derungen und willführliche Ausjchreibungen an Beipannung zur 
Laft fallen würden, erjpart werden. 

MWürttemberg fehlägtvor, anftatt: „von der Aufftellung 
des Bundesheres”, zu feßen: von der erften Aufftellung 
des Bundesheeres“. 

Kurheſſen bemerkt, daß der Munitionsbebarf ohnehin etwas 
hoch angejeßt Jcheine, und nach der in diefem $. enthaltenen Be- 
flimmung der Trandport des lebten Drittheild defjelben eine neue 
bedeutende Laſt ſei; es möchte daher zwedmäßiger fein, wie 
Württemberg bloß die erfte Aufftellung des Heeres anzuführen 
und folgende Beftimmung beizujeßen: 

„Das Abholen von dort, oder das Vorrüden der Depots 
beforgt der ArtilleriesDirector mit den ihm zu Gebote 
ftehenden Mitteln”. 

Holftein tritt dem württembergijchen Antrage bei. 

8. 49, 

Kurheſſen wünſcht eine nähere Bezeichnung, ob unter der 
viertägigen Naturalverpflegung für die Mannſchaft auch Fourage 
— wenigftend Haber oder Gerfte — zu viertägiger Verpflegung 
der Pferde verftanden jei. 

$. 51. 

Württemberg bemerkt, daß bei Gelegenheit Diefes $. viel» 
leicht Die Rangirung der Truppen, die Mittheilung der Ancien- 
netät3:Liften und die Wahl und Ernennung der GentralsStellen 
zur Sprache gebracht werben dürfte. In diefem Falle erkläre es 
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fi, für Das Gutachten der Militärcommiffion vom 4. Oct. 1820 
(pag. 495 bis A97 der Protofolle der Bundesverſammlung). 


— — — — — — — 


In derſelben Sitzung wurde auch endlich eine Note der 
Militär-Commiſſion vom 3. April 1821 über die letzten fünf 
Abſchnitte der Grundzüge der Bundeskriegsverfaſſung mitgetheilt. 
Wir laſſen ſie hier folgen: 

Note der Militär-Commiſſion 
an den zur Ausarbeitung des Militär-Verfaſſungsplanes des 
deutſchen Bundes beſtehenden Bundestags-Ausſchuß; datirt 


Frankfurt den 3. April 1821. 
(Beilage zu $. 103 des Protofolls ber 17. Sikung vom 12. April 1821). 


Die Militärcommiffion der hoben Bundesverfammlung bat 
audy die Bearbeitung der fünf lebten Abjchnitte der Grundzüge 
vollendet, und ermangelt nicht, das Reſultat derfelben dem ſehr 
verehrlichen Bundestags-Ausſchuſſe zu übergeben. 

Das Verfahren, welches fie bei den Verhandlungen über die 
gefammten Grundzüge beobadytete, und die Gründe, weldye fie 
zu demjelben bewogen, gab fie bereitö in jener Note vom A. Oct. 
v. J. an”), womit fie ihre Bemerfungen zu den fünf erften 


*) Zu $. 53 hielt es ber Bevollmächtigte des 9. Armeecorps für wün- 
ſchenswerth, den Zujag beizufügen, daß zur Stelle eines Oberfeldherrn nur 
ein @ingeborner, oder ein in einem deutſchen Bundesftaate wirflich dienender 
Dfficier gewählt und berufen werden Tonne. Das allgemeine Beſte, fowie bie 
Nationalehre, meinte er, würde einen ſolchen Zufaß rechtfertigen. Denn ab- 
gefehben davon, daß Deutſchland an talentvollen, ausgezeichneten und kriegs⸗ 
erfahrenen Heerführern feinem übrigen Lande nachſtehe, und deren gewiß zu 
allen Zeiten befigen werbe, fo dürfe man auch nicht überſehen, daß einerfeits 
bie fo äußerſt wichtige Feldherrnſtelle des Bunbeshreres, da ſie nur zeitlich 
und auf die Dauer des Krieges vergeben würde, auch nur einem Manne ans 
vertraut werden könne, deſſen eigenes und perfönliches Intereſſe auf das engfle 
an das Land gefnüpft ift, deſſen Vertheidigung in feine Hände gelegt wird, 
— und daß andererjeits Kenntnig der Sprade und ber Sitten, fowie bes 
berrichenden Nationalgeiftes hoͤchſt nothwendige und beinahe unentbehrliche 
Mittel zur glücklichen Leitung eines vaterländifchen Heeres feien. 
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Abichnitten vorzulegen die Ehre hatte. Hiernady wurden auch 
Die ferneren 5 Abjchnitte einzeln, nad) ihren Paragraphen, und mit 


Auf gehaltene Umfrage waren die übrigen Mitglieder zwar zum Theil 
mit der geäußerten Bemerkung einverftanden; ba fie jeboch insgefammt die 
Vorausſetzung theilten, daß die Bundesverſammlung wohl nicht ohne ganz 
befondere und triftige Gründe einem nicht zu irgend einem Bundesflaate ges 
hörigen ®eneral die Stelle eines Oberfeldherrn anpertrauen werde, fo glaubten 
fie, daß eine eigene Beſtimmung und Beſchraͤnkung in dieler Hinfiht nicht uns 
umgänglich nöthig fei. 

Ad $. 54 wurde nichts bemerft. 

Ad $. 55 äußerte der DBevollmädhtigte des 8. Armeecorps, daß nad) 
feinem Dafürhalten zu diefem Paragraphen auch bie Kormel des Bibes gehöre, 
welchen der Oberfeldberr bei dem Antritte feines Amtes in bie Hände ber 
Bunbesyerfammlumg abzulegen habe, und daß daher in bemfelben auf dieſe 
Gidesformel hinzuweiſen fei. 

Die übrigen Mitglieder fimmten diefer Anficht insgefammt bei, glaubten 
aber, mit dem Bevollmächtigten bes 8. Armeecorps, daß bie Borfchrift des 
Eides feleft nicht der Militärcommiffion zuſtehe; weßwegen fie fi) blos dahin 
vereinigten, dieſen @egenftand ber hohen :Bundesverfammlung in @rinnerung 
zu bringen, und ſich alsdann gleichzeitig auch die Mittheilung deflelben zu 
erbitten. 

Ad $. 56 fand man nichts zu erinnern. 

$. 57. Nah dem Inhalte diefes Paragraphen, fügte der Bräfldirende, 
werde ber Oberfeldberr verpflichtet, dann, wenn nad getroffener Ginleitung 
zur wirklihen Ausführung gefchritten fein wird, der Bunbesverfammlung bie 
Umriſſe feines Operationsplanes vorzulegen. Dagegen müfje er nun bemerfen, 
daß ihm bei dem Ausbruche eines Krieges nichts wichtiger als die Geheim⸗ 
haltung des beſchloſſenen Operationsplanes erjcheine; bie Mittheilung oder 
Belanntmachung deſſelben Eönne aljo nie zu fpät gefchehen, am wenigften aber 
an eine Bundesverfammlung, wo bie Mitteilung des beſchloſſenen Operations⸗ 
planes der Natur der Sache nad durchaus fein Geheimniß mehr bleiben 
könne. Mit diefer Bemerkung fei er weit entfernt, an eine Beichränfung der 
Rechte der Bundesverſammlung zu denken. Seine Abfiht gebe hauptſachlich 
dahin, als Soldat nichts Unmilitärifches feſtzuſezen. Die Stellung des Obers 
feldherrn müſſe in einem Bundesheere noch mehr als in einem felbfiftändigen 
frei und unabhängig gemacht werden, weil fein Amt nicht nur fchwieriger fei, 
fondern auch weil auf ihm eine größere Berantwortlichkeit laſte. Gr habe 
nichts dagegen, daß man ben Oberfeldherrn der firengfien Berantwortung 

Dritter Theil. 29 
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beionderer Berüdfichtigung der von einigen Bundesflaaten zu dem 
erſten Entwurfe gemachten Bemerkungen durchgegangen, dann, 





unterziehe; um aber diefe rechtlich zu begründen, müfje er auch unumjchränfte 
Macht und ein unbegrängtes Vertrauen beſitzen. Gr fehe nicht ein, welde 
Nothwendigfeit für die in Mede jtehende Beflimmung ſprechen ſolle. Die 
Bundesverjammlung habe ihren Willen dur die Inftructionen und Befehle 
ausgefprochen, welche fie dem Oberfeldherrn bei Bröffnung bes Feldzuges er- 
theilt. Sie erfahre durch deſſen Berichte, inwieweit er nad) jenen Inſtructionen 
handele, und Tonne ohne militärische Beihülfe und bei ihrer abhängigen Stel⸗ 
lung nit wohl den Bundesfeldherrn im Detail feiner Operationen leiten, 
oder zu gehöriger Zeit auf bdiefelben einwirken. Es könne daher auch aus 
der Mitteilung des Operationsplanes fein Nuben hervorgehen, wohl aber 
defien allzufrühe Bekanntmachung nicht felten für die Operationen felbft höchſt 
(hädlich werden. Gr trage daher darauf an, daß der Oberfeldherr nur dann 
verpflichtet werden folle, die Umriſſe feines Operationsplanes der Bundes- 
verjammlung vorzulegen, wenn aus der Mittheilung deſſelben fein Nachtheil 
mehr für die Operationen entflehen koͤnne. 

Der koniglich⸗preußiſche Bevollmaͤchtigte theilte ganz die Anfiht des 
Borfipenden. Auch er war der Meinung, daß dem Oberfeldherrn das Ges 
heimniß feiner Entwürfe um fo mehr gelafjen und nicht zu früh abgefordert 
werden folle, als ſowohl der Entwurf, wie die Ausführung und Abänderung 
des Operationsplanes ganz feinem eigenen Grmefjen überlallen werde, und er 
für die Ausführung jelbft gegen den Bund verantwortlich bleibe. 

Nah der Meinung des königlich-baieriſchen Bevollmächtigten würde der 
vorgefchlagene Zufaß, daß der Oberfeldferr nur dann verpflichtet fein folle, 
die Umrifje feines Operationsplanes der Bundesverfjammlung vorzulegen, wenn 
aus der Mittheilung defjelben fein Nachtheil mehr entiteben Eönne, in directen 
MWiderfpruh mit dem $. 54 fommen, wo das Verhältniß des Oberfeldheren 
zum Bunde wie das eines jeden commandirenden Generals zu jeinem Souverain 
feſtgeſetzt ſei. Bei diefem Verhaͤltniſſe aber (und ein anderes ließe fich nicht 
benfen) müſſe der Bundesverfammlung wohl das Recht zuſtehen, die Vorlage 
des beſchloſſenen Operationsplanes von dem Öberfeldherrn zu fordern. Gine 
ſolche Befugniß fei nach feiner Anfiht vollfommen gegründet, da man do 
den Interefjenten die Mittheilung deſſen, was vorgeht, billigerweife nicht vot⸗ 
enthalten Fönne. Was die Nachtheile anbelange, weldye aus einer zu frühen 
Bekanntmachung des Operationsplanes möglichermweife hervorgehen £önnten, fo 
bürfe man wohl mit Bewißheit annehmen, daß fi die Regierungen in jolchen 
Fällen wegen der nöthigen Geheimhaltung deſſelben vereinbaren würden. Gr 
fimme demnach für die unveränberte Beibehaltung des erwähnten Baragraphen. 
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aber die einzelnen Bemerkungen zu leichterer Ueberſicht und 
bejjerer Beurtbeilung des Ganzen wieber zufammengefaßt zu 


Der Bevollmächtigte des 8. Armercorps trat zwar der Anfidht bei, daß 
die Mittheilung des Operationsplanes nicht zu früh gejchehen ſolle. Da jedoch 
der Bund die einzige Behörde des Oberfeldheren fei, die auf ihn wirken 
fönne, nnd die ihm allgemeine und fpecielle Inftructionen ertheile, an deren 
Beachtung gr gebunden bleibe, fo müſſe derfelbe nothwendigerweife auch der 
Bundesverfammlung feine beichlofienen Entwürfe und Ginleiturgen anzeigen, 
Cine folhe Beſtimmung Fönne nad) feinem Dafürhalten weder umgangen 
werden, noch fönne fie, wenn wegen der nöthigen Geheimhaltung ber geſche⸗ 
henen Mitteilungen bei der Bundesverfammlung die geeigneten Vorſorgen 
gettoffen würden, weſentliche Nachtheile herbeiführen, — ja er glaube vielmehr, 
daß fie ſich ale eine höchſt Heilfame Magregel bewähren dürfte, und wünſche 
folglih, daß der genannte Paragraph bei feinem gegenwärtigen Inhalte 
bleiben möge. 

Der Bevollmädtigte des 9. Armeecorps äußerte, daß er die Anlicht des 
Borfigenden vollfommen theile, und daher dem von ihm vorgeschlagenen Zu⸗ 
faße beiſtimme. 

Der Bevollmächtigte des 10. Armeecorps erklärte, dag ihm die Faſſung 
diefes Paragraphen ganz zwedentiprechend zu fein fcheine, und er folglid für 
die wörtliche Beibehaltung defjelben auch um fo mehr ſtimme, al8 aus jelbigen: 
nit nur deutlich hervorgehe, wie man foviel möglich dem Oberfeldherrn ver: 
trauensvoll alle erforderliche militärifche Freiheit babe geben wollen, indem 
man andererfeitS erwogen, wie in der nothwendigen Bewahrung des militäri- 
ſchen Geheimnifjes das Recht der Staaten, bald thunlid zur gebührenden 
Kenntniß der Zwecke zu gelangen, erhalten werden möge. Bei einer fo vor: 
züglid richtigen Anfiht der Sache lafje fi feiner Meinung nah um fo 
weniger bezweifeln, daß bei entitehendem Kriege die Staaten vermöge und Bei 
der Bundesverfammlung fih — im Zweck der immer befjern Bewahrung bes 
militärischen Geheimnijjes — über die hiezu etwa ferner erforderliden Mittel 
vereinbaren werden, dergeflali, daß ber Oberfeldherr aljo immer weniger An⸗ 
fand nehmen fönne, die der Bundesverfammlung gebührenden Mittheilungen 
in der Art, wie ein Feldherr fie feinem Souverain macht, fo unverweilt und 
ſo unausgefebt als erforderli zukommen zu lafien — und welches, da ander- 
weitige politiiche Greignifje oder Anfihten auf den Hauptplan des Feldherrn 
einen ändernden Ginfluß haben, und neue Bollmadıten, Befehle oder Inſtruc⸗ 
tionen nothwendig machen können, auch ganz zwedentiprechend fei. 

Da die Meinungen der Herren Mitglieder über den in Antrag gebrachten 
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einem neuen Entwurfe der NRedaction, welcher gegenwärtiger Note 
unter Zahl 1 beiliegt. Da aber bei den vorliegenden Abjchnitten 





Zufag getheilt blieben, fo fam man überein, die gegenfeitig geäußerten An- 
fihten der Bundesverfammlung zur Entfheidung vorzulegen. 

58. 58. 59. Bei letzterm trug der Vorfigende darauf an, daß anftatt 
des Ausdrudes „als Generallieutenannt des Bundes Fann auch” gefagt werde: 

„Soll einer der Gorpscommandanten ꝛc.“ 

Er gründete biefen Antrag auf die Vorausſetzung, daß die Ernennung eines 
Generallieutenante feinen andern Zwed haben fönne, als die Sicherftellung 
der Nachfolge im Commando des Bundesheeres für alle möglichen Verhin⸗ 
derungsfälle des Oberfeldherrn. Jeder andre Zweck, welcher mit jener Stelle 
verbunden werden könne, erſcheine ihm militärifch von hohem Nachtheil. Die 
Anvefenheit eines ſolchen Generallieutenante im Hauptquartier und feine 
Etellung zum Öberfeldherrn würbe Hinreichen, den Geiſt der Partheien zu 
erweden, der in jedem Hauptquartier foviel ale möglich vermieden werden müffe, 
und welchen ein Bundesheer feiner Natur nach mehr als jedes andere zu fürdhten 
habe. Als Stellvertreter des Oberfeldherrn würbe er ohnehin ſchon Anfprüche 
auf das nächſte Vertrauen deſſelben machen, und ſtets in den Geift der Ope⸗ 
rationen eingeweiht fein wollen. Wäre er nun immer im Gefolge des Ober: 
feldbherrn, fo würde er faft unvermeidlich eine nachtheilige Controlle feiner 
Handlungen abgeben, und leicht an die Spike jeber Oppofition geftellt werben 
fönnen. Nur wenn ein folcher Etellvertreter fern vom Hauptquartier mit 
feinen Truppen beſchäftigt würde, ließen fich jene Nachtheile vermeiden, und 
dennoch der Zwed erreichen, welchen nach feiner Anfiht der Bundestage-Aus: 
ſchuß bei dem Antrage für diefe Stelle gehabt Haben könne. Auf jeden Fall 
halte er es für die Pflicht der Militärcommiffton, auf die Nachtheile aufs 
merffam zu machen, welche leicht aus einer fo zwedwidrigen Stellung bes 
Bundesgeneral-Lieutenants hervorgehen Fönnten. 

Der koͤniglich⸗preußiſche Bevollmächtigte trat der Anfiht des Vorfigenden 
und feiner vorgefchlagenen Aenderung vollfommen bei. 

Der koͤniglich-baieriſche Bevollmächtigte erklärte, daß er dem Antrage des 
Vorfigenden nicht beipflichten Fonne. Nach feiner Anficht werde ein Generals 
lieutenant darum ernannt, damit außer dem Feldherrn noch eine Perſon vor⸗ 
handen fei, die von allem Kenntnig habe, und ihn in eintretenden Fälfeu ers 
feßen könne. Da überdieß dem Generallieutenant das Commando eines Flügels 
oder Treffens gegeben, und fonftige angemefiene Aufträge von dem Öberfeld- 
herrn ertheilt werden Fönnten, fo dürfte die Beforgniß wegfallen, daß er ohne 
Beihäftigung im Hauptquartier fein werde. Schließlich fügte er noch Hinzu 
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jene Bemerkungen verjehiedener Bundesftaaten größtentheild auf 
genommen find, jo ſchien es auch nicht nöthig, eine Beantwortung 


es fei in den Grundzügen Beranlafjung genug gegeben, um den Borfchlag 
bes PBräfidirenden nöthigenfalle in Anwendung zu bringen, und baher eine 
noch fchärfere Beftimmung in diefer Hinficht nicht unumgänglich nöthig, weßs 
wegen er für die ungeänderte Beibehaltung des genannten Barıgraphen flimme. 

Die Bevollmächtigten des 8. und 9. Armieecorps traten ber Anficht und 
und dem Borfchlage des PBräfldirenden bei. 

Der Bevollmächtigte des 10. Armeecorps aber äußerte rückſichtlich einer 
Beftimmung, daß ber Generallieutenant des Bundes von der Bundesverfamms 
fung unter den Corpéchefs gewählt werben folle, daß er diefem Borfchlage 
um fo weniger Beizupflihten fid im Stande fehe, ale eine fo fpäte Wahl 
den mehrfachen Beitimmungen, die der Generallieutenant des Bundes unbes 
zweifelt habe, nicht entiprechen dürfe. Erwogen müfle Hierbei zuvörderſt wer⸗ 
den, daß, wenn der Bund ſich vorbehalten, den Generallieutenant des Bundes 
und annoch andere hohe Chefs zu wählen, zu ernennen und zu verpflichten, 
dies fih in angemefjener Sicherſtellung der den Bundesflaaten gebührenden 
politiſch⸗ militäriſchen Gewähr Begründe, die font auch in vorzubehaltender, 
jest dem Feldherrn, — um die Freiheit feines Wirkens in reinsmilitärifchen 
Bezügen auf eine eben jo achtungsvolle, ale ihm angenehme Art noch mehr 
zu begründen, — überlafjenen eigenen Wahl des Generalquartiermeifters und 
dirigirenden Generaladjutanten hätte, — wie dies bei Zufanmenftellung eines 
Bundesheeres nicht anders fein Fonne, — auch erreicht werden müflen. — 

Solle nun der Zwed diejer angemeflenen und gebührenden Maaßregel, 
und vielleicht vorzüglich in der Perfon des Generallieutenante des Bundes 
erreicht werden, jo dürfte erforderlich fcheinen, daß feine Stellung und Ge⸗ 
ichäfte diefer feiner Mitbefimmung, jowie feines Amtes ale Senerallieutenant 
des Bundes, entiprechend eingerichtet würden, weshalb er geſtehe, daß biejenis 
gen Säße ber 88. 58 und 59, die hiermit im Widerſpruch fländen, von ihm 
auch nicht gebilligt werden Fonnten. — Auch indem er in dem Generallientes 
nant des Bundes mehr den temporären Befehlshaber, ale den zum Nachfol⸗ 
ger beitimmten Feldherrn des Heeres ſehe, gebühre ihm dennoch eine Stellung, 
bie eine nähere Ueberſicht des Ganzen gewähre. 

Gedenke man ſich den Generallieutenant des Bundes in zweckmaͤßiger 
Scheidung ale die fchaffende Autorität, und den Oberfeldherrn als bie auss 
übende, fo fönne die Ernennung des Generallieutenants des Bundes bei 
Activſtellung des Bundesheeres auch vor oder gleichzeitig der Wahl des Ober- 
feldherrn ftattfinden. Ihm Tonne, wenn auch nicht die Organifation bes 
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der in Bezug auf Diefe Bemerkungen gemachten Fragen befonders 
beizulegen, wie es bei den fünf erften Abfchnitten gejchehen war, 


Bundesheeres in ſtrategiſchen Rückſichten, noch diejenige der Mobilmahung 
und der Beriorgung mit allem erforderlichen Materiell zweckmäßig aufgetragen 
werden, — fowie die ähnliche Organifation der Neferven, Ergänzungsmann⸗ 
ihaften oder ferneren Aufgebote, die anfänglichen Zufammenftellungen der Be 
lagerungs⸗ und anderen Trains:Berproviantirung der Bundesfeftungen u. |. w. 

Je mehr fi der Oberfeldherr mit dem Bundesheere den Grenzen ber 
Bundesftaaten nähere, oder über diefelben hinaus ſich entferne, je zweckmäßi⸗ 
ger fcheine es ihm, eine fo bundesgemäße Behörde in den Bundesitaaten, in 
der Nähe der Bundesverfammlung zu haben, welche nad $. 66 alle Maaß⸗ 
regeln zur Sicherftellung der Heeresbebürfnifie, infofern felbige aus den Bun⸗ 
besflaaten zu beziehen, dergeftalt leiten könne, daß der Oberfeldherr wit diefen 
Betrieben verfchont, in Verbindung mit den ihn umgebenden Chefs der aus: 
übenden Branchen fih um fo freier dem Grecutiven und der Sicherftellung 
ber Heeresbebürfnifie im fremden Lande hingeben fünne. Bemerken müſſe er 
jedoch zugleich, daß, je nad den Umftänden und dem Dafürhalten des Ober⸗ 
feldgeren, diefem die Berimmung zu überlaflen fein dürfte, ob er, — etwa 
um den Generallieutenant des Bundes noch andere Geſchaͤfte (ale Major: 
general) in feiner Nähe zu übertragen, — diefen Bei fi im Hauptquartier 
gu haben wünfdhe oder nicht. Dem Oberfeldherrn müſſe es nämlich übers 
lafien bleißen, ınit den ihm bundesgemäß gegebenen Chefs der Branchen — 
in Folge ihrer Bellimmungen — eine ſolche militärifchevereinfachte Geſchaͤfts⸗ 
und Befehls-Ordnung zu vereinbaren und zu ordnen, ale ihm angewohnt und 
feinen Anfichten entjprechend fei, und eine Redaction der betreffenden Para⸗ 
grapben, in welchen die militäriichen @rfordernifje in gebührenden Latitüden 
berudfichtigt feien, ohne den Bundeszwecken zu nahe zu treten, ſcheine ihm 
nur die Frage löfen zu Fönnen. 

: Da die Mehrheit der Mitglieder dem Antrage des Bräftdirenden bei⸗ 
fiimmte, fo wurde der $. 59 nach demfelben geändert; zugleich aber auch der 
zweite Abfab in dem vorhergehenden Paragraphen, als nunmehr überflüfftg, 
wegzulafien für gut befunden. 

Ad $. 60 flug der Bräftdirende bei der Beſtimmung binfihtlih der 
Abſchließung allgemeiner Waffenftillftandss Verträge noch die Einfchaltung des 
Wortes „förmlich“ vor, welchem Zufaße die übrigen Stimmen beitraten. . 

SS. 61, 62, 63, 64, 65 blieben unverändert. 

Ad $. 66 bemerkte der Eöniglich-preußifhe Bevollmächtigte, da die obere 
Leitung über die Hospitäler, ſowie die Füllung und Räumung von Magazi: 
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fondern es ſchien vielmehr vorzuziehen, in die hier folgende Ueber⸗ 
ficht dejlen, wa8 über jeden Abfchnitt verhandelt wurde, zugleich 


nen, wohl nicht zu den unmittelbaren Geichäften des Oberfeldherrn gehören 

Fönne, fo folle der angezogene Paragraph in diefer Hinficht eine andere Re⸗ 

baction erhalten, wofür er nachſtehende vorjchlage. 
nDie Beſtimmung der Militärftraßen, die Anlage von Hospitälern 
und Magazinen, -fowie Bezeichnung der Berpflegsbezirfe der Corps, 
und überhaupt alle Maafregeln zur Sicherftellung der Armeebebürf- 
niſſe und der Wohlfahrt des Heeres find dem Oberfeldherrn mit 
Beachtung der Sigenthumsrechte und unter bein nöthigen Benehmen 
mit den Landescommifjarien lediglich überlaſſen.“ 

Die übrigen Bevollmächtigten traten dieſer Anficht einhellig bei. Nur 
wünfchte der Berollmächtigte des 10. Armeecorps nad dem Worte „Ober⸗ 
feldberrn® noch die @infhaltung des Zufabes „unter Mitgülfe des General: 
lieutenants.“ 

Der Vorſitzende erwiderte dagegen, daß er dieſem lebten Antrage durch⸗ 
aus nicht beipflichten könne: einmal aus den bereits früher angezeigten Grün⸗ 
den, — dann aber auch deshalb, weil es unthunlich fei, Geſchaͤfte dieſer Art 
dem Generallieutenant des Bundesheeres, ohne Nachtheil für den Gang der: 
felben in den Zweigen des Chefs vom Generalftab, des Artilleries und Genie⸗ 
Directors und des Intendanten, zu übertragen. 

Auch die übrigen Mitglieder erklärten fich gegen den von dem Bevoll⸗ 
mächtigten des 10. Armeecorpe vorgefchlagenen Zuſatz, und wurde derſelbe 
folgli in den genannten Paragraphen nicht aufgenommen. 

Gegen die 66. 67, 68, 69, 70, 71 und 72 wurde von feiner Seite et: 
was erinnert. 

Sn zweiten Abfabe bes 5. 73 aber hielt der Vorſitzende Hinfidhtlich der 
befonderen Bälle, wo es dem Oberfelbherrn freigeftellt fein folle, die Ausferti- 
gung unmittelbar an die Corpsé zu erlafien, eine nähere Erläuterung für 
nöthig. Auch die gewöhnlihen Mari: und Dispofttions:Befehle muͤſſe ber 
Oberfeldberr, nach feiner Ueberzeugung, unmittelbar an die Eorps erlafjen 
fönnen. Er zweifele nit an der Zuverläffigfeit und Pünktlichkeit der dem 
Oberfeldherrn ale Organe beigegebenen höheren Officiere; inzwiſchen ſeien 
ſolche Befehle größtentheild viel zu wichtig und dringend, ale daß ihre Erpee 
diton nit direct und durch foldhe Individuen geſchehen folle, welche der 
Oberfeldherr für jede Saumfeligfeit zur ftrengften Verantwortung ziehen fann. 
Er trage demnach darauf an, an der berügrten Stelle den Bufap: 

und „wie es fi von felbft verficht, alle Ausfertigungen, weldhe auf 
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bie wenigen Bemerkungen und Gutachten aufzunehmen, welche 
ſich auf dergleichen Fragen beziehen, und noch nicht in den Ent- 
wurf der NRedaction aufgenommen werden konnten. 


die Operationen Bezug haben, buch die ihm untergebenen Stellen 
eben fo an die Corps zu erlaflen Hat”, 
aufzunehmen. 

Der Eöniglicäspreußifche, königlichsbaierifche und die Bevollmächtigten des 
8. und 9. Armeecorps waren bamit vollkommen einverftanden. 

Auch der Bevollmädtigte des 10. Armeecorps geftand, dag er dem vom 
Vorfigenden in Frage geftellten und mit triftigen, reinsmilitäriichen Gründen 
geſtützten Vortrag ale Militär in reinsmilitäriichen Rückſichten gewifiermaßen 
fi) gezwungen fühle, der Mehrheit der Stimmen ſich anſchließend, beizutreten; 
er Eönne diefes jedoch nur, indem er ausbrüdlich wünſche zu Protocoll geges 
ben zu jehen, wie es fein Wunſch geweien, daß die bisherige Redaction ber 
betreffenden Paragraphen hätte beibehalten werben fönnen. Seiner Anſicht 
nad flünden die reinsmilitärifchen Erfordernifie mit den bundesgemäßen in 
jelbigen zwar in einer Art von Widerſpruch; — es komme aber, wenn er ſich 
für den Augenblid nit im Stande fühle, dieſen in durchaus unfchädlicher 
Vereinbarung zu heben, darauf an, ob es nicht beſſer fei, eine Ginigung im 
SHaupiquartier ſich zu gedenfen, welche, wo PRichten und Rechte an beiden 
Seiten verwahrt, erfprieglicher fein möge, als eine Regel, deren Zwedtmäßigfeit 
nur einfeitig fei, indem nämlich das Bundesgemäße in dem rein-militäriichen 
Erforderniß fi zu fehr verliere. Unter diefer Bemerkung, und mit Beibehal« 
tung des übrigen Inhalte der gedachten Paragraphen flimme er für die Hins 
zufügung des techniſchen oder reinemilitäriſchen Grundſatzes. 

6. 74 blieb unverändert. 

Dagegen wünfchte der Borfipende, daß dem $. 75 fowohl die Formation 
bes Kriegsgerichtes, als auch die Beſtimmung, nach welchen Geſetzen der Ober- 
feldher gerichtet werden folle, beigefügt werde. Beides Halte er für um fo 
nothwendiger, als die gegenwärtigen Kriegsartifel dazu nicht Hinreichten, und 
es undillig wäre, biesfällige Gefebe erft dann zu machen, wenn man ben 
Oberfeldherrn zur Verantwortung zöge. Dieſem Uebel wäre nach feinem Da⸗ 
fürhalten mit dem Zuſatze abzuhelfen, bag der Oberfeldherr nach Unterfuchung 
bes Thatbeftandes nur nach dem Gejehbuche desjenigen Staates, zu bem er 
gehört, zu richten fei. 

Für das Kriegsgericht ſelbſt brachte der königlich-⸗preußiſche Bevollmaäch⸗ 
tigte nachflehende Yormation in Antrag. 

Ginen Feldmarſchall, General der Infanterie oder Gavallerie, ale Prä⸗ 
fidenten, von der Bundesverfammlung gewählt, 
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Shen jo hielt es die Militärcommiffion für gut, um den 
ſehr verehrlichen Bundestags-Ausfchuffe eine Klare Ueberſicht ihrer 
Berhandlungen vorzulegen, bier nur Diejenigen Bemerkungen und 
Zufäße herauszuheben, welche eine wejentliche Berüdfichtigung 
verdienen, in Rüdftcht aber auf unbedeutende Redactionsänderungen 
oder auf weitläufigere Gutachten ber einzelnen Mitglieder fich 
lediglich auf die betreffenden Protokolle zu beziehen. 


VI. Abſchnitt. 
Oberfeldherr. 

Die Verhandlungen der Militärcommiſſion über dieſen Ab- 
ſchnitt finden ſich ausführlich in dem Protofolle ihrer 32. Sitzung. 
(S. 448. ff. Anınerf.) 

Von Seiten des ſehr verehrlichen Bundestags-Ausſchuſſes 
waren zwei Gegenftände zu berüdfichtigen gegeben, nämlich zu 
8. 69 die Unterabtheilung des Generalftabs, und zu $. 75 die 
Form des zufammenzufeßenden Kriegsgerichts. 

Die zu $. 69 gewünfchte Tabelle wurde von der Militair: 
commiffion entworfen. Dieje glaubt jedoch, daß Die Tabelle nicht 
zum VI, ſondern zum VIL Abſchnitte gehöre, und wird deßhalb 
dort auf fie zurüdfommen. 

Die Beftimmung der Form des zufammenzujeßenden Kriegs: 
gerichts ſchien der Militärcommiffion jo unerläßlih, daß fie Die- 
jelbe unbedenklih in die neue Redaction des $. 74 aufnehmen 
zu müflen glaubte. 


zwei eldzeugmeifter, oder Generale der Infanterie ober Gavallerie, 

zwei Generallieutenants, 

zwei Generalmajors, 

alle jechs aus dem Bundesheere bazu commandirt ; 

einen Generalauditor, von dem Staate des Oberfeldherrn, 

einen Defenfor, von dem Oberfeldherrn felbft gewählt. 
Sämmtlihe Eommiffionsglieder traten biefen beiden Anträgen einſtimmig 
bei. Nur glaubte der Bevollmächtigte bes 8. und jener des 10. Armeecorps, 
daß dem Borfchlage des Vorſitzenden noch der Zufaß beizufügen wäre: „bis 
zur Ginführung eines allgemeinen Geſetzbuches.“ — Someit äußerte ſich da⸗ 
mals die Militärcommiffton in der 32, Sitzung des Jahres 1821. 
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Bon Seiten der Milttärcommiffion jelbft wurden im Allge- 
meinen Feine erheblichen Bemerkungen über den VI. Abjchnitt 
gemacht, jo daß fie Hier auch nur zweier Dinge beſonders zu er- 
wähnen nöthig findet. 

In Rüdfiht des Eides nämlich, welchen der Oberfeldherr 
zu leiften hat, glaubt fie den jehr verehrlichen Bundestags-Aus- 
Ihuß darauf aufmerkſam machen zu müflen, daß die Kormel 
diefes Eides entweder dem $.54 Der neuen Redaction beizufügen, 
oder wenigftens jpäterhin in das Dienftreglement des Bundes⸗ 
heeres aufzunehmen fei. Sie hielt fich jedoch nicht für ermächtigt, 
eine ſolche Formel jelbft zu fertigen, ſondern bejchränfte ſich dar- 
auf, Die Nothwendigkeit derjelben dem ſehr verehrlichen Bundes 
tags⸗Ausſchuſſe mit dem Erſuchen in Grinnerung zu bringen, 
diefe Formel vielleicht Fünftig au) vor der Beſchlußnahme zur 
Begutachtung der Militärcommiffton gefälligft mittheilen zu wollen. 

Ueber den andern Gegenftand konnte die Militaͤrcommiſſion 
ihre Anfichten nicht vereinigen, weßhalb fie e8 für ihre Pflicht 
hielt, Die Sache Durch Den ſehr verehrlichen Bundestags-Ausſchuß 
der hohen Bundesverfammlung zur Entjcheidung vorzulegen. 

Die Militärbevollmächtigten von Defterreich, Preußen und 
dem 9. Armeecorps trugen naͤmlich bei Berathung des $. 56 der 
neuen Redaction darauf an, daß der Oberfeldherr nur dann ver: 
pflichtet fein jolle, Die Umrifje feined Operationsplanes der Bun- 
deöverfammlung vorzulegen, wenn aus der Mittbeilung def- 
felben Feine Nachtheile mehr für Die Dperationen ent: 
fteben fönnen, und fie wünfchten, daß dieſe nähere Beftimmung 
in dem $. 56 aufgenommen werden möchte, 

Die Militärbevollmädhtigten des 7., 8. und 10. Armeecorpg 
ftimmten dagegen für Die unveränderte Beibehaltung dieſes 
Paragraphen, wiewohl der Bevollmächtigte des 8. Armeecorps 
doch auch der Anficht beitrat, Daß Die Mittheilung des Operations- 
planes nicht zu früh gejchehen folle. 

Die Anfichten beider Theile find in dem angegebenen Pro- 
tofolle der 32. Sigung näher entwidelt, und die Miltiärcom- 
miffion darf fi) daher lediglich auf dieſes Protokoll beziehen, 
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und das Weitere den fehr verehrlichen Bundestags:Augjchufie 
überlafjen. 


vi. Abſchnitt. 
Sorpscommandanten. 

Die Militärcommilfion batte bei dieſem Abfchnitte, womit 
fie fih in ihrer 33. und 34. Sitzung bejchäftigte, zuvörderft auf 
zwei Bemerfungen des ſehr verehrlichen Bundestags-Ausſchuſſes 
Nüdficht zu nehmen. Derjelbe begehrte nämlich 

1) ad 8.83 der ältern Redactton, den Entwurf eines Schemas 
über die Bildung des Generalftabs und die Anordnung der Gen- 
tralverwaltung, dann anderer Anftalten bei jedem Armeecorpg; 

2. ad $. 84 derſelben Redaction, die vorläufige Vorlegung 
eine® Gutachtens zur nähern Beſtimmung der Form, wie die 
Unterfuchung, weldye ein Corscommandant fordern Tönne, zu 
führen fein dürfe. 

Ad 1. vereinig:e ſich die Militärcommiſſion in der Anficht, 
daß die Einrichtungen des Generalftabs und der übrigen Ber: 
waltungdzweige der Armeecorps, welche bei Den ungemijchten 
ohnehin ſchon den beftehenden Ginrichtungen gemäß ihnen jelbft 
überlafjen bleiben müſſe, auch bei den gemiſchten Armeecorps am 
füglichften der freien Vereinigung der betreffenden Staaten über: 
laſſen werden folle. Die Militärcommiffion nahm Daher Anftand, 
etwas Weiteres über diefen Gegenſtand in dem betreffenden PBa- 
ragrapben zu bemerfen. 

Ad 2. glaubt die Militärcommilfion, Daß es ſich hier bloß 
um die Form folcher Unterfuchungen handeln Fönne, weldye Corps⸗ 
eommandanten gegen den Oberfelbberrn zu fordern fich veranlaßt 
finden dürften, wenn fie durch Eingriffe des Oberfeldherrn in 
ihre Rechte oder fonftige MWillfürlichleiten gegründete Beſchwerde 
zu haben glauben. Nur in foldhen Fällen halt die Militärcom- 
miffion die Corscommandanten für berechtigt, fi) auf dem Dienft- 
wege durch den Oberfeldherrn von der Bundesverfammlung ein 
Kriegsgericht zu erbitten. Dieje würde dann unmaßgeblich Drei 
Bundesftanten wählen, welche zu dem niederzuſetzenden Kriegs- 
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gerichte — Ahulich jenem für den Oberjeldherrn beflimmten — 
die nöthigen Officiere nebft dem Auditor zu commandiren hätten. 

Alle anderen Unterfuchungen, welche die Sorpscommandanten, 
etwa durch Beſchwerde gegen einander oder gegen ihre Linter- 
gebeuen veranlaßt, wünfchen jollten, können nur bei dem ber: 
feldherrn im gewöhnlichen Dienftwege nachgefucht, und von ihm 
die diesfallfigen Kriegsgerichte angeordnet werben. 

Die Militärcommiffion hat übrigens in dieſem VIL. Abjchnitte, 
außer einigen wenigen Zujäßen, durchaus Feine Veraulaſſung 
gefunden, auf fernerne bedeutendere Abänderungen anzutragen. 

Der Bevollmächtigte des 8. Armeecorps hatte in der 33. 
Sitzung den Wunſch geäußert, Daß man zum $. 80 folgenden 
Zufa machen möge: 

„Uebrigens werben die combinirten Armeecorps fi) wegen 
der Inſpection vereinigen, wie fie bie jährliche Mufterung 
ihrer Corps vornehmen wollen, und die in diefer Hinficht 
getroffene Nebereinfunft der Bundesverjammlung anzeigen.” 

Die Militärcommilfion bat zwar die Zweckmaäͤßigkeit dieſes 
Vorſchlages vollkommen erfannt; allein fie ift der Meinung, daß 
derjelbe nicht in Das Militärgefeß gehöre, jondern glaubt Die 
hohe Bundesverfammlung blos auf die Nothwendigfeit aufmerks 
ſam machen zu müfjen, daß dergleichen Einrichtungen vielleicht 
“von ihr den betreffenden Bundesſtaaten zur möglichen freien 
Uebereinfuft einpfohlen werden möchten. 


VIII. Abſchnitt. 
Bildung des Hauptheeres. 


Bei dem VII. Abſchnitte, worüber die Militärcommiſſion in 
ihrer 35., 36., 37., 38. und 39. Sitzung verhandelte, Hatte fie 
vor allem die Bemerkungen von Hannover zu $. 87 der alien 
Nedaction in Rüdlicht des Generalauditors, und die von Wuͤrt⸗ 
temberg zu $$. 87, 88, 89 und 91 hinſichtlich der Inſtructionen 
für den Generalquartiermeifter, den Generaladjutanten u. ſ. w. 
zu berüdfichtigen.. Es Tag ihr ferner ob, außer einigen anderen 
Zufägen und näheren Beltimmungen, deren ihr dieſer Abſchnitt 
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zu bedürfen fchien, Hauptfächlich Die von dem Bunbestagsaus- 
ſchuſſe begehrte Tabelle fiber die Unterabtheilungen des General- 
ftab8 und der übrigen Verwaltungszmweige für dieſen Abſchnitt zu 
rechtfertigen. 

Die zuerft erwähnte Bemerkung von Hannover erledigt fich 
ſchon durch das frühere Gutachten der Militärcommiffion zum 
VII. Adfchnitte, nach welchem jedem Armeecorps überlaflen bleibt, 
die Einrichtung feined Generalftab8 und feiner Verwaltungszweige 
nach eigener Vebereinfunft zu treffen. 

Die Bemerkungen von Württemberg find bei der Redaction 
des ganzen Abjchnittes weſentlich berüdfichtigt. 

Den meiften Schwierigfeiten unterlag die Berfertigung der 
dem VIII. Abſchnitte beigelegte Tabelle über die Bildung des 
Hauptquartierd. Die Militärcommiffion hofft fie jo viel als 
moͤglich gehoben zu haben, und bezieht ſich im Allgemeinen rüd- 
fihtlid) der Verhandlungen über dieſen wichtigen Gegenftand auf 
die oben angezeigten Protocolle. Sie blieb im Ganzen den in 
der frühern Redaction aufgeftellten Anfichten vollkommen treu, 
und beſchränkte fi) nur darauf, Die Redaction felbft etwas be- 
ftimmter und durch die Tabelle verftändlicher zu machen. 

Nur einen weſentlichen Zuſatz erlaubte fie ſich zum Schluffe 
dieſes Abfchnitted in zwei bejonderen Paragraphen beizufügen. 
Er enthält die nothwendigen vorläufigen Beſtimmungen in Rüd: 
ſicht des Gehaltes des Oberfeldherrn, und aller derjenigen Zu: 
lagen und außerorbentlichen Ausgaben, weldye unter allen Um: 
ftänden gededt, und nad) den Grundjäßen der Billigfeit wohl 
nur gemeinfam vom Bunde getragen werben können. Die Mi: 
litärcommiffion hält e8 für ihre Pflicht, den fehr verehrlichen 
Bırndestagsausfchuß auf diefen Zuſatz befonderd aufmerfjam zu 
machen. 

Zugleich mit dieſen Verhandlungen über den VIII. Abſchnitt 
beſchloß die Militärcommiffion, über einen fernern Gegenftand, 
in deſſen Beurtheilung fte ſich nicht vereinigen Tonnte, ihre ver- 
ſchiedenen Anfichten der hohen Bundesverfammlung zur Entfchei- 
dung vorzulegen. Er betrifft die Vereidung des Generalguartier- 
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meifterd und des Generaladjutanten, welche von Dem Bevoll- 
mächtigten des 10. Armeecorp8 in Antrag gebracht wurde. 

In der frühern Redaction der Grundzüge wurde im VI. Ab- 
fchnitte 8.69 dem Oberfeldherrn das Recht zugeitanden, fich den 
Generalquartiermeifter, den dirigirenden Generaladjutanten, den 
Generalauditor und den Dirigirenden Arzt zu wählen, audy feinen 
Generalſtab ſelbſt zu beftellen, während der Generallieutenant des 
Bundes, die Directoren des Artillerie: und Genie-Weſens, Der 
Chef der Heereöpolizei und der Generalintendant, mit ben ihm 
zunächſt untergebenen Vorftänden, vom Bunde gewählt und in 
Pfliht genommen werden follten. Die Nothwendigfeit dieſer 
Verpflichtung wurde von dem Bevollmächtigten des 10. Armee- 
corps auch auf den Generalquartiermeijter und den Dirigirenden 
Generaladjutanten ausgedehnt. Er ging hierbei von der Anficht 
aus, daß, in Folge des Bundesprincips, dee Wahl, Ernennung 
und Verpflichtung derjenigen ſämmilichen Chefs, welche, gleidy 
dem Feldherrn, aufs Ganze des Bundesheeres einwirken, und 
jelbigeö in allgemeinen Bezügen befehligen oder leiten, ein jeder 
aus irgend einem Bundesftaate entnommene Chef — einer Jol: 
hen aufs ganze Heer einwirfenden Leitung vorgeftellt — um jo 
eher dem Bunde zu verpflichten fein dürfe, als jonft der dem 
eigenen Staate geleiftete Eid in öfterem Widerfprud mit den 
für den Bund übernommenen Pflichten kommen werde und müſſe, 
— daß die Gebühr der möglichiten Sicherftellung des Bundes 
in Sidyerftellung des gegenfeitigen Zutrauens, die Vermeidung 
alles befjen, was als Vorrecht oder Willfür fich bezeichnen, und 
auf nur halb oder theilmeife ausgejprodyene oder angewandte 
Geſetze hindeute, möglichft vermieden werden müſſe, — und ftellte 
zur nähern Begründung diefer feiner Anjichten diejenigen Sätze 
auf, welche theild Das 37., theild das 39. Protocol enthalten. 

Die Bevollmädtigten des 7. und 8. Armeecorps flimmten 
diefem Antrage bei, inden fie erklärten, daß die Vereidung bes 
Generalquartiermeifterd und des Generalajutanten weder nach— 
theilig noch flörend auf den Dienft einwirken Tönne, da der 
bienftliche Gehorſam dieſer beiden Individuen durch Die Verpflich— 
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tung gegen den Bund jo wenig leiden würde, als in einen 
jelbitftändigen Staate der dem Souverain geleiftete Eid der 
Treue dem Gehorſam aller und jeder Chargen gegen den Ober: 
feldherrn entgegenflehbe. Sie flimnten deswegen für die Der: 
eidung der Genanten, wenn bie Staaten in derjelben Beruhigung 
und mehr Gewähr für ihr und des Bundes Jutereſſe fänden, 
und dieſe Beftimmung wünschten. 

Die Bevollmächtigten von Defterreih, Preußen und dem 9, 
Armeecorps waren dagegen, unter Anführung mehrerer größten- 
theils reinsmilitäriicher Gegengründe, Die aus dem Protocol der 
37, und 8. Sigung zu erſehen find, der Meinung, daß die 
Bereidung der genannten beiden Individuen nicht nur nicht zweck⸗ 
mäßig und notbwendig, jondern vielmehr höchſt überflüffig und 
nachtbeilig ſei. Insbeſondere aber erklärten fie in Bezug auf Die 
von dem Bevollmächtigten des 10. Armeecorps in feiner motivirs 
ten, für die Vereidung aufgeftellten Anſicht, „daß der General: 
quartiermeifter und der dirigirende Generaladiutant, als Leiter 
derjenigen Zweige der Gejchäftdverwaltung des Bundesheeres, 
welchen fie als Referenten vorftehen, anzufehen, und in folder 
Eigenschaft, alfo der &eneralquartiermeifter für Die Operationen 
und ber Generaladjutant für den innern Dienft des Heeres, dem 
Bunde Durch beſondere Bereidung verantwortlich zu machen jeien”, 
daß nur derjenige Oberfeldherr dem Bunde für die Operationen 
verantwortlich fein koͤnne, ber fie jelbit zu Denken und zu Teiten 
vermag, und daß jeder Eid, welcher den Generaiquartiermeifter 
und Dirigirenden Generaladintanten dem Bunde für Die Opera 
tionen und ‘den innern Dienft des Heeres verantwortlich mache, 
eine Beleidigung für den Dberfeldherrn fei, welche nur zum un⸗ 
vermeiblichen Verderben eined Heeres führen müſſe, bei welchen 
e3 auf dieſe Weile Mar ausgeſprochen wäre, daß der Oberfeld- 
herr eine Majchine et, Die von ſechs ſogenannten Chef3 umgeben 
würde, weldye unter fi) Die Ausübung der Rechte des Oberfeld> 
herrn theilten, und Dafür dem Bunde im Allgemeinen verant: 
wortlich jeien. 

Um jedoch weitere Wiederholungen zu vermeiden, darf ſich 
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die Militäreommiffion aud in Betreff dieſes Gegenſtandes ledig- 
lih auf die vorhin bemerften PBrotocolle beziehen. 


IX. Abſchnitt. 
Verpflegung. 

Die Verhandlungen über den IX. Abſchnitt der Grundzüge 
beichäftigten die Militärcommilfion in ihrer 40., 41., 42., 48., 
44. und 45. Sitzung. Den wejentlichften Theil derjelben Liefern 
die Protocolle der 40. und 45. Sitzung. 

Die Militärcommiffion überzeugte fih, daß in dieſem Ab⸗ 
jehnitte der Grundzüge die wejentlichfte Beftimmung die Verpfle⸗ 
gung, nämlid die Feſtſetzung allgemeiner Srundfähe über die 
Art und Welje, wie die Truppen des Bundes eigentlich verpflegt 
werden follen, abgehe. Sie vermißte ferner die Beſtimmungen 
über die Operationskaſſe, welche zwar in den frühern Grund⸗ 
zügen erwähnt, deren Exiſtenz jelbft aber nirgends durch irgemd 
ein Gejeß begründet wurde. Sie fand fi) daher außer Stand, 
Vorichläge zu einem Verpflegsreglement zu entwerfen, da fich ein 
ſolches nur auf der Baſis Jolcher allgemeinen Grundbjäße, Die 
bis jegt jenem Abfchnitte ganz abgehen, audarbeiten läßt. Der 
Abſchnitt jelbft, wie er in den Örundzügen aufgenommen wurde, 
tonnte unter ſolchen Umftänden nicht als Directionorm und als 
Bafis der Verhandlungen gelten, und es ift der einzige, bei wel⸗ 
hen fi Die Militärconmiffion in der Nothwendigkeit befand, 
eine ganz veränderte Redaction in Antrag zu bringen, 

Die Verhandlung dieſes Gegenflandes mußte auch darum 
jchwieriger als die aller übrigen fein, weil fich bei ihm die mili> 
tärifchen und die politiichen Rückſichten nicht wohl getrennt bes 
handeln ließen, und beide oft, wenigftens jcheinbar, entgegen 
geſetzte Rüdfichten forderten, weshalb ſich denn auch bei Gröffe 
nung derjelben in der 50. Sikung ſehr verjchiedenartige Anficy- 
ten ergaben. 

In der 45. Sihung ſprach fi) jedoch eine Mehrheit von 4 
Stimmen für die von ihr fogenannte Gorpsverpflegung, und eine 
Mehrheit von 3 Stimmen für diejenige Rebaction des IX. Ab- 


465 


jehnitted aus, welche den neu rebigirten Grundzügen beigefügt 
wurde. Dagegen erklärte ſich Die Minderzahl, nämlidy der öfter: 
reichifche und der Bevollmächtigte des 8. Armeecorpd, für die 
von ihr fogenannte allgemeine Verpflegung, und fand es für 
nothwendig, nicht allein ihre Anfichten in der 2. Beilage zu mo- 
tiviren, fondern auch einen Sntwurf zur Redaction des IX. Ab- 
ſchnittes nad) ihren Anfichten der gegenwärtigen Note beizufügen. 

Desgleichen wünjchte auch der Bevollmädhtigte vom 10. Armee 
corps, welcher zwar für die Korpsverpflegung ſtimmte, rückſichtlich 
der Redaction über den Abjchnitt der Verpflegung aber von ber 
Anficht der Maforität abwidy, feinen diesfallfigen Vorſchlag mo- 
tivirt der gegenwärtigen Note anzufchließen, der derjelben in der 
3. Beilage beigebogen if. 

Die von Baiern, Sachſen, Württemberg und Baden über 
die frühere Rebaction des IX. Abjchnitted gemachten Bemerkungen 
find zwar ſaͤmmtlich bei der neuen Redaction mehr oder weniger 
berüdfichtiget, ihre einzelne Beantwortung konnte aber von Seiten 
der Militärcommiffion um jo weniger erfolgen, als ſich dieſelben 
zum größten Theil nur auf die frühere Redaction beziehen, welche 
jedoch nunmehr auf jeden Fall Abänderungen unterliegt. 


x. Abſchnitt. 
Gerichtsbarkeit. 


Bei diefem Abjchnitte, worüber die Militäreommilfion in 
ihrer 43. und 44. Sibung verhandelte, Tagen ihr die Bemerkun⸗ 
gen vor, welde von Hannover und Württemberg zur frühern 
Redaction gemacht wurden. Dieje Bemerkungen führten jedoch 
nit auf Veränderungen, fondern nur auf nähere Erklärungen 
der in den Grundzügen ſehr zwedmäßig aufgeftellten allgemeinen 
Saͤtze. Die Militärcommilfion glaubt bierauf im Detail ber 
Arbeit alle mögliche Rüdfiht genommen zu haben. Im Weſent⸗ 
lichften dieſes Abſchnittes erachtete fie durchaus Feine Verände— 
zungen nothwendig, jo Daß die Redactionsabweichungen ſich nur 
auf das Unbedeutendere bejchränfen. 


Dritter Theil. 30 
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Nach vollendeter Bearbeitung der Grundzüge war der Mili- 


tärcommiffion noch jenes Gutachten zu faflen übrig, welches der 
jehr verehrliche Bundestagsausfchuß über die für das Bundes⸗ 
heer zu verfertigenden Reglements verlangte, und fie bejchäftigte 
ſich mit dieſem Gegenftande fofort in ihrer 46. Sitzung. 


der 


Auf einen, von den Bevollmächtigten Des 8. Armeecorps in 
angeführten Sitzung erftatteten, fehr umfaffenden Vortrag 


über die Gegenftände eined Bunde3-Militär-Bejeßbuches vereinigte 
ih Die Militärcommiffion zu folgendem allgemeinen Gutachten: 


1. 


> 


daß die Reglement3 für das Bundesheer eigentlich jo gut 
al8 gar Feine Detaild enthalten dürften, indem e8 fich dort 
faft immer um allgemeine Beftimmungen, nicht aber um die 
Detailausführungen handle, welche Tediglidh den Corps und 
Contiugenten überlafen werben müßten. Es fei daher nicht 
nothiwendig, anf eine Fünftige Fertigung einzelner Reglemente 
für Die Verpflegung, das Sanitätsweſen, die Bundesfeftungen 
und den Dienft des Heered anzutragen, fondern vielmehr 
darauf, daß von der Milttärcommiffion auf der Baſis der 
Grundzüge ein allgemeined Reglement im Ganzen gefertiget 
werde, wovon bie genannten Genenftände einzelne Kapitel 
ausmachen würden, — 


. daß dieſe Arbeit jedoch von der Militärcommiffion nicht 


eher vorgenommen werden könne, als bis ihre Baſis, nämlich 
die Grundzüge der Militärverfaffung, von der Bundesver 
ſammlung definitiv angenommen, und der Bundestags-And- 
ſchuß der Militärcommiffion die Genehmigung der hoben 
Bundesverfammlung über den gegenwärtigen Antrag zur 
Verfaſſung eined allgemeinen Reglement3 und die Anfichten 
derjelben fiber Die allgemeinen Grundfäße zur Behandlung 
der Bundeöfeftungen — über welche die Militärcommiifion 
in ihrer Note vom 28. Junius 1819 anfragte, — befannt 
gemacht haben wird. 


. Da die Gapitel von der Verpflegung, vom Sanitätswejen 


und von der Gerichtsbarkeit Des Gutachtens der dahin eins 
ichlagenden Behörden bedürfen, dieſes aber auch nicht eher 
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. erfolgen fann, als bis die Grundzüge angenommen find, fo 
glaubt die Militärcommiſſion, daß es Eoftipielig und zeit- 
raubend fein dürfte, dergleichen Geſchäftsmänner hierher zu 
berufen. Sie hält es vielmehr für geratbhener, bei der hohen 
Bundesverfammlung dahin anzutragen, daß, wenn von ihr 
die gegenwärtigen Grundzüge definitiv angenommen jein 
werden, fie einige Staaten erjuchen möge, die einzelnen Aus⸗ 
arbeitungen über die Verpflegung, das Sanitätswefen und 
die Gerichtsbarkeit auf der Bafis der angenommenen Grund: 
züge entwerfen, und Durch ihre Bevollmächtigten der Militärs 
commiffion zukommen zu laſſen, welche die Zufammenftellung 
der Entwürfe fodann Der hohen Bundesverfanmlung unter: 
legen würde. 

Die Militärcommiffton ergreift mit Vergnügen dieſe Gelegen- 
heit, dem fehr verehrlichen Bundestags: Ausichuffe die Verficherung 
ihrer ganz vorzüglichften Hochachtung zu wiederholen. 

Frankfurt a. M., den 3. April 1821. 

Im Namen der Militärcommiffion der hohen 
Bundesverfammlung 
der Präfidirende 
Freiherr v. Langenau, GM. 


In der Sigung vom 12. April 1821 hatte die Bundesver: 
jammlung beſchloſſen, die Note der Militärcommilfion vom 3. April 
1821 (fiehe oben ©. 448 ff.) dem Bundestags-Ausfchuffe in 
Militärfachen zur Erftattung eines gutachtlichen Vortrags hierüber 
zugeftellt, zugleich aber beſchloſſen, es den Regierungen anheim- 
zugeben, ob fie nicht ihre Anfichten, beſonders über Diejenigen 
Punkte, über welche die Mitglieder der Militärcommiſſion felbft 
nicht einverfianden waren, vorläufig mittheilen wollten, damit Der 
Ausſchuß bei Erftattung ſeines Gutachtens hiervon Gebrauch 
machen könne. Indeſſen waren dem Ausfchuffe bis zum 30. Juli 
nur einige vertraulihe Bemerkungen von Preußen und Groß: 
herzogthum Hefjen, und dieſe erſt in den legten Tagen, mitgetheilt 
worden. Da nun die Bundesiags-Sißungen auf einige Monate 
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unterbrochen werden jollten, jo glaubte der Ausſchuß mit Erſtat⸗ 
tung feines Gutachtens nicht Tänger warten zu Dürfen, und legte 
der Verfammlung die NRejultate feiner Berathungen vor. Er 
hatte unter fortmährender Berüdfichtigung jener Bemerkungen 
von Preußen und Großherzogthum Hefjen — die von der Mili- 
tärcommiffion angenommene Redaction Punkt für Punkt durch: 
gegangen und discutirt, und fand ſich daher in den Stand ge- 
jet, binfichtlich derjenigen Abänderungen, welche ihm als noth- 
wendig erjcheinen, an die hohe Verfammlung Die folgenden An⸗ 
träge zu ſtellen. Sie Tauteten: 


VL Abſchnitt. 
Oberfeldher. 


$. 52. 

Die weſentlichen Beſtimmungen dieſes Paragraphen find be- 
reit3 in dem Artikel XII der „Kriegsverfaflung des deutſchen 
Bundes in ihren allgemeinen Umriſſen“ u. |. w. ausgejprochen, 
der Ausfchuß glaubt daher darauf antragen zu können, daß der 
$. 52 hier ganz weggelafjen werde. 

Die SS. 53 und 54 find zwar auch bereits größtentheil® in 
dem Artifel XIV enthalten; da ſie aber doch eine nähere Erläu- 
terung defielben bezweden, jo fchlägt der Ausfchuß Die Beibehal- 
tung derſelben vor. 

6. 53. 

Zugleich Bringt er, nach den Anträgen von Preußen und 

Hefjen, für den $. 53, welcher Tautet: 
„Der Oberfeldher verhält fi zum Bunde, wie jeber 
commandirende General zu feinem Souverain, und die 
Bundesverfammlung ift daher feine einzige Behörde,” 
folgenden Zuſatz in Vorſchlag: 
„welche mit ihm durch einen aus ihr gewählten Ausſchuß 
in Berbindung fteht.” 
$. 54. 

Die Militärcommiffion hat den Antrag geftellt, diefem Pa- 

ragraphen die Formel des Cides beizufügen, weldyen der Ober- 
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feldherr beim Antritte feines Amtes zu leiften bat. Sie hat fi 
aber nicht für ermächtigt gehalten, eine folche Formel jelbft zu 
fertigen, jondern fi) darauf beſchränkt, Die Nothmwendigfeit der: 
jelben in &rinnerung zu bringen. Der Bundestagsausſchuß hält 
ed jedoch für angemeflen, daß die Militäreommilfion vor Allen 
den Entwurf einer Redaction diefer Formel vorlege, damit man 
hierauf den weiteren Beſchluß fallen möge. 


6. 56. 

Während ein Theil der Militärcommiffion (drei Bevollmaͤch⸗ 
tigte ) für die unveränderte Beibehaltung dieſes Paragraphen 
fimmte, haben die drei anderen Bevollmächtigten auf die Ab- 
änderung angetragen: 

„daß der Oberfeldherr nur dann verpflichtet fein jolle, Die 
Umriſſe feines Operationdplanes der Bundesverfanmlung 
vorzulegen, wenn aus der Mittheilung deſſelben feine 
Nachtheile mehr für die Dperationen entftehen koöͤnnen.“ 

Da ed nad) diefer Beftimmung jedoch gänzlih der Willkür 
der Oberfeldherrn überlafjen würde, wann und wie er die Bun⸗ 
besverfammlung von den Umriſſen feines Operationsplanes in 
Kenntniß ſetzen wolle; jo trägt der Ausfhuß um jo mehr auf 
unveränderte Beibehaltung der gegenwärtigen Faſſung des erften 
Abſatzes des $.56 an, als diefelbe bereit in dem Entwurfe vom 
Jahr 1818 enthalten und ohne alle Erinnerung von Seiten der 
verschiedenen Bundestagsgefandtichaften geblieben ift. 

Dei dem zweiten Abſatze dieſes Paragraphen Fönnte noch 
beigefügt werden: daß von der einftändigen Auseinanderfegung 
des Dperationsplanes, jo wie von den allenfallfigen Abänderun- 
gen, verfiegelte Abjchriften an die Bundesverſammlung eingefen- 
det werden follten, wofelbft fie verjchloffen im Archive deponirt 
zu bleiben hätten, bis eine Unterfuchung deren Einſicht nothwen- 
Dig machen würde. 


8. 57. 
Diefer Paragraph ſcheint einer deutlicheren Fafjung zu be: 
dürfen, und koͤnnte vieleicht auf folgende Art geändert werben: 
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„Damit für alle Faͤlle, welche eine Stellvertretung im 
Dbercommando des Heeres fordern, die Fortdauer dieſes 
Dbercommando’3 gefichert fei, wird von der Bundesver⸗ 
fammlung zugleich mit dem Oberfeldherrn auch ein Ge⸗ 
nerallieutenant des Bundes gewählt. Diefem gebührt in 
ſolchen Fällen die zeitliche Verwejung der Oberfeldherrn> 
ftelle, mit ganz gleihen Rechten, wie die des Oberfelb- 
herrn. 

Sobald der Oberfeldherr wieder das Obercommando 
übernimmt, oder ein neuer Oberfeldherr gewählt iſt, tritt 
der Generallieutenant des Bundes in fein früheres Ver: 
haͤltniß zurüd.” 


$. 61. 

Bon mehreren Gejandtichaften ift der Antrag geftelli wor: 
den, diefem Paragraphen eine Beitimmung beizufügen, gemäß 
welcher „die gemifchten Armeecorp8 von der Detachirung“ zur 
großen Gavallerie- und Artillerie-Referve befreit würden”, indem 
biefe Borps durch die Erleichterungen, welche die mindermächtigen 
Staaten in Anfprudy nähmen, nothwendigerweije jehr ſchwach an 
Cavallerie und Artillerie werden müßten. Wenn man nun gleich 
erwarten darf, Daß dieſe Verhältnifje bei der Bildung der gro- 
Ben Gavallerie: und Artillerie-Referve ohnehin jo weit werben 
berüdfichtigt werden, daß keinem Armeecorps von Diejen beiden 
MWaffengattungen mehr entzogen wird, als ed entbehren Fann, 
und man daher diefe Angelegenheit den Ermefjen des Oberfeld- 
herrn überlaffen könnte: jo erflärt fi) der Bundestagsausichuß 
doch auch nicht Dagegen, Daß dem vorliegenden Paragraphen 
deshalb eine Beftimmung beigefügt werde. Dieſe koönnte vielleicht 
folgendermaßen lauten: 

„Bei den gemifchten Corps wird er jedoch darauf Rüd- 
fiht nehmen, daß Diefelben nicht zu fehr an Cavallerie 
und Artillerie geichwächt werden.” 

Wird dieſer Zufaß nicht beliebt, fo könnte man vielleicht, 
nad den Vorſchlage von Großherzogthum Helfen, in dem erften 


471 


Sahe dieſes Paragraphen, ſtatt „gleichmäßig beitragen”, feßen: 
„nach dem Verhältniſſe ihrer Reiterei und Artillerie beitragen.” 

Eine nähere Beftimmung ift bier aus dem Grumde nicht 
wohl möglidy, weil die Erleichterung der Mindermächtigen in den 
Grundzügen nicht audgefprochen worden ift, und nur als Aus⸗ 
nahme von der Regel gilt. 


g. 69. 
fällt weg, da er bereits im Artifel XVI der Kriegäverfaffung 
enthalten ift. 


8. 70. 
muß daun auf folgende Art gefaßt werben: 
„Damit den Bundesftaaten über die gleichmäßige Behand: 
lung aller Theile des Bundesheeres volle Beruhigung 
verjchafft werde”, u. |. w. 


8. 75. 

Hier dürfte vielleicht eine nähere Beſtimmung, auf welche 
Art die ald Beifiger zum Kriegsgerichte beftimmten ſechs Generäle 
aus dem Bundesheere commandirt werben jollen, nicht überflüf- 
fig fein. 

Nach dem Vorfchlage von Preußen möchte e3 am angemef: 
jenften fein, wenn von Defterreih Einer, von Preußen Einer, 
von Baiern Einer, und von jedem der drei gemijchten Corps 
auch Einer commandirt würde. Die Commandirung Tönnte auf 
bie Einladung der Bundesverfammlung an die betreffenden Staa⸗ 
ten gejchehen, wobei zugleich eine Frift zur Abgabe der Grflä- 
rung zu feßen wäre. Am Ende dürfte der Sab folgendermaßen 
geſtellt werden: 

„und nach Unterſuchung des Thatbeftandes ihn, bis zur 
Einführung eines allgemeinen Gefeßbuches, nach dem Ge- 
ſetzbuche desjenigen Staates, zu dem er gehört, zu rich: 
ten hat,” 

Der Entwurf des letztern wäre der Militärcommiffton zu 
übertragen. 
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VIL Abfchnitt. 
Sorpscommandanten. 

In diefem Abjchnitte beziehen ſich 

$. 75 Bloß auf die Gorpscommandanten” der ungemifchten 
Corps, 

68. 76—82 bloß auf die der gemifchten, 

6. 83 auf beide. 

Um allen Mißverftändniffen in dieſer Hinficht zu begegnen, 
Iheint e8 rathſam, Dies deutlicher zu bezeichnen und daher gleich 
dem $. 75 den BZufaß beizufügen: 

„Was aber die Befehldhaber der zujammengejeßten Corps 
betrifft, jo treten dabei folgende Brundfäge in Anwen: 
dung ($. 76-82)”. 
Sodann würden diefe $$. 76—82 folgen, jedoch in"ven zwei 
legten Beilen des F. 78 die Worte: 
„bei den gemijchten Armeecorps“ 
als überflüffig wegbleiben können. 

Der Anfang des $. 83 könnte dann auf folgende Art ge 
faßt werben: 

„Wenn der Befehlähaber eines gemifchten oder ungemijch- 
ten Corps” x. 

Ad $. 78 kömmt noch anzuführen, daß die Verpflichtung des 
Oberfeldheren bemerkt werben follte, auf den Fall, wenn er aus- 
nahmsweiſe directe Befehle an eine Abtheilung eines Corps gäbe, 
gleichzeitig den betreffenden Gorpscommandanten davon zu be⸗ 
nachrichtigen. 

Auch wäre bierbei zu beſtimmen, daß die Detachirungen 
nicht contingentweife gejchehen follten. 

6. 82, 

Die Militärcommilfton glaubte von dem Bundestagsaus⸗ 
ſchuſſe an fie geftellten Begehren, „den Entwurf eined Schema 
über die Bildung des Generalftab3 und die Anorönung der Gen- 
tralverwaltung, dann anderer Anftalten bei jedem Armeecorps zu 
fertigen”, nicht entfprechen zu Tönnen, indem fie ſich in Der Ans 
ficht vereinigte, daß die Ginrichtung des Generalſtabs und Der 
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tihrigen Berwaltungszweige der Armeekorps, welche bei den un: 
gemifchten ohnehin ſchon den beftehenden Einrichtungen gemäß 
ihnen ſelbſt uͤberlaſſen bleiben müſſe, auch bei den gemifchten 
Armeecorps am füglichften der freien Bereinigung der betreffen- 
den Staaten überlaſſen werben jolle, 

Der Bundestagsausfchuß hält jedoch dafür, daß eine Be- 
flimmung über Die Vereinigung der an den combinirten Corps 
theilnehmenden Staaten hinſichtlich des Commando's und der 
Bildung des Generalſtabs und der übrigen Berwaltungszweige 
— analog mit der Beſtimmung des F. 26 — bier keineswegs 
überflüfftg fei, und fchlägt demnach folgenden Zuſatz zu dem 
$. 82 vor: 

„Die an den combinirten Corps und Diviſionen theil- 
habenden Staaten werden fi) uuter einander, fowohl über 
die Wahl der Korps: und Divifiond-&ommandanten, als 
über die Ginrichtung des Generalitabes und der übrigen 
Berwaltungszweige, vereinigen, und dieſe Uebereinkunft, 
drei Monate nach Annahme der zweiten Abtheilung der 
näheren Beflimmungen, der Bundesverſammlung anzeigen. 
Da, wo fie ſich nicht vereinigen Eönnten, wird die Bun⸗ 
desverfammlung vermittelnd einwirfen und noͤthigenfalls 
entſcheiden.“ 
$. 83. 

Der Bundestagsausfhuß trägt in Gemäßheit des gutachtli- 
hen Vorſchlages, den die Militärcommilfion auf fein Begehren 
binfichtlih der Form der von den Gorpscommandanten zu for: 
dernden Unterjuchung vorgelegt Hatte, und mit Berüdfichtigung 
der koͤniglich-preußiſchen Bemerkung, auf folgende Faſſung dieſes 
Paragraphen an, welcher jobann in zwei Paragraphen getrennt 
würde: 

§. 83. 

„Wenn der Befehlähaber eines gemifchten Armeecorps fich 
durch den Oberfeldheren in Rechten des Corps oder der daſſelbe 
bildenden Gontingente, die er zu vertreten bat, verleßt glaubt, 
jo Hat er davon die Anzeige an die Regierung des betreffenden 
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Bundesſtaates zu machen, welche ſodann ſeine Beſchwerde der 
Bundesverſammlung vorlegen wird. 
§. 834. 

„Glaubt ein Corpscommandant aber, daß ihm in ſeinen 
perjönlichen Rechten zu nahe getreten worden, jo kann er eine 
unparteüfche Unterfuchung fordern. Iſt die Beranlaflung von 
der Art, daß Gorpscommandanten durch Eingriffe des Oberfeld- 
herrn in ihrem Rechte oder durch ſonſtige Willfürlichfeiten 
gegründete Beſchwerde zu haben glauben, und beshalb eine Un⸗ 
terfuchung gegen den Oberfeldheren fordern, fo find die Corps⸗ 
commanbanten berechtigt, fi auf dem Dienfiwege durch ten 
Oberfeldherrn von der Bundesverfammlung ein Kriegsgericht zu 
erbitten. Dieje wird ſodann drei Bundesftaaten wählen, welche 
zu dem niederzufeßenden Kriegsgerichte — ähnlich jenem für den 
Oberfeldherrn beftimmten — die nöthigen Officiere nebft den 
Auditor zu commandiren haben. 

Alle anderen Unterfuchungen, welche die Sorpscommandanten, 
etwa durch Beſchwerde gegen einander oder gegen ihre Unter: 
gebenen veranlaßt wünfichen follten, können nur bei dem Ober⸗ 
feloheren in gewöhnlichen Dienftwegen nachgejucht uud von ihm 
die diesfallſigen Kriegsgerichte angeordnet werden. 

S. 85. 

Der bier allegirte $. 51 ift in Folge der neuen Rebaction 
$. 44 geworben. . 

Indeſſen glaubt der Ausſchuß, DaB dieſer ganze Paragraph 
mit ber Creation überflüffiger ContingentsCommandanten weg- 
zulafjen ſei. 


VII. Abſchnitt. 
Bildung des Hauptheeres. 

Die Militärcommiſſien hat — der früheren Redaction Der 
Grundzüge folgend — die Gejchäfte des Hauptquartierd in ſechs 
Abtheilungen getrennt, und in einer beigefügten Tabelle den 
Stand und Wirkungsfreid jeder derfelben aufgeftellt. Dadurch 
wurde dem Anfinnen des Bundestagsausfchufjes, wegen „Vorlage 
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einer Tabelle über die Unterabtheilungen des Generalſtabs nebft 
der näheren Bezeichnung Der Zunctionen der verjchiebenen Zweige 
und Individuen” — vollfommen genügt; nur findet der Ausſchuß 
die Anführung der Landescommiſſäre in der dritten Kolumne der 
Tabelle — Intendantur — nicht ganz geeignet, indem die Lan 
descommifjäre feine dem General-Intendanten jubordinirte Be- 
amte find. Um die möglichfte Schonung der Bundeslande zu 
fiher find von allen jenen Bundesftaaten, welche mit dem Hecre 
in Berührung kommen, der oberften Verpflegsbehoͤrde deſſelben 
Commiſſäre zugetheilt, deren Hauptaugenmerk ftetS fein muß, das 
Sintereffe des eigenen Landes zu wahren. Diejelben können Da- 
her nicht ald Beamte des Bundesheeres aufgeführt werden, wie 
dies in der Tabelle geichieht. 

Die Militärcommiffion hat eine nähere Beſtimmung in Rüd- 
ficht des Gehaltes des Oberfeldherrn, und aller derjenigen Zu— 
lagen und außerordentlihen Ausgaben, weldye unter allen Um⸗ 
ftänden gededt und nach den Grundbfähen der Billigkeit wohl 
nur gemeinfam von dem Bunde getragen werben koͤnnen, für 
nothwendig gehalten und diefelben in zwei weiteren Baragraphben 
89 und 90 — 

Der Bundestagsausihuß ift mit Diefem Zufaße ganz einver- 
ftanden. Derfelbe glaubt zugleich auf einen weiteren Zuſatz an⸗ 
tragen zu müflen, welcher von drei Mitgliedern der Militärcom- 
million in Vorſchlag gebracht worden iſt. Er betrifft die Ver⸗ 
eidigung ded Generalquartiermeifters und des Generaladjutanten. 
In der früheren Redaction der Grundzüge ift ausgeſprochen, daß 
die Generalartilleriee und Genie-Directoren, der Generalintendant 
und der Chef der Heerespolizei von der Bundesverfammlung in 
Eid und Pflichten genommen werben follen; über Die Vereidung 
des Seneralquartiermeifter und bed Generalabjutaunten, fo wie 
der übrigen Sndividuen des Hauptquartiers, iſt Darin nichts ge 
fagt. Diefe Bereidung Tann jedoch eben fo wenig nadhtbeilig 
oder ftörend auf den Dienft einwirken, ald die der Artillerie und 
Genie: Directoren, des Generalintendanten u. ſ. w. Es Tönnen 
im Gegentheil die Staaten in derjelben eine Beruhigung und 
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mehr Gewähr für ihr und des Bundes Intereſſe finden. Der 
Bundestagsausſchuß ficht fi) daher veranlaßt, auf dieſe Ver- 
eidung anzutragen, und glaubt den dagegen angeführten Grund, 
daß diejelbe eine Beleidigung für den Oberfeldherrn fei, am 
beiten durch den Vorſchag befeitigen zu koͤnnen, daß die Bundes- 
verjammlung dieſe Beeidigung dem Oberfeldherrn felbft über: 
trage. Der Ausſchuß legt demnach der hohen Verfammlung fol- 
gende, nach dem $. 88 einzufchaltende, Zufaßbeftimmung zur Ge- 
nehmigung vor: 
$. 884. 

„Der Oberfeldherr wird, jobald er den Oberbefehl 
bes Heeres übernommen hat, jämmtliche im Hauptquartier 
angeftellte Officiere und Beamte, welche nicht bereitd von 
der Bundesverſammlung vereidet find, im Namen und 
aus Auftrag derjelben in Eid und Pflichten des Bundes 
nehmen,” 

Ueber die Formel des Eides wäre von der Militärcommil- 
fion näheres Gutachten zu erheben, damit darauf Rüdfiht ge- 
nommen werden möge, daß fich die Verantwortlichkeit des Ober» 
feldherrn nicht theile und feine Wirffamfeit nicht gelähmt werde. 

Die im $. 87 allegirte Tabelle Num. 7 muß nun Num. 12 
erhalten. 

Sm $. 89 wird in Gemäßheit des Artikel XXI der Kriegs: 
verfaffung, ftatt: „aus der Bundesoperationsfafje”, zu jeßen fein: 
„aus der Kriegskaſſe“. 


IX. Abſchnitt. 
Verpflegung. 

Die Milttärcommiffion Hatte fich überzeugt, daß in der frü- 
heren Redaction der Grundzüge die wefentlichfte Beſtimmung der 
Verpflegung, nämlich die Feftjeßung allgemeiner Grundjähe über 
die Art und Weiſe, wie die Truppen des Bundes eigentlich ver- 
pflegt werden follen, abgehe. Sie hatte e8 daher vor Allem für 
nothwendig gehalten, die Aufftellung diefer allgemeinen Grund⸗ 
ſätze in Berathung zu ziehen und mach: denfelben eine neue 
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Redaction des vorliegenden Abſchnittes zu fertigen. Indem ſie 
dieſelbe dem Bundestagsausſchuſſe vorlegte, fügte ſie zugleich 
eine von der Minorität geſertigte Redaction dieſes Abſchnittes 
bei, welche auf das von 2 Stimmen angenommene Princip der 
allgemeinen Verpflegung gegründet iſt, während die Majorität 
von A Stimmen fi für den Grundfaß der Gorpsverpflegung 
erflärt hatte. 

Der Bundestagsausſchuß hat diefen Gegenftand einer reif- 
lichen Berathung unterworfen, und fi) überzeugt, daß eine DVer- 
einigung hierüber allerdings ſehr fchwierig, aber keineswegs uns 
ausführbar fein dürfle. 

Das Bundesheer ift ein Heer, aber in Gemäßheit der For— 
derungen, welche die neuere Kriegskunſt binfichtlich der Beweg⸗ 
lichkeit und Operationgfähigfeit der Heere macht, in mehrere 
Armeecorp3 getheilt, denen Die möglichite Selbftftändigfeit gege _ 
ben wurde, ohne dadurch der nöthigen Einheit im Obercommando 
zu ſchaden. 

Diefem Organismus analog fheint auch die Verpflegung 
des Heeres geleitet werden zu müljen. Um bie möglichfte Selbft- 
ftändigfeit des Korps zu fichern, beforgt jedes dad Detail feiner 
Verpflegung durch feine eigene Behörde — den unter den un: 
mittelbaren Befehlen des Sorpscommandanten wirkenden Gorp$- 
Sintendanten mit der Gorpsverpflegsbehörde. Die obere Aufficht 
und Leitung geht aber von einem allgemeinen Mittelpunkt aus, 
und wird unter den Augen des Oberfeldherrn von dem Generals 
Intendanten und Gentralverpflegd-Comite geführt. 

Nach biefen Borausfeßungen dürfte es vielleicht möglich werden, 
über die Annahme allgemeiner Beftimmungen über die Verpfle- 
gung zu vereinigen, ohne das ed nöthig fein wird, ſich in weit- 
läufige Grörterungen über den Vorzug der allgemeinen oder der 
Corpsverpflegung einzulaffen. 

Es handelt ſich hier vorzüglich darum, einige Hauptgrund» 
ſaͤtze als Baſis feftzuftellen, nach welchen ſodann ein Detaillirtes 
Verpflegsreglement ausgearbeitet werden kann. Der Bundestags⸗ 
ausſchuß hat es verſucht, den Entwurf einer neuen Redaction 
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dieſes Abjchnittes zu fertigen, in weldyem bloß Die allgemeinen 
Grundfäge über die Verpflegung des Bundesheeres aufgeftellt 
werden, indem man die weitere Ausführung einem noch zu ent- 
werfenden vollftändigen Verpflegsreglement überließe. 

Dieſe Hauptbeftimmungen könnten in folgenden beftehen: 


$. 1. 
„Wenn die Gontingente des Bundesheered unter Die Be: 


fehle des Oberfeldherrn treten, jo erfolgt die Naturalverpfle- 
gung derfelben durch Die bei jedem Corps in Uebereinftinmung 
mit dem Ganzen zu treffenden Anftalten unter einer allgemeinen 
Leitung.” 

$. 2. 

„Der Sold der Truppen, die Anſchaffung und Ergänzung 
ihrer Kleidung, ihrer Waffen und ihrer Munition, fowie ihre 
Entihädigung, wird von jedem Kontingente auf eigene Rechnung 
bejorgt.” 

§. 3. 

„Die obere Leitung über die Naturalverpflegung des Bun- 
beöheeres führt unter dem directen Befehle des Oberfeldherrn 
das Bentralverpflegscomite des Bundesheeres, welches unter dem 
Vorſitze des Generalintendanten aus den Benollmächtigten der 
Armeecorps gebildet if. Demfelben find Landescommiflarien 
derjenigen Bundesftaaten beigegeben, in deren Nähe ſich der 
Kriegsſchauplatz befindet.” 


$. 4. 
„Jedes Armeecorps bejorgt dad Detail feiner Verpflegung 


durdy feine eigene Behörde — den unter den unmittelbaren Be— 
fehlen des Corpscommandanten wirkenden Corpsintendanten, mit 
der Gorpsverpflegsbehörde.“ 


§. 5. 
„Ein eigenes Verpflegsreglement enthält Die näheren und de— 
taillirten Vorjchriften über Die Verpflegung des Bundesheeres in 
feinen verſchiedenen Verhältnifjen." 
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Indem der Bundestagsausfchuß dieſe hierüber entworfenen 
5 Baragrapben der hohen Verſammlung anmit zur weiteren 
Beurtheilung vorlegt, zeigt er zugleich derfelben an, daß er 
einen, von einem Mitgliede des Ausſchuſſes übergebenen, aus⸗ 
führlichen Entwurf fiber dad Verpflegungsweien, welcher in der 
Beilage (29) Ziffer angegeben tft, der Militäreommiffion zur 
näheren Prüfung und Begutachtung mitgetheilt habe. 


Dei Gelegenheit der Verhandlungen über die Verpflegung 
it in der Militärcommijfton die Geſchaͤftsordnung derſelben zur 
Spradjye gefommen. Der Ausſchuß hält e& derjelben, und bis zu 
einer, ſich allenfall3 ergebenden, näheren Veranlaſſung, nicht für 
nöthig, darüber feinen Vortrag auszudehnen. 


x. Abſchnitt. 
Gerichtsbarkeit. 


Der Bundestagsausſchuß iſt mit den von der Militaͤrcom— 
miffion bei dieſem Abjchnitte in Antrag gebrachten Ubänderungen, 
bis auf einige wenige Punkte, vollkommen einverftanden. 


Er findet nämlid: 

1. ad $. 121 wäre zu ſetzen: „— jo wie auch alle Fremde, 
Kriegsgefangene und jo „weiter.“ 

Am Ende dieſes Paragraphen mwäre De dort enthaltene Be 
ftimmung als proviſoriſch, Bis zur Entjcheidung eines allgemeinen 
Geſetzes, zu bezeichnen. 


2. findet er den im $. 122 u. 123 aufgeftellten Unterjchied 
zwiſchen Martialgefeb und Standredyt nicht ganz ſachgemäß; — 
Standrecht nennt man überhaupt das fummarifche peinliche Ver: 
fahren, e8 mag gegen Militärs oder gegen den Bürger ange: 
wendet werden. Das Martialgejeb ift dasjenige Gefeß, in Yolge 
deſſen das Standrecht, welches der Feldherr ohnehin gegen Mi- 
litär8 in außerordentlichen Fällen ſtets anordnen kann, auch ge: 
gen den Bürger angewendet werden foll. Es wird demnach 
folgende Abänderung der genannten beiden Paragraphen vorge- 
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§. 122. 

„Der Oberfeldherr kann das Standrecht, nämlich den ſum⸗ 
mariſchen außerordentlichen Proceß, gegen Militaͤrs in allen je 
nen außerordentlichen Faͤllen anordnen, in welchen ſchnelle Be- 
ftrafung des Beijpield wegen nöthig wird, und in den Gejeßen 
der verjchiedenen Bundesftaaten nicht ohnehin ſchon das Stand: 


recht feitgejegt ift.“ 
$. 123. 


„Eben jo Hat der Dberfeldherr das Recht, dad Martial: 
gejeß in Feindesland zu verfünden, und in Folge deſſen das 
Standreht aud) gegen den Bürger anzuordnen. In den Bun⸗ 
desftaaten ſoll Died jedoch nur nach gepflogenem Benehmen mit 
ben betreffenden Regierungen und erhaltener Zuftimmung derjel- 
ben geſchehen.“ 

3. Glaubt der Ausfhuß, Daß $. 125 und 127 die Kriegs⸗ 
artifel und die Beftimmungen über Bildung und Dienftleiftung 
der Gensd'armerie nicht ald Beilagen allegirt werden follen, fon- 
dern daß man befjer thue, auf diejelben, wie im $. AO hinficht- 
li) des Sanitätdreglements geſchehen, ald auf Theile des allge: 
meinen Bunbesmilitärgejeßbucheö hinzuweiſen. 


Was ſchließlich das Gutachten der Milttärcommilfion über 
die für dad Bundesheer zu fafjenden Reglements Betrifft, fo ift 
der Bundestagsausſchuß gleichwohl damit einverftanden, daß dieſe 
Arbeit von der Militärcommiffion erft angenommen werden follte, 
wenn ihre Bafid, naͤmlich die Grundzüge, reſp. näheren Beftim- 
mungen der Kriegsverfallung, von der Bundesverfammlung defi⸗ 
nitiv angenonmen find. ‘Der Ausſchuß glaubt Daher, vor der 
Hand fi) in Feine weitern Detaild über diefen Gegenſtand ein- 
lafjen zu dürfen, und wird feiner Zeit der hoben Verfammlung 
umftändlichen Bericht hierüber erftatten. 


Meber die Naturalverpflegung brachte Württemberg feine 
Anfichten in folgendem Vortrage zur Geltung: 
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Erfordernifje einer guten Naturalverpflegung 


deſſelben. 


$. 1. Ueber die weſentlichen Erforderniſſe einer guten Na— 
turalverpflegung Des Bundesheeres ift man in der Milttärcom- 
milfion einverftanden. 

$. 2, Als ſolche wurden angenommen: 


1. 


2. 


3. 


T. 


8. 


Sicherſtellung einer moͤglich guten und richtigen Verpfle⸗ 
gung der Truppen. 

Schonung der Bundesſtaaten, in welchen ſich das Bun⸗ 
desheer befindet, durch ſchnelle und Billige Vergütung. 
Berininderung einer zu großen und daher unerjchwing- 
lichen Laft für Diejenigen Staaten, welche die Verpfle- 
gung ihrer Truppen vergülen müſſen. 


. Gleihymäßige Vertheilung aller Laften auf alle Bundes: 


flaaten. 


. Einfachheit der gegenfeitigen Abrechnungen. 
. Möglichite Vermeidung aller Störungen der Operatio- 


nen durch Rüdfichten der einzelnen Gontingente auf Die 
Verpflegung. 

Vermeidung des durch die Verpflegung fo häufig ent- 
ſtehenden Bwiejpaltes unter den Truppen. 
Aufrechthaltung des Grundfaßes, Daß das Bundesheer 
ein Heer fei. 


$. 3. Nur den dritten Sab nennt der FTöniglich-baierifche 
Bevollmächtigte unklar, 

Diefer Satz ift allerdings nicht ganz Deutlich gefaßt; wenn 
aber damit nichts anderd gejagt werden fol, ald: es müſſen 
Vorkehrungen getroffen werden, damit die Staaten, welche die 
Verpflegung ihrer Truppen vergüten jollen, nicht durch zu hohe 
Preife der Bedürfniffe beläftigt werben, welche einzelne Truppen- 
abtheilungen in Santonirungen und auf den Durchmärfchen zu be 
friedigen haben, oder ſolcher, welche ſich nicht zur Verwahrung 
in Magazinen eignen und wobei gleichwohl eine gegenfeitige Un⸗ 
terftüßung der Staaten und eine Entjchädigung ihrer Unterthanen 
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erforderlich ift — und wenn dieſe Vorfehrungen nur in einen 
geregelten Etapenjyfleme, in gemeinfamer Beftimmung defjen, was 
jur Magazinsverpflegung nicht gehören joll, und in Verträgen 
über die Preife der zu liefernden Dinge, gefunden werden Fön- 
nen; jo wird die Majorität, nachdem deutlich gemacht worden 
ift, was die Minorität verlangte, audy dieſes ald ein mefentliches 
Erforderniß anerkennen, oder fie hat es vielmehr (Abſchnitt IX, 
F. 10 ihrer Rebaction) bereits ald ſolches anerkannt. 


IL 
Art und Weife, diefen Erforderniffen zu 
entſprechen. 


F. 4. Ueber die Art und Weiſe hingegen, wie dieſen we— 
ſentlichen Erforderniſſen genügt werben koönne, hat ſich die 
Militaͤrcommiſſion nicht einverſtaͤndigen koͤnnen. 

Es wurde, bei der Verhandlung dieſes Gegenſtandes, viel 
von allgemeiner Heeres⸗, beſonderer Corps⸗ und einzelner Con⸗ 
tingents-⸗Verpflegung geſprochen, ohne Daß man ſich vorher über 
den Sinn verfländigt hätte, welcher mit dieſen Bezeichnungen 
verschiedener VBerpflegungsmweifen verknüpft wurde; vergleicht man 
aber die verjchiedenen Vorjchläge, wie fie in der NRedaction des 
Öfterreichifchen und 8. Armeecorps-Abgeordneten, in der des preu—⸗ 
Bilchen, des 7. und 9. Corps-Abgeordneten und in der des Ab- 
geordneten des 10. Armeecorps aufgenommen find; fo dürfte je: 
dem Unbefangenen einleuchten, daß in feiner derjelben der Bes 
griff einer allgemeinen Heeres- oder beſondern Gorps- oder ein- 
zelnen Gontingent3-Berpflegung rein durchgeführt ift, fondern 
daß die Vorſchläge Aller mehr oder weniger aus einer Mifchung 
der allgemeinen SHeeresverpflegung mit der befondern 
Gorpsverpflegung hervorgehen — aus einer Mifchung, welche 
vom Abgeordneten des 10. Corps zwar getabelt, aber nicht ver- 
mieden werden konnte. 

Keiner derjelben hat aber die einzelne Contingentöverpfles 
gung für zuläffig erklärt, obgleih audy Feiner auf die von dem 
Bevollmächtigten des 8. Corps (Militär-Prot. S. 501) gemachte 
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richtige Bemerkung geantwortet hat, daß eine Beichränfung der, 
mit Recht für unzuläffig erklärten, fpeciellen oder Gontingents- 
Verpflegung auf Armeecorpsverpflegung wohl jchwerlich allge: 
meine Anerkennung finden dürfte, da die Staaten, welche die zu> 
ſammengeſetzten Armeecorps bildeten, die gleichen Gründe, 
welche bei Verwerfung einer gemeinſchaftlichen Verpflegung 
für dad ganze Heer unterftellt werden wollten — nämlich die 
befjere und fichere Verflegung der Gontingente durch eigene Ad⸗ 
miniftration — gleichfalls für fi in Anfpruch nehmen könnten 
und — darf man wohl hinzufegen — in Anfpruch nehmen wer: 
den, da fie eine allgemeine Verpflegungsweije, welche Durch 
die Sorpdcommandanten und Gorpsverpfleggbeamten controlirt 
wird, einer befondern, bei welcher dieſe Gontrole hinweg: 
fallen würde, um jo gewiljer vorziehen dürften, als bei jener 
die Verlufte 3. B. von Magazinen, welche einzelne Armeecorps 
vorzugsweiſe fo leicht treffen Eönnen, ausgeglichen werben, wäh: 
rend fie bei dieſer (wenn fie im firengen Sinne des Wortes ge: 
nommen werden follte) die Sintereffenten der einzelnen Corps 
allein tragen müßten; denn von einer Audgleichung ſolcher 
Verluſte Durch Uebernahme derſelben auf Die allgemeine Dpe- 
rationskaffe könnte dann doch wohl nicht Die Rede fein, wenn 
der allgemeinen VBerwaltungsbehörbe die Mittel, ihnen zuvor: 
zufommen, oder doch das Schuldhafte oder Zufällige derſelben 
zu ermäßigen, entzogen fein jollten. 

6. 5. Hätten diejenigen, welche für die allgemeine Verpfle: 
gung flimmten, wirklich die Abficht gehabt, eine allgemeine Hee— 
reöverpflegung im ftrengen Sinne des MWorts auch bei dem 
Bundesheer einzuführen, jo würde fie der Vorwurf mit echt 
treffen, der ihnen von jenen, welche für die beſondere flimm:- 
ten, gemacht wurde, daß fie naͤmlich von feinem ftreng geſonder⸗ 
ten Begriffe ausgegangen ober demjelben untreu geworben jeien. 
„Wollte man” — jagen fie (Mil.-Prot. ©. 642) mit Recht — „wollte 
man einen ftrengen Begriff der allgemeinen Verpflegung aufftellen, 
fo würde man zu ihren Eigenſchaften zählen müflen, da fie im 
ganzen Heere durch allgemeine (d. 5. gemeinjchaftlich aufzuftellende) 
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Verpflegsbeamte geleitet nnd verjehen, (Die Koſten derjelben) aus 
einer allgemeinen Caſſe beftritten, mit einem Worte: durch 
eine, von den einzelnen Staaten unabhängige, jelbft- 
ffändig organifirte Bundesadminiftrafion, vom Wit: 
telpuncte aus, bis in Die einzelnen Theile bewirkt 
werde.“ 
$. 6. Hätten hingegen diejenigen, weldhe für die befon- 
dere oder die Corpsverpflegung ftimmten, wirklich die Abficht 
gehabt, eine joldhe, nad) dem ftrengen Sinne des Wort, und 
nur eine foldye auch bei dem Bundesheere einzuführen, jo würde 
ihnen von denen, welche für die allgemeine oder Heeresverpfle- 
gung geftimmt, der Vorwurf, daß man nicht von fireng gejon- 
derten Begriffen ausgegangen oder Diejelbe Doch nicht conjequent 
durchgeführt habe, mit eben jo großem Rechte zurückgegeben wer: 
den Eönnen, da eine Vergleichung der Redactionen beider Theile 
zu dem Beweije hinreicht, daß Diejenigen, welche für die Corps⸗ 
verpflegung ftimmten, nicht umhin Fonnten, von jenen, welche für 
die Heereöverpflegung ftimnten, Säbe wörtlich aufzunehmen, in 
welchen die wejentlichiten Beſtimmungen der von diefer fogenann- 
ten allgemeinen Verpflegung ausgedrüdt find, 3. B. 
die SS. 5 u. 6 der Majorität mit dem $. 3 der Minorität 


Des $. 9 s ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 5 ⸗ ⸗ 
$. 13 ⸗ ⸗ ⸗ =: 16 : ⸗ 
§. 14 z * z 8 ⸗ 

6. 15 ⸗ ⸗ -—— MM : ⸗ 
F. 18 : 2 ⸗ ⸗ 2 14 2 z 
die $$. 19 u. 20 = ⸗ ———195 : ⸗ 

des $. 22 1—7— 

und 

des §. 23 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ - 18 e 


8. 7. Darüber, daß feine der beiden Barteien in der Mi: 
litärcommijfion den ſtrengen Begriff der verſchiedenen Verpfle⸗ 
gungsweijen aufgeftellt oder feitgehalten hat, ift ihnen Fein Vor⸗ 
wurf zu machen, da eine Miſchung derfelben durch die Natur 
eined aus vielen und verfdiedenartigen Eontingenten 


485 


zufammengefeßten Bundesheeres und durch Die unabweislichen 
Bedürfniffe eines jeden Heeres unverkennbar geboten war. 
Wollte man ihnen, unbekannt mit dem Schidjale aller deliberi- 
renden und discutirenden Behörden, irgend einen Vorwurf mas 
chen, jo wäre es der, daß fie Anfangs mit Worten ftritten, ohne 
deren Bedeutung feitzufeßen, und daß fie, nachdem fie jo nahe 
daran waren, ihren Streit ald bloßen Wortftreit zu erfennen, 
dennoch unterliegen, klar und deutlich feſtzuſetzen, was jede Par- 
tei in der Sache wirklich wollte, und welche Differenz darin 
zwilchen ihnen beftehe, wo dann, mit Hoffnung günftigern Er: 
folgs, Die Ausgleichung ber verjchiedenen Anfichten hätte ver: 
jucht oder die Entjcheidung, wenn jene mißlang, beſſer als 
geſchehen, Hätte vorbereitet werden können. 

Was in der Militäreonmilfton in diefer Beziehung verfäumt 
wurde, muß nun jo viel möglid, im Bundestagsausfchuffe nach 
geholt werben. 


1. 
Sogenannte allgemeine oder Heeresverpflegung. 


8.8. Die Corpphäen dieſer Doctrin ſcheinen Die allgemeine 
Naturalverpflegung — denn von dieſer ift hier nur allein Die 
Rede — da zu finden, wo die Berpflegnng bes Bundesheeres in 
allen Theilen, auf gemeinfame, von den Bundesſtaaten matricu- 
larmäßig zu beftreitende SKoften bewirkt und die oberfte Leitung 
aller darauf Bezug habenden allgemeinen Vorkehrungen, unter 
Mitwirfung eine8 Generalintendanten und eines dieſem beizuge- 
benten Verpflegscomité's, welcher aus Abgeordneten Jämmtlicher 
Armeecorpd und Landescommillarien derjenigen Staaten, in wel- 
hen ſich der Kriegsſchauplatz befindet, oder welche demſelben 
nahe liegen, gebildet wird, allein und ohne Ausnahme von dem 
Oberfeldherrn des Bundes ausgeht, welcher darüber der Bundes» 
verſammlung dergefialt Rechenfchaft ablegen muß, daß biefelbe 
die Verpflegungdverwaltung des Bundesheered und Die Gompta- 
bilität derſelben ununterbrochen uͤberſehen, controliren und Die 
Ausgleihung der Koſten Jämmtlicher Bundesſtaaten mit Sicherheit 
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bewirken kann, während Die Ausführung der von dem Oberfeld- 
herrn erlaſſenen Verpflegungsbefehle und die Auswahl der Mittel 
zur Erreichung des vorgejchriebenen Zwecks, jo wie überhaupt 
da8 ganze Detail der Verwaltung, innerhalb der durch jene Be— 
fehle des Dberfeldherrn gejeßten Grenzen, und unter Mitwirkung 
des Gorpsintendanten und der biefem beizugebenden Verpflegd- 
comite’s, welche nach einer von den Corpsintereſſenten zu treffen- 
den Uebereinkunft gebiltet werben, ben Corpscommändanten ges 
bührt, die darüber dem Oberfeldherrn dergeftalt Rechenschaft ab- 
legen müſſen, daß derjelbe die Verpflegungdverwaltung des Bun- 
desheeres und deren Gomptabilität in allen ihren Theilen unun⸗ 
terbrochen überjehen und controliren Fann. 

8. 9. Gegen dieje Art, ein Bundesheer zu verpflegen, wird, 
in jo fern von der Verpflegung in Feindesland die Rede 
wäre, gar nichts, ſondern nur in jo fern von der Verpflegung 
in Freundesland die Rede ift, Folgendes eingewendet: 

Alle zu ſehr ind Große gehenden Ernährungsanftalten fte- 
ben, wie alle übrigen Einrichtungen des menfchlichen Betriebs, 
ber leitenden Aufficht zu fern, und erfcheinen daher, je weiter fie 
fi) von ihrem Mittelpuncte verlieren, immer mit geringerer Gon= 
trole. Wenn auch Die Quantität verbürgt werden fönnte, wie 
Eönnte man ſich der Dualität verfihern? Nie werde der ge- 
meine Mann zu der allgemeinen SHeereöverpflegung das Zutrauen 
gewinnen, das er zu der befondern, im Corps, habe. (Militär: 
Prot. S. 499.) Oder mit andern, nur energifcheren Worten: 

Die allgemeine Verpflegung in Freundesland taugt nichts, 
weil man dafür bezahlen muß, und, wenn man Geld giebt, wird 
fi) Niemand leicht gefallen laſſen, daß ein Dritter ihm das 
Geld abnehme, und für ihn (ſtatt feiner) einzukaufen; weil der 
gemeine Soldat bei Der allgemeinen Verpflegung leichter miß- 
muthig, unzufrieden und flörriich werben und, bei dem geringften 
Zweifel wegen feiner Verpflegung, jagen wird: ich marjchire 
nicht; und weil es unmöglich ift, Daß der Generalintenbant das 
weitläuftige Gefchäft der Verpflegung allein überjehen und bi- 
rigiren könne und er fi dann Behörden unterordnen muß, bie 
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ein ungeheures, der Bundescaffe zur Laſt fallendes Berfonale 
bilden werden. (Militär-Protocol ©. 555 ff.) 


IV. 
Spogenannte bejondere oder Gorpsverpflegung 
des Bundesheere®. 


$. 10. Die Coryphaͤen diefer Doctrin fcheinen die beſon⸗ 
dere Naturalverpflegung da zu finden, wo, in der Regel, 
und wenn nicht gewiſſe Umftände ein Anderes gebieten, oder doch 
raͤthlich machen, Die Verpflegung eines jeden Armeecorps in allen 
Theilen defjelben, auf gemeinfame, von den Gorpsinterefjenten 
zu beitreitende Koften bewirkt und die oberfte Leitung aller dar- 
auf Bezug habenden Vorkehrungen, unter Mitwirkung eines 
Sorpsintendanten und eines dieſem beizugebenden Corpsverpflegs⸗ 
comite’3, welche aus Abgeoroneten jämmtlicher Corpsintereſſen⸗ 
ten, auf eine unter ihnen zu verabredende Weife, gebildet wird, 
allein und ohne Ausnahme dem Gorpscommandanten zufteht, 
welcher einem Gentralverpflegungscomite, das zugleich als Liquis 
dationsbehoͤrde zu betrachten, dergeftalt Rechenſchaft ablegen fol, 
daß diefes die Prüfung und Ausgleichung aller aus den Ver 
pflegsverträgen und fonftigen, jowohl bejondern, ald gemein- 
famen Leiftungen entjpringenden, gegenjeitigen Forderungen be= 
wirken kann, während dem Oberfeldberrn Diejenigen militärijchen 
Beftimmungen vorbehalten bleiben, welche nöthig find, Damit bei 
der Verpflegung der einzelnen Gorps fein Kreuzen und Inein⸗ 
andergreifen derfelben eintrete; ausnahmsweiſe ſoll jedoch, nicht 
nur in Feindesland, jol in dringenden Fällen audy in Freundes⸗ 
land, die fogenannte allgemeine Verpflegung unter der Vor⸗ 
ansfeßung eintreten, Daß ber Generalintendant dem Corpscom⸗ 
mandanten und deſſen Intendanten die |pecielle Verpflegung 
des Corps übertragen und fich felber nur die oberfte Leitung 
darüber rejerviren werde. 

6. 11. Dagegen wird von der andern Seite eingewendet: 

Die Gorpsverpflegung unterliegt mehr oder weniger den 
nämlichen Uebeln, welche als jolche bei der Contingentsverpfle⸗ 
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gung allgemein angenommen worden find. Die Bewegungen ber 
verfchiebenen Heeresabtheilungen können nicht auf genau begrenzte 
Räume beſchränkt werden; es müflen, nach Bebürfniß, größere 
oder kleinere Abtheilungen bald näher zufammengezogen, bald 
wieder entfernt, oft auch ſehr große Maflen auf einen Punct 
vereinigt werten. Bleibt nun Die Sorge für die Verpflegung 
jedem Gontingente oder auch nur jedem einzelnen Armeecorps 
überlaffen, jo werden die einzelnen Dispofitionen ſich ewig durch⸗ 
kreuzen und die Landesbewohner werden gleichzeitig Aufforderung 
zur Hülfe von allen Richtungen ber erhalten. Es wird ſich eine 
Art von Krieg gegen dieſe, gegen das Landvolk und eben fo 
zwifchen den Disponirenden entjpinnen, deſſen Folgen gar nicht 
zu überjehen find. Ferner ift das Geheinniß der Operationen 
nur dann zu erhalten möglich, wenn der Oberfelpherr durch fei« 
nen Sutendanten den Magazins und Verpflegs-Colonnen unmite 
telbar die nöthige Direction geben kann. Bei einer Corpsver⸗ 
pflegung giebt ed nothwendig eben jo viele Mitwiljer jenes @e- 
beimnifjes, als es Corpscommandanten und Verpflegsbeamte, im 
Corpsverpflegscomite giebt. Die Gorpöverpflegung iſt daher, 
wenn auch in geringerem Grade, al3 die Eontingentöverpflegung, 
dem Ganzen des Heered und dem Wohle der Unterthanen, bei 
welchen fi der Kriegsſchauplatz befindet, nicht minder nad)- 
theilig. 

Dies haben auch die Vertheibiger der Corpsverpflegung fo 
jehr eingejehen, daß fie jelber in den $$. 5, 6, 7, 8 und 9 ihrer 
Redarction die wejentlichften Beflimmungen einer allgemeis 
nen Verpflegung aufgenommen haben. 

6. 12. Beide Theile, indem fie gegen einander ftreiten, und 
die Bezeichnung deſſen, was fie wollen vertheidigen, erläu- 
tern nunmehr ihre Abſicht und kommen ſich dadurch unvermerft 
in der Sadye immer näher. 

Diejenigen, welche Die allgemeine Verpflegung in Schuß 
nehmen, fagen auf die ihnen ($. 9) gemachten Einwendungen: 
Wir denken nicht daran und haben nie daran gedacht, von dem 
Generalintendanten zu verlangen, Daß er fih in das Detail 
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der Eorpsverpflegung mengen folle. Wir fehen die Unmög- 
lichkeit ein, daß der General-Intendant ohne Mitwirkung der 
Corpscommandanten fein Amt handhaben könne. So wenig der 
Oberfeldherr ohne die Korpscommandanten und ohne Zuziehung 
aller übrigen Zweige des Heeres, den Befehl über das Bundes- 
heer führen kann, eben jo wenig fanı der General⸗-Intendant 
ohne Zuziehung der Corps-Intendanten und der übrigen Verpfleg$- 
Branchen die Verpflegung des Heeres beforgen (Milit. Prot. 
©.546). Es verfteht fich daher ganz von jelbft, daß das Detail 
der Berpflegung und im Grunde die ganze Ausführung 
und Berwaltung derjelbenvon dem Corps-Intendanten 
eben jo, wie Die Leitung des Corps felbft von dem Corps— 
commandanten ausgehen müſſe (Milit. Prot. S. 633). 
Diejenigen aber, welche die befondere oder die Corps⸗ 
verpflegung in Schuß nehmen, erwiedern (Milit. Brot. S. 642 ff.) 
auf die ($. 11) gegen ihre Doctrin erhobenen Einwendungen: 
Eine Eorpsverpflegung, bei welcher die Verfügungen 
der Corps Intendanten, ohne alle Zuziehung des Oberfeldherrn 
und des General-intendanten und ohne alle Gewähr von Seiten 
des Ganzen, lediglich von jenen getroffen ober gefichert werben 
folle, habe von ihnen gar nicht beabfichtigt werden können, weil 
eine ſolche Gorpsverpflegung gar nicht exiftiren Fönne. 
Warum follte auch gerade in Diefem Zweige eine abjolute Un- 
abhängigfeit, ein Aufheben aller Subordinationsgejeße, welche 
ftetS und überall aus dem Verhältniſſe von wohl organifirten 
Heereötheilen zu dem Oberfeldherrn entjprängen, gefordert werden 
wollen? Wenn die Minorität ſage: ed verftehe fich von jelbft, 
daß das Detail der Verpflegung und im runde die ganze Aus- 
führung und Verwaltung derjelben eben jo von Corps-Inten⸗ 
Danten ausgehen müffe, als die Leitung ber Armeecorps ſelbſt 
von den Gorpscommandanten: jo habe fie bier eine Parallele 
zwifchen der ökonomischen und derdienftlich militärifchen 
Verwaltung des Corps gezogen und fomit bie Möglichfeit beider 
Gattungen in einer jelbftfiändigen Wirfungsiphäre und den— 
noch unter einer allgemeinen Leitung des Oberfeldheren, anerkannt. 
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Wenn von der Gorpsverpflegung gejagt werde, daß in ihr 
feine Gewähr von Seiten des Ganzen liege, jo dürfe man viel- 
leicht umgefehrt fragen: welche Gewähr in der allgemeinen Ber- 
pflegung dafür gegeben werde, daß der einzelne Staat in Augen⸗ 
bliden, wo Die von ihn botirte Kriegscaſſe, die gemeinſchäftlich 
bezahlten Magazine, für die Duantität und Qualität der 
Verpflegung des Heeres nicht genügten, feine Truppen nicht 
doppelt verpflegen müjje, wenn nicht ihre Kriegsbrauchbarkeit 
verloren gehen jolle ? 

Daß man der gleichmäßigen Vertheilung aller Laften auf 
alle Bundesftaaten nicht entgegen ſei, zeige die Rebaction 
88. 6 und 12. 

Dort heißt eg: diefem (dem General-Sintendanten beigegebene) 
Comité liegt die möglichfte Sorge für Schonung der Länder, 
für gleihe Vertheilung der Laften, endlich Die genaueite 
Berechnung und Erhebung überhaupt, jo wie Der in den ein- 
zelnen Gorpsbezirken disponiblen und verwendeten 
Borräthe ob. 

Hier heißt e8: alle Diejenigen Gegenſtände, welche ſich nicht 
zu einer Magazin-Verpflegung eignen und wobei gleichwohl eine 
gegenfeitige Unterftüßung der Staaten und Entſchädigung ihrer 
Unterthanen Billig ift, müfjen ein für allemal beflimmt werben. 
Ueber die Entfhädiqungsfäge derjelben und über die Nor: 
men ihrer gegenfeitigen Vergütung wird man fich vereinigen. 

Jedem Durchfreuzen fei Durd) den $.7 ihrer Nedaction vor⸗ 
gebeugt, indem es dort heißt: „Nach dieſer Vorausſetzung erläßt 
der Oberfeldherr an die Gorpscommandanten die allge- 
meinen Verfügungen, damit bei der Verpflegung, fo wie fie von 
der unter Leitung der Corps⸗Intendanten wirkenden Corpsver⸗ 
pflegungs-:Behörde vermittelt wird, fein Kreuzen und Inein⸗ 
andergreifen verjchiedener Corps eintrete”. 


V. 


Gemiſchte Corpsverpflegung. 
8.13. Aus den bisher dargeſtellten Anſichten beider Theile 
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geht die Beſtaͤtigung der früher aufgeftehten Behauptung hervor, 
daß weder der eine noch der andere Theil die von ihm bezeich- 
nete Methode, im firengen Sinne der gewählten DBezeichnungr 
durchgeführt Habe und durchführen konnte. 

Dieß führt zu dem Begriffe einer gemifchten Verpfles 
gungsweife, mag man dieſe nun eine allgemeine, welde 
den Corps-Intendanten einen ſelbſtſtändigen Wirkungskreis 
überläßt und dadurch dem General-Intendanten gewiſſe Grenzen 
ſetzt, oder eine beſondere, in welcher jedoch Die Corps-Inten⸗ 
danten an die allgemeinen Vorſchriften des General-Intendanten 
gebunden ſind, nennen. 

F. 14. Darüber, daß die allgemeine Behörde durch Die 
befondere oder Die bejondere durch Die allgemeine bejchränft und 
controlirt, und daß jeder derjelben ein beftimniter Wirfungs- 
kreis angewiejen und gefichert werben follte, ift man alfo allge 
mein einverflanden. 

Vielleicht liegt demnach der Grund der verſchiedenen Anfichten 
allein oder doch hauptſächlich nur darin: 

1. daß die Grenzlinie, weldye für jede dieſer Behörden fo 
gezogen werden muß, daß jede ben ihr beflimmten Wirfungskreis 
Mar erkennen und ficher bewahren Eönne, und Daß beide für 
einen Zwed wirklih zujammenwirfen Eönnen, noch nicht 
gezogen iſt; und 

2) daß die Garantien, weldye dad Ganze von den Ein- 
zelnen und hinwiederum die Einzelnen von dem Ganzen 
dafür fordern, daß von den Einzelnen dem Ganzen dad Bend- 
thigte richtig und zur rechten Zeit geleiftet und dieſes dem Ein- 
zelnen von dem Ganzen in gehöriger Menge und Güte entgegen- 
geleiftet werde, noch nicht ausgemittelt oder doch nidht Kin 
länglich ausgeſprochen find; und daß daher 

3) die Frage: ob alle Leiftungen, mit alleiniger Ausnahme 
derjenigen, welche, wie ber Sold der Truppen, bie Anfchaffung 
und Ergänzung ihrer Kleidung, ihrer Waffen und ihrer Munition, 
jo wie ihre Entfehädigung (2), von jeden Contingente auf eigene 
Rechnung bejorgt werden, in einer Rechnung laufen und derge— 
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ftalt ausgeglichen werben follen, daß verhältnigmäßig fein Buus 
desſtaat mehr leiftet oder weniger empfängt, als der andere? von 
Seiten ver Majorität nicht deutlich beantwortet wurde: denn Die 
Beftimmung des $. 22 ihrer Redaction, nach welcher nur in den 
die Staatö-Aerare näher (?) betreffenden Fällen, bei Eroberun— 
gen, Sontributionen, Requifitionen, Verluft allgemeiner Parks 
und Magazine u. ſ. w., eine matricularmäßige Ausglei— 
chung ftatt haben fol, fteht mit der oben $. 12 dieſes Vortrags 
allegirten Erklärung der Majorität im Widerjpruche, daß auch 
fie eine gleichmäßige Vertheilung aller Laften auf alle Bun 
desſtaaten vollfommen berüdfichtigt willen wolle und berüdjich- 
tigt babe. 

Eine Bergleihung beider Redactionen unter einander, und 
mit den von dem koͤniglich-preußiſchen Bevollmächtigten (Milit. 
Prot. S. 559) aufgeftellten Säßen, dürfte, wenn und fobald fie 
überhaupt möglich wird, Darüber Die ficherfte Auskunft geben. 


VI. 
Vergleichung. 

Die Majorität in der Militärcommiſſion ſagt im $. 1: 
„Die folgenden Beftimmungen über die Verpflegung des Bundes: 
heeres treten von dem Augenblide an in Wirkſamkeit, wo zufolge 
eines Bundesbejchluffes dieſes Heer, entweder ganz oder mit eins 
zelnen Abtheilungen, in Bewegung gefegt wird”. Die Minorität 
hat zwar ($. 1 ihrer Redaction) den Beitpunct, von welchem an 
die von ihr in Vorſchlag gebrachten Beftimnungen in Wirkſam⸗ 
feit treten jollen, auf Die Vereinigung des Bundesheeres fizirt. 

Da man aber dody Beftinnmungen treffen muß für die Zeit, 
in weldyer ſich die Sontingente zur Vereinigung auf den Sam⸗ 
melplägen in Marſch ſetzen, jo dürfte jene Zeitbeftimmung vor- 
zuziehen-und Dafür eine Regel feitzufeßen fein. 

6. 16. Die Majorität fagt im $. 2: 

„diefe Beftimmungen umfaflen die Naturalverpflegung des 
Bundesheeres 
a. in den Bundesftaaten, 
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b. im feindlichen Gebiete.” 

Mahricheinlich Hat die Majorität eine Beftimmung, wie fie 
der 2. $. der Minorität enthält: 

„Der Sold der Truppen, die Anjchaffung und Ergänzung 

ihrer Kleidung, ihrer Waffen und ihrer Munition, fo wie 

ihre Entihädigung (2), wird von jedem Contingente auf 

eigene Rechnung bejorgt”, 
um deßwillen für überflüffig gehalten, weil fie nur von Natural: 
verpflegung im engern Sinne ſpricht. Da aber in den gemifchten 
Eorps jedenfalld ein gemeiner Aufwand der Corps von einem 
abgefondert zu machenden der Gontingente unterfchieben 
werden muß, jo dürfte die Majorität gegen die Aufnahme dieſes 
der Minorität in eine gemeinfame Redaction nichts einmwenden. 

Gegen die Aufnahme des $. 2 der Majorität wird die Mi: 
norität nicht einzuwenden haben, 


8. 17. Eben fo wenig von Seiten der Mingrität gegen 
die des F. 3 der Majorität: „die Verpflegung in den Bundes: 
ſtaaten ift eine dreifache: 

a. Die des formirten Heeres; 
b. die der einzelnen Abtheilungen auf dem Marſche zu 
ihren Sammelpläßen; 
c. jene in den Bundesfeftungen”; 
da beide SS. nur den Plan der Arbeit liefern, ohne irgend 
etwas feftzufeßen, was die Anficht des einen oder andern Theiles 
compromiittire. 


Von der Vereinigung in den Unfichten wird es übrigen 
abhängen, ob es für zwedmäßig gehalten werben kann, Dem 
Geſetze felbft den Gang, den man bei Bearbeitung Defjelben 
genommen, vorauszufchiden. 

$. 18. Die Majorität handelt in den $$.4 5, 6,7,8 
und 9 von derjenigen Verpflegung des Bundesheeres, wo daſſelbe 
formirt ift, biß zu dem, wo ed den Bereich des Bundes 
verläßt, eintreten foll. 

1. Was die Methode betrifft, wie die Magazine gefüllt 


494 


werben jollen, jo nimmt die Majorität deren mehrere für möglich 
an, nämlich: 
a. daß das Bedürfniß auf dem Wege des Vertrages von den 
Behörden Des Landes, in weldyem oder in deren Nähe 
die Truppen fteben, in Die Magazine abgegeben, ober 
b. daß diefe durdy eigenen Anfauf, oder 
c. von aufgejtellten Xieferanten gefüllt werben. 
Die Minorität flatuirt Diefe Methoden in ben $$. 5, 6, 7 
und 9 ebenfalls; nur feßt fie noch ausdrüdlich voraus: 
a. daß die Verpflegung des Heered in der Regel aus den 
matricnlarmäßig zufammenzubringenden Naturallieferungen 
aller Bundesftaaten beftritten werden folle; 
b. daß Zwangßlieferungen nur in außerordentlichen Fällen ftatt 
finden ſollen. 
Mit der zweiten Vorausfegung ift die Majorität ganz ein- 
verftanden, wie ſich aus $. 14 ihrer Redaction ergiebt. 
Sie wirb ed, wenn man von dem Orte, wohin die Natu- 
ralien von den einzelnen Bundesſtaaten geliefert werben jollen, 
zur Zeit abftrabirt, auch mit der erfteren fein. Es fragt fich 
aber, was eigentlidy mit Diefer Beflimmung gejagt werden joll? 
aa. Soll jeder Bundesftaat Die ihn für fein Gontingent trefe 
ende Duote der Naturalien in beftimmten Zeitabſchnitten 
und Raten in irgend ein Magazin, jei dieſes Heers- oder 
Corpsmagazin, einliefern ? 

bb. Soll ed, wenn er dem Kriegsſchauplatze zu entfernt liegt, 
um die Naturalien aus feinem Lande herbeizufchaffen, 
feine Obliegenheit fein, für Die Abtragung feiner Schul— 
digkeit Dadurch zu forgen, daß er in näher liegenden 
Staaten entweder Jelbft einfaufen läßt, oder darüber mit 
den Behörden diefer Staaten ſelbſt Verträge abjchliegt, 
oder fich dazu der Xieferanten bedient, mit denen er felbft 
accordirt? und wer zahlt, wenn ein vom Kriegsjchauplag 
entfernt liegender Bundesftaat die Naturalien weder jelbft 
einkaufen, noch daruͤber mit andern Bundesflaaten oder 
Lieferanten Verträge abjchließen, fondern fie, troß der 
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großen Entfernung, aus feinem Lande nachgeführt wiljen 
will, dann die Transportkoften -— er? oder das Corps? 
oder der Bund? 

cc. Wer trägt das Rifico, wenn Lieferungen, welche auf irgend 
eine der bejchriebenen Arten gemacht werden, verunglüden? 

dd. Welche Bürgſchaft kann den Heerführern dafür geleiftet 
werden, daß dieſe Zufuhren in Augenblide des Bedarfs 
und dann auch richtig eintreffen, wenn Das Heer eine 
andere Stellung zu nehmen die Veranlafjung erhielt? 

ee. Wann hört die geforderte Regel auf, Regel zu fein, und 
von wem hängt ed ab, Die Ausnahme zu verlangen — 
von den Heerführern oder den Ginzelitaaten ? 

Wer hat die oberfteXeitung bes ganzen Verpflegswejens ? 


Die Majprität, wie die Minorität, fpricht fie dem Ober: 
feldherrn und, unter diefem, einem General-$ntendanten 
zu, dem ein Gentralverpflegd-&omite beigegeben werden ſoll, über 
deſſen Organifation beide, die Majorität und die Minorität, ein- 
verftanden find. 


Allein die Attribute, weldhe dem Oberfeldherrn, dem Ges 
neralsSintendanten und dem Gentralverpflegs:&omite gegeben 
werben jollen, find nicht nur verſchieden, jondern auch jo aus: 
gebrüdt, Daß ed unmöglich ift, die Abftufungen in der Hierarchie 
der Verpflegung und das Reſſort einer jeden Abftufung klar zu 
erkennen. 


Die Majorität verlangt 

4) daß die Gorpscommandanten es feien, Die durch die 
Verpflegsbehörden der Corps, weldhe bei gemijchten Corps 
durch Vereinbarung aus den verfchiedenen Gontingenten zuſam⸗ 
mengejeßt werden follen, die Verpflegung jedes einzelnen Corps 
zu bewirken und zu leiten hätten, und zwar dergeftalt, daß 
die Füllung der Korpsmagazine, die Anfchaffung aller 
Berpflegsbedürfniffe, überhaupt jede Art und Weile der 
Verpflegung 

a. durch Verträge mit den Landesbehoͤrden, oder 
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b. durch eignen Ankauf, oder endlich 

c. durch aufgeftellte Lieferanten, 
geihehe ($. 4); 

2. daß ſich dieſe Vorkehrungen auf die militärifchen Be— 
ftimmungen des Oberfeldherrn gründen Jollen ($. 4); und 

3. daß durch die allgemeinen Verfüguugen des Ober: 
felbherrn, das Kreuzen und Ineinandergreifen der verjchie- 
denen Corps bei berjenigen Verpflegung verhindert werde, 
welche die Verpflegsbehörden der Corps zu vermitteln haben (8.7). 

Es fragt fidy aber 

ad 1, wird ed, wenn Die Corpscommandanten es find, welche 
zunähft und unmittelbar und nad ihrem Gutdünfen die 
Gorpsmagazine, welche, in der Regel wenigftens (denn 
Ausnahmen werden ausdrüdlich zugeftanden), Die Heermagazine 
ausschließen, zu füllen haben, 

a. nicht eben jo nöthig, wo nicht noch nöthiger, als bei dem 
Gentral-Verpflegscomite fein, Daß den Verpflegsbehörden der 
Corps Landescommijfäre aus denjenigen Staaten beige- 
ordnet werben. in welcheu, oder in deren Nähe fich Die 
Corps befinden? Werden dieſe Landescommifjäre willen, 
was fie zu thun haben, wenn fih mehrere Armeecorps 
zugleich in ihrem Lande oder in deren Nähe befinden, deren 
jedes wieder Landescommiljäre deſſelben Staates bei fich Hat? 
Welher Zujammenhang kann ihrem Wirken gegeben 
werben, Damit Das, was ber eine thut, nicht Durch dasjenige 
begrenzt oder gehindert werde, was ber andere thut? 

b. Wenn (nad) $. 4) jedes Corps auf Koften der daſſelbe 
bildenden Staaten unmittelbar und allein durch die Corps⸗ 
behörden verpflegt und dennoch (nad) $. 15) von dem 
Gentraleomite alle, aus ben Berpflegsverträgen und 
fonftigen, fowohl bejondern, ald gemeinſchaftlichen 
Leiftungen entfpringenden gegenfeitigen Forberungen ges 
prüft und ausgeglichen und von ibm (nad $.6) Vor⸗ 
fehrungen für Schonung ber Länder, für gleiche Ber- 
theilung der Laften und für Die genauefte Berehnung 
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und Erhebung derjenigen Vorräthe, welche nicht nur über: 
haupt, fondern auch in den einzelnen Corpsbezirken 
disponibel und verwendet find, getroffen werden follen: 
welche Gontrole, welche Rechnungsform, welche Vorkehrungen 
überhaupt follen eingeführt und getroffen werden, um in ein 
ſolches Geſchaͤft Wahrheit und Kiugheit und Bürgichaft für 
den Erſatz zu bringen ? 


Daß, wenn jedes Corps die ihm zur Verpflegung nöthig 
Icheinenden Maasregeln für fich ergreift, ‚Kreuzung und Inein— 
anbergreifen der Corps nicht vermieden werden kann, ift von 
der Majorität ſelbſt zugegebeu, indem fie 


ad 2. und 3. dem Dberfeldherrn das Recht einräumt 
und die Pflicht auflegt, durch militärifhe Beftimmungen 
und allgemeine Verfügungen foldyem verderblichen Uebel— 
ftande vorzubeugen. 


Sie will alſo einem Uebel, das ohne wirkſame Maasregeln 
nicht vermieden werden kann, vorgebeugt willen, allein man 
vermißt Die nähere Bezeichnung jolcher Maasregeln. 

Die Hauptfrage: was müſſen die militärifchen Beftin- 
mungen bes Oberfeldheren und Die allgemeinen Berfügungen 
des Oberfeldherrn und des ihm untergeordneten Verpflegscomites 
umfajjen fönnen, Damit man den Zwed zu erreichen hoffen 
dürfe? ift nirgends aufgeworfen, aljo auch nicht beantwortet. 

Soll er beflimmen dürfen: 

a. Wo und in welchem Umfange Magazine angelegt werben? 

b. Auf welche Weife fie zu füllen, ob durch Verträge mit 
den Landesbehörden, oder Durch eigenen Anfauf, oder 
durch aufzuftellende Lieferanten ? 

c. Sn welchem Bezirke die eine oder andere Beiſchaffungs⸗ 

methode angewendet werden darf? 
d. Was mit den Magazinen anzufangen, wenn Die Stellung 
des Heeres fich ändern müßte? 

e. Bon wem die Verträge mit Landesbehörden einzuleiten 

und zu fchließen, von wen Einfäufe zu beforgen, von 
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wen Accorde mit Lieferanten abzufchließen fein möchten, 
ob von dem ®eneral- oder den Corps-Intendanten? 

Da alle diefe Kragen beantwortet werden müflen, um Die 
Grenze zu beftinnmen, auf welcher die Wirkſamkeit des Oberfeld- 
herrn aufhört und die der Gorpscommandanten anfängt, von 
diefer Grenzbeſtimmung aber die Beurtheilung der Frage abhängt: 
ob die von der Majorität in Antrag gebrachte Verpflegungs- 
methode des Heered mittelft der, als Regel aufgeftellten, bloßen 
Gorpöverpflegung ausführbar, und, wenn fie ausführbar war, 
die für einen Bund zwedmäßigere fei: jo muß man, wie eg 
Scheint, fein Urtheil jo lange fuspendiren, bis jene Fragen durch 
eine weitere Ausführung anſchaulich und practifch beantwortet 
jein werden. 

Man fieht Daraus, daß von den oben ald möglich gedachten 
drei Gründen des in der Militärcommiffion obwaltenden Miß: 
verftändnifjes Die zwei erften, (Daß nämlich einmal die Grenz- 
linie wirklich noch nicht gezogen fei, welche doch für die Gentral- 
behörde und die Corpsbehörden jo gezogen fein müßte, daß jede 
derfelben den ihr beftimmten Wirkungskreis klar erfennen und 
fiher bewahren und mit der andern für einen Zweck in der 
That zufammenwirken könnte; daß ſo dann die Garantien, welche 
das Ganze von den Einzelnen und die Einzelnen von dem Ganzen 
zu fordern berechtigt und verpflichtet find, entweder noch nidht 
ausgemittelt, oder doc nicht hinlänglich Har ausgeſprochen und 
erläutert jeien, wirflich vorliegen, aljo vor allen Dingen gehoben 
werben müſſen. 

Shen fo unverfennbar Liegt aber auch der dritte der als 
moͤglich gedachten Gründe des Mißverſtändniſſes vor, der nämlich, 
daß fich die Majorität Darüber: ob es Die Verpflegung des Bun 
desheere? auf gemeinjane, von jedem Bundesſtaate verhältniß: 
mäßig zu tragende Koften bewirkt werden fol, oder nicht? und 
wie im legten wahrjcheinlichen Sale dennoch eine Ausgleichung 
der Laften möglich gemacht und Dabei das Intereſſe eined Jeden 
ficher geftellt werden jol? — nicht Deutlich genug erklärt hat. 

Die Abſicht der Majorität jcheint allerdings dahin zu gehen: 
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I. Die Verpflegung des formirten Heeres foll 
1. jo lange es im Bereiche des Bundes ſich befindet 
a. theils auf Koften der Gontingents- Inhaber ($. 4), 
theild aber 
b. auf gemeinjame Koſten des Bundes ($.8 und 9); 
2. jobald es aber Feindesland betreten bat, 
a. durch Requiſitionen an Geld und Naturalien, welche 
b. den Bundesftaaten matricularmäßig zuzurechnen find 
(8. 18), 
bewirkt werben. 
I. Die Verpflegung einzelner Truppenabtheilungen 
1. im Bereiche Des Bundes 
a. auf dem Marſche zu ihren Sammelpläßen, 
b. in Santonirungen 
wird nach den Vorschriften eines wohlgeordneten Etapenſyſtems, 
in Folge bejonderer Verträge zwiſchen Den betreffenden Staaten, 
beſorgt ($. 10). 

II. Weber die Verproviantirung und Naturalverpflegung der 
Bundesfeftungen jollen die Beftimmungen erſt erfolgen, wenn 
das Verhältniß derjelben feſtgeſetzt jein wird ($. 11). 

Ad 1. 1. a. Hier dürfte gefragt werden fönnen: 

1. Wird die Verpflegung des formirten Heeres nict 
auch auf Koften der Contingents⸗Inhaber bewirkt, wenn die Koften 
der Verpflegung des ganzen Heered auf die einzelnen Gon- 
tingents-Juhaber repartirt werden? 

2. Sol aljo ein Unterjchied, der nicht Bloß in der Urt der 
Verwaltung, wovon bei den zwei eriten Gründen des Mip- 
verftändniffed oben die Rede war, liegt, ftatt haben; müßte e3 
alddann $. 4 nicht heißen: die Verpflegung des Bundeöheeres in 
den Bunbesftaaten gefchieht corpsweiſe, auf alleinige Gefahr 
und Koften Der jedes Corps bildenden Staaten? 

3. Wenn es aber, wie aus $. 22, nach weldyem nur bie 
Berlufte allgemeiner Parks und Magazine ausgeglichen 
werden jollen, hervorzugehen jeheint, wirklich jo gemeint ift; fo 
geht Daraus nicht nur die Möglichkeit, ja die Wahrfcheinlichkeit 
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hervor, daß Fälle eintreten werden, in welchem gleichzeitig 
allgemeine und Corpsmagazine verloren gehen, und wo dann 
die Inhaber eined oder des andern Corps den Verluft der ei- 
genen Corpsmagazine allein und ohne Ausgleichung tragen 
und zugleich aud eine Rate zur Dedung bes, bei den verloren 
gegangenen gemeinjamen Magazinen, erlittenen Schadens bei- 
tragen müfjen, ſondern es fragt ſich auch, wozu, unter ſolchen 
Umftänden, 


a 


” 


die Beftimmung im 6. 6 dienen joll, nach welcher auch die— 
jenigen Borräthe berechnet und erhoben werben follen, 
welche in den einzelnen Corpsbezirken theilß disponibel, 
theil8 ſchon verwendet fein möchten; und wie 


. diefer Beitimmung genügt werben fünne, wenn es von 


den Verpflegäbehörden der Korps abhängt, anzujchaffen, was 
und wann es ihnen beliebt? wozu 

die im $. 15 aufgenommene Beltimmung dienen joll, nach 
weldyer das Gentralcomite auch Liquidationsbehörde 
werden und auch Die beſondern Leiftungen, jo wie die 
daraus ent|pringenden gegenfeitigen Forderungen, zu prüfen 
und auszugleichen berufen ift? 

Sind darunter 


aa. bejondere Leitungen, weldye Einzelne dem Ganzen bar: 


bringen, und eine Ausgleichung verjelben zwifchen dem 
Ganzen und den Einzelnen verftanden, und was find das 
für befondere Leiftungen, oder jolche, welche Einzelne 
den Einzelnen darbringen und welche zwiſchen dieſen 
ausgeglichen werden follen? und, wie joll 


bb. diefe Prüfung und Ausgleichung von dem Gentral-Ber- 


d. 


pflegscomite, wenn es jene Xeiftungen nicht normirte und 
wenn es nur biftorifche, wahrjcheinlich nicht ſehr glaub: 
würdige, Kenntniß davon erhielt, bewirkt werden ? 
Wird dadurch 
nicht auch indirect beftimmt, daß fich Die Beiträge zur Vers 
pflegung, ftatt nach der Zahl der zu ftellenden Truppen, 
nach der der wirklich geftellten und verpflegnridite 
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und würde eine jolche Beftimmung, (weldye die Minorität 
$.20 ihrer Redaction für nachtheilig zu halten fcheint) nicht 
Dazu mitwirken, Daß der Abgang der Gontingente noch fpäter 
ergänzt werden wird, als ohnedieß zu befürchten iſt? 


Soll 


adl. 2. b. die matricularmäßige Zurehnung dep 
jenigen, was vom Feinde durch Geld und Naturalrequifitionen 
gewonnen wird, nur denen Staaten zu Gute fommen, deren 
Truppen in Feindesland ftchen, oder Allen ? 

Nah $. 21, 22 und 23 fol die Austheilung unter Alle 
nicht nur in diefem Falle, fondern 

ad I. 1. b. auch dann gefchehen, wenn einzelne Heeredabthei- 
lungen aus gemeinfhaftliden Magazinen verpflegt werben, 
während andere von Corpsmagazinen leben. 

Wenn aber, nad allen dieſen Beflimmungen, Berechnung 
und Ausgleichung unter Allen gepflogen werben joll 


aa. 
bb. 


cc. 


bei allen Nequifitionen in Feindesland ($. 21); 

bei nothwendig gewordenen Hebertragungen (?), gemeinichaft- 
lichen Gebrauch (2) und folcher Verwendung (?) ($. 22); 
beim Verlufte allgemeiner Magazine ($. 23); 


dd) bei der Verpflegung der Truppen, welche gänzlih von 


ee. 


88. 
bh, 


dem eigenen Staate getrennt find ($. 23); 

dann, wenn einzelne Heeresabtheilungen aus gemeinfchaft- 
lihen Magazinen verpflegt werden, während andere von 
Corpsmagazinen leben; 


. dann, wenn einzelne Heeresabtheilungen noch im Bundes, 


gebiete fich befinden, während andere ſchan im feindlichen 
Lande ftehen; 

bei den Kriegsgefaugenen; und endlich 

bei allen Leiftungen, welche auf gemeinfchaftliche Kojten 
gejchehen muͤſſen (welche find das?) wenn, ſage ich, bei 
allen dieſen Gegenftänden und Greigniffen mit Allen 
Berechnung und Ausgleichung gepflogen werden joll, wie 
viel Rechnungen müfjen Dann geführt, wie fönnen bie 
Bofitionen dieſer vielen Rechnungen glaubwürdig 
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beigründet, wie und von wem follen jene revidirt, Diele 
geprüft uud wie und von wern follen jene revidirt, dieſe 
geprüft und wie und von wen fol eine Ausgleihung 
bewirkt werben, wenn die Baſis — die Verpflegung Der 
Corps auf Gefahr und Unfoften der einzelnen Corps⸗ 
genoſſen — ausichließlid Dur Die Gorpsbehörden 
fo geleitet und bewirkt werben follte, wie e8 die Majo- 
rität beabfichtigt au haben fcheint. 

Daß jene Prüfung und Ausgleihung nicht von der Central⸗ 
verpflegsbehörde vorgenommen und zu Stande gebracht werben 
fönne, jcheint unzweifelhaft, da fie nur das erfahren würde, was 
die Gorpsbehörben fie wiflen zu lafjen für gut finden, und da 
fie das, was man ihr erzählt, auf Treu und Glauben annehmen 
müßte, 

Ad I. a und b. vermißt man 

aa. ob die Etapenfufteme durch eine allgemeine Convention, 
in welcher auch die Vergütungspreije feftgefeßt würden, 
beftimmt, oder ob dieſe zwiſchen den einzelnen Staaten 
verabredet werben follen; und Die Angabe der Grundfäge, 
nad) welchen 

bb. die Preife der zu liefernden Bedürfniffe zu normiren wären. 

Endlich ſcheint 

ad III. die nämliche Verwirrung, welche ad I beforgt wurde, 
auch bei der Naturalverpflegung der Garnilonen in den Bundes- 
feitungen eintreten zu müflen, da nicht abzujehen ift, warum Diefe 
Garnifonen, mag das Verhältniß der Feftungen jelbft jo ober 
anders geftellt werden, nad) andern Grundfägen behandelt werden 
jollten, al8 alle übrigen Corps: und Gontingents-Theile, — auch 
fie würden, wenn Die fogenannte Corpsverpflegung die Regel 
bilden fol, ebenfalls auf Gefahr und Koften der Staaten 
verpflegt werden müfjen, welche jene Garnijonen aus ihren Con: 
tingenten bilden. 

Diefe, zu Mißtrauen und Verbruß aller Art die Veranlaffung 
gebende Verwirrung, jucht die Minorität dadurch zu vermeiden, 
daß fie von dem Augenblide an, wo fi) Das Bundesheer ver: 
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einigt, ohne Unterſchied, ob es fich im Bundesgebiete oder in 
Feindesland, oder zum Theil dort und zum Theil hier befindet, 
. bie gemeinjchaftliche Naturalverpflegung poftulirt. 
Ihre Anfiht geht dahin: 
I. Die Verpflegung des formirten Heeres fol, 
1. jo lange es fi, in Bereiche des Bundes befindet, 

a. immer auf gemeinfame Koſten des Bundes, durch matri- 
cularmäßige Beiträge an Geld und Naturalien, von den 
Bundesgliedern bewirkt werden ($. 1, 4 und 5), wenn ba: 
mit gleic) | 

b. nicht gejagt ift, daß die Anſchaffung immer und in allen 
Fällen von gemeinfamen Bundesbehörden unmittel: 
bar bejorgt werden müſſe (Militär-Protofoll Seite 633); 
fie iſt 

2) jobald Das Heer Feindes land betreten hat, 
a. durch NRequifitionen an Geld und Naturalien, welche 
b. den Bundesftaaten matricularmäßig zuzurechnen find ($. 14), 
zu realifiren; 
II. die Verpflegung einzelner Truppen-Abtheilungen 
1. im Bereiche des Bundes 
a. auf dem Marjche zu ihren Sammelpläßen 
b. bei Santonirungen, 
wird nach den Vorſchriften eines wohlgeordnneten Etapenfyftems gegen 
Vergütung nach fünfjährigen Durchfchnittspreifen ($.6u.7) beforgt. 
III. Die Beftimmungen über die Verpflegung der Garniſonen 
in den Bundegfeftungen find ausgeſetzt. 
Wenn 
ad I. 1. a. die Verpflegung immer auf gemeinjame 
Koften, durch matricularmäßige Beiträge an Geld und Naturalien 
bewirft werben foll, jo folgt daraus zwar, daß alle Einnahmen 
und Ausgaben für das Heer in Einer Hauptrechnung erjcheinen 
müfjen; man vermißt aber ungern die Beftimmung über die Art 
der Verrechnung und deren Beglaubigung, da es ohne eine 
ſolche unmöglich Fällt, zu beurtheilen, ob Die von der Majorität mit 
e Recht geforderten Garantien gegeben werden Eönnen, oder nicht? 
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Die nämliche Ungewißheit bleibt aus gleichem Grunde (ad 
I. 2. a, b) darüber wie ſämmtliche Bundesftaaten fichergeftellt 
werden follen, Daß ihnen ihre Duote an dem Ertrag der Requi- 
fitionen, welde an Geld und Naturalien in Feindesland werden 
gemacht werden, wirflih und unter allen Umftänden zu Gute 
fomme. 
Was 
ad II. bei der Majorität gerügt wurde, trifft einigermaßen 
aud) die Minorität, obwohl man in ihrer Redaction Andeutun- 
gen findet, daß fie im Kriege ein nach gleichmäßigen Gruntjäßen 
für alle Bundesftaaten geregelte® Etapenſyſtem und eine allge 
meine Gonvention über Die VBergütungspreije wünjcht. 
Hingegen ift fie 
ad II. mit der Majorität darin einverflanden, daß wegen 
ber Verproviantirung der Feftungen dermalen noch nichts feftge- 
jeßt wurde. 


Was nun 
1. die Methode betrifft, wie die Magazine von dem Au— 
genblide an, wo das Heer formirt ift, bi8 zu dem, wo es den 
Bereich des Bundes verläßt, gefüllt werden follen, fo ift ſchon 
oben $. 18 dieſes Vortrag gezeigt worden, worin die Minori- 
tät mit der Majorität übereinflimmt, und wo dieſe Uebereinftim- 
mung wenigſtens zweifelhaft wird, weil fich über einige Puncte 
die Teßtere gar nicht, die erftere nicht beſtimmt genug geäu- 
Bert bat. 
Außerdem berricht Ungewißheit über Einverftändniß oder 
Nichteinverftändnig noch über folgende Säte der Minorität; 
a. Die Beiträge zur Verpflegung des Bundesheeres geiche- 
ben matrienlarmäßig in Geld und Naturalien ($. 49. 
b. Auf Abgang während des Feldzugs Fanıı binfichtlich Die: 
jer Beiträge Feine Nüdficht genommen werden ($. 20). 
Was aber 
2, die Frage von der Leitung des ganzen Berpflegswejeng 
betrifft, geht die Anficht der Minorität dahin: 
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a. daß der Generalintendant unter den Befehlen des Ober: 
feldberrn und mit Zuziehung von Corpsabgeordneten 
und Landescommiſſarien Die ganze Verpflegung des Bun⸗ 
desheeres leite, Daher den Ort, wo — die Beit, wann 
und die Art, wie Magazine angelegt werden jollen, be: 
ftinme ($. 3, 5, 6, 7), daß aber 

b. das Detail der BVerpflegung und im Grunde die ganze 
Ausführung und Verwaltung derſelben von den Corps⸗ 
Intendanten ausgehen jolle (Militär-Prot. S. 633). 

Dem Wortlaute nach ſcheint es, daß auch hier die Minori- 
tät mit der Majorität mehr harmonire, ald beide Theile glau- 
ben, und daß der einzige Unterfchied in der Stellung und Beto⸗ 
nung der Worte liege: allein, ob died bloßer Schein oder ob 
die Verjchiedenheit reell ſei, wird erſt dann beurtheilt werden 
fönnen, wenn die Minorität ſich Darüber erklärt haben wird, 
was fie unter dem „Detail der Verpflegung und der ganzen Aus: 
führung und „Verwaltung derjelben” verftanden willen will. 

Sie wird daher die nämlichen Fragen zu beantworten ha⸗ 
ben, welche, in derſelben Hinficht, oben der Majorität vorgelegt 
wurden. 

Wenn es wirklich eine Verjchiedenheit der Anfichten beider 
Theile über die Sache jelber geben follte, jo dürfte fie, nach ber 
obigen, wegen der Natur der beiderjeitigen Darftellungen unvoll- 
fändigen Vergleichung beider, nur darin beftehen, daß die Mino- 
rität der Sentralbehörde - die Majorität den Specialbehörden 
einen größern und felbftfländigern Wirkungsfreis verjchaffen 
möchte, daß jene auf Die Deconomie, richtige Verwendung und 
gleichmäßige Bertheilung gerichteten Einrichtungen derjenigen 
Einrichtung untergeordnet wiljen will, durch welche bie Sicherheit 
der Kriegsoperationen verbürgt wird, während die Majorität die 
Rangordnung diejer Einrichtungen umzufehren ſcheint. Die Auf: 
gabe ift, beide Nüdfichten zu vereinigen. Soll dieſe Aufgabe 
aber gelöft werben, jo muß man, wie e8 auch der Eöniglichepreu- 
ßiſche Bevollmächtigte (Milit.-PBrot. ©. 559 ff.) gethan Hat, vor 
allen Dingen nicht nur von den Benennungen „allgemeine, be- 
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jondere und einzelne” oder: Heered-, Corps- und Contingents⸗ 
Verpflegung”, ſondern aud von einer Redaction der in Die 
Grundzüge der Heeresverfallung aufzunehmenden Säbe jo lange 
abftrahiren, bis ınan fir über die Grundfäße Elar ausgefprochen 
haben wird, nach weldyen das Heer in allen feinen Tagen und 
Berhältniffen beforgt werden muß, wenn der Zweck — Gin, in 
allen feinen Abtheilungen jchlagfertige8 und zuſammenwirkendes 
Bundesheer zu erhalten — erreicht werden foll. 

Die Anlage enthält zur Aufftellung folder Grunbjäße 
einen, auf die jo eben citirte Anficht des Eöniglichepreußiichen 
Militärbevollmächtigten über die Verpflegung des Bundesheeres 
bafirten und in feinen Abweichungen davon motivirten, Verjuch. 
Es haben dabei die fächfifchen und württembergifchen Militärs 
bevollmächtigten wejentlich mitgewirkt, und er Darf daher eine 
unbefangene und gründliche Brüfung um jo gewiſſer in Anjprud) 
nehmen. Entſpricht Diefer Verſuch, wie man nachweiſen zu Fön: 
nen glaubt, dem Zweck: 

durch die darin vorgejchlagenen Beflimmungen den wejentli- 

hen Erforderniffen einer guten Naturalverpflegung des Bun⸗ 

desheeres, wie fie von der Majorität und Minorität aner: 
erfannt wurden, zu genügen und zugleich dafür, Daß er von 
den Einzelnen dem Ganzen das Nöthige richtig, zur rechten 

Zeit und verhältnigmäßig geleiftet, und von dem Ganzen 

diefes in gehöriger Menge und Güte entgegengeleiftet werde, 

möglichfte Bürgfchaft zu geben; 
fo dürfte der Antrag gerechtfertigt jein, diefe Grundfäße dem 
Militärcomite mit dem Auftrage mitzutheilen: 

1. diefelben forgfältig zu prüfen; 

2. das Nefultat diefer Prüfung, jo weit ed aus überein» 
ſtimmenden Anſichten der Militärbevollmädtigten unter ein: 
ander hervorgehen wird, zufammenzuftellen; 

3. etwa abweichende Anfichten derſelben zu begründen, 

a. durch Widerlegung der aufgeftellten Säße, 
b. durch Motivirung der ftatt der verworfenen aufzuftel: 
lenden Säße, und 
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c. durch detaillirte Nachweifung ihrer leichtern Aus— 
führbarfeit; 
4. diefe Begründungen der verjchiedenen Anfichten einander 
gegenfeitig zur Prüfung mitzutheilen; und endlich 
5. die jo geprüften Unträge zur Entjcheidung der Bundes: 
verjammlung an den Bundestagsausfchuß gelangen zu laſſen. 
Wangenheim. 


Auf Erinnerung des Präſidii, daß nach den, in der 17. 
Sitzung von 1821 angenommenen, näheren Beſtimmungen der 
Kriegsverfaffung des deutſchen Bundes (6. 56)*) eine Frift von 
drei Monaten feitgefegt worden ſei, Binnen welcher fich 
die Theilbaber an den combinirten Gorp8 und Divifiog- 
nen unter einander zu vereinigen hätten, wie ſie Die gejehliche 
Abtheilung zu bilden und Die verjchiedenen Waffengattungen nad 
dem angenommenen Verbältniffe unter ſich zu vertheilen für gut 
fänden, und nach Ablauf diefer Friſt ihre Uebereinkunft der ho— 
hen Bundesverfammlung anzuzeigen hätten; wurde in der Sigung 
vom 12. Zuli 1821 bejchloffen, Daß die Bunbesverfammlung am 
26. dieſes Monats der beftimmten Erklärung der betreffenden 
Geſandtſchaften, wie weit man mit der Bildung der gefeßlichen 
Abtheilungen in den combinirten Armeecorpd und Divifionen ge: 
fommen ſei, entgegenjehe. 

In Folge deſſen zeigte zuerft (26. Juli 1821) der großber: 
zoglich:bejfiiche Bundestagsgefandte von Harnier an, daß eine 
Uebereinfunft zwilhen Großherzogthum Helfen und den fürft- 
lichen Häujern Hohenzollern und Liechtenftein wegen der dritten 
Divifion des 8. Armeecorps bereit unter Natificationsvorbehalte 
abgejchloffen und mit der freien Stadt Frankfurt zum nahen Ab- 
ſchluſſe vorbereitet worden ſei; auch fei inmittelft ein landgraͤflich⸗ 
hejfifcher Abgeordneter von Homburg eingetroffen und eine Ver: 
einbarung demnächſt zu erwarten. 

Bon Seiten der großherzoglidy.heifiichen Regierung werde 


*) ©. 492. 
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indeſſen der Wunfc unterhalten, daß der Beitpunct, von welchen 
an die Formation des Bundesheered anzunehmen fei, und der 
Termin, an welchem die Standesausweiſe an die Verfammlung 
einzufenden ſeien, durch Bundestagsbeſchluß feitgeicht werden 
möge. 

Sämmtlide Stimmen vereinigten fi hierauf zu dem Be- 
ſchluſſe: 

1. daß die Organiſation ſämmtlicher Armeecorps in ihren 
verſchiedenen Abtheilungen bis zum 1. October dieſes Jahres zu 
vollenden, dasjenige aber, was zur Uebereinkunft unter den be⸗ 
theiligten Staaten ausgejeßt und bis zu genanntem Termine auf 
diefem Wege nicht berüdfichtigt fein jollte, in einer der eriten 
Sigungen der Bundesverſammlung nad) ihrer bevorftehenden 
Bertagung ohne weiteres Definitiv zu entjcheiden fei, übrigens 
aber 

2. der 1. Sänner 1822 als Xermin zur Ginreihung Der 
Standesausweife andurch feſtgeſetzt werde. 

In der Sikung vom 30. Suli 1821 erftattete‘ Dann der 
Bundestagsausfchuß zur Ausarbeitung des Militärverfaffungs- 
Plans den, in der 17. Sigung 1821 verlangten, gutacdhtlichen 
Vortrag über Die fünf letzten Abjchnitte der Abzüge, welcher als- 
bald mit dem Gutachten der Militärcommiſſion verglichen und 
von $. zu $. erörtert wurde. 

Außer einigen, von der preußischen und großherzoglich-heffi- 
chen Geſandtſchaft mitgetheilten Bemerkungen, welche theils ſchon 
von dem Ausſchuſſe benutzt worden waren, theil8 zu einigen we: 
nigen Abänderungen in der Redaction den Anlaß gaben,” wurde 
vorzüglich zu $. 61 angeführt, von 

Württemberg: Erleichterungen Eönuen Einigen nicht verwil- 
ligt werden, ohne daß den Mebrigen eine größere Bürde aufge- 
legt wird, als ihnen ohne Das BYugeftändniß jener Erleichterun⸗ 
gen auferlegt worden fein würde, 

Wird — wie Dies bei allen denjenigen Staaten, weldye fi), 
weil fie in Gavallerie und Artillerie Feine militärifche Einheit 
ftellen können, von einem andern Staate in dieſen Waffengattun: 
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gen gejehlich vertreten laſſen müflen, der Fall — aus Gründen 
der Gerechtigkeit Diefes Opfer gebradht, fo muß es, fo viel als 
immer möglih, von allen übrigen Staaten verbältnißmäßig ge: 
bracht werden; am wenigften aber ift e8, ohne anderweitige Eut- 
Schädigung, vorzugsweiſe von denen zu fordern, welche fich jelber 
in der Lage befunden, wenn auch nicht in ihren materiellen, Lei: 
flungen, doch in der Urt, wie ihre Leiftungen für von allgemei: 
nen Zwed verwendet werden, Ausnahmen von der Regel in An: 
ſpruch nehmen zu müſſen. 

Diefer Fall würde, wie ſchon in der Diefjeitigen Abftimmung 
zum $. 11 der Grundzüge ausgeführt wurde, namentlich Bei Den 
Theifhabern der gemifchten Armeecorp8 dann eintreten, wenn fie, 
ohne Befreiung von der Detachirung zur großen Kavallerie: und 
Artillerie-Reſerve zu erhalten, die Savallerie und Artillerie den- 
noch mit den großen Staaten in gleihem Verhältniſſe ftellen 
jollten. 

Jedes aus Contingenten verfchiedener Staaten zuſammen⸗ 
gejeßte Corps tft ſelbſt dann, wenn e8 auch Die, von der Kriegs: 
verfaffung poftulirte, numeriſche Stärke hätte, weniger felbftftän- 
dig und ſchlagfertig, als ein ungemiſchtes Armeecorps. 

Die Selbftftändigfeit und Schlagfertigfeit der einzelnen Ar- 
meecorp8 beruht vorzugsweife auf dem richtigen Verhaͤltniſſe ber 
verjchtedenen Waffengattungen in jebem derjelben. 

Das Militärcomite bat, geitübt auf Gründe der Theorie 
und Erfahrung, das PVerhältuiß der Waffengattungen feftgejegt. 
Diefed Verhältniß ift nicht feftgehalten worden, indem man es, 
aus Rüdfichten mancher Art, von 4 auf 4 herabfeßen mußte. 

Nicht genug, dieſes Verhältniß wurde bei Vielen bis auf „%, 
vermindert. 

Große Staaten, zumal jene, welche außer dem Bundescon⸗ 
tingente noch andere jelbftftändig organifirte Truppen auf den 
Beinen haben, verlieren dabei, in bloßer Beziehung auf fich jel- 
ber, gar nichts; Deftomehr aber die Staaten mittlerer Größe, 
welche mit der Selbftftändigfeit und Schlagfertigfeit der gemiſch⸗ 
ten Corps Alles verlieren, was ihnen, in Beziehung auf Kriegs⸗ 
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verhältnifje, irgend nody einige Bedeutung auf Sicherheit gewäh- 
ren könnte. 

Die Sicherheit de8 Ganzen ruht auf der Verhältnigmäßig- 
feit der Theilganzen, und bie Naturnothwendigfeit ftraft einen 
hierin begangenen Fehler mit urerbittlicher Strenge. 

Dies mag den Wunjch rechtfertigen, daß es den großen 
Mächten gefällig fein möge, den mittlern die Erleichterung der 
fleineren weniger nachtheilig zu machen, dadurch, daß fie Die 
Stellung der großen Gavallerie- und Artillerie Relerve allein 
übernehmen und dazu von den gemijchten Armeecorps feine ‘De- 
tadyirungen verlangen. 

Weit entfernt, Daß durch die Befriedigung dieſes Wunſches 
das Ganze gefährdet würde, muß es dadurch vielmehr gewinnen. 

Jene großen Neferven find beftimmt, in Eritischen Momenten 
die günftige Entſcheidung herbeizuführen; dieſe wird um jo ſiche⸗ 
rer herbeigeführt, je homogener und felbftftändiger Die Maſſe ift, 
welche die Entſcheidung geben joll. 

Die drei gemijchten Armeecorp8 haben bei der Gewährung 
dieſes gewiß billigen Wunſches ein ziemlich gleiches Intereſſe: 
denn, wenn auch dad 8. Armeecorps, deſſen Theilhaber, weil fie 
Grenzländer zu ſchützen haben, in jedem Falle für größere An« 
firengungen ſich bereit halten müfjen, Dabei ein erhöhtes Intereſſe 
zu haben fcheinen, jo find doch die unmittelbaren Störungen, 
welche die Grleichterungen in bie Organijation des 9. und 10. 
Armeecorps bringen, wieder viel bedeutender, als bei dem 8. Ar: 
meecorps. 

Dieſen Anſichten des württembergiſchen Hofes und dem 
darauf gebauten dringenden Wunſche ſchloſſen ſich an der groß: 
herzoglich-badiſche Geſandte, welcher erklärte, daß ihm die Em- 
pfehlung dieſes Wunſches von feinem Hofe bejonders zur Pflicht 
gemacht worben fei; desgleichen der großherzoglich-heſſiſche Ge⸗ 
ſandte. 

Der öſterreichiſche präſidirende Geſandte bemerkte hierauf: 
Ob die Staaten, welche die ungemiſchten Corps zu ſtellen 
haͤtten, in dieſe, nur von ihrer Gefälligkeit zu erwartende, Ver⸗ 
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tretung eingehen wollten, müſſe man ihrer Entſchließung anheim 
ſtellen; er finde ſich noch nicht ermächtigt, irgend eine Art ver- 
bindlicher Aeußerung vorläufig hierüber abzugeben. 

Bei dem $. 60 und reſp. 78 wurde auf bie Bemerkung des 
Eöniglicy-fächlifchen Gefandien v. Garlowiß Beigefeßt: daß, wenn 
der Oberfeldherr ausnahmsweiſe directe Befehle an eine Corps: 
abtheilung zu Detachtrungen geben follte, dieſes nicht contingent- 
weile, jondern nach den Unterabtheilungen der Korps, in Divi- 
fionen, Brigaden und Regimenter x. gejchehen follte. 

Darauf folgte der einhellige Beichluß, daß über das vorlie- 
gende Gutachten des Bundestagsausſchuſſes über die fünf Ießten 
Abfchnitte der Brundzüge der Militärverfaflung des deutſchen 
Bundes am 22, November 1821 definitiv abzuftimmen, inmittelft 
aber daſſelbe der Militärcommilfion der Bundesverfammlung 
mitzutheilen jet. 

In Folge des Beſchluſſes vom 26. Juli 1821 ſprach fich 
zuexft Sachſen am 10. Januar 1822 dahin aus: 

Da Sr. Eöniglihen Majeftät von Sachſen jederzeit angeles 
gen ift, Daß den Bundesbeichlüffen ſowohl der Sache, als der 
Zeit nach, volle Genüge gefchehe; jo ift Allerböchftdero Bundes: 
tagsgefandtjchaft befehligt worden, der hohen Bundesverſammlung 
anjeßt und gleich in der erſten Sitzung nad) Eintritte des neuen 
Yahres, die Standedtabelle der 1. Divifion des 9, Armeecorps 
andurch zu überreichen. 

Aus dieſer Tabelle ergiebt ih, daß das Föniglich-Tächfiiche 
Contingent nad) feinen verjchiedenen Beftandtheilen in derjenigen 
Beſchaſſenheit jei, welche die Bundesgeſetze und Die über die 
theilweife Vertretung der Gontingente anderer Staaten mit dem 
Königreihe Sachen beftehenden Verträge erfordern. 

Die zu Erfüllung der Totalſtärke des Contingents noch er- 
forderlichen 196 Trainſoldaten find in Bereitſchaft und werben 
bei eintretender Mobilmachung fofort aufgeftellt werben. 

Die vorgelegte Standestabelle der 1. Divifion des 9, Armee: 
corp8 wurde an die Milttärcommiffion abgegeben. 

Darmftadt äußerte in derſelben Sitzung: 
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Die großherzogliche Gefandtichaft Hatte bei dieſer Belegen- 
heit die damalige Lage der zwiſchen dem Großherzogthum Heflen 
und den der 3. Divifion des Armeecorps zugetheilten Bundes⸗ 
ftaaten in Betrieb ftehenden Formationd- und Reluctions-Unter- 
handlungen bezeichnet, und die Erwartung geäußert, daß Die 
Vereinbarungen darüber baldigft zu Stande fonımen würden. 

Dies ift nicht eingetroffen. Ihre Durchlauchten die Fürften 
von Hohenzollern und Liechtenftein, deren Bevollmächtigter bei 
ber unterzeichneten Uebereinkunft noch einige Vorbehalte gemacht, 
haben auf bie biefjeitige Sinalerflärung bis heute nicht geant⸗ 
wortet, 

Bon Seiten der freien Stadt Frankfurt wurde den zum Ab- 
ſchlufſſe vorbereiteten Punctationen erft fpät ein neuer Vorſchlag 
fubftituirt, welcher, wegen ſeines Bezugs auf die gejeßlichen Be— 
ftimmungen des Großherzogthums, einer mehrjeitigen Prüfling 
bedurfte und fchließlich Hat abgehnt werden müſſen. 

Endlich ift Tandgräflich-heffen-bomburgifcher Seits, nach dem 
zwifchen den beiderjeitigen Bevollmächtigten die Mebereinfunft im 
vorigen September unterzeichnet, und die Auswechjelung der Ra- 
tificationen anberaumt war, ftatt Diefer erflärt worden, daß die 
Dortjeitige Landesregierung vorerft gejonnen fei, bei der Bundes 
verfanmlung wegen Selbfiftellung der Eoftfpieligeren Waffen» 
gattungen einzufchreiten, falls die Gntjcheidung aber ungünftig 
ausfiele, den gepflogenen Verhandlungen nachkommen werde. 

Man läßt es dahin geftellt fein, ob nicht der eigentliche 
Grund aller Verzögerungen auferhalb der Verhandlungen Liegt. 
Immerhin Eönnen fie der Diefjeite auf Feine Weiſe zur Laſt kom⸗ 
men, da man ſowohl überhaupt, ald insbefondere binfichtlicy der 
pecuniären Stipulationen getban und nachgegeben hat, was mög- 
lich war, um die Schwierigfeiten zu heben und zu erleichtern, 
und fo zum bundesgefeßlichen Biele zu gelangen. 

Nachdem nun dies Beſtreben bis jetzt, wo ſechs Monate feit 
dem Bejchluffe in der 29, vorjährigen Sihung dem Ablaufe nahe 
find, ohne den wünjchenswerthen Erfolg geblieben ift, während 
der Aufſchub für das Großherzogthum felbit, zum, je länger, 
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deſto beidswerlicheren Hinderniffe bei feiner Gontingents: uub 
Diviſions⸗Bildung wird, fo tft die Geſandiſchaft mit der Köchften 
Weifung verfehen worden, gegenwärtige Anzeige mit dem Antrage 
au verbinden: 

daß ein endlicher kurzer Termin zur Einbringung der Fors 

mationd- und Reluctiond-Verträge zwiſchen dem Großherzog⸗ 

tbum Helfen und den der 3. Divifiou bed 8. Armeecorps 
gehörigen Bundesftaaten feftgejegt werben wolle, damit ſo⸗ 

dann, in @emäßheit des Beichluffed vom 26. Auli v. J., 

von dieſer hohen Verſammlung das weiter Geeignete ver- 

fügt werde. 

Der Gefantte der 16. Stimme, Freiherr non Leonhardi, 
behielt fid, feine Erklärung nor; der Sttllftand, welcher in dieſe 
Unterhandlung gekommen fei, liege in einem ganz zufälligen Um- 
ftande, den aus dem Wege zu räumen, er bereit bemüht gewe- 
fen jet. 

Der Gejandte der freien Städte, für Frankfurt dagegen 
lagte: Sp viel dem Gefandten die Lage der Sache befannt ſei, 
habe bisher die Ausgleichungsweile wegen der Vertretung in 
Stellung der Gavallerie im Wege geftanden; wehrern, dem groß: 
herzoglich⸗-heſſiſchen Bevollmächtigten von Seiten des Bevollmaͤch⸗ 
tigten der Stadt gemachten Propofitionen jeien unannehmbar ge 
funden worden. Sollte eine enbliche, weldde — ſo viel der Ge 
fandte wiſſe, ohne jedoch genau davon unterrichtet zu fein, da er 
erit geflern Abend Kenntniß exhalten habe, daß diefe Anzeige 
werde gemadyt werden — im Vorſchlage fer, Das naͤmliche Schickſal 
haben, ſo werde es, wie ohnehin bundesgejegmäßig jei, deu Wuͤnſchen 
der Stadt vollfommen entjprechen, wein die Sache Einer. hohen 
Bundesverſammlung zur Entſcheidung vorgelegt werde; wie. fidh 
denn auch der Bejandte die Bitte um eine gleichmäßige Erleich 
terung, welche andern Staaten zugeflanden worden fei, und welche 
durch jene Vorlage nody mehr würde begründet werben, eventua- 
liter vorbehalte. Der Stadt ſei die Abſicht, Die Sache zu verzö⸗ 
gern, ganz fremd, man werde diejelbe vielmehr ihrer Seits 
thunlichjt bejchleunigen. Der bisherige jcyeinbare Verzug, werde, 
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wenn feine Ausgleichung zu Stande komme, dur Darlegung 
der Umjtände um jo mehr Rechtfertigung erhalten, al8 bier von 
einem bedeutenden Objecte für den einen Theil die Rebe fei, und 
darum, fo viel man wife, andere Staaten im gleichen Falle be 
fänden, übrigens auch die Formation des Corps im Wejentlichen 
bierdurdy nicht aufgehalten werde. 

Der präfivirende Geſandte flellte hierauf vor, wie gerecht 
der Wunſch und das Berlangen der Bundesverſammlung fein 
müſſe, daß jene Hinderniffe, welche der endlichen Einrichtung der 
Divifionen in den gemifchten Corps, fo wie dieſer Corps jelbft, 
noch im Wege ftänden, gehoben werden möchten. Der Bundes 
tagsausſchuß würde fchon heute fein Butachten auf Die Bemer⸗ 
tungen über die fünf legten Abjcynitte der Grundzüge der Milis 
tärverfaflung vorgelegt haben, wenn nicht noch die Bemerkungen 
einiger Regierungen abgingen; da man jebody ihrer Mittheilung 
täglich entgenenjehe, jo verfärfe auch noch diefer Umſtand den 
dringenden Wunſch, daß die gütlihe Vereinbarung der betreffen- 
den Regieruugen in den gemijchten Divifionen und Corps um fo 
gewiller unverzüglich erfolge, als Die Bundesverjammlung gütliche 
und freundfchaftlide Auszleihungen unter den BBetheiligten ber 
eigenen Entſcheidung vorziehen müßte, 

Defterreichh werde ſich zwar gern einer neuen Terminsver⸗ 
längerung, wenn foldye von der Mehrheit beliebt werden follte, 
anschließen, könne aber dabei die Meberzeugung nicht unterdrüden, 
daß es fehr angemeſſen fei, denſelben möglichft enge anzube- 
raumen. 

Hierauf vereinigte man fich zu dem Beſchluſſe: daß der in der 
29. Sigung 1821 auf ben 1. Januar feftgejeßte Termin auf den 14. Fe⸗ 
bruar 1822 erftredt werde, um an dieſem Tage von den jowohl 
in den verjchiedenen Abtheilungen der gemijchten Armeecorpd als 
an diefen Corps ſelbſt getroffenen Lebereinfünften Die Anzeige 
zu machen, wonädhft die Entſcheidung über diejenigen Gegen⸗ 
flände, worüber biefelbe erforderlich fel, in der Sitzung vom 28. 
März 1822 definitiv erfolgen werde. 
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In derfelben Sigung ſprach fi der Geſandte der 16. Stimme 


noch weiter dahin aus: 
In Beziehung auf die in der vertraulichen Sigung vom 20. 


Juni v. J. aufgeworfene Frage: zu weldyer Diviſion des 10, 
Corps die Gontingente von Schaumburg-Tippe, Lippe und Wal: 
deck zu rechnen feien? Bin ich nunmehr von IJ. DD. den Für- 
ften von Schaumburg= Lippe, Lippe und Walde befehligt, die 
damals vorbehaltene, nähere, desfallfige Erklärung zum Buudes« 
tagsprotocolle dahin abzugeben: 


daß Hoͤchſtdieſelben Ihre Gontingente mit der 2. Divifton 
des 10, Armeecorps vereinigen würden, und in Anſehung der 
verſchiedenen Waffengattungen und Bildung der Regimenter ıc. 
bereitö in Unterhandlungen begriffen feien. 


Hierauf äußerte zuerft der däntjiche Gefandte für Holftein 
und Lauenburg: 

Der diefjeitige Gefandte ift nicht beauftragt, gegen Diele 
Erklärung irgend etwas zu bemerken; im Gegentheil fann er den 
Beitritt dieſer fürftlihen Gontingente zur 2. Divifion des 10. 
Armeecorps nur ald vollfommen zwedimäßig anſehen; jedoch um 
ter dem ausdrüdlichen Vorbehalte, Daß die bereits bis zum Ab 
Schluffe gediehene Organijation der 2, Divifion des 10. Armee 
corps, durch dieſen Beitritt in nichts welentlichem verändert 
werde, und die Gontingente dieſer fürftlihen Häufer denjenigen 
Platz in der Divifion einnehmen, der dem Intereſſe des Ganzen 
am vortheilhafteften fein wird. 


Der Geſandte von Medlenburg- Schwerin und Medlenburg- 
Strelitz: 

Auf die von dem Geſandten der 16. Stimme, Namens der 
Durchlauchtigſten Fuͤrſten von Schaumburg⸗Lippe, Lippe und 
Waldeck, wegen nunmehr beabſichtigter Anſchließung hoͤchſtihrer 
Bundes⸗Militaͤr⸗Contingente an die 2. Diviſion des 10. Armee⸗ 
corps, ſo eben zu Protocoll gegebene Erklaͤrung, kann ich mich 
nur dahin aͤußern: 

daß mir keine ſolcher allererſt jetzt ausgeſprochenen Abſicht 
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der durchlauchtigften genannten Fürften geradezu entgegenftehende 
Anfichten meiner höchften comittiirenden Höfe befannt find. 


Demnach glaube ich wohl, daß, in fo fern die andern Di- 
vifionsmitglieder vorgedachtem Verlangen der durchlauchtigſten 
genannten Fürften noch gegenwärtig entgegenzulommen bereit 
find, meine böchften Gommittenten ebenfalls hiermit einzuftimmen 
nicht anftehen werden, indeſſen immer nur unter der beftimmten 
Vorausſetzung, daß die ſchon feit Dem September vorigen Jahres 
in Altona gepflogenen und dem völligen Abjchluffe naheftehenden 
Divifiond-Formations-Verhandlungen unalterirt bleiben. 


Der Gejandte der 15. Stimme für Holftein-Oldenburg: 
Hinfichtlicy der von dem Gejandten der 16. Curie abgegebenen 
Erklärung, in Betreff beabfichtigter Vereinigung des Bundescon- 
tingent8 der fürftl. Häufer Schaumburg-Tippe, Lippe und Waldeck 
mit der 2. Divifion des 10. Armeecorps, Tann die Gefandtichaft 
fih dahin äußern, Daß von Seiten Holſtein-Oldenburgs der Rea⸗ 
liſirung dieſer Abficht nichts entgegenftehe, da namentlidy bei den 
neuerlich in Altona wegen Formation der Divifion ftatt gebabten 
Verhandlungen dieſer Beitritt offen erhalten worden, nnd daß 
man legtern für eben jo angemefjen, ald erwuͤnſcht halte, 


Der Gejandte der freien Stäbte für Hamburg, Lübeck und 
Bremen ſchloß: Der Gefandte der freien Städte, welcher fi 
nody ohne Snftruction von Seiten Lübecks, Bremend und Ham: 
burgs über den Gegenftand der Erklärung befindet, welche der 
Gejandte der 16. Stinnme fo eben gemacht hat, muß fi) das 
Weitere darüber vorbehalten, und ſich für jetzt Darauf befchrän- 
fen, zu erklären, daß er zwar feinen Grund hat, anzunehmen, 
daß die Verftärfung der 2. Diviſion bes 10. Armeecorps durch 
die Contingente Ihrer hochfürftlicden Durchlauchten von Lippe⸗ 
Detnold, Lippe-Büdeburg und Waldeck, feinen Herren Gommits 
tenten nicht angenehm fein follte; daß er indeß vorausfeßen 
muß, daß durch den fo fehr verfpäteten Beitritt diefer fürftlichen 
Häujer Feine Störung oder Abänderung ber zwifchen den übrigen 
Mitgliedern diefer Divifion bereits beendigten Verhandlungen 
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über Die Gintheilung und Organtfation berjelben beabfidhtigt 
werden Fann, 


In der vertraulihen Sigung vom 7. Februar 1822 erftattete 
der Bundestagsausfchuß zur weitern Erörterung der Militärver- 
bältniffe des deutſchen Bundes Bericht über einen Antrag Des 
Zandgrafen von Heſſen-Homburg, Die Selbftftellung der Eoftjpieligeren 
Waffengattungen betreffend, und trägt darauf an, die Bundess 
verfammlung möge dem Herrn Landgrafen zu erkennen geben, 
wie fie fich verjpreche, daß Derſelbe in Gemäßheit der Beſtim⸗ 
mungen des $. 26 der Grundzüge baldmöglichſt mit dem Groß» 
herzogthum Heſſen eine Webereinfunft in Betreff der Stellung 
diefer Waffengattungen treffe, und Diefelbe, in Folge des Bes 
ſchluſſes vom 14. Sanuar, am 14. Februar laufenden Jahres 
anzeige. In Berüdfichtigung der von des Herrn Landgrafen 
Durchlaucht vorgebradhten Gründe möchte übrigens dem Heren 
Zandgrafen, im Falle der Vertretung, dieſelbe Grleichterung bin» 
fichtlich der Verminderung des Cavalleriecontingents zugeftanden 
werben, welche Die Bundesverfammlung dem Herzogthum Sachſen⸗ 
Gotha bewilligt habe. 

Dieſem Antrage ſtimmte die Mehrheit bei; 8 wurde daher 
beſchloſſen: 

1. das Präfivium zu erſuchen, Sr. Durchlaucht dem Land⸗ 
grafen von Hefjen-Homburg, in Gemaͤßheit defjelben, zur 
weiteren Verhandlung und Grledigung dieſer Gelegen⸗ 
beit hiervon Nachricht zu ertbeilen; 

2. deu Vortrag felbft loco dietaturae druden zu laſſen. 

Ehen dieſer Ausſchuß erftattete Vortrag über die Kontingent: 
ftellung der Fürften von Hohenzollern und Liechtenftein, und trug 
darauf an: 

1. die nähere Anzeige wegen der an erwähnte Bundesglieder 
ergangenen Forderungen über die Vertretung der koſtſpie⸗ 
ligeren Waffengattung abzuwarten; 

2. die neuerlichen Anträge der Fürften von Hohenzollern 
und Liechtenftein DO. wären, falls fle nicht jelbfi Davon 


918 


abftehen wollten, vor Allem an die Verhandlung unter 
den Betheiligten de8 Armeecorps zu verweiten. 
Saͤmmtliche Geſandtſchaften erklärten fi) mit dieſen Anträ⸗ 
gen einverſtanden. 


Ferner zeigte der Ausſchuß an, daß er für angemeſſen er⸗ 
achtet habe, der Militärcommilfton der Bundesverfammlung einen 
Vortrag, die Detachirung zu der großen Cavallerie- umd Artillerie 
Referve betreffend, zu communiciren, um ihre Anficht über den 
Entwurf einer der Bundesverfammlung vorzufchlagenden Abän- 
derung des F. 61 der Grundzüge zu vernehmen. 

Die Schwierigkeiten der Vereinigung in Militärfachen zeig- 
ten fi aber jelbft bei den Eleinften Staaten. Wir geben eine 
Probe in dem folgenden Gommiffionsberichte. 


Gommifjionsberidt 
über den Antrag Seiner Durchlaucht des Landgrafen von Heflen- 
Homburg, die Selbftftellung der Eoftipieligeren Waffengattungen 
betreffend. 


In Folge des Befchluffes der hoben Bundesverfammlung 
vom 12. April vorigen Jahres, über die Bildung der gefetlichen 
Abtheilungen und die Vertheilung der Waffengattungen bei ben 
gemifchten Korps und Divifionen, ift am 21. September vorigen 
Jahres zwiſchen dem Großherzogthum Heflen und der Laudgrafs 
Ihaft Heflen-Homburg über die Vertretung der Gavallerie- und 
Artillerie Stellung ein Reluctionsvertrag abgeſchloſſen, und Die 
Auswechſelung der Ratificationen auf den 15. October beffelben 
Jahres anberaumt worden. Auf jenem angefeßten Termin hat 
man jedoch heſſen-homburgiſcher Seit anftatt der erwarteten 
Ratification, die Erflärung gegeben, daß man vorerft gejonnen 
fei, bei der hohen Bundesverfammlung in der erften Sißung, 
wegen Selbfiftelung der Eoftipieligeren Waftengattungen einzus 
ſchreiten; daß man aber, wenn die zu erwartende Entſcheidung 
die Bitte nicht begünftigte, den mit dem Großherzogthum Hefjen 
gepflogenen Verhandlungen genau nachkommen werde. 
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Unterm 4. Dezember vorigen Jahres if von dem land» 
gräflich-hefienshomburgifchen Geheimen Rathe und Regierungs⸗ 
Präfidenten von Hert der Bunbesverfammlung, im Ramen des 
Landgrafen, eine Borftellung übergeben worden, in weldyer Das 
Verlangen ausgebrüdt ift, den auf SHeflensHomburg treffenden 
Antheil von Kavallerie und Artillerie in natura flellen zu dürfen. 


Diefe Vorftellung if! dem Bundestagsausſchuſſe in Militär: 
lachen zur Berichterftattung mitgetheilt worden, und berfelbe ver- 
fehlt nicht, anmit fein Gutachten darüber vorzulegen. 

Das Begehren des Landgrafenshomburg Durchlaucht fügt 
fih auf folgende Grüude: 

1. die Selbtftelung der Eoftfpieligeren Waffengattungen ſei 

in dem Geſegte nicht verboten; 

2. die Koſten der Ausrüftung und Unterhaltung des Gontine 
gents feien weit beträchtlicher im Sale der Vertretung, 
als bei der Selbitftellung; 

3. bei der Vertretung gehe das Geld in das Ausland, wäh- 
rend es bei der Selbfiftellung im Inlande verzehrt werde. 


Was 1. die Erlaubniß der Selbftitellung betrifft, jo find Die 
Beftimmungen der Grundzüge darüber vollfommen klar; es Tann 
nämlich) dieſelbe nur in jo fern flatt finden, als fie mit den Bes 
dingungen einer zwedmäßigen militäriichen Formation vereinbar 
if Es mußte zwar allerdings beftimmt ausgefprochen werden, 
wie viel jeder Staat nad; dem angenommenen Verhältnifje der 
Waffengattungen zu ftellen babe; allein damit Eonnte nicht bie 
wirkliche militärifche Formation gemeint fein; e8 follte — wie 
in der Xabelle ausdrüdlich bemerkt if! — nur ein Maaßſtab an- 
gegeben werden, um ermeſſen zu können, was jeder Bundesſtaat 
im Verhältniß zu allen übrigen, und wegen des qualitativen 
Unterſchiedes der Waffengattungen eigentli zu leiften babe. 
Deshalb ift in die Grundzüge die ausbrüdliche Beflimmung aufs 
genommen worden ($. 25), daß 

„das Minimum eines zu ftellenden Gavallerietörpers auf 

300 Mann, das eines felbfiftändigen Infanteriekoͤrpers auf 
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400 Mann, und das der Gejhübe auf eine Batterie von 6 

oder 8 Stüden feftgefegt ſei;“ 
und daß demnach ($. 26) 

„die Theilhaber an den concentrirten Corps und Divtfionen 

ſich unter einander zu vereinigen haben, wie fie die geſetzli⸗ 

chen Abtheilungen zu bilden und die verſchiedenen Waffen⸗ 
gattungen nad) dem angenommenen Verhältniffe unter ſich 
zu vertheilen für gut finden“. 

Die Landgrafihaft Heflen-Homberg bat ein Gontingent von 
200 Mann zu ftellen, worunter nad) dem angenommenen Vers 
bältnifje neunundzwanzig Gavalleriften (nicht zwanzig, wie es in 
der Vorſtellung heißt), eilf Fußartilleriften, drei reitende Artille- 
riften und zwei Pionier oder Pontonierd begriffen find. Keine 
von diefen Zahlen erreicht die geſetzlich beftimmte Stärfe einer 
jelbftftändig au ſtellenden Abtheilung. Das Verlangen von 
Heſſen-Homburg erjcheint fomit, fowohl dem @eifte, ald dem 
Buchftaben der, Durch Beſchluß vom 12. April 1821 zum Bun- 
desgefeg erhobenen „Näheren Beſtimmungen der Kriegsverfaſſung 
des deutfchen Bundes” vollfommen entgegen laufend, und e8 fragt 
fi) nun, find dringende und gewichtige Urſachen vorhanden, 
welche den Bund veranlaflen Fönnten, in Dem vorliegenden Falle 
eine Ausnahme von der Negel zu bewilligen. 

Die in der Tandgräflicdy.hefjenshomburgifchen Vorſtellung als 
jolche aufgeführten Grünte (2 und 3) Tann der Ausſchuß nicht 
für hinreichend anfehen. Was die Behauptung betrifft, daß die 
Koften der Vertretung beträchtlicher feien, als die der Selbft: 
ftellung, fo glaubt der Ausſchuß, daß dieß nur durch eine org: 
fältige und detaillirte Berechnung erörtert werben Fönnte. Die 
MWahrjcheinlichkeit fpricht aber immer dafür, daß ein Staat, wel- 
her ein completes GavalleriesRegiment unterhält und alle Kriegs⸗ 
bedürfniffe im Vorrath Hat, einen Zug von 29 Saralleriften mit 
geringerem Koſtenaufwande aufftellen könne, al8 ein Staat, wel- 
her fi alle Ausrüftungsmittel erft anjchaffen müßte. 

Gewichtiger erjheint der andere angeführte Grund — daß 
nämlich bei der Vertretung das Geld in das Ausland gehe, 
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während es Bei der Selbfiftellung im Inlande verzehrt werde. 
Allein wenn man erwägt, daß die Landgrafſchaft Heffen- Homburg 
in jedem Falle die nöthigen Pferde und übrigen Ausrüftungs- 
Bedürfnifie aus dem Audlande beziehen müßte, und daß fie, um 
den Forderungen der in den Grundzügen enthaltenen Beftim- 
mungen zu entipredyen, ihr Gavallerie-Gontingent einen beträchts 
lichen Theil des Sahres, und ihren an Artillerie und Pioniers 
wohl fortwährend in Darmfladt unterhalten müßte — daß fie 
Kberdied die Vergütung fir die Gefhüpftellung und für die Aus⸗ 
rüſtung des Belagerunpspartes doc immer zu leiften hat: — fo 
ericheint der Vortheil, welcher der Landgrafichaft Heffen-Homburg 
in diefer Hinficht Durch die Selbftftellung vielleicht zugehen dürfte, 
viel zu problematifch und zu wenig im Verbältniffe mit den Rache 
theilen, welche die militärifche Kormation durch dieſelbe erlitte, 
als daß die Nüplichkeit einer Ausnahme von den gejeßlichen 
Beflimmungen hierdurch begründet werden Eönnte. 


Das Gutachten des Ausjchuffes geht demnach dahin, Die 
hohe Bundesverfammlung möge dem Herrn Landgrafen von 
Helfen. Homburg zu erfeunen geben, wie fie ſich verjpreche, daß 
Er in Gemäßheit der Beſtimmungen des $. 26 der Grundzüge 
baldmöglichft mit dem Großherzogthum Hefjen eine Hebereinkunft 
treffen und Diefelbe, in Folge des Beichlujfes vom 11. Januar, 
am 14. Februar J. J. anzeigen möge. Dieß wirb um fo leichter 
zu bewerfitelligen fein, als der Vertrag wegen ber Vertretung 
zwifchen ben beiden genannten Staaten bereits abgejchloffen ift, 
und die Erledigung der ganzen Angelegenheit nur noch auf ber 
Ratification dieſes Vertrags von Seiten des Heren Landgrafen 
von Hellen-Homburg Durchlaucht beruht. 


In Berüdfichtigung der in der landgräflicheheflen-bomburgijchen 
Borftellung vorgebrachten Grfinde trägt jedoch der Ausſchuß dar⸗ 
auf an, es möge dem Landgrafen, im Falle der Vertretung, die 
felbe Grleichterung Hinfichtlich der Verminderung ded Gapallerie 
Contingents zugeftanden werben, welche die hohe Bunbesverjamm- 
lung dem Herzogtum Sachfen⸗Gotha, in Srwägung ber durch 
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bie Vertretung begründeten vermehrten Brauchbarkeit der Truppen 
bewilliget bat. 


&ommiffionsberidht 
die Gontingentftellung der Fürften von Hohenzollern und Liechten: 
ftein Durchlauchten betreffend. 


Der Bundesgtagsgefandte der beiden Kürften von Hohen⸗ 
zollern und des Fürften von Tiechtenftein Durchlauchten bat an 
den Bundestags⸗-Ausſchuß in Militärfachen unterm 22. Januar 
d. J. eine Rote folgenden Inhalts erlaflen: 

„Die in der erften dießjährigen Sitzung $. 12 vorbehaltene 
Erklärung wird dahin eröffnet, daß der zufällige Umftand, wos 
durch die Unterhandlungen in der britten Divifion des achten 
Armeecorps verzögert worden, nunmehr gehoben jei. 

„Er jei beſonders befehligt, binzugufügen, daß, jo ſehr Ihre 
Durchlauchten in Rüdficht diefer Verhandlungen zu Erhaltung 
der bisherigen hoͤchſt fchäßbaren Verhältniffe möglichft beizuwirken 
geneigt feien, Höchftfie doch eher die Entjcheidungen der hohen 
Bundesverfammlung erwarten, ald unbedingt in Forderungen ein: 
gehen würden, welche die Stipulationen des Föniglicdyjächliichen 
um das Dreifache überftiegen, und wodurd Ihre Länder über 
Vermögen in Anſpruch genommen würden. 

„Auch fei dem Gefandten noch die beflimmte Weifung ge 
worden, in Beziehung auf den Vortrag des Hohen Prafidii in 
der vertraulihen Sikung am 7. December v. J. (wodurch die 
Möglichkeit eröffnet werde, der Stellung von Gavallerie durch 
eine vermehrte Stellung von Infanterie auszuweichen) einen gleis 
hen Ausweg, jo wie ähnliche Begünftigungen nad Erforderniß 
in Anfpruch nehmen zu dürfen, für Ihre Durdylauchten von Hohen⸗ 
zollern und Liechtenftein fi) ausdrücklich vorzubehalten“. 

Diefe Erklärung umfaßt alfo zwei Gegenflände: 

I. Die allgemeine Beſchwerde, daß bei den Unterhandlungen 
über die Vertretung an die genannten Fürften Forderungen ge 
macht worden, weldye das Dreifache der Stipulationen des jäch- 
fiichen Vertrags überftiegen, weßwegen Höchfidiefelben licher bie 
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Entiheidung des hohen Bundestages erwarten, als in diefe 
Forderungen eingeben wollten, 

N. Den Anſpruch auf Erfagleiftung für die Gavallerie durch 
vermehrte nfanterie-Stellung, gleichwie von Naſſau begehrt worden. 

Ad I ift bisher nicht näher nachgewiefen worden, inwiefern 
die Vertretungdforderungen überfpannt feien, und ob bereits alle 
Verſuche, innerhalb des Armeecorps mit einer ober der andern 
Regierung über die Vertretung augemefjene Verträge abzufchließen, 
fruchtlos erfchöpft fein. Wan darf fi daher der Hoffnung 
berlafjen, daß eine gütliche Uebereinkunft auf billigen Grundlagen 
noch jebt auf irgend eine Weife werde zu Stande fommen fönnen. 

In jedem Kalle wird man erwarten müfjen, daß die, ohnehin 
notbwendige, genauere Anzeige über den Stand der Dinge inner» 
halb des vorgefeßten Zeitraumes vorgelegt werde, Damit nölhigen» 
falls Die hohe Bundesverfammlung vermittelnd einfchreiten, ober 
nach Umftänden entjcheiden koͤnne. 

Ad Il, Ueber die, von Naſſau in Antrag gebrachte, vermehrte 
Sinfanterie-Stelung gegen Befreiung von der Neiteret ift zwar 
bis jeßt noch nicht beftimmt entjchieben worden, und kann daher 
um fo minder eine Folgerung daraus abgeleitet werden. 

Allein, wenn wir auch annehmen, daß die vorgejchlagene 
Hormation zugegeben werde, jo zeigt ſich eine ſolche Verſchieden⸗ 
beit der Verhältniffe, daß durchaus Feine analoge Anwendung 
ftattfinden ann. 

Bei dem Unerbieten von Naffau ergiebt ſich der dreifache 
Vortheil für das Bundesheer, als: 

1. eine bedeutende Einheit, nämlich eine vollftändige Infan⸗ 
terie-Brigade, von einerlei bewährten Truppen geftellt; 

2. um mehr als um 1000 Dann pas Bundesheer vermehrt, und 

3. anftatt 6 Stüden Geſchützes eine Batterie von 8 Biegen 
mit der dazu gehörigen Mannfchaft und Beſpannung geliefert wird. 

Zur nöthigen Vergleihung wird es am beften fein, wenn 
zugleich darftellt, was von den oben genannten Zürften geftellt 
würde, wenn fie fich zu demſelben Verhältniffe erbieten, wobei 
man jedoch vorausfeßen darf, daß Sie eine gleiche Mehrftellung 
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an Artillerie nicht beabfichten, fondern vielmehr von dieſer Waffen- 
gattung ganz befreit bleiben wollen. 

A. Das Fürftentbum Hohenzollern⸗Hechingen hat nach ber 
Matrifel im Ganzen 145 Mann, und darunter 21 Mann Ga- 
ballerie und 10 Mann Artillerie zu ftellen. Sol nun ein Reiter 
mit 4 und ein Ürtillerifi mit 5 Mann erjegt werben, jo ftellt 
fi die Leiftung folgendermaßen: 

an Sinfanterie mit Eiſchluß eines Ploniers 114 Mann 

für 21 Retr . . . . ... A , 

für 10 Artilleriſenn. 222 DO m 
243 Mann. 

Diefe Summe würde aber nur zwei Compagnien, folglich) 
Teinen geſchloſſene Körper bilden, und nicht einmal das Minimum 
eines zu flellenden Ganzen erreihen, Die Mehrftelung von 103 
Mann fönute wohl der Bevölkerung des FürftenthHums Täftig 
fallen, dürfte aber kaum als ein wejentliher Gewinn für das 
Bundesheer anerfanıt werden. 

B. Das Fürftenthbum Hohenzollern-Sigmaringen bat nad) 
ter Matrifel im Ganzen 356 Mann, und darunter 51 Reiter 
und 26 Artilleriften zu jtellen, 

Die nach dem Antrage veränderte Stellung würde num fein: 

Anfanterie mit Bionierd . . . 279 Mann 
für 51 Retter . 2. 2 222 DA 
für 26 Artilleriften . . . . ». 10 „ 
Bujammen 613 Mann 
als eine ſchwache Infanterie-Abtheilung, mit 257 Mann Mehr: 
ftelung. In der Hauptjache ift alfo dafjelbe Dagegen zu erinnern, 
was ad A angeführt worben. 

C. Das Fürftentdum Liechtenftein fol nach der Matrikel im 
Ganzen 55 Mann und darunter 8 Mann Gavallerie und 4 Dann 
Artillerie ftelen. Die augetragene Veränderung giebt folgendes 


Rejultat: 
Sufanterie und Pionird . . . 43 Mann 


für 8 Mann Bavallrie . . . 32 u 
für 4 Ütileriften . . 2 2. 20 m 
Zujammen 95 Mann 
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alfo kaum eine ſchwache Compagnie mit vierzig Mann Ber: 
mehrung. 

D. Wenn man audy alle drei Kontingente zuſammen rechnen 
wollte, wodurch ſich jedoch immer Fein ganzer, fondern ein zuſam⸗ 
mengefebter Körper ergeben würde, jo fände man folgendes Refultat: 

Die drei Bundesflaaten haben zufammen nach der Matrikel 
zu ftellen: 

556 Mann, worunter 80 Mann Gavallerie und AO Artilleriften. 

Rad) dem gemachten Antrage aber 

an Spnfanterie mit Pionierd . . . 436 Mann 
für 80 Reiter . . . 2 222.2 20 m 
für 40 Artilerflen . . ©.» 2.200 „ 
Zujammen 956 Mann, 
alfo immer nur ein Bataillon mit einer Mebrftelung von 400 Mann. 

In Eeinem diefer Fälle wird der von Naffau angebotene 
Vortheil auch nur zur Hälfte erreicht. 

Der Bundestags⸗-⸗Ausſchuß glaubt Daher den Antrag dahin 
machen zu dürfen, daß 

ad I. die nähere Anzeige zu erwarten ſei; — 

ad II. die neuerlichen Anträge der Fürften von Hohenzollern 
und Liechtenftein Durchlauchten wären, falls fie nicht jelbft davon 
abftehen wollen, vor allem an die Verhandlung unter den Bes 
theiligten de8 Armeecorps zu verweilen. 


In Bezug auf die Organifation des gemijchten Armee-Gorps 
gingen nun auch die fehlenden Erklärungen ein. 

Darmftadt ſprach fi dahin aus: Die Lage der Verhand⸗ 
lungen mit Ihren Durchlauchten den Zürften von Hohenzollern 
und Liechtenftein, jo wie derjenigen mit Seiner Durchlaucht den 
Landgrafen von Hefienshomburg find diejer Hohen Verfammlung 
aus der diefleitigen Erklärung in der erften Sigung dieſes Jahres, 
und aus dem, was der Bundestags-Ausfchuß neuerdings darüber 
vorgetragen, befannt. 

Die Geſandtſchaft vermag nichts hinzuzuſetzen, als daß man, 
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was Homburg betrifft, nach den früheren Aeußerungen von bert 
zu fchließen, nach) Dem in voriger 5. Sitzung genehmigten Kom» 
milfionsantrag, eine unverzögerte Bereinigung über Die Vertretung 
wird erwarten können. 

Bei Hohenzollern und Liechtenftein kommt es nach diefleitiger 
Anficht nun vor allem darauf an, zu was fi die Fürften hin» 
fichtlich des zweiten Antrags des Bundestags-Ausfchulfes und 
der mit demjelben übereinftimmenden Verfügung entjchließen. 
Denn wenn auch vorausgefeßt werden darf, daß dem neueren 
Antrage der genannten Fürften, auf gänzliche Befreiung von 
Gavallerieftellung gegen verinehrte Sufanterie nicht flatt gegeben 
werben kann, fo würden Die Vertretungs:Berhandlungen doch mit 
einem beftlimmten zwedigemäßen Stfolge in fo lange nicht gepflos 
gen werben können, als nicht über jene neueren Auſprüche definitiv 
entſchieden iſt. 

In der Verhandlung mit Frankfurt endlich haben die Namens 
der freien Stadt kürzlich gemachten neuen Anträge zur Inſtruc⸗ 
tionseinholung erft in den legten Zagen nad) Darmſtadt befördert 
werden fünnen. 

Hierauf äußerte fi der Gejandte der 10. Stimme: Für 
Ihre Durchlauchten von Hohenzollern und Liechtenflein habe ich 
die hoͤchſte Weifung, zu erklären, daß über die legte großherzoglich⸗ 
heſſiſcher Seits in Betreff der Reluitiond-Unterbandlungen ges 
ſchehene Aeußerung unterm 17. vorigen Monats — da mandherlei 
Hinderniffe einer früheren Abjendung entgegen fanden — dies» 
feitö eine Antwort abgegangen, Darauf jedoch noch Feine Rüds 
antwort erfolgt ſei, welche auch in einem ſolchen kurzen Zeit 
raume kaum zu erwarten gewejen wäre. 

Ihre Durchlauchten behielten fich daher vor, die durch Bun- 
desbeſchluß abgeforberte Anzeige, nach eingelangter großherzoglich⸗ 
heſſiſcher Gegenerklärung zu erftatten, und alles dasjenige, was 
auf den Stand ber Verhandlungen ſich bezieht, ausführlid dar 
zulegen. 

Der Gefandte der freien Städte, für Frankfurt: Die von 
dem Gefandten in feiner in der erfien Sitzung dieſes Jahres 
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abgegebenen Grilärung erwähnte, weitere Propofition über bie 
Ausgleichungsweiſe wegen der Vertretung in Stellung ber koſt⸗ 
fpieligeren Waffengattungen fei dem großherzoglichsheifiichen Bes 
vollmädhtigten von Seiten des Bevollmächtigten der Stadt num 
wirklich) gemacht worden, und es einer beftimmten Erwiderung 
entgegenfehen. Wenn feine gütlihe Andgleihung zu Stande 
fommen follte, jo entipreche die Enticheidung Einer hohen Bun» 
beöverfammlung auf den feſtgeſetzten Tag den Wuͤnſchen der 
Stadt um jo mehr, als die Darlegung fener leßteren Propofition 
in Verbindung mit den früheren den Beweis liefern werde, daß 
die Stadt die Erfüllung ihrer bundesgeſetzmaͤßigen Verpflichtnun⸗ 
gen fo wenig zu verzögern, al8 in berfelden zurüdbleiben, ge 
meint jei. 

In Bezug auf die Organijation des neunten Armeecorps 
zeigte der koͤniglich⸗ſaͤchſiſche Geſandte, von Carlowitz, an, daß es 
der hohen Bundesverfammlung befannt ſei, welche Hinderniſſe 
noch bis dahin der Kormation des neunten Armeecorp& im Wege 
fländen,; daß er indeſſen von feinem Hofe neuerdings inftruirt 
worden jet, auf Fefljeßung eines Termins zur Grreichung der 
Standes: und Dienfl-Tabelle den Antrag zu machen. 

Die Verfammlung zog Hierauf in Erwägung, daß dieſer 
Termin nicht eher anberaumt werben Fönne, als bis die Anzeigen 
über die in den gemifchten Corps und in den verjchiebenen Ab⸗ 
theilungen derjelben getroffenen Webereinkünfte bei der Bundes: 
verfammlung eingegangen fein würden, da dieſe aber in dem in 
der 1. Sigung dieſes Jahres auf heute feftgefegten Termin noch 
nicht erfolgt find, und nad obigen zu Protoeoll gegebenen 
Aeußorungen noch nicht erfolgen Tonnten, jo wurde befchloflen, 
den Termin zur Erſtattung der Anzeigen über bie in den ges 
mifchten Corps und in den verjchiedenen Abtheilungen derfelben 
getroffenen Webereinfünfte auf den 14. März dieſes Jahres zu 
erſtrecken, wonädft am ermeldeten Tage der Termin zur Einrei⸗ 
hung der Standes: und Dienfl-Tabelle definitiv anzuberaumen 
wäre. 

In Bezug auf bie Organifation des zehnten Armeecorps 
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erflärte Daͤnemark: Die Staaten der 2. Divifion deö 10. Armee- 
corps haben zur Ausbildung ihrer innern Organiſation eine 
Commiſſion niedergefeßt, welche über diejelbe eine Vereinbarung 
getroffen, ſolche in einer Scylußacte aufammengefaßt, unterzeichnet 
und an ihre höchſten und hohen Committenten zur Ratiflcation 
eingejandt hat. Nach Erfolg biefer Ratification von Seiten aller 
theilnehmenden Regierungen, wird, mit Beziehung auf die Darüber 
vorhandenen Bundesbefchlüffe, der Inhalt dieſer Schlußacte an 
die hohe Bundesverſammlung mitgetheilt werben, 

Der berzoglich.medlenburg:fchwerins und ftrelißjche Gefandte, 
von Pentz, ſchloß fich dieſer Erklärung an, und will alles, was 
in Gemaͤßheit der erwähnten Schlußacte erfolgt, feiner Zeit ans 
zeigen. 

Der Gefandte der 15. Stimme äußerte fih in gleichem 
Sinne, und wollte feiner Zeit das hieher Geeignete von der 
Schlußacte vorlegen. | 

Der Gejandte der 16. Stimme, Freihere von Leonhardt: 
Sch bin von des Fürften zu Lippe Durchlaucht befehligt, dieſer 
hoben Berfammlung anzuzeigen, daß das Lippifche Kontingent der 
berzoglich-ofdenburgischen Halbbrigade angeſchloſſen werde, und 
Höchftfie nicht zweifelten, Daß die mit Seiner hergoglichen Durch» 
laucht von Holſtein⸗Oldenburg fchon feit geraumer Zeit über die 
Naturalſtellung und Bereinigung des Gontingents mit der dorti⸗ 
gen Halbbrigade gepflogenen Unterhandlungen ohne Verzug zum 
Abſchluſſe gedeihen würden. 

Hiermit verbinde ich die fernere Anzeige, daß die Gontin- 
gente von Walde und Schaumburg-Lippe ſich mit der Föniglidy 
daͤniſch⸗holſteiniſchen Brigade vereinigen werden, die Verhandlun⸗ 
gen in Betreff der Reluction in vollem Gange find, und in Folge 
der, koöniglich-daͤniſcher Seits geäußerten, höchſt liberalen Geſin⸗ 
nungen, es keinem Zweifel unterliegt, daß dieſe Verhandlungen 
alsbald zur Kenntniß dieſer hohen Verſammlung gebracht werden 
koͤnnen. 

Echaumburg⸗dippe und Waldeck nimmt die Erklarung nun 
an und der Geſandte ber 15. Stimme äußerte für Holftein- 
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Oldenburg, auf die Erklärung des Gefandten der 16. Stimme 
wegen Vereinigung des lippesdetmoldifchen Contingents mit dem 
oldenburgifchen, die Geneigtheit des Herzog von Dldenburg, 
das Sontingent des Fürften von der Lippe mit der oldenburgi- 
Ihen Halbbrigade zu vereinigen. 

Der Geſandte der freien Städte für Lübed, Bremen und 
Hamburg ſchloß damit: Da ſich der Gefandte wegen der ange 
zeigten Vereinigung des fürftlich-lippesdetmoldifchen mit dem her- 
z0glicheoldenburgifchen Gontingente, jo wie der fürftlich.waldedi: 
ichen und ſchaumburg-lippiſchen Sontingente mit dem Töniglichs 
dänisch-holfteinifchen Gontingente, ohne Inſtruction befinde; fo 
müffe fich derjelbe, unter Beziehung auf feine in der erften 
Sigung diejes Jahres abgegebene Erklärung, das Weitere des⸗ 
falls vorbehalten. 


In Bezug auf die durch Bericht Des Bundestagsausfchuffes 
über das Grleichterungsgefuh des Großherzogthums Sachfen- 
Weimar und Eiſenach wurde durch Mehrheit befchlofien (Separ.- 
Prot. 14. Febr. 1822): 

1. die großberzoglich-Jachjenzweimar- und eijenaichifche Re 
gierung aufzufordern, fowohl für fih, ald für Die Feineren Bun- 
desftanten, mit denen fie ſich binfichtlih der Eavallerieftellung 
vereinigen wolle, die Gründe nachzuweiſen, aus welchen fie auf 
eine Erleichterung Anspruch zu haben glaube; 

2. im alle, daß die hohe Bundesverfammlung dieje Gründe 
für zureichend finden würde, liege von ihrer Seite Fein Anſtand 
vor, dem Großherzogtum Weimar und den Staaten, mit wel- 
chen es fich vereinige, dieſelbe Erleichterung, gleich dem Herzog: 
thume Gotha, zu bewilligen, unter der Vorausjegung, daß Die 
Gavallerie-Abtheilung, deren Stärke nicht weniger ald 300 Pferde 
betragen dürfe, von einem Staate allein im Wege der Vertres 
tung geftellt, und daß von Seite der zunächit Betheilgten Tein 
gegründeter Widerſpruch Dagegen eingelegt werde. 

In derſelben Sikung brachte der Bundestagsausſchuß Den 
den großherzoglich⸗mecklenburg⸗ſtrelitziſchen Antrag zur Kenntniß 

Dritter Theil. 34 
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der Bundesverſammlung, worin, unter Anzeige der mit Mecklen- 
burg. Schwerin getroffenen Uebereinkunft wegen Vertretung der ſtre⸗ 
litziſchen Gavallerie und Artillerie, für Medlenburg:Streliß Er- 
leihterungen in Anſpruch genommen werden, welche nach den 
bisherigen Verfügungen, auf fpeciellen Antrag, unter Einverftänd- 
niß der Divifiondmitglieder, denjenigen Staaten zugeftanden wor: 
den find, die fih von anderen Staaten deſſelben Armeecorps in 
ſolchen Waffengattungen vertreten Taffen, in welche ihre Gontin- 
gente feine jelbftfländigen Körper bilden. 

Das Gutachten des Ausfchuffes ging dahin: 

1. Dad Begehren als gegründet anzujehen und 

2. daß dadurch, daB das Großherzogthum Medlenburg- 
Schwerin die Vertretung an Reiterei und Artillerie übernehme, 
alfo beide Contingente durch einerlei Truppen geftellt würden, 
der im Auge gehabte Vortheil für das Bundesheer erreicht fei; 
daß Johin 

3. dem Großherzogthume Medlenburg-Streliß dieſelbe Er: 
leichterung zugeftanden werden könne, wie fie Dem Herzogthume 
Sachſen⸗Gotha bewilligt worden wäre; jedoch werde 

4. der numerische Anfag nad) Dem angenommenen Verhält: 
niffe noch zu berichtigen, und demnach 

5. auszufprechen fein, Daß von Seite der Bundesverfamm- 
lung dem Antrage nichts im Wege ftehe, und ſohin das Weitere 
darüber an die Verhandlung unter den Corpsbetheiligten verwie- 
jen werde. — 

Mit diefem Gutachten vereinigte fich Die Mehrheit der Stim- 
men; einige behielten fi) ihre Weußerung vor, und 

die Bundestagsgejandten der 15. und 16. Stimme erflär- 
ten, daß fie eventuell gleiche Erleichterungsanfprüche für ihre, bei 
dem 10. Corps betheiligten höchften Committenten anzufprechen 
fih vorbehalten müßten. 

Der Bımdestagsgefandte der freien Städte aber gab für 
Lübeck, Bremen und Hamburg zu Protocol: Wenn von Seiten 
eines Mitgliedes der zweiten Divifion des 10. Armeecorps Er- 
leichterungen nachgejucht und zugeftanden würden, jo miülje der 
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Geſandte für Lübel, Bremen und Hamburg das Nämliche vor: 
behalten. 

Der Beſchluß wurde bis zu Einlangung der vorbehaltenen 
Abſtimmungen ausgeſetzt. 

Endlich zeigte Oeſterreich an, daß der Bundestagsausſchuß 
ſich mit der öſterreichiſchen Praſidial-Propoſition in Betreff der 
naſſauiſchen Gontingent:Angelegenheit bejchäftigt habe, und im 
Begriffe gewefen fei, fein Gutachten zur weiteren Beſchlußfaſſung 
vorzulegen, als der württembergijche Bundestagsgefandte Namens 
feines Hofes einen Vorſchlag gemacht hätte, Der einer vorläufigen 
näheren Erörterung würdig fei, und von dem Bındestagsaus: 
ſchuſſe zur weiteren Entjehließung vorgelegt werde. 

Der mwürttembergifche Gejandte, Freiherr von Wangenhein, 
entwidelte hierauf mündlih den inhalt des erwähnten Gutach⸗ 
tens und die Vortheile, welche die Annahme deſſelben gewähren 
würde, vorzüglich auch in der Abſicht, um zu zeigen, daß es ein 
neuer Vorſchlag fei, wonach folgender Antrag geftellt wurde: 

Wenn die Abficht Luxemburgs Die ift, aus feinem Gontin- 
gente einen jelbftfländigen, mit feinem andern Gontingente zu 
einer Einheit zu verbindenden Körper, unter der Benennung einer 
Halbbrigade zu Bilden, deſſen Befehlshaber mit dem Brigade: 
Commandanten in gleiche Gategorie zu ftellen fei, fo würde da: 
mit eine neue Abweichung von der Regel verlangt, welche der 
Artikel A der Kriegsverfafjung in ihren allgemeinen Umriſſen und 
wejentlihen Beftimmungen und die SS. 23 und 26 der näheren 
Beitimmungen berfelben aufftellen. 

Dort heißt e8 nämlich: Das Bundesheer befteht aus fländig 
gebildeten, theils ungemijchten, theild zufammen Corps, welde 
ihre Unterabtheilungen von Divifionen, Brigaden u. |. w. haben. 

Eine Halbbrigade kann aljo, ohne mit einer andern zur 
Brigade zufammenzuftoßen, in ein unmittelbare Verhältniß zu 
bem Divifionär nicht treten, ohne das organische Geſetz zu ver: 
legen. 

Hier aber heißt es ($. 23): Jedes (Armeecorps) zerfällt 
in Abteilungen von Divifionen, Brigaden, Regimentern, Schwa⸗ 
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dronen und Bataillonen, und in 6. 26 werden dieſe Abtheilungen, 
weldye durch freiwillige Vereinbarungen, oder im Wege der Ver- 
mittlung, oder in dem der Entjcheidung der Bundesverfammlung, 
zu bilden find, gejeßliche genannt. 

Eine folche Ausnahme möchte jedoch auf Feine Weiſe zu be- 
willigen fein, dadurch fie Die bejchloffene, gegliederte oder orga= 
nische Eintheilung des Bundesheered aufgehoben und damit eines 
der wefentlichften Erforderniffe jedes guten militärischen Orga- 
nismus aufgegeben werden würde Mit welden Gründen würde 
man ähnlichen Forderungen, die von vielen Seiten erhoben werden 
dürften, dann noch begegnen können? Auf das Beifpiel im 10. 
Armeecorps kann fich nicht berufen werden, wenn die Halbbri- 
gaben von Oldenburg und den Hanfeftädten im Kriege zuſam⸗ 
menftoßen, mithin eine Brigade Bilden jollen, da nur unter dieſer 
Bedingung die unter jenen Staaten getroffene Verabredung von 
der Bundesverfammlung genehmigt werden bürfte. 


Wenn dagegen Luxemburg ſich weigert, ſich der naſſauiſchen 
Brigade nur als fupernumerär zutheilen zu laſſen, ftatt einen in- 
tegrirenden Theil derjelben auszumachen, jo würde e8 darin voll 
kommen Recht haben, wenn Naſſau (was aber gar nicht der Fall 
ift) dieß wirklich verlangt Hätte oder noch verlangte, 


Sollte aber Luxemburg einen großen Werth Darauf Tegen, 
mit feinem Contingente eine ungemifchte und Dennoch gejeßliche 
Abtheilung zu bilden, fo laäßt fich allerdings eine Einrichtung 
treffen, Die, wenn Luxemburg darauf einginge, ganz geeignet fein 
würde, nicht allein feinen eigenen Wunſch, ein ungemijchtes Con⸗ 
tingent zu ftellen, zu befriedigen, fondern auch dem Wunſche 
Naffau und dem Gavallerie-Bedürfniffe des neunten Corps zu 
entiprechen, zugleich aber auch jede außerordentliche Befreiung 
des neunten Corps von der Entjendung zur großen Gavallerie 
Nejerve und alle und jede Detachirung von der disporiblen 
Gavallerie des Bundesheered zur zweiten Divifion des neunten 
Corps überflüffig zu machen, und jo alle Schwierigkeiten, welche 
ſich der föderaliftifchen Abficht Defterreihs auf eine ſchwer zu 
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befeitigende Weiſe immer entgegenftellen werden, mit einem Male 
aus dem Wege zu räumen, 

Diejer allen Betbeiligten gleich erwünfchte Zweck würde 
Daun vollftändig erreicht werden, wenn fidh Seine Majeftät der 
König der Niederlande entfchließen wollte, fein Kontingent bloß 
in Reiterei zu ftellen, und zwar in folgendem Berhältuiffe: 

1. Das Reiter-Gontingent mt . . » . . ... 365 Mann 
2. ftatt des, 1981 Mann betragenden Sufanterie- 
Contingents, für vier Snfanteriften, nur ein 
Reiter, aljo rn 
3. ftatt der 184 Artilleriften, weldye Luxemburg zu 

ftellen hat und welche, mit 5 multiplicirt, 950 

Snfanteriften betragen würden, für 4 Sinfan= 

teriften nur ein Reiter, allo . . x 2 2. 280 „ 

Demnach zufanmen aljo 1,090 Mann, 
weldye der normalmäßigen Stärke einer Brigade von 1200 Mann 
fo nahe kommen, daß die fehlenden 110 Mann und 3 Stüd 
Geſchütz, um der eingreifenderen Organijation willen, welche das 
9. Corps, auch zum Vortheil des Ganzer, dadurdy gewinnen 
würde, gar wohl nachgelaflen werden Eünnten. 

Unter diefen Umständen dürfte der Antrag gerechtfertigt er: 
jcheinen, vor allen Dingen diefen Vorſchlag mit Anführung der 
Gründe, aus welchem die Bedingung, unter welcher Se. Majeftät 
der König der Niederlaude für Lugemburg dem naflanifchen Wunſche 
allein beiftimmen will, nicht werde erfüllt werden können, zur 
Auggleichung aller Intereſſen und ftreitigen Rechte an die Ge- 
ſandten der betheiligten Regierungen gelangen zu laſſen. 

Der Föniglich-hannöverfche Gejandte äußerte, daß er, ohne 
den aufgeftellten Grundjäßen und Bemeggründen beizutreten, dem 
vorgefchlagenen Antrage des Königs der Niederlande Majeftät 
beiftimme. 

Der herzoglich-naſſauiſche Geſandte widerſprach den von 
dem Föniglicyewürttembergijchen Geſandten aufgeftellten Behaup⸗ 
tungen und Folgerungen, behielt ſich das Nöthige deßfalls, injo- 
fern es erforderlich werden follte, nachzutragen vor. 
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Sämmtlihe Stimmen vereinigten fich hierauf zu dem 
Beſchluſſe: 

daß der koͤniglich-niederlaͤndiſche, großherzoglich⸗Inxemburgiſche 
Bundestagsgeſandte, Graf von Gründen und die übrigen bethei— 
ligten Gefandten erſucht werden, dieſen conciliatoriichen Vorſchlag 
ihren hoͤchſten Höfen unverweilt vorzutragen, um über den Er- 
folg ihrer Verwendung baldigft gefällige Anzeige zu machen. 


Dbwohl nun am 14. März 1822 beſchloſſen wurde, den 
15. Mai 1822 als legten Termin zur Erftattung der Anzeigen 
ber die in den gemifchten Corps und in den verjchiedenen Abs 
theilungen berfelben getroffenen Webereinfunft anzuberaumen und 
in Folge deſſen jehr lebhafte Verhandlungen begannen, fo konnte 
doch bis dahin Die Sadje nicht erledigt werben. 


Am 25. April wurde zuvörderft ein Commiſſionsbericht er: 
ftattet über Die von Oefterreich in der 32. Sigung 1821 geftellte 
Propsfition”) betreffend das von Naſſau geftellte Begehren, fein 
Gavallerie-Gontingent durch eine vermehrte Anzahl eigener In⸗ 
fanterie erfeßen zu dürfen. Sie lautete: 


$. 1. 

„Der Faiferlich-Eönigliche Hof hat aus Veranlafjung der ihm 
vorgelegten NRegiftratur über die vertrauliche Sitzung vom 30. 
Juli Taufenden Sahres die dortjelbft über die innere Organifi- 
rung des neunten Armeecorps ftattgefundenen Discuffionen, wozu 
das von Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Nafjau gefteflte 
Verlangen, fein Gontingent an Gavallerie durch die Mehrzahl 
eigener Infanterie erfeßen zu können, die Gelegenheit gegeben 
hatte, einer veifllichen Prüfung und Würdigung unterzogen. Er 
betrachtete Diefen Gegenftand un fo mehr hierzu geeignet, als es 
fich hierbei darum handelt, eine dem wejentlichen Bebürfniß eines 
Bundesgliedes zufagende, zugleich aber auch dem hohen Zwed 


*) Seperat-Protofoll vom 25. April 1822. 
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der Geſammthzit vollkommen entſprechende Modalitaͤt mit jenen 
Anſprüchen in Einklang zu bringen, welche von Seiten eines an⸗ 
dern Bundesgliedes geltend gemacht worden ſind. 

„Dieſen Geſichtspunct, und zwar mit jeneu Intereſſe, ver⸗ 
folgend, welches die definitive Ausbildung der Bundesmilitärver⸗ 
faſſung erheiſcht, gewann mein allerhöchſter Hof bei Erörterung 
dieſes Gegenſtandes bald die angenehme Ueberzeugung, daß man 
gar wohl umgehen koönne, die Frage auf jene Linie zu ſtellen, 
wo nur durch Anwendung pofitiver Beftimmungen die Entſcheidung 
herbeizuführen wäre, und er fand es daher vielmehr angemeffen, 
in Dem weiten Gebiete, welches fich dem ächten föberativen Sinne 
und dem Beftreben nad) Erhaltung und Beförderung der Ein- 
tracht eröffnet, jorgfältig die Mittel und Wege aufzufuchen, Durch 
deren Anwendung diefer Gegenftand, im wahren Intereſſe des 
Bundes und der Ginzelnen, feiner Erledigung zugeführt werben 
könnte. Wenn nun nad dem neueſten Stand der Sache es nur 
der Löſung der Aufgabe bedarf, auf welche zwedmäßige Weiſe 
der Abgang an Gavallerie, welche bie zweite Divifion des neun- 
ten Armeecorps durch die bei dem herzoglich-naffauifchen Bundes⸗ 
Contingent zu treffende Einrichtung erleidet, ganz unſchaͤdlich für 
die übrigen Theilhaber dieſer Divifion zu machen wäre, jo findet 
der Faiferlich-fönigliche Hof in folgenden Modalitäten ein in jeder 
Beziehung jehr angemeſſenes Mittel, und ich habe den Auftrag 
erhalten, dafjelbe zur alljeitigen gefälligen Würdigung und An- 
nahme hiermit in Vorſchlag zu bringen. Obgleich Die, in ber 
vertraulichen Sitzung vom 30, Juli Taufenden Jahres bereit in 
Antrag gefommene, gänzliche Befreiung des neunten Armmeecorps 
von der Detachirung zur großen Cavallerie⸗Reſerve an fich jchon 
jehr weſentlich das Verhaͤltniß mildert, weldjes der Turhefftiche 
Hof als feinem Intereſſe nachtheilig betrachtet, jo dürfte biejes 
doch noch in einem weit höheren Grabe erzielt, ja felbft jede 
Unzukoͤmmlichkeit vollftändig bejeitigt werden, wenn ſchon derma⸗ 
len die geeignete Fürjorge getroffen würde, daß bei Eintretung 
des SKriegszuftandes Die zweite Divifion des neunten Armeecorps 
von irgend einer Seite eine Aushülfe von Gavallerie erhielte, 


836 


und wenn ed Daher dem Oberfelbherrn zur Pflicht gemacht 
würde, daß er die ihm zufolge der vorliegenden Grundzüge der 
Kriegs-Verfaffung de8 Bundes zuftehende Befugniß, Detachi⸗ 
rungen nad) feinem Ermeſſen zu verfügen, binfichtlic) der mehr: 
erwähnten Divifion in der Art ausübe, daß lebtere von der dis— 
poniblen Gavallerie des Bundesheered diejenige Aushülfe erhalte, 
wodurd Der Abgang des naſſauiſchen Cavallerie⸗Contingents er: 
ſetzt wird. 

„Bei dem bereit3 fo conciliatorijchen Sinne, welchen der 
Faiferlich-fönigliche Hof mit wahrem Vergnügen in den bereits 
abgegebenen Yeußerungen zu finden Gelegenheit hatte, kann er 
nicht zweifeln, daß dieſer Vorſchlag geeignet gefunden werben 
dürfte, die Ausgleichung ſämmtlicher Intereſſen herbeizuführen, 
und ic) bin beauftragt, den angelegentlichen Wunſch auszudräden, 
daß diefe Modalität die bundesgefegliche Sanction erhalten, und 
fodann in den Grundzügen der Kriegsverfaſſung des Bundes 
gehörigen Orts eingejchaltet werben möge.“ 


6.2, 

Ueber diefe Präfidial-Propofition wurden von den zur Bil: 
dung des neunten Armeecorps concurrirenden Bundesftaaten vor: 
läufig vertraulich folgende Erklärungen abgegeben: 

Für Luxemburg, deſſen ‚Sontingent anfangs mit dem Naffaui- 
hen in eine Brigade vereinigt werben follte, erflärte Der koͤniglich⸗ 
nieberländifche Bundestagsgelandte Folgendes: 

„In Grmangelung einer bejondern Inſtruction auf den, bie 
Militärverhältniffe des deutfchen Bundes betreffenden, verehrlichen 
Präfidialvortrag zur vertraulichen Sitzung vom 7. December v. 
3, halte ich mid) für heute im Namen meines Hofes zu folgender 
Erflärung ermächtigt. 

„Indem es nämlich feheint angenommen werden zu follen, 
Ausnahmen und vorzügliche Vergünftigungen auch dann ftatt 
finden zu lafjen, wenn ſolche nicht vorläufig unter den Dabei zu: 
naͤchſt Betheiligten vertraulich verabredet, und burch freiwillige 
Rückſprache und Mebereinfunft zum fürmlichen Antrage geeignet 
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worden — ſieht man fich dieſſeits durch Das gegenwärtig vor⸗ 
liegende Beiſpiel, und als natürliche Folge Davon, zuerft veran- 
laßt, mit gleichem Rechte diefelbe Befugniß in Anſpruch zu nehmen, 
wozu ed meinem königlichen Herrn gleich anfangs wahrlich eben 
jo Teicht gewefen wäre, Gründe geltend zu machen, hätten Se. 
Majeftät es ſich nicht zum unverbrücdhlichen Geſetze gemacht, Aller- 
höchſt Ihren einmal eingegangenen Bundespflichten pünctlihfl 
Folge zu leiften, und hierin ed Ihren ſämmtlichen Durchlauch⸗ 
tigſten Bundesmitgliedern, wo nicht zuvorzuthun, Doch wenigfteng 
feinem derſelben nachzuftehen, und ſich, Ihrer Heberzeugung nach, 
gerade dadurch dem Ganzen am gefälligften zu erweiſen. 

Unmöglidy aber Eönnte Sr. Majeftät wohl zugemuthet werden, 
von einer Ihnen etwa ertheilt werden wollenden Befugnig Gebrauch 
zu machen: einer bereit3 vollzähligen herzoglich-naſſauiſchen unge: 
miſchten Brigade Die großherzoglich-Tugenburgifche Infanterie — 
anftatt abgeredetermaßen und in der Drbnung einen integrivenden 
Beftandtheil davon auszumachen — gleihfam als fupernumerär 
zugetheilt, anjchließen laſſen zu Dürfen; ganz einverftanden über- 
dieß mit dem gemeinschaftlich zu würdigenden Umftande: daß die 
Erhaltung des zu jeder, ja felbft noch in den lebtvergangenen 
Beiten erworbenen Rufes allerwärtd erprobter militärischer Brauch: 
barkeit nafjauifcher Truppen, und zwar Gavallerie keineswegs da⸗ 
von aufgenommen, beiderjeitd gleich zu beherzigen fei. 

„Demnach und auf Diejelben unwiderjprechlichen Belege für 
den entjchiedenen, jeder unzufammeugefebten Abtheilung über eine 
vermijchte gebührenden Vorzug geflüßt, behält fidh Der König, 
mein Herr, ebenfall vor: 

1. auch aus dem großherzoglichslugemburgifchen Gontingent 
eine eigene, für fich felbft und allein beftehende Halbbrigade zu 
bilden, deren Chef zu den Divifions- und Gorpscommandanten 
Durchaus und vollfommen in eben denjelben Verbältnifjen, gleich 
den übrigen Brigadechefd, und wie foldye bereit8 im zehnten 
Armeecorps georbnet worden, zu ftehen haben wird. 

2. Dieje nun einmal ald unbedingt vorausgefeßt, vermögen 
Se. Majeftät nur in der gänzlichen Befreiung des neunten Armee: 
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corp8 von der Detachirung zur großen Gavallerie-Rejerve ein 
wenigftens einigermaßen unſchaͤdliches Ausfunftsmittel anzuerkennen, 
um dieſes Corps für den bei deilen zweiter Divifion beliebt wer: 
den follenden Abgang an Eavallerie möglichit billig zu entjchädigen“. 


8. 3. 

Kurheilen, welches mit Naſſau zu Bildung einer Divifion 
concurrirt, erklärte feine Beſtimmung unter dem Vorbehalte: 

1) daß feiner der übrigen Bundesftaaten eine gleiche Begün- 
fligung, wie Naſſau, in Anſpruch nehme; 

2. daß die Divifiond- und Brigaden-Eintheilung des neunten 
Armeecorps dadurch nicht im mindeften geändert werde, fondern 
e3 bei der Eintheilung der zweiten Divifion in zwei Gavallerie- 
und drei Infanterie Brigaden verbleibe; 

3. Daß durch das Detachement von der Disponiblen Bundes: 
cavallerie die Küde in der zweiten Gavallerie-Brigade der zweiten 
Divifion jederzeit ausgefüllt, auch dieſes Detachement nicht zu oft 
gewechjelt, und in Beziehung auf dafjelbe Fein Anjpruch auf das 
Brigadecommando gemacht werde, 


S. 4. 

Königreih Sachſen, welches af der Spike der erften Divijion 
des neunten Armeecorps fteht, erklärte fich mit der Präfldial: 
Propofition einverftanden, jedoch mit dem ausdrüdlichen WVorbe- 
halte, daß der Erſatz an Gavallerie nur aus der großen Reſerve 
genommen werde, und unter ber Borausfeßung der Befreiung des 
9. Armeecorp8 von der Detachirung der NReiterei zur großen 
Reſerve. 

Großherzogthum und Herzogthum Sachſen erklaͤrten ſich un⸗ 
bedingt für den Antrag der Praͤſidial⸗Propoſition. 


$. 5. 

Der Bundestags-Ausfhup in Militärfachen war bereit, in 
Diefer Angelegenheit den ihm aufgegebenen gutachtlichen Vortrag 
zu erftatten, als in der vertraulichen Sikung vom 14. Februar 
d. J. der königl. württembergijche Bundestagsgefandte, Namens 
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ſeines allerhoͤchſten Hofes, mit einem neuen vermittelnden Antrage 
auftrat, und aus mehreren Urfachen der Ausſchuß ſich bewogen 
fand, feinen Bericht noch zurüd zu halten, und ſich bloß auf bie 
Vorlage des neueften Vorſchlags zu bejchränfen. 

Diefer beitand darin, Sr. Majeftät dem König der Nieder: 
lande vorzufchlagen, das luxemburgiſche Contingent bloß in Rei⸗ 
terei zu ftellen. Nach der beigefügten Berechnnug jollte daflelbe 
fodann 1090 Pferde betragen, alfo der normalmäßigen Staͤrke 
einer Brigade von 1200 Mann jo nahe kommen, daß die fehlenden 
110 Mann gar wohl nachzulafjen wären. 

Durch die Annahme dieſes Vorjchlags wäre der Ausfall an 
Gavallerie, den das neunte Armeecorps durch das naſſauiſche Be: 
gehren erlitte, wieder gebedt worden. 


6. 6. 

Der königl. niederländifche Gefandte übernahm es, denfelben 
jeinem allerhöchften Hofe vorzulegen. In der vertraulichen Sigung 
vom 28. Märzd. J. wurde jedoch von diefem Gefandten folgende 
Erklärung abgegeben: 

er jei ermächtigt, der hohen Verſammlung da3 aufrichtige 
Bedauern Sr. Majeftät des Königs der Niederlande über die 
entſchiedene Unzuläffigkeit des Ihm zuleßt gemachten Anſinnens 
zu erkennen zu geben, maßen die Unzulänglichfeit überhaupt der 
Neiterei, im Verhältniß zu allen übrigen Waffengattungen in 
der ganzen F. nieberländifchen Armee, Die Abjonderung einer fo 
beträchtlichen Abtheilung von derſelben zu einem audberweitigen 
Awede durchaus nicht geftatte. 

Nichts defto weniger erkläre Sich Se. Majeftät bereit, unter 
den drei folgenden verfchiedenartigen Aufftellungen des luxembur⸗ 
giſchen Contingents, Allerhoͤchſtihren Durchlauchtigſten Bundes⸗ 
mitgliedern vollkommen freie Wahl zu laſſen, naͤmlich entweder: 

1. mittelſt Vereinigung des luxemburgiſchen mit dem naſſaui⸗ 
ſchen Contingente in eine gemeinſchaftlich zuſammengeſetzte Brigade 
unter der Vorausſetzung der matrikularmaͤßigen Stellung ſaͤmmt⸗ 
licher Waffengattungen im ganzen Contingente; oder 
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2, in Gemäßheit der augenfcheinlichen Tendenz zu einer be 
ſondern Begünftigung des von der herzoglich-naſſauiſchen Regierung 
behaupteten Anſpruchs auf eine Abweichung von der Negel — 
das großherzoglich-luxemburgiſche Kontingent, auf demfelben ur: 
Iprünglihen Buß organifirt, gleichergeftalt für einen einzelnen, 
jelbitftändigen Körper, gleich einer Brigade gelten zu lafjen; — 
oder endlich 

3) worauf Tugemburgifcher Seit in dem Falle unabweichlich 
beftanden werben müßte, wenn feine von beiden obigen Aufftel- 
Iungsarten als ftattbaft befunden werden ſollte — nach dem bereits 
gegebenen Beifpiele, Durch billige Anerkennung derſelben Befugniß 
auch zu Gunften Luxemburgs jeine Savallerie, mit Rüdficht auf 
eben jenes für Nafjau angenommene Berhältniß, durch Infanterie 
zu erjeßen, und auf ſolche Art aus dem Iugemburgifchen Con⸗ 
tingente, mit Einbegriff der dazu gehörigen Anzahl von Artilleri- 
fien und Pionnterd, eine ganze Brigade zu formiren; woraus 
überdieß andern Staaten eine vortheilhafte Gelegenheit erwüchfe, 
für ſoviel Fußvolk, vielleicht ohne eigenen Nachtheil, durch Lie 
ferung einer Mehrzahl von vorzüglicher Neiteret dem Ganzen 
weſentlich zu nüßen. 

$. 7. 

Unterdeffen waren von mehreren Seiten Anfragen über ben 
Sinn der Prafidial-Propofition, und namentlich über folgende 
zwei Puncte gejchehen: 

1. ob außer der Erfagleiftung an Gavallerie, den das neunte 
Armeecorps erhielte, Dafjelbe auch noch von der Detadhirung zur 
großen Neferve befreit werden ſollte; — 

2. was unter disponibler Cavallerie verftanden werde. 

Der kaiſerl. Eönigl. öfterreich Praͤſidialgeſandte fand ſich hier: 
durch veranlaßt, in der vertraulichen Sitzung vom 8. Märzd. J. 
folgende authentijche Interpretation der gemachten Propofition 
biufidhtlicdy der beiden angeführten Puncte zu geben: 

1. Da der Ausfall an Gavallerie, den das neunte Armee- 
corp8 durch die Annahme des nafjauifchen Begehrens erleide, 
durch die beantragte zeitliche Detachirung erjegt werde, jo falle 
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der Grund einer dieſem Corps deßhalb zuzugeſtehenden Befreiung 
von der Detachirung zur großen Cavallerie⸗Reſerve weg; 

2. unter disponibler Cavallerie ſei ſowohl die große Cavallerie⸗ 
Reſerve, als die ganze Cavalleriemaſſe des Armeecorps zu ver: 
ſtehen, ſo daß es dem Oberfeldherrn überlaſſen bleibe, je nach 
den Umftänden den dem neunten Armeecorps zu leiſtenden Erſatz 
entiveder aus der großen Cavallerie-Reſerve, oder aus der ent. 
behrlihen Gavallerie der einzelnen Corps zu bewirken. 


§. 8. 
Es wurde hierauf in der vertraulichen Sitzung von 28. März 
d. J. der Beichluß gefaßt, daß Jämmtliche Actenftüde an ‘ven 
Bundestags⸗Ausſchuß in Militärfachen zur Erftattung eines ums 
fallenden Gutachtens zn geben wären. 


g. 9. 


Indem nun der Ausjchuß, dem erhaltenen Auftrage gemäß, 
der hoben Berfammlung fein Gutachten vorlegt, glaubt er daſſelbe 
vorzüglich über folgende beide Puncte ausdehnen zu müſſen: 

I. über die Sache felbft, das heißt, über die Aunehmbarkeit 
des naſſauiſchen Verlangens und der dadurch veranlaßten, nun: 
mehr erläuterten Praͤſidial-Propoſition; 

N. über die Form, das ift, über die Art, auf welche über 
die Annahme derſelben entſchieden werden fol. 


6. 10. 
Was nun 


J. die Sache felbft betrifft, jo tft e8 vor Allem nothwendig, 
den von Naſſau geftellten Antrag näher zu beleuchten. 

Nah dem angenommenen Berhältniffe der Waffengattungen 
hätte das herzogl. nafjauifche Kontingent von 30238 Mann zu 
beftehen aus: 

2349 Mann Infanterie, 

433 „  Savallerie, " 

30 „ Pionniers und Pontoniers, und 
216 „ Arrtillerie mit 6 Stüden Geſchützes. 
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Es ift dagegen naſſauiſcher Seits vorgeftellt worden, daß 
die örtlichen VBerhältnifle des Herzogtums die Aufbringung jener 
Anzahl Savallerie, und überhaupt jede Gavallerieftellung, unmöglich 
machten; daß man fi) jedoch erbiete, zum Erſatz für dieſelbe 
die Sufanterie bis auf eine complete Brigade von etwas über 
3700 Mann, und die Artillerie bis auf eine vollfommen ausge: 
rüftete Batterie von acht Piecen zu vermehren. 

$. 11. 

Diefe Zahlen gründen fi) auf folgende Berechnung: 

Naſſau bat fich anerboten, für jeden Gavalleriften 4 Mann 
Infanterie zu ftellen, melches (A x 433) eine Mehrzahl von 
1732 Mann Infanterie gäbe; da ed aber ferner zwei Stüde 
Geſchütz mit 72 Artilleriftien mehr ftellt, fo bringt es, jeden Ar- 
tilleriften zu 5 Mann Infanterie gerechnet, von obiger Anzahl 

360 Mann 
in Abzug, und es bleibt dann noch eine Mehrftellung von 
1372 Mann Infanterie, 
welche, zu dem gejeßmäßigen Infanterie⸗Contingente von 
2349 Mann 
abdirt, die Summe von 
3721 Mann Infanterie 
giebt, zu deren Stellung ſich Naſſau nunmehr erbietet, fo daß 
fi defjen Gontingent dann auf folgende Art geftaltet: 
3721 Mann Infanterie, 
30 Pontonierd und Pionniers, 
2838 „ NUrtillerie mit 8 Stüden Gejchüßes, 
alfo im Ganzen 4039 Wann. 
$. 12. 

Die Bortheile, weldye aus dieſer Stellung dem Bundesheere 
zugehen würden, find folgende: 

1) Die numerische Stärke des Bundesheered vermehrt fich 
dadurch um 1011 Mann und um 2 Stüde Geſchuͤtz. 

2) Es wird dadurch eine bedeutende Einheit, nämlich eine 
vollftändige Infanteriebrigade, von einerlei bewährten Truppen 
geftellt, wodurch die militärijche Formation beträchtiich gewinnt. 
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3) Da Rajlau bisher Teine Savallerie unterhalten bat, fon- 
dern dieſelbe erft neu errichten müßte, jo find wohl ohne Zweifel 
1372 Mann geübter und bewährter Infanterie, nebft 2 Geichüßen, 
von größerem Nußen für das Bundesheer, ald 433 Mann neu 
errichteter ungenbter Gavallerie. 


$. 13. 

Dagegen entjpringt aus dieſer Erjeßung des naffauifchen 
Cavallerie-Contingents durch vermehrte Anfanterie-Stellung ein 
wejentlicher Nachtheil für die Schlagfertigfeit des neunten Armee 
corps, welches ſchon durch die bei feiner erften Divifion geſchloſ⸗ 
jenen Reluctiondverträge bedeutenden Verluſt an Gavallerie erlitten. 

Bei der zweiten Divifion dieſes Corps vermindert fi) näm- 
li dadurch die Stärke der Gavallerie, welche geſetzmäßig 2212 
Mann betragen ſollte, auf 1779 Mann, und, wenn außerdem 
nod einigen der Fleineren, zu dieſer Divifion concurrirenden 
Staaten, ähnliche Begünftigungen, wie dem Herzogthume Gotha, 
bewilligt werden, jo wird Die ausrüdende Kavallerie diefer Divifion 
nicht viel über 1500 Mann betragen, welche für den Dienft einer 
15,000 Mann ftarfen Divifion faum Hinreichen dürften, wenn 
auch das neunte Armeecorpd von aller Detachirung zur großen 
Neferve befreit würde. 


$. 14. 

Es entfteht jomit nunmehr die Frage: Giebt e8 ein Aus⸗ 
Eunftömittel, wodurch dieſer Nachtbeil bejeitigt wird, ohne den 
oben angeführten Vortheilen entfagen zu müſſen? 

Der Mehrheit des Ausſchuſſes fcheint dieſes Auskunftsmittel 
in dem Antrage der Prafidial:Bropofition gefunden zu fein. Es 
wäre zwar allerdings vorzuziehen gewejen, daß irgend einer der 
zu dem neunten Armeecorps concurrirenden Bundesflaaten bie 
Vertretung des naſſauiſchen Savallerie-Gontingents übernommen 
hätte. 

Allein, da die bisherigen Verjuche, eine ſolche Vertretung zu 
bewirken, fruchtlos geblieben find, jo glaubt der Ausfchuß auf 
den Antrag der Präfidial-Propofition zurüdfomnen zu müllen, 
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wie ſich nämlich diefelbe nad) der in der Sitzung vom 28. März 
d. J. gegebenen näheren Crläuterung geftaltet. 
$. 15. 

Nach den Beitimmungen der Grundzüge ift der Oberfeldherr 
zu allen zeitlichen Detachirungen befugt, welche er im Laufe der 
Operationen für nothwendig erachtet. Es dürfte demnach ohne: 
hin vorauszufeßen fein, daß er, da ihm vor Allem an der Er- 
haltung der Schlagfertigkeit der einzelnen Corps gelegen fein 
muß, von Liefer Befugniß Gebrauch) machen werde, um den Aus⸗ 
fall an Reiterei im neunten Corps zu decken. Um aber die zur 
Bildung dieſes Korps beitragenden Bundesftaaten vollfommen zu 
berubigen, trägt die Präfivial-Propofition Darauf an, durch einen 
förmlihen Beſchluß Die nothwendige Verftärfung der Reiterei 
des neunten Armeecorps mittelft zeitlicher Detachirungen dem 
Oberfeldherrn zur Pflicht zu machen. 

$. 16. 

Die Mehrheit des Ausfchuffes hält ed für angemeſſen, bier 
einer Ginwendung zu begegnen, welche hinſichtlich der Befugniß 
des Oberfeldherrn zu der fraglichen Detachirung gemacht wor: 
den iſt. 

Es ift nämlich bezweifelt worden, daß Detachirungen, welche 
einen bleibenden Zwed haben, unter den Begriff zeitlicher Deta- 
chirungen gehören Fönnen, 

Hierauf muß Folgendes geantwortet werden: 

Der Zwed der vorgefchlagenen Detachirung ift allerdings 
ein bleibender, nämlich) die Erhaltung der Schlagfertigfeit des 
neunten Armeecorps; aber die Erfüllung dieſes Zweckes modifi- 
cirt fih nah dem Gange der Operationen, und die Deshalb 
nöthigen Detachirungen find um fo mehr wirklich zeitliche Detas 
hirungen zu nennen, al die zu gebenden Detachements von Zeit 
zu Beit gewechjelt werden, und ald die; Veftimmung ihrer 
Notbwendigfeit und ihrer Stärke ih nad Zeit und Um⸗ 
ftänden zu richten bat. 

8. 17. 
Die Beftimmungen der Grundzüge über die Befugniß des 
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Oberfeldherrn zu bergleichen Detachirungen fcheinen vollfommen 
Klar, und Durch den Satz: 

„fein Corps darf hierdurch bis zu dem Grabe gejchwädht 

werden, Daß es nicht mehr als jelbftfiändiger Körper beſte⸗ 

ben koͤnnte“, 
ift zugleich jedem möglichen Mißbrauche vorgebeugt. 
8. 18. 

Durch Die vorgejchlagene Detachirung wird die in Dem 
neunten Armeecorps entftehende Lüde ausgefüllt, und die Schlag: 
fertigkeit deſſelben bergeftellt, während zugleidy Die geſetzlichen 
Beftimmungen genau beobachtet, und feines der einzelnen Gon- 
tingente vor dem andern prägrapirt wird. Es fcheint der Mehr: 
heit des Ausſchuſſes demnach hergeftellt zu fein, DaB in Dem Vorfchlage 
der Präfidial-PBropofition das Mittel gefunden fei, die in dem naje 
fauifhen Antrage liegenden Bortheile dem Bundesheere zugehen 
zu maden, und zu gleiher Zeit den Daraus für die Schlagfer- 
tigfeit ded neunten Armeecorps entftehenden Nachtheil vollkommen 
zu bejeitigen. 

§. 19. 

Es ergeben fid) aber num folgende weitere Fragen: 

1. Soll dem Oberfeldherrn durch beſondere befchränfende 
Beſtimmungen vorgefchrieben werden, woher er den, dem neunten 
Armeecorps zu leiftenden Erjak an Gavallerte zu nehmen habe? 

2. Soll der Abgang des nafjauifchen Bavallerie-Gontingents 
jederzeit unter allen Umftänden Durch Die Zutheilung eines glei) 
ftarfen Detachementd ausgefüllt werden; oder ift e8 hinreichend, 
daß jener Abgang durch zeitliche Detadyirungen ſtets in jo weit 
ergänzt werde, als ed die Erhaltung der Schlagfertigkeit Des 
neunten Armeecorp8 unumgänglich erfordert? — 

$. 20. 

Die erfte diefer beiden Fragen glaubt die Mehrheit des 
Ausichuffes unbedenklich verneinen zu Tönuen. Die Grundzüge 
Iafjen dem Oberfelbherrn vollfommen freie Hand, alle zeitlichen 
Detachirungen nad) feinem Ermefjen vorzunehmen. Warum jollte 
man gerade in dem vorliegenden Falle Die Wahrfcheinlichkeit 

Dritter Theil. 35 
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eines Mißbrauchs vorausjegen, und die dem Feldherrn gejeß- 
mäßig zuſtehende Befugniß durch Beftimmungen bejchränfen, 
weldye in manchen Fällen auf den Bang der Operationen hin- 
dernd einwirken könnten. Es fcheint wohl der Natur der Sache 
gemäß, daß, der Regel nad), der dem neunten Armeecorps zu 
Veiftende Erfab aus der großen GavalleriesRejerve genommen 
werde; allein es Tann fehr häufig der Fall eintreten, daß ein 
Armeecorp8 zu Dperationen verwendet wird, bei welden ein 
größerer oder Fleinerer Theil feiner Reiterei nicht nur entbehrlich 
und überflüffig, fondern jogar läftig werben fann, 3. B. bei Be 
lagerungen, Operationen in Gebirgen u. ſ. w. In ſolchen Fällen 
ift es niht nur Befugniß, fondern wirklich Pflicht des Oberfelb- 
herrn, die entbehrliche Reiterei zu anderweitigen Zwecken zu vers 
wenden, und der dem neunten Armeecorps zu leiſtende Erſatz 
wird dann am füglichiten aus dieſen entbehrlich gewordenen Ga- 
vallerie-Abtheilungen genommen. Die Mehrheit des Ausſchuſſes 
hält es demnach für rathſam, unter Hinwelfung auf Die geſetz⸗ 
lichen Beftinmungen, es vollfonmen dem Ermeſſen des Ober: 
feldherrn zu überlaſſen, welche Gavallerie er als disponibel für 
den vorliegenden Zwed anfleht. 
S. 21. 

Was Die zweite der oben aufgeftellten Fragen betrifft, fo 
ergiebt ſich ſchon aus dem, was jo eben zur erften Frage gejagt wor⸗ 
den, daß eine jebe beſchränkende Beftimmung hier nicht zweck⸗ 
mäßig fein dürfte. Der Ausſchuß Hält ed allerdings für erftes 
Grforberniß, Daß die Erhaltung der Schlagfertigfeit der einzelnen 
Armeetorps unter allen Umftänden gefichert jet. 

Diefe Umftände Fönnen aber jehr verjchieden fein. Das 
neunte Armeecorps kann zu Operationen verwendet werben, bei 
welchen eine Verdoppelung oder Verdreifachung feiner Neiterei 
nothwendig wird; es Tann aber auch in Fälle fommen, in wel- 
hen nicht nur jede Zutheilung von Reiterei zu demſelben übers 
flüffig, jondern auch ein Theil feiner eigenen Gavallerie entbehr: 
ih wird. Es wird daher audy hinfichtlich Der numerischen Stärfe 
des dem neunten Armeecorps zu leiftenden Erſatzes am Beften 
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jein, die Beftimmung bderjelben dem Ermeſſen des Oberfeldherrn 
zu überlafjen. 

Denjelben wäre ed daher zur Pflicht zu machen, die Reiteret 
des neunten Armeecorps jeberzeit aus der disponiblen Neiterei 
des Bundesheeres in jo weit zu verftärfen, als es die Erhaltung 
der Schlagfertigfeit diejed Corps unumgänglich erfordert. Nach 
dem Wuunſche von Kurheſſen Fönnte auch noch beigefügt werben, 
der Oberfeldherr babe dafür zu forgen, daß das, dem neunten 
Armeecorps zuzutheilende Detachement nicht zu oft gewechjelt, 
und in Beziehung auf Dafjelbe Fein Anſpruch auf das Brigade: 
Commando gemacht werde. 

§. 22. 

Der Ausſchuß iſt jedoch nicht der Meinung, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmungen in die Grundzüge aufzunehmen ſeien, wie ſolches am 
Schluſſe der Praͤſidial⸗Propoſition vorgeſchlagen wird. 

Das naſſauiſche Begehren und die Praͤſidial⸗Propoſition be: 
zweden eben jo gut eine Ausnahme von der Regel (dem durch 
die Grundzüge feſtgeſetzten Verhältnifje der Waffengattungen) als 
die zuerft von Sachſen⸗Gotha, und dann von den meiften der 
übrigen mindermädhtigen Bundesſtaaten begehrten Grleichterun« 
gen. Die Bewährung diefer Ausnahme kann daher nicht einen 
integrirenden Theil der gejeßlichen Beflimmungen ausmachen. 
Vielmehr glaubt der Ausfchuß, daß die deshalb dem Oberfeld: 
herrn zu gebende Weifung unter die jpeciellen Anftructionen ge- 
höre, welche nad) $. 54 der Grundzüge dem Oberfeldherrn beim 
Antritte feines Amtes zu geben find; worüber aber jchon dermal 
ein Beſchluß zu faflen wäre. 

$. 23. 

I. Der Ausſchuß geht nun zur zweiten Abtheilung feines 
Gutachtens über, nämlich zur Erörterung der Frage: 

„Auf welde Art joll über die Annahme des naflauischen 

Begehrend und der Dadurch veranlaßten Präfidial-Propofition 

entjchieden werben?“ 

Nach den Beflimmungen der Schlußacte der Wiener Con⸗ 
ferenzen findet ber Beſchluß der Bundesverſammlung im engern 


35* 


948 


Rathe nach abjoluter Stimmenmehrheit in allen jenen Fällen 
ftatt, in welchen es nicht 
a. auf eine Kriegderflärung oder Friedensſchlußbeſtätigung von 
Seiten de8 Bundes ankommt (Art. 12); 
b. in denen nicht über Gegenftände entjchieden wird, weldhe 
nach dem Art. 13, oder 
c. nad) dem Artikel 64 diefer Acte Einftimmigkeit erfordern; 
d. in denen nicht nach dem Artikel 15 wegen Berührung der 
Rechte Einzelner die freie Zuftimmung jämmtlicher Bethei⸗ 
ligten nothwendig ift. 
5. 24. 
Es ift demnach zu unterſuchen, ob einer dieſer Fälle bier 
eintritt: 
ad a. von einer Kriegserflärung oder einem Friedensſchluſſe ift 
hier nicht die Rede; 
ad b. nach dem Artikel 13 der Schlußacte ift Stimmeneinbel- 
ligleit zu den Bejchlüffen der Bundesverfanmlung über 
folgende Gegenftände nothwendig: 
1. Annahme neuer Grundgejebe, oder Abänderung ber be 
ftehenden ; 
2. organiſche Einrichtungen, d. 5. bleibende Anftalten, als 
Mittel zur Erfüllung der ausgeſprochenen Bundeszwecke; 
3. Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 
4. Religiond-Angelegenheiten. 
ad 1. ift ed wohl außer allem Zweifel, daß in dem vorlie- 
genden Falle von der Annahme eines neuen Grundgefekes nicht 
die Rede iſt. Hingegen ift behauptet worden, das nafjauifche 
Begehren und die Präfidial-Propofition bezweden die Abände- 
rung eines beftehenden Grundgeſetzes, nämlich der „Kriegsverfaf- 
fung des deutſchen Bundes in ihren allgemeinen Umriſſen und 
mejentlichen Beftimmungen”, und zwar vorzüglich der Artikel 1, 
16 und 23 derjelben. 
§. 2. 
Der Artifel 1 lautet: 
„Das Bundesheer fi aus den Gontingenten aller Buns 
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desſtaaten zufammengejeßt, weldye nach der jedesmaligen 
Bundesmatrifel geftellt werden.” 

Diefer Artikel beſtimmt das Maaß für Die Größe der kei 
flung, nicht aber die Mobdalität der Leitung; — erft in ben 
„Rähern Beftimmungen”, welche durch Stinnmenmehrheit ange: 
genommen worden, ift dieſe Modalität, nämlich das Verhaͤltniß 
ber Waffengattungen, feftgejeßt. Wenn das nafjauifche Begehren 
eine Verminderrng der matricularmäßigen Goutingentftellung be 
äwedte, dann Fönnte man allenfall8 von einer Verlegung des an- 
geführten Artikels ſprechen; allein, dies ift um fo weniger der 
Fall, als Naffau im Gegenibeil fich zu einer Mehrftelung von 
1011 Mann erbietet. Die Bundesverſammlung bat auch bis 
jeßt den Grundfaß, daß die von den mindermädhtigen Staaten 
begehrten Grleichterungen in der Sontingentftellung nur Ausnah- 
men von den „Nähern Beflimmungen” (Grundzügen), nicht aber 
von den 24 Artikeln der Sriegöverfaflung des deutſchen Bundes 
in ihren allgemeinen Umriffen zc. feien, fortwährend anerkannt, 
indem fie felbft über ſolche Geſuche, welche eine wirkliche nume⸗ 
rijche Verminderung der matricularmäßigen Gontingente bezwed- 
ten, durch Stimmenmehrheit im engern Rathe entjchieven hat. 

Die in der Präfidial-:Propofition vorgefchlagene Detachirung 
fteht in feiner Berührung mit dem angeführten Artikel. 

$. 26. 

Der Artikel 16 lautet: 

„Der Oberfeldherr ift gehalten, alle Theile de3 Bundes 
heeres, jo weit e8 von ihn abhängt, durchaus gleichmäßig 
zu behandeln. 

Er darf die feſtgeſetzte Heeresabtheilung nicht abän- 
dern; doch fteht es ihm frei, zeitliche Detachirungen au 
verfügen.” 

Das naffauifche Begehren enthält Feine Verlegung Diefer 
Beftimmungen. Auch kann nicht behauptet werden, daß durdy Die 
vorgejchlagene Detachirung bie feitgefeßte Heereseintheilung ab- 
geändert werde; im @egentheil ift Diefelbe ganz im Cinflange 
mit der Beſtimmung diefed Artifeld, nach welcher der Oberfeld⸗ 
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herr zu allen zeitlichen Detachirungen befugt if. Es verſteht ſich 
von jelbft, Daß er, bei dem Gebraudje diefer Befugniß ‚t die in 
dem angeführten Artifel ausgefprocdhene Gleichmäßigkeit in der 
Behandlung aller Theile des Bundesheeres genau beobachten 
muß. 

Daß aber die vorgefchlagene Detachirung wirklidy eine zeit 
liche ift, glaubt die Mehrheit des Ausfchuffes bereitd oben bewie- 
fen zu haben. 

$. 27. 

Der Artikel 23 lautet: 

„Alenthalben ift der Grundfag einer gleichen Vertheilung 
der Laften und der Vortheile, ſowohl rückſichtlich der Hee⸗ 
resabtheilungen, als der Bundesftaaten, zur fleten Nicht: 
Ihnur zu nehmen.” 

Auch dieſen Artikel findet die Mehrheit des Ausſchuſſes durch 
das nafjanifche Begehren und die Prafidial-:Propofition in feiner 
Hinficht verlegt. Denn, wenn das neunte Armeecorps für Die 
ihm entgehende nafjauifche Gavallerie genügenden Erſatz erhält; 
wenn alle Bundesftaaten — Naffau ausgenommen — zur Lei: 
flung dieſes Erſatzes gleichmäßig beitragen; wenn Dagegen Naſſau 
feinerfeit3 für feine Befreiung ein binreichendes Aequivalent in 
vermehrter Artillerie und Jnfanterie ftellt: jo kaun die Mebrheit 
des Ausſchuſſes hierbei nirgends eine ungleiche Vertheilung der 
Laſten oder Vortheile finden. 

6. 28. 

ad 2. Was die organichen Einrichtungen betrifft, fo bat 
die Schlußacte in dem 14. Artifel genau den Weg vorgezeichnet, 
auf welcdyem diefelben zu treffen find. Die Bundesverfammlung 
hat nämlid nur: 

über die Vorfrage, ob folche unter den obwaltenden Um⸗ 

ſtaͤnden nothwendig find”, 
und 

„ũber Entwurf und Anlage derſelben in ihren allgemeinen 

Umriſſen und weſentlichen Beſtimmungen“ 

im Plenum und durch Stimmeneinhelligkeit zu entſcheiden. 
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Die ſämmtlichen weitern Verhandlungen über die Ausfüh—⸗ 
rung im Einzelnen bleiben der engern Verfainmlung überlafjen, 
welche alle dabei noch vorfommenden Kragen durch Stimmen⸗ 
mebrheit entjcheidet. 

Diefen Weg verfolgend, bat die Bundesverfammlumg in der 
Plenarfitzung vom 9. April vorigen Jahres die 24 Artikel „der 
Sriegöverfaffung des deutichen Bundes in ihren allgemeinen Um⸗ 
riffen und wefentlichen Beitimmungen” durch Stimmeneinhelligkeit 
angenommen; in der Sitzung vom 12. April vorigen Jahres 
aber die fünf erfien Abſchnitte der „Nähern Beftimmungen” als 
Ausführung im Einzelnen durd Stimmenmehrheit in der engern 
Verſammlung angenommen. Auf gleiche Weiſe iſt auch ſeitdem 
über die verjchiedenen Erleichterungsgefuche der mindermädhtigen 
Bundesflanten per majora abgeſtimmt worben. 

Es ift daher nicht wohl abzujehen, warum gerade über das 
vorliegende Begehren, wo es fich doch nicht um allgemeine Um⸗ 
riffe und wefentliche Beftimmungen, fondern nur um Ausführung 
im Ginzelnen handelt, nur durch Stimmeneinhelligfeit folte ent: 
schieben werben können. 

6. 29. 

ad 3. Bon Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund ift 
hier nicht Die Rede; eben jo wenig 

ad 4. von Religiond-Angelegenheiten. 

$. 30. 

ad c. Da die Berufung auf Den Artikel 64 wieder ſelbſt 
zurüdgenonmen wurde, jo wird eine weitere Auseinanderjeßung, 
daß derjelbe hierher nicht anwendbar jet, unterbleiben Lönnen. 

$. 31. 

ad d. Nach dem Artikel 15 der Schlußacte Fann in Fallen, 
wo die Bundesglieder nicht in ihrer vertragsmäßigen Einheit, 
fondern als einzelne, jelbftfländige und unabhängige Staaten er: 
fcheinen, folglidy Jura singulorum obwalten, oder, wo einzelnen 
Bundesgliedern eine bejondere, nicht in den gemeinfamen DVer- 
pflichtungen Aller begriffene Leiftung oder Verwilligung für den 
Bund zugemuthet werden follte, ohne freie Zuſtimmung ſaͤmmili— 
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der Betheiligten Fein ‚Diefelben verbindender Beſchluß gefaßt 
werden. 

In dem vorliegenden Falle handelt es ſich um die Ausfüh- 
rung einer organijchen Einrichtung im Einzelnen; Die Bundes⸗ 
glieder erſcheinen demnach in ihrer vertragsmäßigen Einheit, und 
in dieſer Hiuficht walten Feine Jura singulorum ob. 

8. 32. 

Es ift aber behauptet worden, durch die Annahme des naj- 
ſauiſchen Begehrend und der Präfidial-Propofttion werde einzel: 
nen Bundesgliedern eine befondere, nicht in den Verpflichtungen 
Aller begriffene Leiftung oder Verwilligung für Ten Bund zuge 
muthet. 

Hierauf iſt Folgendes zu erwidern: 

Das Herzogthum Naſſaun begehrt vollkommene Befreiung von 
der Savallerieftellung, und erbietet fich dagegen zu einem Erjaße 
in vermehrter Infanterie- und Artillerieftellung. 

Durch diefe Stellung geben dem Bundesheere bedeutende 
Bortheile zu; es ift daher billig, daß das ganze Bundesheer 
Dazu beitrage, den einzigen Nachtheil, den das naflauijche Begeh- 
ren mit fich bringt, auszugleichen, den Abgang des naflauischen 
Gavallerie-Contingentd zu erjegen, und ſo die Schlagfertigfeit 
des neunten Armeecorps wieder herzuftellen. Dies ift der Zweck 
der in der Prafidial-Propofition vorgefchlagenen Detachirungen, 
weldye aus der disponiblen Neiterei des ganzen Bundesheeres 
genommen werden follen. 

Nur dann alfo, wenn diefelbe die Abficht Hätte, daß der für 
das naſſauiſche Bavallerie: Gontingent zu leiftende Erſatz von 
einem einzelnen Armeecorps oder Gontingente, ausjchließend ge- 
geben werde, fönnte von einer Prägravirung einzelner Bundes- 
flaaten, von einer Berührung der Rechte Einzelner, von der 
Nothwendigkeit der freien Zuflimmung der DBetheiligten, Die 
Rede jein. 

Hier handelt es ſich aber von einer Leiftung des ganzen 
Bundesheeres, von einer Verpflichtung jämmtlicher Bundesftaaten 
(indem auch Naſſau, jedoch auf andere Weile, für die ihm zu- 
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gehenden Vortheile Erſatz leiftet), und da Diefelbe die Ausfüh- 
rung einer organiſchen Einrichtung im Einzelnen betrifft, jo kann, 
nad) den Beftimmungen der Wiener Schlußacte, Die Bundesver⸗ 
fammlung nicht anders als im engern Rathe per majora darüber 
abftimnen. 

$. 33. 


Eben jo Fönnen auch die mit Rafjau zur Bildung des neun- 
ten Armeecorps concurrirenden Bundesftaaten, von Denen mehrere 
ihre Beiftimmung an die Erfüllung von ihnen aufgeftellter Be- 
dingungen knuͤpfen wollen, ihre PBrägravirung nicht beweijen, in⸗ 
dem durch das vorgeichlagene Arrangement die Schlagfertigfeit 
des neunten Corps vollfommen hergeftellt und demſelben für den 
Abgang des naſſauiſchen Gavallerie-Contingents Erſatz aeleiftet 
wird. Es findet daher auch in diefer Hinficht Feine Verlegung 
der Rechte Einzelner ftatt. 

8. 34. 

Zum Schluſſe glaubt der Ausſchuß noch einer weitern Einwen⸗ 
dung begegnen zu müſſen, welche gegen die Praͤſidial⸗Propoſition 
gemacht worden iſt. Es iſt nämlich gejagt worden, dieſelbe be- 
abfichtige eine Vertretung des nafjauischen Kavallerie: Sontingents; 
ed müffe folglich aud) jenen Bundesftaaten, Durch deren Truppen 
die Vertretung gejchehen fol, frei ftehen, Bedingungen an dieſe 
Vertretung zu knüpfen; könne man fich über diefe Bedingungen 
nicht vereinigen, jo müſſe es bei der Regel fein Bewenden ha- 
ben, naͤmlich Naſſau müfje fein Contingent in allen drei Waffen- 
gattungen ftellen. 

Dagegen bemerkt der Ausfchuß, nad) den Anſichten feiner 
Mehrheit, daß, felbft wenn die vorgeſchlagene Detachirung eine 
Vertretung genannt werden fönnte, über diefelbe als eine gemein- 
fame Leiftung des ganzen Bundesheeres, und folglich bes ge: 
fammten Bundes, durch Stimmenmehrheit entſchieden werden 
koͤnnte. 

Allein, ſchon aus dem Begriffe von Vertretung ergiebt ſich, 
daß das in der Präfidial-Propofition vorgeſchlagene Arrangement 
nicht wohl eine Vertretung genannt werben kann. Wertretung ift 
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nichtd anders, ald die Verpflichtung, welche ein Bundesſtaat 
übernimmt, für einen andern Bundesftaat, gegen Leiflung eines 
beftimmten Erſatzes, eine Truppenabtheilung zum Bundesheere 
zu ftellen. Hier handelt es fich aber keineswegs um die Ueber- 
nahme einer ſolchen Verpflichtung, jondern nur um die Herftel- 
lung des durch den Abgang des naſſauiſchen Cavallerie⸗Contin⸗ 
gent3 leidenden Schlagfertigkeit des neunten Armeecorps, durch 
zeitliche Zutheilungen aus der ganzen bisponiblen Gavallerie 
mafje des Bundesheeres. Es fol nur dem Oberfeldherrn zur 
Pflicht gemacht werden, von einer ihm ohnehin gejegmäßig zu: 
ftehenden Befugniß (zeitliche Detadhirungen zu verfügen) zu dem 
vorliegenden Zwecke, unter Beobachtung der geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten, Gebrauch zu machen. 


§. 35. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes glaubt ſomit bewieſen zu ha— 
ben, daß keiner der Faͤlle, in welchen die Bundesacte und die 
Schlußacte der Wiener Conferenzen eine Ausnahme von der ge 
wöhnlihen Abftinmungsart durch Stimmenmehrheit im engern 
Natbe gebieten, bier eintritt, und daß durch den Widerſpruch 
einzelner Bundesftaaten, welche ihre Beiftimmung an Bedingun: 
gen knüpfen wollen, die Bejchlußfaflung durch die Mehrheit nicht 
aufgehalten werden Fann. 


§. 36. 

Diefe Mehrheit ftellt demnach) den Antrag 

I. binfichtlich der Sache jelbft dahin, die hohe Bundesver⸗ 
fammlung möge beſchließen: 

1. das Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Naſſau die 
verlangte Bewilligung ertheilt werde, Sein Contingent bloß in 
Infanterie und Artillerie, und zwar in einer completen Infante⸗ 
riebrigade von 3721 Mann, nebft 30 Pionnierd oder Pontoniers, 
und in einer completen Batterie von 8 Pieçen mit 288 Mann 
Artillerie zu ftellen. 

2. daß der Oberfeldherr die fpecielle Inſtruction erhalte: 

a. Die Neiterei des neunten Armeecorps durch zeitliche Detadhi- 
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rungen jederzeit in jo weit zu verſtärken, als es die Erhal⸗ 

tung der Schlagfertigfeit dieſes Corps unumgaͤnglich er: 

fordert; 

b. Dafür zu forgen, daß das deshalb zu gebende Detachement 
nicht zu oft gewechjelt, und deshalb Fein Anſpruch auf das 
Brigadecommando gemacht werde; 

c. übrigends durchgehends Die gejeßlichen Beftinmungen genau 
zu beobachten ; 

3. daß die Anftände, welche die Bewilligung des naflaui- 
ſchen Begehrens hinfichtlich der innern Gintheilung der zweiten 
Divifion des neunten Armeecorpd veranlaflen Fönnte, vorerft noch 
an die deshalb zu pflegenden Gorpsverhandlungen zu veriwei- 
jen feien. 

I. Hinficytlih der Form dahin: Daß die Bundesverfamm- 
Iung, den Beltimmungen der deutjchen Bundesacte und ber 
Schlußacte der Wiener Conferenzen gemäß, im engern Rathe 
durch Stimmenmehrheit über den vorliegenden Gegenftand ent- 


ſcheide. 
Frankfurt, den 14. April 1822. 


Graf von Buol-Schauenſtein. 

Goltz. 

Aretin. 

Carlowiz, mit der Bemerkung, einigen 
der obigen Anfichten nicht unbedingt 
beitreten zu koͤnnen. 

Wuangenheim, unter Beziehung auf Die 
in einer abgefonberten Darftellung ent: 
wickelten Anfichten deſſelben. 

Lepel, unter gleichmaͤßiger Beziehung auf 
die beſondern Bemerkungen und die 
ausführlichere Darſtellung. 

Eyben. 
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Bemerkungen der Minorität. 

(Anlage Ziffer 2 zu dem Eeparat:Protocolle vom 25. April 1822.) 

ad F. 1. Es jcheint der Minorität logiſch unrichlig, daß 
bier die Prafidial-PBropofition vom 7. December vorigen jahres 
ald der Hauptgegenftand des gutachtlichen Berichts vorangeſtellt 
wird. Nach ihrem Dafürhalten hätte das naflauifche Begehren 
an ſich felbft vorangeftellt und beleuchtet werden müflen; denn 
diejes ift Doch offenbar die Hauptjache. 

Was fodann den Inhalt der erwähnten Praͤſidial⸗Propoſition 
betrifft, fo erlaubt fi) die Minorität auf die Stelle aufmerkſam 
zu madyen, welche fie für die wejentlichfte und das größte Ge 
wicht verdienende hält, auf Die nämlich, wo es heißt: 

daß man wohl umgehen Fönne, die Frage auf jene Linie zu 

ftellen, wo nur durch Anwendung pofitiver Beſtimmungen 

die Entjcheidung herbeizuführen wäre. 

Hierdurch iſt ausgeiprochen, daß es ein pofitive Geſetz 
giebt, wonach über das nafjauische Verfahren entjchieden werden 
fann. Hieraus folgt aber weiter, daß nur eine freie Vereinba- 
rung unter allen Betheiligten das Umgehen jener Entjcheidung 
bewirken fann; daß es Dagegen, in Ermangelung einer folchen 
gütlichen Vereinbarung, nicht angeht, Diejelbe durch Befchluß- 
nahme zu erzwingen und Die Bedingungen derjelben zum Gegen- 
fand einer Entjcheidung zu machen, daß vielmehr alddann, fo 
fern Die Betheiligten es fordern, die Sache auf den urjprüngli- 
hen Standpunct zurüdgeführt, und nad) dem Gefeß entſchieden 
werben muß. (vid. auch $. 19.) 

Die Mitglieder des neunten Armeecorp würden ihr gutes 
Recht aus den Händen geben, wenn fie fid) einer andern Ent- 
Scheidung ald der des urfprünglichen Streites unterwerfen wollten. 

ad $. 12. Man vermißt hier 

1. die Angabe und Beleuchtung der, in der Präfidial:Pro- 
pofition enthaltenen, erften Vorausſetzung, Daß die Forderung 
Naflan’3 aus einem wesentlichen Bedürfniſſe dieſes Staates her: 
vorgehe; 
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2. die erjchöpfende Prüfung der zweiten Vorausſetzung: daß 
die Befriedigung derſelben dem hohen Zwecke des Bundes volls 
fommen entipreche; 

3. die Beurtheilung: ob die mit der Erfüllung des naſſaui⸗ 
chen Begehrens verknüpften Nachtheile von den Bortheilen, ober 
umgefehrt, die Vortheile von den Nachtheilen überwogen werben. 

Der Minorität ſcheint, wie fie in einem abgefonderten Bor: 
trage umftändlicy nachweiſen wird: 

ad 1. daß für Naffau Fein mwefentliches Bedürfnig obwalte, 
ad 2. daß die Befriedigung deſſelben, wenn fie nicht auf dem 
Wege freier Uebereinkunft erzielt wird, dem hoben Zwecke 
nicht entſpreche; und 
ad 3. Daß die anfgezählten Vortheile für den Bund ſehr pro- 
blematijch jeien; 
denn aus der Generaliftrung defjen, wa8 unter 1. gejagt wird, 
würde folgen, daß jede Einrichtung, wodurd die Kopfzahl des 
Bundesheeres wüchje, obwohl das Verhältnig der Waffengattuns 
gen dadurch geftört würbe, vortheilhaft für den Bund fei, was 
wohl ſchwerlich wird behauptet werden wollen. Daß 2. Die ge 
rühmte Stellung einer bedeutenden Einheit, nämlich einer voll» 
fländigen Brigade von einerlei Truppen, im vorliegenden Kalle 
nur ein fcheinbarer Vortheil fei, ift in der kurheſſiſchen Erklärung 
in der vertraulichen Sißung vom 30. Juli auseinander gefeßt; 
und nachdem 3. die Militärcommilfion in ihrer Note vom A. De 
tober 1820 (Beilage 14 zum Protocol der 30. Sikung) diejeni⸗ 
gen Grleichterungen, wodurch das Verhältniß der Waffengattun- 
gen geflört wird, ganz allgemein für militärijch nachtheilig er- 
Härt bat, fo dürfte auch wohl die Behauptung wegfallen, daß 
1372 Mann Infanterie, nebft zwei Stüde Gejchäß, für den Bund 
von größerm Nußen feien, als 433 Mann Gavallerie. 

ad $. 14. Da außer dem von Seiten des Bundestagsaus- 
ſchufſes gemachten Verſuche, Se. Majeftät den König der Rieder: 
Iande zu Vertretung der naſſauiſchen Cavallerie zu vermögen, 
nicht8 bekannt geworden, und insbejondere von Nafjau jelbft gar 
fein Schritt deßfalls gefchehen, im @egentheil das Anerbieten 
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Kurbefiend, dafjelbe in der Gavalleriefiellung zu vertreten, abge- 
lehnt worden ift; jo kann wohl nicht gejagt werden, alle Ber: 
juche, eine folche Vertretung zu bewirken, ſeien fruchtlos ge⸗ 
blieben. 

Menn ed übrigens am Schluffe heißt, daß Der Ausſchuß auf 
den Untrag der PrafidialBropofition zurückkommen müfje, fo 
kann man fidy nur in fo fern anfchließen, als fie zu einer freien 
Vereinbarung den Weg bahnen joll. 

ad $. 16. Da gefagt ift, die Mehrheit des Ausſchuſſes er- 
achte für angemefjen, einer Einwendung zu begegnen, jo genügt 
die Bemerfung, daß dieſe Einwendung von der Minorität her- 
rühre, welche ihre Anficht über diejen wichtigen Gegenftand noch 
näher begründen und gegen die Dagegen erhobenen Zweifel recht- 
fertigen wird. PVorläufig nur das Einzige: daß der hier ge 
machte Unterjchied zwilchen dem Ywede ber Detachirung an fich 
und der Erfülluug dieſes Zweckes durch die nad) militärischen 
Rüdfichten zu beftimmenden Detachirungen, in der Bräfidial: 
Propofition nicht liege, fondern aus den Anträgen der Mehrheit 
($. 19) anticipirt if. Allein jelbft dann, wenn dieſe Modifica- 
tion der Praͤſidial-Propoſition von Den Betheiligten angenommen 
und die 2. Diviſion des 9. Corps nur nad miltärifchen Rück⸗ 
fidten, weldye der Gang der Operation zu nehmen gebietet, mit 
Cavallerie verflärkt werden jollte, wo Dann die zu Diefem Zwede 
verfügte Detadyirung allerdings eine zeitliche würde, würde den⸗ 
noch die Stärfe der Detahhirnng nicht bloß nach militärischen 
Rüdfichten beitimmt werden. Denn die Detadhirung für den 
vorübergehenden militäriichen Zweck würde gerade um fo viel 
ichwächer ausfallen, als noͤthig ift, neben Befriedigung des vor: 
übergehenden Bedürfniſſes, auch noch das bleibende, aus der 
fehlerhaften Organifation des neunten Armeecorps bervorgehende 
zu deden. 

ad $. 17. Aus der fo eben gemachten Bemerkung folgt, 
Daß die G. 17 angezogene Gejebe&Stelle gegen den Nachtheil, 
ben eine ungeſetzliche Detachirung bewirkt, nicht zu fchügen 
vermag. 
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ad $. 18. Dur die auf den Gang der Operationen be: 
rechneten Detachirungen, wird die Tüde, welche aus der fehler: 
haften DOrganifation des neunten Armeecorps befteht, auf blei- 
bende Weije keineswegs ausgefüllt. Durch die vorgefchlagene 
ungefeßliche Detachirung werden die übrigen Corps theoretiſch 
viellaicht nicht gravirt; allein es läßt fich beweilen, daß fie prac- 
tiſch gefährdet find. 

ad $. 19. Soll die Aufwerfung und Verantwortung diejer 
in feiner der bisherigen &rklärungen enthaltenen ragen Dazu 
dienen, im Voraus einigen Schwierigkeiten zu begegnen, welche 
fi) bei der Ausführung der Präfidial:Propofition ergeben möch 
ten, fo muß dagegen Folgendes bemerkt werden. Sachſen machte 
zur Bedingung feiner Einwilligung in das durch die Präfidial- 
Propofition vorgejchlagene Aukunftsmittel, Daß das Detachement, 
welche die nafjauische Kavallerie erfegen fol, aus der großen 
Cavallerie-Reſerve genommen werde, und Kurheflen hat ald Be: 
dingung feiner Einwilligung unter andern begehrt, daß die durch 
den Mangel der nafjauifchen Gavallerie in der zweiten Divifion 
des neunten Armeecorps entflehende Lücke, jederzeit ausgefüllt 
werde. Finden die übrigen Bundesſtaaten die Erfüllung diefer 
Bedingungen dem allgemeinen Intereſſe des Bundes ober ihrem 
jpeciellen Bortbeile nicht angemeſſen, jo fteht es ihnen ohne 
Zweifel zu, Diefe Bedingungen zu verwerfen. Die Folge davon 
ift aber dann nicht, daß Sachſen und Kurheflen ihre Bedingun- 
gen fallen laſſen müſſen, fondern daß ihre bedingte Einwilligung 
als nicht geſchehen angefehen, und über das nafjauijche Begehren 
nach dem Geſetz entichieden werden muß. 

Was demnady in dem 6. 20 und 21 über obige Fragen ge- 
jagt ift, Fann man höchſtens als Motive für Sachſen und Kur: 
hefien gelten laſſen, von ihren Bedingungen abzuftehen. 

ad $. 22. Aus Gründen, die in einem abgejonderten Vor⸗ 
trage entwidelt werben follen, wird dad, was über das naſſaui⸗ 
ſche Begehren durch freie Vereinbarung beitimmt werden wird, 
weder in das Geſetz, noch in eine bejondere Sinftruction aufge: 
nommen werben, vielmehr wegen dieſer Ausnahme von der Regel, 
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wie wegen aller übrigen, am Ende ber Verhandlungen ein eige- 
nes Ausnahmegeſetz entworfen werden müfjen. 

ad $. 23 bis 35. Die Theorie, auf welcher dieſer ganze 
zweite Abjchnitt des Vortrages beruhet, muß von der Minorität 
als eine ganz irrige und zugleich für den Bund gefährliche be- 
trachtet werden. Sie ift Folge eines Trugſchlufſes. Die Majo- 
rität argumentirt nämlich, wenn die Minorität ſich nicht fehr 
irrt, im MWejentlichen folgendermaßen: 

die Entfeheidung durch Stimmenmehrheit im engern Rathe 

bildet die Negel; da fih nun in der Bundeögefeßgebung 

feine ausdrüdliche Beftimmung findet, durch welche die Bes 
fugniß der Bundesverfanmlung, Ausnahmen von der Regel 
zu machen, der Entjcheidung durch Stimmenmehrheit ent- 
zogen würde, jo müſſen auch folhe Ausnahmen von der 

Hegel nothwendig durch Stimmenmehrheit im engern Rathe 

beichloffen werden koͤnnen. 

Sollte aber jo argumentirt werden, jo müßten ſich doc} vor 
allen Dingen in der Bundesgejeßgebung Beltimmungen nachwei- 
jen laſſen, nach welchen ber Bundesverſammlung die Befugniß, 
anders als auf dem Wege des freien Vertrags, zu Gunſten Ein⸗ 
zelner, Ausnahmen von der Regel überhaupt zu machen, wirklich 
eingeräumt worden wäre. 

Da nun über dad Necht der Bundesverjfammlung, zu Guns 
ften Einzelner, oder and überhaupt irgend eine Ausnahme zu 
machen, gar nichts feſtgeſetzt wurde, jo konnte aud, über die Art 
und Weiſe, wie fie follten gemacht werden Tönnen, gejeßlich 
nicht8 verorbnet werden. Man kann denmad) nicht jagen, daß, 
weil darüber nichts feftgejeßt jei, Die Regel, wonach Stimmen 
mehrheit entjcheide, eintrete. Zuerſt alſo müßte ein Geſetz ge- 
macht werden, daß Ausnahmen von der Regel überhaupt zuläffig 
fein. So lange ein ſolches nicht gemacht wird, befteht bas 
Brundgejeß, daß, ohne Einwilligung Aller, ein organifches Ges 
je ober eine organische Einrichtung nicht abgeändert werben 
fann, und dieſes Gefeß paßt auf die Ausnahmen von ber Regel, 
da Ausnahmen gar nichts anders find, als Abänterungen eines 


961 


Geſetzes für einzelne Fälle, die nur dem Geſetzgeber felbft zu- 
ſtehen fönnen. _ 

In fouveränen Staaten werden foldye Ausnahmen entweder 
gleich in dem Geſetze jelbft flatuirt oder ex speclali gratia vom 
Landesherrn als Vollzieher Der Gefeße verfügt; jedenfall3 ſetzen 
ſolche Ausnahmen ein Subordinationd-Verhältuiß voraus. Ganz 
anders geftaltet fih Die Sache in einem &oordinationd-Verhält- 
niffe, in einer Sorietät. Daß es den einfachen Grundfäßen des 
Geſellſchafts⸗Vertrags widerftreite, wenn Die Mehrheit das Recht 
anfpräche, Ausnahmen von beftehenden Normen, zu Gunſten Ein- 
zelner und zum Nachtheil Anderer, zu geflatten, wird leicht er- 
wiejen werden koͤnnen. 

Diefem ganzen Abfchnitte des Bericht3 vermag man fidh 
Demnach nicht anzufchließen, Doc) bemerkt man noch Folgendes. 

ad $. 23. In dem vorliegenden Falle handelt ed ſich, wie 
ſchon ad 1 und 19 ausgeführt worden, gar nicht von einem erft 
nody zu gebenden Geſetze, ſondern von der Anwendung eines 
längft beitehenden. 

ad $. 5. Wenn die Majorität des Ausſchuſſes zu Dem 
Art. 1 des organijchen Gejeßed über die Kriegsverfaſſung noch 
den Art. 2 defjelben Geſetzes hinzufügen will, nach welchem das 
Verhaͤltniß der Waffengattungen nicht willkührlich, ſondern nad) 
den Grundjäßen der neuern Kriegskunſt feftgefeßt wurde, und, 
noch den Artifel 23 defjelben, wonady der Grundſatz dergleichen 
Bertheilung der Laften überall zur Nichtichnur dienen fol, jo 
wird fie der Behauptung der Minvrität, Daß die Erfüllung des 
naſſauiſchen Begehrens wirklich eine Abänderung eines beftehenden 
Grundgefeßes involvire, hoffentlich Gerechtigkeit widerfahren Laffen. 

Ganz unrichtig ift aber die Behauptung, daß jemals eine 
Erleichterung durch Stimmenmehrheit verwilligt worden fei. Nach 
dem Ausjchußberichte über dieſen Gegenftand fonnte das gar nie 
der Fall ſein. Daß ſolche Zugefländniffe, die materiell die Rich: 
tigfeit der Vorausſetzung der Einftimmung aller Dabei Betheiligten 
bewährten, zur Zeit noch der Form ermangeln, ift nicht Schuld der 
Minorität, und dieſes muß Eünftighin auch noch berüdfichtigt werben. 


Dritter Theil. 36 
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ad 6. 26. Das naſſauiſche Begehren verlegt den Art. 23 
ber Kriegsverfaſſung; Die Präfidial-Propofition aber flößt gegen 
den Art. 16 deſſelben Geſetzes an, weil der Oberfeldherr durch 
Detadyirung für bleibende Zwecke die Heeresabtheilung allerdings 
ändern müßte. 

ad $. 28. Nicht aneignen Tann man fih, was bier, im 
Widerſpruch mit $. 22, gejagt wird: daß Die Verhandlug über 
das nafjauifche Begehren zu der Ausführung einer organiichen 
Beftimmung im Einzelnen gehöre, wobei die engere Berfammlung 
alle vorkommenden Fragen nad) Stimmenmehrheit zu erledigen 
hätte; vielmehr muß man Dabei beharren, daß bier eine Aus- 
nahme von einer beftehenden Regel begehrt werde, welche, gegen 
den Willen der nahe oder entfernt Betheiligten und dadurch 
Gravirten, nicht Durch abjolute Stimmenmehrheit durchgeſetzt 
werden Fönne. 

ad $.32. Nicht beizupflichten vermag man der Behauptung, 
daß bei Ausführung der Präfivial-Propofition einzelnen Bundes- 
gliedern Feine befondere, nicht in der Verpflichtung Aller begriffene 
Leiftung zugemuthet werde. Denn dadurch, Daß dem 9. Corps 
der Abgang der naſſauiſchen Gavallerie erfeßt werden fol, waͤchſt 
allen Bundesftaaten, welche nidyt zum 9. Armeecorps gehören, 
eine Leiſtung zu, welche von den Mitgliedern dieſes Corps nicht 
verlangt wird; mithin kann nicht gejagt werden, ed handle fich 
von einer Verpflichtung fämmtlicher Bundesftaaten. Eben deß—⸗ 
wegen aber können diejenigen, welche Feine Luft haben, wenn 
auch nur zu Zeiten und noch fo jelten etwas zu leiften, was fie 
nicht zu Teiften hätten, wenn Naſſau feine Cavallerie ftellte, fich 
mit vollem Rechte auf den Art. 15 der Schlußacte berufen. 

ad 6. 33 muß man fi auf das beziehen, was ad $.1 und 
49 bemerkt worden if. Daß die Mitglieder des 9. Corps, und 
insbeſondere ber 2. Divifion deſſelben, durch Nichtftellung der 
naffanischen Gavallerie grapirt find, iſt allgemein anerkannt. 
Dur) das in der Präfidial:Bropofition enthaltene Ausfunfts- 
mittel werden nicht alle Unannehmlichkeiten beſeitigt. Wenn 
demnach die Mitglieder des 9. Corps ihre Zuftimmung an Be: 
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dingungen fnüpfen, welche jene Unannehmlichkeiten mindern oder 
compenfiren, jo müflen dieſe erfüllt werben, oder ihre Zuſtim⸗ 
mung fällt weg, und es bleibt bei der Regel, wonach jeder Bun⸗ 
desftaat fein Gontingent in allen Waffengattungen zu ftellen Bat. 

ad S. 34. Daß die Annahme der Präfidial-Propofition eine 
Vertretung, und zwar eine ſolche, zu welcher niemand genäthigt 
werben koͤnne, wirklich herbeiführe, fol in dem abgejonberten 
Vortrage bewiejen werben. 

ad $. 35. Daß, und warum? das was hier als erwiejen 
angenommen wird, nicht erwiejen worden fei, geht aus dem her: 
vor, was ad G. 23 ausgeführt worden ift. 

ad $. 36. Da die Minorität die Prämiffen, woraus bie 
Anträge gefloffen find, widerſpricht, jo kaun fie ſich natürlich auch 
mit diefen Anträgen nicht vereinigen, 

Wangenheim Lepel. 


Ausführliher Vortrag der Minprität. 
(Anlage Ziffer 3 zu dem Separat:Brotocolle vom 25. Xpril 1822.) 


Die hobe Bundesverfammlung erwartet von dem Bundes— 
tagsausſchuſſe in Militärfachen deſſen Gutachten über die Präft- 
dial-Bropofition vom 7. December 1821, und die damit in Ver: 
Bindung flehenden Erklärungen anderer Bundesftaaten. 


I. 
Beranlaffung, Zwed und Borausfebungen der 
Präfidial-PBropojition. 
S. 1. Der Zweck der Propofition iſt in dem Präfidial- 
Bortrage, in welchem fie jelber geftellt wurbe, deutlich angegeben. 
„Das von Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Naſſau 
geftellte Verlangen, fein Gontingent an Gavallerie durch die 
Mehrzahl eigener Anfanterie erfeßen zu Eönnen”, hatte zu Dis- 
euffionen über die innere Einrichtung des neunten Armeecorp$, 
weldy ein der Regiftratur über die vertrauliche Sitzung vom 30. 
Juli 1821 enthalten find, die Veranlaffung gegeben. 
36* 
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Diefe Diseuffionen ſchienen dem Faiferlich-töniglichen Hofe 
eine reifliche Prüfung und Würdigung un jo mehr zu verdienen, 
als es fih dabei darum handele, eine, dem wejentlichen Bebürf- 
niſſe eined Bundesgliedes zufagende, zugleich aber auch dem ho⸗ 
hen Bwede der Geſammtheit vollkommen entiprechende Motalität 
mit denjenigen Anfprüchen in Einklang zu bringen, welche von 
Seiten eine andern Bundesglieded geltend gemarht worben jeien. 

ALS Refultat jener Prüfung und Würdigung ergab fich für 
den kaiſerlich-königlichen Hof Die Ueberzeugurg, „daß man wohl 
werde umgehen können, Die Frage auf jene Linie zu ftellen, wo 
nur durch Anwendung pofitiver Beftimmungen die Entjcheibung 
herbeizuführen wäre”. 

Er fand es daher, und gewiß mit großem Nechte, angemef- 
fen, „in dem weitem Gebiete, welches ſich dem aͤchten föberarti- 
ven Sinne und dem Beſtreben nach Erhaltung und Beförderung 
der Eintracht eröffnet, jorgfältig die Mittel und Wege aufzufu- 
chen, durch deren Anwendung diefer Gegenftand im wahren Sin: 
terefje ded Bundes und ber Einzelnen feiner Erledigung zuge 
führt werden Tönnte*, 

Der Zweck ver Propoſition ift alſo unverfennbar der, ver: 
mittelft einer, durch gegenfeitige Gefälligfeit herbeizuführenden, 
die verjchiedenen Intereſſe möglichſt ausgleichenden, gütlichen 
Uebereinkunft zwischen den Bundesgliedern, eine „Entſcheidung 
nach den pofitiven Beftimmungen der Bundesgeſetze“ überflüjfig 
zu machen. 

Aus der Natur dieſes Zweckes folgt, daß, wenn eine ſolche 
gütliche Webereinfunft nicht erzielt werden kann, und alfo, nad) 
den pofitiven Bellimmungen der Bundesgefeße, eine Entjcheidung 
irgend einer Art nicht mehr zu umgehen ift, der Zweck als ein 
nicht zu erreichender aufgegeben werben müſſe. 

So fehr ein ſolches Reſultat zu beklagen fein würde, jo 
würde doch immer Die gute, die Bundeseintracdht förbernde Ab- 
fiht des kaiſerlich-königlichen Hofes, durch Ausgleichungsverjuche, 
jo viel immer möglich, eine eigentliche Entfcheidung über Recht 
und Unrecht zu umgehen, mit gleichem Danke zu erkennen fein. 
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Muß e8 aber überhaupt zu einer Entſcheidnng kommen, fo 
ift wohl, ohne umſtändliche Ausführung, an ſich flar, daß der 
Segenftand der Entfcheidung nur diejenige Eollifion von Rechten 
und Intereſſen fein könne, welche zwifchen dem SHerzoge von 
Naffau und den Kurfürften von Helfen (denn Er ift das Bun⸗ 
desglied, welches in der vertraulichen Sigung vom 30, Juli 1821, 
gegen das Verlangen Nafjau’s, feine Anjprüche geltend machte) 
obwaltet und zu ber Präfidial-:Propofition erft die Veranlaffung 
gab; daß aber Teineswegs diejenige Eollifion von Rechten und 
Sutereffen zum Gegenfland einer Entſcheidung gemadyt werden 
darf, weldye jid, der, von dem kaiſerlich⸗königlichen Hofe beabficy- 
tigten, gütlichen Uebereinkunft entgenjegen möchte, indem dieſe 
Colliſion von Rechten und Intereſſen gar uicht eintritt, fobald 
jene, zwiſchen Kurheſſen und Naſſau obwaltende, in Gemäßheit 
ber Bundesgefehgebung für deu einen oder den andern Theil 
entjchieden wird. 

E83 würde nicht zu rechtfertigen fein, wenn man einen fecon- 
dären Streit, der ohne den Verſuch, den primären Streit nicht 
entfcheiden zu müſſen, gar nicht entftehen Fonnte, zum Gegenſtand 
einer Entjcheidung machen wollte, die eben vermieden werben 
jollte. 

Kann man fid) demnach über den fecondären Streit nicht 
vergleichen, ſo muß er dadurch befeitigt werden, Daß man den pri⸗ 
mären Streit — den zwilchen Kurheifen und Naſſau — nad) 
den pofitiven Beftimmungen der Bundesgejeßgebung, wirklich ent- 
ſcheidet. | 

$. 2. Da von dem Bundestagsausſchuſſe in Militaͤrſachen 
ein Bericht und Gutachten, nicht bloß über die Erklärungen der 
bei der Propoſition Betheiligten, jondern auch über Die Propo- 
fition jelbft erwartet wird; fo wird es zuvoörderſt Darauf anfommen, 
die Vorausfegungen zu prüfen, unter welchen jene Propojition 
gemacht wurde. 

Es wird darin vorausgefekt 

4. daß dasjenige, was Naſſau verlange, feinem mwefentlichen 
Bedürfniſſe zujage; 
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2. daß Die Erfüllung dieſes Verlangend dem hohen Zwecke 
der Gefammtheit volllommen entſpreche; 

3. daß aber Kurheſſen gegen dieſes Verlangen Anſprüche 
geltend gemacht habe. 

6.3 Es fragt fih Daher 

zu 1. ob dasjenige, was Rafjau verlangt, wirklich ein weſent⸗ 
liches Bebürfniß ſei? 

Dieſe Frage wird ſchwerlich bejaht werden koͤnnen, wenn 
nicht zugleich zugegeben werden will, daß ein großer Theil der 
übrigen Bundesglieder ein eben ſo weſentliches Bedürfniß nach⸗ 
zuweiſen, und damit theils ganz gleiche, theils ſehr ähnliche 
Forderungen zu motiviren vermoͤge. 

Gegen die Vorausſetzung, daß das Verlangen Naſſau's aus 
einem ihm eigenthümlichen und wefentlichen Bebürfnifie hervor⸗ 
gehe, ftreitet jchon der Umftand, daß es dieſes Bedürfniß bei 
feiner der mannigfachen Vorberathungen über die Militäreinridy> 
tungen des Bundes und den daraus hervorgegangenen Beſchlüſſen 
zur Sprache gebracht hat, alfo auch nicht gefühlt haben Tann. 
Ein Bebürfnig aber, das man, fo oft auch früher die Veran: 
laflung dazu gegeben war, erft jo fpät fühlt und geltend macht — 
kann wohl die Präfumtion eines wejentlichen nicht für fich haben. 

In dieſer Beziehung darf nicht überfehen werden 

1. daß ſchon indem (in der 17. Sißung vom Jahre 1817) 
genehmigten Gutachten über die Reihenfolge ver Befchäfte Die 
Frage aufgeworfen wurde: in welcher Art, wenn die Matrifel 
für die Truppenzahl, nach Anfanterie berechnet, den Maasſtab 
abgebe, Die andern Waffengattungen geftellt werden follten? ob 
man bei einer gewillen Anzahl Infanterie auch die verhältniß- 
mäßige Anzahl Gavallerie mitzuftellen habe, oder ob der gejammte 
Anſchlag auf Infanterie zu machen, und von denjenigen Staaten, 
welche die erforderlihe Gavallerie ftellen wollen, nady einem an- 
zufeßenden Verhältniffe, weniger an Infanterie zu ftellen fei? 

Die Veranlafjung, ein wirklich gefühltes Bedürfniß als ein 
wejentliche8 geltend zu machen war alfo ſchon ſehr früh gegeben. 

Man durfte dieß um fo gewiffer erwarten, als ber ausges 
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jprochene Zwed jener Fragen Darein gefeßt wurde, daß man ſich, 
vor der Abftimmung über das Ganze der Militärverfafjung, über 
gewille Grundfäße vereinigen müfle. 
Es darf nicht überjehen werden 
2. daß ſchon in der 16. Situng vom Sabre 1818 ein Be: 
Ihluß gefaßt wurde, in welchem, unter andern, auch Die Bes 
flimmung vorfommt: 
die Vertheilung der Geſammtmacht unter die einzelnen Staaten 
bed Bundes geſchieht nad) einer, ungejäumt feftzujeßenden, 
durch die Volksmenge jedes Bundesftantes beftimmten Matrifel, 
auf welde ſodann ein, bei allen Mannjchaftsftelungen an: 
wendbarer, jeden einzelnen Staat für feinen Theil verpflichtender 
Anſchlag gegründet werden muß. 
Bu diejer Beflimmung hatte Hannover durch die Bemerkung 
mitgewirkt, 
daß, in Anfehung der für jedes Gontingent von dem kaiſerlich 
königlichen Hofe in Vorſchlag gebrachten Waffengattungen (nad 
welchem &avallerie und Artillerie nur von den großen und 
mittleren Staaten geftellt werden follte) wohl manche Abände- 
rungen gewäünfcht und unterflüßt zu werben verdienen möchten, 
indem es nicht nur eined Theils nothwendig feheinen müſſe, 
ein jedes Corps jo zu formiren, daß es mit einer hinreichenden 
Bahl der verfchiedenen Waffengattungen verjehen fei, um im 
Felde agiren zu Eönnen, ohne zu dieſem Zwed erſt der 
Aushülfe Anderer zu bedürfen, jondern auch andern 
Theil ein für die Fleineren Staaten ſehr dringender 
BZuftand entftehen würde, wenn fie die koſtbareren, aber mit 
weniger Aufwand von Menjchen verfnüpten Waffengattungen, 
durch eine unverhältnißmäßig größere Volkszahl zu erjeben ge- 
halten wären, und wohl gar in den Fall fommen könnten, bei 
Kriegsunfällen ſolche ganz oder größtentheild neu zu ftellen, wo 
hingegen es wohl natürlich fein dürfte, wenn auch den fleinern 
Staaten, fofern fie dazu im Stande find, und dieſes ohne 
Aufopferung der in den Divifionen zu beobachtenden Gleich 
förmigfeit gejchehen könne, geftattet würde, jelbft etwas jan 
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Gavallerie und Artillerie zu ftellen; dagegen aber dann 
eine durchgängig gleichere Nepartition des Kriegsvolks nach der 
Population erfolgen konnte. 

Ungeachtet nun dieſe Abftimmung, indem fie den Erjaß der 
foftbareren Waffengattungen durch eine größere Menfchenzahl 
für einen dringenden Buftand Der Fleinern Staaten erflärte, gegen 
den, dem damaligen allererften Entwurfe beigelegten und der 
jebigen Anfiht Naſſau's ganz günftigen Plan gerichtet war, 
ftimmte Nafjan dennoch, wie folgt: 

An Beziehung auf den Entwurf, welcher von Faijerlich öfter: 
reichtfcher Seite in der 3. Sibung über die Grundzüge des 
deutfchen Miliärwejens zu Protokoll gegeben worden ift, ſtimmt 
man im Allgemeinen allem demjenigen vollfommen bei, was 
hierüber in dem königlich hannöverjchen Voto weiter entwidelt 
worden ift. Insbeſondere den, in der verehrlichen Taiferlich 
öfterreichifchen Propofition aufgenommenen, proportionellen Ans 
ſchlag des herzoglich nafjauifchen Contingents anlangend, findet 
man gegen denſelben nicht3 zu erinnern, jo wie aud) Seine 
Herzoglide Durchlaucht mit der in Vorſchlag gebrachten Gom- 
bination Höchftihrer Truppen mit den Großberzoglich Luxem— 
burgern, als Hoͤchſtihrer Haus: und Familien- Verbindungen 
entjprechend, durchaus einverftanden find. 

Sp wirkte Naſſau damals zu einem Beſchluſſe mit, gegen 
beffen oben angeführte, feinem nunmehrigen Verlangen entgegen- 
geſetzte Beſtimmung es jet ein wejentliche8 Bebürfniß geltend 
machen will. 

Es darf nicht überjehen werden, 

3. daß Naſſau, nody in der 2. Sikung vom Jahre 1819, 
die Verbindung feines Gontingent3 mit dem von Luxemburg zu 
einer Brigade ald wejentlich betrachtet willen wollte, und daß, 
wie die hohe Verfammlung aus der Erklärung des Iugemburgifchen 
Gefandten und der darüber von dem furfürftlich heſſiſchen Ge⸗ 
fandten gegebenen Erläuterung entnommen hat, demzufolge, bei 
den im April 1819 zwifchen Jämmtlichen Theilhabern des neunten 
Corps gepflogenen Verhandlungen, der Vorſchlag gemacht und 
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auch von Seiten Nafſau's genehmigt wurde, daß bei Bildung 
der Gavallerie-Brigaden die Ingemburgifche und naſſauiſche 
Cavallerie in der nämlichen Brigade vereinigt werben jollte. 
$. 4. Erſt in den Minifterial-Gonferenzen zu Wien wurde 
ald Gegenſtand der Berathung der Sat aufgeftellt: 
Würden Bundesftaaten es vorziehen, um eine gehörigee Ab- 
theilung von einerlei Waffengattungen, wie ein Regiment 
oder Bataillon von bloßer Infanterie, bilden zu Eönnen, 
anftatt der (in einer andern Propofition) gedachten Ablöjung 
(oder Vertretung) vielmehr drei Sinfanteriften für einen Caval⸗ 

leriſten zu ftellen, jo fol ihnen dieſes, auf ihre dießfallſigen, 
ein= für allemal entfchiedenen Erklärungen am Bundestage frei 
ftehen, in der Art, Daß alddann entweder ein anderes Mitglied 
der Divifion, nach der mit diefem Bundesftaate zu treffenden 
Verabredung, in eben dem Verhältniffe die Gavallerie ftellt und 
jo viel Infanterie in Abzug bringt, oder jonft bei diefer Diviſion 
überhaupt um eben fo viel mehr Infanterie und weniger Caval⸗ 
ferie geftellt werden darf. 

8.5. Wenn das zweite Glied dieſer Alternative, nad 
welchem bei einer Divtfion, ohne anderweitigen Erſatz, mehr In⸗ 
fanterie und weniger Gavallerie, ald die matrifularmäßige, jollte 
geftellt werden Fönnen, nicht ebenfalls, wie das erſte Glied der⸗ 
jelben, an eine Uebereinkunft mit den Mitgliedern der Divifion 
geknüpft werden wollte; fo ftieß daſſelbe offenbar gegen den in 
der 16, Sitzung vom Jahre 1818 gefaßten Beſchluß an. 

Darin mag der Grund liegen, daß man fih in Wien über 
diefen Sag nicht vereinigen konnte, und derfelbe zur Inſtructions⸗ 
Einholung der Höfe an ihre Bundestagsgejandten verwiejen wurde, 

$.6. Dieſe Angelegenheit fam, in Beziehung auf Nafjau, 
erſt am 6. März 1821 wieder zur Sprade. 

In der 28. Sitzung ded Bundestags-Ausſchuſſes in Militär- 
ſachen wurde von dem praäfidirenden Gefandten der Entwurf 
einer Abſtimmung vorgelegt, in welcher Nafjau die Annahme des 
Entwurf3 einer Kriegsverfallung des deutjchen Bundes in ihren 
allgemeinen Umriffen und wefentlichen Beftimmungen unter andern 
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auch in dem Kalle verweigern zu wollen erklärte, wenn es nicht 
durch eine organifche Beftimmung gegen Die Gefahr geſchützt werbe, 
feine vollſtaͤndige Infanterie-Brigade zerreißen zu müfjen, um nur 
mit Andern zufammen, aus einzelnen Trümmern das fie betreffente 
Gontingent der Neiterei und Artillerie, zum eigenen und des 
Bundes Nachtheil, ftellen zu fönnen. 

Motivirt wurde dieſes Begehren folgendermaßen: 

1. Wenn ed nicht geitattet fein follte, daß ein Theilhaber 
an einem gemijchten Korps, welcher nicht eine Snfanterie-Brigade, 
ein Reiter⸗Regiment und eine Batterie zugleidy ftellt, fidy mit 
einem ungemijchten vereinigen dürfe: jo würde berfelbe einem, 
oder Doch nur einigen wenigen Bundesſtaateo zugewieſen werden, 
mit welchen er über bie Kontingentöformation ſich zu vereinigen 
gezwungen fein würde; 

2. die Abhängigkeit vieler Kleinen Bundesflaaten von andern 
und zwar von folchen, deren Matrikularanfchlag die ihrigen viel- 
leiht nur wenig überfteigt, würde daher, bei dem Mangel orga- 
nijcher Beftimmungen über Vertretung einzelner Waffengattungen 
durch andere, für immer in militäriicher Beziehung gegründet, 
und e8 würde in der Wirflichfeit vielleicht eine Suprematie ber- 
geftellt, Die Die Bundesgejeßgebung, ſelbſt dem Scheine nad}, ver: 
mieden willen wolle, 

Die Würdigung des Entwurfs jener Abflimmung, bie 
übrigens bloßer Entwurf blieb, in einem eigenen Bortrage, 
führte Die Mitglieder de8 Bundestags⸗Ausſchuſſes zu dem ein- 
belligen Beſchluſſe, 

dem naſſauiſchen Gefandten, falls er noch künftig auf feiner 
Behauptung beftehen follte, ben darüber erflatteten Vortrag 
einftweilen vertraulicdy mitzutheilen, und zur nähern Erwägung 
anheim zu geben, ob er auf dem Widerſpruch gegen Annahnıe 
der 24 organifchen Artikel noch ferner beharren und dadurch 
den Bundestags-Ausſchuß veranlafjen wolle, Die in dem an⸗ 
gezogenen Vortrag enthaltenen Gegengründe ebenfalls zu Pro- 
tofoll zu geben. 

Diefe Gegengründe zur Kenntniß dieſer hohen Berfammlung 
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zu bringen, wird erſt dann nöthig fein, wenn über das nafjauifche 
Verlangen nach pofitiven Beftimmungen eine Entfcheidung gegeben 
werden muß. 

Hier genügt die Nachweiſung, daß jene Motive, auf das 
Verlangen Naſſau's, fein Gontingent, flatt matritularmäßig in 
allen, nur in zwei Waffengattungen zu ftellen, durchaus nicht 
quadriren. 

Abgejehen Davon, daß, mit Ausnahme derjenigen Bundes: 
glieder, weldye ungemijchte Armeecorps zu flellen vermögen, alle 
übrigen dasjenige, was Naffau Trümmer nennt, ald bloße Brüche 
zu Eleinern oder größern organischen &inheiten betrachten und 
deren Verbindung, wenn fie nicht mit fich jelber und dem Zwecke, 
ein organijd) gegliedertes Bundesheer zu erhalten, in Widerſpruch 
gerathen wollen, ſich gefallen lafjen müfjen, wird 

ad 1. Naſſau an keinen andern Bundesflaat, mit dem es 
fich über die Contingentsformation zu vereinigen hätte, gewiejen, 
als an den, welchem fich zu dieſem Behufe anfchließen zu wollen, 
es nicht allein felbft erflärt ($. 3), ſondern mit dem es fich über 
die Kormation des Cavallerielörpers ſchon einverftändigt hatte 
($. 3, Art. 3). 

Es handelt fi) aber auch 

ad 2. bier von gar Feiner nothwendigen Vertretung durch 
einen andern Staat, der einen Schein von Suprematie ausüben 
fönnte (denn Naſſau ift nicht in der Lage, fich vertreten laſſen 
zu müffen), fondern davon, daß Naflau die matritularmäßige 
Gavallerie ftelle und mit der matrifularmäßig zu ftellenden Luxem⸗ 
burger zu einem gefeblichen Theilganzen (für den Krieg) fich 
vereinige. 

8.7. Erſt in der vertraulichen Sitzung vom 30. Suli 1821 
gab der naſſauiſche Bundestagsgejandte für das Verlangen 
feines höchften Hofes endlich folgende, in bie Sache eingehende 
Gründe an: 

1) „Naſſau Hat, nad) dem Matrifularanfchlag etwas mehr 
als 3000 Mann zu ftellen. Würde dieſes Kontingent nad) Maaß⸗ 
gabe der Grundzüge, in drei MWaffengattungen aufgelöft: fo 
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würde es weder eine vollitändige Infanterie-Brigade, noch ein 
vollftändiges Gavallerie- Regiment, neben einer vollftändigen 
Batterie, zu birden vermögen”, 

Dieß muß allerdings zugegeben werden: was folgt aber 
daraus? Nichts, als daß Nafjau, flatt vier Bataillone in zwei 
Negimentern, nur ein Negiment von 2349 Mann in drei Batail- 
Ionen zu 783 Mann Infanterie; einen Gavallerieförper von A33 
in drei Schwadronen zu 144 Pferden; eine volle Batterie von 
6 Geſchützen und eine 30 Mann ftarfe Abtheilung von Pionniers 
und PBontoniers fielen muß. 

Sind das Trümmer? Kann das Behürfniß, ſolche Trümmer 
zu etwas größeren Trümmern zu geftalten, ein wejentliches Be- 
dürfniß genannt werden? Kann es auch nur für ein ſolches ges 
halten werden, welches eine Ausnahme von einem Geſetze dann 
zu rechtfertigen vermöcdjhte, wenn diefe Ausnahme Bedürfniſſe 
anderer und höherer Art unberriedigt ließe? Gewiß nicht! 

2. „Der Sufanterie müſſen Gontingente anderer Staaten 
zur Bormation der Infauterie-Brigade und ungefähr 150 Reiter 
eined andern Staates zur Bildung eine Cavallerie⸗Regiments 
einverleibt werden“. 

Allerdings, aber auf welche Weife? Nur auf Die Weile, 
welche Naſſau als eine gejeßliche anerkannt (vgl. $. 3, Num. 2) 
und für eine ihm wejentlidy zufagende mehr als einmal erklärt, 
ja förmlich in Anfprud genommen bat (vgl. $. 3, Num. 3). 

Nicht mehrere Gontingente anderer Staaten, fondern nur 
das Sontingent Luxemburg's ftößt, nach Naſſau's früher erklärten 
Willen, nicht etwa in Trümmern, fondern in gejchloffenen Körpern 
zu ihm. 

Lugemburg fann dem naſſauiſchen Gontingente nicht Bloß 
150, ed kann ihm 364 Pferde in zwei Escadrons zu 182 Mann, 
ein, aus zwei Bataillonen gebildetes, Sinfanterie-Hegiment von 
1948 Mann, und, nebit 26 Sappeurs, eine ganze Batterie von 
ſechs Geſchützen zuführen. 

Wird dadurch nicht das weſentliche Bedürfniß beider Staaten 
und zugleich das des Bundes erfüllt? 
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„Solche zuſammengeſetzte Brigaden und Regimenter ſollen aber 

3. nie den Grad von Vollkommenheit erreichen können, den 
eine vollzählige und ungemiſchte naſſauiſche Infanterie⸗Brigade 
gewähren würde, zumal wenn ſie, wie hier der Fall ſein würde, 
in Friedenszeiten, ohne große Schwierigkeiten, nicht einmal zus 
Jammen gezogen und gemeinjchaftlich exereirt werben Eönnten”. 

Allein dieſe Schwierigkeiten walten bei allen gemiſchten 
Truppenabtheilungen, von den Fleineren big zu den größeren, vor, 
und bleiben die nämlichen, ob Naſſau 4 Bataillone und Feine 
Savallerie, oder ob es nur 3 Bataillone und 3 Schwadronen 
Neiterei, nad) gemeinschaftlich feftzufeßenden Reglements, für ſich 
allein exercirt. 

Das ift Feine Schwierigkeit, und wäre es eine, fo ift fie 
Doch nit fo groß, als die fein würde, welche in der Beantwortung 
der von dem kurheſffiſchen Geſandten aufgeworfenen Frage Tiegen 
dürfte: was mit dem luxemburgiſchen Contingente dann anzu 
fangen wäre? 

Das luxemburgiſche Kontingent muß Doc) irgend einer Brigade 
zugetheilt werden. Stößt es, wie Naſſau nody heute zu wollen 
erflärt hat, zu der naſſaniſchen Infanterie-⸗Brigade; jo entfteht 
dennoch eine gemiſchte. Dieſe aber würde nun eine numerifche 
Stärke erhalten, welche mit der Gavallerie, melde Luxemburg 
allein ftellte, in gar feinem Verhältniſſe ftünde. 

Weit entfernt alfo, daß durch die gewünjchte, durch Fein 
wejentliches Bedürfniß Naſſau's begründete, und dem Gefeße 
widersprechende Einrichtung, Die Schwierigfeiten vermindert würden, 
werden fie im Gegentheile nur noch) mehr gefteigert. 

Aber auch Die weitere Behauptung Naſſau's, daß die Gründe, 
welche e3 beſtimmten, fein Bundescontingent nur in zwei Waffen: 
gattungen ftellen zu wollen, nur ihm und ſolchen Staaten, welche 
zwar bevölfert genug feien, in einer ober zwei Waffengattungen 
ein vollftändiges Ganzes zum Bundesheere zu ftellen, deren Ve: 
völferung jedoch 400,000 Seelen nicht erreiche, eigen feien und 
aus feinen einzelnen Intereſſe hervorgiengen; auf alle Diejenigen 
Staaten aber, deren Bevölkerung ihnen entweder die Aufftellung 
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eined vollftändigen Ganzen nicht geftatte oder die Einrichtung 
ganzer Brigaden, Regimenter und Batterien zuglei erlaube, 
feine Anwendung finden Fönne, läßt ſich nicht erweiſen. 

Man kann es dahin geftellt fein laſſen, ob es nicht auch 
ſolche Staaten gebe, welde, das Raiſonnement des herzoglidh 
nafjauischen Bundestagsgejandten fich aneignend, verlangen fönnten, 
eine Divifion nur in einer oder zwei Waffengattungen zu ftellen, 
um zum Nuben des Ganzen und zum eigenen eine ungemijchte 
Divifion zu bilden; Ear aber ift e8, daß bie in Wien auf 
Inſtruction ausgeleßte und zur Beit förmlicdy und allgemein noch 
keineswegs bejeitigte Propofition, „allen Bundesgliedern, weldye 
es, um eine gehörige Abtheilung von einerlei Waffengattung, wie 
3. B. ein Regiment oder Bataillon, von bloßer Infanterie bilden 
zu fönnen, vorziehen würden, anftatt der Vertretung durch einen 
andern Staat, vielmehr 3 Infanteriſten (nunmehr A Infanteriſten 
für einen Reiter, und 5 Infanteriſten für einen Artilleriften) zu 
ftellen, diejes zu geftatten”, Diejenigen, welche entweber bie 
geringfte Infanterie-Einheit von 400 Mann, oder ein Bataillon 
oder ein Regiment ftellen können, nicht ausfchließt, daß ſich alfo 
nicht jagen laͤßt, jene Propofition berechtige, wenn überhaupt, nur 
Naſſau und die mit ihm in gleicher Lage ſich befindenden Staaten. 

Freilich ift eine Ausnahme von der Regel für einen, in feiner 
Art einzigen, Fall Leichter durchzuſetzen, als eine für mehrere 
Fälle, deren Menge die Regel jelbft umfloßen würde. Allein 
diefe Betrachtung kann in einer Rechtsgeſellſchaft die Gleichheit 
des Anſpruchs doch unmöglich aufheben. Gin foldyes Verfahren 
wirde ein rein willführliche® und um jo verwerflicdheres fein, 
als bei denjenigen Bundesgliedern, welche Cavallerie und Artillerie 
nicht ſelbſt ftellen dürfen, wenn fie auch wollen, doch wohl ein 
weit weſentlicheres Bebürfniß vorwaltet, als bei Naſſau, welches 
tie Gavallerie ftellen kann und nur nicht ftellen will, obwohl es 
(nah 9. 3. Nr. 2) im Sabre 1818 mit Hannover die Erjaß- 
leiftung für die Eoftbareren Waffengattungen durch eine größere 
Menfchenzahl für unzuläffig und eine ſolche Zumuthung für einen 
dringenden Zuftand der kleineren Staaten erflärt hatte. 
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Die Anlage mag beweifen, zu weldyem Rejultat für das 
Ganze jener Anfprudy — der, bei Einem anerfannt, auch bei 
Allen anerkannt werden follte, und, wenn bei Gegenftänden diefer 
Art die Mehrheit der Stimmen im engern Rathe gültig befchließen 
Eönnte, auch wohl würde anerkannt werden müllen — führen 
würde, und daß dann die gegenwärtige Gorpseintheilung 
unmoͤglich beftehen Eönne, 


Denn 
1. in dem Falle, daß die in der Beilage namhaft gemachten 
Staaten, um geſchloſſene Bataillone bilden zu Fönnen, ihre Gone 
tingente nur in Infanterie ftellten, würde das Bundesheer noch 
755 Mann Gavallerie, 378 Artilleriften mit 10 Stüd Geſchütz 
und 52 Sappeurd, gegen einen Gewinn von 4942 Mann Sinfanterie, 
verlieren. 


2. Wenn das Nämlidye auch denjenigen Staaten, welche, 
unter gleicher Bedingung, die Heinfte gefebliche AInfanterie-Ab- 
theilung jelbftftändig ftellen wollten, geftattet werben müßte, würbe 
der Verluft an Savallerie ferner 348 Pferde, 174 Artilleriften 
mit 5 Stück Geſchütz und 22 Sappeurs, gegen einen Gewinn 
von 2279 Mann Infanterie, betragen. 


3. Würde man den Staaten, welche feine geſchloſſene Batterie 
von 6 Stück Geſchützen ftellen, erlauben müſſen, A Infanteriſten 
für 1 Savalleriften, und 1 Artilleriften fir 5 Infanteriſten zu 
ftellen, jo würden, bei Zuxemburg, Braunjchweig, Weimar und 
Oldenburg, 1262 Mann Cavallerie verloren gehen. 


$. 8. Wenn man nun aud mit dem kurheſſiſchen Gefandten 
(vergl. die Regiftratuir vom 30. Sult 1821) annimmt, daß für 
Naſſau aus der Realiſirung feines Verlangend manche Vortheile 
und darunter auch folche, welche nicht genannt find, hervorgehen 
fönnen; jo jeheint Doch, nad dem, was bis jept ausgeführt 
wurde, die erfte Vorausfegung der Präfidial-Propofition ($. 3) 
nicht einzutreten, indem in der That dasjenige, was Naſſau ver- 
langt, für ein wejentliched Beduͤrfniß dieſes Bundesſtaates nicht 
anerfannt werden dürfte. 
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8.9. Es fragt fih nun 

zu 2. ferner: ob die Erfüllung dieſes Verlangens dem hoben 
Zwecke der Geſammtheit wirklich vollfommen entſpreche? 

Dieje Frage würde unzweifelhaft bejaht werben müfjen, wenn 
es möglich fein würde, Das, was Naflau verlangt, zu gewähren, 
ohne die Schlagfertigkeit ded Bundesheered im Ganzen und in 
feinen Theilen zu flören und ohne vabei das Recht und weſentliche 
Intereſſen der Einzelnen zu Fränfen. Die Erfüllung jenes Ber: 
langens — wäre fie audy nur durch Opfer und durch Abänderung 
ihr entgegenſtehender Gelege für den einzelnen Fall zu bewirfen — 
würde dennoch dem hohen Zwede der Geſammtheit vollkommen 
entſprechen, wenn nur jene Opfer freiwillig, alfo ohne Zwang 
irgend einer Art, gebracht und dieſe Abänderungen auf ver- 
faffungsmäßige Weile gemacht werden wollen, 

Im umgefehrten Yale aber würden fie dem hoben Zwecke 
der Geſammtheit nicht nur nicht entſprechen, fondern ihn gerade zu 
und um jo mehr widerjprechen, als die Wortheile, die die Er- 
füllung des Nafjauifchen Verlangens — an ſich betrachtet — ber 
Geſammtheit gewähren Fönnten, höchſt problematiicher Natur find. 

Denn, wenn zu jenen Vortheilen gerechnet wird 

1. der Umftand, daß ſich Die numerijche Stärfe des Bundes- 
heeres, durch jene Einrichtung, um 1010 Mann Infanterie und 
2 Stüde Gejchüg vermehre; jo kann diefer Vortheil den größern 
Nachtheil nicht aufwiegen, der dem Ganzen dadurch zugeht, daß 
es an Cavallerie 433 Pferde verliert. 

Denn es iſt von der Militärcommiſſion oft ſchon mit Be 
dauern anerfannt worden, daß Die Savallerie des Bundesheeres 
zu den übrigen Waffengattungen bereitd in einem großen Miß- 
verhältniffe ftehe, indem die erftere, ftatt, wie früher für noth⸗ 
wendig erachtet wurde, den fechiten, jekt nur noch den fiebenten 
und, bei den gemijchten Corps, noch einen viel geringern Theil 
der letztern ausmacht. Wenn nun Naffau flatt aller Cavallerie 
nur Snfanterie, dieſe aber in verftärkter Anzahl ftellen will; fo 
würde die Erfüllung diefer Abjicht, nicht nur durch Die bloße 
Nichtftellung Der Savallerie, fondern fogar durch Die Mehrftellung 
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von Infanterie, das richtige Verhältniß der Waffengattungen noch 
mehr ftören, und eben deßwegen, in dieſer Beziehung, dem Ganzen 
in der That nachtbeilig fein. 

Das Neußerfte, was man zugeben fann, liegt in dem Ge 
fländnifje, Daß es bei einem Heere von der Stärfe, weldye das 
Bundesheer erhalten wird, für das Ganze eben jo gleichgültig 
jei, ob es entweder 1010 Mann Infanterie und zwei Stüde 
Geſchütz oder 433 Pferde mehr oder weniger habe. 

Da aber die Stärke eines Ganzen hauptfächlich in der Ver- 
haͤltnißmaͤßigkeit feiner Theile befteht; jo Tanı das dem Ganzen 
unmöglich nützlich oder auch nur gleichgültig erfcheinen, was bie 
Berhältnigmäßigkeit und, in dieſer, Die Stärke feiner Theile fört. 

Nun ift aber an fih klar, und es wird durch Die Recla- 
mationen, welde die Theilhaber an dem Corps und an der 
Divifion, zu welcher das nafjauische Gontingent zu ftoßen beftimmt 
ift, gegen das Verlangen Naſſau's, für den Fall, wenn ihnen 
nicht auf andere Weile der Abgang, den fie an der nafjauifchen 
Cavallerie erleiden jollen, erjeßt werden würbe, erhoben haben, 
jo wie dadurch, daß, mit Ausnahme des herzogl. nafjauifchen 
Bundestagsgefandten, auch nicht eine Stimme dieſe Reclamationen 
für unbegründete zu erklären gewagt hat, zur höchſten Evidenz 
gebracht, daß durch die Erfüllung des naflauifchen Verlangens 
die Verhältnißmäßigkeit und, in ihr, die Stärfe und Schlag» 
fertigfeit eines wichtigen Theilganzen, des neunten Corps nämlidy 
und bejonderd der zweiten Divifion deſſelben, auf eine unerträg« 
liche Weiſe zerftört werden würde. 

Was aber einem Theilganzen jo wejentlich nachtheilig ift, 
kann unmöglich dem Ganzen felber zum Vortheile gereichen! 

Wenn zu den Bortheilen, welche die Realifirung der naſſauiſchen 
Korberung dem Ganzen gewähren fol, ferner 

2. der Umftand gerechnet wird, daß dadurch eine bedeutende 
Einheit, nämlich eine vollftändige Infanterie Brigade von einerlei 
Truppen geftellt werden könnte, wobei Die militaͤriſche Formation 
beträchtlich gewinnen werbe: fo Tann man, wie man allerdings 
auch muß, den Vortheil, den eine joldye Formation ſowohl dem 
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Ganzen ald dem Einzelnen gewährt, im Allgemeinen volllommen 
anerkennen, ohne daß man deßhalb zuzugeben genöthigt ift, Daß 
fi) dieſer Vortheil auch in jedem befondern Falle bewähren 
würde. 

In dem vorliegenden Falle bewährt er fih nun in der That 
nicht. 
Einerjeits ift der Gewinn, der aus einer foldyen Formation 
hervorgehen würde, keineswegs jo bedeutend, daß man ſich dar 
Durch bewogen fehen Tönnte, das richtige Verhältniß ber Waffen- 
gattungen aufzugeben, auf welchem, wie jo eben nachgewieſen 
wurde, bie Stärke und Schlagfertigfeit der Divifionen und Corps 
wefentlih beruht. Wäre jener Gewinn jo bedeutend und der 
Nachtheil des geftörten Verhältniſſes der Waffengattungen fo 
unbedeutend, als der naſſauiſche Bundestagsgejandte zuweilen 
behauptete; jo würde man, von Bundedwegen, das Verhältniß 
ber Waffengattungen überall, wo fi) dadurch irgend eine felbft- 
ftänbdige Einheit hätte erzielen lafjen, haben aufgeben muͤſſen. Da 
man aber, bei der gegenwärtigen GorpSeintheilung, Die von dem 
naflauischen Bundestagsgejandten aufgeftellte Maxime, ohne, in den 
gemijchten Armeecorps, dad ganze Bundesheer zu dedorganifiren, 
allgemein nicht befolgen kann und fi auf Die Art, wie jener 
Geſandte vorjchlägt, jo nämlih, daß jene Maxime nur in Be 
ziehung auf Nafjau wahr fei, nicht wird helfen wollen; jo bleibt 
nichts übrig, als die Unzuläffigfeit irgend einer Anwendung 
deſſelben geradezu einzugeftehen oder eine ganz neue Eintheilung 
der Armeecorpd zu madjen, 

Man hat für Naſſau endlich 

3. audy den Umſtand geltend zu machen gefucht, daß biefer 
Staat, obwohl früher im fpanifchen Kriege, doch in den neueften 
Beiten Feine Neiterei unterhalten habe, dieſelbe aljo erft neu 
errichten müfje; e3 fei daher wohl ohne allen Zweifel eine Mehr: 
ftellung von 1372 Mann geübter und bewährter Infanterie, nebft 
2 Geſchützen, für das Bundesheer von größerem Nuben, als 
433 Mann neu errichteter und ungeübter Gavallerie. 

Abgefehen Davon, was jo eben von den Nachtheilen bes 
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geftörten Berhältnifies in den XBaffengattungen gejagt wurbe; 
abgefehen davon, daß dieſes Argument von jedem Staate, welcher 
Bisher feine Reiterei unterhielt und nun neu bilden muß, benugt 
werden fönnte; und ıbgejehen davon, daß Naflau das wefentlidhe 
Erforderniß zur Bildung einer neuen Reiterei in jeinen gedienten 
Cavallerie⸗Officieren wirklich befißen joll: jo läßt fi) dagegen 
doch mit gutem Auge einwenden, daß, wenn Naſſau fein Reiter 
Gontingent jetzt erridhtet, baffelbe nach einigen Jahren eben fo 
gut eingeübt fein wird, als überall im Frieden jede Truppe ein- 
geübt werben kann, während die beite Sinfanterie, da die Manns 
Ichaft, welche im Felde gedient hat, nady und nach abgeht, mit 
der Zeit auch Feine andere Uebung mehr behalten wird, als Die, 
welche auch) im Frieden erworben werden kann. 

F. 10. Dieß find die Gründe, aus welden Die zweite 
Borausfehung der Präfivial-Bropofition, daß nämlich die Erfüllung 
des nafjauifchen Verlangens dem hohen Zwecke der Geſammtheit 
vollflommen entipreche, eine richtige ſelbſt dann nicht genannt 
werden fann, wenn man auf den Umftand fein Gewicht legen 
will, daß bier von einer Einrichtung Die Rede ift, von welcher 
in einem Vortrage des Ausſchuſſes geſagt wurde, Daß fie nur 
dann fir zuläffig erfannt werden koͤnne, wenn man fidy darüber 
mit ſich felber und mit Andern einzuverfländigen vermöge. 

Damit ift aber, wie bier ausdrücklich wiederholt wird, nicht 
gefagt, daß man deßwegen, wenn ſich Naflau Darüber mit ſich 
jelber einzuverfländigen weiß, den Verſuch aufgeben müfje, durch 
freiwillige Uebereinkunft die Nachtheile, welche aus der naſſauiſchen 
Forderung an ſich hervorgehen, zu bejeitigen. 

$. 11. Es fragt ſich nun endlich 

zu 3. worin die Anfprüche beftehen,, welche Kurheſſen der 
naflauifchen Forderung entgegenjeßte ? 

Sie find in der Regiſtratur vom 30. Juli 1821 jo angegeben: 

„Rah dem Art. A. der Kriegdverfaflung in ihren allgemeinen 
Umriffen und wejentlihen Beftimmungen, joll jedes einzelne 
Armeecorps vollfiändig gebilbet, d. h. in dem nämlicdhen Ver: 
hältniffe aus Truppen von allen Waffengattungen zufammen gejeßt 

37 * 
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und mit dem Erforderlichen verfehen fein, wie das Bundesheer 
im Ganzen. Cine Folge daven iſt, daß in jedem Corps ein 
Stebentheil der Mannſchaft Cavallerie jein fol. Das, aus 
31,730 Mann beftehbente, neunte Armeecorps jollte demnach 
4532 Mann Bavallerie haben. Durch die Erleichterung, welche 
man denjenigen Staaten, die fi in der Gavallerieftellung von 
andern vertreten laſſen, zugeftanden hat, wird das neunte Armee 
corps hoͤchſt wahrfcheinlich um 407 Mann Gavallerie, mithin bei- 
nahe um ein Zehntheil des eigentlihen SollsBeftandes vermindert 
und in Mißverhältniß mit allen andern Corps gejeßt werden, 
indem im achten und zehnten Corps unbedeutendere Verminde⸗ 
rungen dieſer Art eintreten. Wolle man nun dem nafjauifchen 
Wunſche Gehör geben, fo giengen dem Korps abermals 432 Mann 
Gavallerie ab, dagegen 1008 Mann Infanterie und Artillerie zu. 
Auf 32,738 Mann blieben daher nur 3694 Mann Gavallerie, 
wodurch ſich das PVerhältnig eines Siebentheild auf das eines 
Neuntheild verändert. Daß ein Korps, welches nur ein Nenn⸗ 
theil Gavallerie hat, mit einem andern, welches die gefebliche Zahl 
von einem Giebentheil befißt, nicht gleiche Dienfte thun koͤune, 
ohne daß feine Gavallerie durch allzugroße Anftrengung ruinirt 
wird, ift einleuchtend“. 

Wenn auch die Staaten, welche die erfte Diviflon des neunten 
Armeecorps bilden, durch die Befreiung defjelben von der Ent 
fendung zur großen GavalleriesReferve, ſich beruhigen lafſen 
würden; fo vermöchten dieß doch die Mitglieder der zweiten 
Diviſion nicht. 

„Dieſe Divifion würde” — fährt der kurbeffiiche Geſandte 
fort — „nach dem nafjauischen Antrage auf 16,495 Köpfe nur 
1574 Mann Gavallerie behalten, mithin weniger als ein Behn- 
theil, während die erfte Divifion allegeit über ein Achttheil hätte. 
Wie Fönnte fie alfo mit diefer over irgend einer andern Dipifion 
im Heere gleiche Dienfte thun, ohne daß ibre Kavallerie auf das 
Aeußerſte angeftrengt und ruinirt würde? Wie vermögen Seine 
Herzoglihe Durchlaucht von Naſſau ein foldhes Opfer von den 
übrigen Divifionsmitgliedern und insbejondere von Sr. Königlichen 
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Hoheit den Kurfürften zu verlangen, weldyer Bei weiten ben 
beträchtlichften Theil der Divifiond-Gavallerie zu ftellen habe“? 

6. 12. Auf diefed Alles, was bier von dem wejentlichen 
Bebürfnifie des neunten Armeecorp8 und beſonders der zweiten 
Divifion deſſelben an- und ausgeführt wurbe, läßt ſich der 
herzoglich⸗ nafſauiſche Bundestagsgefandte gar nicht ein, fondern 
feßt dem Rechte, welches Kurheilen aus dem Art. A. der Kriegs⸗ 
verfaflung in ihren allgemeinen Umrifien und weſentlichen Beftim- 
mungen ableitete, ledigli die Behauptung eigenen, jenem 
entgegenftehenden, Rechts entgegen. 

Er jagt in der angeführten Regiftratur: 

1. Raſſau habe in der 9. Sikung der BundesverJammlung 
vom Jahre 1821 erklärt, daß e8 den 24 Artikeln über die Kriegs⸗ 
verfafjung des deutfchen Bundes in ihren allgemeinen Umriffen 
und wejentlichen Beftimmungen nur unter der Bedingung und 
Borausfegung beizuflimmen vermöge, daß die engere Verfammlung 
fi nicht gegen die Vertretung von Waffengattungen, nad) feinem 
einzelnen, bereit auseinandergefeßten Intereſſe, erklären werde. 
Praͤſidium babe hierauf ausdrücklich bemerkt: daß es gegen Die 
nafjauifche Vorausſetzung nichts zu erinnern finde. Gegen diefe, 
in förmlicher Sigung abgegebene, naflauifhe und Praͤſidial⸗Er⸗ 
Härung ſei von feiner Seite etwas erinnert worben, während 
fih von Naſſau, in feinen ſpätern Abflimmungen, ausdrücklich anf 
diefelbe zurücbezogen, auch insbejondere verlangt worden jei, 
daß die, in eine fpätere Redaction der 24 Artikel, in dem 7. Artikel 
aufgenommenen Worte, daß Die aus bejondern Verhaͤltniſſen 
bervorgehenden Intereſſen einzelner Staaten nicht nur mit den 
allgemeinen Zwecken des Bundes, ſondern auch) mit den Rechten 
der übrigen vereinbar erfanıt würde (worunter Rechte, die 
Einzelne gegen Ginzelne, in diefer Beziehung geltend zu machen, 
in ver Folge hätten verjuchen mögen, irrtümlich hätten verftanden 
werden fönnen), hinweggelaffen werden möchten, welches auch von 
der Berfammlung auf nafjauifchen Antrag genehmigt worden fei. 

Aus diefer actenmäßigen Zujammenftellung ber Verhandlungen 
ergebe fich von ſelbſt, Daß es jet nicht in der Abſicht diefer 
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Berfammlung liegen könne, Naſſau zu einer Vertretung nicht 
zuzulaflen, die, ald in dem 7. Artikel des Entwurfs der Krieges 
verfaffung bereit3 liegend, ohne Widerſpruch von irgend einer 
Seite früher bezeichnet worden fei. 

3. Die Erklärung, welche der herzoglich⸗nafſauiſche Bundes» 
tagsgeſandte in der vertraulichen Sigung vom 26. Juli verlefen 
habe, jei daher nidyt aus dem Gefichtöpuncte eines naſſauiſchen 
Antrags auf Vertretung der Kavallerie durch naffauische Infanterie, 
über welchen herzoglich⸗naſſauiſcher Seits jegt erſt noch eine Gat- 
Icheidung erwartet werde, fondern vielmehr nur als eine Dar 
ftellung der frübern Verhandlungen über diefen Gegenſtand, aus 
welcher fich ergebe, daß die Bundesverfammlung in ihren Ber: 
handlungen für diefe Vertretung bereit fich ausgeiprocdyen babe, 
zu betrachten. 

$. 13. Handelte ed fi bier von einer Entſcheidung der 
zwiſchen Kurheſſen und Naflau obfchwebenden Differenz; jo würden 
vor allen Dingen folgende Fragen zu erörtern fein: 

1. Konnte der Artikel 4. des organifchen Geſetzes über die 
Kriegdverfaflung des deutſchen Bundes in ihren allgemeinen 
Umrifien und wefentiichen Beflimmungen, welchen Kurbeflen — 
durch den Art. 7. defjelben organifchen Geſetzes, weldyen Naſſau 
für fi anführt — überhaupt eine Modification erfahren oder 
nicht ? 

2. Wenn etwa ber Artikel 4. durch den Artikel 7. deſſelben 
Geſetzes eigentlich gar Feine Modification erfahren konnte, bat 
man den berzoglichenaflauifchen Bundestagsgejandten etwa in Dem 
Glauben gelaflen, daß jener Artifel durch diefen Dennoch wirklich 
mobdiftcirt worden fei, oder hat man ihm diefen Glauben, wenn 
er je obgewaltet haben jollte, nicht vielmehr genommen ? 

3. Iſt dadurch, daß das Prafivium auf die naſſauiſche Gr: 
klärung: es flimme den 24 Artikeln bei, unter ber Bedingung 
und Borausfegung, daß die engere Verfammlung fich nicht gegen 
die Vertretung von Waffengattungen durch die andere, nach Dem 
einzelnen, bereit3 auseinander gefeßten Sintereile, erklären werbe — 
bloß erwiederte: Präfipium findet gegen die nafjauifche Vorauss 
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ſetzung, da Diejelbe durch den 7. Artikel des Entwurfs bereits 
erledigt ift, nicht8 einzuwenden — ift, durch diefe Gegenerflärung 
des Prafidit, Die Bedingung, weldye Naſſau jegen wollte, aber 
zu jeßen nicht berechtigt war, als verworfen zu betrachten oder 
nicht? jagt Die Verweifung der Vorausſetzung auf den 7. Artikel 
mehr als das: Naflau wird erhalten, was ed nad) dem 7. Artikel 
zu fordern berechtigt ift, oder fagt diefe Vorausſetzung nicht 
mehr, als dieſes? 

4. Involvirt das Stillſchweigen der Verſammlung bei jener 
Erklaͤrung und dieſer Gegenerklaͤrung ein Verſprechen, die von 
Naſſau unbefugt geſetzte Bedingung zu erfüllen und deſſen Vor⸗ 
ausſetzung in ſeinem Sinne gut zu heißen, oder exiſtiren nicht 
vielleicht üiber jenes Stillſchweigen ſelbſt Verhandlungen, welche 
daſſelbe anders als Naſſau erklären? 

5. Enthält der Präſidialvortrag, mit welchem in der 10. 
Sipung vom Sahre 1821 der abgeänderte Entwurf der Sriegs- 
verfaffung in ihren allgemeinen Umriffen und wejentlidyen Be, 
flimmungen dem engern Rathe vorgelegt wurde, nicht vorbedächtlich 
ſolche Stellen, welche, jedem Mißverftehen jenes Stillſchweigens 
vorzubeugen und das Mißdeuten unmöglich zu machen, geeignet 
waren? 

6. Hat die, auf naflauifchen Antrag, vorgenommene Abäns 
derung des 7. Artifeld irgend einen wefentlidyen Einfluß auf den 
vorliegenden Fall, und wurde der Grund, aus weldyem jene Ab» 
änderung zugegeben wurde, nicht beftimmt und deutlih dahin 
angegeben, daß die Abänderunng gemacht werben koͤnne, weil 
das, was geftrichen werden follte, fich von felbft verftehe? 

7. Iſt der Sinn, in welchem diefe Abänderung, oder viel- 
mehr die Wiederherftellung des 7. Artikels in feiner urfprünglichen 
Faflung als 5. Artifel8 des erften, jpäter modifidtten Entwurfs 
ber Kriegsverfaſſung 2c. vorgenommen wurde, nicht vollfommen 
deutlich gemacht worden, fowohl Durch einen Beſchluß des Bundes- 
tags⸗ Ausſchuſſes auf eine gleiche Forderung Weimar’s, als auch 
durch einen Beſchluß der Bundesverfammlung felber auf eine 
gleiche Korderung Oldenburg’ ? 
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8. Kann alfo jene Darftelung, aus weldyer folgen jol, daß 
die Bundesverfammlung dag, was Naffau verlangt, bereitö zu⸗ 
geftanden habe, ald eine actenmäßige und das Zugeſtaͤndniß als 
erteilt angejehen werben ? 

9. Dder kann, um NWaflau fo fehr ale immer möglid zu 
begünftigen, irgend etwas mehr gejchehen, als es in den recht- 
lichen Zuftand zurüd zu verjeßen, in welchem ee zu dem Zeit- 
punfte war, in welchem e8 den Entmurf einer Berwahrung gegen 
die Annahme der 24 Artikel, durch das Präfibium, dem Bundes» 
tag8-Ausjchuffe in Militärjachen fibergeben ließ ? 

8. 14. Da es fi) aber vor der Hand noch nicht von der 
Entſcheidung diefer Differenz handelt, jo genügt es, bloß hiſtoriſch 
anzuführen, daß, nach ver lebendigften Ueberzeugung der Minorität 
des Ausfchuffes, Die Erörterung der acht erften Fragen im glüd- 
lichften Kalle nur zu dem Refultate führen könne, welches die 
neunte andeutet. 

Il. 

Die in der Präafidial-Propofition enthaltenen Bor- 
Ihläge zu einer freiwilligen Ausgleihung und deren 
Sharafter. 

6. 15. Die Hauptftelle der Präfivial-PBropofition, in welcher 
die Vorſchlaͤge, durch deren Ausführung die Möglichkeit gegeben 
werden ſoll, die Entfcheivung der zwifchen Kurheſſen und Naſſau 
objehwebenden Differenz über die Sontingentftellung zu umgehen, 
enthalten find, und der Charakter derſelben jehr Deutlich bezeichnet 
ift, lautet fo: 

„bgleich die, in der vertraulichen Sitzung vom 30. Juli 1821 
bereit8 in Antrag gefommene, gänzliche Befreiung des neunten 
Armeecorps von der Detachirung zur großen Cavallerie⸗Reſerve, 
an fich Schon, ſehr weſentlich das Verhältniß mildert, welches 
der Kurheſſiſche Hof als feinem Anterefje nachtheilig betrachtet: 
jo dürfte dieſes Doch in einem weit höheren Grabe erzielt, ja 
jelbft jede Unzukömmlichkeit vollftändig bejeitigt werden, wenn 
Ihon dermalen bie geeignete Fürſorge getroffen würde, daß 
bei Gintretung des Kriegsftandes die zweite Diviſton des 
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neunten Armeecorps, von irgend einer Seite, eine Aushuͤlfe 
erbielte, und wenn es Daher dem Oberfeldherrn zur Pflicht 
. gemacht würde, daß er die ihn, zufolge der vorliegenden Grund⸗ 
züge der Kriegsverfaſſung, zuftehende Befugniß, Detachirungen 
nach jeinem Ermeſſen zu verfügen, binftchtlich der mehr er» 
wähnten Divifion in der Art ausübe, daß Iebtere von der 
disponiblen Cavallerie des Bundesheeres diejenige Aushülfe 
erhalte, wodurch der Abgang des naſſauiſchen Contingents er⸗ 
ſetzt wird“. 
$. 16. Es entſtand bei dieſer Propoſition eine Ungewißheit Darüber 

1. ob die Abſicht dahin gehe, dem ueunten Corps neben 
dem Erſatze, den die zweite Divifion deſſelben aus der dispo⸗ 
niblen Gavallerie des Bundesheeres erhalten follte, auch noch 
die früher von einer Seite vorgejchlagene Befreiung von der 
Entſendung zur großen Gavallerierfejerve zuzugeftehen? und 

2) was denn eigentlich unter der Disponiblen Gavallerie des 
Bundesheered zu verftehen ſei, ob die große Gavallerie-Referve 
oder die Gavallerie, welche, unter gewiljen Umfländen, bei ben 
einzelnen Corps des Bundesheeres als zeitlich entbehrlich erachtet 
werden Tönnte ? 

Nach der, in der zwölften Sitzung dieſes jahres, von dem 
präfidirenden Herrn Gejandten gegebenen Erläuterung aber ift 
diefe Ungewißheit gehoben, indem derſelbe erklärte, 

ad 1. Daß das neunte Corps von Der Entjendung zur großen 
GavalleriesRejerve des Bundesheeres nicht befreit werben jolle; und 

ad 2. daß unter der disponiblen Cavallerie des Bundes» 
heere3 ſowohl die große Gavallerie-Referve, als auch Dbiejenige 
Cavallerie, welche, unter gewifjen Umftänden, bei Den einzelnen 
Corps des Bundesheeres als zeitlich emtbehrlich erachtet werden 
koͤnnte, zu verftehen und es dem Ermeſſen de Oberfeldherrn zu 
überlafjen fei, ob er den Abgang bei der zweiten Divifion des 
neunten Corps aus der großen Reſerve oder aus der entbehrlichen 
Gavallerie der einzelnen Corps ergänzen wolle. 

6. 17. Demnach Iöft fi die Präfidial-Propofition in fol⸗ 
gende Säge auf: 
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Der Berluft, weldyen die zweite Diviflon des neunten Armee- 
corps dadurch, daß Naflau die 433 Mann Gavallerie, weldye es 
matritularmäßig zu ſtellen hätte, nicht ftellen will, erleidet, fol 
erjeßt werden und zwar 

1. entweder aus der großen Cavallerie⸗Reſerve des Bundes- 
heeres; oder 

2. aus der unter gewiffen Umftänden entbehrlichen Gavallerie 
der einzelnen Corps. | 

3. Es ſoll dem Gutbefinden des Oberfeldherrn, welcher, zu- 
folge der Grundzüge der Kriegsverfaflung ded Bundes, die Be 
fugniß babe, nach feinem Ermeſſen Detadyirungen zu verfügen, 
überlaffen werben, auf weldye der beiden möglichen Arten ex jenen 
Abgang bei der zweiten Divifion des neunten Korps ergänzen wolle. 

$. 18. Der Sharafter dieſes Vorſchlags ift dem zufolge der 
der Vertretung, die von andern Orten ber Vertretung nur barin 
abweicht, daß 

1. der Mehraufwand, welchen die Herftellung und Erhaltung 
ber Kavallerie verurfadht, nicht, wie bei Andern, mit Geld, ſon⸗ 
bern mit Menjchen ausgeglichen ; 

2. dieſe Ausgleichung ferner nicht bloß, wie das Geſetz es 
fordert, zwijchen den Theilhabern eines und deſſelben Armeecorpg, 
Jondern — weil das betreffende Corps in jenen Menſchen fein 
Ausgleichungsmittel anerkennt — durch Hinzutseten der andern 
Corps, und zwar 

3. dadurch, daß Die disponible Kavallerie derjelben, auf eine 
von ihrer urjprünglichen Beftimmung abweichende Weife, zur 
bleibenden Unterflüßung jeder einzelnen Corps, verwendet werden, 
endlich aber 

4. die Theilhaber der übrigen Corps, für die Uebernahme 
diefer neuen Laft, ihre Entſchädigung darin ſuchen und finden 
follen, daß ein einzelnes Corps eine Mehrzahl von Infanterie 
zugetheilt erhält, Die weder von ihm, noch von irgend jemand, 
in Anjprudy genommen wurde. 

Mer nun auch immer es fein mag, der eine Verbindlichkeit, 
welche geſetzlich Nafjau zu erfüllen obliegt, für Naffau übernehmen 
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joll, dem wird eine Vertretung Raflau’d zugemuthet; eine Ber: 
tretung Tann aber nur auf einer freiwilligen Uebereinkunft zwiſchen 
demjenigen, welcher ſich vertreten laffen will, und demjenigen, 
welcher jenen vertreten joll, zu Stande gebracht werben. 

Naffau wollte urjprünglich fich felber vertreten. Es wollte, 
nach dem eigenen Ausdrucke feined Bundestagsgefandten, vie 
Cavallerie, weldye es matrifularmäßig zu ftellen hätte, aber zu 
fielen nicht verpflichtet zu fein behauptet, durch Mehrftellung von 
Infanterie vertreten. Nun fol, damit die Frage: ob Naſſau 
gejeglich verbunden jei, fein matrikularmäßiges Gavallerie-Eon» 
tingent in Gavallerie wirklich zu flelen? auf dem in ber 
Wiener Schlußacte Art. 17 und 31 vorgejchriebenen Wege nicht 
entfchieden zu werben brauche, der Verſuch gemadyt werden, ob 
fich nicht Jemand finde, der die Gavallerieftellung für Naffau, 
gegen die von diefem Bundesgliede angebotene Mehrftellung von 
Infanterie übernehme? 

$. 19. Es fragt ſich daher vor allen Dingen, wer das, 
Nafſau bei der Gavallerieftellung vertretende Subject jei? 

Der Bund, als foldyer, der Bund in feiner Totalität und 
Einheit, Tann es nicht fein, weil ja ein Mitglied deſſelben von 
den fibrigen vertreten werden foll. 

Aber das vertretende Subject kann auch nicht in den übrigen 
einzelnen Mitgliedern, als Einzelnen, gefucht und gefunden werden, 
weil ja, mit Ausnahme von Oeſterreich, Preußen und Baiern, 
fein einzıge8 der übrigen Bundesglieder ein: Armeecorps bildet, 
alfo für fi) eine disponible Gavallerie, weder bei der Reſerve, 
noch bei den einzelnen gemifchten Corps haben fann. Die Subjecte 
der Vertretung können daher nur in Defterreih, Preußen und 
Baiern, ald numeriſchen Einheiten, und in den Theilhabern am 
achten, neunten und zehnten Corps, als eolleciven Einheiten, ges 
funden werden. 

Jede Diefer numerischen und collectiven Einheiten wird ſich 
alfo zu erklären haben: ob fie Nafjau bei der Cavallerieftellung 
allein oder mit andern zufammen vertreten wolle? 

Zu dieſer Vertretung aber irgeud eine jener Einheiten zu 
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nöthigen, giebt ed, in Dem Gebiete der Bundesgefeßgebung, Fein 
Recht; fie, wie jede andere Vertretung, ift Gegenftand einer ganz 
freien Uebereinkunft; fle ift e8 noch mehr, als jede andere, weil 
in der Regel, welche im Artikel der Grundzüge feftgejeht 
worden ift, jede Vertretung nur in der Divifion, böchftens im 
Armeecorps, au welchem das Bundesglied, welches vertreten wer 
den ſoll, gehört, geftattet iſt. 

F. W. So einfah und Flar dieſes Verhaͤltniß nun auch 
dem in der Discujfion nicht befangenen Beurtheiler erfcheinen 
mag, fo if e8 bei der Discuffion dennoch ander angejehen worden. 

Dieje abweichende Anficht concentrirt fih in folgendem 
Raifonnement: 

Wenn man der PräfidialsPBropofition wirklid; die Abficht 
einer Vertretung zujchreiben könnte, jo würde die aus dem Begriffe 
der Vertretung folgende Nothwendigkeit einer freiwilligen Ueber⸗ 
einkunft allerdingd zugegeben werden müfjen: allein jene Abficht 
liegt der Propofition gewiß nicht zum Grunde. Sie will feine 
Vertretung irgend einer Art einführen; fie will nur die Einwen⸗ 
dungen bejeitigen, welche Sachſen und Kurheſſen gegen die Gom- 
penfirung der Gavallerieftellung durch erhöhte Infanterieſtellung 
machten und, weil Die Ausnahme von Der Regel, gegen das Recht 
und Intereſſe der Andern, nicht wieder wie eine Regel gefordert 
werben fonnte, auch machen durften. Die Aufgabe war alfo bie: 
jene &ompenjation bei Naſſau eintreten zu laſſen und den Abgang 
der Gavallerie bei der zweiten Divifion des neunten Corps da⸗ 
durch zu deden, daß derjelbe aus der disponiblen Kavallerie des 
Bundesheeres erſetzt werde. Dieß gejchieht nit, um Raſſau zu 
erleichtern — denn Naſſau ftelt ja, ungeachtet der Unterftüßung, 
welche die zweite Divifion des neunten Corps erhalten foll, den: 
noch für jeden Gavalleriften, den es nicht felber ftellt, vier In⸗ 
fanteriften — fondern um des Vortheild willen, der aus dieſem 
Arrangement dem Ganzen zugeht, indem eine ungemijchte Brigade 
Infanterie befjer ift, ald eine gemijchte, die übrigens alle Waffen⸗ 
galtungen in fi) vereinigt. Es ift nun in hohem Grabe gerecht, 
daß, wenn der Einzelne dem Ganzen einen außerorbentlichen 
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Bortheil gewährt, Dagegen auch das Ganze hinwiederum das 
Intereſſe des Einzelnen berüdfichtige und dafür dasjenige leifte, 
wodurd jener Vortheil allein erlangt werden konnte. 

$. 21. So ſcheinbar dieſes Raifonnement jein mag, fo beruht 
es dennoch auf ganz irrigen Prämifjen, und ift aljo jelber irrig. 

&8 fommt gar nicht darauf an, was die Präfidial-Propofition 
in diefer Beziehung beabfichtigt, fondern nur darauf, was daß, 
was fie beabfichtigt, in der That iſt; nicht darauf, daß fie eine 
Bertretung nicht einführen will, fondern darauf, daß fie in dem, 
was erreicht werden fol, eine Vertretung wirklich einführt. 

Naffau nanıte die Kompenjation einer Waffengattung durch 
die andere eine Vertretung durch fich felber; warum foll die Be 
dingung, welche Hinzugefügt werben fol, damit Kurheſſen in dieſe 
Vertretung einwillige, anders angejehen werden, ald eine neue 
Bedingung der alten Vertretung ? 

Was bezweden denn die Verträge über die Vertretung der 
herzoglich⸗ſächſiſchen Häufer durch den König von Sachſen und 
der fürftlih-[chwarzburgifchen Häufer durch den Großherzog von 
Weimar, anders, ald den Abgang an Kavallerie oder Artillerie 
zu deden, welcher dadurch, daß ein Theilhaber au einer collectiven 
Einheit dieſe Waffengattungen nicht jelbft ftellt, bei dieſer entfteht % 

Wurden dieſe Verträge urfprünglich nicht auch ohne die 
Abſicht geichloffen, die Staaten, welche vertreten werben follen, 
zu erleichtern? 

Waltet zwiſchen diefen Verträgen und demjenigen, welcher 
für Naſſau beabfihtigt wird (außer dem fchon oben &. 19 be 
zeichneten) ein anderer Unterfchieb ob, als der, daß dort Der 
eine Contrahent, wenn er einen Vertreter findet, ſich vertreten 
lafien muß, obwohl er Cavallerie und Artillerie Lieber ſelber 
ſtellen möchte, und daß bier Der eine Gontrabent, wenn er einen 
Vertreter findet, fich vertreten laſſen will, obwohl er eigentlich 
fih nicht vertreten zu laſſen, verpflichtet wäre? Waltet zwilchen 
jenen Berträgen und dem projectirten Vertrage, in Beziehung auf 
die Erleichterung, ein anderer Unterſchied ob, als der, daß dort 
der eine Gontrahent die Grleichterung begehrt, weil er fich ver- 
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treten laſſen muß, und daß hier der eine Contrahent nicht nur 
keine Erleichterung begehrt, ſondern im Gegentheil die koſtbareren 
Waffengattungen durch eine erhöhte Menſchenſtellung ausgleichen 
will, obwohl niemand da ift, der dieſes angebliche Opfer von 
ibm fordert? 

Berlangt denn irgend jemand von Naflau, daß es cin Opfer 
für das Ganze bringen fol? Bringt denn Naffau auc wirklich 
ein Opfer ? 

Sollte die Stellung feines Gavallerie-Contingents, einfchließlich 
der Reſerve, bei der beſchraͤnkten Vacanthaltung der Pferde und 
Beurlaubung der Wannjchaft nicht vielleicht mehr koſten, als die 
erhöhte nfanterieftellung bei der kürzeren Ginübungszeit und 
dem zugeftandenen unbejchränfteren Beurlaubungs-Syfiem ? 

Sollte darin nicht eher eine Geld-Grleichterung, als ein Geld⸗ 
Opfer zu erbliden ſein? 

Und wenn es, gegen alle Wahrjcheinlichkeit, dennoch ein 
Opfer wäre, jeit mann werden denn, gegen die alte Rechtäparö- 
mie, Wohlthaten aufgedrungen ? 

Iſt die Stellung einer ungemifchten Sinfanterie- Brigade und 
die Mehrftellung von zwei Stüde Geſchütz, ohne die matrikular- 
mäßige Gavallerie, flatt der Stellung einer gemijchten Brigade 
und einer vollftändigen Batterie von ſechs Stüden mit der ma- 
tritularmäßigen Savallerie in zwei oder drei Schwabronen, unter 
den oben (K. ) entwidelten Verhältniffen, auch nur als ein 
Vortheil für das Ganze anzujehen ? 

Geht die Abficht der Präfidial-Propofition dahin, daß, mit 
Ausbruch des Kriege und während der Dauer Defjelben, der 
Abyang, den die 2. Divifion des 9. Armeecorpd dann, wenn 
Raflau fein matrikularmaͤßiges Reitercontingent nicht ftellt, immer: 
fort erleidet, aud) complet und fortwährend von irgend einer 
Seite her ergänzt und die Lücke im eigentlichen Sinne ausgefüllt 
werde, jo ift und bleibt dieſe Aushülfe, leifte fie, wer da immer 
jolle, eine Vertretung: denn alddann beruht die zu gewährende 
Aushülfe auf der anerfannten Richtigkeit der von den Theilhabern 
des 9. Armeecorpd gemachten Einwendung, daß bie von Naſſau 
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mehr geftellte Infanterie und Artillerie den, urjprünglich dem 
naffauischen Reitercontingente obliegenden Dienft weder zu leiften 
noch zu erjfeßen vermöge; daß die 2. Divifion des 9. Corps jene 
Reiterabtheilung, ohne feine Schlagfertigfeit einzubiißen, nicht 
entbehren könne; daß mithin, um dieſe zu erhalten, eine gleich 
ſtarke Reiterabtheilung von irgend einer andern Seite eintreten 
müfle, nm den, dem naſſauiſchen Reitercontingente obliegenden 
Dienft zu verrichten. 

Daß Naſſau diefe Aushilfe nicht verlangt bat, ift durchaus 
gleichgültig: es handelt ſich nichts deſto weniger von der Lieber- 
nahme einer Verpflichtung, die urſprünglich Naffau obliegt, und 
deren Vertretung den Betheiligten, zur Befriedigung ihrer, auf 
jene Berpflihtung Naſſaus gegründeten, Ginwendungen, gegen 
deſſen Antrag, auf andere Weiſe angeboten werden fol. 

Selbft wenn der Bund, ald folcher, und in feinem Intereſſe 
den nauflauifchen Antrag veranlaßt hätte, würde der Begriff der 
Vertretung, unter den bier obwaltenden Berhältniffen, nicht hin⸗ 
wegfallen. 

$. 22. Nachdem jo dem vorgejchlagenen Arrangement der 
bezweifelte Charakter der Vertretung vindicirt, jomit aber bie 
Behauptung, daß jenes Arrangement nur durch eine freiwillige 
Mebereintunft zu Stande gebradht werben Eönne, gerechtfertigt 
wurde, ift nunmehr zu unterfuchen: ob und unter welchen Um⸗ 
ſtaͤnden dazu, daß eine foldhe Uebereinkunft, auf den in Antrag 
gebrachten Bajen, zu Stande kommen werde, Hoffnung gemacht 
werden koͤnne. 

& 23. Die erfte hier zu erörternde Frage ift aber die: 
Steht der Annahme des Vorjchlagd, daß der Abgang, den bie 
2. Divifion des 9. Armeecorps dann, wenn Rafjau fein matri- 
fularmäßiges Neitercontingent nicht ftellt, erleidet, aus ber 
großen Savallerie-Rejerve des Bundesheeres erjeßt werde, in 
den Sinterefjen Anderer, ein weſentliches Hinderniß entgegen, 
und haben dieſe Andern ein Recht, dieſe Intereſſen als folche 
geltend zu machen, welche anerkannt werden müfjen ? 

Es wird unfchwer der Beweis geführt werben koͤnnen, daß 
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treten laſſen muß, und daß hier der eine Contrahent nicht nur 
keine Erleichterung begehrt, ſondern im Gegentheil die koſtbareren 
Waffengattungen durch eine erhöhte Menſchenſtellung ausgleichen 
will, obwohl niemand da iſt, der dieſes angebliche Opfer von 
ihm fordert? 

Verlangt denn irgend jemand von Naſſau, daß es ein Opfer 
für das Ganze bringen ſoll? Bringt denn Naſſau auch wirklich 
ein Opfer? 

Sollte die Stellung ſeines Cavallerie⸗Contingents, einſchließlich 
der Reſerve, bei der beichränkten Vacanthaltung der Pferde und 
Beurlaubung der Wannfchaft nicht vielleicht mehr often, als die 
erhöhte Spnfanterieftellung bei der kürzeren Ginübungszeit und 
dem zugeftandenen unbejchränfteren Beurlaubungs⸗Syſtem? 

Sollte darin nicht eher eine Geld-Grleichterung, ald ein Geld⸗ 
Opfer zu erbliden fein? 

Und wenn ed, gegen alle Wahrjcheinlichkeit, dennoch ein 
Opfer wäre, jeit wann werden denn, gegen die alte Rechtöparö- 
mie, Wohlthaten aufgedrungen 3 

Iſt die Stellung einer ungemiſchten Spnfanteriee Brigade und 
die Mehrftellung von zwei Stüde Geſchütz, ohne die matrikular⸗ 
mäßige Savallerie, ftatt der Stellung einer gemijchten Brigade 
und einer volfiändigen Batterie von ſechs Stüden mit ber ma- 
tritularmäßigen Gavallerie in zwei oder drei Schwadronen, unter 
den oben ($. ) entwidelten Verhältniffen, auch nur als ein 
Bortheil für das Ganze anzufehen ? 

Geht die Abficht der Prafidial-Propofition dahin, dag, mit 
Ausbruch des Kriege und während der Dauer deſſelben, der 
Abyang, den die 2, Divifion des 9. Armeecorps dann, wenn 
Rafjau fein matrikularmaͤßiges Reitercontingent nicht ftellt, immer- 
fort erleidet, auch complet und fortwährend von irgend einer 
Seite her ergänzt und die Lücke im eigentlichen Sinne ausgefüllt 
werde, jo ift und bleibt diefe Aushilfe, leifte fie, wer da immer 
joe, eine Vertretung: denn alsdann beruht die zu gewährende 
Aushülfe auf der anerfannten Richtigkeit der von den Theilhabern 
des 9. Armeecorpg gemachten Einwendung, daß bie von Naſſau 
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mehr gefiellte Infanterie und Artillerie den, urſprünglich dem 
naſſauiſchen Reitercontingente obliegenden Dienft weder zu leiften 
noch zu erjeßen vermöge; daß die 2. Divifion des 9. Corps jene 
Reiterabtheilung, ohne feine Schlagfertigfeit einzubüßen, nicht 
entbehren könne; daß mithin, um dieſe zu erhalten, eine gleich 
flarfe Reiterabtheilung von irgend einer andern Seite eintreten 
müſſe, nm den, dem nafjauijchen Reitercontingente obliegenden 
Dienſt zu verrichten, 

Das Naſſau diefe Aushülfe nicht verlangt hat, iſt durchaus 
gleichgültig: es handelt ſich nichts deſto weniger von der Ueber⸗ 
nahme einer Verpflichtung, die urfprünglich Naſſau obliegt, und 
deren Vertretung ben Betheiligten, zur Befriedigung ihrer, auf 
jene Verpflihtung Naſſaus gegründeten, Einwendungen, gegen 
deſſen Antrag, auf andere Weiſe angeboten werben fol. 

Selbſt wenn der Bund, ald jolcher, und in feinem Intereſſe 
ben nauſſauiſchen Antrag veranlaßt hätte, würbe der Begriff ber 
Vertretung, unter den hier obwaltenden Verhältniffen, nicht hin⸗ 
wegfallen. 

$. 22. Nachdem jo den vorgefchlagenen Arrangement ber 
bezweifelte Charakter der Vertretung vindicirt, fomit aber bie 
Behauptung, daß jenes Arrangement nur durch eine freiwillige 
Mebereinfunft zu Stande gebracht werden Fönne, gerechtfertigt 
wurde, ift nunmehr zu unterfuchen: ob und unter welchen Um⸗ 
ftänden dazu, daß eine folche Mebercinkunft, auf ben in Antrag 
gebrachten Bafen, zu Stande fommen werde, Hoffnung gemadıt 
werben koͤnne. 

6. 23. Die erfte hier zu erörternde Frage ift aber bie: 
Steht der Annahme des Vorjchlags, daß der Abgang, den die 
2. Divifion des 9. Armeecorps dann, wenn Naſſau fein matris 
fularmäßiged Neitercontingent nicht ftellt, erleidet, aus ber 
großen Cavallerie⸗Reſerve des Bundesheeres erjegt werde, in 
den Intereſſen Anderer, ein wejentliched Hinberniß entgegen, 
und haben Diefe Andern ein Recht, diefe Intereſſen als folche 
geltend zu machen, welche anerfannt werben müſſen? 

Es wird unjchwer der Beweis geführt werben Fönnen, daß 
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nicht nur jene Intereſſen vorwalten, fondern daß auch das Recht, 
ihre Anerkennung zu verlangen, in der Bundesgejehgebung voll⸗ 
fommen gegründet jei. 

$. 2A. Ehe diefer Beweis angetreten wird, bürfte es gut 
jein, fi die Beftimmung und die Beichaffenheit der großen Ca⸗ 
vallerie-Referve wieder zu vergegenmwärtigen. 

Die Beftimmung derſelben ift, in Eritiichen Womenten die 
günftige Entjcheidung herbeizuführen. 

Aus Diefer Beſtimmung würde die Beichaffenheit, die fie 
baber muß, um jener zu entſprechen, von felbft hervorgehen, wäre 
fie auch nicht von der Militaͤrcommiſſion, in den Protofollen ihrer 
16. und 18. Sikungen vom Jahre 1818, bezeichnet worden. 

Es gelten Daher folgende Säpe: 

1. Die Beflimmung der Cavallerie⸗Reſerve des Bundesheeres 
wird um fo ficherer und vollfommener erfüllt werden, je homogener 
und felbitftändiger Die Maſſe ift, welche in Erittfchen Momenten 
die Entſcheidung geben fol. 

2. Die Zufammenftellung der Cavallerie-Reſerve aus den 
einzelnen Corps in ein jelbftftändiges Ganzes ift nicht zu allen 
Zeiten nothwendig und daher nur als periodifch zu betrachten. 

3. Sie ift durch den Operationsplan des Oberfelbherrn bedingt. 

4. Demnady werben die Fragen: 

a. ob die Gavallerie-Rejerve in einem gegebenen Beitpuncte 
überhaupt gebildet werden fol? 

b. in welcher Zeit und innerhalb gewiller Grenzen, auch 

c. in welcher Stärfe fie zu bilden fei? endlich 

d. in welchem Beitpuncte fie wieder aufzulöfen und ihre @lemente 
ben Corps, aus welchen fie gezogen wurden, wieder zurücdgegeben 
werben Fönnen? von bem Oberfeldheren und nur von ihm, ledig⸗ 
lich nach militäriihen, von feiner individnellen Einficht abhaͤn⸗ 
genden Nüdfichten, beantwortet. 

6. 25. Da Oeſterreich die Bropofition gemacht hat, Preußen 
und Baiern aber, unter dem zwar noch nicht deutlich genug ents 
widelten Vorbehalte, daß in der Ausführung derfelben den Be 
flimmungen der Kriegöverfaffung nicht zu nahe getreten werbe, 
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jener Propoſition beigetreten find, jo wird bier das Intereſſe der 
gemifchten Corps vorzugsweiſe in Betrachtung kommen. 

Aus Gründen, weldye zwar vor der Hand verworfen, Feines: 
wegs aber widerlegt worden find, aus Gründen, welche nicht nur 
aus dem eigenthümlichen Intereſſe der gemifchten Corps, fondern 
eben jo wohl aus demjenigen Intereſſe abgeleitet wurden, welches 
ber Bund an der Schlagfertigfeit dieſer Corps und daran nehmen 
jollte, daß die Rejerve aus homogenen und jelbftfländigen Maſſen 
gebildet werde, aus ſolchen Gründen haben, und zwar fchon in 
ben erjten Verhandlungen über die Cavallerie⸗Reſerve und ganz 
unabhängig von der jekigen Propofition, die Theilhaber an den 
gemifchten Corps die Befreiung berfelben von der Entjendung 
zur großen Savallerie-Referve in Antrag gebracht. 

Wenn fie nun in diefer Entjendung jchon in dem Augen: 
blide, in welchem nur von der wefentlichen, Durch rein militärifche 
Rüdfihten bedingten, Bloß periodifch eintretenden Beftimmung 
die Rebe war, für fi und das Ganze eine Gefährde erblidten; 
wie fol man zu der Vorausjehung ſich berechtigt halten können, 
daß fie von jenem Antrage dann abgehen würden, wenn man 
der großen Reſerve eine neue, ihrer wefentlichen widerjprechende, 
Beftimmung geben, wenn man ihre Yufammenziehung nnd Dauer 
nicht mehr durch rein militäriiche, bloß auf den Operationsplan 
des Oberfeldherrn berechnete, Rüdfichten bedingen, und wenn 
man die Beitimmung derjelben auch darauf ausbehnen will, daß 
fie die, unndthiger Weiſe fehlerhaft gelaffene, Organifation eines 
einzelnen Armeecorps bleibend und ohne alle Rüdficht auf befondere 
militärifche Operationen verbefjern fol? 

Wie fol man nicht vielmehr vorausfegen müſſen, daß fie, 
was fie früher nur in Antrag bringen und von der Einwilligung 
der Betheiligten abhängig machen mußten, nunmehr, umd zwar 
obne alle Beforgniß, den Schein der Unbilligfeit auf fich zu laden, 
als Bedingung ihrer Einwilligung zu dem vorgeichlagenen Arran- 
gement feßen werben ? 

Dieſe Vorausſetzung wird ſich um jo gewiſſer als eine richtige 
bewähren, wenn die Gefahr ind Auge gefaßt wird, melche, bei 
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ben eigenihtimlichen Verhältniflen der Bundesglieder unter eins 
einander, aus jener neuen Einrichtung für fie emporfeimt. 

8. 26. Die Veranhvortlichfeit des Oberfeldherrn wirb be- 
dingt durch die volle, von Teinem Einfluffe des Bundestags ab» 
hängig gemachte Ermächtigung, nur nad) feinem Ermeſſen bie 
Operationdpläne zu entwerfen und Die Mittel ihrer Ausführung 
anzuwenden. 

In allem, was er thut, kann er fich daher nur durch rein 
nilitärifche, Bloß durch Die Organijation der Heerabtheilungen 
beſchraͤnkte, Rüdlichten beflimmen lafjen. 

Deßwegen wird er fich auch bei der Verwendung der Referve 
nur durch dieſe Rüdfichten beſtimmen laſſen, Da eine Beſchränkung 
darin ihn entweder der Verantwortlichkeit überheben, oder ihm 
etwas zur Pflicht machen würde, wobei er die Verantwortlichfeit 
nicht mehr auf fi nehmen Fönnte. 

Nun wird ein Fünftiger Oberfeldherr auf den unbeftrittenen 
Sat, daß die Beſtimmung der Gavallerie-Rejerve des Bundes: 
beere8 nur Dann erfüllt werden kann, wenn Die Mafje, welche in 
fritiichen Momenten die Entſcheidung geben fol, eine homogene 
und ſelbſtſtaͤndig ausgebildete ift, gewiß ein größeres Gewicht 
legen, als bei den bisherigen Verhandlungen die Bundeöverfamm- 
lung darauf gelegt bat. 

Demnach würden ihm, wenn je die Referve, ihrem urfprüngs 
lichen Zwecke entgegen, Dazu verwendet werden follte, einen Fehler 
der Organiſation eines Armeecorpd einigermaßen zu bebeden, 
ſchon militäriiche Nüdfichten, welde zu nehmen ihm niemand, 
auch Die Bundesverfammlung nicht, verbieten kann, veranlaflen 
müllen, die Entjendung, weldhe er zur 2. Divifion des 9. Corps 
machen müßte, niemald aus demjenigen Theile der Rejerve zu 
bewirken, welcher aus öfterreichifchen, preußifchen und baierifchen 
Truppen, ſondern immer nur aus dem andern Theile, welcher 
aus den, vielleicht wieder gemijchten Truppen der gemijchten 
Armeecorps befteht. 

Diefe Rüdficht wirklich zu nehmen, würde ihm überbieß Die 
Klugheit vathen. 
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Der Dienft bei der Reſerve ift verhältnißmäßig ber bequemfte 
und für die Erhaltung und Nährung von Roß und Mann in 
ber Regel der am meiften geficherte. 

Mag die allgemeine oder die Corpdverpflegung eingeführt 
werden, für die Reſerve wird immer gejorgt werden müflen und 
fönnen. 

Welche Nachtheile hat dagegen eine längere Detachirung 
eine8 Commando von 433 Mann Gavallerie in Hinſicht auf mili- 
taͤriſche Bildung, Defonomie, Comptabilitaͤt und Verpflegung ! 
Merden die Kommandanten bes 9. Corps die fremden Truppen 
immer mit Der gleichen Aufmerkſamkeit, Schonung und Liebe bes 
handeln können, die die eigenen Truppen in Anfpruch nehmen 
werden ? 

Alle diefe Umftände müljen bei jeder Truppe den Wunſch 
rege machen, von der Neferve zu jenem Corps nicht detachirt zu 
werden; alle werden dem Oberfeldheren diefen Wunſch an’3 Herz 
legen; alle werden gute Gründe für deſſen Erfüllung anzugeben 
willen; die militärische Rückſicht ſpricht für Die ungemifchten Gorps: 
wird der Oberfeldherr fich bedenken können, für wen er ent: 
Scheiben ſoll? 

Die näcfte Gefahr würde, unter diefen Umſtänden, aller: 
dings zunädhft die erſte Divifion des neunten Armeecorps treffen: 
denn der Dberfeldherr müßte ſich jelber Lächerlich vorkommen, 
wenn er Föniglichjächfifche und Furfürftlich:Heffiiche Truppen zur 
Referve ziehen; dagegen aber etwa ein, aus württembergijchen, 
badiſchen und großherzoglich-heſſiſchen Cavallerie-Abtheilungen 
gebildetes Commando von der Reſerve zur zweiten Diviſion des 
naͤmlichen neunten Corps hinſchicken ſollte. 

Er würde — wenn ihm freie Hand gelaſſen wird — ganz 
gewiß zuvörderſt der zweiten Diviſion die Truppen laſſen, welche 
dieſelbe zur Reſerve haͤtte entſenden müſſen, und die Lücke, welche 
dann noch in der matrikularmäßigen Stärfe ihrer Cavallerie bliebe, 
würbe er durch die Cavallerie ausfüllen, welche Die Reſerve von 
der erftenDivifion zu fordern berechtigt gewejen wäre und welche 
er nunmehr nur unter Die Befehle des commandirenden Generals 


38* 


996 


der zweiten Divifion zu ftellen braucht, um alles in die jcheinbar 
gehörige Ordnung zu bringen. 

Dadurch würde aber gerade dasjenige erfüllt, was in ber 
Sitzung vom 30. Zuli 1821 von dem württembergifchen Geſandten 
als Auskunftsmittel vorgeichlagen, von Sachſen aber nicht zuge 
ftanden wurde: — Befreiung des neunten Corps von der Ent- 
fendung zur Referve und Ergänzung des Abgangs in Der zweiten 
Diviſion durch Cavallerie aus der erften. 

Darin ift auch der Grund zu ſuchen, warum Sachſen, unter 
der damals erlaubten Vorausſetzung, daß Das neunte Corps von 
der Entjendung zur großen Gavallerie-Rejerve gänzlich befreit 
werden würde, Die Bedingung machen mußte, daß der Erfaß an 
Die zweite Divifion deſſelben Corps nur aus jener Reſerve geleiftet 
werde. Würde das aber zugeftanden, jo würde die zweite Divi- 
fion des neunten Armeecorps Gefahr laufen, jenen Erfaß zuweilen 
nicht zu erhalten oder, wenn ihm dieſer Erſatz gelichert werden 
follte, müßte die große Kavallerie aufhören, eine periodijche An- 
ftalt zu fein, fie müßte zu einer permanenten SHeerabtheilung 
gemadyt werden. 

Würde aber dem Oberfeldherrn bei jener Detachirung aus 
der Neferve freie Hand nicht gelafien — die ihm, um Sachſen 
zur Annahme des Arrangements zu bewegen, ſchwerlich gelaffen 
werden dürfte, jo würde Die Laft von dem achten und zehnten 
Armeecorps, hoͤchſt wahrjcheinlich allein, getragen werben. 

So würden immer nur einzelne Corps dafür, daß Naſſau 
und, durch die Mehrftellung von Infanterie, angeblich Das neunte 
Corps begünftigt werben fol, ohne allen eigenen Vortheil eine 
drüdende Laft und mit ihr Die Beforgniß vor einer Gefahr über: 
nehmen, die, wenn fie auch ganz ungegründet wäre, doch den 
Grund zu einem Mißtrauen und zu Mißhelligketten zwiſchen Dem 
Oberfeldherrn und den Corps⸗Commandanten legen würde, welche 
die verderblichften Folgen nad) ſich ziehen müßte, 

Darum wiejen auch Die Snftructionen der Höfe, welche au 
dem Wohl oder Wehe der gemijchten Corps eine erleuchte und 
darım auch eine wahrhafte Theilnahme fühlten, ihre Gefanbten 
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dahin au, daß fie Die Befreinng der gemifchten Corps von ber 
Entjendung zur Rejerve ald Bedingung ihrer Ginwilligung zu 
dem zu Gunften Naſſau's vorgejchlagenen Arrangement erklären 
ſollten. 

$. 27. Wer möchte bezweifeln, daß, wenn auch nur das 
bier zur Evidenz gebrachte Intereſſe der gemifchten Corps mit 
dem fo problematiſch ſich darftellenden Bebürfniffe Naſſau's und 
dem noch problematifcher fi) erweifenden Vortheile des Ganzen, 
abzuwiegen, und wenn in die Wagſchaale, in welder das In⸗ 
terefje jener Corps liegt, gar Fein vollfommenes Recht hinzuzu⸗ 
legen wäre, wer möchte bezweifeln, Daß das Intereſſe der gemifchten 
Corps der bei weiten überwiegende jei? x 

So viel wenigitend, daß die vorgejchlagene Ginrichtung, jo 
ausgeführt, nicht nur nicht jede „Unzufömmlichkeit” bejeitigt, wie 
doch die Praͤſidial⸗Propoſition beabfichtigt, ſondern deren weit 
bedeutendere neu erſchafft, ift doch wohl an ſich Far; eben fo 
gewiß aber tft, daß das Faiferlich-fönigliche Cabinet jene Einrich⸗ 
tung nicht mehr in Schuß nehmen werde, ſobald ſich daſſelbe 
überzeugen wird, daß fie im Wege gütlicyer Uebereinkunft jo nicht 
bhergeftellt werben Tann, mithin auch die bezwedte „Eintracht“ 
nicht fördern, ſondern nur flören wird. 

Allein Dafür, daB dieſes mwejentliche Intereſſe jelbft dann, 
wenn auch, nach der im $. 1 dieſes Vortrags enthaltenen Aus⸗ 
führung, an, irgend eine Entjcheidung gedacht werden Fönnte und 
wenn auch die Entjcheidung nicht Schon implicit in der Natur 
eines Vorſchlags zu einer Vertretung Naſſau's gegeben wäre, als 
ein folches, das nicht verleßt werden dürfe, anerkannt werden 
müſſe, Iprechen ſehr deutlich auch noch bejondere pofitive Beſtim⸗ 
mungen der Bundesgejeßgebung, Deren weitere Ausführung für 
diejenigen nothwendig wird, welche behaupten, daß die Einwilli- 
gung einer gewiſſen &lafje von Betbeiligten, nämlich derjenigen, 
welche nicht jo unmittelbar, wie Helen, bei der nafjauijchen Con⸗ 
tingentftellung interejfirt feien (und zu Diefen zählen fie Die Theil- 
aber der gemifchten Armeecorps) durch Mehrheit der Stimmen 
Jupplirt werden Tönne. 
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Es ſoll bewiefen werben, daß, nad) der organifchen Bundes- 
gejeßgebung, dem Vorſchlage, Das neunte Corps aus ber großen 
Gavallerie-Rejerve des Bundes ergänzen zu lallen, von Seiten 
jedes einzelnen Armeecorps, ja von Seiten jedes einzelnen Bun, 
desgliedes, allerdings mit rechtlichem Grfolge entgegengetreten 
und alfo der Reſerve dieſe Beftimmung, durch einen Beſchluß 
der Mehrheit, nicht gegeben werben Eönne. 

6. 28. Suchen wir zuerft die allgemeinen Grundfäße feft- 
zuftellen, nach welchen die Krage: ob der großen Cavallerie⸗ 
Referve gegen den Willen der numerifchen und collectiven Ein- 
heiten des Bundesheeres eine von ihrer urfprünglichen Beftimmung 
abweichende gegeben werden koͤnne? zu beantworten ift. 

1. Die 24 Artikel der Kriegsverfaſſung des deutſchen Bundes 
in ihren allgemeinen Umriſſen und wejentlichen Beftimmungen 
wurden im Pleno und durch Die erforderliche Stimmeneinhelligkeit 
zum organifchen Bundesgefeße erhoben. (Vergl. das Protokoll der 
Plenarverfammlung vom 9. April 1821). 

2) Dieje8 Bundesgeſetz gehört, wie alle organische Bundes: 
gejege, in jo fern fie Beitimmungen, weldye die Errichtung des 
Bundes, feiner Zwede, den Beftand und Die Rechte und Verbind- 
Iichfeiten feiner Glieder gegen den Bund felbft oder gegen ein- 
ander als Bundesglieder betreffen, zu den Grundgeſetzen bes 
Bundes. (Beiträge zu dem öffentlichen Rechte des Ddeutfchen 
Bundes von Dreſch, S. 29. Vergl. au) Sammlung der Proto- 
folle, Quartausgabe Bd. VIII, ©. 57.) 

3. Wo es auf Annahme und Abänderung der Grundgejeße 
ded Bundes ankommt, kann weber im engern Rathe, noch im 
Pleno, ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werben. 
(Bundesacte, Art. VI und VI. Schlußacte, Art. XI). 

4. Der Gegenftand des organischen Bundesgeſetzes vom 9. 
April 1821 ift die Kriegsverfaſſung des Bundes, d. h. eine or- 
ganiſche Bundeseinrichtung, indem fie auf die Erfüllung eines 
ausgeſprochenen Bundeszwedes gerichtet und eine bleibende An- 
ftalt if. (Schlußacte, Art. XIID. 

5. Wo es auf organifche Bundeseinrichtungen ankommt 
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(Bundesacte, Art. VID, d. h. wenn fie eingerichtet, abgeändert 
oder ganz aufgelöft werden ſollen, findet Fein Beſchluß durch 
Stimmenmehrheit ftatt. (Schlußacte, Art. XUD. 

6. Das Gefeß fiber die Kriegsverfaßung des deutſchen Bundes 
zerfällt in zwei Abtheilungen 

a. die Kriegsverfaſſung in ihren allgemeinen Umriſſen und 
wejentlichen Beftimmungen, 

b. die nähere Ausführung derfelben im Einzelnen. 

Nur die Beſtimmungen jener erjten Abtheilung erfordern 
Einhelligfeit ver Stimmen im Pleno; über die Beftimmungen 
der zweiten Abtheilung entjcheidet Stimmenmehrheit, jedoch nur 
in fo weit, als darin nichts enthalten ift, worüber fchon nad) 
andern Gefeßen, irgend etwas bloß durch Stimmeneinheligfeit 
feftgefeßt werden koͤnnte. (Dreſch a. a. O. ©. 32). 

7. Bei der Bearbeitung jener erften Abtheilung, welche die 
Kriegdverfaffung in ihren allgemeinen Umrifjen und wejentlichen 
Beftimmungen enthält, wurde von Dem Gefichtöpuncte auögegangen 

daß darin ſchlechterdings nichts erjcheine, was nicht in der That 
zu ben allgemeinen Umriſſen und wejentlihen Beflimmungen 
gehöre, unter welchen nur ſolche verflanden werden Fönnten, 
welche zur vollftändigen Gliederung der ganzen Einridytung jo 
nothwendig gehörten, daß ohne fie die Gelbfifiänbigfeit der 
Einrichtung, ſowohl in ihrer Totalität, als auch in dem Theil- 
ganzen, nicht als hergeftellt und gefichert gedacht werben könnte. 

Hingegen follten von der erften Abtheilung ausgejchloflen 
und in die zweite Abtheilung des Bundesgeſetzes über die Kriegs- 
verfafjungen aufgenommen werben: 

Ale jene Beſtimmungen, welche bloß relativer Natur feien und 
daher, möge man fie Hinzufügen oder hinweglaſſen, möge man 
fie auf diefe oder jene Weile ausdräden, den Organismus 
jelber unberührt ließen. 

Nach diefen, in dem Vortrage, welchen der Bundestags-Aus- 
chuß in Militärfachen, in der vertraulichen Sikung vom 15. Febr. 
1821, ablegte, wörtlich jo ausgeſprochenen Grundſaͤtzen, wurde 
am 9. April defielben Jahres Die erſte Abtheilung im Pleno und 
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duch Stimmeneinhelligfeit zum Geſetze erhoben, die zweite aber 
der Discuffion und Entjcheidung des engern Raths vorbehalten. 

8. 29. Menden wir nun diefe, aus den Geſetzen abge- 
leiteten, Grundjäße auf die in dem vorigen Paragraphen feſtge⸗ 
ftellte Frage an. 

Weder in dem organischen Theile der Gejeßgebung über Die 
Kriegsverfaffung, noch in den 5 erften Abfchnitten wer nähern 
Beftimmungen derſelben, welche zur Zeit noch die einzigen find, 
welche gefeßliche Kraft erhalten haben, Tommt irgend etwas über 
diejenige Reſerve vor, von welcher hier die Rede iſt. Jene Geſetze 
Iprechen bloß von ber Reſerve, vermittelit weldyer Dad Bunbes- 
heer entweder vollzählig erhalten oder verftärft werben jol (Urt. 
11 der Kriegsverfaſſung in ihren allgemeinen Umrifjen und we- 
jentlichen Beflimmungen) und von den Reſerven, auf deren Bil 
dung in jedem Armeecorps Rückſicht genommen werden fol 
($. 27 der nähern Beftimmungen der Kriegsverfaſſung). 

Ueber die Rejerve, von welcher hier die Rede ift, und Deren 
Beftimmung und Beichaffenheit oben im F. bezeichnet wurde, 
liegt zur Zeit die Geſetzgebung nur noch im Entwurfe und zwar 
im $. 61 der 5 lebten Abſchnitte der nähern Beflimmungen der 
Kriegsverfallung vor. Es handelt ſich alfo Hier nicht von der 
Anwendung eines ſchon gegebenen Geſetzes, fondern von einem 
Geſetze, das erſt gegeben werden ſoll, und zwar von einem foldhen, 
dad, durch Mehrheit der Stimmen, im engern Rathe allerdings 
gegeben werden Fann. 

Es unterliegt daher auf der einen Seite feinem Zweifel, daß 
durch Stimmenmehrheit feftgefegt werden koͤnne, melde Beftim- 
mung dieſe Referve erhalten, und. auf welche Weile fie für dieſe 
Beftimmung gebildet werden ſoll: allein eben jo wenig kann auf 
der andern Seite in Abrede gezogen werden, daß jene Freiheit 
des, in diefem Falle gejeßgebenden, engern Raths bejchränft ſei 
durch diejenigen Beftimmungen, welche in den Grundgejeßen und 
in den, dieſen gleich zu achtenden, von dem Pleno gegebenen 
Bundesgejeßen über organifche Bundeseinrichtungen bereits wirklich 
vorliegen. (Vergl. oben $. 28, Num. 6 und 7). 
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Es geht hieraus fehon fo viel hervor, daß in eilem Augen⸗ 
blide, wo über die Reſerve noch Fein Geſetz befteht, über eine 
Derwendung derjelben zu Gunſten Naſſaus, ohne die größte Incon⸗ 
jequenz zu begehen, unmöglicd, ein Beſchluß gefaßt werden Eönne, daß 
alſo vor allen Dingen das Gejeß jelber erft gemacht werden müſſe. 

Wenn nun aber der Verſuch gemacht werben wollte, in dem 
erft neu zu gebenden Gejeße die weſentliche Beftimmung und 
Beichaffenheit dieſer Art von Reſerve, welche darin befteht, daß 
fie, nach dem Ermefjen des Oberfeldherrn, zur Entfcheidung 
in kritiſchen Momenten gebraucht und, für Diefen Zweck, durch 
zeitliche Detachirungen von den einzelnen Corps, in der Art, daß 
fie die feftgefeßte Heerabtheilung nicht abändern, in die organischen 
Berbältniffe der Korps nicht eingreifen, und fie ſelber Täuger, als 
es militärifche Rüdfichten erfordern, nicht fortdauern dürfen, ges 
bildet, und zwar aus gleichmäßigen Beiträgen aller Armeecorps 
gebildet werben joll — wenn, fagen wir, der Verſuch gemacht 
werden follte, in dem erft neun zu gebenden Geſetze die jo eben 
bezeichnete urjprüngliche Beſtimmung und Beſchaffenheit dieſer 
Reſerve anders und zwar fo feflzuleßen, Daß fie auch dazu dienen 
folle, eine urjprünglich fehlerhafte Organiſation einer einzelnen 
Heerabtheilung, welche bie feftgejeßte Heereintheilung abändert, 
durch eine immer wiederkehrende Detachirung von den einzelnen 
Corps, welche daher Tänger, als bloß militärische Rüdfichten es 
gebieten, fortdauert und auf gleichmäßige Weile von den einzelnen 
Corps nicht geleiftet werden kann, weniger jchädlich zu machen: 
fo ſtehen demjenigen, welcher fich Diefe neue Einrichtung nicht frei⸗ 
willig gefallen laſſen will, geſetzliche Beftimmungen zu Gebote, 
die er nur geltend zu machen braucht, um zur unfreiwilligen Zu- 
ftimmung nicht genöthigt werben zu Dürfen. 

Nun wirb aber 

1. dadurch, daß Naſſau fein Gavallerie»Gontingent nicht 
wirklich ftellen, und dafjelbe nur durch eine größere Anzahl von 
Infanteriſten und Artilleriften vertreten will, das 9. Korps fehler: 
haft organifirt, indem das gejehliche Verhaͤltniß der Waffengat⸗ 
tungen geftört wird. 


602 


Gegen die fehlerhafte Organifation und gegen das Anfuchen, 
dieſe auf ungefeßlichem Wege verbefjern zu helfen, jchüßen folgende 
gejegliche Beftimmungen und Daraus abgeleitete Orundfäge, welche 
jogar, in mehr ald nur einem Kalle, zu Gntfcheidungsgründen 
gefaßter Beſchüſſe gedient haben: 

Nach dem Artikel 1 der Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen 
Umriffen und wejentlichen Beitimmungen foll das Bundesheer 
aus den Contingenten aller Bundesftanten, nad) der jedeömaligen 
Matrifel, geftellt werden. Die gegenwärtig noch geltende Matrifel 
giebt aber den Maßſtab nicht bloß für die Geldleiftungen, Jondern 
auch für die Mannjchaftsftellung (Protokoll der A3. Sigung v. 
Sabre 1818). 

In der Mannfchaftsftelung find alle Waffengattungen be- 
griffen; Seder muß alfo dieſe Waffengattungen nad) der Matrifel 
ftellen. (Prot. der 10. Sitzung, ©. 121. Nähere Ausführung 
der Kriegsverfaſſung, $. 2. Regiftratur vom 23, März 1821. 
Art. 23 der Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen Umriſſen und 
weſentlichen Beflimmungen). 

Diefe Regel muß, weil die Matrifel, in welcher fie feftge- 
jet worden, zum formalen Rechte geworden ift, jo lange feftge- 
halten und das Maas ber Leiftungen, wie unverhältnigmäßig es 
auch immer fein möge, darnach beftimmt werben, ald die Matrifel 
jelhft nicht nach andern Gefichtspunften abgeändert worben fein 
wird. (Megiftratur vom 23, März 1821, ©. 129). 

Es ift aber auch das Verhältniß der Waffengattungen beftimmt. 

Das Verhältniß der Waffengattungen wird nad) den Grund: 
ſätzen der neueren Kriegskunſt feftgefegt (Art. 2 der Kriegsver⸗ 
faffung in ihren allgemeinen Umriſſen und wefentlichen Beftim- 
mungen), bemzufolge ift es gefeßlidy bereits regulirt worden. 
(Nähere Ausführung der Kriegsverfaſſung $. 11). 

Wie es durch Mehrheit der Stimmen im engern Rathe 
regulirt wurde, Tann es eben ſo audy aufgehoben werden ; es können 
Davon aber, ohne freie Zuftimmung jebes Einzelnen, Feine Aus» 
nahmen, am wenigflen von ſolchen Beitimmungen gemacht werben, 
welche zu ihrer Annahme oder Abänderung Ginhelligfeit ver 
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Stimmen erforderten und erhielten. (Vgl. oben $. 26, Num. 6, 
lit. b). 

jene Geſetze und die daraus abgeleiteten Grnudfäße wurzeln 
aber in dem Fundamentalfage der ganzen Bundesverfafjung, in 
dem der Gleichheit der Rechte und Pflichten. Diefer Fundamental: 
jag ift e8, der das Maas giebt für die Befugniß, welche ber 
Bund bat, Die Mittel zu beflimmen, durch deren Anwendung die 
Zwecke des Bundes, durch die Bundesglieder, und hinwieberum 
Die verfaffungsmäßigen Zwede der Bundesglieder, Durch den Bund, 
erreicht werden follen. 

Ein Mittel, deſſen Anwendung zur Erreichung irgend eines 
Zwecks, fei er auch der beſte, durch Stimmenmehrheit foll bes 
fchloffen werden können, darf dieſem Fundamental⸗Grundſatze nicht 
widersprechen. 

Jedes einzelne Bundesglied hat Daher Das Recht, ein Mittel 
das in Rechten und Pflichten eine Ungleichheit mit ſich führen 
würde, zu verwerfen, und einen Bejchluß, der dennoch gefaßt 
werden wollte, durch feinen Widerſpruch zu einem ungültigen zu 
machen. 

Naffau tft durch die Bundesmatrifel unbedingt verpflichtet, 
fein Gontingent in allen Waffengattungen matrifularmäßig zu 
ftellen, und nur in einer freiwilligen Uebereinfunft kann e8, von 
diefer Verpflichtung Dispenfirt zu werden, verjuchen. 

„Keine Ausnahme von der gejeßlichen Regel” — fo lautete 
der Entjcheidungsgrund jenes Bejchluffes, welcher den Herzog v. 
Oldenburg, in Beziehung auf eine ganz gleiche Forderung ent: 
hörte, — „feine Ausnahme von Diefer Regel Tann wieder wie 
eine Regel gefordert, fie kann nur augeftanden werden im freien, 
übrigens auf jede Weife zu begünftigenden, Vertrage mit Jenen, 
welche durch die geftattete Ausnahme, an ihren, in den Gejeßen 
begründeten, Befugnifjen leiden würden. (Megiftratur v. 23. März 
1821, ©. 129). 

Hätte Naffau Durch eine andere Beſtimmung des Geſetzes 
(wie e8 behauptet, Durch den Art. 7. der Kriegsverfaſſung) auf 
diefe Annahme ein Recht erworben, jo hätte es dieſes nur im 
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9. Corps geltend zu machen, da die innere Einrichtung defjelben, 
ben Theilhabern der gemijchten Corps überlaffen ifl. (Kriegs- 
verfaflung, Art. 6). 

Nun Hat Kurheflen entweder das Recht, der, von Nafjau 
begehrten, Ausnahme von ber Regel feine Zuftimmung auf wirk—⸗ 
jame Weiſe zu verjagen, oder es hat dieſes Recht nicht. 

Hat e3 dieſes Recht nicht, Jo ift Fein Grund da, warum 
andere Bundesglieder den Nachtheil vergüten follen, der dann 
entweder nur ein vorgefpiegelter ift, oder Doch nach dem Geſetze, 
von ihm allein getragen werben müßte. 

Hat aber — wie ed, mit Ausſchluß von Naffau, wohl die 
meiften Bundesglieder zugeben, Kurheflen feine Einwilligung zu 
der von Naſſau begehrten Ausnahme von der Regel wirklich ver: 
weigern dürfen, warum jollen Diejenigen ihre Einwilligung nicht 
verweigern dürfen, deren Mitwirkung zu einer Einrichtung ver- 
langt wird, welche es möglich madyen joll, die auf dem Grunds 
ſatze der Gleichheit in Rechten und Pflichten beruhende Einwendung 
Kurheſſens zu bejeitigen ? 

Ehe zur Berathung und Abflimmung über die Mittel einer 
Einrichtung gefchritten werden Tann, muß man doch über den 
Zweck einverftanden fein. Sm vorliegenden Sale geht nun der 
Bwed der vorgejchlagenen Einrichtung auf eine Ausnahme von 
der Regel, weldye matrifularmäßige Leiſtung verlangt, aljo auf 
eine Ausnahme von einer Fundamental⸗Regel, auf Deren Feſthaltung 
jedes einzelne Bundesglied ein unläugbares Recht hat. Verwirft 
ein einziges Bundesglied diefen Zweck, jo kann ed auch zur Mit- 
wirkung bei der Herbeilchaffung der Mittel für jenen Zweck nicht 
verbindlich gemacht werben. 

Nicht genug aber, daß jedes einzelne Bundesglied den Zweck 
jener Einrichtung nach den Gejeßen mit rechtlichen Erfolge ver- 
werfen kann, dürfte es in dem vorausgeſetzten, aber durchaus be- 
ftrittenen Falle, daß der Zweck gnt geheißen werden müßte, 

2. dennoch das Mittel, wodurch er erreicht werben fol, 
ganz unbedingt verwerfen. 

Das Geſetz verpflichtet die Snhaber und Xheilhaber der 
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einzelnen Armeecorps nur zu zeitlichen Detachirungen, welche von 
Niemand, ald von dem Oberfeldheren, und zwar nur nach mili- 
tärifchen, durch den Operationsplan gebotenen Rüdfichten, ange: 
ordnet werden können. (Sriegöverfallung in ihren allgemeinen 
Umriffen und wefentlihen Beflimmungen, Art. 15 und 16). 

Sollte nun ein Theil der NRejerve zur Ergänzung bes 
bleibenden Abgangs im neunten Corps verwendet werden, fo 
würden die Detachirungen, abgejehen davon, daß fie durch mili- 
tärijche Operationen nicht geboten, zugleich aber in Die organifchen 
Verhaͤltniſſe der Corps eingreifen würden, noch überdieß aufhören, 
zeitliche zu fein. 

Beitlihe Detachirungen Eönnen nur ſolche genannt werben, 
welche der Oberfeldherr in Folge feiner Operationdpläne nad) 
militärifchen Rüdfichten, und zwar nur für die Zeit, in welcher 
jene NRüdfichten obwalten, anorbnet; Feineswegs aber ſolche, in 
die Heerseintheilung eingreifende, die gleichmäßige Behandlung 
aller Corps ausjchließende Detachirungen, mittelft welcher ber 
Abgang der Eavallerie bei einem Corps fortwährend erſetzt 
werben fol, welcher Folge der fehlerhaften Organijation jenes 
Corps ift. 

Ohne Zuftimmung der betheiligten Corps kann alfo Die vor- 
geſchlagene Einrichtung nicht getroffen werden, weil fie gegen 
eine Beftimmung anftößt, zu deren Abänderung die Ginhelligfeit 
der Stimmen eben jo nothiwendig ift, al3 fie zur Annahme der- 
jelben war. 

$. 30. Die zweite hier zu erörternde Frage ift num Die: 

Steht der Annahme des Vorfchlags, DaB der Abgang, den Die 
2. Divifion des neunten Armeecorps dann, wenn Naſſau fein 
matrifularmäßiges Reiter⸗Contingent nicht flellt, erleidet, aus 
der disponiblen Gavallerie der einzelnen Corps, nach den Er: 
meflen des Oberfelbberrn, in den Intereſſen Anderer, ein 
wejentliches Hinderniß entgegen, und haben dieſe Andern ein 
Necht, Diefe Intereſſen ald foldye geltend zu machen, welche 
anerkannt werden müflen ? 

Wenn dieſe Frage ſchon in Beziehung auf Die vorgejchlagene 
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Erjagleiftung von der großen Reſerve des Bundesheeres bejaht 
werben mußte, jo wird fie noch viel weniger in Beziehung auf 
die vorgejchlagene Erſatzleiſtung von Seiten der einzelnen Corps 
verneint werden Tönnen. 


Denn was 

1. das Intereſſe derjenigen Corps betrifft, welche jenen Erſatz 
leiften follen; jo ift an ſich klar, daß daſſelbe in noch höherem 
Grade gefährdet wird, wenn fie verpflichtet werden follen, neben 
dem Theile ihrer Savallerie, mit welchem die große Reſerve ge 
bildet wird, in dem Kalle, daß der Dberfeldherr einen andern 
Theil derfelben für Disponibel erklären follte, auch dieſen Theil 
noch berzugeben. 

Es treten alfo alle die $. 26 als gefährlich nachgewieſenen 
Beſorgniſſe nur noch in höherem Grade ein, theils weil die Gefahr, 
welche der Selbitfländigfeit und Schlagfertigfeit der einzelnen 
Corps droht, vergrößert wird, theild weil hier jede Möglichkeit, 
den Oberfeldherrn zu controliren, binwegfällt, und nun ſelbſt Die 
Beitimmung eines Maximums der Detachirungen, welchem fich 
ein einzelne8 Corps unterwerfen muß, zu einer rein ifluforifchen 
wird. 


Was aber Ä 

2. das Recht betrifft, eine ſolche Erſatzleiſtung abzulehnen ; 
fo ift diefes in den SS. 25 und 26 dieſes Vortrags, hoffentlich 
auf genügende Weile, bereit3 auch für dieſen Fall deducirt. Hier 
genügen Die zwei Sätze: 

a. die Forderung einer Erjagleiftung der Gavallerie für 
Naſſau kann überhaupt nicht gemacht werden, weil Naſſau fein 
Sontingent matrifularmäfig in allen Waffengattungen ftellen muß. 
(Kriegöverfaflung in ihren allgemeinen Umrifjen und wejentlichen 
Beftinnmungen, Art. 1, 2 und 23.) 


b. Könnte diefe Forderung auch überhaupt gemacht werden; 
fo müßte die Verhandlung darüber im neunten Corps gepflogen 
werden, gienge aber in feinem Falle die übrigen Corps etwas 
an. (Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen Umriffen und weſent⸗ 
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lihen Beitinmungen, Art. 4 und 6. Nähere Ausführung der 
Kriegöverfaflung, $. 25 und 26). 

6. 31. Die dritte hier zu erörternde Frage ift endlich die: 
Hat denn der Oberfeldherr, zufolge der Grundzüge der Kriegs⸗ 
verfaflung des Bundes, wirkli Die Befugniß, Bloß nad) 
feinem Ermeſſen, alle und jede Art von Detadhirungen und 
namentlich die bier in Vorſchlag gebrachte vorzunehmen, und, 
wenn er fie nicht bat, fann fie ihm anders, als durch Ein- 
helligfeit der Stimmen übertragen werden ? 

Der Bundesfeldherr hat diefe unbejchräntte Befugniß nicht 
und fie kann ihm, ohne Zuftimmung des Plenum, und zwar 
ohne einhellige Zuftimmung defjelben, auch nicht eingeräumt 
werden. 

Die entjeheidende Stelle für dieſe Behauptung findet ſich in 
der Kriegsverfaſſung des Bundes in ihren allgemeinen Umrifjen 
und wejentlichen Beflimmungen, 

Sin dem 16. Artikel derjelben heißt es: Er (der Oberfeldberr) 
darf die feftgefeßte Heereseintheilung nicht abändern; doch ftcht 
es ihm frei, zeitliche Detadyirungen zu verfügen. 

Aus diefer Beftimmung folgt, daß die Detachirungen über: 
haupt als eine Abänderung der Heereseintheilung betrachtet 
wurden; daß Detachirungen, welche keine bloß zeitliche Detachi- 
rungen find, von dem Oberfeldherrn — weil fie die feftgefeßte 
Heeredabtheilung verlegen — nicht verfügt werden dürfen; daß 
aber diejenigen Detadhirungen, welche nur zeitliche find, von jener 
allgemeinen Regel ausgenommen und der Oberfeldherr ausnahms⸗ 
weife zu Detachirungen dieſer Art bejondexd ermächtigt worden 
iſt. 

Der Zweck dieſer geſetzlichen Beſtimmung iſt klar. Vom 
erſten Anfang der Verhandlungen über die Organiſation des 
Bundesheeres an, gieng das eifrige Streben der Staaten von 
mittlerem Umfange, vorzugsweiſe aber derer, welche, um ſelbſt⸗ 
ſtaͤndige Armeecorps bilden zu koönnen, Contingente kleinerer 
Staaten mit den ihrigen vereinigen mußten, dahin, den einzelnen 
Corps einen gewiſſen Grad von Schlagfertigkeit zu ſichern, durch 
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welchen allein ihr ſelbſtſtaͤndiges Mitwirken zu den militärtfchen 
Operationen bedingt wird. 

Am deutlihften und unummwundenften jprach fi) dieſes eben 
jo natürliche, ald dem Ganzen heilfame Beftreben in den Ver⸗ 
bandlungen über die Bildung und Gintheilung der Korps aus. 
Es wurde als ein nothwendiges anerkannt und bat feine Sanction 
in der Bundesgejeßgebung erhalten. So ift es ein vollflommen 
legale8 geworben, und darf ſich alſo auch, fo oft, als die Selbft- 
ftändigfelt der einzelnen Corps, mit oder ohne Abficht, gefährdet 
erjcheint, als ein ſolches geltend machen. 

Die Truppen ungemifchter Corps, bejonderd die Truppen 
derjenigen Staaten, welche mehr ald nur Ein Corps ftellen, 
werden dem Bundesfeldherrn immer brauchbarer erfcheinen, als 
die Truppen der gemijchten Corps. Gehört nun der Oberfelbherr 
den Defterreihifchen und Preußiſchen Armeen an; fo treten Bei 
ihm, in Beziehung auf die Beſtimmung der Truppen und namentlidy 
auf die Detachirungen derſelben für bejondere Zwede, auch alle 
die Rüdfichten ein, von welchen oben ($. 26) nachgewiejen wurde, 
daß fie in Beziehung auf die vorgefchlagene Verwendung eines 
Theild der Rejerve oder der disponiblen Cavallerie der einzelnen 
Corps eintreten müßten. 

Der Oberfeldherr Tann aber auch jene Rückſichten nehmen, 
weil, nach Art. 15 der organiſchen Kriegsverfaſſung, nicht nur 
die Beſtimmung, ſondern, wie ſich, wenn er ſollte verantwortlich 
gemacht werden koͤnnen, von ſelber verſtand, auch die Ausführung 
des ganzen Operationsplans ganz und gar ſeinem Ermeſſen 
überlaſſen werden müßte. 

Damit er aber bei der Ausübung dieſer ſo ausgedehnten 
Befugniß in den Schranken gehalten werden Tönne, innerhalb 
welcher die Selbftftändigfeit der einzelnen Corps, gegenüber von 
ben felbitftändigen Armeen ber großen Mächte, noch für gefichert 
gehalten werben fonnte, wurde ihm in dem organischen Theile 
der Gejeßgebung, in weldyer durch Stimmenmehrheit Teine Ab» 
änderungen gemacht werben Tönnen, bie Verpflichtung auferlegt, 
alle Theile des Bundesheeres, jo weit es von ihm abhängt, 
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gleichmäßig zu behandeln, und die feflgejeßte Heereseintheilung 
nicht abzuändern. Nur ausnahmsweiſe wurde ihm das Recht 
eingeräumt, zeitliche Detachirungen zu verfügen. 

Wie alle Ausnahmen von einer Regel (Privilegien) nur im 
firengen Sinne genommen werden Dürfen; wie überall bei einem 
in dem Gejeße etwa übergaugenen Kalle die ausdehnende Er⸗ 
Härung eintritt, jobald derſelbe Grund vorwaltet, und wie bei 
ber beclarativen Auslegung eines Bejebes immer auf den Grund 
deſſelben und Die fpecielle Abficht des Geſetzgebers zurüdgegangen 
werden muß: jo würde dieß Alles auch hier in Anwendung ge- 
bradyt werden müljen, wenn etwa darüber 

was denn unter zeitlichen Detachirungen zu verftehen fei 
wirklich ein Zweifel obwalten fönnte, 

Ein folder Zweifel kann aber gar nicht obwalten, wenn man 
in die Verhandlungen über die Gejege und in Die Geſetze felber 
eine Unbeftimmtheit nicht Hineinlegt, die urjprünglic in ihnen 
nicht zu finden ift. 

Damit eine Detachirung eine zeitliche genannt und als ſolche 
dem Ermefjen des Oberfeldherrn anheim geftellt bleiben Tönne, 
muß vor allen Dingen der Zweck, der dadurch erfüllt werben 
fol, ein vorübergehender, er darf Fein bleibender, ftetS unter der 
nämlichen Geftalt ſich darſtellender, Zwed fein. 

Ob die Detadhirung, mittelft welcher ein vorübergehender 
Zweck erreicht werden foll, heute aus diefem, morgen aus einem 
andern Corps genommen wird, entjcheidet über den Charakter 
der Beitlichleit ganz und gar nichts. 

Ein oder mehrere Corps des Heeres ftehen, dem Feinde 
gegenüber, in einer ſolchen Pofition, welche, um vertheidigt zu 
werben, eine größere Maſſe von Artillerie und Gavallerie erhalten 
muß, al3 jenen Corps zu Gebote fteht, — ein anderes Corps 
befindet fich in einer Pofition, in welcher ihm feine Artillerie und 
Gavallerie entbehrlich, vielleicht ſogar läftig ift. Nur diejes Corps 
aber ift in dDiefer Yage. ‘Der Oberfelbherr befiehlt daher, daß 
dieſes Corps feine ganze Cavallerie und einen großen Theil 

einer Artillerie zu jenem Corps für die Zeit ſtoßen laſſe, in 
Dritter Theil. 39 





610 


welcher benfelben eine Berftärfung dieſer Art nothwendig” fein 
wird. So lange die militärifchen Ruͤckſichten obwalten, welche 
diefe Detadhirung veranlaßten, ift e8 immer nur ein und daſſelbe 
Korps, von welchem jene Waffengattungen entjendet wurden. 
Hört aber deßwegen Die Entjendung auf, eine zeitliche zu fein? 
Gewiß nit! Was macht fie aber zu einer zeitlichen? Der Um- 
ftand und nur der Umftand allein, daß der Zweck, der dadurch 
erreicht werben ſoll, ein vorübergehender, jelbft nur ein zeitlicher ift. 


Kein Unbefangener vermag die Nichtigkeit dieſes Naifonne- 
ments und deſſen NRejultat zu bezweifeln, das eben jo wohl aus 
ber Natur der Verhaͤltniſſe, als aus den Verhandlungen ber 
Techniker in der Militärcommiffion über die Reſerve abgeleitet 
wurde: denn, wie dort ($. 24 dieſes Vortrags) die Bildung der 
Referve, jo muß überhaupt Die außerordentliche Bildung einer 
jeden Mafje, wodurdy einzelne Heeresabtheilungen verftärkt werden 
follen, von militäriichen Rüdfichten, welche die Dperationsplane 
des Oberfeldherrn zu nehmen gebieten, abhängig gemacht und 
auf die Dauer jener Rüdfichten bejchränft werben. 


Kann nun die Grjagleiftung an die zweite Divifion des 
neunten Corps ald eine, durch militärische NRüdfichten gebotene, 
aus dem Operationsplane des Oberfeldherrn mit Nothwendigfeit 
heroorgehende, nur in irgend einem vorübergehenden Zeitpunfte 
erforderliche, zeitliche Verſtärkung dieſes Corps angejehen und 
faun dem Oberfeldherrn, der nur zeitliche Detachirungen anzu: 
ordnen berechtigt fein ſoll, eine folche für einen bleibenden Zweck 
erforderliche Detachirung überlajlen fein und überlaffen werben? 


Eine ſolche Aushülfe, wie die, welche das neunte Corps 
verlangt, nad ibm, nach der Prafidial-Propofition, auch geleiftet 
werden fol, kann der Oberfeldherr, in Folge der beſtehenden 
Geſetzgebung, nad) feinem Grmefjen, nicht verfügen und eine 
folhe Grmädtigung kann ihm aud, weder in einem durch 
Mehrheit der Stimmen zu fallenden Bundesbefchluffe, noch in 
einer bejondern Inſtruction, ertbeilt werden, da ſowohl jenem als 
diefer, der Art. 16. der Kriegeverfaffung in” ihren allgemeinen 
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Umriffen ‚und iwejentliden Beflimmungen von jedem einzelnen 
Bundesgliede entgegen gejeht werden faun. 

In allen Grörterungen über Die dem Oberfeldherrn und 
feinem Ermeſſen anheim gegebenen Detachirungen, ift nur von 
ſolchen die Rede, welche militärische Nüdfichten, die durch die 
von dem Oberfeldherrn befchloffenen Operationen geboten werben, 
nöthig machen und deren Dauer nur auf die Dauer jener Nüd- 
fichten beſchraͤnkt iſt. 

Eine ſolche Detachirung kann die Bundesverſammlung dem 
Oberfeldherrn gar nicht zur Pflicht machen: denn ſie iſt von 
ſolchen militäriſchen Rückſichten abhängig, Die ſich zum Voraus 
gar nicht berechnen laſſen und deren Beurtheilung dem Feldherrn 
bereits überlaſſen iſt, indem, nach Art. 15 deſſelben Geſetzes, 
ſeinem Ermeſſen die Beſtimmung und Ausführung des Operations⸗ 
plans ganz und gar anheim geftellt iſt. 

Eine andere Detadhirung anzuordnen, ift aber ber Ober: 
feldherr nicht befugt, am wenigiten aber eine ſolche anzuordnen, 
welche zum Zwede hat, der urfprünglich fehlerhaften Organiſation 
eines einzelnen Armecorps abzuhelfen, indem er die eine oder 
andere Waffengattung befjelben, Behufs des gewöhnlichen und 
ordentlichen Dienftes, durch Detachiruugen verftärkt, 

Die Organifation des Armeecorps, aljo auch das Verhältniß 
der Waffengattungen in benfelben, Tiegt außerhalb der Beur: 
theilung und der Befugniffe des Oberfeldherrn. 

Das Verhältnig der MWaffengattungen ift nicht willkürlich, 
jondern, auf dem Grunde einer wiljenjchaftlichen Prüfung, gejeglich 
and zwar in der Abficht feftgefeßt worden, Damit jedes Armeecorpg, 
gleich fehlagfertig fei, ohne — wie fih, nad) $. 3. Num. 2. 
dieſes Vortrags, die Hannöveriſche Abftimmung ausdrüdte — zu 
dieſem Zwede erſt ver Aushülfe Anderer zu bedürfen, 

Hieraus folgt nothwendigerweiſe, 

1) daß der gewöhnliche ordentliche Dienft, auf den Die Schlag- 
fertigfeit berechnet ift, aud) von jedem Urmeecorps, ohne Aushülfe, 
verrichtet werden müfle, weil angenommen werden muß, daß eg 
die Hierzu erforderlihe Organifation wirklich erhalten habe: 

39* 
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2) daß Detachirungen, welche die fehlerhafte Organifation 
eine8 Armeecorps, wodurch Dafjelbe unfähig gemacht wird, den 
gewöhnlichen ordentlichen Dienft, ohne feine Schlagfertigkeit ein: 
zubüßen, zu verrichten, fortwährend ergänzen follen, im Sinne 
der Gefebgebung, unter die zeitlichen nicht gerechnet werden 
fönnen, wenn gleich die dazu beftimmten Truppen von Beit zu 
Zeit abgelöft werden follten; und daß aljo 

3) die oben aufgeworfene Frage: 

ob, zufolge der Grundzüge der Kriegsverfaſſung des Bundes, 
der Oberfeldherr wirklich Die Befngniß habe, nad feinem Gr- 
meſſen, alle und jede Art von Detachirungen, und namentlich 
die bier in Vorjchlag gebrachte, vorzunehmen und ob fie ihm, 
wenn er diefe Befugniß nicht hat, anders, ald durch Ginhelligfeit 
der Stimmen, nody übertragen werden koͤnne? 

ſchlechthin verneint werden mülje. 

Eine jolhe Detadhirung, wie die in Vorſchlag gebrachte, 
müßte alfo von der Bundesverfammlung ein für allemal und in 
der Art beichlofen werben, daß bie Corps und deren Turnus, 
und deſſen Dauer feft beftimmt würden. 

Geſchähe dieß aber, jo ftände die Damit beabfichtigte Aus: 
hülfe wieder gang Kar in dem Lichte der Vertretung ba, und 
zwar in dem einer ſolchen Vertretung, Die nur auf freiwilliger 
Uebereinkunft der Betheiligen beruhen Fann. 

8. 32. Um dieſes Licht zu verbunfeln, ift, von einer Seite 
her, eine neue Theorie aufgeftellt worden, weldye, weil fich bei 
den Discuffionen im Bundestags-Ausſchuſſe ausdrücklich darauf 
bezogen wurde, eine weitere Erörterung nöthig macht. 

Es wird darin behauptet, Daß über die Naſſauiſche Eontingent: 
ftellung, unter Bugrundelegung der Präfidial-Propofition vom 
7. December 1821, durch Stimmenmehrheit entjehieden werben 
Tönne. 

Dieſe Behauptung joll Durch folgende Säße gerechtfertigt 
werben: 

1) Die Schlußfaffung im engern Rathe, alfo nad) Stimmen- 
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mebrheit, bildet, nah Art. 11 der Schlußacte, wie nach der 
Bundesacte, Die Regel. 

2) Eine Befreiung oder eine Ausnahme von der Regel, zu 
Gunſten eines Einzelnen, ift Fein Geſetz, fondern eine fpecielle 
Conſtitution, Die nur jehr uneigentlich ein Geſetz genannt werben 
koͤnnte. 

Von der Abfaſſung neuer Grundgeſetze, von Abänderung der 
beſtehenden, von organiſchen Einrichtungen kann auf ſolche Be⸗ 
freiungen kein Schluß gemacht werden. | 

Dieß um jo weniger, ald in dem 14. Artikel der Schlußacte 
teftgejeßt wurde, daß Die Ausführung organifcher Einrichtungen, 
im Einzelnen, der engern Verſammlung überlaſſen fein ſoll; ber 
engern Verſammlung muß daher auch die Anwendung und Aus⸗ 
führung des 7. Artifeld Der Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen 
Umriſſen und wejentlichen Beitimmungen überlaffen bleiben. 

3) Bei allen Befreiungen oder Ausnahmen von der Negel 
fommt es, nad) dem 15. Artikel der Schlußacte, weſentlich darauf 
an, ob Betheiligte, deren Zuftimmung erforderlich ift, vorhanden 
find oder nicht. 

Denn nur in dem Falle, wo einzelne Bundeöglieder eine 
befondere, nicht in der Verpflichtung Aller begriffene Leiftung oder 
Verwilligung, für den Bund, zugemuthet werben follte, kann, 
ohne freie Zuſtimmung jämmtlicher Betheiligten, Fein dieſelben 
verbindender Beichluß gefaßt werben. 

4) Zwiſchen dem Verhältniffe des Einzelnen zu Dem Einzelnen, 
und dem Verhältnifje zwiſchen Mehreren in einem gejellfchaftlichen 
Vereine waltet die Verfchiedeuheit wor, daß dieſer gejellichaftliche 
Derein, wenn er fi, und zwar nach dem Maasſtabe der Geſetze 
des Vereins, d. h. nach dem Maasſtabe, wie die Abſtimmungen 
auch die Diſſentirenden verpflichten, für Die Bewilligung ausfpricht, 
eine moralifche Perſon bildet, wenn gleich einzelne Mitglieder des 
Vereins anderer Meinung find, ftatt, daß in dem Verhältniffe 
des Einzelnen zum Ginzelnen der Einzelne einwilligen muß. 

5) Dieß führt auf folgendes Prinzip: Wenn, bei Einrichtung 
der Militärverfaflung des deutjchen Bundes, durch eine nachgeſucht 
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werdende Ausnahme von der Negel, ein einzelnes oder mehrere 
einzelne Bundesglieder allein beläftigt werden, — dann iſt deren 
Buftimmung erforderlich; wenn aber die durch eine ſolche Auß- 
nahme oder Befreiung entftehende Beläftigung von allen Bundes: 
gliedern, mit Berüdfichtigung der vorwaltenden Umftände und 
gegenfeitigen Vortheile, verhältnigmäßig übernommen und getragen 
wird — dann entscheidet Stimmenmehrheit. 

Durch Stimmenmehrheit wird, nad) den Geſetzen Des Bundes⸗ 
vereind, in dem leßteren Falle, Die größere Beläftigung in eine, 
in der gemeinfanen Verpflichtung Aller begriffene, Leiftung oder 
Berwilligung verwandelt, und es waltet jener, in dem Art. 15 
der Schlußacte benannte Umftand, Daß einzelnen Bundesgliedern 
eine befondere, nicht in der gemeinfamen Verpflichtung aller be 
griffene, Leiftung oder Verwilligung für den Bund zugemuthet 
werde, nicht vor. 

6) Aus diefem Princip folgt 

1) daß über die Naffauifche ! Kontingentftellung, durch 
Stimmenmehrheit, unter Zugrundelegung der Präfidial-Propofition 
vom 7. December 1821, entfehieden werben koͤnne. 

Die daraus erwachſende Belaͤſtigung wird von allen Bundes- 
gliedern verhältnigmäßig übernommen und getragen; dem Ermeſſen 
der Mehrheit muß überlaffen werden, ob die aus der geftattet 
werdenden Ausnahme entitehende Beläftigung, durch den für das 
Ganze dadurch erwachjenden Vortheil, überwogen werde, 

Es wird der Artikel 14 der Schlußacte zur Anwendung 
gebracht. 

Aus jenem Brincip folgt 

2) daß die Befreiung der gemijchten Armeecorp&”von ber 
Detachirung zur großen Gavallerie- und Artillerie-Rejerve, immer 
nad dem Berbältnifie ihrer Reiterei und Artillerie verftanden, 
nur unter „Zuflimmung der Staaten oder ungemischten Armee- 
corp8 verlangt werden kann, weil nur Diefen uud nicht dem 
Ganzen Beläftigung daraus erwaͤchſt, und dieſe Beldfligunginur 
von dieſen, nicht aber verhältnißmäßig von dem Ganzen zu 
tragen fein würde, 
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Man Hat zwei Einwendungen, welche gegen dieſe ſechs Theſen 
gemacht werden könnten, vorausgelehen, und hat ihnen daher 
einen Nakhfab, der jenen Sinwendungen begegnen fol, gegeben. 
Er lautet wörtlid fo: 

7) Man wende nicht ein 

a) auch derjenige, der die Befreiung ſuche, gehöre zu dem 
Ganzen, diefer Tönne aber unmöglich mit an der Beläftigung 
tragen, weil er fonft nicht um die Befreiung nachfuchen würde. 
Denn, das Geſuch um Befreiung muß natürlidy mit irgend etwas 
begründet werden, was iu Rüdficht des Ganzen Berückſichtigung 
verdient, oder dieſem in anderer Weile zu Statten kommt. Gerade 
Das, ob der eine oder andere Yal eintritt, ſoll durch Stimmen: 
mehrbeit, und Hiermit über die nachgejuchte Ausnahme felbit, 
entschieden werben. 

Man wende ferner nicht ein: 

b) Wenn der Einzelne, im DVerhältnifie zu dem Einzelnen, 
wider Willen, nicht beläftigt werben Fönne, jo dürfte, auch in 
einem gefellichaftlichen Vereine, der Einzelne nicht beläftigt werben. 
Denn, bei Seite gejebt, daß angefehene Rechtslehrer behaupten, 
nach dem Naturrechte entſcheide, in gleichen Geſellſchaften, Die 
Mehrheit der Stimmen, wenn nicht das Gegentheil bejonders 
feftgejeßt fei; bei Seite gejegt, Daß überhaupt das jus soclale 
intrinsecum,, zwar Rechte gewährt, aber auch wieder durch Auf: 
legung von Verbindlichkeiten die Freiheit ded Handelns (Art. 2 
und 3 der Schlußacte) beſchraͤnkt; jo ift dargethan worden, daß, 
nach der Bundesgeſetzgebung, die Mehrheit darüber zu entſcheiden 
habe, ob wirflid eine Beldftigung für Das Ganze, oder eine 
folche, welche nicht Durch einen Vortheil in andern Rüdfichten 
überwogen werde, entfiehe. 

Das Ermeſſen der Mehrheit der Bundesverjammlung muß 
hierin eben fo gültig fein, wie das des Einzelnen im Verhältniffe 
zu dem Gingelnen, da der Ausfpruch der Mehrheit der Bundes⸗ 
verjammlung, in dieſem Falle, den einftimmigen Ausſpruch derſelben 
darftellt. 

Beleuchten wir diefe Saͤtze nun näher, jo dürfte fich ergeben, 
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daß auch fie anf irrige Prämifjen gegründet, und daß aljo auch 
die Daraus gezogenen Folgerungen irrig find 

8. 33. Die in jenen ſechs Sägen enthaltene Theorie, welche, 
zur Unterftüßung des Naſſauiſchen Anſpruchs, auf eine Ausnahme 
von der Regel — denn daß fih darauf der Naſſauiſche Anſpruch 
reducire, wird darin ausdrüdlic zugegeben — aufgeftellt wird, 
erfcheint nicht nur in dieſem bejondern Falle, auf welchen fie 
dermalen angewendet werben fol, als eine einzelne Bundesglieder 
ſehr gefährende, indem einerjeitS Die zum Erſatze des Naſſauiſchen 
Gavallerie-Sontingents in Vorſchlag gebrachte Detachirung, welche 
dadurch gerechtfertigt werden fol, wenn auch nicht immer, doch 
in der Regel, auf Die gemilchten Corps fallen, und deren Formation 
zerreißen würde, und indem andererjeitö der Oberfeldherr, auch 
bei dem beiten Willen, dann, wenn die Detachirung nicht oft ges 
wechjelt werden foll, Die Entbehrlichfeit der Cavallerie bei einer 
oder der andern Truppe, für Die Dauer einer ſolchen Detachirung, 
ganz unmöglich beurtheilen kann, mithin, vorkommenden Fall, 
die Schlagfertigfeit des einzelnen Corps, von welchem detachirt 
wurde, leiden, oder immer neue Detachirungen angeordnet werben 
müßten; jene Theorie — jagen wir — erjcheint nicht nur in 
dieſem befondern Falle, ald eine einzelne Bunbeöglieder gefährdende, 
jondern fie erfcheint auch im Allgemeinen und für alle Bundes⸗ 
glieder höchſt gefährlich, da die Anwendung derfelben auch auf 
andere Fälle dahin führen würbe, Daß eine einverflandene Majorität, 
Durch gehäufte. Ausnahmen, jede Beflimmung eines organischen 
Geſetzes unvollftändig machen und das vertragsmäßige Verhältni 

der Rechte und Verpflichtungen der Bundesglieber gar leicht ab: 
aͤndern Tönnte, 

Da indefien vor Feiner Wahrheit erjchroden zurüdzutreten 
ift; jo fommt auch bier alles nur darauf an, ob und in jener 
Theorie wirklich eine Wahrheit oder nur der Schein einer 
Wahrheit gegeben worben ſei, der vor dem Lichte unbefangener 
Prüfung verſchwinden möüfle. 

Eine nähere Beleuchtung der aufgeftellten ſechs Säbe wird 
aber zu der Ueberzeugung führen, daß bie ganze Theorie nur 
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auf einem Trugſchluſſe berube, dem nämlich, daß — weil fi in 
der Bundesgejeßgebung Feine ausdrückliche Beſtimmung finde, 
durch welche die Befugniß der Bundesverfammlung, Ausnahmen 
von einer Regel zu machen, oder Befreinngen zuzugeftehen, ber 
Entjcheidung der Mehrheit entzogen werde — jolche Ausnahmen 
oder Befreiungen nothiwendig durch Stimmenmehrheit im engern 
Rathe müßten ertheilt oder zugeftanden werben Tönnen. 

Sollte jo geichloffen werden koͤnnen; jo müßten fid) doch vor 
allen Dingen in der Bundesgefehgebung Beftimmungen nachweijen 
laſſen, durch welche der Bundesverfammlung überhaupt die Be⸗ 
fugniß eingeräumt worden wäre, anders al3 auf dem Wege des 
freien Vertrags, zu Gunften Einzelner, Ausnahmen von ber 
Negel zu maden, und Befreiungen zu ertbeilen. Solche Be- 
flimmungen Tönnen aber nicht nachgewiejen werden, weil Die 
Bundesgefeßgebung dergleichen gar nicht enthält. Hieraus folgt 
nothwendig, daß, weil über die Befugniß der Bundesverſammlung, 
zu Gunſten Einzelner, Ausnahmen zu machen, gar nichts feitgefekt 
wurde, auch über die Art, wie fie zu machen feien, nichts beftimmt 
werden konnte, und daB aljo daraus, daß Darüber nichts beftimmt 
wurde, nicht gefolgert werden fonnte, was daraus gefolgert werben 
wollte, daß nämlich die Ausnahmen von der Regel folchen Be- 
ſchlüſſen vorbehalten feien, welche die Mehrheit im engern Rathe 
faſſen könne, 

$. 34. Auf Diefe Borbemerfung möge nım Die e Prifung der 
einzelnen Säße ſelbſt folgen. 


„Die Schlußfaffung im engeren Rathe, nach Stimmenmehrheit, 
bildet, nah Art. 11 der Schlußacte, die Regel”. 

Hieraus wird gefolgert, daB diefe Form der Schlußfaflung 
bei allen Gegenftänden ftatt finden müſſe, welche die Bundesacte 
ober |pätere Bejchlüffe nicht beftimmt Davon ausgenommen habe, 

Warum wird bier, aus dem Art. 11 der Schlußacte, nur 
dieſe negative Beſtimmung der Berathungsgegenftände, welche 
der Stimmenmehrheit zugewiejen find, herausgehoben ? 

Es ſei erlaubt, bier auch die pofitive hinzuzufügen. Das 
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Geſetz jagt: Diefe Form der Schlußfaflung findet in allen Fällen 
flatt, wo bereitö feſtſtehende allgemeine Grundfäge in An- 
wendung, oder befchlojfene Geſetze und Einrichtungen zur 
Ausführung zu bringen find. 

Daraus folgt aber, daß, wo es ſich nur um die Aufrechter- 
haltung bereits feftftehender allgemeiner Grundjäße in ihrer Ans 
wendung, oder um die Aufrechterhaltung bereits befchlofjener 
Geſetze und Einrichtungen in der Ausführung handelt, Die Ent- 
ſcheidung durch Stimmenmehrheit ausgeſchloſſen ift. 

Dieſe Folgerung muß um ſo gewiſſer als richtig anerkannt 
werden, da der Bund ein Verein gleich berechtigter Mitglieder 
iſt. Iſt er aber dieſes, ſo kann, eben weil das Verhaͤltniß der 
Bundesglieder ein rein vertragsmaͤßiges iſt, von einer Entſcheidung 
durch Stimmenmehrheit nur dann und nur da, wann und wo 
die Glieder des Vereins ſich ſolcher zu unterwerfen ausdrücklich, 
oder, wo es ſich um nothwendige Folgen aus den beſtimmten 
Zwecken des Vereins handelt, oder die Zuſiimmung aus Hand⸗ 
lungen, die den Worten gleich geachtet werden müſſen, gefolgert 
werden kann — auch ſtillſchweigend erflärt haben. 

Ueber gleiche Vertheilung der mit der Kriegseinrichtung des 
Bundes verbundenen Laſten haben ſich die Mitglieder des Bundes, 
durch den Beſchluß vom 9. April 1821, bereits einſtimmig 
vertragen; Kriegsverfaſſung des deutſchen Bundes in ihren all⸗ 
gemeinen Umriſſen und weſentlichen Beſtimmungen, Art. 1 u. 23, 
insbefondere auch über Feſtſetzung des Verhältniffes der Waffen: 
gattungen nach den Orundjäßen der neueren Kriegskunſt am angef. 
Orte Art, 2, und Dieß letztere nicht etwa nur in Beziehung auf 
das Heer im Ganzen, fondern auch in Beziehung auf die 
einzelnen Armeecorps, aus welchen das Heer beſtehen joll, weil 
diefe fonft nicht, wie Doch am angef. Orte Art, A gejchehen, voll: 
ftändig gebildete hätten genannt werben koͤnnen. 

Eben dadurch aber, daß die Bundesglieder, in der Vorauss 
feßung einer durch die Geſetze ihres Vereins vorgejchriebenen 
Nothwendigkeit, dieſen Begenfland nur zu einer freien Bereinigung 
geeignet erfannten, haben fie zugleich, in Anfebung aller darin 
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aufgenommenen Beftimmungen, eine Entſcheidung durch die für 
andere Fälle zugelaffene Stimmenmehrheit ausgejchlofien. 

Jede Abweichung biervon, jede Ausnahme, weldye ja nicht? 
anders ald eine Abänderung jener Beftimmungen für einen einzelnen 
Fall ift, kann daher nur Durch einen neuen Vertrag, der, wie der 
abzuändernde, andy wieder der Einhelligfeit bedarf, gerechtfertigt 
werben. 

Nur fo weit, ald es in Vebereinftimmung mit Diejen ver- 
tragsmäßigen Beflimmungen und den allgemeinen Zwecken ge 
Ichehen Fann, darf, bei der Anwendung und Ausführung fener 
Beſtimmungen, die Mehrheit auf die Verhältnilje ynd Intereſſen 
einzelner Bundesſtaaten, nad) Art. 7 der angeführten Kriegsver⸗ 
faſſung, Rückſicht nehmen. 

So weit ſoll ſie auch gehen; aber ſie kann nicht weiter gehen, 
ohne die bereits paciscirten Beſtimmungen mit ſich ſelber in 
offenbaren Widerſpruch zu ſetzen. 

Da die gleiche Vertheilung der Laſten ſo, wie ſie zur Zeit 
des Vertrags als Gegenſtand der Vertheilung bekannt waren, 
und, in Beziehung auf das Verhaͤltniß der Waffengattungen, 
durch das Urtheil von Kunftverfiändigen, auf welches (a. a. O. 
Art. 2) Eompromirt wurde, inzwiſchen ihre nähere Beftimmung 
erhielten, da, jagen wir, die gleiche Vertheilung jener Laften eine 
ausdrüdliche VBertragsbeftimmung war, welche ber Stimmenmehrheit 
nicht überlaffen werden wollte und nad) dem Yundamental-Statut 
des Bundes nicht überlaffen zu werben brauchte; jo ift auch jede 
von diefer urſprünglichen und vertragmäßigen Bertheilung ab- 
weichende Bertheilung der Laften, und eine dadurch herbeigeführte 
Ausnahme von der Regel, ausdrüdlich ausgejchloffen, und die 
Frage, ob die Befugniß zu dieſer Ausnahme der Bundesver⸗ 
jammlung ftilfchweigend übertragen worden fei, wirb eine ganz 
überflüffige. 

Auch nach der pofttiven Geſetzgebung des Bundes, (Schluß⸗ 
acte Art. 15) Tann, felbft für den Bund und deſſen Vortheile, 
(gleichviel, ob Einem oder mehreren Einzelnen) feine bejondere, 
nicht in den gemeinfamen Verpflichtungen Aller Tiegende, Leiftung 
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oder Verwilligung, ohne freie Zuftimmung fämmtlicher Betheiligten, 
zugemuthet werden. Worin aber, in dem vorliegenden Falle, die 
gemeinfame Verpflihtung Aller beftehe, ift Durch den vertrags- 
mäßig errichteten Bundestagsfchluß vom 9. April 1821 Har und 
deutlich bereits beflimmt worden. 

Werden nun, nach dieſen Grundfäben, welchen den Charakter 
bloßer Scheingrundjäße aufzubringen wohl jchwerlich gelingen 
dürfte, die nachfolgenden fünf Säbe beurtbeilt; jo dürfte das 
vorläufig ſchon ausgefprochene Rejultat wohl als ein nothwendiges 
und normirendes erjcheinen. 

B. 
1. 

S. 35. „Eine Befreiung oder Ausnahme von der Regel, 
zu Gunften eines Einzelnen, ift Fein Geſetz, fondern nur eine 
ſpecielle Conftitution, die nur uneigentlich ein Geſetz genannt 
werben Tönnte”. 

Es wird geftattet fein, dieſer Behauptung zu widerſprechen, 
da berühmte Nechtögelehrte, 3. B. Thibaut, in feinem Syſteme 
des Pandekten⸗Rechts, die verſchiedenen Arten der Gonftitutionen, 
und namentlich die Materie von Der fpeciellen Gonftitution, in 
demjenigen Theile feines Syſtems vorträgt, in welchem er von 
dem Umfange der Geſetze handelt. 

Auh Glück, in feiner Erläuterung der Pandelten, beginnt 
die Entwidelung der römischen und heutigen Begriffe von Conſti⸗ 
tutionen der Negenten mit den einleitenden Worten: Unter den 
fo verjchiedenartigen Gejeßgattungen Der Römer zeichnet ſich nun 
vorzüglich, durch Neichhaltigkeit an Rechtsprincipien, welche durch 
diejelbe eingeführt worden find, diejenige aus, welche und unter 
dem Namen Constituliones principum die Fragmente dieſes Titels 
(De constit. princip.) Tennen Lehren. 

Allerdings find dieſe constitutiones prineipum, durch welche, 
nach Hellfeld, exemtio a jure communi gemacht wird, Gefebe und 
zwar Gefeße, welche zur Zeit Hadrians in Gang kamen und fidh 
von andern Gejegen nur dadnrch unterſchieden, daß fie, weil fie 
al8 jura ab ipsis imperatoribus cunstituta angefehen wurden, 
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vermöge der, den Römischen Kaiſern durch die Legem regiam 
übertragenen, hoͤchſten Staatsgewalt, bloß nad) ihrem Gutdünfen 
und ohne befondere Beiftimmung des Senatd und Volks, abge- 
faßt und den Unterthanen Dennody als verbindliche Geſetze publicirt 
wurden, während die Criheilung anderer Geſetze an jene ver: 
faſſungsmäßigen Formen geknüpft waren. 

Daß die Einführung folcher Gelee in einem Bunde, der 
gar feine Unterthanen hat, und deſſen Errichtung auf Iauter ver: 
tragsmäßigen Beflimmungen, durch welche Rechte und Pflichten 
gegenſeitig feitgefeßt find, beruht, ein Unding jein würde, bebarf 
feiner Ausführung. 

Es war aber freilich nöthig, den Act, wodurd Ausnahmen 
von einer Regel, von dem gemeinen Bundesrechte, conftitwirt 
werben follen, von dem Gharafter eined Geſetzes zu entkleiden, 
weil es ſonſt gar zu einleuchtend gewejen wäre, Daß ber engere 
Rath durch ein non ihn ausgehendes Geſetz, ein Geſetz, welches 
dad Plenum gegeben, zu modiflciren oder, für einen einzelnen 
Fall, abzuändern ſchlechthin unfähig fei, Daß aljo eine Ausnahme 
von dem gemeinen Bundesrechte nur von bem Plenum jelber, 
auf gültige Weiſe, gemacht werben Fönne. 

2, 

$. 36. „Bon der Abfafjung neuer Grundgefebe, von Ab: 
änderung ber beftehenden, von organijchen Einrichtungen sc. kann 
auf ſolche Befreiungen oder Ausnahmen von der Regel fein Be 
ſchluß gemacht werben“. 

Bon den Bedingungen, unter welchen neue Grundgeſetze ge⸗ 
macht, oder beftehende abgeändert, und organische Einrichtungen 
getroffen oder modificirt werben fönnen, kann nicht allein, fondern 
es muß vielmehr der Schluß aud) auf die Bedingungen gemacht 
werben, unter welchen allein Ausnahmen von Gefeben und 
Bundeseinrichtungen wirflich zugeftanden werben Dürfen. 

Geſetzt au, was aber nad) der fo eben gegebenen Aus- 
führung nicht zugegeben zu werben braucht, daß fpecielle Gonfti- 
tutionen zu den Gejeßen nicht gerechnet werden könnten; fo ift 
doch fo viel Har, und auch von der andern Seite zugeflanden 
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worden, daß ſolche jpecielle Gonftitutionen, welche eine Exemtion 
von dem gemeinen Rechte flatuiren, von niemand als von dem 
Gefebgeber oder — um audy eine Annahme, worauf von der 
andern Seite ein gewilles Gewicht gelegt werben will, zu be- 
rückſichtigen — von denen, welchen dieſer das Recht dazu delegirt 
hat, gegeben werden Fönnen. 

Die Bundesverfaffung, als das beftändige verfaffungsmäßige 
Drgan des Bundeswillens und Bundeshandelns, ftellt den Bund 
in feiner Geſammtheit vor, Daher ift fie e8 auch, welche ihn im 
feiner Eigenjchaft als Gejehgeber barftellt. 

Wen fol alfo ver Buud die geſetzgebende Gewalt belegirt haben 

Iſt nun der in der Bunbeöverfammlung bargefiellte Bund 
ber Gefebgeber, welcher allein Ausnahmen von dem gemeinen 
Bundesrechte und den dazu gehörenden einzelnen vertragsmaͤßig 
errichteten Geſetzen machen kann, jo wird auch zugegeben werben 
müflen, daß die Geftattung einer Ausnahme von einem Belege, 
welches, bei vorhandener Einhelligfeit der Stiurmen, nur das 
Plenum geben konnte, auch wieder Einhefligkeit der Stimmen im 
Pleno vorausfeße; daß fomit eine Ausnahme. von ſolch' einem 
Gefege nie und unter Feiner Bedingung von dem engern Rathe 
dur Stimmenmehrheit ftatnirt werden koͤnne, 

Dieſes Verhältnig laͤßt ſich ſehr anfehaulich machen. Man 
denke fi) nur, der Bund habe zum Organ feines Willens und 
Handelns flatt einer, zwei abgejonderte Berfammlungen conftitnirt, 
und jede diefer beiden Verſammlungen wÄrbe. von den einzelnen 
Regierungen mit eigenen Bevollmächtigten beſchickt. Der einen 
diefer Verfammlungen wären Die Attributionen des Plenums ber 
Bundesverfammlung, der andern aber die bed engern Raths Bei: 
gelegt. Jene habe das Geſetz vom 9. April 1821 gegeben, dieſer 
aber ſei die Anwendung deſſelben bei der nähern Ausführung 
zugewiejen worden. 

Würde ſich nun die letztere Verfammlung oder ber engere 
Rath für ermächtigt halten, und würde bie erftere, wenn jene ed 
behaupten wollte, ihr geftatten, von dieſem Gelege eine Ausnahme 
zu Gunften eine8 Einzelnen zu machen? Gewiß nicht! Die an 
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die Stelle des engern Raths getretene Verſammlung würbe fich, 
in Beziehung auf ſolche Anforderungen, für incompetent erklären 
und den Fordernden an die an die Stelle des Plenums getretene 
Berfammlung verweilen, indem eine Befreiung oder eine Aus: 
nahme von einer gejeßlichen Beſtimmung immer eine Abänderung 
des Geſetzes für einen einzelnen Fall involvirt, dieſe aber, wenn 
das Geſetz jelber nicht zu einem bloß illuſoriſchen gemacht werben 
fol, nur wieder in der Form eines Geſetzes und alfo nur von 
dem Gefehgeber jelbft bewilligt werden Tann. 

Oder fol das Plenum die ihm zuftehende gejeßgebende Ge⸗ 
walt in dem vorliegenden Falle, etwa durch den 7. Art. der Kriegs⸗ 
verfaffung in ihren allgemeinen Umriffen und wejentlichen Beftim- 
mungen, auf den engern Rath übergetragen haben ? 

Daß dieß nicht gejchehen, daß überhaupt die Natur jenes 
in den abgejonderten Verſammlungen dargeftellten Verhältnifjes 
Durch den 7. Art. der Kriegsverfaſſung nicht verändert worden 
fei, wirb bei der Beleuchtung bes folgenden Abſchnitts des zweiten 
Satzes jofort erwiefen werden. 

$. 37. „In dem 14. Artikel der Schlußacte ift feſtgeſetzt, 
daß die Ausführung organifcher Einrichtungen im Einzelnen der 
engern Verſammlung überlafjen fein fol; der engern Verſammlung 
muß daher auch Die Anwendung und Ausführung des 7. Artikels 
der Kriegöverfaflung in ihren allgemeinen Umrifjen und wejent- 
lichen Beſtimmungen überlafjen bleiben”, 

Weit davon entfernt, daß der angeführte 14. Artikel der 
Schlußacte dasjenige, was Daraus gefolgert wird, beweife, beweift 
er, ſobald jener Artikel recht verflanden wird, gerade das Gegen⸗ 
theil davon. 

„Was insbejondere” — jo lautet jener Artikel — „bie or: 
ganiſchen Einrichtungen betrifft, Jo muß nicht nur über die Vor- 
frage, ob folche umter den vorwaltenden Umftänden nöthig find, 
jondern aud über Entwurf und Anlage derjelben in ihren allge: 
meinen Umriffen und weſentlichen Beftimmungen, im Plenum und 
durch Einhelligfeit entfchieden werden. Wenn die Entſcheidung 
zu Gunften der vorgefchlagenen Einrichtung ausgefallen ift, fo 
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bleiben die jämmtlichen weiteren Verhandlungen über die Aus- 
führung im Einzelnen der engern Verfammlung überlafien, welche 
alle dabei noch vorkommenden Fragen dur Stimmenmehrheit 
enticheidet”. 

Gerade aus dieſem Artikel geht hervor, 

a. daß die engere Verſammlung, eben weil ihre nur die Aus- 
führung der organiſchen Einrichtungen überlaflen wurde, an dem 
Entwurfe und der Anlage derjelben in ihren allgemeinen Umriffen 
und wejentlichen Beflimmungen, Die von dem Pleno audgiengen, 
ganz und gar nichts abändern, nichts modificiren und Teine Aus- 
nahme davon ftatuiren darf; und daß mithin 

b. der 7. Artikel des Entwurf und der Anlage der orga⸗ 
nischen Einrichtung eined Bundesheered in ihren allgemeinen Um» 
rillen und wejentlichen Beftimmungen, den engern Rath zwar, auf 
bejondere Verhältniffe, die in feinen Wirkungsfreis, d. h. bei ber 
Ausführung des Allgemeinen ind Einzelne gehören, Rückſicht zu 
nehmen berechtigt; Feinesweg® aber dazu, daß er dieſe Rüdfichten 
in ein, ihm ganz fremdes, feiner Einwirkung völlig entzogenes 
Gebiet, in das Gebiet des Plenums, hinüber fpielen dürfe. 

Denn ehe der engere Rath irgend etwas im Einzelnen aus⸗ 
führen fann, muß ibm vom Pleno ſchon gegeben fein, was er 
ausführen fol. An dieſes bat er fich, indem er das Allgemeine 
und MWefentlihe im Pleno zur Reife und Ausführung bringt, 
ſtreng zu halten, 

Dieß ol nun klar nachgewiejen werben. 

a. Die engere Verfammlung Tann und darf, eben weil ihr 
nur die Ausführung Der organischen Einrichtungen überlafjen 
wurde, an dem Entwurfe und der Anlage der Kriegsverfaflung 
in ihren allgemeinen Umriffen und wefentlichen Beftimmungen, 
die von dem Pleno ausgiengen, nichts abändern, nicht3 modificiren 
und auch feine Ausnahme Davon machen. 

Was unter allgemeinen Umriffen und wejentlichen Beftims 
mungen verftanden werben müſſe, konnte gar nicht zweifelhaft fein. 

In dem Entwurfe und der Anlage einer organischen Bundes- 
einrichtung ſoll eben nichts anders enthalten fein, ald Allgemeines 
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und Wejentliches, nichts aber von dem, wodurch Die allgemeinen 
Umriſſe erft ausgefüllt und Feine folche Beſtimmungen, welche, 
weil fie zufällige find, den wejentlichen Beftimmungen unter: 
geordnet werden Tönnen und müflen. 

Diefer Sinn jener Ausdrüde geht ſchon Daraus hervor, Daß, 
in einem und demſelben Artifel, Die allgemeinen Umriſſe und 
wejentlichen Beftimmungen den Verhandlungen im Einzelnen ent: 
gegengefeßt werden; wenn aber auch über den Sinn dieſes Arti⸗ 
feld an ſich noch irgend eine Ungewißheit obwalten jollte, was 
fein Unbefangener behaupten dürfte, jo kann fie durch Die über 
denjelben gepflogenen Verhandlungen, welche über die Abficht des 
Gefeßgeberd gar feinen Zweifel mehr laſſen, auf die befriedigendſte 
Weiſe beſeitigt werden. 

Es ſei erlaubt, an das zu erinnern, was in dem vertraulichen 
Theile der 11. Sitzung vom Jahre 1821 von dem praͤſidirenden 
Sejandten über den Gang, den jene Verhandlungen genommen 
in der Abfiht vorgetragen wurde, um zu beweifen, Daß, bei Dem 
Entwurfe Der Kriegöverfafjung in ihren allgemeinen Umrifjen und 
wejentlichen Beflimmungen, die Artikel 13 und 14 der Schluß- 
acte richtig verftanden und richtig angewendet worden jeien. 

Dort find volftändig die Anfichten entwidelt, nach welchen 
bie Krie iegsverfaſſung in ihren allgemeinen Umtrifjen ı und wejentlichen 
Beftimmungen, im Bundestags—⸗ Ausſchuffe, von Dem "önigl. baie⸗ 
rischen Bundestagsgeſandten, wirklich entworfen wurde. Dieſer 
ſo umfichtig berathene Entwurf wurde nun mit einem, den Sinn 
und Die Bedeutung deſſelben erläuternden Vortrage des Bundes⸗ 
tags⸗Ausſchuſſes in Militaͤrſachen, am 15. Februar 1821, der 
Bundesverſammlung zur Berathung und Beſchlußnahme vorgelegt. 

Es war der erſte Fall, auf welchen die Beſtimmungen der 
Schlußacte über organiſche Bundeseinrichtungen anzuwenden war; 
deßwegen — ſagte der Bundestags-Ausſchuß in jenem Vortrage 
— war es dringend nothwendig, 

„die Form, in welcher organiſche Bundeseinrichtungen ſollen 
„beſchloſſen uud ausgeführt werden können, jo ſtreng als nur 
„immer möglich, zu beobachten”. 


Dritter Theil. 40 
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Nachdem nun, dem zufolge, die gejeplihen Beflimmungen 
der Schlußacte, für dieſen Fall, volftändig und in einzelne Säße 
aufgelöft, angegeben worden war, nachdem der Ausſchuß bemerkt 
hatte, Daß und warum fich in den bereitS bearbeitet gewejenen 
Grundzügen der Kriegsverfaſſung die bundesgefeßliche LUinterfchei- 
bung zwiſchen „allgemeinen Umriſſen und weſentlichen Beſtim⸗ 
mungen“ und der „Ausführung im Einzelnen und den dabei noch 
vorkommenden Fragen” nicht vorfinden konnte, indem nämlich 
darin, noch nach frühern Anfichten, auf die Ausbildung eines 
volftändigen Plans bis zur Reife der Ausführung bingearbeitet 
worden fei, und nachdem er eben daraus die Nothwendigfeit 
debucirt hatte, jene Grundzüge in die zwei bundesgefeglichen Ab- 
theilungen jo aufzulöjen, daß die eine nur die allgemeinen Um⸗ 
riſſe und wejentlichen Beftinmungen der Kriegsverfaſſung, die 
andere aber alles dasjenige in fi) aufnehmen möge, was zur 
Ausführung derjelben im Einzelnen gehöre — nachdem, jagen 
wir, der Bundestags-Ausſchuß ſich über alles dieſes geäußert 
hatte, firirte er auch den Sinn, in welchem er jene Austrüde 
„allgemeine Umriſſe und weſentliche Beſtimmungen“ und „Aus- 
führung im Einzelnen” aufgefaßt hatte, Dadurch, Daß er jene als 
das -„Allgemeine und Wefentliche”, dieſe als das „Befondere 
und Zufällige” bezeichnete und beide von einander unterschied 
und einander entgegenjebte. 

Wie jol nun der engere Rath, weldyer nur das Beſondere 
und Zufällige zu ordnen und den in feinen wesentlichen Beſtim⸗ 
mungen bereit3 entworfenen Plan nur zur Reife der Ausführung 
zu bringen hat, in diefer Ausführung jene weſentlichen Beftim- 
mungen, bei deren Anwendung auf die einzelnen Faͤlle, abändern, 
alſo Ausnahmen davon flatuiren können ? 

Aber der Bundestags-Ausſchuß ging in dieſe Begriffsbeſtim⸗ 
mung nod) tiefer ein, indem er, wie jchon früher angeführt wurde, 
ausdrücklich Hinzufügte. 

„Der bundesgejeplihe Standpunct habe es ihm zur Pflicht 
„gemacht, vorzüglich darauf zu fehen, daß in diefem Entwurfe 
„ſchlechterdings nichts erjcheine, was nicht in der That zu den 
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„allgemeinen Umriſſen und wefentlichen Beſtimmungen gehöre, 
„unter welchen nur folche verftanden werden Fönnten, weldye 
„zur vollftändigen Gliederung der ganzen Einrichtung fo 
„nothwendig gehören, daß ohne fte die Selbftfländigfeit der 
„Einrichtung, ſowohl in ihrer Totalität ald auch in den Theil 
„ganzen, nicht als hHergeftellt und gefichert betrachtet werben 
„könnte. Alle jene Beftimmungen hingegen, welche bloß rela- 
„tiver Natur feien, und daher, man möge fie hinzufügen oder 
„binweglajfen, man möge fie auf dieſe oder jene Weile aus» 
„drüden, den Organismus der Einrichtung felber unberührt 
„ließen, müfjen aus demjenigen Theile des Entwurfs, welcher, 
„in Gemäßheit der Bundesgejeßgebung, dem Plenum zur An: 
„nahme oder Verwerfung vorzulegen fei, hinweggelaffen und 
„der Discuffion und Entfcheidung im engern Ratbe vorbehalten 
„werden“, 

Geht daraus nicht jonnenklar hervor, daß jede einzelne Be: 
flimmung jenes Entwurfs der Kriegäverfaflung für jo nothwendig 
geachtet wurde, daß davon nichts hinweggenommen, Dazu nichts 
hinzugefügt werden dürfe? Geht daraus nicht hervor, daß von 
dem engern Nathe bei der Ausführung des Entwurfs feine Be— 
ftimmungen gemacht werben dürfen, welche den Organismus der 
Einrichtung jelber auch nur berühren? Geht daraus nicht hervor, 
daß der Gejeßgeber, vor allen Dingen, durch dieſe dem engern 
Rathe gezogene enge Grenze, die Selbftjtändigfeit der Einrichtung, 
nicht nur in ihrer Toralität, ſondern auch in ihren Theilganzen, 
ſichern wollte? Kann aber dieſe Selbftftändigfeit für gefichert 
gehalten werben, wenn eine einverftandene Majorität des engern 
Raths ermächtigt wäre, ein abjolnt gegebenes Geſetz durch relative 
Beftimmungen, im einzelnen Falle, zu eludiren? Oder berührt 
etwa die Forderung Nafjaus und die Methode, wie ihr genügt 
werden fol, die Theilganzen nicht? Wird durch jene nicht Die 
Drganifation des neunten Corps, wird Durch dieſe nicht die Ber 
flimmung der übrigen, namentlich der gemifchten Korps unficher 
gemacht? 

Man ſollte es, unter ſolchen Umſtaͤnden, kaum für möglich 
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halten, daß die hohe Bundesverfammlung, man follte e8 aber 
für ſchlechthin unmöglich halten, daß Mitglieder des Bundestags- 
Ausſchuſſes in Militärfachen, ſobald fie fih an jene Verhandlungen 
und dieſe Erflärungen erinnern wollen, in jene Theorie einzu- 
ffimmen vermödhten, in eine Theorie, nad) welcher eine Befreiung 
oder Ausnahme von der Regel, welche in den allgemeinen Um: 
rifjen und wefentlichen Beflimmungen der Kriegsverfaljung feit- 
gejegt wurde, zu Gunſten Naſſau's oder irgend eined andern 
Bundesgliedes, von Seiten des engern Raths und dur Stim- 
menmehrheit, um deßwillen flatuirt werden fönne, weil der 14. Art. 
der Schlußacte die Ausführung organifcher Einrichtungen im Ein- 
zelnen, aljo die bloße Detaillirung, der engern Verſammlung 
überlafjen habe. 

Der engere Rath foll bie Beitimmung des Plenums, nach 
welcher jedes Contingent matrifularmäßig in allen Waffengattungen 
geftellt werden fol, im Einzelnen ausführen; er darf aber davon 
feine Ausnahme machen, weil er ſonſt dad auch ihm gegebene 
Geſetz nicht nur nicht ausführen, jondern, im einzelnen Falle, 
geradezu eludiren, und Dadurch zugleich dad Fundamentalgeſetz 
der Gleichheit in Rechten und Pflichten der Bundesglieder ver: 
legen würde. 

Wie jehr Died von dem Bundestags-Ausfchuffe in früherer 
Beit wirklidy anerkannt wurde, geht aus demjenigen hervor, was 
ſchon oben ($. 6 dieſes Vortrags) angeführt wurde. 

Nicht genug aber, Daß der Bundestags-Ausfchuß dieſe Grund: 
jäge, dem herzoglich-naſſauiſchen Bundestagsgejandten gegenüber, 
am 6. März 1821 feft behauptete, wendete fie derjelbe auch auf 
die verfchiedenen Forderungen an, weldhe ihm der Gefandte der 
zwölften Stimme, für Sadyfen- Weimar und Eiſenach, für Sachfen- 
Coburg, für Sahfen-Hildburghaufen, und der Geſandte ber 
ſechszehnten Stimme für deſſen Curie mitgetheilt Hatten. Unter 
diefen Forderungen befand fich aber auch die, der herzoglich⸗ 
naſſauiſchen ganz gleiche, Forderung, flatt Cavallerie eine erhöhte 
Anzahl von Infanterie zu ftellen. 

Diefe Bundesglieder wurden mit ihrer Forderung zurüd: 
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gewiejen, ohne Daß auch nur ein Verſuch ihrer Befriedigung auf 
irgend einem Wege gemacht wurde. Für fo Mar, für fo uners 
j'hütterlicdh begründet hielt man damals die Geſetzgebung, welche 
vom Plenum ausgefloffen war! 

Aber auch diefe hohe Verfammlung felber hat diefe Grund— 
täße anerkannt und fie auf einen ganz gleichen Fall angewendet. 

In dem vertraulichen Theile der eilften Sigung vom 23. März 
1821 verweigerte der berzoglicy-holfteinsoldenburgifche Geſandte 
dem Protofolle der Plenar:Situng, in welchen die Abftimmungen 
über den organifchen Theil der Kriegsverfafiung aufgenommen 
waren, feine Unterfehrift. Er that das wirklich, was thun zu 
wollen der herzoglich.naffauifche Bundestagägefandte (nach $. 6 
des Vortrags) dem Bundestagd:-Ausichuffe nur angekündigt, aber 
nicht ind Werf gejeßt hatte, — er proteflirte gegen die Annahme 
des Entwurfs. 

Auch er berief ſich auf den Art. 14 der Schlußacte und 
behauptete, Daß jener Entwurf Die nöthige Volftändigfeit noch 
nicht erhalten habe. 

Aus dem, was er zur Motivirung diefer Behauptung ange⸗ 
führt hatte, 309 er unter andern auch die Folgerung, „Daß, nach 
allen Rückſichten des Rechts und der Billigkeit, die Eleineren Con⸗ 
tingte bloß auf Stellung der Sinfanterie anzumeifen wären, oder, 
im Aäußerften alle, auf Erſatz der Reiterei durch erhöhte Infan⸗ 
terieftellung. 

Darauf erwiberte aber, nad) vorbergegangener Prüfung im 
Bundestags-Ausſchuſſe, der präjidirende Geſandte: 

„Sch wiederhole, was ich über dieſen Gegenftand in Der zehnten 
„Sigung, den Vortrag des Löniglich-baterifchen Gejandten (über 
„den Entwurf der SKriegsverfaflung) einleitend, ausſprach und 
„wogegen fich Feine einzige Stinnme erhoben hat, und ſich auch, 
„wenn ich mich nicht auf unerhörte Weiſe jelber täujche, Feine 
„erheben Eonnte; ich wiederhole, was ich damals, in Beziehung 
„auf die, von einigen Seiten ber begehrten Erleichterungen, 
„welche immer nur Ausnahmen von der Regel herbeiführen, 
„ſagte: Das Mans aller Leiftungen ift, für jeben einzelnen 
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„Bundesftaat, in der auf Bevölferung bafirten Matrikel aug- 
„geiprochen. Das Gefeb fordert, wie für Geldleiftungen, jo 
„auch für Mannfchaftsftellung, den matrifularmäßigen Beitrag 
„jedes Einzelnen; in der Mannfchafteftellung find aber alle 
„Waffengattungen begriffen; jeder muß aljo dieſe Waffengat- 
„tungen nach der Matrifel ftellen. Diefe Regel muß, weil die 
„Matrikel, in welcher fie feftgejeßt worden, zum formalen Rechte 
„geworden ift, als Regel jo lange feftgehalten und das Maas 
„der Leiftungen — wie unverhältnißmäßig es auch immer jein 
„möge — darnach beſtimmt werden, ald die Matrifel felbft 
„nicht, nach andern Gelichtspuncten, abgeändert worden fein 
„wird. Keine Ausnahme von dieſer gejeßlichen Regel Fann 
„wieber wie eine Regel gefordert, fie kann nur zugeftanden 
„werben, im freien, übrigens auf jede Weife zu begünfti- 
„genden, Bertrage mit Jenen, welche Durch die geftattete Aus⸗ 
„nahme an ihren, in den Gefegen begründeten, Befugnifjen 
„leiden würden. So lange diefes, aus rechtlichen Begriffen 
„und Beftimmungen abgeleitete, Raifonnement nicht widerlegt 
„wird, jo lange wird auch Die Einwendung der Unverhältniß- 
„mäßigkeit, mit rechtlichem Erfolge, gegen den bereit ange: 
„nommenen Entwurf der Kriegsverfaſſung nicht gemacht werben 
„fönnen, wäre ed auch möglich, Die Exiſtenz einer ſolchen Un⸗ 
„verhältnigmäßigfeit ſtreng nachzuweiſen“. 

Was aber, im Beſondern, den Erſatz der Cavallerie durch 
erhöhte Infanterieſtellung betrifft, jo erwiderte der praͤſidirende 
Geſandte darauf: 

„Wenn nun aus den obigen beiden Bemerkungen herzoglidy- 
„oldenburgifcher Seit3 gefolgert wird, daß, nad) allen Rüdfichten 
„des Rechts und der Billigkeit, Die kleinen Gontingente bloß 
„auf Stellung der Infanterie anzumweilen wären, oder, im 
„außerften Falle, auf Erſatz der Reiterei Durch erhöhte Infau⸗ 
„terieftellung, fo geftehe ich gerne, Daß ich die Mittelfäbe vers 
„miſſe, um aus jenen Prämiffen dieſen Schluß folgeredht ziehen 
„zu Tönnen, während mir gegen die Ausführbarfeit des 
„Wunſches, daß gewiſſe Sontingente nur auf Infanterie ange- 
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„wiejen, oder, im außerften Falle, ihnen geflattet werben nıöge, 
„die fie treffende Reiterei durch erhöhte Infanterieftelung zu 
„erjeßen, große Bedenklichfeiten beigehen. Das Bundesheer ſoll 
„in Corps und Divifionen eingetheilt werden. Yu jedem Corps 
„und zu jeder Divifion gehört, damit fie jelbitfländig und ſchlag⸗ 
„Fertig agiren fönnen, eine, nach techniſchen Gründen zu beredh- 
„nende, beftimmte Anzahl von Neiterei. Dieſe würde, wenn 
„tein anderer Theilhaber an dem gemijchten Corps dafür ein 
„tritt, fehlen, und nicht nur das Ganze würde Darunter leiden, 
„Sondern aud jeder einzelne Theilhaber, der mit feiner 
„Savalleries-Duote den Dienft für jene mit verjehen müßte, Die 
„ihre Quote nicht geftellt hätten. ES würde alfo das Necht 
„der Einzelnen verlegt werden, was Der Bund nicht darf”. 

Wenn diejer Vorgang für die Beurtheilung des eben jebt 
vorliegenden naſſauiſchen Falls und der darauf fich beziehenden 
Präfidial-Propofition Fein normirendes Beiſpiel ift, fo giebt es 
dergleichen gar Feine mehr in der Welt! 

Mas am 23. März 1821 in Beziehung auf Oldenburg und 
diejenigen Bundesglieder, welche mit ihm in ähnlicher Lage find, 
der Bund nicht jollte thun dürfen, Das Nämliche ſoll heute, im 
April 1822, eine einverflandene Majorität im engern Rathe, gegen 
Recht und Geſetz, bewirken können? Oder tft der Fall anders? 
Sollen etwa nicht einzelne Corps und darunter, am meiften belä- 
ftigt und gefährdet, die gemifchten Corps mit ihrer Gavallerie 
den Dienft thun, den Nafjau im neunten Corps nicht thun will? 
Und dazu fol ihre Einwilligung nicht eben jo nothwendig fein, 
als Die der Theilhaber an demfelben Corps? 

Auf geichehene Umfrage, und nachdem gegen Die von Olden⸗ 
‚burg angebrachten Defiderien und vorgeſchlagenen Mopdificationen 
majora ſich erflärt hatten, wurde auf den Antrag des präfidirenden 
Gefandten einhellig bejchloffen, daß, un Alles zu erjchöpfen, was 
die verehrungsvolle Rüdfiht auf ein erlauchtes Bundesglicd und 
das Vertrauen in deſſen hohe Einficht und Gerechtigkeit geböte, 
das Protokoll der Plenarverſammlung noch nicht publicirt und 
die Nefolution erwartet werden möge, welche Se. Herzogliche 
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Durchlaucht, auf den Bericht Ihres Bundestagsgeſandten, gewiß 
in möglichfter Bälde zu ertheilen geruhen würden. 

Seine Herzogliche Durchlaucht entſprachen, in der 15. Sitzung 
vom Jahre 1821, jenem, ſchon mehr als einmal gerechtfertigten, 
Vertrauen jo vollfommen, daß es nur einer Erläuterung des 
Sinnes, in welchem der Art. 1 des in Frage ftehenden organi- 
ſchen Geſetzes verftanden werden jolle, bedurfte, um am 9. April 
1821 den berichtigten Entwurf einer Kriegsverfaflung des deutſchen 
Bundes in ihren allgemeinen Umriffen und wejentlichen Beftim- 
mungen zu einem, mit Stimmeneinhelligfeit in Pleno angenom- 
menen, organijchen Bundesgeſetze erhoben zu fehen. 

Diefe Grundfäße wurden auch in dem, von dem Bundes: 
tags⸗Ausſchuſſe, in der fiebenzehnten Sitzung vom 12. April 1821, 
über Die Erleichterungen in der Gontingentftellung erftatteten 
Berichte feitgehalten. 

Es heißt darin ausdrücklich: „Jede Ausnahme von der Regel, 
mag fie ald eine Erleichterung oder um anderer Beziehung willen 
gewünjcht werden, wird von einem doppelten Gelichtöpuncte aus 
geprüft werden müſſen, einmal nämlid von dem ded Bundes, 
dann von dem ber einzelnen, bei der Ausnahme intereffirten, 
Bundeöglieder aus. Denn der Bund Tann als ſolcher eine Aus⸗ 
nahme für zuläffig erklären, in jo fern fie das Sinterefje des Ganzen 
berührt, und die nämliche Ausnahme, weldye einzelne Glieder in 
Anſpruch nehmen, Tann wieder Die Intereſſen anderer Bundes⸗ 
glieder jo verlegen, daß fie, obwohl dem Ganzen unnadhtheilig, 
dennoch, in Beziehung auf die Rechte Dritter, für unausführbar 
gehalten werden müßte“. 

In ſolchen Fällen follte, nach der damaligen Anficht Des 
Bundestags:Ausfchuffes eine Vermittlung, Teineswegd aber eine 
Entjcheidung, von Seiten der Bundesverfammlung eintreten 
fönnen. 

Deßwegen follte, nach feiner Anficht, zuvoörderſt eine Ver⸗ 
Bandlung deſſen, ber Die Ausnahme wünfcht, mit dem Betheiligten, 
und zwar nicht nur mit dem zunächit, fonbern auch mit den ent- 
fernt Betheiligten, eintreten und dann erft, wenn eine Bereinigung 
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zu Stande gekommen fei, ſollte Die vermittelnde Behörde prüfen, 
ob fie in Beziehung auf das Ganze zuläjfig erjcheine. 

Die Bundesverfammlung hat dieſe Grundfäge zu den ihrigen 
gemacht, indem fie, auf den Antrag mehrerer Gejandtjchaften, für 
gut fand, daß man fih, vor jenen Verhandlungen zwilchen den 
Einzelnen, darüber ausfpreche, welche Ausnahmen der Bund, in 
Beziehung auf das Ganze, für zuläffig halte. 

Dieſem zufolge wurden die, jedoch nur in Beziehung auf 
das Ganze zuläffigen, Ausnahmen von der Regel einzeln aufge: 
zählt und darunter auch Die Befreiung von der Stellung des 
Cavallerie⸗Contingents in dem Falle begriffen, wo ein Bundesglieb 
um feine geſchloſſenen Ginheiten in der Infanterie nicht zerreiſſen 
zu müſſen, ſich lieber zu einer erhöhten Sinfanterieftelung ent- 
Ichließen möchte. 

„Wenn ſich daher ein Bundesglied über ſolchen Austaufch mit 
„Sch jelber und mit den andern, in dem nämlichen gemijchten 
„Corps befindlihen Bundeögliedern einverfländigen kann, 
„So wird ein foldyes Arrangement von Bundeöwegen allerdings 
„genehmigt und auf jede Weiſe begünftigt werben können”. 

Dieß find die eigenen, von der Bundesverfammlung gebilligten 
Worte eines Vortrags, welcher, drei Tage nach der Annahme der 
Kriegsverfaljung in ihren allgemeinen Umriffen und wejentlichen 
Beflimmungen gehalten wurde, 

Wie fol fi) damit Die jet aufgeftellte Theorie, daß Aus» 
nahmen von der Regel, und namentlid Die von Naſſau begehrte 
Ausnahme, durch Stimmenmehrheit im engern Ratbe beichlofjen 
. werben koͤnne, vereinigen laſſen, da jeder über joldhe Ausnahmen 
zu fallende Beichluß Die Vereinigung zwifchen den Betheiligten 
ausdruͤcklich vorausſetzt. 

Daraus geht aber auch — beiläufig gejagt — die Unftatt- 
haftigkeit der Behauptung hervor, daß, weil der Jächfiiche Ver: 
trag nicht im Pleno, fondern im engern Rathe, für zuläjfig er- 
Härt worden fei, die Theorie, nad) weldyer darüber im engern 
Rathe materiell habe entjchieden werben können, ſchon ihre An: 
wendung gefunden habe. 
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Wenn dieſe Folgerung aud) nur einen Schein von Conſe⸗ 
quenz für fi haben follte, jo müßte gegen die in dem II. Artikel 
des ſächſiſchen Vertretungsvertragd zum Grunde gelegte Erleich⸗ 
terungsart irgend ein Widerfpruch erhoben und vdiefelbe, Troß 
dejjelben, von der Bundesverfammlung genehmigt worden fein. 
Alle Betheiligten waren einverftanden und jomit konnte der Ber: 
trag materiell im engern Rathe genehmigt, es Tonnte aber auch 
und kann nody gefordert werben, Daß er, wie alle fünftigen Verträge 
der Art, feine formelle Sanction in der Plenarverſammlung erhalte. 

8. 38. Nachdem wir, auf eine unwiderlegbare Weile, nad) 
gewiejen zu haben hoffen dürfen, daß die engere Verfammlung, 
darum, weil ihr nur Die Ausführung der organiſchen Einrichtungen 
überlafjen wurde, an dem Entwurfe und au der Anlage der 
Kriegsverfaſſung in ihren allgemeinen Umriffen und wejentlichen 
Deftimmungen, welche vom Plenum ausgingeu, nichts abändern 
und modificiren und Davon auch Feine Ausnahme machen dürfe, 
wird aud) die Begründung des zweiten der oben ($. 37) auf 
geftellten Säße feine bejondere Schwierigkeiten Darbieten. 

Es ift der Sab: 

b. Der Art. 7 des Entwurfs und der Anlage der organi: 
jchen Einrichtung bes Bundesheeres in ihren allgemeinen Umriffen 
und wefentlichen Beftimmungen, Tann den engern Rath zwar ver- 
pflihten, bei der weitern Ausbildung der Organiſation des Bun- 
desheeres auf Die befondern Verhältuiffe, die fih in feinem Wir: 
tungöfreife, d. h. bei der Einbildung des Allgemeinen in das 
Defondere und Einzelne, noch geltend machen Tönnen, zu berüd- 
fichtigen, keineswegs Tann aber jener Artifel den engern Rath 
berechtigen, dieſe Nüdfichten über fein Gebiet und über Die ihm, 
jelbft in feinem Gebiete gejeßten Schranken, auszudehnen und 
dadurch in das Gebiet des Plenumd hinüber zu greifen. 

Was jagt der Art. 7 jenes organiſchen Gejehes ? 

„Bei der Organijation der Kriegsmacht des Bundes ift auf Die 
„aus befondern Berhältniffen der einzelnen Staaten hervor: 
„gehenden Intereſſen derjelben in jo weit Rüdficht zu nehmen, 
„als e8 mit den allgemeinen Zwecken vereinbar iſt“. 
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Da das ganze Gejeb gar Feinen andern Zwed bat, als 
für die Organifation des Bundesheeres bis in feine Eleinften 
Theile eine feſte und daher bleibende und unveränderliche Grund: 
lage zu gewinen, und da es der engere Rath ift, welchem das 
Geſchäft der Ausbildung des auf feite Grundlagen bereits ge- 
bauten Plans, bis ins Fleinfte Detail, übertragen wurde: jo leidet 
e3 feinen Zweifel, daß dieſer Artikel eine Directiv-Norn für ihn 
in dem ihm angewiejenen Wirfungsfreije ſei. Die Majorität bes 
engern Raths wird aljo allerdings in allen Fällen, wo es fidh 
um Beftimmungen handelt, die er überhaupt in Beziehung auf 
die Kriegsverfafjung zu treffen befugt ift, entfcheiden können; er 
wird aber diefe Entjcheidung dem Pleno vorbehalten, in jo fern 
foldye Rüdfichten angefprochen werden, welche mit Borjchriften, 
die das Plenum gegeben hat, im Widerfpruche fteben. 

Fragt man nun nad dem, was in Diefer Gejegesftelle als 
Vorſchrift zu betrachten ſei, will man den Sinn des Geſetzes 
beftimmt angegeben wiſſen; jo ift zuerft auf das zu jehen, was 
die Worte deilelben bezeichnen, Dann aber auch auf das, was die 
Abſicht des Geſetzgebers mit ſich bringt. 

F. 39. Dem Wortlaute nach iſt dieſer Artikel, an und für 
ſich betrachtet, unbeſtimmt. Die verſchiedenartigſten Anträge laſſen 
ſich daher darauf gründen So viel aber iſt klar, daß darin des 
engern Raths eben ſo wenig als ſeiner Befugniß, Ausnahmen 
von der Regel zu machen, erwähnt wird. Gerade deßhalb aber 
muß die Anwendung dieſer Directiv-Norm, von Seiten des engern 
Raihs, innerhalb der Grenzen bleiben, die ſeiner Beſtimmung 
und Verfügung bundesgeſetzlich gezogen find. Innerhalb dieſer 
Grenzen befindet ſich aber die Befugniß, geſetzliche Beſtimmungen, 
welche das Plenum z. B. im Art. 1, 2 und 23 gegeben, für 
eine Mehrheit von Fallen oder nur für einzelne Fälle, abzu- 
ändern, auf feine Weiſe, weder unmittelbar noch mittelbar, aus⸗ 
gedrüdt. Sie kann darin gar nicht ausgedrüdt fein, Da weder 
die Bundesacte, noch die Schlußacte, auch nur der Möglichkeit 
gedenken, daß Ausnahmen verlangt werden würden, vielmehr, 
drei Tage nad) der Annahme des Entwurfs der organifchen Kriegs⸗ 
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verfaſſung, der Grundjaß, daß Ausnahme nur im freien Ber: 
trage zu erlangen feien, in der Bundeöverfammlung allgemein 
anerfannt wurde. 

Die Berüdfichtigung der aus befondern Verhaͤltniſſen ver 
einzelnen Staaten bervorgehenden Intereſſen, welche jener Artikel 
für zuläjfig erflärt, Fann aber auch überdieß auf jehr verjchiedene 
Weile in Anſpruch genommen werden, und es ift mithin au der 
Annahme gar Fein Grund vorhanden, daß in ihm von Ausnahmen, 
die ein Gefek erleiden müßte, überhaupt die Rede fei. Denn es 
laſſen fich ſehr wohl Anjprüche denken, welche, ohne irgend eine 
Ausnahme von der Regel machen zu müfjen, befriedigt werden 
fönnen, 3. B. bei der Bereinigung der Bundesfiaaten zur Bildung 
der gefeßlichen Abtheilungen nach ihrer Convenienz. Es ift aber 
auch eben ſowohl möglih, daß eine Abweichung von einer im 
engern Rathe, durch Stimmenmehrheit, getroffenen Beftimmung, 
ald daß eine Abweichung von einer im Pleno, durch Stimmen: 
einhelligeit, feitgejeßten Norm gefordert wird. 

Nach der Verſchiedenheit der Fälle wird die Entſcheidung 
derjelben auch eine verjchiedene Form erhalten müfjen. 

Die Behauptung, Daß die Anwendung des 7. Art., und zwar 
in jeder beliebigen Ausdehnung, der Majorität des engern Raths 
ſchlechtweg und unbedingt überlafjen fei, ift daher eine völlig 
ımerweislicdye: Denn, weder in dieſem Artikel und jonft wo findet 
fih auch nur der Schein einer Anordnung, nad) weicher Die 
Majorität des engern Raths, im einzelnen alle oder im Allge: 
meinen, eine Beſtimmung aufheben oder abändern Tönnte, Die 
das Plenum dur‘ Stimmeneinhelligfeit getroffen hat. 

Auch jei noch Die Frage erlaubt, ob denn der Ausdruck „auf 
bejonbere DVerhältniffe Rüdficht nehmen” Bloß das naſſauiſche 
Intereſſe oder auch das der Andern in fich begreife, und ob der 
Ausdrud „auf etwas Rückſicht nehmen” mit dem „eine ſolche 
Rücklicht zu erzwingen” etwa gleichbedeutend ſei? 

Daß dieß nicht der Fall ſei, geht aus allen Verhandlungen, 
namentlicy aber aus Den fo eben angegebenen Beitimmungen her- 
vor, welche in der fiebenzehnten Sigung vom Jahre 1821, aljo 
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zu einer Zeit, wo jener 7. Artikel jchon exiftirte, über die Aus⸗ 
nahmen von der Negel feftgefeßt wurden. 

Aus dem Wortlaute des 7. Artifeld kann aljo Die gegen- 
theilige Behauptung, daß, weil Die Ausführung organifcher Ein- 
richtungen, im Ginzelnen, aljo audy Die Anwendung des 7. Art., 
der engern Verfammlung überlafjen fei, ihr das Recht zuflehen 
müffe, Ausnahmen von der Regel zu machen, unmöglich gefolgert 
werden. 

$. 40. Eben jo unmoͤglich erjcheint dieſe Kolgerung, wenn 
man, wie man zu thun verpflichtet ift, auf Die jpecielle Abficht 
des Geſetzgebers zurüdgeht. 

Diefe geht aber aus dem, was in den $$. 37 und 38 fo 
umfaffend entwidelt worden, jo deutlich hervor, Daß es unnöthig 
ericheinen muß, Darüber noch weiter einzutreten. 

Indeſſen ſei dennoch die Bemerkung geitattet, daß ſelbſt der 
herzoglich⸗ naſſauiſche Bundestagsgejandte den Art. 7 die Deutung 
nicht geben zu koͤnnen glaubte, welche jene Theorie jeßt hinein: 
zulegen bemüht ift. 

In dem erften, diejer hohen Verſammlung am 15. Februar 
1821 vorgelegten, Entwurfe der Kriegsverfaflung 21. war ber 
7. Art. des zweiten, am 9. April vorgelegten, Entwurfs bereits 
enthalten. Gr folgte, ald 5. Artikel demjenigen, in welchem be- 
flimmt wurde, daß die innere Gintheilung des Bundesheeres fchon 
im Srieden und für den Kal des Ausrüdend vorbereitet werben 
jollte und lautete, ehe er auf eine der naſſauiſchen Forderung 
ganz fremde, Veranlafjung, Die gegenwärtige Faſſung erhalten 
hatte, jo: 

„Es ift hierbei auf die einzelnen Intereſſen der Bundesglieder 
„in fo weit Rüdficht zu nehmen, als ed mit den allgemeinen 
„Zweden vereinbar anerkannt wird”, 

Ungeadhtet Die Beziehung, in welcher dieſer 5. Artikel mit 
dem A. gefeßt wurde, den naſſauiſchen Fall noch unntittelbarer 
zu berühren fchien, als es Die gegenwärtige Faſſung des 7. Art. 
geftattet; jo erklärte der herzoglich⸗ naſſauiſche Bundestagsgefandte 
in dem Entwurfe;'feiner dem Bundestags⸗Ausſchuſſe vorgelegten 
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Abftimmung (Protofoll der 28. Sitzung des Militärausfchuffes 
vom 6. März 1821), dennoch, 
„daß die Faſſung des 5. (jebt 7.) Artikels, und die fpecielle 
„Beltimmung des 7. und 8. Artikels (nach welchem gemifchte 
„und ungemijchte Corps getrennt bleiben follen) nicht befrie- 
„digend erjcheine”. 

Insbeſondere — ſetzte er hinzu — denjenigen nicht, welche, 
wie Naſſau, fi in dem Falle befänden, nicht eine ganze Infan⸗ 
teriesBrigade, ein ganzes Savallerie-Regimet und eine Batterie, 
nach der Bundesmatrifel, zugleidy aufzuftellen. 

Seit diejer Erklärung ift auf amtliche Weije nichts gejchehen, 
was geeignet gewejen wäre, Die richtige Unficht von jenem Artikel, 
die diefer Nichtbefriedigung zum Grunde lag, zu beftreiten, gar 
viel aber, um fie ald eine vollkommen richtige zu bewähren: denn 
nie war ed und nie fonnte ed Die Abfidyt des Geſetzgebers fein, 
in dem 5. Artifel der organiſchen Kriegsverfaffung, der nun der 
7. ift, dem engern Rathe die Befugniß zu ertheilen, daß er bie 
allgemeinen Umriſſe, welche das Plenum gezogen, verzerren und 
von den wefentlichen Beftimmungen, weldye ebenfalls das Plenum 
gegeben, Ausnahmen machen dürfe. 

Sp wenig ein Zeichner, den man Die Conturen und Haupt: 
züge eines Abbild zur weitern Ausführung bingegeben hat, an 
diefen ſelbſt etwas Audern kann, ohne etwas Anderes zu machen, 
al8 er machen folte; eben fo wenig darf der engere Rath an 
den allgemeinen Umriſſen und wefentlichen Beftimmungen, bei der 
Ausführung derjelben, etwas ändern. 

Der Geſetzgeber zog Die allgemeinen Unriffe und gab Die 
weſentlichen Beftimmungen mit der fpeciellen Abficht, Daß für Die 
Ausfüllung jener eine feite Regel, ein tüchtiges Gefäß gewonnen 
und durch die Anwendung dieſer der endloje Streit befeitigt 
werben möge, welcher über unwejentliche, bloß relative Beſtim⸗ 
mungen, vorausgefehen wurde, 

Der Geſetzgeber ſprach das, was er bezwedte, nämlich Die 
Selbftftändigfeit und Schlagfertigkeit Der Korps in den Art.1,2, 4, 
5, 16 und 18 der organ. Kriegsverfaſſung vollfommen deutlich aus. 
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Mit diefer fpeciellen Abficht des Geſetzgebers würde der Art. 
7 defielben Geſetzes in dem fchreiendften Widerſpruche ftehen, 
wenn dieſer Artikel dem engern Nathe die Befugniß, Ausnahmen 
von der Regel zu machen, hätte geben jollen. Es hat aber jeder 
Gejeßgeber die Präſumtion für fih, Daß er mit fidh jelber nicht 
babe in Widerſpruch kommen wollen; er würde aber in dieſen 
MWiderfpruch gerathen fein, wenn er jenen 7. Urt. unter lauter 
organische Artikel, deren Beftimmungen er für wejentliche, aljo 
nothwendige und bleibende, erklärte, in der Abficht aufgenommen 
hätte, um, nach Local- und Zeitverhältniffen und Jutereſſen, das 
MWefentliche wider dem Unweſentlichen, das Nothwendige dem 
Zufälligen, und das Bleibende dem Veränderlidhen, unterzuordnen. 
Darüber, daß fi ver Gefebgeber dieſes Widerſpruchs mit 
fi ſelber nicht fchuldig gemacht habe, und daß man ihn erft 
hinterher in einen folchen Widerſpruch ziehen möchte, kann aber 
derjenige gar feinem Zweifel Raum geben, welcher den, das 
Geſetz felber einführenden, Vortrag des Bundestags-Ausſchuſſes 
vom 15. Februar 1821, die Verhandlungen der 11. Sißung vom 
23. März 1821, über die Einwendungen des Herzogs von Olden⸗ 
burg, und die Verhandlungen der 17. Sikung vom 12. April 
1821, über die Erleichterungen, nicht ignoriren will. 
In allen jenen Verhandlungen und daraus hervorgegangenen 
Beichlüffen, ift der Grundſatz ausgeſprochen und feftgehalten worden: 
„Eine Ausnahme von der Regel kann, wieder wie eine Regel, 
nicht gefordert, fie fann nur zugeftanden werden im freien 
Vertrage mit Jenen, welche, durch Die geftattete Ausnahme 
an ihren, in den Geſetzen begründeten, Befugnifjen leiden würden.” 
Aber nicht bloß im Allgemeinen, Jondern auch im Beſondern 
iſt dieſer Grundſatz ausgeſprochen und feflgehalten und auf den 
casus in terminis, d. 5. auf die Forderung, die matritularmäßige 
Cavallerie durch erhöhte Infanterie-Stellung zu erfeßen, ange 
wendet worden: 
„Das Corps fol in Corps und Divifionen eingetheilt werben. 
Zu jedem Corps und zu jeder Divifion gehört, damit fie felbft- 
ſtändig und fchlagfertig agiren könne, eine nach technifchen 
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Gründen zu berechnende, beftimmte Anzahl von Reiterei. Dieſe 
_ würde, wenn fein anderer Xheilhaber an dem gemijchten Corps 
oder Divifion dafür eintritt, fehlen, und nicht nur das Ganze 
würde Darunter leiden, ſondern auch jeder einzelne Theilbaber, 
der mit feiner Gavallerie den Dienft für Gene mit verfehen 
müßte, Die ihre Duote nicht geftellt hätten. Es würde alfo 
das Recht der Einzelnen verlegt werden, was der Bund 
nicht darf. 
Diieſes nämliche Anerkenntniß wiederholte fih, nachdem das 
organiſche Geſetz über die Kriegsverfaſſung bereit® angenommen 
war, dahin: 
„Jede Ausnahme von der Regel, mag fie als eine Erleichterung 
oder um anderer Beziehung willen gewünfcht werben, wird 
von einem doppelten Geſichtspuncte aus geprüft werden müfjen, 
einmal nämlidy von dem des Bundes, Dann von dem der ein- 
zelnen, bei der Ausnahme interejfirten, Bundesglieder aus. 
Denn der Bund kann, als folcher, eine Ausnahme für zuläffig 
erklären, in jo fern fie das Intereſſe des Ganzen berührt, und 
die nämliche Ausnahme, welche einzelne Glieder in Anjpruch 
nehmen, kann wieder die Intereſſen anderer Glieder jo verlegen, 
daß fie, obwohl dem Ganzen unnachtheilig, dennoch, in Bezie⸗ 
bung auf die Nechte Dritter, für unausführbar gehalten 
werden müßte”. 

Daraus geht doch wohl jonnenflar hervor, daß Die Bundes⸗ 
gejeßgebung Ausnahmen von der Regel, weldhe durch irgend eine 
Mehrheit im Pleno oder im engern Rathe gemacht werben £önnte, 
niemals anerkannt bat, und Daß aljo die Behauptung, die Be- 
fugniß, Ausnahmen von der Regel zu machen, jei in dem 7. Art. 
der organischen Kriegsverfaſſung dem engern Rathe erteilt worden, 
eine durchaus unhaltbare, nidyt zu bejchönigende, Daher noch viel 
weniger zu rechtfertigende if. 

Diefer 7. Art. giebt dem engern Rathe dad Recht, über 
Militäreinrichtungen, Die in feinen Wirkungskreis fallen, zu ent: 
Icheiden, und legt ihm die Pflicht auf, da, wo er nicht entfcheiden 
fann, vermittelnd einzutreten. 
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Dad iſt Die ganze Bedeutung bes 7. Artikels, der jeinen 
Urſprung nur dem Wunſche verdankt, die Befriedigung einzelner 
Wuͤnſche, die gejeßlich nicht gefordert werben konnten und durften, 
im Wege der Unterhandlung herbeizuführen, 

Wer aber, jei es für fich jelber oder für Andere, über 
Wünſche, denen Bloß ein Suterefje, aber Fein Recht zur Seite 
fteht, unterhandelt, der hüte ſich, aus der Rolle des Wünfchenden 
und aus der Rolle deßjenigen, dem ein Bermittlungsgefchäft über- 
tragen ift, herauszutreten | 

$. 41. Wir wenden und nun zu dem 3, jener 6 Säße. 

C. 

„Dei allen Befreiungen ober Ausnahmen von der Regel 
kommt es, nad) dem 15. Art. der Schlußacte, wefentlich darauf 
an, ob Betheiligte, deren Zuſtimmung erforderlich if, vorhanden 
find oder nicht, Denn nur in dem Falle, wo einzelnen Bundes— 
gliedern eine befondere, nicht in der Verpflichtung Aller begriffene, 
Zeitung für den Bund zugemuthet werden follte, kann, ohne freie 
Zuftimmung jfämmtlicher Betheiligten, Fein dieſelben verbindender 
Beihluß gefaßt werben. | 

Es ift und zuvörderſt nicht Elar geworben, wie von dem 
Artikel 15 und von der daraus angezogenen Stelle, weldye von 
Leiſtungen für den Bund fpricht, eine Anwendung auf den Kal 
gemacht werben könne, in weldyem nur von Leiftungen für einzelne 
Bunbesglieder, von Ausnahmen, zu Gunften Einzelner, vie 
Rede ift. 

Springen wir aber auch über dieſe Kluft weg, fo müßte 
doch, um von jenem Satze eine fruchtbare Anwendung machen 
zu fönnen, vor allen Dingen conftatirt fein, daß die Leiftung oder 
Verwilligung für den Bund, welcher fi Einzelne entziehen zu 
fönnen glauben, als eine jolche bereits anerkannt fei, die in Der 
gemeinfamen Berpflichtung Aller wirklich Liege. 

In dem vorliegenden Falle. müßte aljo anerkannt fein, daß 
nicht fowohl Naſſau, ald vielmehr der Bund bei der Errichtung, 
nach welder Naſſau feine Gavallerie, dafür aber mehr Jufanterie 
ſtellen joll, wejentlich interefjirt und Daß man über die Art und 
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Weiſe, wie bie mit der Errichtung des Bundesheeres verknüpften 

Laften getragen werben follen, nod) nicht übereingefommen fei. 
Abgefehen davon, daß die Militärcommiffion jede Abweichung 

von dem richtigen Verhältniffe der Waffengattung für eine, dem 


Ganzen nachtheilige erflärt hat, braudht man e8 nur auf eine’ 


leicht zu machende Probe anfommen zu laflen, um eine ſolche 
Suppofition unmöglid zu finden. 

Naſſau nehme feinen Wunſch zurüd — und niemand wird 
daran denken, jene Abweichung aus Dem Grunde zu verlangen, 
daß fie für das Ganze nothwendig oder auch nur nützlich fei! 

Es handelt ſich aber hier nicht von einer Leiftung für den 
Bund, fondern von einer Leiftung für einen oder mehrere Einzelne, 
und eine ſolche Leiftung, weil fie mere facultatis ift, fann nicht 
in der gemeinfamen Verpflichtung Aller liegen. 

Wäre aber auch eine folche Verpflichtung denkbar, jo handelt 
28 fi) Doch bier von einer Ausnahme von einem vertraggmäßig 
errichteteu Gejebe, und niemand kann den einzelnen Gontrahenten 
nöthigen, einer Beftimniung des Vertrags unfreiwillig zu entjagen. 

$. 42. So irrelevant dieſer Sag ift, ebenjo irrelevant iſt 
auch der darauf folgende. 


„Zwiſchen dem Verhältniife des Einzelnen zu dem Einzelnen 
und dem Berhältniffe zwifchen Mebreren, in einem gejellichaftlichen 
Vereine, waltet Die Nerfchiedenheit vor, daß dieſer gemeinschaft: 
liche Verein, wenn er fi), und zwar nady dem Maasftabe der 
Geſetze des Vereins, d. h. nad) dem Maasſtabe, wie die Abſtim⸗ 
mungen aud Die Diffentirenden verpflichten, für die Bewilligung 
ausſpricht, eine moralische Perſon bildet, wenn gleich einzelne 


Mitglieder des Vereins anderer Meinung find, ftatt, daß, in dem Ber: 


hältnifje Des Einzelnen zum Einzelnen, Der Einzelne einwilligen muß“. 
Sjrrelevant ift Diefer Saß, wenn er auf den vorliegenden 
Fall angewendet werben foll, deßwegen 
1. weil bier gar nicht von einer Leiftung für den Bund, 
jondern von einer Ausnahme von einem vertraggmäßigen Geſetze, 
zu Ounften eines Einzelnen, die Rebe ift; 
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2. weil Ausnahmen von einem Geſetze nur dann geftattet 
werden dürfen, wenn Die babei Betheiligien einwilligen; alle find 
aber dabei betheiligt, daß Die Gleichheit vor dem Geſetze geachtet 
werde. 

$. 43. Aus diefen vier Sägen wird nun folgendes Princip 
conftruirt: 

E. 

„Wenn bei Einrichtungen der Militärverfafjung des deutjchen 
Bundes durch eine machgejucht werdende Ausnahme von ver 
Regel ein einzelned oder mehrere einzelne Bundesglieder allein 
beläftigt werden — dann ift deren Zuſtimmung erforberlicdh; 
wenn aber die Durch eine ſolche Ausnahme oder Befreiung ent- 
ftebende Beläftigung von allen Bundesgliedern, mit Berüdfichtigung 
der vorwaltenden Umflände und gegenfeitigen Vortheile, verhältniß: 
mäßig übernommen und getragen wird — dann entfcheidet 
Stimmenmehrheit. Durch Stimmenmehrheit wird, nach den Ge- 
ſetzen des Bundesvereins, in dem lebtern Falle, Die größere 
Beläftigung in eine, in der gemeinfamen Verpflichtung aller 
begriffene, Leiſtung oder Verwilligung verwandelt, und es waltet 
jener in dem Art. 15. der Schlußacdte bemerkte Umſtand, daß 
einzelne Bundesglieder eine bejondere, nicht in der gemeinfamen 
Verpflichtung Aller begriffene, Leiftung oder Verwilligung für den 
Bund zugemuthet werde, nicht vor”. 

Wie in den Prämilfen, jo wird nun auch in dem daraus 
abgezogenen Princip vorausgejeht, es handle fich hier von einer 
Zumuthung, welche an mehrere oder alle Einzelne, nach $. 15. 
der Schlußadte, gemacht werde. Diefe Vorausfekung ift aber, 
wie jo eben gezeigt wurde, falſch. Naſſau fucht eine Begünftigung. 
68 leifte darauf Verzicht, und Die ganze Verhandlung ift beendigt. 

Es handelt fih alſo bier Lediglih von einer Ausnahme, 
welche mit Den wohlerworbenen Rechten der Betheiligten und mit 
entgegenftehenden gejeglichen Beſtimmungen im Widerfpruche fteht, 
der nur in einer freien Vereinbarung befeitigt werben Tann. 

Aber auch abgejehen von dem ganz ungeeigueten Falle; fo 
ift der Unterſchied, der zwilchen einer Zumuthung, Die Allen, 
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und einer Zumuthung, Die nur Einigen gemacht werben will, ein 
bloßer Sophism. Der Art. 15. der Schlußacde will jedes 
Bundesglied dagegen fichern, daß ihm nicht durch die Majorität 
eine bejondere nidyt in der Verpflichtung Aller begriffene Leiftung 
oder Verwilligung für den Bund auferlegt werden Tönne Die 
Gründe des Geſetzes und das dabei vorausgefehte Verhältniß der 
Bundesglieder find aber durchaus diefelben, die Leiſtung werde 
von Binigen oder von Allen gefordert. Die Ausdehnung der 
Zumuthung Tann mithin auch Feinen Der Betheiligten um fein 
Recht bringen. Daß der Einzelne hier nicht mehr als Einzelner 
ericheine, daß denmad die Majorität befugt fei, den Begriff der 
befondern Leiftung, Durch Ausdehnung der bereits, ihrem Umfange 
nah, durch Stimmeneinhelligfeit feftgefeßten allgemeinen Ver: 
pflichtungen, aufzuheben, ift ganz und gar unerweislich, weil eine 
folche Befugniß der Bundesgeſetzgebung ſchnurſtracks entgegen ift. 

$. 44. Wenn aber nad) dem Vorhergehenden das Princip 
im Allgemeinen (und es tft jo allgemein, daß, wenn es als ein 
richtiges erfannt würde, feine Anwendung nicht bloß bei ber 
Einrichtung der Militärverfaflung des Bundes, fondern bei allen 
Bundesgejegen und allen Bundeseinrichtungen, finden müßte), ein 
irriges ift; jo fallt auch die im 6. Satze ansgedrückte Folgerung 
hinweg. Sie lautet fo: 

F. 
„Aus diefem Princip folgt: 

1. daß über die naſſauiſche Contingentftellung durch Stimmen: 
mehrheit, unter Zugrundlegung der Präfidial-Bropofition vom 
7. December 1821 entſchieden werden koͤnne. 

Die daraus erwachſende Beläftigung wird von allen Bundes⸗ 
gliedern verhältnigmäßig übernommen und getragen; dem Ermeſſen 
ber Mehrheit muß überlafjen werden, ob die aus ver geftattet 
werdenden Ausnahme entftehende Beldftigung durch den für das 
Ganze daraus erwachjenden Vortheil überwogen werde. Es wird 
dabei der Art. 14. der Schlußacte zur Anwendung gebracht”. 

Wir übergehen die zweite aus jenem Princip gezogene 
Folgerung, weil fie nicht hierher gehört. 
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Nehmen wir für einen Hugenblid an, das Princip fei richtig, 
jo ift Die daraus abgeleitete Folge dennoch falſch. Denn, könnte 
über die naſſauiſche Gontingentftelung auch durch Stimmenmebrs 
beit entjchieden werden, jo würde bie Entfcheidung zuverläfftg 
nicht unter Bugrundlegung der Präfidial-Propofition gegeben 
werben können, jondern ed würde, nad) der im $. 1. enthaltenen 
Deduction, nur zwijchen Naffau und den übrigen Mitgliedern 
bes 9. Corps zu entjcheiden fein. Einer ſolchen Entſcheidung 
müßte aber die, in Den Vortrage der Majorität, obwohl fie 
auf die Geftattung Der Ausnahme von der Regel anträgt, den⸗ 
noch gänzlih umgangene, Prüfung der Kragen vorhergegangen 
fein: 

1. ob Naſſau's Forderung aus einem befondern und wejents 
lichen Bebürfniffe hervorgegangen ſei? 

2. 05 jein Intereſſe mit dem Intereſſe Anderer nicht collivire, 
und welches von beiden das überwiegende fei? 

3. ob die Befriedigung jener Forderung dem Zwecke ber 
Geſammtheit vollfommen entjpreche ? 

Das jenes Bebürfuiß Fein befonderes und. wejentliches fei, 
daß das Intereſſe der gemijchten Armeecorps in hohem Grade 
gefährdet werde und die Befriedigung deſſelben den Zwecke der 
Gefammtheit nicht ent}preche, ift aber von der Mingrität in Diefem 
Bortrage bereitö erwielen, und alle gegen dieſen Beweis etwa 
noch zu erhebenden Zweifel würden durch Die einzige weitere Frage 
zurüdgewiefen werben können: ob irgend jemand zur Mitwirkung 
bei einer Einrichtung genöthigt werden koͤnne, von welcher gejagt 
wurde, daß ſie nur dann zuläfjig ſei, wenn ſich der Fordernde 
darüber zundächft mit fich jelber, dann aber auch mit den Andern 
einverfländigen koͤnne. \ 

Allein Die ganze Theorie ift durch und durch fall und 
daher unbaltbar, weil fie auf einem ($. 33 |.) nachgewiejenen 
Trugichluffe beruht, weßwegen e3 denn auch unnöthig war, Die 
einzelnen Säbe, auch als einzelne, beſonders zu wiberlegen. 
Noch überflüffiger würde es aber fein, auch auf die Verſuche 
zurüdzufommen, die, um vorausgejehene und ficher begründete 
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Einwendungen zu entfräften, in dem oben gegebenen Nachtrage 
($. 31) gemacht wurden. | 

$. 45. Da fih die von der Mehrheit des Bundestags- 
Ausichuffes in dem zweiten Abjchnitte ihres Vortrags aufgeftellte 
Theorie von der jo eben recenfirten Theorie nur dadurch unters 
jcheidet, daß fie dem Art. 7. der Kriegsverfaſſung in ihren allge 
meinen Umriffen und wefentlichen Beftimmungen auf die Ente 
ſcheidung der vorliegenden Frage gar Teinen Einfluß geftattet, 
und ibm feinen geftatten zu wollen, bei der Discuffion erklärt 
hat; fo iſt auch jene Theorie zugleich mit dieſer widerlegt. 

Beide Theorien drehen fich in dem gleichen fehlerhaften Zirkel 
herum, in den fie nur darum gerathen fonnten, weil ihre Urheber 
vergaßen, daß die Bundesgeſetze nichts find als Verträge; daß 
alle organische Bunbeseinrichtungen auf Vertragsbeftimmungen 
beruhen; daß von dieſen Vertragsbeftimmungen, ohne Zuftimmung 
aller Sontrahenten, Feine Ausnahme gemacht werden darf; daß 
deßwegen in der ganzen Bundesgefeßgebung von dem Rechte, 
Ausnahmen zu machen, gar nicht Die Rede fein konnte; daß aber 
der Grundſatz, nach welchem Feine Ausnahme anders, als im 
freien Bertrage, geftattet werden dürfe, ein theoretifch anerkannter 
und in einzelnen Fällen bereits practiich gewordener fei; daß 
mithin die Geftattung von Ausnahmen der Stimmenmehrheit 
ausdrüdlich gar nicht entzogen werden konnte, Daraus aber Der 
Schluß, fie fei der Stimmenmehrheit überlafien, keineswegs folge. 

II. 
Die Erklärungen auf die Präſidial-Propoſition. 

6. 46. Nachdem in dem vorigen Abfchnitte dieſes Vortrags 
die Vorjhläge, welche in der Präftdial-Propofition enthalten find, 
einzeln, jowohl in ihrem Princip als in ihren Folgen, geprüft, 
bad Gewicht der Hinberniffe, Die fich ihrer Annahme entgegen 
ſtellen könnten, gewürdigt, und dem beabfichtigten Rejultate der 
Darüber zu pflegenden Verhandlungen, der Character einer beflän- 
digen Vertretung, Die nur auf einer freien Mebereinkunft zwiſchen 
allen, näher oder entfernter betheiligten Bundesgliedern, mögen 
diefe nun als Einzelne oder in collectiven Einheiten erſcheinen 
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beruhen kann, gegen alle Einwendungen einer, in ihrem innerften 
Grunde, irrigen Theorie fiher geftelt worden find, will die Mi: 
norität noch einen Fritiichen Bli auf Die, von der Majorität des 
Bundestags⸗Ausſchuſſes Feiner Prüfung unterworfenen Erklärungen 
einiger, bei der nafjauifchen Bontingentftellung am nächften bethei- 
ligten Regierungen werfen. 

Unbemerft kann dabei die Minorität nicht laſſen, daß die 
Maijsrität des Bundestags⸗Ausſchuſſes in ihrem erften, aber zurüd- 
genommenen Berichte die Nothiwendigfeit, die bei der Formation 
des 9. Corps betheiligten Staaten zu vernehmen, anerkannt hatte, 

$.47. Königreidy Sachſen, welches an der Spiße der erften 
Divifion des 9. Corps fteht, erklärte ſich mit der Praͤſidial⸗-Pro⸗ 
pofition, unter der damals noch erlaubten VBorausfeßung, Daß das 
9. Corps von der Entjenvung zur großen Gavallerie-Iteferve 
gänzlich befreit werden würde, einverflanden, jedoch mit dem aus⸗ 
drüdlichen Vorbehalte, daß der Erſatz an Gavallerie nur aus der 
großen Gavallerie Referve genommen werde. 

Aus dem Vorigen geht hervor, daß die Präfidial-Propofition 
nur den Zwed hatte, in einer freiwilligen Weberkunft zwifchen 
mehreren nicht zum 9. Korps gehörenden Bundesgliedern, Mittel 
aufzufinden, Durch deren Anwendung vielleicht die Einwendungen 
befeitigt werden Fönnten, welche gegen den nafjauifchen Wunſch 
im 9. Corps, als eine Ausnahme von der vertragsmäßigen Regel, 
deren Fefthalten ein jeder Contrahent verlangen Tann, erhoben 
worden waren. 

In den für diefen Zwed gemachten Vorjchlägen mußte daher 
allerdings die Zumuthung an Andere liegen, etwas zu leiften, 
was fie urfprünglich zu leiften nicht verpflichtet waren. 

Unter ſolchen Umftänden fand es natürlich jedem einzelnen 
Bundesgliede frei, die Mitwirkung zu jenem Zwecke, auch ohne 
nähere Angabe der Gründe, abzulehnen, oder an beliebige Bedin- 
gungen zu knüpfen, deren Nichterfüllumg Leine andere Folge haben 
fann, ald daß es entweder bei der vertragsmäßig feftgejehten 
Regel verbleibt, oder daß, wenn biefe beftritten wird, Darüber 
auf verfafjiungsmäßigem Wege entſchieden werden muß. 
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So durfte denn auch Sachfen die Bedingungen feben, unter 
welchen allein es, unter Zugrundelegung der Präfidial-Propofition 
in die gewünschte Ausnahme von ber Regel einwilligen wollte. 

Ob dieſe Bedingungen von denen, welche bei deren Erfüllung 
interefjirt waren, zugeftanden werben, hieng, aus gleichen Gründen, 
lediglich wieder von der freien Zuflimmung dieſer Andern ab. 

Was nun die erfte Bedingung — daß der Erſatz an die 
zweite Divifion nur aus ber großen Gavallerie-Rejerve genommen 
werde — betrifft, fo war dieſe Bedingung durch Die Klugheit 
geboten, weil fonft vorausfichtlich jene Erjagleiftung, wenn fie 
nach den zweiten Vorſchlage aus der disponiblen Gavallerie der 
einzelnen Corps genommen worden wäre, in der Regel auf die 
erfte Divifton des neunten Corps gefallen fein würde. 

Wären dieſe beiden Bedingungen angenommen worden, jo 
hätte Das neunte Corps, durch die Erfüllung des nafjauijchen 
Wunſches nicht nur nichts verloren, fondern offenbar gewonnen. 

Gegen die Erfüllung Ddiefer Bedingungen lehnte fi aber 
das Intereſſe der übrigen Corps, vorzüglid) das der gemifchten, auf. 

Nicht nur wäre dann die Reſerve an ſich geichwäcdht und Die 
ohnedieß nachtheilige Entfendung von den gemijchten Corps er- 
höht worden, fondern es fiel auch auf fie die höchſt bedeutende 
Laſt, welche, wie oben nachgewiejen wurde, mit der zweiten Ents 
jendung aus der Reſerve zu dem neunten Corps verknüpft war. 

Daß ſich Dagegen die gemifchten Corps mit aller der Kraft, 
welche Geſetze ſonſt wohl zu geben pflegten, auflehnen würden, 
ſah jpäter das Eöniglich-Jächfiiche Gouvernement auch ein, und 
machte deßwegen den, mit Bericht des Militaͤr⸗Ausſchuſſes, Diefer 
hoben Berfammlung befonders vorgelegten, neuen Vorjchlag, der, 
wenn er das Intereſſe der zweiten Divifion Des neunten Corps 
befriedigt, in Beziehung auf das wejentliche Intereſſe des achten 
und zehnten Armeecorps, ſehr bedeutende Hindernilfe aus dem 
Wege räumt, obwohl die Analyje deſſelben zeigt, Daß auch er die 
gänzliche Befreiung des neunten Corps von der Entjendung zur 
großen Cavallerie⸗Reſerve, von welcher nur fcheinbar abftrahirt 
wird, involvirt. 
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Diefe Befreiung wird durch eine neue Art, die Beitrags⸗ 
pflichtigfeit der gemifchten Corps zu beflimmen, gewonnen. 

Diefe neue Beftimmung gründet fi aber auf folgendes 
Railonnement. 

indem von den Technifern das Verhältniß der Bavallerie 
zu dem Gontingente auf 4tel und das Maximum der Entjfendung 
auf itel der Savallerie beftimmt wurde, würde implicite anerkannt, 
daß den einzelnen Corps, als joldyen, zur Erhaltung ihrer Schlag: 
fertigfeit, vier Fünftheile derjelben unbedingt nothwendig feien. 
Was alfo an diefen vier Fünftheilen der Gavallerie, durch die 
verwilligten und noch zu verwilligenden Grleichterungen der Elei- 
neren Staaten den gemijchten Korps abgeht, das muß an dem 
einen Fünftheil abgezogen werden, welches als das Maximum 
der Entjendung zur Gavallerie-Referve feſtgeſetzt wurde, jo, Daß 
fi) bei den drei gemifchten Corps das Maximum der Entjen- 
dung, je nad) der verſchiedenen Beträchtlichkeit Der in ihnen ge 
ftatteten Srleichterungen, aud) verjchieden beſtimmt wird; bei dem 
achten Corps wird es J—x, bei dem neunten Corps Hingegen 
nur I—y und bei dem zehnten wieder }—z betragen. 

Segen dieje Theorie läßt fich, wie ed der Minorität ſcheint, 
nicht8 einmenden, weil fie auf Verhältnißmäßigfeit bafirt ift. 

In der Anwendung auf den einzelnen Fall ſetzt fie aber 
voraus, daß bie Erleichterungen, welche in dieſer Beziehung nicht 
nur auf das Ganze (Die Referve), jondern auch auf Die einzelnen 
Corps (deren Beitragsquoie) einen nicht unbedeutenden Einfluß haben, 
von biejen einzelnen Korps wirklicdy auch zugeftanden worden fint. 

Denn jo gewiß es in der Befugniß der ungemifchten Corps 
lag, die von den gemiſchten Corps in Anſprnch genommene Be- 
freiung aus dem Grunde zu verweigern, weil dieſe Befreiung 
gegen die Gleichheit der Rechte und Pflichten anftoße; eben jo 
gewiß Tönnen die ungemijchten Corps, aus gleichem Grunde, ihre 
Zuſtimmung zu dem verweigern, was jene Rejerve ſchwaͤchen würde. 

Wenn nun das neunte Korps, nach dem neuen Töniglich 
ſaächfiſchen Vorſchlage, nicht nur die Erleichterungen, welche aus 
guten Gründen denjenigen Staaten, die ſich bei der Gavallerie: 
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ftellung vertreten lafſen müfjen, einbellig verwilligt wurden und 
noch werden verwilligt werden, von dem Maximum der Entſen⸗ 
dung abziehen wollte, jondern auch Diejenigen 433 Mann Gavallerie, 
welche Naſſau Stellen Fönnte, aber nicht ftellen will, jo würbe, 
wenn darauf eingegangen wird, jenes ald Maximum beftimmte 
ein Fünftheil der Gavallerie des neunten Corps jo zuſammen⸗ 
jchmelzen, daß gar Feine militäriiche Gavallerte-Einheit mehr übrig 
bliebe, welche der Oberfeldherr zur Reſerve entbieten koͤnnte. 

Das Refultat wäre alfo -- die gänzliche Befreiung des 
neunten Corps von der Entjendung zur großen Referve. 

Sp gewiß nun auch den gemifchten Corps, wie jedem andern, 
gegen dieſes Reſultat ein wohlbegründetes Widerſpruchsrecht zu- 
fteht, fo ift, obwohl man ihre durchgängig gerechtfertigten Wünjche, 
in Beziehung auf die ihnen nothiwendige und dem Ganzen nüßlicye 
Befreiung von jener Entfendung, enthört, dennoch zu hoffen, daß 
fie ihre Zuſtimmung dazu an feine andere Bedingung fnüpfen 
werden, als an das Anerfenntniß, Daß jene Zuflimmung, durch 
- feine Mehrheit der Stimmen, fet es in der Plenars oder in der 
engern VBerfammlung, hätte erzwungen werben dürfen. 

8. 48. Kurheſſen, welches mit Naflau zur Bildung einer 
Divifion concurrirt, erklärte jeine Beiflimmung unter dem Vorbehalte 

1. daß feiner der übrigen Bundesftaaten eine gleiche Begün- 
fligung wie Nafjau in Anfpruch nehme. 

Bliebe es bei der gegenwärtigen Gefebgebung, würde das 
Arrangement für Naffau als eine Vertretung Raflau’s durch 
Andere, alſo wie ein Act des freien Willens allgemein anerkannt, 
fo würde dieſe Bedingung als überflüfftg wohl aufgegeben werden. 
Sept aber, wo durch eine eben jo neue als irrige Theorie die 
ganze vertragsmäßige Bundeögefeßgebung ſchwankend gemacht 
werben fol, in einem ſolchen Augenblide ift fie von Widhtigfeit, 
weil fie dazu noͤthigt, das Schwanfen wieder in irgend einen 
feften Bang zu bringen. Mag diefer Gang auf den alten Weg 
zurüd oder auf einen neuen hinführen, immer bleibt e8 Haupt 
fache, daß man wife, was man wolle, Daß man gegenfeitig fich 
nicht täufche, daß nicht mit ungleichem Maaße gemeflen werde. 
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2. Daß die Divifiond- und Brigaden-Bintheilung des neunten 
Corps dadurch nicht im mindeften geändert werde, fonbern es bei 
der zweiten Divifion in Drei Infanterie und zwei Gavallerie-Bri- 
gaben verbleibe. 

Sp gewiß Diefe Bedingung einentlich nur die innere Orga- 
nijation der Divifion angeht, jo kann fie Doch, nach dem was bei 
der koͤniglich⸗ſaͤchſiſchen Erklärung ausgeführt wurde, unzweifelhaft 
geſetzt werben, und fie ſcheint auch für Kurheflen in der Rückſicht 
wichtig, welche 

3. die Hauptbedingung an die Hand giebt, daß nämlid) 
durch das Detachement von der disponiblen Bundescavallerie, 
oder, nach dem neuen Eöniglichfächfischen Vorſchlage, Durch Die 
Savallerie der erften Divifion des neunten Armeecorps, die Lüde 
in der zweiten Gavallerie-Brigade der zweiten Divifton jeberzeit 
ausgefült, auch dieſes Detachement nicht zu oft gewechjelt, und 
in Beziehung auf das Brigade-Commando gemacht werde. 

Alle drei Bedingungen find an fih zuläffig und tangiren 
die andern Corps nur in jo fern, als fie vorausfeßen, daß Dieje 
in eine Detachirung aus der Disponiblen Cavallerie des Bundes⸗ 
heeres zur zweiten Divifion einwilligen würden, was aber aus 
oben angeführten Gründen bei allen Corps ohne Ausnahme nicht 
vorausgejeßt werden kann. 


8. 49. Der Eöniglich-niederländifche Geſandte überließ für 
Lugemburg unter folgenden drei Vorjchlägen die Wahl: 

1. Bereinigung des Iuxemburgifchen Contingent® mit dem 
nafjauifchen in eine gemeinjchaftlich zuſammengeſetzte Brigade, 
unter der Vorausfegung ber matrilularmäßigen Stellung ſaͤmmt⸗ 
licher Waffengattungen im ganzen Gontingente. 

Dieſer Vorſchlag ift in der geſetz⸗ und vertragsmäßigen Regel 
gegründet, deren Feſthaltung Luxemburg, wie jebed andere 
Bunbesglied, fordern darf. 

Soll aber von dieſer Negel eine Ausnahme gemacht werben, 
dann fordert Luxemburg 

2. daß das großherzogliche Kontingent, auf demſelben 
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urjprünglichen Fuß organifirt, als ein jelbftfländiger Körper 
anerfannt und einer Brigade gleich behandelt werde, 

Luxemburg darf diefe Bedingung, nach obiger Ausführung, 
jeßen; ed hängt aber von der freien Zuſtimmung der übrigen 
Bundesglieder ab, ob fie darauf eingehen wollen oder nicht. 

Diefe Bedingung involvirt eine neue Abweichung von einer 
Negel, welhe in dem Art. 4. der Kriegsverfaſſung in ihren 
allgemeinen Umrifjen und wejentlichen Beftimmungen und in ben 
8$. 23 und 26. der nähern Ausführung derſelben, feftgejeßt wurde. 

Anfangs war man im Bundestags-Ausfchufle der einftim- 
migen Meinung, Daß eine foldhe Ausnahme auf Feine Weife zu 
bewilligen fein dürfte, da durch fie die geſchloſſene und gegliederte, 
d. h. die organische Eintheilung des Bundesheeres zwar nur in 
einem einzelnen Falle, der aber ähnliche Anfprüche zum Verderben 
des Ganzen nach fich ziehen Tönnte, aufgehoben uud eines der 
wejentlichften Erfordernilfe jedes guten militärischen Organismus 
aufgegeben werden würde. 

Später wurde indefjen Doc, auch wieder behauptet, Daß dieſer 
indirecte Widerſpruch Luxembutgs gegen den nafjauifchen Antrag, 
und alſo auch gegen die Präfidial-Propofition, nicht geeignet fei, 
deren Annahme durch Die Majorität zu bindern und Naflau in 
die Nothwendigkeit zu verjegen, fein Contingent matrikularmäßig 
in allen Waffengattungen zu ftellen. 

Sobald aber zugegeben wird — was von Anfang an, mit 
Ausnahme Naffaus, nie widerjprochen wurde — daß der Wider: 
ſpruch Kurheſſens jene Wirkung dußern konnte, jo jpringt auch 
die Unzuläffigkeit jener Behauptung jofort in die Augen, denn 
dann hat jeder einzelne Theilhaber anı neunten Armeecorps das 
nämliche Necht des Widerſpruchs. Gin jeder derjelben kann vers 
langen, daß Naſſau im geſetzlichen Verhältnife zum Dienfte und 
zu der vorgefchriebenen Heeresabtheilung im neunten Corps bei- 
trage, und der Widerſpruch fann eben Jowohl unbedingt ausge- 
Iprochen werden, als er bedingt ausgeſprochen wurde, 

Wenn Luxemburg unbedingt „Nein“ jagen durfte, jo Tounte 
es auch nur bedingt „Ja“ jagen. Wird jeineBedingung verworfen, 
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jo bleibt es bei feinem unbebingten „Nein’, wozu ihm, wie 
jedem andern Bundesgliede, das Recht in jo weit zufteht, als 
von einer bereitd beftehenden gejeblihen Norm eine Ausnahme 
verlangt wird, 

Darum befteht auch Luxemburg nicht auf der Erfüllung diefer 
Beringung, feßt aber für den Fall, daß fie nicht eingegangen 
wird, eine andere. Dann fordert ed, nad) dem bei Naſſau ge: 
gebenen Beifpiele, 

3. daß auch ihm geftattet werde, ſein Gontingent, in dem 
bei Raffau angenommenen Berhältniffe, Durch Infanterie zu er: 
feßen, und auf ſolche Art aus dem Iugemburgijchen Gontingente, 
mit Inbegriff der dazu gehörigen Anzahl von Artilleriften und 
Pionniers, eine volftändige Infanterie-Brigade zu bilden, 

Ob dieß die Theilhaber am neunten Corps, ob dieß der 
Bund geftatten wolle, fteht dahin. 

So viel aber ift gewiß: Luxemburg darf mit vechtlichem Gr- 
folge feine Zuftimmung zur Ausnahme bei Naffau an diefe Be- 
dingung knüpfen; wird fie nicht erfüllt, bleibt e& bei der Megel; 
jol fie aber erfüllt werden: fo ift das neunte Corps, in feiner 
zweiten Divifion, als aufgelöft zu betrachten, und es wird, ba 
es nicht an Nachahmern fehlen wird, zu einer ganz neuen Eins 
theilung der Armeeeorps gejchritten werben müſſen. 

In dieſer Beziehung bietet aber der neue jächftjche Vorſchlag 
in der Vorausfegung daß die zweite Gavallerie-Brigade der 2. 
Divifion durch eine Entjendung von Der erften Divifion auf 
bleibende Weile erjeßt und dieſes Detachement mit ber luxem— 
burgiſchen Gavallerie zu einem Regiment verbunden werde, ein 
glückliches Auskunftsmittel allerdings dar. 

$. 50. Großherzogthum Weimar bat fih für die Prafi dial 
Propoſition unbedingt, dagegen haben ſich die übrigen Theilhaber 
am neunten Corps darüber noch gar nicht erklaͤrt. 

IV. 
Recapitulation und Anträge. 
8.51. Die Minorität des Ausſchuſſes glaubt bewiejen zu haben 
1. daß für Naſſau Fein mwefentliches Bebürfniß vorliege, fein 
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Contingent, fratt in allen Waffengattungen, nur in zwei Waffen 
gattungen zu ftellen ($. 8); 

2. daß die Befriedigung diefes nicht wejentlichen Bedürfniffes, 
an und für ſich betrachtet, für den hohen Zweck der Geſammtheit 
eher nachtheilig, als vwortheilbaft, oder höchftens gleichgültig fet 
($9; 

3. daß aber die Befriedigung jenes unweſentlichen Bedürfs 
nifje8 dem Ganzen pofitiv nachtheilig werben würbe, wenn dadurch 
die Verhältnißmäßigfeit feiner Theile, ohne freie Zuflimmung der 
Betheiligten, geftört werden follte; 

4. daß demnach die Erfüllung des nafjauischen Wunſches 
dem hohen Zwede der Gejanmtheit nur dann vollfommen ents 
iprechen Tönne, wenn fie, unter der Vermittlung des Bundes, 
durch eine freie Uebereinkunft zwiſchen Naſſau und allen, näher 
oder entfernter, dabei betheiligten Regierungen, bewirkt werben 
kann, durch eine Lebereinfunft, in welcher Vortheile und Nach» 
theile wirklich compenfirt werden ($. 10); 

5. daß der, urfprünglich nur zwilchen Naſſau und Kurheſſen 
über diefen Gegenftand obwaltende Streit, deſſen rechtliche Ent: 
Scheidung, wo möglicdy umgangen werben fol, fich in einer Lage 
befinde, in welcher, wenn entjchieden werden müßte, die Art 
der Entſcheidung kaum eine zweifelbafte genannt werben koͤnne 
($$. 11-14); 

6. daß der Charakter der in der Präfidial-Propofition ent- 
haltenen Ansgleihungs:Borjchläge Fein anderer, als der einer Vers 
tretung Naſſau's, in Beziehung aufeine, urfprürglich Diefem Staate 
obliegende, Verpflichtung durch andere Staaten fei; daß mithin 

7. zum Abſchluſſe dieſes Vertretungsvertragd die freie Ein- 
willigung derjenigen gehöre, welche, nach jenen Vorſchlaͤgen, 
Naſſau vertreten ſollen und daß die vertretenden Subjecte nicht 
jowohl in allen einzelnen Bundeögliedern gejucht werben koͤnnen, 
obwohl, an ſich betrachtet, jedes einzelne ein begründete Wider⸗ 
ipruchsrecht hat, jondern vielmehr nur in den numerischen und 
collectiven Einheiten, welche das Bundesheer conftituiren, d. h. in 
den einzelnen Armeecorps ($. 18). 
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8. daß alle gegen die Behauptung, nach welcher hier nur 
von einer Vertretung Naſſau's die Rede fein kann, erhobenen 
Einwendungen bloß auf Scheingründen beruhen ($$. 20—21); 

9. daß der Annahme des einen Vorſchlags, nach welchem 
der Abgang, den Die zweite Divifion bes neunten Armeecorpg 
erleidet, wenn Naffau jein matrifularmäßiged Reiter-Contingent 
nicht ſtellt, aus der großen Cavallerie⸗Reſerve des Bundesheeres 
erfeßt werden fol, in den Intereſſen Anderer ein wejentliches 
Hinderniß entgegenftehe, und daß diefe Andere ein vollfommenes 
Recht haben, dieſe Intereſſen als jolche geltend zu machen, welche 
anerfannt werden müfjen, welches ihnen aljo Durch feinen Beichluß 
des engern Raths entzogen werden kann (68. 23—29). 

10. daß aber audy über Die Verwendung der großen Caval⸗ 
lerie-Reſerve früher gar nichts beftimmt werden Tann, ehe über 
die Art, wie fie überhaupt gebildet werden fol, eine gejeßliche 
Beflimmung vorliegt, Diefe alſo, da fie noch nicht exiftirt, vor 
allen Dingen erft zu treffen ift ($. 29); 

11. daß der Annahme eines andern Vorfchlags, nach welchem 
der Abgang, den Die zweite Divifion des neunten Armeecorps 
dann erleidet, wenn Naffan fein matritularmäßiges Reiter⸗Con⸗ 
tingent nicht ſtellt, aus der Disponiblen Gavallerie der einzelnen 
Corps erjegt werden ſoll, in den Intereſſen Anderer ein weſent⸗ 
liches Hinderniß entgegenftehe, und daß dieſe Andere ein voll: 
fommened Recht haben, dieſe Intereſſen ald folche geltend zu 
machen, welche anerkannt werben müllen, das ihnen alſo durch 
feinen Beſchluß des engern Raths entzogen werden kaun (8. 30); 

12. daß dem Oberfeldherrn, zufolge der Grundzüge der 
Kriegsverfaſſung des Bundes, Die Befugniß, nach feinem Ermefjen 
alle und jede Art von Detachirungen, und namentlich Die hier 
irriger Weife als eine zeitliche Detadhirung in Vorfchlag gebracht, 
anzuordnen, nicht zuftehe, und ihm anders, ald durch Stimmen 
einhelligfeit, auch nicht ertbeilt werden könne ($. 31); 

13. Daß die aufgeftellte neue Theorie, nach. welcher über.bie 
naſſauiſchẽ Tontingentftelung unter Zugrundlegung ber. Präfibial- 
Propofition, durch Stimmenmehrheit im engern Rathefoll entſchieden 
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werden können, daß, jagen wir, dieſe neue Xheorie, welche Die 
Majorität des Binde Fags⸗Ausſchuſſes, wenigftens zum Theil (fielegt 
nämlich auf den Art. 7 der organifchen Kriegsverfaſſung das 
Gewicht nicht, welches der Erfinder jener Theorie darauf legt) 
aboptirt hat, durch und durch irrig ſei, indem fe auf einem voll⸗ 
Toınmenen Trugſchluſſe beruhe ($. 33 ff); 

14. daß, wenn man dieſe Theorie dennoch als eine richtige 
anerkennen wollte, fie, ehe fie auf den naſſauiſchen Fall ange- 
wenbet wird, als eine für alle Fälle, wo es fi um Ausnahmen 
von der Regel handelt und handeln wird, gültige anerfaunt und 
dann namentlid) auch auf alle Diejenigen Bundesglieder ange: 
wendet werden müfje, welche ähnliche Forderungen eatweder ſchon 
gemacht haben, oder noch madyen werden ($$. 37—41). 

15. daß aber ſelbſt, dann, wenn dieſe Theorie für eine folche 
anerkannt würde, weldye auf alle künftige Fälle, jebt aber auf 
den naſſauiſchen Fall und namentlich auf Die Bedingungen, unter 
welchen allein einzelne Bundesglieder, numerische und collective 
Einheiten des Bundesheeres, der Präftdial-Propofition beizutreten 
fi) entſchließen wollten, angewendet werben dürfe, fein Unbe- 
fangener daran denken Tönne, einen Streit nach pofitiven Be— 
flimmungen entjcheiden zu laſſen, der nur Darum entftehen Fonnte, 
daß man den urjprünglichen Streit, den zwilchen Kurheſſen und 
Raffau, nach pofitiven Beftimmungen nicht entjcheiden wollte 
($. 1). 

6. 52. Die WMinorität des Bundestags⸗Ausſchuſſes in 
Militärfachen vermag daher den Anträgen der Maforität Feines: 
wegs beizuftimmen. 

Denn, nad ihrer wohlbegründeten Ueberzeugung, Tann 

ad I. Hinfichtlich der Sache ſelbſt, die hohe Verfammlung 
nicht bejchließen, 

ad 1. daß die von Naflau verlangte Bewilligung jebt ſchon 
und unbedingt ertheilt werde. 

Sie kann, ohne Zuſtimmung Aller, 

ad 2. nicht beſchließen, daß der Oberfeldherr die von ihr in 
Antrag gebrachte Inſtruction erhalte. 
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Sie fann 

ad II. Hinfichtlich der Forın, vollends gar nicht bejchließen, 
daß, den Beltimmungen der Bundesace und Schlußacte der 
Miener Sonferenzen gemäß, über den vorliegenden Gegenftand 
im engern Rathe durch Stimmenmehrheit entihieden werde. 

6. 53. Die Minorität des Bundestags-Ausſchuſſes in 
Milttärfachen ftellt daher den 

Antrag: 

1. das Berlangen feiner Herzoglihen Durchlaucht von 

Naſſau, 
Sein Contingent nur in Infanterie und Artillerie, und zwar 
in einer completen Infanterie-Brigade von 3721 Mann, nebſt 
30 Pionniers oder Pontoniers, und einer Batterie von acht 
Stücken Geſchütz mit 283 Mann Artillerie zu ſtellen, 
als ein ſolches anzuerkennen, welchem, in Beziehung auf das 
Ganze, kein weſentliches Hinderniß entgegenſtehe: daſſelbe aber 

2. dem ungeachtet, und zwar in Gemäßheit der, in der 
Sitzung vom 12. April 1821, über die Ausnahmen von der Regel, 
welche als eine Erleichterung oder um anderer Beziehungen willen 
gewünjcht worden, aufgeftellten Grundfäße, nur dann für zuläffig 
zu erklären, wenn darüber zwiſchen ſämmtlichen Betheiligten eine 
Mebereinfunft zu Stande gekommen fein wird; 

3. die Anftände aber, welche der Bewilligung des, nafjauifchen 
Begehrens dermalen noch im Wege ftehen, an eine zu ernennenbe 
Vermittlungs⸗Commiſſion zu verweifen, vor welcher die Verbands 
lungen unter den Betheiligten, innerhalb und außerhalb des 
neunten Corps, binnen eines feflzufegenden Termins, gepflogen 
werben fönnen, 

6.54. Bei Diejen einander fo ganz entgegengejeßten Anträgen 
der Maforität und Minorität, wird fi) Die hohe Bundesver⸗ 
jammlung einer reiflichen Prüfung der jenen Anträgen zu Grunde 
liegenden Principien weder entjchlagen wollen, noch entichlagen 
fönnen. 

Erſteres nit, weil die Anträge der Majorität auf 
Principien gebaut find, welde, wenn darnach entidhieben 

Dritter Theil. 42 
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werben jollte, der Bunbesverfaflung eine ganz neue Geftalt 
geben. 

Leptered nicht, weil die Bejchäftsordnung bei wichtigern 
Gegenftänden vor der definitiven Befchlußnahme eine Discuffion 
in der Bundesverfammlung und einen Bejchluß Darüber, daß der 
Segenftand zur Abftimmung reif fei, vorjchreibt. 

Zu biejer Discuffion fordert die Minorität dieſe hohe Ver: 
ſammlung ausbrüdlidh auf. 

Um diejelbe zu erleichtern, glaubt fie nichts befjeres thun zu 
fönnen, ald Die Fragen, über welche in dem Falle, daß auf dem 
Grunde des neuen ſaͤchſiſchen Ausgleichungs-Vorſchlags, der aller- 
dings ſehr bedeutende Schwierigkeiten aus dem Wege räumt, 
feine freiwillige Webereinfunft zu Stande fommen follte, Fünftig 
abzuftimmen fein möchte. 

Die erfte Frage dürfte Die fein: Muß die Befriedigung des 
naflauifchen Wunſches, fein Gontingent, ftatt in allen Waffen: 
gattungen, nur in Infanterie und Artillerie ftellen und die fehlende 
Cavallerie Durch Infanterie und Artillerie erfeßen zu dürfen, als 
eine Vertretung, welche nur auf freiem Vertrage beruhen kann, 
angejehen werden oder nicht? 

Wird diefe Frago bejaht, jo folgt daraus die Genehmigung 
des von der Minorität ($. 53) gemachten Antrages von jelbft. 

Wird fie hingegen verneint, jo entitebt | 

die zweite Frage: Kann eine Ausnahme von der Regel, kann 
namentlich Die Ausnahme von den Beflimmungen einer organifchen 
Bundeseinrichtung, durch Stimmenmehrheit im engern Ratbe 
bejchlofjen werben ? 

Wird diefe Frage im Allgemeinen bejaht, — jo folgt Daraus 
die Genehmigung des von der Majorität (6. 35) gemachten An⸗ 
trages, daß über die naffauische Gontingentflellung durdy Stimmen» 
mehrheit entfchieden werde von felbft, keineswegs aber, daß Die 
Frage, zu Bunften Naſſau's, ſchon entjchieden jet. 

Wird diefe Frage nur in der Allgemeinheit, wie fie bier 
aufgeworfen wurbe, verneint, fo entfleht 

die dritte Frage: Kann dem ungeachtet eine Ausnahme von 
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ber Regel, weldye für die organifche Einrichtung des Bundes: 
heere8 gegeben ift, Durch Die Mehrheit der Stimmen im engern 
Rathe, etwa um deßwillen zugeftanden werben, weil diefe Be 
fugniß fchon in dem 7. Artikel der Kriegsverfafjung in ihren all» 
gemeinen Umrifjen und wejentlicyen Beftimmungen als eine für 
dieſe organijche Einrichtung befonders ertheilte anzufehen ift? 

Wirb dieſe, von der Majorität wie von der Minorität des 
Bundestags Ausfchuffes verneinte, Frage, in der Bundesver⸗ 
fammlung bejaht, }o folgt daraus zwar, daß, aber noch nicht, wie 
über die naſſauiſche Contingentſtellung entſchieden werden joll; es 
folgt aber auch daraus, daß alle Diejenigen Bundesglieder, welche 
auf den Grund der in den Wiener Gonferenzen gemachten Pro« 
pofition, Die Vertretung einer MWaffengattung durch die andere 
zu geftatten, Die Forderung, welche Naffau macht, auch zu machen 
die Abficht erklären, auf die Entjcheidung ihrer Anſprüche durch 
Mehrheit der Stimmen ebenfalld dringen Dürfen. 

Sit dieß im Neinen, dann entfteht aber noch vorher, ehe 
über die naſſauiſche Forderung wirklich entſchieden wird, 

bie vierte Frage: Soll der Streit über die nafjauifche Gon- 
tingentftellung, welcher urjprünglihd nur ein Streit über die 
innere Einrichtung eine® Corps war, oder fol, mit gänzlicher 
Umgebung einer Entſcheidung über den primären Streit, jofort 
der jecundäre Streit über die Bedingungen, unter welchen von 
andern Bunbesgliedern der Präfidial-PBropofition nicht beigetreten 
werden wollte, unter Zugrundlegung der Praͤſidial⸗Propoſition, 
entſchieden werden? 

Wie dieſe Frage entſchieden werden möge, jo entſteht endlich 
in beiden Fällen 

die fünfte Srage, welche mehrere Nebenfragen in ſich faßt, 
darüber: ob, nad) dem Antrage der Majorität des Bunbestags- 
Ausſchuſſes, ohne alle weitere Prüfung, zu Gunſten Nafjau’s, 
oder ob vorher Darüber entjchieden fein muß: 

1. Iſt das Intereſſe, welches Naſſau geltend macht, wirklich 
ein aus bejondern Verhältnifjen hervorgehendes und wefentliches 
Intereſſe? 
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Diefe Frage hat die Minorität verneint, die Majorität mit 
Stilihweigen übergangen. 

2. Steht dem naſſauiſchen Intereſſe nicht das Intereſſe 
anderer Staaten enigegen, welches wejentlicdher ift, als das 
naflauifche, und welches als unverlegbar anerfannt werben müßte, 
wenn die organiſchen Gejege und mit ihnen zugleich der Funda⸗ 
mental⸗Grundſatz des ganzen Bundes, der Grundſatz der Gleich⸗ 
heit in Rechten und Pflichten, durch eine einverſtandene Majorität 
nicht umgeftoßen werden koͤnnten? 

Die Majorität Hat fi) mit der Unterfuchung dieſer Frage 
gar nicht abgegeben, fie hat Vortheile und Nachtheile nicht gegen 
einander abgewogen. Die Minorität hingegen hat unterfucht und 
die Srage bejaht. 

3. Entjpridht die Befriedigung der von Naffau gemachten 
Forderung den Zwecken der Gejammtheit? 

Auch dieſe Frage hat die Majorität des Ausſchuſſes nicht 
gewürdigt. Die Minorität hingegen hat fie geprüft und ihre 
Ueberzeugung dahin ausgeſprochen, Daß die Befriedigung der 
naffauifchen Forderungen, an fich betrachtet, Den Bweden Der 
Geſammtheit eher widerfprecdye, als entipreche, daß fie hoͤchſtens 
für gleichgültig gehalten werden könne; daß aber die Rüdficht 
auf den Grundcharafter des Bundes, welcher Die freiwillige 
Mebereinkunft jeder Entfeheidung vorziehbt, und auf ben Wunſch 
des faiferlichen Hofes die Befriedigung Raſſau's raäthlich machen 
koͤnne. 

Die Minorität des Bundestags-Ausſchuſſes ſtellt demnach 
den weitern 

Antrag: 
daß es der hohen Bundesverſammlung gefällig ſein möge, die 
Fragen zu fiziren, über welche, in einem zu beftimmenden Beit- 
punkte, definitiv abgeftimmt werben jolle. 
Wangenheim. 
Lepel. 
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Die Verhandlungen über die gemifchten Armee⸗Corps zogen 
fi) noch lange bin und kamen demnad nicht bis zum Jahre 
1824 zur Erledigung. Wangenheim, Lepel und Blittersborff 
ſuchten Jeder feine bis dahin ausgeſprochene Meinung feſtzuhalten, 
und im Jahre 1824 gab endlich Königreich Sachſen einen neuen 
Antrag zu Protofoll, der wiederum an den Bundestagsausjchuß 
verwiejen wurde. Kür das achte Armee⸗Corps wurde am 27. Juni 
1822 eine Bermittelungs-Gommiffion ernannt, aber aud bier 
weiterer Vermittelung die Sache überlafjen. Nicht anders verhielt 
es jih) mit dem neunten Armee-Corps, insbefondere wegen der 
Contimgentſtellung von Naſſau. Trotz aller Ermahnungen bes 
Praͤſidial-Geſandten, Grafen v. Buol*), mußte dennoch die An- 
gelegenheit einer weitern gütlidyen Vereinigung überwiejen werden**) 
und ging 1825 20. Januar abermals an einen Ausschuß zurüd. 
Nur mit dem zehnten Armee⸗-Corps ging es etwas beiler, da nad) 
und nach faft alle tbeilnehmenden Staaten Verträge wegen ber 
Bildung der Divifionen getroffen hatten. 

So tritt der erfte große Hauptabjchnitt in die Gejchichte der 
Thätigfeit der Bunbesverfanmlung ein, und die Militaͤr⸗Ange⸗ 
legenheiten des deutſchen Bundes waren in beni i Beitraume von 
jaft act Sahren. burdaus nicht überall geortnet. Die fünf 
legten Abfchnitte über die Örundzüge der Rriegsver 
fafjung waren aber doch in der Sigung vom 11. Juli 
1822 definitiv angenommen. Oeſterreich flimmte unbedingt 
bei, mit ihm zugleid alle andern Staaten, nur Preußen hatte 
feine Zuftimmung.in ber Erwartung gegeben, daß In tiefem legten 
Abichnitt feine Beftimmungen enthalten ſeien, melde, wenn ſich 
kunftighin ein Bedürfniß auf feine bei ber Berathung fonft ‚ge 
machten Vorſchläge zurüdzufommen, zeigen duͤrfte der weitexn 
Eroͤrtering ten Hinderniß entgegen ſiellen würden, Kurheſſen 
ſtimmte bei, obwohl es gewuͤnſcht hätte, daß der vom Bundes— 
tags⸗Ausſchuß beantragte Zuſatz zum $.56 der frühern Redaction, 

*) Sep. Prot. 25. Sitz. 1821. Fol. 801. 

**) Sep. Prot. zum 27. Juni 1820. Fol. 610. 617. 
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dann der $.85 ftehen geblieben wären“). Dabei machte ed noch 
folgende Bemerkung: 

„Die in dem 6. 55 aufgenommene Beflimmung, daß zum 
DBehufe der großen Gavallerie-Rejerve von den gemifchten Armee 
Corps nur?bis zum Sechstel ihrer Gavallerie beordert werden 
fönne, während den ungemiſchten Korps bis zu einem Fünftel 
genommen werden darf; und gewiſſermaßen auch die weitere Be 
flimmung, daß die Zahl, um weldye die Kavallerie eined Corps 
durch vom Bunde genehmigte Einrichtungen, gegen den matri- 
fularmäßigen Betrag fich mindert, von dem Duantum abgezogen 
werben fol, welches detachirt werben darf; beides, ſage id, find 
Bergünftigungen für die gemifchten Armee-Corps, die ald Aus- 
nahmen von der Regel nur dur Kinftimmigfeit gewährt, und 
namentlid durch den Widerjprudy eines der Staaten, weldye un- 
gemiſchte Korps fielen, bintertrieben werben koͤnnen. Die er 
forderlihe Ginftimmigfeit ift nun zwar vorhanden, und injoweit 
gegen die Gültigkeit des Befchluffes nichts einzuwenden. Weil 
aber die vorliegenden näheren Beftimmungen, als die weitere 
Ausführung der Grundbeftimmungen, jonft durchaus der Stimmen 
mehrheit unterliegen, fo fiebt ſich die Geſandtſchaft veranlaßt, 
die Aufmerkſamkeit diefer hohen Berfammlung hierauf zu lenken 
und ohne die Faſſung eines bejonderen- Bejchluffes bejahen zu 
wollen, fih gegen die auß dieſem Vorgange etwa abzu- 
leitende Kolgerung des Grundſatzes, daß Ausnahmen 
von der Regel durh Stimmenmehrheit beſchIoſſen 
werden Könnten, ausbrüdlich zu verwahren“. “ 


Dr u 2) A Zee — vr 


*) Mol. oben ©. 470. 
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